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7.  Staat0l)ait5|)alt-  ititli  ^Hükmt^n 

des 

Köni^eichs  Hannover. 


A.  Im  AIlgemeineiL 

Hannover  erlangte  eine  einflussreiche  Stellung  in  DmUciir 
l(md  durch  Erwerbung  der  neu  begründeten  neunten  Chur- 
wörde  (Vertrag  mit  Oesterreich  vom  1J2.  März  1692)  es  erhielt 
eine  europäische  Bedeutung  dadurch,  dass  sein  Kurfürst  Georg 
Ludewig  (vom  23.  Januar  1698  bis  22.  Juny  1727)  als  König 
Georg  I.  am  12.  August  1714  den  britischen  Thron  bestieg. 
Die  Vertreter  des  Volks  halten  ihn  berufen  und  der  Wille 
einer  selbstbewussten  kräftigen  Nation  setzte  sein  Anrecht 
durch  gegen  die  Umtriebe  ausländischer  Gegner  und  innerer 
Parteigänger. 

Eine  der  vielen  wichtigen  Folgen,  welche  diese  Verbin- 
dung für  das  Land  Hannover  hatte,  war  dass  es  in  die  Lage 
kam  fast  immer  Englands  europäische  Kriege  mit  austragen 
zu  müssen.  So  fochten  im  österreichischen  Erbfolgekriege  die 
Hannoveraner  fiir  Oesterreichs  Kräftigung,  während  sie  im 
siebenjährigen  Kriege  für  Preussens  Rechte  kämpften.  Georg  IL^ 
der  treue  Freund  seines  Stammlandes,  welches  er  recht  häu- 
fig besuchte,  erlebte  das  Ende  dieses  Krieges  nicht  (f  25.  Ok- 
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tober  1760).    Sein  Enkel  Georg  III.  (geb.  4.  Juny  1738,  ge- 
storben 29.  Januar  1820)  bestieg  den  Thron  unter  den  gün- 
stigsten Aussichten,   allein  in  seine  Regierungszeit  Tällt  eine 
Reihe  von  Begebenheiten,  welche  auch  für  Hannover  die  Quelle 
von  viden  Drangsalen  und  die  Ursache  zahlreicher  und  wich- 
tiger Veränderungen  war.      Nur   beiläufig  ist  zu  erwähnen, 
dass  Hannoversche  Truppen  zwischen  1770  und  1790  Tiir  Eng- 
lands Interessen  in  Gibraltar,   auf  Hinorka  und  in  Ostindien 
stritten,  aber  nicht  als  verkaufte  Söldlinge,  sondern  als  frei- 
geworbene Mannschaften;    während  Hannover,  obgleich  im 
Bunde  mit  Preussen  (Fürsienbund  1785)  im  Bayernschen  Erb- 
folgekriege nicht  zum  Kampfe  kam.    An  den  Kriegen,  welche 
aus  der  französischen  Revolution  entsprangen,  nahm  Hannover 
nur  eim'ge  Jahre  hindurch  thätigen  Antheil;   dann  bewahrte 
ein  militärischer  Grenzkordon  (seit  1796)  das  Land  vor  feind- 
lichen Ueberzügen.    Als  jedoch  der  Lüncviller  Friede  (9.  Feb- 
ruar 1801)  diesen  Schutz  aufhören  machte,  musste  Hannover 
gegen  die  mit  England  im   Kriege  befindlichen  Mächte  auf 
andere  Weise  gewahrt  werden  und  so   wurde  es  denn  der 
Obhut  Preussens  anvertraut  (Vertrag  vom  3.  April  1801),  welche 
das  Laid  erst  in  Folge  des  Friedens  zu  Amiens    (25.  März 
1808),  wider  verliessen.     Die  Ruhezeit  war  jedoch  von  so 
kurzer  Dauer,  dass,  bei  dem  wider  ausgebrochenen  Kriege 
swischeo  England  und  Frankreich,  schon  am  28.  May  1803 
Franzosen  eindrangen^  was  die  s.  g.  Konventionen   von  Su- 
Ungen   und  Arteinburg  (3.  Juny  und  5.  July  1803)  herbei 
fiihrte:   Maasregeln,  welche  eben  so  sehr  von  der  misslichen 
Stellung  Hannovers  als  Anhängsel  Englands  Zeugniss  gaben, 
wie  den  Beweis  lieferten,  dass  die  damals  leitenden  Männer 
den  Ereignissen  nicht  gewachsen  waren;  obgleich  allerdings 
die  Begebenheiten  der  nächsten  Jahre  zeigten,  dass  auch  in 
andern  Staaten  Deutschlands  die  grossen  Männer  sehr  selten 
geworden  waren.    Mit  Abfuhrung  der  einige  Millionen  Thaler 
werthea  Kriegsbeute  nach  Frankreidi,  begann  der  zehigahrige 
Zeitraum  von  Leiden  und  Lasten  aller  Art.    Sein  erster  Ab- 
schnitt, die  fnmiötische  Be$ei»ung   (vom  July  1803  bis  Ende 
November  1805),   kostete  zusammengenommnn   dem  Lande 
28  hi»  27  Millionon  Thaleri  ohne  die  Einquartierungs-Last  und 


ohne  die  Kosten  der  fortwährenden  Durchmärsche;  wobei  e$ 
noch  als  ein  grosses  Glück  betrachtet  werden  rouss,  dass  die 
Ktglieder  der  Landes-Deputations-Kollegien  and  der  Exeku« 
tiv-Kommis^on ,  durch  Fähigkeil,  Kraft  und  aufopfSernde  Thä-* 
tigkeii  mandies  Leid  abwendeten  oder  doch  milderten.  Die 
Fraozosen  warden  durch  die  ans  England  zuräckgekebrteft 
Hanaoversohen  Truppen  (Königl.  deutsche  Legion),  durch  Eng* 
länder,  Sdiweden  und  Russen  ersetzt ;  bb  eine  Uebereinkunft 
zwischen  Preossen  und  Frankreich»  zur  Besetzung  mit  preossi* 
sehen  Truppen  (27.  Januar  1806)  fiihrte»  wddie  bald  in  eine 
Eigenthums-Brklärung  (Manifest  vom  1.  April  1806)  ausartete« 
Die  Unfälle,  weldie  das  preussische  Heer  im  Oktober  1806 
erlitt  und  dann  formell  auch  der  Tilsiter  Frieden  (7.  u.  0.  July 
1807)  überlieforten  Hannover  (ungeachtet  aller  Protestationen 
der  Regierung  in  England  und  der  Behörden  im  Lande)  der 
freien  Veriiigung  Napoleons;  dessen  Dekret  vom  18.  AugusI 
1807  einen  Theil  zum  neu  gebildeten  Mönigreiche  ITeHphidm 
schlug,  während  der  andere  Theil  von  den  Franzosen  selbst 
^chfolls  systematisch  ausgesogen  wurde.  Am  1.  März  1810 
fiel  auch  der  Rest  des  Landes  an  das  Rheinbund-Königrmdi, 
wogegen  schon  durch  Dekret  vom  10.  Dezember  1810  der 
französische  Kaiser  vom  vormaligen  KuHUrstenthum  Hannover : 
einzelne  Theile  des  Fürstenth.  Kaienberg,  ein  Drittheil  des 
Fdrstenlh.  Lüneburg»  die  Hälfte  von  Lauenburg,  ganz  Osna* 
bmek  mit  Wildeshausen,  Hoya,  Diq>holz,  Bremen  und  Verden ; 
mit  Frankreidi  unmittelbar  vereinigte. 

Es  war  eine  traurige  Zeit,  die  Zeit  dieses  fremden  Jocha 
mid  mit  allgemeinem  Jubel  wurde  de^lb  die  Proklamation 
des  früheren  Ministeriun^  (Hannover  3.  November  1813)  be- 
grttssl,  wdche  das  KurfUrstenthum  herstellte.  Hannover  be- 
kam aber  seinen  aken  König  nicht  wider.  Widerholte  Anfölle 
voD  Geisteskrankheit  Georg  U.  hatten  in  England  zur  Wahl 
seines  ältesten  Sohnes,  Georg  IV.  ofe  Prmz^.^Regmt ,  geführt 
(18.  Dezember  1810,  Februar  1811  und  18.  Februar  1818). 

Ifit  der  Widerkehr  der  froheren  Ordnung  der  Dinge, 
kehrten  auch  die  aUm  Gewalthaber  in  ihre  Stellen  zurück; 
«il  Hmen  kamen  die  nicht  vergessenen  Verwaltungsgrundsätze 
md  Üe  sonstigen  Gewohnheiten  der  Vergangenheit  wider. 
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Die  Verwaltung  der  früheren  Zeit,  obgleich  sie  im  Rufe  der 
Vortrefflichkeit  stand,  halte  ihre  sehr  schwachen  Seiten,  welche 
durch  die  Fremd-Herrschaft  enthüllt,  nach  dem  Jahre  1613 
keine  so  nachsichtige  Beurlheilung  mehr  erfuhren  als  vordem; 
obgleich  allerdings  die  politische  Lage  Deutschlands  gestaltete, 
dass  eine  durchgreifende  Aenderung  erst  weit  später  eintrat. 
Die  Verhältnisse  der  Landesverfassung  und  des  Grundeigen- 
ihums  hatten  im  Kurstaate  Hannover  bewirkt,  dass,  selbst  dem 
Landesherrn  gegenüber,  der  Adel  eine,  nach  allen  Richtungen 
zur  Geltung  gelangende  bedeutende  Macht  erlangte,  welche 
seit  der  Abwesenheit  des  Fürsten  noch  vergrössert  wurde  und 
fortwährend  stieg.  Dies  geschah  weil  die  höchste  Staatsdie* 
nerschafl  im  Lande  mit  fast  unumschränkten  Vollmachten  ver- 
sehen war  und  weil  diese  ganze  obere  Verwaltung  grundsaiz- 
gemäss  in  den  Händen  des  Adels  sich  befand.  Die  höchst 
einflussreichen  und  einträglichen  Referentenstellen  in  den  Ober- 
Behörden  wurden  zwar  aus  dem  Bürgerslande  besetzt,  waren 
aber  ein  fast  erbliches  Besitzthum  einer  kleinen  Anzahl  bür« 
gerlicher  Familien  geworden^  deren  persönliche  Interessen  mit 
denen  des  Adels  nicht  in  Widerstreit  kamen.  Das  Beispiel 
von  oben  hatte  in  den  Provinzen  und  Städten  wilUge  Nach* 
abmung  gefunden,  allenthalben  in  grösseren  und  kleineren 
Kreisen  wurde  die  unbeschränkte  Herrschaft,  die  alleinige 
Geltung  des  Beamtenthums  und  einzelner  Klassen  des  Volks 
als  Verwalttungs-Grundsatz  durchgeführt.  Hiernach  ist  sehr 
begreiflich,  dass  eme  solche  Regierung  eigenAümliche  Kraft 
füölU  besitzen  konnte,  deren  ganze  Verwaltungskunst  darin 
bestand,  das  Vorgefundene  möglichst  genau  zu  erhalten  und 
durch  eine  Menge  ofl  sehr  kleinlicher  Anordnungen  im  Sinne 
des  Althergebrachten  auszubilden.  Diese  Verwaltung,  welche 
sdion  damals  ihre  Zeit  überlebt  hatte,  bradi  deshalb  aiiph 
beim  ersten  Sturme  von  aussen  zusammen  und  die  seit  1790 
immer  deutlicher  hervortretende  innere  Gährung  unter  den 
unberechtigten  Volksklassen,  bewies  dass  mindestens  das  dun- 
kele Gefühl  ihrer  Gleichberechtigung  schon  auf  sie  Einfluss 
gewonnen  hatte.  Im  Jahre  1813  wetteiferten  zwar  alle  Stände 
des  Landes  für  die  Eersteihmg  der  riechtmässigen  Regierung; 
dies  geschah  aber  in  Hannover  wie  im  gesatnmtea  übrigeo 
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Dentsdiland  nur  in  der  sichern  Erwartung,  dass  dieser  Aner- 
kennang  der  Rechte  der  Fürsien,  die  Anerkennung  der  Volki^ 
redite,  mindestens  als  Lohn  der  Treue,  folgen  werde.  Die 
BnttöDschang  wurde  jedoch  in  Hannover  fast  noch  rascher 
herbei  gefuhrt  als  anderswo,  indem  das  Erste,  was  man  wider 
herzQsiellen  suchte,  die  alten  Vorzüge  (Steuerbefreiungen  und 
sonstige  Ausnahmen  von  Lasten,  Patrimonialgerichte ,  Adels* 
sielten,  Pachtwesen  der  Beamten  u.  s.  w.)  auf  der  einen  Seite 
und  die  alten  Lasten  (durch  Vernichtung  der  Entfesselung  des 
Grundbesitzes,  Bevormundung  aller  Art  u.  s.  w.)  auf  der  an- 
dern Seite,  waren.  Dies^  Bestreben  führte  sogar  in  den  neu 
erworbenen  Landestheilen  zu  Maasregeln,  welche  man  als 
Kränkung  unzweifelhafter  Rechte  derselben  betrachten  kann. 
Dergleichen  Erwerbungen  waren  nach  der  Wiener  Kongress- 
akie  vom  9.»  Juny  1815:  Art.  27: 

1.  Das  Ftlrstenthnni  Hildesheim, 

2.  Stadt  und  Gebiet  Goslar, 

3.  Fürstenthum  Ostfriesland  und  Harlingerland , 

4.  die  niedere  Grafschaft  Lingen    und  ein  Strich  vom  Für- 
stenthum Münster; 

sämmtlich  von  Preussen. 

Art  32:  Das  Amt  Meppen  und  ein  Theil  von  Rheina- 
Wolbeck  (die  Pfandschaft  Bentheim,  damals  unverändert 
bleibend ,  wurde  durch  spätere  Verträge  geregelt  —  z.  v.  die 
Verordnungen  vom  18.  April  1823  und  21.  July  1848). 

Abtretungen  Hannovers  dagegen  waren  nach  Art*  29 : 

1.  der  Theil  des  Herzoglhums  Lauenburg  und  die  Lünebur- 
gischen Dörfer  am  rechten  Elbufor, 

2.  das  Amt  Klötze, 

3.  das  Amt  Blbingerodo, 

4.  die  Dorfeehaften  Rtidigershagen  und  Gänseteich, 

5.  das  Amt  Reckeberg, 
sämmtlich  an  Preussen. 

Art.  33:  An  Oldenburg  ein  Distrikt  mit  5000  Bewohnern. 

Einer  der  wenigen  Zweige  des  öffentlichen  Dienstes,  bei 
welchem  die  Hannoversche  Regierung  das  vor  der  Fremd- 
herrschaft Bestandene  nicht  sogleich  wieder  einführte,  war  das 
^ändewesm.  Anstatt  die  früheren  Provinzialstände  wieder  zu  er- 
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weekeo ,  berief  eine  Königliche  Proklamation  vom  19,  Augosi 
1814  Abgeordnete  sänuntlicher  Landschaften  zo  einem  aUge- 
meinen  Landtage,  der  s.  g.  provisoriicken  S4ändeoer$ammhmg; 
deren  Wirksamkeit,  mit  dem  14.  Dezember  1814  beginnend, 
am  32.  May  1819  aufhörte.  Schon  vor  deren  Zusammentritt, 
am  31.  Oktober  1814,  erklärte  Hannover  auf  dem  fFJener 
Kongresse : 

,,dM0  eia  ReprisantaÜvsysten  in  DeotschlMid  von  dem  ilttsten  Zei- 
,,teii  lier  Reehteiui  gewesen;  die  näheren  Bestfanmongen  himm  mai 
yjfOmlichem  Vertrag  zwischen  dem  Landeslierm  und  den  Unterthanen 
,,beraht;  der  YerfAll  der  deutschen  Reichsverfassung  habe  im  recht- 
ijllchen  Sinne  nicht  auch  den  Umsturz  der  Territorialverfkssung  deut- 
y^M^er  Staaten  nach  sich  gesogen;  es  mftsse  daher  darauf  bestehen: 
ff\y  daas  die  auf  Gesetien  oder  Vertrftgen  beruhenden  T^rritorialrer- 
y/iumngen  erhalten |  t)  daas  da,  wo  bisher  keine  VerflMsungen  be« 
yyStaiideny  neoe  eingerichtet  wOrden,  und  swar  soiitea  die  Stände 
^wenigstens  Iblgende  Rechte  haben:  1)  EinwUligung  zu  den  nute- 
fliegenden  Steuern;  t)  Stimmrecht  bei  der  Gesetzgebung;  3)  Mltauf- 
9isicht  fiber  die  Verwendung  der  Steuern;  4}  Anlclage  schuldiger 
ii8taatidiener.<< 

Auch  in  den  Verhandlungen  des  Bundestages  über  die 
Erfüllung  des  Art  13  der  Bundesakte  (vom  22.  Dezember  1817 
bis  25.  May  1818),  trat  Hannover  auf  die  Seite  der  eifrigsten 
Verfechter  der  deutschen  Verfassungssache  (z.  v.  die  Rede 
des  Gesandten  von  Härtens  am  6.  April  1818);  während  auf 
dem  Hinister  -  JSToii^eM  zu  Karlsbad  (vom  6.  bis  31.  August 
1819)  der  hannoversche  Abgeordnete  Graf  Münster,  (unein- 
gedenk  seiner  Abstimmungen  auf  dem  Wiener  Kongresse)  die 
Erklärung  abgab: 

^dass  schon  die  Bundesakte  jede  Regiemog  verpHichte,  den  gesetz- 
^massigen  Standpunkt  ihrer  Souveranet&t  nicht  zu  verrilcken,  indem 
^ie  ihren  Landstfinden  Rechte  einräume,  die  derseiben  widerstreben, 
„oder  wohl  gar  sa  Revolutionen  fahren  kOanten;  wie  denn  auch  z.  B, 
,idie  Oefentlichkeit  ständischer  Berathungen  einen  Unfug  bewirke,  der 
,,nicht  mehr  geduidet  werden  kÖnne>^ 

Aus  die&en  Aeusserungen  kann  schon  auf  den  Inhalt  des 
der  provisorischen  Ständeversammlung  unter  dem  2.  April 
1819  vorgelegten  Verfassungs  -  Entwurf s  geschlossen  werden 
(z.  V.  die  Aktenstücke  des  provisorischen  Landtags  Bd.  I., 
Seite  49  bis  64,  besonders  den  höchst  bemerkenswerthen  In- 
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baH  des  kanigücben  Raskripis  vom  5.  Junar  1810)«  Fräberi 
Aozachen  beabsichtigter  Beschränknogen  waren:  die  Vmnpm^ 
fenmg  dir  0$femtU€kheU  der  atändischeii  Verbandbingen  (An- 
trag der  Stände  vom  6.  April  1816  and  die  sebr  loBenawertbe 
Schrift:  Das  Königreich  Hannover  nach  seinen  öffentlichen 
Verhältnissen,  herausgegeben  von  Luden,  Hannover  1818); 
femer  die  Wiederherstellung  der  Prafrinualkmdid^aflm  im 
Oktober  1818,  oSenbar  zu  dem  Zwecke,  um  einem  etwaigen 
Geiste  der  Reform  im  allgemeinen  Landtage,  durch  den  ilber- 
mttchtigen  Aristokratismns  dieser  Versammlungen  die  Spitze 
zu  bieten.  Sie  haben  zwar  fär  diesen  Zweck  praktische  Be- 
deutung nicht  erlangen  können,  weil  die  Art  ihrer  Zusammen- 
setzung niemals  Interesse  für  sie  erweckte;  sind  aber  der 
schaffendiMi  Regierung  zuweHan  lästig  geworden. 

Die  provisorische  Ständeversammluog  mitengog  den  Ver- 
fasflongsenlwarf  einer  ausführlichen  Prüfung,  wovon  das  Er- 
gebniss  war,  dass  eine  Mehrheit  (der  man  wahrlich  keine  Ud* 
bescheidenheit  vorwerfen  kann)  vielfache  Bedenken  gegen 
dessen  Inhalt  äusserte,  deren  Richtigkeit  auch  die  Erfiabning 
der  fblgenden  zwölf  Jahre  bewährt  hat.  Die  Regierung  ging 
jedoch  auf  die  wesentlichsten  Ausstellungen  nicht  ein,  sondern 
verköndete  durch  Patent  vom  7.  Dezember  1810  die  Verfaß 
sung  der  attgemeinen  Stände  des  Känigreieks;  nachdem  sie 
unter  dem  26.  Oktober  1819  ein  Reskript  an  die  Provinzial- 
Landacharten  erlassen  hatte,  worin  die  Mehrheit  der  allge- 
meinen Stände  harten  Tadel  erfuhr  (Aktenstücke  I.  Seite  86), 
Zugleich  erging  an  die  Provinzial-Landschaflen  der  beitimmU 
Befehl,  nach  dem  neuen  Verzeichnisse  Deputirte  zu  wähleui 
ein  Befehl,  dem  diese  zwar  gehorchten,  der  aber  (wenigstens 
nach  dem  entgegenstehenden  Inhalte  der  sieben  Monate  spar 
ter  erlassenen  Wiener  Scblussaktß  vom  15.  May  1820  zu  ur-* 
theilen)  des  Schutzes  der  Bundesversammhing  damals  sich 
niciu  erfreut  haben  würde 

Auf  Grund  dieses  Patents  ist  der  II.  allgemeine  Landtag 
vom  7.  Dezember  1819  bis  zu  seiner  Auflösung  am  31.  Ok- 
tober 1825,  der  III.  allgemeine  Landlag  vom  23.  Januar  1826 
bb  zum  13.  Januar  1832,  wo  er  aufgelöst  wurde,  in  Wirk-> 
samkeit  {^wesen.    Aifoe  (Ueber  die  gegenwärtige  Lage  des 
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Königr.  Hannover.  Jena  1892)  urtheilt  über  die  WirksamkeU 
d9r$dbm  wie  folgt: 

Die  neae  Yersaniiilaiig  (rat  nun  ins  Leben,  kr&nkelnd  an  drei 
ßnindfehleni ,  die  sie  erst  im  zwölften  Jahre  zu  überwinden  begon- 
nen hat:  einem  gänzlichen  Mangel  anvertrauen  und  Achtung  in  Folge 
ihrer  Entstehung;  einem  ungemeinen ,  unüberwindlichen  Einflnsse  der 
Regierung ,  gefordert  durch  die  Theilnahmlosigiceit  der  Wahlkorpo- 
rationen und  durch  die  Last  der  Dlätenssahlnng ,  welche  selbst  ohne 
iSinmischung  fremden  Einflusses  die  Wahlen  auf  die  Staatsdiener  in 
der  Hauptstadt  lenkte.  —  80  bildet  sie  einen  scharfen  Abschnitt  ge- 
gen die  provisorische  Versammlung,  deren  Antrage  sie  meist  gänz- 
lich bei  Seite  legte;  und  ihre  Geschichte  ist  erat  ein  Versinken  zu 
immer  grösserer  Apathie ,  dann  ein  allmäliges  Ermannen ,  bis  das 
letzte  Jahr  sie  plötzlich  und  dem  Lande  wenigstens  sehr  unerwartet 
Qfflgeschaff^n^  und  in  Ihr  eine  Kraft  gezeigt  hat,  die  in  der  schwer- 
sten Zeit  das  Land  von  unendlicher  Verwirmng  rettm  konnte.  — 

Blan  kann  diesen  Iraarigen  Abschnitt  der  Landesverwal- 
tnng  am  passendsten  mit  dem  Abiehen  König  Owrg  dm  IV. 
schliessen,  der,  da  er  sein  deutsches  Land  nur  einmal  we« 
nige  Wochen  lang  sah  (1821),  nur  Engländer  blieb  und  kein 
Interesse  fiir  Hannover  gewinnen  konnte.  Ein  anderes  war 
es  mit  nVhelm  TV.  (vom  26.  Juny  1830  bis  20.  Juny  1837), 
dessen  Persönlichkeit  und  Erziehung  eine  Zuneigung  zu  der 
Heimath  seiner  Väter  erweckt  und  gepflegt  hatten,  welcher 
Hannover  die  werthvollsten  Gaben  verdankt. 

Ein  RüclAliek  auf  die  Ergebnisse  der  VerwaUtmg  Hanno- 
vers von  1819  bis  1830  zeigt  wenig  Neues  und  unter  diesem 
noch  weniger  wirklich  Besseres.  Die  Ausbildung  der  Frocm- 
malstände  wurde  bei  Seite  gelegt,  nachdem  sie  sich  als  nütz- 
liche Werkzeuge  in  der  Hand  der  Regierung  nicht  bewährt 
hatten.  Anstatt  einer  allgfemeinen  Städteordnung  als  Gesetz, 
wurden  im  Verwaltungswege  eine  Menge  einzelner  Stadtver- 
iassungen  erlassen,  in  denen  überdem  kein  einheitliches  System 
herrschte*^  iiir  die  Landgemeinden  geschah  im  Gesetzeswege 
gleichfalls  nichts,  durch  die  ProvinziaUVerwaltungs-Behörden 
in  einigen  Landestheilen  etwas;  die  s.  g.  Domcil-Verordnung 
vom  6.  Julv*  1827  beschränkte  nicht  nur  die  Mitwirkung  der 
Betheiligten  ganz  übertrieben,  sondern  bestätigte  auch  Be- 
freiungen (Exemtionen)  und  vermehrte  Lasten.  Eine  Umbil- 
dung der  höchsten  Stellen  und  gänzliche  Neugestaltung  der 


ttittlerm  Vmwalkmgt-BAärdm  (Landdrosteien  und  Domänea* 
Kammer) »  so  wie  der  Königkoben  Äemter  (bei  denen  Verwai- 
tang  and  Rechtspflege  nach  wie  vor  vereinigt  bleiben*),  ge- 
scbah  durch  die  Verordnungen  vom  Id.  Okt.  1822  und  18.  April 
1823;  sie  verbesserte  einzelne  Mängel  hatte  aber  dagegen 
als  neue  Fehler  die  Vermehrung  der  Oberbchörden  Ver« 
gröaserong  der  Arbeitslast  und  fernere  Verzögerung  des  Ge* 
sehäAsganges;  bildete  auch  die  aiien  Fehler  einer  Doppeire*- 
gieruDg,  mangelhafter  Verwaltungs-Grundsätze  und  des  Zuviel- 
regierens  systematisch  weiter  aus«  Noch  fehlerhafter  und 
nachtheiliger  wirkend  waren  die  EinrichiungeH  bei  einigen 
Oberbekörden  für  technische  Dienstaweige.  Obgleich  Gegen- 
stand wiederholter  Beschwerden  in  den  Ständen,  von  Ge* 
m^den  und  m  der  Presse,  sind  sie  doch  erst  nach  vieljährigem 
Zögern  geändert,  Manche  sogar  erst  in  neuster  Zeit.  Zo  die- 
sen Behörden  gehört  vor  Allem  die  General  -  Direktion  des 
Wasserbaues  (Reglement  vom  18.  April  1823  und  Regulativ 
vom  17.  Oktober  1826);  dann  die  GeneraU  Wegbau  •  Kommis- 
sion (errichtet  1S17  April  26.)  in  früherer  Zeit;  auch  hinsieht- 
lioh  der  Geschäüaeinriohhmgm  das  Landesökonomie-Kollegium. 
Für  die  Verbesserung  des  ReckUzuiiamdet  geschah  ver- 
hähmssmässig  sehr  wenig;  denn  die  Untergerichtsordnung 
(vom  5.  Oktober  1^7)  und  die  Wechselordnung  (vom  28.  July 
1822), .  verdienen  nur  mit  vielen  Vorbehalten  Anerkennung; 
während  das  Meyerrecht,  Advokaten-  und  Notariatsweaea, 
Hypotheken wesen  (die  Verordnung  vom  13.Juay  1828  ist  im 
Allgemeinen  keine  Verbesserung  zu  nennen),  die  Konkursord- 
nung, das  Verfohrea  bei  den  Obergerichten,  die  Strafrechts- 
pflege: ihre  alten  Mängel  behielten.  Die  Enifeisehng  d$$ 
CnoMffreitteef  ist  nur  durch  die  gcwmftitotteifcMgf-Ordnungen 
(vom  30.  April  1824  und  26.  July  1825)  gefördert,   denn  die 


*)  Der  Verfaaier  hat,  durch  14jttrige  Besehiftigiing  als  haasover- 
•eher  Beaaitery  die  laandiem  Leser  vi^eicht  betserisch  erseheineode  Aa- 
lickt  gewoaaeo ,  dass  nidit  nur  fQr  die  HeranbUduog  der  juagen  Beamten 
und  dadurch  fQr  die  gesammte  Staatsverwaltung,  sondern  auch  für  den 
Landbewohner  (selbst  nach  Entfesselung  des  Bodens)  eine  angemessene 
Verbindung  dieser  Dienstzweige  in  nnterater  Stelle  grosse  YortheUe  ge- 
widdrt. 


VerordnuDgen  über  Weidegung  and  PmterkrMoter  gehören 
einer  früheren,  die  Ablöenngs-Gesetze  einer  späteren  Zeit  an; 
für  die  Gewerbe-  nnd  Veritehr -Ge^f^ebwig  ist  fast  gar  nichts 
getban;  indem  die  Leinenleggen  schon  lange  vorher  bestan- 
den, die  Flusssehiffiihrts- Verträge  kein  Verdienst  der  hanmmer* 
jolen  Regierung  sind  und  die  neue  Einrichtung  des  Domanial- 
Zdlweflens  (Verordnung  vom  9.  September  1825)  nur  dazu 
beitrug  <Ue  unnatürliche,  unsweckmässige  und  auch  durchaus 
unnöthige  Getrenntbaltung  der  Verwaltung  beider  Arten  der 
Grenzabgaben,  zu  verlängern.  Für  den  IJmtertiehi  dee  Vi^e 
ist  im  Königreiche  Hannover  mehr  gethan,  als  in  fast  allen 
übrigen  Staaten  Deutschlands  und  auch  in  dem  Zeiträume  von 
welchem  jetzt  die  Rede  ist»  geeehahen  Forlschritte.  AHein 
die  Sorge  für  den  Lekreümä  Mieb  zurück  und  die  Universitüi* 
einrichtungen  litten  fortwährend  an  vielen  Mangeln*  Die 
Konsieierim  waren  sow(4i(  durch  die  Art  ihrer  Gestaltung  als 
ihres  Geschäftsbetriebes,  geradezu  unfähig  gemacht  ihren 
Berufe  genügend  zu  entsprechen  und  dennodi  ist  erst  in 
neuster  Zeit  daran  gebessert.  Wie  hätte  man  aber  auch  auf 
eine  Verwaltung  Hoffnungen  zeitgeraässer  Fortschritte  bauen 
können,  die  es  raeht  einmal  für  nöthig  hielt  von  den  Verhält- 
iiiiBen  des  Landes  sich  in  Kenntniss  zu  setzen.  Zwischen  den 
Jahren  1820  und  18dl  haben  die  Landsfände  wiederholend 
die  Erhebung  und  Veröffentlichung  MaMisdier  NitchriehieM 
beMtragt;  auch  in  dem  folgenden  Regienings- Abschnitte  ist 
ein  fileichos  geschdin:  allein  erst  seit  dem  Jahre  1848  hat 
das  Ministerium  wirkUch  Hand  daran  gelegt 

Hannover  war  dner  der  ersten  Staaten  Deutschlandst  in 
welchem  die  Folgen  der  Juhf-RevohObm  dee  Jahrs  i830  be- 
merkbar wurdm,  denn  schon  im  Herbste  desselben  Jahrs  trat 
die  sehr  allgemein  verbreitete  Unzufriedenheit  durch  anfiing- 
lich  vereinzelte  Handlangen  hervor,  und  sogar  einige  der  Pro- 
vmaal^Laiidlige  be^nnen  sieh  zu  regen*  Der  bekannte  Auf- 
ruhr in  den  südiicbeo*  Thetlen  des  Königreichs,  obgleich  bald 
unterdrückt,  war  doch  geeignet,  die  Regierung  endlich  von 
der  wahren  Stimmung  des  Landes  zu  unterrichten;  einige 
Minister  wurden  pensionirt;  der  Herzog  ton  Cambridge,  seit 
1816  General-Gouverneur,  wurde  zum  Vicekönig  ernannt  und 


eröffioeie  als  aoMier  am  7.  März  l«St  die  letzte  Diät  des  IB. 
allg.  Landtag  Wag  diese  am  34.  Jony  1831  vertagte  vmd 
am  13.  Januar  Iddd  aufgelöste  StändtTersammlaag  verhandeH 

hat,  ist  am  bessten  in  der  S^rift  etncs  Theilnehmers  (Stiivo, 
Ueber  die  gegenwärtige  Lage   des  Königr.  Hannover,  liSt, 
Seite  115  ft)  zu  lesen.    In  ihr  und  in  der  Versamminng  des 
IV.  allgenieinen  Landtages,  weldier  verfassungsberathend  zetm 
Monate  beisammen  war  (vom  30.  May  183ft  bis  Ende  März 
1833),  begann,  entwickelte  sich  und  endete  der  parlamen- 
tariscbe  Kampf  zwischen  der  alten  und  der  neuen  Zelt.    Der 
Streit  war  namentlich  in  der  er$tm  Kammer  sehr  schwierig, 
auch  wtirde  der  Minderheit  *)  (welche,  im  Verein  mii  der  Mehr* 
heit  zweiter  Kammer,  Stand^-Bevorrechtungen  und  Hemmnisse 
der  geistigen  und  materiellen  Entwid^lung  zu  beseitigen  suchte), 
diese  Abstobt  nicht  gelungen  seyn ;  wenn  sie  nicht  in  der  Re* 
^ermig,  in  der  zweiten  Kammer  und  to  der  öffbntlidien  Mei« 
Rung  kräftige  Hülfe  gefunden  hätte.    Die  wichtigsten  Bt^gebnkse 
dieser  beiden  Ver^mamlongen  (anisser  den   weiter  unten   zu 
besprechenden  Gesetsra  fimmsUeUer  Nattir)  waren :  die  Verord* 
mmg  vom  10.  November  1831,    über  die  bei  Abläiung  der 
graml*-  mid  gutsherrUchen  Lasten  und  Regulirung  der  bäaer- 
Keken  Verhähnisse  zu  befolgenden  Grundsätze;  die  Abtikm^g^-' 
Ordmmg  vom  tz,  July  1833;  die  Verordnung  von  demselben 
Tage  Über  die   VerkältUue  der  firm  gewordmm  Omer\  die 
Verordmng  von  demselben  Tage,  wegen  erbKoher  üeber^th' 
gmtff  von  CMwm  und  Giundstücken  mitr  FwfreAaft  einer  Ab* 
gäbe.    Ferner  die  Patente  vom   M.  September  1833:    das 
Grwndgeeei»  dee  Königrekhi,  das  Regkmem  für  die  a%emmne 
Sländevers€anmhmg  und  die  SteUoerirehmg  des  Könige  in  Han- 
nover betreibnd.     An    sonstigen  Verordnungen  aus    diesem 
Zeiträume  sind  hervorzuheben :  über  die  Einrichtung  des  Kriegs* 
Mimeieriumi  vom  5.  July  183  t;  das  ffausgeietz  über  die  Ver- 
mählungen vom  24.  Oktober  1831;  die  Verordmmg  über  die 
Prüfung  und  Anstellung  der  AdtfoMen  vom  9.  April  1832,  mit 
AusfÜhrongs  -  Verfolgung  vom  31.  Januar  1833;    die   Verord- 
nungen über  die   BemdeetageSeeeUUeee  vom  28.  Juny   1832 


*)  Der  Yerflnser  ataser  ScMft  geMrte  ierMlbez  an. 


(vom  14.  July,  z.  v.  das  betreffende  Sdireiben  an  die  Stände 
vom  16.  Jnly),  5.  July  1832  (vom  80.  July)  und  20.  Novem- 
ber 1832  (vom  17.  Dezember);  die  Verordnung  vom  18>Sep^ 

tember  1833  über  Auflösung  des  Landes -Oekonomie-KoUe- 
giumß. 

Der  am  5.  Dezember  1833  eröffnete  F.  Landlag,  wurde 
am  8.  Februar  1834  vertagt;  trat  vom  12.  May  bis  17.  Sep-* 
tember  wider  zusammen;  seine  dritte  Diät  dauerte  vom  10. 
Januar  bis  23.  April  1835 ;  die  Vierte  vom  9.  May  bis  20.  July 
1896;  die  Fünfte  wurde  durch  den  (am  20.  Juny  1837)  zur 
Regierung  gelangten  König  Ernst  August,  unter  dem  20.  Juny 
1837  vertagt  und  dann  aufgelöst.  Eine  höchst  erfreuliche  Er* 
scheinung  und  von  den  ersprieslichsten  Folgen  für  Gesetz-* 
gebung  und  Verwaltung,  war  die  Einigkeit,  welche  zwischen 
der  V.  Ständeversammlung  und  der  Regierung  herrschte ;  eine 
Folge  der  Aufrichti^eit  und  Kraft»  welche  Letztere  bei  Durch- 
führung der  Neugestaltung  bewies.  Für  den  Zweck  dieser 
Schrift  genügt  die  Bezeichnung  einiger  Früdäe  dieser  Thäüg" 
keii:  Mütugesetz  vom  8.  April  1834  (Annahme  des  14  Thaler* 
Fusses)^  Gesetze  und  Verordnungen  über  das  Postwesen  vom 
4.  und  7.  Juny  1834,  Gesetz  über  die  Auflösung  des  Schaii- 
KoUsgiums  u.  s.  w.  vom  30.  July  1834;  Abänderungen  des 
allgemeinen  MiUärgeseties  (14.  July  1820)  vom  20.  Septem* 
ber  1834;  Gesetz  über  eine  neue  Ordnung  des  MHUär^Ein- 
quartinmgs-  umi  Verpfl^gungs^Wesens  vom  21.  Oktober  1834; 
die  Gesetze  über  die  direkten  Steuetm  und  über  die  Stempel- 
abgäbe  vom  21.  Oktober  1834;  das  Gesetz  vom  4.  Dezember 
1834  über  die  IF^^greM-Erhebung  u.  s.  w.;  die  GericUsgebßh' 
ren-Geselze  vom  13.  Dezember  1834 ;  die  Gesetze  über  Medi- 
üMoZ-Iaxe  und  Wundarzneikunst  vom  21  Januar  1835;  die 
ZoU-  und  Sieuer » Einigus^s » Gesetze  mit  Braunschweig  (vom 
21.  April  1835)  und  Oldenburg  (20.  July  1836);  das  Gesetz 
über  die  Beteuerung  des  Harnes  vom  23.  April  1835;  über 
die  Mahl-  und  Sddaohi-^euer  vom  20.  July  1835 ;  über  die 
Ausdehnung  der  Osnabrücker  OefneinheilslheilungS'-Ordiwng  auf 
Bleppen,  Bentheim  und  Emsbühren  vom  12.  August  1835; 
über  die  Ablösbarkeit  des  Lehnverbandes  vom  13.  April  1836; 
über  Gold-  und  Silber-Waaren  vom  18.  July  1836;  über  ab- 
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%mU»ende  Abgaben  in  Osifiriesland  vom  10.  August  18M:  ober 
BiDliihrung  eines  gleichen  Wagengkiies  vom  19.  August  1836; 
über  Maas»  utut  Gewicht  vom  19.  Augost  1886;  ddis  Hausge$tin 
vom  19.  November  1836.  — 

Eine  der  ersten  Regierungs-Handlungen  des  Königs  JSnif^ 
jimgtut  war  das  Patent  vom  5.  July  1837,  wodurch  eridSrt 
wurde,  dass  zwar  das  Staatsgrund-Gesetz  für  ihn  als  Regie- 
mngsnachfolger  aus  einer  Seitenlinie  kane  verbindliche  Kraft 
habe,  jedoch  erst  eine  genaue  Prüfung  dieser  Ansieht  eintreten 
solle.  Diese  Prüfung  durch  eine  vom  Könige  zusammenge^ 
setzte  Kommission,  *)  fand  noch  im  Julymonate  Statt.  SSmml* 
liehe  Mitglieder  (mit  Ausnahme  des  versitzenden  Kabinets- 
ministers)  entschieden  sich,  nach  austührliober  Erörterung,  dabin, 
dass  der  König  keine  rechiUcke  Befugmss  zu  einseitiger  Abtn- 
gerang  des  Staalsgrundgesetzes  besitze.  Dessenungeachtet 
erfolgte  die  Amßebung  des  Siaats-Orundgeseizes,  durch  Patent 
vom  1.  November  1837,  nachdem  mittelst  eines  am  Tage  vor- 
her erlassenen  Patents  das  Kabinets* Ministerium  beseitigt  war. ' 
Die  fernere  Geschichte  dieses  Verfassungssireiu,  welcher  gegen 
die  Regierung  vom  grössten  Tbeile  des  Landes  aufgenommen 
und  jahrelang  fortgesetzt  wurde ;  gehört  hierher  nicht  Von 
den  vielen  darüber  erschienenen  Schriften  sind  vorzugsweise 
das  Hannoversche  Porifolio  4  Bde.  Stuttgart  1839-40,  (Stttve) 
Vertheidigung  des  Staatsgrun(%esetzes  für  das  Königr.  Han- 
nover, herausgegeben  von  Dahlmann,  Jena  1838  und  das 
denische  Staats  •  Archiv ,  Jena  1844  Bd.  5;  zu  nennen.  Die 
Bumlescersammhmg  besdiloss  am  5.  November  1§89  durch 
Slknmenmehrheit  (Bayern,  Württemberg,  Baden,  Grossh.  Hes* 
sen,  Königreich,  Grossherzogthum  und  Herzogthümer  Sachsen 
waren  in  der  Minderkmi)'-  »dass  den  Anträgen  auf  ein  Ein*^ 
nschreilen  des  Bundes  in  der  Hannoverschen  Verfiissungsfrage 
,^keiae  Folge  gegeben  werden  könne.^ 

Die  von  dem  Bundestage  femer  ausgesprochene  „ver* 
traaeos volle  Erwartung*",  dass  der  König  mit  dm  demaUgem 
(d.  h.  den  nach  der  Verfisissung  von  1819  versammelten)  Land''» 
ständen  über  das  Verfassnngsw^  Vereinbarung  treffen  werde, 
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^ng  durch  das  Landtn^f(umng»^Ot$eti  vom  6.  August  f  8M 
in  Erfülkmg.  Diese  Verfassungs- Urkunde  hat  thatsächh'che 
Oeitung  bis  zum  Jahre  1848  gehabt,  wo  sie  durch  die  Ver- 
fassungs-Gesetze vom  10.,  16.,  26.  April,  vom  5.  September 
Dod  26.  Oktober  (prov.  Wahlgesetz);  auf  die  Grundsätze  des 
Staalsgrundgesetzes  von  1833  zurück  geRihrt  wurde.  Bemer- 
kenswerth  ist,  dass  einzeln  schon  das  s.  g.  Landesverfessungs- 
6es^  durchgängig  aber  die  seit  1848  in  Wirksamkeit  befind- 
liche Staatsverfassung,  diefenigen  Bestimmungen  anerkennt'^ 
welche  Ursachen  der  Aufhebung  des  Grundgesetzes  von  1833 
und  des  vieljährigen  Verfassungsstreits  waren. 

Die  Fortbildung  der  Landesveruxütung  hat  begreiflich  wäh- 
rend der  Wiiren  in  den  gesetzgebenden  Gewalten  keine  grosse 
Portschritte  machen  können ;  auch  tragen  mandie  Verordnun- 
gen das  Gepräge  des  damals  herrschenden  Systems.  Einige 
der  wichtigsten  sind  (ohne  die  finanziellen):  das  Patent  über 
die  Ausführung  von  EUetUfalmen  vom  10.  Januar  1838;  das 
WUiwenkasse '  Gesetz  vom  8.  May  1838;  das  Gesetz  vom 
d7.  Juny  1838  über  poU%eUkhe  GefangmhaUung\  das  Kriminal- 
gesetzbuch  vom  8.  August  1840;  die  Gesetze  über  das  ge- 
richtliche Verfahren  in  Kriminalsachen,  über  Jagdoergehm  und 
Pischdiebelahl  vom  8.  September  1840;  die  Errichtung  einer 
Ablögungs'KredUanitali  unter  dem  8.  September  1840,  ausge- 
dehnt und  ei^nzt  durch  Verordng.  vom  26.  August  1844; 
das  Gesetz  über  Prieai'Kredi^AntiaUen  behuf  der  Ablösung 
vom  24.  Oktober  1840;  die  Pottm^Sb-a/^^aiette  vom  24.0kto* 
tober  1840  und  25.  May  1847  und  ein  Gesetz  über  das  Ver- 
fahren in  Polizei -Strafoichen  vom  19.  November  1840;  ein 
Gesetz  von  demselben  Tage  wodurch  die  unentgeltlichen 
Ckau$ieedimit$  einstweilen  aufgehoben  werden;  das  MUUär" 
SirafgesoMuch  vom  1.  Januar  1841;  das  Gesetz  über  Einfüh- 
rung einer  weiteren  Instanz  in  Kriminabaokm  vom  16.  Febr. 
1841  und  vom  12.  Juny  und  30.  November  1847;  die  Gesetze 
vom  SO.  Juny  1842  über  die  Zmammenlegung  der  QnmdtHkke 
(erweitert  unter  dem  22.  August  1847)  und  über  das  Ver- 
fSiiireii  in  QmneitAeU$*^TkeUimgs$ad^\  das  Gesetz  über  die 
Rechtsverhältnisse  der  Jtidefi  vom  30.  September  1842;  nebst 
Ei^änzang  vom  16.  April  1841;  das  MilUärdienefGmeU  vom 
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33.  Februar  1843 )  di«  Verordoong  vom  30.  Dfzember  1844 
über  Einfuhrung  eines  erhöhten  MUiiär^Fmmomt-'Ttnrifi  \  en 
das  christliche  VollusckuhDe$m  beireflbndes  Gesetz  vom  M.  May 
1845^  die  Strondifii^i-Ordnung  vom  34.  Juny  1844;  dtsGesetg 
zur  Sicherung  des  EisetUxüm^Bettiebss  vom  8.  August  1846; 
das  For^/ -Straijgesetz  vom  95.  May  1847;  die  ff werfr«  -  Ord» 
nung  vom  1.  August  1847;  das  Gesetz  über  die  BeschränkuAg 
des  befireiten  Qeriehi$$Umie$  vom  7.  August  1847 ;  das  Gesetc 
vom  22.  August  1847  über  Bewäaenmg  und  Entwässerung; 
die  bürgerliche  Pro^essordnung  vom  4.  Oeeember  1847  u*s.w* 

Dabei  darf  jedoch  nicht  verschwiegen  bleiben,  dass  ein 
Theil  dieser  Gesetze  (z.  B.  diejenigen,  welche  Kulturverbes* 
serungen,  Chaussedieoste  betreffen)  schon  im  Jahre  1837  im 
Entwürfe  bereit  lag;  wahrend  ein  anderer  Theil  (z.  B.  aus 
dem  Gebiete  der  Strafrechts  -  und  Polizei-Pflege,  die  Gewerbe* 
Ordnung  u*  &  w.)  dem  seit  März  1848  veränderten  Regiemngs* 
Systeme  weichen  musste. 

Der  YL  a^smetne  Lamiiag  hatte,  mit  vielen  Unterbre» 
cbuqgeo,  vom  20.  Februar  1838  bis  3.  August  1840  gewirkt; 
der  VII.  LamUag,  am  2.  Juny  1841  eröfifnet,  wurde  schon  am 
30.  Juny  d.  J.  aufgelöst;  „weil  die  Hehrheit  der  zweiten 
„Kammer  zur  Ertüllung  ihrer  Pflichten  sich  unföhig  bezeigt 
,Jiabe."  Der  am  2.  Dezember  1841  eröffnete  VIII.  Landtag 
wurde  am  14.  July  1842  vertagt;  die  zweite  Diät  währte 
vom  21.  März  1844  bis  25.  July  1844 :  die  dritte  Diät  vom 
24.  Februar  1846  bis  7.  August  1846  und  vom  1.  Novem- 
ber 1846  bis  21.  April  1847;  er  wurde  aufgelöst  durdi 
Proklamation  vom  4.  November  1847.  Der  IX.  Landiag, 
auf  den  28.  März  1848  berufen,  endete  (nach  einstweiliger 
Vertagung  vom  18.  April  bis  8.  May)  mit  dem  8.  July  1848. 
Der  am  1.  Februar  1849  zusammengetretene  X.  Landiag^ 
scheiterte  an  einer  Meinung3verschiedenheit  zwischen  der 
zweiten  Kammer  und  der  Regierung»  indem  die  Kammer  die 
Anerkennung  der  Beschlüsse  der  deutschen  Reiohsversamau 
1qi^  verkingte;  die  Stande  worden  deshalb  schon  am  15.  März 
1849  vertagt  und  die  zweite  Kammer  am  25.  April  aufgelöst. 
Die  Xf.  aUgememe  Siändeeenammhmg  am  8.  November  1849 
eröffiieV  wurde  am  23.  Januar  1850  vertagt  und  war  dano 
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wieder  vom  2S.  Febraar  bis  23.  July  versammelt  Ihr  aber- 
maliger Zusammentritt  erfolgte  am  12.  Februar  1851. 

Der  erste  Abschnüt  der  Regierung  des  Königs  Ernst  August 
endete  mit  dem  22.  März  1848,  wo  eine  Königliehe  Verord- 
nung das  seit  dem  14.  November  1837  bestandene  Kabinet 
aufhob«  Das  seitdem  und  bis  zum  28  Oktober  1850  in  Wirk- 
samkeit gewesene  Ministerium  hat  (abgesehen  von  seinem 
Verfahren  in  den  deutschen  Angelegenheiten)  die  Anerkennung^ 
mit  •welcher  der  König  demselben  die  erbetene  Entlassung 
ertheilte  und  den  Dank  des  Landes  in  hohem  Grade  verdient. 
Auf  seine  sehr  nützliche  und  erfolgreiche  Thätigkeit  in  den 
Gebieten  der  Gesetzgebung  und  Verwaltung,  wird  unten  bei 
den  einzelnen  Dienstzweigen  hingewiesen  werden.  Der  König 
Ernst  August  selbst  gehört  zu  den  seltensten  Erscheinungen 
unter  den  Fürsten.  Er  hat  seine  durch  Erziehung  und  lange 
Gewohnheit  tief  eingewurzelte  Abneigung  gegen  Einrichtungen 
und  Personen  beseitigt.  Nicht  weil  irgend  ein  Zwang  dazu 
vorhanden  war,  denn  die  Bewegung  im  März  1848  trug  in 
Hannover  einen  solchen  Karakter  keinesweges;  sondern  aus 
üeberzeugung,  dass  das  Wohl  des  Landes  es  erfordere.  Der 
König  Ernst  August  ist  seinem  Fürstenworte  treu  geblieben. 

Nach  dieser  allgemeinen  Einleitung  —  deren  ausnahms- 
weise Ausrührlichkeit  nicht  nur  die  Bemerkung,  dass  Hannover 
meine  Heimath  ist,  entschuldigen,  sondern  auch  die  besondere 
Wichtigkeit  dieses  Staats  für  Norddeulschland ,  rechtfertigen 
wird;  wende  ich  mich  zu  der  hier  in  Betracht  kommenden 

von  On^teda,  neue  vaterländische  Literatur  bis  zum  Jahre  1807,  Hanno- 
ver 1810;  Schlüter y  neuste  vaterländische  Literatur,  Celle  1829-,  Fort- 
setzungen im  vaterländischen  Archiv;  Rotermundj  das  gelehrte  Hannover, 
2  Bde.^  Bremen  1823 1  von  Reden,  im  Anhang  zur  Beschreibung  des 
KGnigr.  Hannover.  —  Das  hannoversche  Magazin,  unter  verschiedenen 
Titeln  seit  1750;  die  Göttinger  gelehrten  Anzeigen  1739  begonnen;  An- 
naien  der  Kurlande;  GötUngisches  historisches  Magazin;  Vatcrländi" 
sches  Archiv  seit  1819;  iHanno versehe  Zeitung;  Hannoversche  Landes- 
blätter;  Aktenstücke  der  aUgeme'men  Ständevcrsamnüung ',  Gesetzsamm- 
lung seit  1818;  Ehhardty  Gesetze,  Verordnungen  nnd  Ausschreiben  für 
das  Königreich  Hannover  von  1813  bis  1839«  8  Bände,  1839—40,  Hanno- 
ver; Erste  Folge  1841/5  >  2  Bde..  Hannover  1847  $  Zweite  Folge  1851; 
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JEbkardt,  Die  Polizeistrafea  des  Königreichs  Hannover  ^  Hannorer  1850; 
Knopf y  Des  KÖnigr.  Hannover,  Gesetze  iL  s.  w.  fiber  das  Medizinal*  nnd 
Apotheker -Wesen  gesammelt  und  geordnet,  Hameln  1840.  —  SpUtler^ 
Creschichte  des  Ffirstenthnms  Hannover  bis  zu  Ende  des  17.  Jahrh.  2  Bde. 
GOUing.  1786;  Hüne,  Geschichte  des  KÖnIgr.  Hannover  und  Herzogth. 
Braunschwelg,  2  Bde.,  Hannover  1824  und  1830,  Hahn;  Havemann, 
Creschichte  der  Lande  Braunschwelg  und  Lüneburg,  2  Bde.  L&neburgl8d7; 
Patje,  Wie  war  Hannover,  Hannov.  1817;  Ltiden  (Crome),  Das  K5- 
nigr.  Hannover  nach  seinen  OiTentlichen  Verhältnissen  u.  s.  w.,  Nordhao- 
sen  (Hannov.  Bahn)  1818;  (Rehberg)  Zur  Geschieht«  des  Königr.  Han- 
nover in  den  ersten  Jahren  nach  der  Befreiung,  Göttingen  1826;  SKur 
Geschichte  der  Entwickelung  und  Thätigkeit  der  allg.  Stände  d.  K.  H., 
Leipzig  1842,  Wigand;  Stuve,  Ueber  die  gegenwärtige  Lage  des  KÖnigr. 
Hannover,  Jena  1832;  (Slüve)  Vertheidigung  des  Staatsgrundgesetzes, 
Jena  1838.  —  von  Liebhaber  y  Beilrage  zur  Staatsverfassung  der  Br. 
L&nb.  Kurlande,  Gotha  1794;  von  Ende  und  Jacobi,  Sammlung  für  Ge- 
schichte nnd  Staatskunde  aus  den  Br.  Liinb.  Kurlanden,  Celle  1802; 

Scharf,  Statist,  topogr.  Sammlung  zur  Kenntntss  des  Kurftirstth.  Br. 
LQnb.,  2.  Aufl.  Bremen  1791;  Ubbelohde ,  Statistisches  Repertorium  fiber 
das  K5nlgr.  Hannover,  Hannov.  1823,  Hahn;  Jansen,  Statistisches  Hand- 
bach des  Königreichs  Hannover,  Hannov.  1824,  Helwiug;  Statistisches 
Handbuch  f&r  das  KÖnigr.  Hannover  von  Harseim  und  Schlüter ^  Han- 
nover 1848,  Schlüter;  Sonne,  Beschreibung  des  Königr.  Hannover,  4  Bde., 
München  1829 — 34;  von  Reden,  Das  Königreich  Hannover  statistisch  be- 
sclurieben,  2  Bde.,  Haimover  1839,  Hahn;  Hof-  und  Staats  -  Handbuch 
für  das  Königr«  Hannover,  unter  verschiedenen  Titein  seit  1737.  —  Schle- 
gel, Geschichte  des  Schulwesens  in  Hannover  (in  seiner  Schrift  über 
SchnlplUchtigkeit  und  Schulzwang),  Hannover  1824 ;  VierteÜährige  Nach- 
richten von  Archen-  und  Schulsachen,  Hannover,  Schlüter.  —  Juristi- 
sche Zeitung  in  Stade  von  Schlüter  und  Wallis,  seit  1826;  Annalen  des 
Advokaten-Vereins  seit  1832;  Gans,  Zeitschrift  für  Zivil-  und  Rechts- 
pflege, Hannover  1826/7$  vonDuve,  Zeitschrift  für  Gesetzgebung  u.  s.w., 
Lüneburg  1823 ;  Grefe ,  Leitfadeu  zum  Studium  des  Hannov.  Privatrechts, 
2  Bde.,  2.  Ausgabe,  Göttin g.  1639;  Oesterley ,  Handbuch  des  Prozesses 
für  das  Königr.  Hannover,  3  Bde.  Göttiiij^en  1819;  Nieper,  Quellen  des 
Kriminal-Prozesses  u,  s.  w.  im  K.  Hannover.  1841.  Hahn.  —  Jacobi,  der 
MIlitar-Etat  des  Königr.  Hannover,  Hannover  1831,  Hahn;  (Jacobi) 
ül^  Formation  der  hannoverschen  Armee  und  die  militärischen  Einrichtun- 
gen im  Königr.  Hannover,  Hannov«  1846,  Kius;  Jacobi,  das  zehnte  Ar- 
mee-Corps des  deutschen  Bundesheers,  Hannover  1847,  Hahn;  Die  MiU- 
tdr-Verfassung  des  deutschen  Bundes,  zunächst  in  ihrer  Anwendung  auf 
das  Königr.  Hannover,  Hannov«  1831,  Hahn;  Ostermeyer,  Die  Militär- 
Rechtspflege  im  Königr«  Hannover,  Hannov.  1832,  mit  Zusätzen  von  1835 
und  1838;  Hannoversche  militärische  Zeitschrift  1831/7.  —  Annalen  der 
niedersächsischen  Landwirihschaft ;   Beckmanns  Beiträge  zur  Oekono- 
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jüe;  Nadtfklken  der  Braunsckweig  -  LOneburgiielMm  Land$mr1h$ekaft»' 
Gesellschaft  und  die  Celleschen  Nacbrichten  fOr  Landnirtke;  SprengsUj 
Land-tmdfbrstwirthschaf dicke  Zeitschrift;  die  2toit8chriiten  der  kmdtvirth' 
sckaftUchen  Provihzial -Vereine]  Meyer ,  Cbloris  hanoverana  und  Flora 
luuiOTeraiia  excarsoria,  Gdttingen  1837  und  1849;  von'Honstedi,  land- 
wirthaebaftlidie  Schriften,  namentlich  Aber  die  Oefhhren,  welche  den  Aeker- 
ban  In  den  Haidgegenden  des  K.  Han.  bedrohen,  Hannover  18t7;  vom 
GüUch  landwirthschaftUche  und  industrielle  Schriften ,  namentlich :  Ueber 
Handel  und  Industrie  im  Köoigr.  Hannover ,  Hannov.  1831 ,  Ueber  den 
gegenwärtigen  Zustand  des  Aclierbaus  n.  s.  w.  im  Königr.  Hannover, 
Hannov.  1827;  Noch  ein  Wort  Qber  Handel  imd  Gewerbe  im  Königreich 
Hannover,  Hameln  1832;  IJS^nAes-Oekononde^Gesetzgehung  des  KOnigr. 
Hannover,  «weite  Aufl.  Hannover (1848)  1846,  Helwing;  Patje,  Abrias 
des  Fabriken«,  Gewerbe-  und  Handlungs-Zustandes  in  der  Kur-Br.  LQnb. 
Landen,  Göttingen  1796;  Marcard ,  Zur  BeurCheilung  des  Nationalwohl- 
standea  im  KÖnigr.  Hannover,  Hannover  1836,  Hahn;  von  Reden,  Die 
Gewerbe  des  Königr.  Hannover,  Hannov.  1836,  auch  die  über  die  ge- 
werblichen Ausstellungen  erstatteten  Berichte ;  Karmarsch  und  von  Rc" 
den  (später  Hartmann,  Oldekop,  v.  Rudioff)  Mittheiiungen  des  Gewerbe- 
Vereins  fOr  das  Königr.  Hannover,  seit  1834;  Hausmann  ^  Ueber  den 
gegenwärtigen  Zustand  und  die  Wichtigkeit  des  hannov.  Harses,  Göttin- 
gen 1832;  Hausmann,  Studien  des  Göttingenschen  Vereins  bergmännischer 
Freunde,  Götting.;  Zimmermann^  Das  Harzgebirge,  2  Bde.,  Darmstadt 
1834;  Oesterletfy  Ist  es  rathsam,  die  Zonftverfossung  aufiEuheben?  Göt- 
tingen 1833,  und  dessen  Preisschrift  Aber  den  Verfeül  der  WoUenweberei 
1836 ;  Petersen y  Beantwortung  der  Frage :  Ob  und  wie  dem  Landbau, 
den  Gewerben  und  dem  Handel  mehr  Freiheit  sn  geben,  Götting«  1881; 
eine  grosse  Zahl  von  Parteischriften  über  die  handelspolitische  Stellung 
Hannovers.  —  In  Beziehung  aui  den  Staatshaushalt  aus  neuerer  Zelt 
nur:  übbetohde^  Ueber  die  Finanzen  des  Königr.  Hannover  und  deren 
Verwaltung,  Hannover  1834;  einige  Abschnitte  in  der  von  Dahlmann 
herausgegebenen  Vertheidigung  des  Staatsgrundgesetzes  (von  Stuve')^  Jena 
1838;  einige  Aktenstücke  im  deutschen  Staatsarchiv,  Band  4.  Jena  1843 
(von  Stöve).  —  Für  die  amiUche  Statistik  ist  vom  Jahre  1814  bis  zum 
Jahre  1848  im  Königreiche  Hannover  weniger  geschehen,  als  in  fut  ir- 
gend einem  Staate  Deutschlands.  Dem  Verftisser  dieser  Schrift  wurde 
einst  ^^  auf  den  geäusserten  Wunsch ,  dass  mit  einer  beabsichtigten  Men- 
schensählung  eine  (sehr  lange  nicht  da  gewesene)  Hausthierzählung  ver- 
bunden werden  möge  — >  geantwortet:  damit  würde  man  den  Obrigkeiten 
nur  nnnöthige  Arbeit  machen.  Seit  1849  ist  eine  Art  von  statistischem 
Bureau  eingerichtet  (z.  v.  einen  Auiteti  über  dessen  Nothwendigkeit ,  in 
der  Sonntags-Beilage  zur  Hannoverschen  Zeitung  vom  22.  April  1849). 

Der  Flächengehalt  des  Königretchs  Hannover  ist  mit  selten 
vorkomknender  Genauigkeit  ermittelt,  da  eine  Menge  vorge- 


-    676    — 

Dommener  Vermessungen  (namentlich  die  von  CUm$s  1820  bis 
1838  in  Hannover  und  Brannschweig)  und  die  darauf  gegfün* 
deten  Kartirungen,  vortreffliche  HUlfsnniUel  darbieten.  Die 
beste  ^Topografische  Karte^  ist  vom  Ingenieur -Hauptmann 
Papaiy  in  67  Blättern  und  Vio'oooo  der  wahren  Länge,  begon* 
neu  1832,  neuerlich  von  der  Regierung  angekauft.  Es  ist 
dieses  eine  der  ausgezeichnetsten  Arbeiten  ihrer  Art,  woran 
von  demselben  Verfasser  eine  General-  und  Postkarte  in  4 
Blättern  und  Vsooooo  der  wahren  Grösse  sich  schliesst,  im 
Jahre  1848  erschienen.  Ausserdem  ist  noch  eine  im  Jahre  1850 
heraosgekommene  Schul  Wandkarte  (Wolfenbüttel,  Holle)  zu 
erwähnen.  Nach  der  Papenschen  Karte  berechnet  hat  Han- 
nover 698,655  geogr.  DM.,  oder  (1  DM.  =  21008,288  Hannov. 
Morgen  von  je  120  DR)  U,677545  Morgen.  Diese  DM.  Zahl 
vertheilt  sich  auf  die  einzelnen  Landestheile  wie  folgt: 

D  Meilen.  Przt.-Anth. 
Landdrosteibezirk  Lüneburg.    .    204,446      29,26 
^  Stade    .    .    .     123,600      17,69 

y,  Osnabrück     .     118,729      16,28 

„  Hannover.    .     109,745       15,71 

r,  Hildesheim    .      81,135      11,61 

„  Aurich  .     .     .       54,476        7,80 

Berghauptmannschaft  Clausthal      11,524        1,65 

Zusammen    698,655     100,— 
oder  6,09%  des  Flächen gehalts   von  Deutschland.     In  einer 
im  Jahre  1816  den  Landständen  gemachten  Mittheilung  wurde 
die  Grösse  des  Landes  zu  562,75  geogr.  DM.  und  11,766241 
Kalenbgr.  Morgen  angegeben. 

Ueber  die  BemU^ng,  Vertheilung,  Zerstückelung  vnd  den 
Ertrag  des  Bodens  y  hat  man  leider  keine  neuere  Nachrichten 
ab  die  in  meiner  Statistik  Hannovers  mitgetheilten  Ergebnisse 
der  am  1.  Juty  1826'  beendigten  Grundsteuer- Veranlagung, 
welche  durch  die  bis  zum  Schlüsse  des  Jahrs  1832  Statt  ge- 
fundenen Berichtigungen  ergänzt  sind.  Damals  war  (ioabge- 
mndeten  Zahlen)  die  gesammte  Bodenfläche  zu  14,590000 
Kalenberger  Morgen  berechnet.  Davon  gehörten  zur  bebauten 
fUdie  mindestens  8,100000  Kalenberger  Morgen  oder  0,57  %, 

und  zwar  wurden  benutzt  etwa  5,833000  Morgen  oder  0,40, 

43* 
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als  Garten-  and  Ackerland,  Wiesen  und  Weiden;  S^,24jft000 
Morg^noder  0,15  als  Forstgrund;  6,51 4000 Morgen  oder  0,45% 
waren  auf  Flüssen,  Seen,  der  regelmässigen  Kultur  entzogene 
Strecken,  namentlich  jene  ausgedehnten  zum  Theil  sehr  frucht- 
baren Gemeinheiten ,  auf  Haiden ,  Torfmoore  und  unkultivirte 
Blossen  zu  rechnen.  Die  ebengedachten  Oememheiten  sind 
Sommerweide  Tür  mehr  als  641000  Kühe  zu  gewähren  im 
Stande-  — 

Dem  huUwirten  Areale,  mit  Einschluss  der  Forsten  ge- 
hörten an,  in  den  Landdrostei-Bezirken  Hannover  0,56,  Hildes- 
beim  0,91,  Lüneburg  0,52,  Stade  0,44,  Osnabrück  0,43,  Aurich 
0,61,  auf  dem  Harze  0,82  <%,. 

Ohne  Forsten  fielen  damals  ungefähr  auf  einen  Men* 
sehen,  an  knUwkiem  Areale  in  den  Landdrostei-Bezirken :  Han- 
nover 3  Morgen,  Hildesheim  2^/4  Morgen;  Lüneburg  i%  Mor- 
gen, Stade  4 Vis  Morgen,  Osnabrück  2Va  Morgen,  Aurich  4% 
Morgen,  auf  dem  Harze  'A  Morgen. 

Das  Ackerland  für  sich  aliein  machte  eine  Fläche    von 
3,597000  Morgen  aus ;  von  dem  gesammten  Garten-  und  Acker- 
lande sind  taxirt  2,6  Prozent  zu  2  Kömer-Ertrag,  30  Prozent 
zu  3  Kömer-Ertrag,  27,7  Przt.  zu  4  Körner-Ertrag,  15,8  Przt. 
»5         „  „  9,4      „      n    6         „  „  Ö,l      ^ 

n    '^  n  n  3,7        „„    8  ^  ^  2,2       » 

«   »         t,  «  1,6      ^       „10         „  «         0,6      „ 

«il         «  «  0,1      „      „12         „  „  0,01    „ 

Den  niedrigsten  Orad  der  Fruchtbarkeit  besitzt  der  Acker 
im  Herzogthume  Aremb^rg-Meppen ,  wo  er  fast  ausschliesslich 
derjenigen  Klasse  angehören  soll,  welche  zu  einem  Roh-Er- 
trage  von  2  bis  4  Körner  abgeschätzt  ist.  Etwas,  doch  nicht 
bedeutend  höher,  stellt  sich  das  Ergebniss  der  Klassifikation 
in  Bentheim,  Lingen,  Emsbühren  und  Diepholz,  denn  auch  hier 
fallen  etwa  Vio  und  Vs  des  'Ackerlandes  auf  den  nicht  über 
4  Körner-Ertrag  geschätzten  Boden.  In  Oslfriesland ,  wo  ein 
so  grosser  Theil  des  kultivirten  Bodens  in  Wiesen  besteht, 
gehören  vom  Acker  fast  Vs  den  besseren  selbst  zu  12  Körner 
veranschlagten  Abtbeilungen,  in  Hoya  ungefähr  v,  des  Acker- 
landes, den  Klassen   von  5  bis  8  Körner-Ertrag  an^    Unier 
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den  Provinzen  diesseits  der  Weser  steht  die  Ertragsfähigkeit 
des  beackerten  Bodens  durchschnittlich  am  niedrigsten  im 
Fürstenthum  Lünebarg,  und  bei  gleichwohl  grosser  Frucht- 
barkeit in  einzelnen  Distrikten,  fast  auf  gleicher  Linie  mit  den 
am  kärglichsten  ausgestalteten  westrälischcn  Provinzen,  höher 
schon  in  den  Herzogthümern  Bremen  nnd  Verden,  wo,  bei 
ebenfalls  grosser  Ausdehnung  des  Wieseniandes ,  0,45  des 
Adcers  in  die  ertragreicheren  Klassen  fallen.  Noch  etwas 
besser  ist  die  Beschaffenheit  des  Ackerlandes  in  Kaienberg, 
wenngleich  minder  vorzüglich  als  in  Göttingen  und  Gruben- 
hagen. Viel  höher  aber  findet  sich  die  Fruchtbarkeit  gestei- 
gert im  Fürstenthuroe  Hildesheim,  wo  nur  etwa  0,84  des  Ackers 
der  scblechtei*en,  0,76  aber  den  vorzüglicheren  Erdmischungen 
angeboren.  Das  Land  Hadeln  endlich  bietet  die  ausserordent- 
liebste  Ergiebigkeit  dar,  denn  es  gehören  in  die  höchsten 
Klassen  0,48  des  gesammten  beackerten  Bodens,  während 
selbst  Ostfriesland  nur  0,18  und  Bremen  und  Verden  nur  0,12 
Ackerland  in  diesen  Abtheilungen  besitzt,  welche  in  den 
mehrsten  Provinzen  des  Königreichs,  selbst  in  Hilclesheim,  nur 
einen  höchst  unbedeutenden  Theil  des  Bodens  umfassen. 

Vom  Gesammtbetrage  des  Garten-,  Acker-  und  Grünlandes 
waren  Grünland  oder  Wiesen  und  privative  Weiden : 

in  Ostfnesland 56,2  Przt. 

in  Bremen  und  Verden 36,0     ^ 

im  Förstenihum  Osnabrück 31,5     „ 

in  Hoya  und  Diepholz 27,6  u.  39,4     ^ 

im  Lüneburgischen  mit  Dannenberg  und 

den  Lauenburgischen  Distrikten     ....    25,2     ^ 

im  Fürstenthum  Grubenhagen 20,8     ^ 

in  Kaienberg 18,3     „ 

im  Fürstenthum  Göttingen 16,0     ^ 

in  Hildesheim 10,8     „ 

Hiemach  enthält  Oslfriesland  auf  gleicher  Fläche  mehr 
als  fünfmal  so  viel  zur  Viehweide  und  zur  Durchfütterung  des 
Viehes  geeignetes  Land  als  Hildesheim,  und  der  Landdrostei- 
Bezirk  Stade  zum  Theil  weit  mehr  als  das  Doppelte  von  dem- 
jenigen, was  fast  alle  übrigen  Provinzen  südlich  von  Hannover 
md  HUdesbeim  besitzen.     So  verschieden  ist  auch  die  Pro^ 
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dvkHonskrafl  des  Bodens^  dass  ein  Morgen  Wieseniand  gleicher 
Klasse,  welcher  in  Ostfricsland  4,06  Zentner  Heu  lierert,  in 
Hildesheim  nur  etwa  einen  halben  Zentner  erträgt,  und  dass 
die  zur  privativen  Sommerweidc  einer  Kuh  erforderliche 
Landfläche  (Kuhweide)  dort  zu  2,*%^  Morgen  hier  zu  6,t 
Morgen  durchschnittlich  hat  berechnet  werden  müssen. 

In  Absicht  auf  Besii:&  war  das  gesammte  kultivirle  Areal 
mit  Einschluss  der  Forsten,  in  nachstehender  Art  verUieiU 


Es  besitsen  nfimlicli 
von  dem 


Oartra  -> 
and  Arkcr- 
iMd,  Wie- 
sen and  pri- 
Tfttive 
Weiden 
Morgen. 


bnven 

Pieeh. 

teiclifn 

Mor« 

fen. 


Foriten  mit 

Büwchlais 

der  knltvr« 

fthifen 

BIftMen 

Morgen. 


1)  Die  Königl.  Domäneo- 
Kammer 

2)  Die  königliche  Kloster- 
Kammer     

8)  Die  Rittergater   •    .    « 

4)  Die  Kammereien  und 
Gemeinden 

5)  Die  Kirchen,  Pffirren  und 
Schulen 

6)  Die  übrigen  Grundbe- 
sitzer (265629  an  der 
Zahl) 

Snmme 


208893 

42295 
321360 

73680 
141461 

6,044917 


5,832606 


Torf. 

mooren 
Fader 


flOOO 
Sode« 


• 


■einde« 

nnd 

Jloppel  - 

Weiden, 

Kuh- 

weiden. 


Pro. 

«ento 

der 

rii- 

che. 


1837 

191 
246 

378 

14 

180 


1,209516 

30695 
171250 

725734 

10426 

94955 


284612,242576 


6833 

48 
714 

308781 

2882 

2297 


10081 

2098 
7583 

612674 

4295 

5092 


321555  641828 


17,6 

0,9 
6,1 

9,9 

1,9 

63,6 
100 


Von  den  unter  Nr.  6  gedachten  265629  Grundbesitzern 
waren  (1832)  166372  Besitzer  von  Ackerland  und  Wiesen; 
99257  aber  nicht  Ackerbau  treibende  Grundeigenthtimer  in 
den  Städten,  Flecken  und  auf  dem  Lande  Von  Ersteren 
belassen : 

76767  weniger  als  10  Morgen  Ackerland  und  Wiesen 

26098  zwischen  10  und   20 


13569 
15521 
14651 
16608 
1056 
103 


über 


20 
30 
50 
80 
200 


r> 

n 
•n 

7) 


30 

50 

80 

200 

400 

400 


1) 


Das  Ackerland  verhält  sich  zum  privativen  Grünlande  im 
Durchschnitt  wie  70  zu  30. 

Seit  jener  Zeit  der  Veranlagung  zur  Grundsteuer  haben 
begreiflich  die  Berifwerhäiinisse,  hauptsächlich  als  Folge  von 
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Gemeinheitsibeilangen  und  Ablösungen,  sehr  wesentliche  Ver- 
änderungen erfahren.  Auch  auf  das  Verhältniss  der  einzelnen 
Kuliurarien  ist  deren  Einfluss  erheblich  gewesen,  jedoch 
nur  hinsichtlich  der  Forsten  nachzuweisen ,  über  welche 
Drechsler  (in  einer  vorlreflflichen  Schrift  über  die  Forsten  des 
Königr.  Hannover,  Hann.  1851)  nachstehende  Uebersicht  ihreg 
jetUgen  Bestandes  mittheilt: 


<e3et4tiitiifl 

der 
,  Fürsten* 


Fo  ratgrand 


hf^oo  versehe 
Morgen,   i  Morgen 


Snonne 
xnl20aB. 


Pros«Bt« 

AatkeU 

Ml  iw 

Ind. 


I. 

A. 
B. 

D. 

A. 

B. 

III. 


StaaUforsten. 
Landforsten  ..... 
Harzforsten 

Körperschaftsforsten. 
Klosterforsten    .... 
Gemeindeforsten  u.  s.  w. 

Privalforsten    .... 

Zusammen 


704548 
200958 


43466 
416186 
406105 

1,771263 


49418 
12022 


614 

8419 

13416 


83889 


753966 
212980 


44080 
424605 
419521 

1,855152 


40,64 
11,49 


2,38 
22,89 
22,60 


(100 

Der  fast  allenthalben  verbreitete  Getreidebau  liefert  zu- 
sammen  genommen  mehr  als  das  Land  bedarf,  jedoch  sind 
die  Vorstellungen  von  dem  kustuhrüberschuss  übertrieben^ 
wenn  gleich  derselbe  für  einzelnie  Landestheile  sehr  wichtig 
ist  Rechnet  man  (gegen  den  wahren  Ertrag  zu  niedrig)  den 
DurchschmäS"  Rohertrag  vom  Morgen  zu  4,5  Korn  und  9,5 
Himten,  so  ist  die  Getreide-Ernte  jetzt  zu  34,675000  Himten 
anzuschlagen  und  mit  dem  Gartenlande  zu  etwa  3  Millionen 
Himten  mehr. 

In  den  Waldungen  wurde,  bei  Gelegenheit  der  Grund- 
steuer-Veranlagung, der  Bestand  an  Buchen--,  Eichen«  und 
gemischtem  Hochwalde  zu  543762  Morgen  oder  24,79  %  der 
gesammten  Forstgrundfläche;  an  Niederwald  zu  480715  Mor- 
gen oder  21,92  Vo;  an  Nadelholz  zu  434675  Morgen  oder 
19,82%:  die  Ausdehnung  der  kulturfähigen  Blossen  zu  634270 
Morgen  oder  28,92  %;  der  nicht  anbaufähigen  Blossen  des 
Forstgrundes  zu  99680  Morgen  oder  4,55  %,  angegeben. 
Drechsler  a.  a  O.  S.  42  und  126  giebt  den  gegenwärtigen 
ZusUmd  wie  folgt  an,  in  Morgen  von  120  Q  R«: 
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8U»ts- 
forstea.* 


Schafts- 
forsten. 


Privat- 
fsrstett. 


Zu» 
samaea. 


1)  Eichenhocbwald    ....  42908    22418    29537    94863 

2j  Buchenhochwald   ....  244137117932    79313441482 

3)  Nadelholz 454664    95554  116751666969 

4}  Pflanzwald 61871    46549    28865  137285 

5)  Mittelwald 54786  111832    50619  217237 

6)  Niederwald 47140    65367  101019  213526 

7)  Unbaubar 61440     9033    13416    83889 

Sehr  bemericenswerth  und  zu  gi'osser  Vorsicht  bei  beab- 
sichtigten ferneren  Umwandlungen   aufTordernd,    ist  die,  zu 

lieber  die  v^h^wiwth» 

der  Batmoverschen  Forsten  nach  dem  Werlhe  des  gewonnenen 

Arbeitsverdienstes  in  den  Forsten,  stellt 


ft3tl4niin0 

dea 

Materials  und  Arbeitsgegen- 
fltand€s« 


Werth  des  Malarials  aasaehl.  6awiaaii«fs-' 
Kosten. 


SUuüsforsten. 


Land- 
forstea. 


Hsrs- 

forsten. 


KArper- 

achafla-  a. 

Privat- 

forsten. 


Zusammen. 


Thaler. 


f.  Höh. 

a.  geerntetes  Holz.    .    .    • 

b.  Lese-,  Fall-,  Lager-,  Pack- 
holz u.  8.  w 


2.  Baamfriichte 


3.  Waldstreu 


4.  Waldweide  und  Gräserei 


5.  Waldbeeren 


6.  Kulturen,  Wege  u.  dgl.  m. 

Zusammen 


Für  den  Morgen  des  kultur- 
baren Forstgrundes     .    . 


708210 


52800 


49800 


65160 


104770 


454170 

5000 

3170 

1500 

67820 


672990 


49410 


33500 


50000 


128700 


1,835370 


107210 


86470 


lljS660 


301290 


98074Q|531660 


934600 


2,447000 


=  1,512400 

mit  3  Prozent  zu  Kapital 
50  Mill.  Thlr. 


1  Rth.  9 


Gg.5Pf. 


2Rthl5 
GggPf 

lRth.16Gg.lPf' 


1  Rthlr 

I  Ggr. 

II  Pf 


1  Rthlr. 
9Gg.2Pf. 
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Gunsten  des  Nadelbolzes,  geschehene  bedeutende  Venninderang 
der  I^ubholzwaldungen. 

Den  jetzigen  Hoherlrag  berechnet  Drechsler  a.  a.  0.  S.  52 
(in  ATomta/klafteilD  von  je  100  Kubikfuss  fester  Masse  =  1  Holz- 

klafler  von  144  Kubikf.  Raum)  wie  fol^^t: 

Morgen  Normal' 

Forst'  Klafter, 
grund. 

1)  Siaatsforsten   .    .    .    905506    —    290250    - 

2)  Körperschaflsrorsten     459653    —      80497    - 

3)  Privalforsten    .    .    .    406104    —     i67684    - 


Kubikfltss 

von  1 

Morgen* 

32 

18 

17 


1,771263     —     438431     — 


25 


Materials  (ausschliesslich  Gewinnungskosten)  und  des  direkten 
Drechsler  nachstehende  Berechnung  auf. 


ArktttorerdieMt  iutck  eMrumiuig  der  ForatpriNlakte, 

Kaltvrc«  a.  ».  w. 

Gesammt- 
Summe. 

Thlr. 

Staatsftfrsten 

K6rB«rMk«lla- 

ub4  Privftt- 

ferttM. 

ZuMmmen. 

LavifonU».   1      Harsforttem. 

Thaler« 

156000 

203000 

148000 

507000 

2,342370 
62,90  Vo 

59200 

6000 

55340 

120540 

227750 

68840 

2500 

30780 

102120 

6,11  Vo 
188590 

32590 

750 

25000 

58340 

5,07  % 
175000 

40000 

8330 

50000 

98330 

4,70% 
^ 99620 

68800 

5000 

71200 

145000 

10,73Vo 
145000 

90000 

45000 

110670 

245670 

3,89% 
245670 

6,60  Vo 

515430  1     270580 

490990 

1,277000 

3,724000 

=  786010 
berechnet : 

26  MOI.  Thir. 

• 

17  Gar. 
7  PC 

1  Bth.  8  6gr. 
4  Pf. 

13Ggr.7Pf 

l7Ggr.  4P£ 

2  Rth.  2  Ggr. 
6  Pf. 

20  Ggi 

•.  10  Pf. 

t 
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VoD  diesem  Hateriale  beträgt  das  Hob  498701  Normal- 
Klafter,  welche  wie  folgt  sich  vertheilen: 

StaaiS'  KörperschaftB-  ¥rU.^ 
forsten,    imd  Privat''  AntheiL 


1.  Geemtetes  Holz    .    .    29025Ö 

2.  Leseholz  und  Abraum    30000 

3.  Stuken-,  Fall-, .Lager- 
und PolUHolz  .    .    .        2600 


Foritm, 

148181 

25200 

2470 


87.92 
11,07 

1.01 


322850    175851   100,— 

Im  grossen  Durchschnitt  sind   l'A  Normalklafler  Brenn- 
holz auf  den  häuslichen  Bedarf  von  je  5  Personen ,   oder  30 
Kub.  Fss.  auf  1  Kopf  zu  rechnen,  was  einen  66«iifiiifi/-i?rafifi-^ 
holi'Verbrauch  von   528000  Normalklaftern  jährlich   ergeben 
würde,  wenn  nicht  Steinkohlen  und  Torf  zur  Hülfe  kamen* 

Die  Becölkenmg  hat  (nach  unzuverlässigen  Ermittelungen) 
im  Jahre  1816:  1,031000,  im  Jahre  1818:  1,305000,  im  Jahre 
1823;  1,434000  Seelen  beü*agen.  Am  1.  July  1833  wurden 
1,662629  gezahlt,  am  1.  July  1836:  1,688285;  1.  July  1839: 
1,722107;  1.  Juli  1842:  1,755592;  1.  July  1845:  1.773711; 
1.  July  1848:  1,758847  Bewohner;  Ende  1849  mögen  deren 
etwa  1,760000  vorhanden  seyn.  Davon  kommen  auf  1  Q  H. 
durchschnittlich  nur  2517,  was  Hannover  hinsichtlich  der 
VolkidichiigkeU  in  Deutschland  die  35.  Stelle  anweist  und  sein 
BevölkerungsmAe»  ist  4,28  %.  Von  der  am  1.  July  1848 
gefundenen  Bevölkerung  kamen  auf  den 


Lttddrostei-Bexirk 

D  M. 

Bewohner 

auf  i  DM. 

Prozent- 
JniheiL 

Hildesheim    . 

81,25 

360727 

4439 

20.48 

Hannover 

109,62 

338794 

3090 

19.28 

Lüneburg 

204,44 

326427 

1596 

18,56 

Stade  .    .    . 

123,60 

265808 

2151 

15,12 

OsnabrndL    . 

113,72 

257862 

2267 

14,66 

Aurich      .    . 

54,47 

174355 

3201 

9,91 

Beri^plBMuiielMill 
Kkiosthal  .    . 

1 

11,52 

34874 

3026 

1,99 

Zusammen 

•^ 

1,758847 

2517 

100 
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Nach  Gesdilecki  und  ilfter  vertheilte  sich  die  Bevölkerung 
am  i.  July  1848  wie  folgt  : 

tmier  14   Frzi.-    Ober  14     PrzU  Pt^.^ 

Jahren.  AfUkeil.    Jahre.   Aniheih  Zusammen.  Aniheil 

männlich    283098     16,09     592248     33,67  875346       49J6 

weiblich     275805     15,68     607696     34,56  883501       50,24 

558903     31,77  1,199944     68,27     1J58847      100 

Die  umsichtigen  Vorschriften,  nach  welchen  die  neusten 
hannoverschen  Volkszählungen  vorgenommen  sind,  gestatten 
noch, einige  fernere  Mittheilungen.  Es  befanden  sich  in  einem 
Alter  von  einschliesslich: 


männlich 

weiblich 

zusammen 

Prst. 
Anth. 

1  bis  7  Jahren 

144855 

144933 

289788 

16,47 

8  „  14 

T) 

138243 

130872 

269115 

15,30 

15  «  20 

T) 

101974 

105098 

207072 

11,78 

21  „  45 

H 

322498 

320536 

643034 

36.56 

46  n  60 

« 

116187 

123403 

239590 

13,62 

61  ^  90 

1» 

51401 

58443 

109844 

6,25 

über  90 

r> 

188 

^16 

404 

0,02 

875346         883501        1,758847       100 

Von  dieser  Bevölkerung  kommen  (mit  Ausnahme  des  Mi 
litärs  und  der  Feldjäger)  auf  die  Städte  275699  oder  15,67  o/^ 
atf  die  Flecken  und  das  platte  Land  1,457714  oder  82,88  Vq; 
MilUär  und  Feldjäger  zählten  25434  Köpfe  oder  1,45  %  der 
gesammten  Bevölkerung.  Die  Zahl  der  Ehepaare  war  280515, 
also  im  Verhältniss  zur  ganzen  Einwohnerzahl  wie  1  zu  6,27, 
der  WUtwer  32843,  also  wie  1  zu  53,55,  der  WUtwen  75072, 
also  wie  1  zu  23,43;  der  Blinden  960,  also  wie  1  zu  1832,13; 
der  Taubstummen  1066,  also  wie  1  zu  1649,94.  Zwischen 
1833  und  1842  hat  eine  jährlidie  Durchschnitts-ZimaAme  von 
0.62  Vo  Statt  geftinden,  welche  in  einzelnen  Landestheilen 
bis  anf  0,68Vo  stieg,  in  andern  zu  0,34%  herabsank.  Die 
Vermehrung  von  1843/B  war  jährlich  durchschnittlich  nur 
^f^3Vo,  zwischen  1845/8  ist  sogar  eine  starke  Vermindenmg 
der  Bevölkerung  eingetreten  (jähriioh  im  Durchschnitt  0,28  %), 
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welche  amtlich  der  vermehrien  Auswanderung  zugeschrieben 
wird.  Dass  noch  sonstige  Ursachen  vorhanden  sind,  leidet  kei- 
nen Zweifel,  hier  aber  ist  der  Ort  zu  deren  Erörterung  nicht. 
Hinsichtlich  (jier  Zahl  der  HausMere  haben  Ermittlungen 
nur  in  den  Jahren  1817  (rür  Pferde,  Rindvieh,  Schafe),  1845 
May  (für  Pferde)  und  1848  Dezember  (für  Rindvieh,  Schafe, 
ZticAlschweine,  Ziegen  und  Esel)  Statt  gefunden.    Das  Ergeb- 

niss  war: 

1817.     1845       Zu- 

«•1848.  nähme. 

1.  Pferde    .    .  - 224627     229493      4866 

davon  Fällen  unter  4  Jahr  70777 

od. 30,84 o/o;  das  Verhältniss  der 
Hengste  zu  den  Stuten  ist  wie 
1  zu  21,7. 

2.  Rindvieh 640633     773688  133055 

wovon  Milchkühe   und   Rinder 

684301  oder  88,45  Vo;  die  Zahl 
der  Stiere  verhielt  sich  zur  Zahl 
der  Kühe  wie  1  zu  64,1. 

3.  Schafe 1,564355  1,982576  418215 

wovon    veredelt   258499   oder 

13,04  %,  gewöhnliche  Land- 
schafe (s.  g.  Rheinische)  888493 
oder  44,81  %,  Haidschnucken 
835584  oder  42,15  Vo. 

4.  ZiicAfcchweine —  80851      — 

wobei  das  Verhältniss  zwischen 

Eber  und  Säuen  war  wie  1  zu 
18,5. 

5.  Ziegen —         110682      — 

6.  Esel —  706      — 

7.  Maulesel  und  Maulthiere  —  145      — 

Von  der  Thierzahl  neuster  Zählung  kommen  durchschnitt- 
lich auf  1  DM«,  und  von  der  (oben  zu  14,677545  Morgen 
ermittelten)  GesammtoberÜäche  des  Staate,  so  wie  von  der 
Fläche  des  Ackerlandes  und  der  Wiesen  (etwa  5,759000  Mor<* 
gen)  kommen  auf  ein  Stück : 
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Morgen  auf  i  SiUck 
Stück  auf    Oesammt'    Ackerland 
IQM,       Lamdee-  und 

ßäcke.         Wiesen. 

Pferde 3t8  63,92  25,10 

Rindvieh 1107  18,96  7,45 

Schafe 2826  7,40  2,90 

Z«cU.  Sdiweine      ....      116  181,48         71,23 

Ziegen    .......       158  132,56  52,03 

In  sieben  Regierungsbezirken  befanden  sich  1838 :  70  Städte, 
108  Marklflecken,  960  grössere,  4920  kleinere  Dörfer  und 
Weiler,  926  Vorwerke  und  einzelne  Höfe.  Die  Zahl  der 
Wohngd^äudCf  welche  im  Jahre  1823  zu  222401  angegeben 
wurde,  war  nach  den  Zählungen  am  1.  July  1833:  239167, 
1842:  250054,  also  jährliche  Durcbschniltszunahme  0,51%; 
1845:  253112,  1848:  255923,  also  seit  1842  im  Jahresdurch- 
schniu  Zunahme  0,39  %.  Auf  1  Q  H.  kamen  im  Jahre  1823 
durchschnittlich  318,  im  J.  1848:  366.  In  einem  Wohnhause 
wohnen  im  Durchschnitt  6,87  Bewohner ;  jedoöh  in  den  Städ- 
ten mit  zusammen  34912  Wohngbd.  (13,64  %)  7,89,  in  den  Fle- 
cken aber  und  auf  dem  platten  Lande  mit  221011  (86,36%) 
Wohngbd.  6,59  Köpfe. 

Zum  Schlüsse  der  Einleitung  eine  geschicktUche  Uebereicki 
dee  jibgabemoesene  vnd  StaaUkauekaUe  Hannovers. 

Das  Regierungs-  und  noch  mehr  das  Finanzwesen  Han* 
novers  beruhte  bis  1803  auf  Geheimnissen,  in  welche  nur 
wenige  der  höchsten  Angestellten  eingeweiht  waren;  die  erst 
auf  Veranlassung  der  Kassen vei^einigung  im  Jahre  1832  in 
einigem  Zusammenhange  aufgeklärt  wurden  (z.  v.  den  in 
Nr.  157  der  hannov.  Zeitung  von  1832  enthaltenen  einleiten« 
den  Vortrag  des  Geh.  Kab.  Rath  Rose  in  zweiter  Kammer  der 
Stände-Versammlg.) ,  jedoch  auch  damals  nur  in  allgemeinen 
Grundzügea  Obgleich  manche  Einnahmequellen  und  einzelne 
Ausgaben,  selbst  bis  1832  noch,  theil weise  bevorzugten  Klas- 
sen und  Personen  zu  Gnte  kamen ,  obgleich  sowohl  bei  den 
Abgaben  als  in  einigen  Ausgabezwagen  Ausnahmen  und  Be- 
vorzugongeo  Statt  fenden;  welche  erst  aümählig  beseitigt 
worden  ond  bis  in  die  neuere  Zeit  reichen :  «^  hernchte  doch 
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im  AUgemeineQ  eine  gewisse  Ordnung  in  der  Verwaltang, 
welche  sich  auch  auf  den  Haushalt  erstreckte.  Diese  würde 
aber,  —  bei  den  ungemein  grossen  Kriegslasten,  welche  Han- 
nover theils  aus  seiner  geografischen  Lage,  theils  aus  seiner  Ver- 
bindung mit  England  erwuchsen, — nicht  hingereicht  haben,  das 
Land  vor  einer  unerträglichen  Schuldenlast  zu  bewahren,  wenn 
nicht  seine  Kurfiirsten  und  Könige  (mit  alleiniger  Ausnahme 
Georg  IV.),  abgesehen  von  den  Domänen,  ein  sehr  grosses 
Prtrdrfvermögen  für  das  Land  verwendet  hätten*  Dieses  Bei- 
spiel sieht  in  der  Geschichte  der  Fürsten  so  sehr  vereinzelt 
da,  dass  es  wohl  verdient,  noch  näher  dargelegt  zu  werden. 
Wie  in  fast  allen  Staaten  fand  auch  in  Hannover  eine 
Trennung  der  Steuerkassen  von  den  Domanialkassen  Statt, 
aus  welchen  Letzteren  die  mebrsten  Kosten  der  büi^erlichen 
Verwaltung  bestritten  wurden;  wie  denn  in  den  Bestandtheilen 
dieses  Landes  die  vor»ug$u>ei$e  Verpflichtung  des  Domanium 
zur  Tragung  der  Staatslasten  und  die  nur  auMhUlfstoeise  Deckung 
derselben  durch  Steuern:  keinem  rechtlichen  Zweifel  unter- 
liegt Zur  Zeit  der  Berufung  des  hannoverschen  Fürstenhauses 
auf  den  britischen  Thron,  war  die  Einnahme  aus  dem  Doma- 
nium ungleich  geringer  als  später.  Die  der  kalenbei^ischcn 
Linie  zugestandenen  Domäneneinnahmen  lieferten  nur  etwa 
4500(K)  Thir.  Ueberscbuss,  welcher  nach  dem  Anfall  des  Lüne- 
burgischen auf  877000  Thlr.,  zur  Zeit  der  Erwerbung  der 
Krone  von  England  auf  084000  Thlr.  und  durch  Erwerbung 
des  Bremenschen  im  Jahre  1721  auf  l,oatlO00  Thaler  Kassen- 
niänze  stieg.  Zur  Zeit  der  Herzoge  überstieg  die  Ausgabe 
die  Einnahmen  oft  bedeutend,  wie  denn  z.  B.  im  Götting. 
histor.  Magazin  (HI.  S.  534)  eine  Nachricht  aufbewahrt  ist, 
wonach  der  Jahresertrag  von  1678/9  nur  221201  Thlr.  be- 
trug, vrährend  die  Ausgabe  286027  Thlr.  war.  Der  Haushalt 
wurde  damals,  wie  auch  in  andern  Staaten  Deutschlands,  nur 
durdi  Hülfegelder  fremder  Mächte  im  Gleichgewicht  erhalten« 
Bis  zum  siebenjährigen  Kriege  waren  die  Einnahmen  der  Kam- 
merkasse  nur  auf  1,110000  Thaler  gestiegen,  sanken  in  Folge 
dieses  Krieges  bis  auf  961000  Thb*.  und  wurden  erst  im 
Jahre  1800  wider  zu  1,444000  Thir.  berechnet.  Genaue  An- 
gaben aus  dem  vorigen  Jahrhundert^  finden  schon  in  den  b^ 
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staiideneii  Kasseneinridiiungen  ^ia  Hinderoiss;  weil  aus  den 
Amtskassen  alle  Lokalausgaben  geleistet  und  erst  der  Ueber*- 
scbuss  zur  Kammerkaae  geliefert  wurde,  auf  der  die  allge- 
meinen Ausgaben  ruhten.  Zwar  errichtete  man  im  Jahre  1801 
die  Generalkaise  (nur  für  das  Domanium,  im  Gegensatze  zur 
später  entstandenen  General-Steuericasse)  in  welche  auch  die 
Kammerkasse-Einnahmen  flössen;  allein  der  Roh*Ertrag  er^ 
schien  in  dieser  Rechnung  doch  noch  nicht  Nach  der  Fremd- 
berrschafi  wurde  die  alte  Form  des  Rechnungswesens  wieder 
hergestellt  und  diese  blieb,  mit  unwesentlichen  Aenderungen, 
bis  zur  allgemeinen  Neugestaltung  der  Verwaltung  im  Jahre 
1823  (Verordnungen  und  Reglements  vom  18.  April).  Dadurch 
wurden  zwar  die  Einnahmen  des  Domanium  grösstentheils  in 
der  Generalkasse  vereinigt,  allein  sie  musste  nun  auch  die 
Kosten  der  Aemter,  die  Kriminalkoslen ,  sowie  eine  Menge 
kleinerer  Ausgaben  übernehmen ,  welche  bis  dahin  in  den 
Amtsregistern  und  sonst  versteckt  gewesen  waren.  Schon 
früher,  seit  dem  Jahre  1818,  begann  man  die  Beamten  und 
Hitglieder  der  Oberbehörden  auf  feste  Einnahme  zu  setzen 
und  zog  dagegen  die  Gebühren  und  Sportein,  welche  dieselben 
bis  dabin  genossen  hatten,  zur  Kasse,  welche  jedoch  dadurch 
keinen  Gewinn  machte.  Von  allen  früheren  NebeHkauen  wur- 
den im  Jahre  1823  nur  die  Kriegs-,  General-Wegbau-,  Gene- 
ral-Salarien-  (Nebenkasse  für  die  Sporleln  der  Oberbehörden) 
und  Kloster^Kasse ,  beibehalten.  Letztere  besorgte  die  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  der  durch  Verordnung  vom  8.  May 
1818  errichteten  allgemeinen  Klosterkammer,  d.  h.  derjenigen 
Behörde,  welche  die  Einkünfte  der  aufgehobenen  Stifter  und 
Klöster  für  «Kirchen,  Schulen,  höhere  Gymnasien  und  wohl- 
thätige  Anstalten  aller  Arl^,  zu  verwenden  hat. 

Ausserdem  hatte  seit  dem  Anfange  des  18.  Jahrhunderts 
eine  Art  von  Schaia  bestanden  (unter  dem  Namen  das  Gtwötbd)^ 
dessen  förmliche  Rechnungen  mit  dem  Jahre  1708  beginnen 
und  mit  dem  Jahre  1800  schliessen.  In  diese  Kasse  flössen 
theils  ausserordentliche  Einnahmen,  namentlich  durch  Ueber- 
weisungen  aus  dem  PriDo/eigenÜmm  der  Kurfürsten,  theils  die 
für  den  Kriegsetat  augenblicklich  nicht  erforderlichen  Summra. 
Von  den  etwa  86  Millionen  Thaler  Kas^onmünze,  welche  (n^ 
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Ausnahme  aller  nur  darchlaufenden  Posten)  dieses  Gewölbe 
binnen  92  Jahren  eingenommen  und  zum  Bessten  des  Landes 
wieder  verwendet  bat,  kamen  aus  eigenen  Prft?a(milteln  der 
Fürsten  20,470000  Thir.  Aus  den  Zinsen  und  demnächst  dem 
Kapitale  des  Gewölbes  sind  die  ausserordentlichen  Kosten 
der  Kriege  bestritten  und  dafür  von  1710  bis  1788  gegen 
49  Mill.  Thaler  verwendet.  Der  siebenjährige  Krieg  allein 
verschlang  (ausser  den  vielen  Verwendungen  und  Schulden 
des  Landes)  33,487000  ThIr.;  der  Militär  Kordon  kostete  etwa 
5  Millionen  Thlr.  Nachdem  die  Mittel  des  Gewölbes  aufge- 
zehrt waren,  hatte,  bei  der  Fortdauer  der  ausserordentlichen 
Lasten,  die  Generalkasse  einen  sehr  schweren  Stand;  der 
Rest  der  Kammergelder,  etwa  800000  Thlr.,  wurde  beim  ersten 
Einmarsch  der  Franzosen  ins  Lauenburgische  geflüchtet  und 
dort  von  der  Armee  aufgezehrt.  Im  Jahre  1813  trat  die 
General-Kasse  unter  den  schwierigsten  Verhältnissen  wider 
ins  Leben  und  sie  hat  seitdem,  bis  zur  Vereinigung  mit  der 
General-Steuerkasse,  in  Folge  des  Staatsgrundgeselzes  von 
1833,  fortwährend  mit  Verlegenheiten  zu  kämpfen  gehabt,  die 
aus  verminderten  Einnahmen  und  gleichzeitig  vermehrten 
Lasten  entsprangen.  Das  bereits  im  Jahre  1803  erworbene 
Osnabrück  war  niemals  im  Stande  gewesen,  die  Kosten  der 
Regierung  aus  den  Domänen  zu  bestreiten;  in  Meppen  und 
Bentheim  blieb  das  ganze  Domanialgut  Eigenthum  der  Stan- 
desherm ;  mit  Ostfriesland  und  Hildesheim  erwarb  man  zwar 
bedeutende  Domänen,  aber  auch  grosse  Lasten,  welche  erst 
allmählig  sich  minderten.  Dagegen  war  Lauenburg  abgetreten, 
dessen  vertreffliche  Domänen  einen  reinen  Ueberschuss  von 
jährlich  140  bis  150000  Thaler  zur  Kasse  geliefert  hatten. 
Dazu  kamen  die  bedeutenden  Mehrausgaben  für  eine  Menge 
neuer  Einrichtungen,  welche  veränderte  Verhältnisse  nöthig 
machten;  so  wie  die,  durch  die  Verbesserungen  des  Steuer* 
Systems  in  Folge  der  bestehenden  Kassentrennung,  dem  Do- 
manium  zufallenden  neuen  Lasten*  Als  eine  solche  erscheint 
z.  B.  die  Grundsteuerübemahme ,  welche  nach  Abzug  der 
Exemtionsvergütung  von  21000  Thlr.,  etwa  77000  Thlr.  jähr- 
liche Ausgabe  verursachte.  Unter  diesen  Umständen  war 
sehr  begreiflich,  dass  schon  im  Jahre  1820  den  Ständen  das 


-    68»    - 

GestäDdniss  gemächt  werden  musste,  es  sey  bei  der  General- 
kasse ein   Defizit   vorhanden.     Manche   sonstige  Verhältnisse 
trugen  noch  dazu  bei  dasselbe  bis  1833  zu  vergrössem,  z.  B. 
dass  König  Georg  der  IV.  s.  g.  Handgelder  und  sonstige  Ab- 
gaben an  die  Schatull-Kasse  zahlen  Hess,  (im  Jahre  1829—30 
bis  auf  525000  Thlr.  gestiegen)  die  bis  dahin  dem  Lande  ge- 
lassen waren.    Im  Allgemeinen  muss  man  der  Finanzverwal- 
tung jener  Zeit  den  Vorwurf  machen,  dass  sie  vor  dem  immer 
grösser  werdenden  Hebel  der  Ausgabevermehrung  die  Augen 
verschlossen  hat.    Eine  Menge  an  sich  allerdings  recht  nütz- 
licher Einrichtungen,  deren  Kosten  nach  der  bestehenden  Ge- 
wohnheit von   der  General-  und  der  Generalsteuer-Kasse  zu 
gleichen  Theilen  übernommen  wurden,  sind  erst  gemacht  als 
thatsächlich    schon   das  Gleichgewicht  bei   der  Generalkasse 
bedeutend    gestört   war.    Man   übernahm  den  Ausgabeantheil 
dennoch,  nur  um  die  Stände  den  neuen  Einrichtungen  geneig- 
ter zu  machen   und  zu  den  erforderlichen  Geldbewilligungen 
zu  bewegen.    Das  Ergebniss  diesQs  Verfahrens  war,  dass  die 
sechs  Jahre   von   1825  bis  1831   fiir  die  Generalkasse  einen 
Einnahmen! angel    von  zusammen  549097   Thlr.  ergaben  und 
dass  ausserdem  die  Käpitalschuld  um  etwa  1   Million  Thaler 
sich  vermehrt  halte.     Der  Zustand  würde  noch  ungünstiger 
gewesen  seyn,  wenn  nicht  seit  der  neuen  Zollordnung  vom 
9.  September  1825   eine  bedeutende  Steigerung  der  zur  Ge- 
neralkasse fliessenden  Landzolleinnahmen  Statt  gefunden  hätte. 
Hinsichtlich  des  Steuerwesens  bestanden   in  den  verschie- 
denen Fürst^nthümern  und  Grafschaften  aus  denen  der  Staat 
Hannover  entsprungen  ist,   ähnliche  Verhältnisse,  wie  in  den 
übrigen  deutschen  Ländern.   Jede  Landschaft  halte  ihre  eigene 
Ordnung  (z.  v.   meine  gedrängle  Darstellung  der  Provinzial- 
Landschaflen  des  Königr.  Hannover,   Hannover  1832),  ihren 
abgesonderten  Haushalt  und  abweichende  Abgaben;   weshalb 
Steuer-  und  Zolllinien  den  Staat  durchschnitten.     Eine  Land- 
schaft war  mehr,  die  andere  weniger  mit  Schulden  belastet; 
wozu  Schulden  aus  den  Jahren  1803  bis  1807  kamen,  welche 
die  Landesdeputationen  gemeinschaftlich  aufgenommen  hatten. 
Ausserdem  bestand  vor  der  Fremdherrschaft  eigentlich  nur 
«we  Verbindung,  die  Gemeinschaft  des  regierenden  Hauses« 
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Aach  die  ständischen  Verfassungen  waren  sehr  verschieden, 
jedoch  mindestens  in  detn  Grundsatze  übereinstimmend,  dass 
das  Recht  der  jahrlichen  Bewilligung  der  Steuern  und  deren 
lUtverwaltung  unzweifelhaft  feststand;  eine Befugniss  die  auch 
nicht  selten  durch  Venoeigerung  geübt  wurde.  Diese  Bechte 
sind  unwidersprochen  und  unverkürzt  in  die  Patente  von 
1814  und  1819  übergegangen;  auch  in  das  Staatjsgrundgesetz 
von  1833  aufgenommen.  Schon  im  Letzteren  aber  und  noch 
mehr  in  der  jetzt  geltenden  Verfassung,  sind  die  Rechte  der 
Regierung  hinsichtlich  der  Steuern  erweitert,  wie  weiter  unten 
sich  ergeben  wird.  Die  Thatsache,  ^  dass  das  Bewilligungs- 
recht der  hannoverschen  Stände  früher  ausgedehnter  war 
als  jetzt  —  darf  bei  Beurtheilung  der  Streitfragen  zwischen 
Regierung  und  Ständen  nicht  ausser  Acht  gelassen  werden. 
Als  im  Jahre  1813  die  alte  Regierung  zurückkehrte,  fand  sie^ 
anstatt  der  früheren  Mannichfaltigkeil ,  nur  zwei  Steuersysteme 
vor;  welche  noch  dazu  in  ihren  Hauplgrundzügen  überein* 
stimmten.  In  den  zum  Königreiche  Westphakn  geschlagenen 
Landestheilen  bildete  eine  Grundsteuer  (anstatt  der  allen  Kon- 
tribution für  Magazinkorn  und  Fourage)  die  Grundlage;  die 
daneben  bestehenden  Verbrauchsabgaben  belasteten  die  wich- 
tigsten Lebensbedürfnisse  weniger  als  der  alte  hannoversche 
Lizent.  Ein  unverdächtiger  Zeuge  (Behberg  a.  a.  0.  S.  45) 
nennt  das  westphälische  Steuersystem  hart,  aber  konsequent 
and  bezeugt,  dass  in  demselben  die  vollkommenste  Ordnung 
geherrscht  habe. 

Dieses  westphälische  Sleuersystem  Hess  man  in  Kalen- 
bei^,  Grubenhagen,  Göttingen,  Hildesheim  und  in  dem  west- 
phälisch  gewesenen  Theile  von  Lüneburg  bestehen  (Patente 
vom  30.  Oktober,  5.  und  10.  November  1813);  schaflfie  aber 
die  8.  g.  Zulage-Zentimen  ab  (4.  und  15.  Novbr.  1813)  und 
ermässigte  die  Verbrauchssteuer  in  einigen  unwesentlichen 
Punkten  (unter  dem  29.  November  1813).  Für  die  im  ganzen 
Lande  abgeschafiie  Patentsteuer  (3.  Dezember  1813)  wurde 
eine  Stempelsteuer  angeordnet  (durch  Verordg.  vom  31.  De- 
zember 1813). 

In  den  nördlichen,  dem  französischen  Kaiserreiche  einver- 
leibt gewesenen  Landestheilen,  konnte  nur  ein  geringer  Theil 
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der  vom  Feinde  eingeführten  Auflagen  forterhoben  werden. 
Die  Beamten  der  Droits  r^anis,  des  Enregistrements  und  der 
Rooanes,  grösstentheHs  Franzosen  waren  abgezogen ;  die  Grund- 
Steuer  war  höchst  leichtsinnig  vertheilt.  Anstatt  nun  auch 
hier  die  westphHlischen  Abgaben  einzufahren,  oder  mindestens 
diese  Landestheile  gleichm&ssig  zu  behandeln;  verfuhr,  man 
fo^endergeslail.  Für  den  französischen  Theil  des  iMneburgi^ 
itkem,  wie  flir  die  Grafechaften  Hoya  und  Diepholz  wurden 
vom  tO.  Dezember  1833  die  französische  Grund-,  Personal- 
oad  Mobtltarsteuer  aufgehoben,  die  Fenster-  und  Thtirensteuer 
aber  beibehalten;  sogar  das  alte  sogenannte  Tabaksgeld,  eine 
Abgabe  von  2  Ggr.  ftir  jeden  Kopf  über  14  Jahren,  wieder 
eingefiihrU  Auf  dem  Lande  wurden  die  alten  Kontributionen 
und  der  Viehschatz ,  in  den  Städten  der  Lizent  hergestellt. 
In  Hopa  wurde  es  wieder  anders  gehallen.  Hier  wurde  von 
dem  Pflichtigen  ein  triplum  contributionis  ordinariae,  1  Vi  triplum 
contributianis  extraordinariae  und  der  Yiehschalz  von  den 
Freien,  V«  des  Matrikular-Ertrags  der  Güter  genommen.  In  Diep- 
Ms  wurden  alte,  vor  1803  bestandene  Auflagen  wieder  ein- 
gefnhrt,  wozu  dann  noch  die  allgemeine  Stempel-  und  Kon- 
somtionssteuef  kam.  In  Osnabiück  wurde  von  der  französi- 
schen Steuer  nur  die  Personal-,  Mobiliar-,  Fenster-  und 
Thürsleuer  beibehalten,  statt  der  Grundsteuer  der  alte  Monats- 
uttd  Rauchschatz  und  eine  Gewerbsstcuer  eingeführt.'  Das 
Lmd  HiBdeh  hatte  abermals  eine  gänzlich  abweichende 
Steuer- Verfassung ,  der  eine  Verordnung  vom  27.  Juny  1804 
zu  Grunde  gelegt  wurde.  So  hatten  auch  Bremen  und  Ver- 
den, das  Herzogthuro  Lattenburg  und  die  Grafschaft  Botmstein 
Besonderheiten  im  Steuersystem. 

Die  aüen  LandsMle  wurden  allgemein  wieder  eingeführt; 
ktirz  die  Verschiedenheit  war  grösser  als  vor  1803,  und  man 
batte  dazu  einige  französische  Errungenschaften  beibehalten, 
z.  B.  die  verhassten  Zulage  -  Zentimen.  Der  Ertrag  dieser 
Steuern  war  im  Jahre  1814:  2,418592  Thlr.  Kass.Mze.,  wo- 
von auf  den  vormals  westphälischen  Theil  1,507245,  auf  den 
früher  französischen  Theil  911347  Thlr.  kamen. 

AQCd  cKe  Ansprtiohe  auf  Wiederherstellung  der  Steuerfrei- 
Mm  wd  Beflrehingen  von  Gemeindelasten  (welche  von  den 
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Fremden  aufgehoben  waren)  worden  im  ganzen  Lande  so 
gründlich  berücksichtigt,  dass  man  kaum  so  weit  ging,  die 
Frage  über  die  Realbefreiungen  auszusetzen,  da  alle  Abga- 
ben für's  Erste  als  Kriegssleuern  betrachtet  werden  sollten. 

So  ungenügend  hiernach  die  Steuereinrichtungen  erschei- 
nen mussten,  waren  doch  die  Stände  durch  die  Zeitverhält- 
nisse  genothigt,  dieselben,  ausser  für  1814,  auch  für  die 
Jahre  1815  und  1816  beizubehalten;  allem  sie  beschäftigten 
sich  sehr  ausführlich  mit  neuen  Entwürfen.  In  der  Sitzung 
am  13.  Hay  1816  wurde  ein  dessfallsiger  Vortrag  an  das 
Ministerium  beschlossen,  welcher  eine  Zusammenstellung  der 
bisherigen  Beschlüsse  enthält.  Diese  gingen  von  zwei  Haupt- 
Orundsätzen  aus: 

a)  Das  Bedürflu88  aUein  sei  der  Ma888tabj  was  an  Steuern  anfui- 
bringen.  So  weit  dieses  BedOHtaiss  nnn,  namenüich  unter  Ber&ck- 
skhtifung  des  Budgets  vom  Jahre  1816,  zu  bestimoMn,  glaubten 
die  Stände,  dass  dasselbe  mit  einer  Einnahme  von  2,400000  Thir. 
Kassen-MOnze  zu  bestreiten  sei. 

b)  Dass  die  KHUle  derer,  die  dazu  beitrfigen,  nach  einer  billigen  und 
▼erhiltnissniiflsigen  Veriheibmg  der  Steuerlast  su  Baihe  su  ziehen 
seien.    In  dieser  Beziehung  mOsse: 

1)  die  Grundsteuer  als  die  Hauptsteuer  angesehen  werden.  Bis  zu 
einer  einzuleitenden  Abschätzung  mflsse  die  Verschiedenheit  in 
den  einseinen  Provinzen  durch  ein  provisorisches  Regulativ  aus- 
geglichen werden,  und  werde  IQr  das  Jahr  1817  bewmigt: 
1,000000  Thir.  Kassengeld  oder  1,111111^/9  Thlr.  Conv.MOnze. 

t)  Mahl-  und  Schlachtacoise  vereinige  in  den  Städten  alle  Vorzflge 
indirekter  Abgaben.  In  allen  grOssern  Städten  sei  daher  eint 
solche  als  Surrogat  der  Grund  -  und  Häusersteuer  einzullUiren ; 
auf  dem  platten  Lande  und  in  den  Flecken  mttsse  sie  wegfallen. 
Auf  21  näher  benannte  Städte  mit  etwa  100T73  Einwohner 
wurde  eine  Einnahme  von  120000  Thlr.  Kassen-Geld  gerechnet. 

8)  Branntwein -Steuer  (vier  Maass  bei  24  ständigem  Gebranch  des 
Blasenhelms  zu  1  ggr.  7  pf.  Steuer)  wurde  mit  einer  Gesammt- 
Einnahme  von  850000  Thlr.  Kassen-Geld  angesetzt. 

4)  Eine  Salzsteuer  mit 30000  Thlr.  Konv.filze. 

5)  Eine  Stempelsteuer  mit  ...    .      70000    „        „        „ 

6)  Eine  Eingangssteuer  mit      ...    270000    „        „        „ 

7)  Eine  Einkommensteuer  nur  mit  60000    „        „  ^    „    und 

8)  Eine  Personensteuer  mit      ...      40000    „        «,        „ 

Nach  mehrfachen  Verhandlungen  einigten  sich  Regierung 
und  Stände  über  das  neue  Steuereyetem  und  so  konnte  die, 
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bereite  unter  dem  17.  Januar  1815  beschlossene  Vereinigung 
aller  Provinzialkassen  zu  emer  General-Landeskasse  am  1.  No* 
vember  1817  geschehen,  nachdem  die  Einführung  eines  all- 
gemeinen Abgabesysteras  mit  dem  i.  November  1817  ins  Le- 
ben getreten  war.  Die  gleichfalls  beschlossene  Einführung 
einer  neuen  allgemeinen  Grundsteuer  hingegen  konnte  erst 
am  1.  July  1826  bewirkt  werden. 

Ungeachtet  der  langen  Zeit,  welche  diese  neuen  Einrich- 
tungen erfordert  und  der  vielen  Verhandlungen,  welche  sie 
verursacht  hatten,  war  das  Ergebniss  doch  ein  leider  recht 
QQVoUkoounenes ;  worüber  der  Gewinn  trösten  musste,  daas 
Hannover  früher  als  die  mehrsten  andern  deutschen  Staaten 
zn  einem  einheitlichen  und  gleichen  Systeme  der  Steuern  ge- 
langt war.     Stütt  (a.  a.  0,  S.  33)  urtheilt  darüber  wie  folgt: 

yyDer  Personeattener  fehlte  ein  System;  sie  drückte  eckwer  auf 
,,die  uatem  Klassen.  Die  Einkonunenstenery  auf  blosse  Deklarationen 
„gestfitxt,  war  iinaasffihrl)ar;  von  den  indirekten  Steuern  Torsüglich 
„die  Biersteoer  nnpoiltisch,  die  Branntweinsteuer  nicht  gesichert,  die 
^ingangsstener  ohne  aUe  BOcksicht  auf  einheimische  Produktion 
j^angelegt.  Der  grösste  Fehler  aber  war  die  planlose  Halbtheorie, 
„mit  der  man  eine  an  sich  hdchst  wichtige,  ja  nothwendige  Grund- 
,,steT  nadi  Rainertrag  anlegen  woUte;  einer  von  den  Schritten,  bei 
„denen  es  sich  am  meisten  gezeigt  hat,  wie  sehr  man  in  Gefahr  ist, 
„zu  weit  zu  gehen,  wenn  man  nicht  weiss,  wohin  man  geht.  Diese 
,^anlos{gkelt  wurde  noch  vermehrt  in  hohem  Grade  dnrch  die  Liage 
„der  Exemtionsfk'age ,  die  ans  mehr  als  einem  Grunde  erledigt  wer- 
„den  flsnsste  und  von  einer  Versammlung  in  dieser  Zusammensetxung 
yfßjm  bald  ibertriebeae  Ansprüche  für  die  Exemten  madite,  bald  sich 
„Ar  laempetent  eriüftrie)  nnmSglich  erledigt  werden  konnte. 

„Gin  andrer  Umtpimangtl  des  Finanzsjstems  der  provisorischen 
„Versammlung  war ,  dass  man  sich  die  Ausgaben  auf  keine  Weist 
„klar  machte  und  ebenso  wenig  den  Zustand  der  Kasse  feststellte.  — 
„Das  Land  hatte  eine  sehr  grosse,  theils  unverbriefte,  meist  illiquide 
„Schuld;  es  hatte  ebenflills  eine  sehr  bedeutende  Masse  von  illiquiden 
„Forderungen  und  Snbsldien,  Verpflegungsgeldem  u«  s.  w«  Statt 
„diese  letstere  Ausstände  zu  Tilgung  jener  Schuld  durchaus  sur&ok« 
„zusetzen,  fährte  man  sie  in  die  laufende  Rechnung,  deckte  dadurch 
„die  Bed&rftaisse  und  tauschte  sich  also  durchaus  über  den  Stand  der- 
„selben.  Dadurch  wurde  es  möglich,  dass  man  bei  der  Bearbeitung 
„des  Steuersystems  einen  Präsumtiv  -  Bedarf  von  2,400000  Thlr.  cum 
„Grande  legen  konnte,  der  das  Land  in  alle  Uebel  best&ndiger  Steuer- 
„eiMhnttg  und  neuen  DeistC  stürzte,  welches  wiederum  andere  Uebel 
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y^tarMgeflUfft  k«t  Bei  der  FeHsUünmg  ier  Aw^mbe  aHier  glm^ 
y^an  Ton  einen  Geeichtspunkte  aas^  der  zum  Unheil,  gefQlirt  liat. 
,,StaU  den  alten,  einzig  riclitigen  and  aaefOhrlmren  Grundsatz  des 
,,deut0Ghen  Finanzwesens  wieder  lebendig  werden  zu  lassen,  nach 
„welchem  die  Domäne  zuerst,  und  nur  wo  diese  dem  Bed&rfhisB 
,^ieht  genügt,  der  Unterthan  durch  Steuerbeitrage  lu  Deckoag  der 
^^Öffentlichen  Bedürfliisse  gehalten  ist,  sog  man  es  vor,  aach  jener 
„eben  so  kleinlichen  als  verderblichen  Theorie  des  grundsatzlosen 
yyHerhommens ,  die  seit  etwa  200  Jahren  Deutschland  zerrüttet  hat, 
„zu  Werke  zu  gehen.  Man  zog  alle  Bewilligungen  der  einzelnen 
„Provinzen  zusammen  >  nannte  diese  verfassungsmässige  Lasten  und 
„zahlte  nnd  bewilligte  dann  weiter.  Auf  die  Domänen  sachte  man 
„nur  einen  Theil  der  Scktdd  abzuwerfen ;  aber  die  Regierung  eriM 
„sidi  bloss  lu  Uebemahme  voo  Onindsteaer.  So  standen  denn  wle- 
„der  zwei  feindliche  Mächte  gegeneinander.  Die  Stände  suchten  den 
„Domänen  möglichst  viele  Lasten  aufzulegen  und  die  Kammerver- 
„waltung  möglichst  Vieles  auf  die  Stände  zu  wälzen.  Und  wenn 
„man  bedenkt,  dass  das  Kammergut  möglichst  geheim,  das  Finanz- 
„Wesen  der  Stände  ziemlich  offen  vem^altet  wurde«  dass  wenigstens 
„die  Regierung  beides  besser  Obersah,  als  die  Stände  selbst  auch 
„nur  das  eigene:  so  ist  leicht  zu  schliessen,  dass  dieser  Streit  den 
„Ständen  kein  Heil  bringen  konnte.  ^^ 

Die  Folgen  dieser  Fehler  zeigten  sich  schon  bald.  In  ei- 
ner Mitiheilung  vom  8.  Febraar  1819  legte  die  Regierung  dar, 
dass  der  Ertrag  der  gesammten  Stenem  in  dem  Jahre  vom 
1.  November  1817/B,  anstatt  der  veranschlagten  Ä,876000  Thlr., 
271000  Thlr.  weniger  geliefert  habe;  mithin  nicht  einmal  zur 
Deckung  der  gewöhnlichen  Ausgaben  der  Landeskasse  (2^650000 
Thlr.)  ausreiche.  Die  Soiglosigkeit  oder  Unkenntniss  der  da- 
maligen Volksvertreter  ging  so  weit,  dass  sie  fiir  das  Jahr 
1819  zwar  Ausgaben  zum  Belaufe  von  3,590725  Thlr.  bewil- 
ligten ,  dagegen  aber  an  Steuern  und  Anlehen  nur  3,218008 
Thlr.  anwiesen.  Dieses  ohne  Deckung  gelassene  Defizit  von 
372717  Thlr.  bekümmerte  sie  so  wenig,  dass  sie  eriklärten 
(Aktenstücke  Bd.  II.  S.  224) :  ^sie  gingen  mi4  dem  beruhigen- 
^den  Bewusstseyn  auseinander,  dass  Alles  geschehen  sei, 
„was  in  Rücksicht  auf  das  Bedürfniss  des  Staats  und  die  be- 
„drängle  Lage  der  ünterthanen  geschehen  konnte.* 

Zu  den  Mängeln  des  Systems  kam  noch  der  Mangel  an 
Erfahrungen  über  die  zweckmässigslc  Art  der  Verwaltung  und 
über  die  Wirkung  einzeber  Verfügungen.    Schon  im  Jahre 


1819  warde  einige  Erhöhung  der  Eingangsteaer  bewirkt^  die 
Personensteuer  dagegen  musste  in  den  unteren  Klassen  ep- 
mässigi  werden.  Die  Branntweinsteuer  nahm,  wegen  mangel- 
hafter Veranlagung,  fortwährend  ab.  Die  gesammte  SoUein- 
nähme  von  den  Steuern  (d.  K  dio  Beträge,  welche  ai^  der 
Bcedireibung  der  direkten  und  der  wirklichen  Einnahme  an 
den  indirekten  Steuern  sich  ergaben)  belief  sich  in  dieser 
Zeit  auf  etwa  3,050000  Thir.  Dies  änderte  sich  vom  1.  July 
18dl  an,  wo  ein  Einnahmemangel  von  600000  Thlr.  das  Mini* 
stOTun)  zu  dem  Geständnisse  nöthigte ,  dau  mam  dtu  Steuer^ 
sggimm  kober  sielhn  müsse.  Die  desfallsigen  Vorschläge  der 
Regierung  scheiterten  an  dem  Widerstände  der  in  den  Stän- 
den vertretenen  Klassen  -  Interessen ;  wovon  die  Folge  war, 
da^  unter  landesherrlicher  Vermittlung,  die  Kammern  sich 
einigten  den  Mangel  durch  eine  Erhöhung  der  Pertonensteuer 
zu  decken',  was  bei  der  fehlerhaften  Einrichtung  dieser  Steuer 
ein  sehr  überraschendes  Auskunflsmittel  war.  Die  baare  Ein- 
nahme von  sämmtlichen  Steuern  betrug  in  diesem  Rechnungs- 
jahre vom  1.  July  1821/2:  roh  3,531315  Thlr.,  rein  3,079916Thlr^ 
mithin  waren  die  451399  Thlr.  Gewinnungskosten  (worunter 
jedoch  91842  Thlr.  zurück  gezahlte  Grundsteuern)  12,78  % 
der  Roheinnahme.  Da  die  sämmüicken  Einnahmen  der  Lan« 
dediasse  3,710356  ThU-.,  die  Ausgaben  aber  3,613485  Thlr. 
beiragen  hatten,  so  blieb  am  1.  July  1822  ein  Kassen vorrath 
Ton  96871,  wovon  jedoch  der  Kasse  nur  79788  Thlr.  gehör- 
ten. Rechnet  man  hierzu  die  Kassenvorräthe  der  Kreiskassen 
Dod  die  sicheren  Steuerreste,  so  stieg  zwar  der  Vorrath  auf 
314568  Thlr.,  da  jedoch  die  Kasse  am  1.  July  1822 :  322258  Thlr. 
sdioidig  war,  so  ist  das  Endergebniss  ein  Einnahmemaiigel 
¥00  7685  Thlr. 

Schon  im  Jahre  1820  hatte  man  einige  Mängel  der  Brannt- 
weinsteaer  verbessert  und  am  I.July  1821  einen  neuen  Tarif 
der  Eingangssteuer  eingeführt.  Vom  1.  July  1822  an  aber 
traten,  anstatt  der  bis  dahin  bestandenen  Einkommensteuer, 
die  vereinigten  Besoldungs-,  Gewerbe-  und  Einkommen - 
Steuern  ein.  Auch  bei  der  im  Jahre  1822  geschehenen  schliess- 
lichen  Feststellung  des!  Steuersystems,  mussten  die  Inter- 
essenzwiste zwisdien  beiden  Kammern  durch  landesherrliche 
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Kommissarien  geschlichtet  werden;  ein  Hin-  und  tIer-Handeln 
und  ein  Auskunftsmittel,  welche,  weder  zur  Verbesserung  des 
Steuersystems  noch  zur  Vermehrung  des  Ansehens  der  stän- 
dischen Vertretung  beitrugen.  Dadurch  kam  die  Grundsteuer 
auf  1,350000  Thir.  herab,  der  Lizent  in  den  Lizenlstädtcn 
blieb  mit  150000  Thlr.  stehen  und  eine  Häusersteuer  von 
50000  Thlr.  kam  neu  hinzu.  Die  baare  Einnahme  aus  sämmt- 
liehen  Steuern  war  im  Rechnungs-Jahre  vom  1.  July  1822/3: 
3,414751  Thlr.»  wovon  die  Gewinnungskosten  346541  Thlr 
oder  10,14  %  gewesen  sind.  Die  gesammle  Einnahme  der 
Landeskasse  betrug  3,37504eThlr.,  die  Ausgabe  3,373450  Thlr. 
Am  1.  July  1823  standen  der  Kasse  zwar  288^73  Thlr.  zur 
Verfügung,  da  sie  aber  etwa  391424  Thlr  schuldig  war,  so 
ergab  sich  abermals  ein  bedeutender  Einnahmemangel.  Nach- 
dem im  Jahre  1823  noch  die  Eingangst  euer  von  fremdem 
Vieh  hinzugekommen  war,  auch  der  Ertrag  der  Personen  -  und 
der  Branntwein- Steuer  bedeutend  zugenommen  halle,  stieg  die 
Solleinnahme  an  Steuern  1823/4  auf  3,428000  Thlr.  und  im 
Jahre  1824/5  sogar  auf  3,528000  Thlr.  Für  den  ferneren 
Zeitabschnitt  bis  zum  1.  July  1830,  ^ist  eine  durchschnittliche 
AoA-Solleinnahme  der  Steuern  von  etwa  3,680000  Thlr.  anzu- 
nehmen. Zu  dieser  bedeutenden  Erhöhung  (ungeachtet  der 
Ausfälle  in  Folge  der  Sturmfluthen  1825  fF.,  ungeachtet  der 
Herabsetzung  der  Biersteuer  und  des  Sinkens  der  Brennsteuer), 
führten,  ausser  der  vorübergehenden  Steuer  von  dekorirlen  Räu- 
men; eine  abermalige  Erhöhung  der  Eingangsleuer  und  vor- 
züglich die  am  1.  July  1826  in.s  Leben  getretene  neue  Grund- 
und  Häuser-Steuer.  In  demselben  Zeiträume  vom  1.  July 
1825  —  30  war  die  durchschnittlir^he  Js^iresausgabe  der  Lan- 
deskasse 3,099000  Thlr.  (wovon  auf  die  gewöhnlich  forllau- 
fenden Ausgaben  2,738000  und  auf  die  aussergewöhnlichen 
jedoch  wiederkehrenden  361000  Thlr.  fallen);  jedoch  oAncdie 
Gewinnungskosten. 

Vom  1.  July  1830  an  bis  zur  Vereinigung  der  General - 
Steuerkasse  mit  der  Königl.  General- Kasse  am  1.  July  1834, 
haben  fast  alle  Sleuerarien  einen  mehr  oder  minder  bedeu- 
deutenden  Ausfall  im  Ertrage  erlillen.  Abgesehen  von  einer 
Verminderung  der  Grundsteuer  um  etwa  90000  Thlr. ,  kamen 
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irantiiehr  die  Reklamationsentscbeidoingen  hinza,  die  nicht  nur 
die  SolleinDahme  wesentlich  verkleinerten,  sondern  apch  die 
Erstattang  des  nach  diesen  Entscheidungen  seit  1826  zuviel 
Erhobenen  nothwendig  machten.  Die  Personenstener  und  der 
MaUlizent  wurden  seit  dem  I.  July  1831  zusammen  um  etwa 
100600  Thlr.  vermindert,  fielen  aber  im  wirklichen  Ertrage 
nodi  weit  tiefer;  bei  der  Gewerbesteuer  wurde  dernntersten 
Khese  ein  Erlass  bewilligt  und  die  Konsnmtions*  und  Bin- 
gangsstenem  verloren  bei  mangelhafter  Kontrole  durch  die 
starke  Zunahme  des  Schmuggels.  Das  Brgebniss  aller  dieser 
Veränderongen  ist,  dass  bis  zum  i.  July  1839  die  wirk- 
liche Roh* Solleinnahme  auf  den  Betrag  von  etwa  8,280000 
znrüdEgegangen  ist.  In  derselben  Zeit  war  der'  Jahresdurch« 
schnitt  der  Äusgabem,  ohne  die  Gewinnungskosten,  3, 11 6000  Thlr- 
(wie  oben  beziehungsweise  2,742000  und  374000  Thlr). 

Die,  als  Folge  der  Bestimmungen  des  Staatsgrundgesetzes 
vom  26.  September  1833  namentlich  im  §.  133,  eintretende 
Vereimgtmg  der  Königlichen  Oeneral-  (Domänen-)  nnd  der 
ßemercdSieuer^Kasie ,  begann  mit  dem  I.  July  1834  (z.  v.  Be- 
kamtoftachnng  des  Finanz  -  MinL<«t.  vom  25.  Jnny  1834).  Sie 
hörte  auf  am  1.  July  1841.  nach  Vorschrift  des  s.  g.  Landes- 
Verfassungs-Gesetzes  vom  6.  August  1840  §.  137  und  Schluss 
(Minist ^ekanntm.  vom  26.  Juny  1841)^  —  wurde  abermals 
angeordnet  durch  §.  86  des  (Verfassungs-)  Gesetzes  vom 
b.  September  1848,  trat  hinsichtlieh  des  Budgets  ein  mit  dem 
1.  July  1849,  in  Beziehung  auf  die  Kassen  selbst  aber  am 
1.  Joly  1850.  Der  Zustanddes  StaaishaushaH$,  unmittelbar  vor  der 
Kassenvereinigung  und  unmittelbar  vor  der  Widertrennnng 
der  Kassen  im  Jahre  1841 ,  ist  in  drei  Denkschriften ,  welche 
das  deutsche  Staatsarchiv,  Jena  1843  im  4.  Bde.  S.  56  ff. 
enthält;  vergleichend  dargestellt     Danach  hatte  die 
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9ei  der  DomlbienkassQ  ist  der  Geldbetrag  der  KrondakOim 
\n  Eioiiahme  uo^  Ausgabe  mit  S13888  TUr.  zugesetzt  Die  Ver^ 
walHmgß^Auijfoien,  welche  beide  Etats  voa  den  Eimiahinen  vor- 
weg abziehen,  würden  gleichfalls  in  Einnahme  und  Ausgabe 
hinzukommen,  sind  jedoch  von  den  Bergwerken,  SaKnen, 
Wasserzöllen  und  Posten,  gar  nicht  angegeben.  Hinsicfatüeh 
der  sonstigen  eigentlichen  Domanial-Einnahmen ,  beurugen  die 
Verwaltungsausgaben  im  Jahre  1834:  713100  Thln,  1841« 
743560  Thlr»;  die  Steuer -Verwallungskosten  waren  18114: 
60SdS9,  1841;  651418  Thlr. 

Die  Untersuchungen  über  den  Zustand  des  Staatshaushalts 
auf  Veranlassung  der  Vorbereitungen  zur  Kassen* Vereiniguiig, 
hatten  gezeigt,  dass  für  die  Bedürfnisse  der  Zukunft  die  bis* 
berigen  Einnahmen  nicht  ausreichen  würden.  Zugleich  mach- 
ten verschiedene  Bestimmungen  des  Staats*- Grundgesetzes« 
Aenderungen  im  Steuerwesen  und  in  der  Vertheilung  der 
Staatslasten  nöthig«  Sodann  hatte  die  Stiftung  des  Steuer« 
Vereins  im  Jahre  1835,  eine  gänzliche  Umbildung  der  Greazr 
abgaben  u.  s.  w.  zar  Folga  Auch  der  Uebergang  zum  14  Thlr. 
Viinzfuss  (Mönzgesete  vom  8.  April  1834)  erforderte  besondere 
Bestimmungen  für  das  Staats-finnahme-  und  Rechnungswesen« 
Deshalb  geschah  in  den  Jahren  1833,  1834  und  1835  eine 
Neugestaltung  vieler  Zweige  der  Abgaben.  Dahin  gehören: 
ein  neues  System  der  Besteuerung  des  inländischen  Bnumi^ 
Wims  nach  dem  Baum- Inhalt  der  Maiscb-Bottiche,  durch  Ge- 
setz vom  l.May  1833,  mit  Abänderungen  vom  21«  April  1835; 
die  Fojiverordnungen  vom  1.  und  7.  Juny  1834;  die  Gesetze 
vom  31.  Oktober  1834,  das  MKiär-EinquariierungS'  und  Ver^ 
pflegungs-Wesen,  die  persönlichen  direkten  Steuern,  die  allge* 
meine  Grtmdiieuer,  die  Erhöhung  der  Fämer -Steuer,  die  Ent- 
richtung der  Siob-Steuer  und  der  5^ei9ipe/-Steuer  betreffend ; 
das  Gesetz  über  die  WeggeU$^fkham%  vom  4.  Dezember  1884) 
das  Gesetz  über  die  vom  inländischen  Bier  zu  entrichtende 
Steuer  vom  21.  April  1835;  ein  Gesetz  vom  23.  April  1835 
die  Besteuerung  des  Harzes  betreffend  (war  früher  nur  Tür 
einen  Theil  der  Steuern  herangezogen,  für  den  andern  fixirt; 
hiemach  allen  Steuern  unterworfen,  mit  Ausnahme  der  Grund- 
und  Häuser-Steuer  und  der  11.  und  12«  Klasse  der  Personen- 


flewerbe^Steoer) ;  das  Gesete  über  die  JKiM-  und  SM/ocAl- 
Sieaer  in  den  lizeiitstSdteD  vom  80,  Jaly  1SU.  —  Aus  den 
folgenden  Jahren  sind  noch  die  Verordnung  vom  7.  März  ISSa 
wegen  Erhöhung  der  Eingangs-Abgabe  auf  Getreide  und  das 
Gesetz  vom  8.  May  1838^  wodurch  das  Häu$Img$^8cha*gM 
an^gebd^en  wurde,  zu  erwäbaen.  Die  letzten  zehn  Jahre 
bis  1848  haben  htnaicbllieh  des  Abgabeawesens  wenig  bedeo^ 
tende  Aenderungen  gebracht  Hervorzuheben  sind  r  ekn  Gevate 
vmi  M.  May  1844,  die  Qeweirbe^Sleuer  von  auswärtigen  Han- 
dels- and  Gewerbtreibenden  betreffend;  ein  Gesetz  über  die 
AeMipef-Steuer  vom  4.  September  1844;  die  Verordnungen 
über  Herabsetzung  der  Brumhauser  ZoUgefäUe  vom  8.  und 
28.  Sqptember  und  12.  November  1844;  das  Geaetz  über 
die  Bmgtmgi',  Aitsgamg$*  und  Dmrckgangf-Abgmbm  vom  T.  Mirz 
1845;  das  Grcsetz  vom  81.  März  1847,  wodurch  der  Mah^ 
und  ScUacht-Ltoenf  aufgehoben  wird.  —  Zu  Bemerkungen 
über  den  Inhalt  dieser  Gesetze,  wird  bei  den  einzelnen  Gegen- 
ständen der  Emnahme  Veranlassung  seyn. 

Die  jetzt  geladen  Bestimmungen  -über  das  VerkäUmM 
4er  B§gi$nmg  und  der  LtmdMtuk  %im  SkuMkauekaUy  enthält 
das  Verfiassonga-Gesetz  vom  a.  September  1848  im  seohften 
Kapiiel  von  den  Finanzen,  wie  folgt. 

Sechstes  Kapitel. 
Von  den  IVnanmemm 

g.  78.  (d.  a.  vom  6«  Sept.)  SfinmtUcke  zu  dem  König Ifcbeii  Doms« 
■tat  ipeUrenaen  Qe$emUaä^  mmwültk  SeUSiier,  Gfirten^  GOte^  GttMIt^y 
Ftnttm,  BergweA^j  Saunen  nnd  AktiTkniiitale  anelien  4sm  eeineni  6e- 
anmOeslnnde  naeh  Meta  au  erbaltende  Krmngut  aas« 

Dem  Kdnige  ond  denen  Nachfolger  in  der  Regierung  verbleiben  unter 
den  Ibigenden  Bestimmungen  alle  Rechte  >  welche  dem  Landeeherm  daran 
bisber  xugeetanden  haben. 

g.  79.  (d.  6.  V.  5.  Sept)  Bai  Krongut  und  die  Einkfinfle  am  den 
Regalen  können  ohne  Zoatimmung  der  Stftnde  rechtsgiUtIg  nicht  Terpfindet 
werden,  mit  Ausnahme  des  im  $«  97  bezeichneten  Falles  einer  ausserordent- 
fiehen  Anleihe. 

Veransserungen  der  Substanz  können  nur  in  Folge  gesetzlicher  Be- 
stimmungen oder  wegen  ihrer  NQtzlichfceit  eintreten.  Das  Aequivalent  soll 
mit  dem  Krongute  wieder  Tereinigt  und  dessen  Anlegung  oder  Verwen- 
dnng,  welche  jedoch  Ülr  die  Dauer  im  Königreiche  geschehen  mnss,  auf 
eian  rfehere  und  ehifrigllchd  Art  aofbrt  beichait  werden. 


Ueber  Verindenniffo  diaitr  Ari  mU  dtfraUgmeiiiMi^ttiMeTcrMmn- 
luiig  in  jeder  Diät  eine  Nachweiranf  mitgetkeilt  werden. 

Freiwillige  Verfiosserongen  ganzer  Domnniajgttter  oder  bedeutender 
Forsten  d&rfen  nickt  ohne  Einwilligang  der  nllgenieineu  SlMideversamni-^ 
lang  gesehehen,  und  es  sind  solbrt  eegenstfinde  von  möglichst  gleiclier 
EInCriglielikeit  vorsagawelse  ond^  so  weit  es  swecknissig  geschehen  kann, 
LBBdgfitar  oder  Forsten,  an  deren  Steile  an  setzen. 

g.  80.  (d«  O«  ▼•  5.  Sept.)  Die  AufkQnlte  des  Kronguts  sollen  ver- 
wandt werden : 

aar  BcsaUwig  der  Zinsen  der  auf  dem  Domanivai  haftenden  Schul- 
den und  snm  allnHiligen  Abtrage  dieser  Schulden; 

sunt  Unterhalte  und  zur  Hofhaltung  des  Königs,  der  Königin,  des 
minderjährigen  Kronprinzen  nnd  der  Qbrigen  minderjährigen  Prinzen  und 
Prinsessinnen^  Söhne  und  TÖditer  des  Königs;] 

sn  dem  standesmffssigen  Auskommen  der  verwittweten  Königin  und 
varwtttwelen  Kronprtnaessin,  zu  den  Jahrgekfem,  Apanagen  und  Ausstat- 
tangskostea  für  den  Kronprinzen,  die  Prinsen  und  Prinzessinnen  des  König- 
lichen Hauses,  so  wie  auch  zu  dem  standesmissigen  Auskommen  derWitt- 
wen  der  Prinzen  des  Königlichen  Hauses  (vergl.  $.  87.) ; 

endlich  aber  das  Uebrlge,  so  wie  die  bisher  mit  der  Domanial- 
Verwaltung  vereinigt  gewesenen  EinkOnfle  von  den  Regalen  zur  Bestrei- 
Inng  anderweitor  Staatsausgabea.  if 

t,  81.  (d.  O.  V.  5.  Sept)  Zur  Deckung  der  fOr  den  Unterhalt  und 
die  Hofhaltung  des  Königs,  der  Königin,  so  wie  der  aduderjAhrigen  Prin- 
sen und  Prinzessinnen,  Söhne  und  Töchter  des  Königs,  erforderiichen  Aus«- 
gaben  dienen  als  KrondotaUon 

1)  die  Zinsen  eines  in  den  Jahren  1784  bis  1790  in  englischen  drei- 
prozentigen  Stocks  belegten,  aus  Elnköuften  der  Königlichen 
Kammer  erwachsenen  Kapitals  von  600000  Pfd*  Sterlg. ,  welches 
Ki^pital  unzertrennlich  mit  der  Krone  vereinigt  und  vererbUcb 
leyn  soll; 
%)  eine  Summe  von  500000  Rth.  Konventions -HOnze  (518888  Rth. 
tl  Ggr,  4  Pfg.  Kurant),  welche  aus  dem  Ertrage  des  Kronguts 
jährlich  zu  bezdilen  Ist. 

$•  82.  (d.  6.  V.  5*  Sept.)  Ausserdem  verbleiben  dem  Könige  und 
seinen  Nachfolgern  in  der  Regierung  die  in  einem  der  Ständeversammlung 
mitzatheilenden  Verzeichnisse  aufgefiihrten  Königlichen  Schlösser  und  Gär- 
ten, die  zur  Hofhaltung  bestimmten  Königlichen  Gebäude,  Ameublements, 
das  SUbergerätb  nebst  dem  Silberkapitale  und  sonstigen  Kostbarkeiten,  alle 
zur  Hofhaltung  gehörenden  Inventarieo,  die  Bibliothek  und  die  Königlichen 
Jagden  im  ganzen  Umiknge  des  Königreichs,  wogegen  derselbe  die  damit 
verbundenen  Ausgaben  Qbemimmt.      / 

Vorgedachte  Gegenstände  dOrfen  niemals  verpfändet  und  nur  unter 
Gegenseichnang  eines  verantwortlichen  Ministers  veräoasert  werden. 


S.  8S.  (4.  B.  T.  ft.  Ai^t)    Bto  te  S«  81  Mf]|:8fllkrtaii  Biiildhlfte  niid 
4k  Im  t*  9t  gtntMMi  OegwOHidt  Mriken  4er  eigenen  Terwnltang  dee 


$.  84.  (4.  6.  T.  5.  9tft,)  Die  MS  4er  Krofe4eeRtkNi  i«  keBtrelleB4ea 
»■  «i^  41e  BoetM  4ie  Hof-ElaCe,  4ie  Hnnlilhi,  4ie  BeeiMnngra 
md  Fmiioata  4er  HoAüenenohnlt,  4ie  Kosten  4es  Heftkealert,  4le  UMer- 
Mini«  4Mr  KMgUeken  MMner  an4  eirten  aM  4le  Wo&Um  4er  Mnig- 
lidMi  (Mmu 

S.  85.  (d.  6.  V*  ö.  Sept.)  Tritt  eine  RegenteeMI  ein^  ea  MiMMi  4le 
■tt  4erselkeB  Terl>iin4eiien  Kotlen  am  4er  KrMi4etiUion  bestritte«  wer4en. 
Dnsselbe  ludet  wegen  4er  Kosten  einer  eiwnigen  (Mettrertretang  4es 
Unigs  StntC« 

%  86.  (d.  6.  V.  5.  8eK)  AUe  ms  4en  Krongnte  an4Ms4eii  Begn« 
km  aofkoninien4en  Einnnluneu,  mit  lültiiiiger  Ansnatee  der  Rlnnshme  ans 
im  4er  onaüctelbiuren  Verwaltung  des  Mnigikhen  Haases  Torbehalteaen 
Gegenstaaden  ($,  82>  sollen  nüi  den  Iian4feabgaben ,  4eai  Ertrage  4er 
Useabaluien,  4en  C3Huisseegel4em,  Sportein,  Leknsanfkflnften  wmI  sonstl- 
gea  Landeseianalnaen  in  eine  eiaxige  Ctoaeralkasse  iiessen,  aas  welelur 
Kasse  alle  Aosgaiien.  bestritten  werden ,  sofrrn  dieselben  niobt  aal  der 
Kradolalioa  mben. 

{•  87.  (d.  6.  y.  5.  Sept)  Ueber  Apanagen,  Jabrgelder  and  Deputate 
der  Prtnsen  und  Prinzessinnen ,  Aber  Mitgaben  filr  Prinaessinnen ,  fibef 
WttMmer,  llber  das  PrivatvermOgen  des  KOnigs  und  der  Mitglieder  des 
KSnigUeken  Hsoses,  so  wie  fiber  das  Famillen-Hausfideiconimiss  gelten  die 
Bntininrangen  des  KOnigiicben  Hausgesetzes  TOm  19.  November  1836. 

Das  Witt^om  der  KOnigin  soU  jedoch  jährlich  60000  Rtb.  Gold  be- 
tragen und  die  geringste  Apanage  eines  zur  Apanage  berechtigten  toII- 
jihrigen  Prinxen  des  Königlichen  Hauses  ans  6000  Rth.  Ctold  besteben. 

$.  88.  (d«  6.  T.  5.  Sept.)  Ueber  die  Verwendung  der  surKrondota- 
fioo»  la  Apanagen  oder  Witth&mer  der  Mitglieder  der  KOniglichea  Familie 
aasgesetstea  Einnahmen  steht  den  Ständen  keine  Kontrole  su. 

%f  8^.  (d.  6.  vom  5.  Sept)  Das  Vermögen  der  jeUigen  SdiatoU- 
Kasse  Ueibi  getrennt  von  den  Staats-Kassen  und  zur  ausschliesslichen 
VerfGguag  des  Königs. 

Das  Privatvemiögen  des  Königs,  der  Königin^  4er  Prinzen  und  Prin- 
wssinnenj  wohin  namentüch  auch  dasjenige  gehört,  was  aus  den  ihnen 
lartebsndca  EtekOnftea  erworben  worden»  verbleibt  nach  Maassgabe  der 
Bsasgesetoe,  oder  so  weit  diese  darüber  nicht  entsdwiden,  der  Landes- 
(Metia,  der  völlig  &eiea.  Verfügung  der  Berechtigten« 

%.  90.  (4.  0.  V.  5.  Sept.)  Ueber  41e  Ausgaben,  welche  4lo  Verwalr 
t«g  des  f  aadra  und  dessen  soastigfi  aus  4er  aeneralfcasse  za  bestreitea* 
i«  BcdBrfUsse  crte4erlich  maehea,  soü  4er  aUgsmaiaea  8tiii4eversaHim- 
hag  eU  Bodget  ^rwtg^k^  ub4  mit  4rai  nöAlgM^  aal  Antiag  4er  Stiada 
««  ^igniilstinilgiiyiiin  WmUjmA  Bfjfntmmpm  kßgi^mk  weif4m. 
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Vtrrti<*i— C  f  ^  ^  Deekttis  4ter  für  de«  MmttMM  DIeist  aoAwcttdf* 
g«B  AMgabea  In  «o  weit  m  aotf  ea,  als  lie  «w  tei  Biakflirfle«  desKna- 
fall  midi  4ar  Bfgale  aldit  bwtrittaa  wtrdtn  kteaeo. 

PHRt^üi  fltehc  Ikr  4tm  Rachf  «1,  dM  Budget  ad  pÜllHi  «od  M  bc- 
wai%tn. 

jünfübea,  wticke  Mif  lianHiaatm  bnadea  nad  lawdtiiganCitidhai  atir 
aaf  privatreehtUoken  Verpttehtongea  beraken ,  darf  die  allfeaKlne  8tiade- 
iMiaMaihing  nieht  Tarwtigan* 

S.  93»  C^  G.  V.  5.  8eK>)  l>to  Enparaaftny  wekke  bei  deai  Aogabe- 
Blat  4itB  Kriega-MinieteriiiBw  geaHuAt  werden,  aollen  ao  lange  baar  In  den 
Scbala  niedergelegt  werden,  bis  die  gesammelten  Summen  die  Hälfte  des 
ganacn  XilMbr-Blata  erreiciMn«  Uebersteigt  die  Ersparung  diesen  Betrag, 
sa  soB  aber  den  weitem  Veberscboss  mit  Etewailgn^  der  SCindere^ 
sanMnkmg,  welcher  bei  ieder  Zasammenboall  eine  Nachweise  über  den 
Bestand  dsa  KriefUMhataes  Tonnlegen  Ist,  anderweit  TerfOgt  werden. 

Die  VarrftChe  dieaes  EriegnKtetses  siad  lOr  die  Ausgaben  dea  Briega- 
mnlstrrlwaM  sn  verwenden,  sobald  letxtere  die  ordenClIoben  Mittel  Aber- 
■iBlgea. 

g  93*  (d.  6.  ▼«  5«  Sept.)  Für  ausserordentliche,  wihrend  der  Yer- 
tagiiag  der  allgemeinen  Btdndeversammlung  eintretende  Landesbedttrftiisse, 
welche  bei  Feststellung  des  Budgets  nicht  ber&cksichtlgt  werden  konnten 
und  welche  gleichwohl  (namentlich  im  Falle  eintretender  Landes-Kalaml- 
tftten,  Kriegsrfistnngen  oder  innerer  Unruhen)  schleunige  Maassregela  oder 
Kostenverwendungen  erfordern,  soll  ein  In  dem  jfthrlichen  Budget  nicht 
beaonders  anteufAhrender  Resenre-KredIt  bestehen,  welcher  6  Prozent  des 
gsnaen  Ausgabe-Budgets  ausowcht. 

Dk  YerlAgung  Aber  diesen  Reserve-Kredit  steht  dem  Gesaaunt-Mini- 
sterlum  auf  dessen  Verantwortung  au,  die  Verwendung  aber  soll  der  all- 
gemeinen Stkndeversammlung  bei  ihrer  nächsten  Zusammenkunft  nachge- 
wiesen werden« 

(•  94.  (d.  6.  V.  5.  Sept.)  Oleichaeitlg  mit  dem  Anschlage  der  Aus- 
gkbe  son  der  allgemeinen  Stindeversammiung  ein  Anschlag  der  su  deren 
Bestrettung  erfbrderHchen  Einnahmen  vorgelegt  werden,  welcher  alle  dben 
($.  86)  beseichneten  Einnehmen  nmfiisst. 

S.  95.  (d,  G.  T.  5.  Sept.)  Die  cur  Bestreitung  der  Landes-Ansgaben 
Ausser  der  Einnahme  von  dem  Biimgute  und  den  Regalen  erfnderUcken 
Steuern  und  Abgaben  bedOrfen  der  BewUügung  der  allgemeinen  Stände- 
versemmlong. 

In  dem  erforderlichen  Ausschreiben  soll  die  ständische  Bewilligung  er. 
wihnt  werden« 

f.  99«  Cd«  G.  V.  5.  Sept«)  Sollten  die  von  der  Regitnnig  In  Antrag 
giftrnchten,  an  den  BedArfldssen  des  Landes  ertoteliehen  Stwwin  und 
Akgalben  bei  AoMsang  einer  Stände-Versaannlog  sieht  bewifligt  aeyn, 
an  kflBBMi  die  hastihsalBi  mmtum  «nd  Ahpbwi,  m  wen  ik  wiM  m 
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■0dl  jedw  MoMUe  vom  AUaall»  der  klstea  BewiUifimf ineit  an  «arMiiH 
den  AirterkobeB  mad  zu  dem  Ende  in  Beiieknf  Mf  dieeea  Ifmtw^pi^km 
•Mgieeigieben  werden. 

(.  97.  (d.  6.  V.  5,  8epi.)  Anlelbea  behaf  der  fMie  dir  Clwiaeibeiei 
xn  beetreitaade«  Aueftben  ktenen  nur  nneh  erlblf ler  BewllUgai^  der 
lUecBainMi  JitüiidftTfrremBHilnBr  gittnifibf  werden. 

Mite  jedo^  wegen  nueeerQjrdenOkber  UnNi^üide  die  ordendiebe  Ifai- 
lahnM  der  Kaeee  eo  bedeutende  AuilllUe  erleiden^  dnee  die  bewUUfNn 
Aoignben  nicbt  beetritten  werden  kOnnen^  oder  eolUen  ecblennife  Kriege- 
rintnngen  notwendig  werden,  der  im  8«  92  feelgeeettUe  KrloiMebMn  «ber 
ii  der  erferderiicbmi  CirOeee  nicht  Tetbnnden  eejn^  oder  eeUte  der  oben 
S*  93  beetinuBte  Beeerve-Kndit  benutzt  werden  «üeeen  nnd  dntu  die 
VemUbe  nnd  Finimbnien  der  Kneeen  ninbt  binceioben:  eo  bnt  der  Unfg 
«ran  die  Stdnde  niübt  veimmnelt  elnd,  dnn  Aecbt»  nu^  den  Bericbi  dee 
ff feenit  -  Minielirinnu  ■  nnnb  Anbfimnn  der  nländieeben  yiy  itenrien 
(^  UK)}j  sn  beeteraeo,  dnee  eine  Anleihe  niir  den  Kredit  der  Genenü« 
Kneee  nur  Daduing  der  bewilügtent  oder  nne  de«  Kriegee^bnUe  in  bt- 
tlreitenden^  oder  auf  den  Heeerve-Kredit  nnzuweieenden  Anegnben ,  biOchr 
itine  bie  cn  den  Belnnib  von  Einer  Million  Tbnler  goMMbt  werden  dnrf, 
Ineolbm  Anleiben  Ittr  KrkgeriUitungen  ndthig  werden,  iet  der  jeden* 
raOige  Beeaud  dee  KriegeeebnCses  (|«  92)  davon  in  Abnate  au  bringen. 

Die  Yerbandlongen  ftber  aolcbe  aneeerordenUiebe  Anleiben  enUen  je- 
teb  der  nllgeaeinen  atündevereaninilnng  bei  ihrer  ndebeften  /ineanwuea- 
himft  vorgelegt  und  es  eoU  denaelben  nachgewieeea  werden^  daae  die  ge- 
■echte  AnieUu)  notäwendlg  geweeeo  und  nuai  Beeten  d^eLandee  verwandt 
iiti  Der  Betrag  eoU  in  die  Landeeeehulden «- Etate  auljpnonunin  werden« 
g.  98.  (d«  6.  v«  &  8epteHiber>  Ohne  EinwlUIgni«  der  allgeraeinen 
fHiniprereiMmlung  darf  Mn  Pnfieiield  aaegegeben  werden» 

S*  9t.  Ca.  G.  V«  5.  SeiptemberV  Die  RecbMu^iea  der  Oeneral-Kaew 
imd  aller  dasn  gehörigen  Neben  -  Kassen  eoilen  der  ellgenieinen  itiadn- 
veneaunlong  nir  PrOAuig  vorgelegt  wnrdea* 

8#  100.  (4*  O.  v.  &  Befte«ber>  Es  sollen  von  der  nUganwIntn 
Btindevarsanwlnag  awei  Konuntaurien  auf  («ebensnalt  emaant  werden^ 
weldw  geBeinschalUich  mit  den  6enerflJ*Sekretarien  jeder  Kamor,  ualor 
iea  yon|tie  des  Prdaidenten  der  obersten  Steuerverwaltum» 

die  vorgedachlen  Beohaungen  au  prOfen  und  den  Gang  den  Siaata- 

hansbalts  zu  fiberwachea, 
an  der  Verwaltung  des  StaatsschuldenM'eoens  Theil  fu  nehmen, 

und 
bei  dar  Verwaltung  der  Steuern  nitsnwirkea 


Ansserdem  haben  die  Kommissarien  nebst  den  General  -  Sekretnrien 
^MgMi  Beftignisse  ansanflben,  welehe  dureh  den  $.  191  des  Unidesver- 
ft—m^  Omitoui  dem  Scbntf>Koll<ylnni  bc9|ge]^t  sind. 
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IMt  V4mmkmui9m  mUmi  «Is  «Oche  MUfUeder  der  HtiMtnri 

liu«  MTB« 

DtM  bisherige  SckaU-KoUeginni  soll  Au^ehoben  werden« 

Das  achte  Kapitel :   Von  der  Gwähr  der  Vmrfm$nmgy  is4 
folgenilen  Inhalts: 

%,  181.  (d.  L.  V.  6.)  a,  %,  109.  (d.  0.  v.  5.  8epC) 

Die  Hechte  des  Landes  auf  die  VDTerletiliehkeit  dlMer  TerftMMuig^ 
sbid  Ton  der  aUgeneinen  Stände  -  Versaamliing  hti  den  KOnife  oder  nO- 
tMfenfalls  bei  der  deutschen  Bundes- Versammlung  wahrxnnehmen. 

Wenn  aber  die  in  dieser  Verfkssungs- Urkunde  begründete  landstia- 
^ische  TeHhssung  auf  verlkssungswidrige  Art  (S.  180)  anf)|;ehobett  wOrde, 
wozu  namentlich  auch  der  Fall  gehOrt,  wenn  die  Stände  -  Tersammluag 
nicht  KU  der  Zeit,  wo  dies  rerfkssungsmissig  geschehen  mnss  ($.  106), 
susammenberufbn  wQrde,  so  Ist  das  Schatx*KoIleginm  berechtigt  und  Ter- 
pMchtet,  den  K5nig  um  Aufrechthaltung  jener  Verihssung  oder  um  schleu* 
nige  BemAmg  der  in  Geinftssfteit  derselben  bestehenden  allgemeinen  Sttede- 
Versammlnng  au  bitten,  und  wenn  dieser  Schritt  fruchtlos  bleiben  sollte 
den  Schuts  des  deutschen  Bundes  für  die  au^ehobene  laiidstftndische  Ver* 
fhssung  anzurufen. 

An  der  AusObung  dieser  Amtspflicht  des  Schati- Kollegiums  nehmmi 
die  vom  KOnlge  ernannten  Hitglieder  desselben  keinen  Anthell,  und  die 
Funktionen  des  Präsidenten  werden  dabei  von  dem  im  Dienstalter  am  hOdi« 
sten  stehenden,  von  Ständen  erwählten  Schatz -Hathe  versehen. 

Im  Falle  eines  Thronwechsels  wird  der  KOnig  die  Stände  sofort,  spä-' 
testens  binnen  14  Tagen,  berufen. 

Sollte  dieses  unterlassen  werden,  so  sind  die  zuletzt  susammenberu* 
frn  gewesenen  Stände  berechtigt  und  verpflichtet,  sich  selbst  zu  versam- 
meln und  die  Reohte  des  Landet  wahrzunehmen. 

In  diesem  Falle  kann  die  Ständeversammlung  innerhalb  vier  Wochen 
von  Zeit  ihres  Zusammentritts  ohne  deren  Antrag  weder  anf]g;elOset  noch 
vertagt  werden. 

($.  67  und  60  dieses  Gesetsies.) 

Sollten  die  Stände  zur  Zeit  eines  Thronwechsels  versammelt  sejn,  so 
kOnnen  sie  gleldiilüls  innerhalb  der  nächsten  vier  Wochen  nur  auf  Ihifen 
Antrag  anf{g;el6set  oder  vertagt  werden.  ^) 

Das  Scholz 'Kollegium  ist  eine  so  alle,  wichtige  und  so 
eigenthümliche  Einrichtung,  dass  das  betreffende  neuste  Ge- 
setz vom  12.  September  1848  hier  nicht  fehlen  darf. 

„Zur  AusfOhrung  der  Vorschriften  im  g.  100  des  Gesetzes  vom  5.  Sep-  , 
temher  d.  J.,  betreffend  verschiedene  Aendeningen  des  Landesverftssung^ 


*)  lieber  die  Formen  fOr  Beschlnssnahme  und  Unterzeichnung  des 
(des  AvflpeBlichts  beraubten)  Ktopprinztn  bestimmt  eine  Kdnigl.  Verord« 
lang  TOB  24.  November  1850. 
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Gesetzes^    «riaaseii  Wir  hiedarch,  mit  ZusÜnnmog  der  gßtmwn  aJige- 
BMinen  Stiode  des  Königreichs^  das  folgende  Gesets: 

g.  U  Das  In  Gemissbeit  Unseres  Patente  von  24.  Deftember  1840 
errichtete  SekRts-KolJegiam  wird  von  dem  Tage  an  angehoben,  an  wel* 
ehern  die  nach  den  Bestimmangeu  des  vorerwähnten  GeseUes  vom  6.  Sep- 
Ceaber  d.  J.  zu  bildende  Greneral*Kas^  in  Wirksamkeit  tritt. 

Jener  Tag  wird  demnächst  von  Unserm  Finanz  -  Ministerium  bekannt 
Stacht  werden. 

$•  2.  Dagegen  soll  von  demselben  Zeilpunkte  an  eine  neue  BehOrde 
uater  dem  Namen  Schatz- Kollegium  ins  Leben  treten,  welche 

aus  dem  Präsidenten  der  obersten  Steuerverwaltung,  als  Vorsitaandem, 
aus  zwei  von  den  allgemeinen  Standen  des  Königreichs  zu  erwtiüen- 

den  Alitgiiedern,  und 
aus  den  beiden  General-Sekretären  der  allgemeinen  Stfindeversammlung 
zmaflunengesetzt  ist. 

g.  3*  Das  Schatz-Kollegium  steht  unter  Aufsicht  und  oberer  LelOmg 
Unseres  Finanz  «Ministeriums  in  dem  Verhältnisse  einer  Oberbehörde. 

%,  4.  För  Fälle  der  Behinderung  des  Vorsitzenden  hat  Unser  Fiiianz- 
Mioisterium  «inen  Stellvertreter  zu  beauftragen. 

Ohne  den  Präsidenten  oder  dessen  Stellvertreter  kann  das  Schatz- 
K(^egium ,  mit  Ausnahme  des  im  S.  9  unter  Nr.  6  bezeichneten  Falles^ 
keinen  Bescliluas  fassen. 

S«  5.  Jede  Kammer  der  allgemeinen  Ständeversammlung  hat  durch 
•hsolute  Stimmenmehrheit  Ein  Mitglied  des  Schatz-Kollegiums  ^  auf  dessen 
Lebenszeit,  zu  wählen. 

Die  Wahl  ist  nicht  auf  Mitglieder  der  Ständeversammlung  beschränkt. 

Der  C}«wählte  ist  als  solcher  Mitglied  der  Kammer,  welche  ihn  er- 
wählt hat. 

t*  6«  Die  gewählten  Mitglieder  des  Schatz  -  Kollegiums  müssen  in 
Bannover  wohnen. 

Sie  dilrfen  weder  einen  andern  Dienst,  mit  Ausnahme  landschaftlicher 
Stellen,  bekleiden ^  noch  wegen  eines  früher  bekleideten  Dienstes  eine 
viderrufliclie  S&ahlung  aus  einer  Königlichen  Kasse  oder  aus  der  General- 
Kasse  beziehen,  noch  auch  ein  Geschäft  betreiben,  dnrch  welches  ihre 
dienstliche  Stellung,  Unabhängigkeit  oder  Thätigkeit  leiden  kann. 

Sie  erhalten  jeder  einen  Gehalt  von  jährlich  2000  Thlr.  aus  der  Ge- 
■eral-Kasse. 

8.  7.  Von  der  Wahl  hat  die  allgemeine  Ständeversammlung  Unse- 
rem Gesammt  -  Ministerium  Anzeige  zu  maclien,  welches  dieselbe  y  wenn 
•ie  den  Vorschriften  dieses  €^etzes  entspricht,  bekannt  machen  wird. 

*  l  8.    Die  Mitglieder  des  Sehatz  -  Kollegiums  haben  in  dieser  Eigen- 
•chkft  einen  Diensteid  auf  getreue  ErfQUung  ihrer  Dienstpflichten  zu  leisten, 

Sie  sollen  den  Titel  Schatzradi  führen. 

i'  9.  Der  Geschäftskrei»  des  Schatz  -  Kollegiums  amfhsst  nach  den 
Aklgenden  Vorschriften : 

^•in»  Pfaus^SuUsUk,  45 
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1)  d!e  PifMÖDg  der  HecIinuDgen  der  General -Kasse  und  der  dazu  ge* 

hOrigen  Neben  -  fassen ; 
1)  die  Üeberwachang  des  Ganges  des  Staatshaushalts^  und 
3]  eine  Theilnahme  an  der  YerM-allung  des  Staatsschuldenwesens. 

Ausserdem  sollen  die  beiden  gewählten  Mitglieder 
4)  bei  der  Verwaltung  der  Steuern  dadurch  mitzuwirken  haben,   dass 

sie  ÜB  sttmmfQhrende  Mitglieder  in  die  oberste  Steuer  Verwaltungs- 
behörde eintreten  I  so  wie 
5}  in  Gemeinschaft  mit  den  General  -  Sekretaren  diejenigen  Befugnisse 

auszuüben  haben,  welche  durch  den  S*  181  des  LandesverfAssungs- 
Gesetzes  dem  in  Gemassheit  des  Patents  vom   24.  Dezember  1840 

errichteten  Schatz- Kollegium  beigelegt  sind. 

$•  10.  Die  Kechnnngen  der  General-Kasse  und  aller  dazu  gehörigen 
Unter -Kassen  werden,  nachdem  sie  von  der  zustandigen  Verwaltungsbe- 
hörde revidlrt  sind  und  dem  HechnungsfOhrer  Decharge  ertheilt  ist,  dem 
Schatz -Kollegium  zugestellt.  Auch  die  Belege  sollen  demselben  auf  An- 
trag mitgetheilt  iVerden. 

$.11.  Findet  das  Schatz  -  Kollegium  bei  den  Hechnungen  Bedenken 
oder  Anlass  zu  Erinnerungen,  so  hat  dasselbe  sie  dem  Finanz-Ministerium 
darzulegen ,  und ,  wenn  sie  auf  diese  Weise  nicht  erledigt  werden ,  der 
allgemeinen  Ständeversammlnug  zur  Kenntniss  zu  bringen. 

i,  12.  Nach  beendigter  Prflfting  sind  mit  einem  Berichte  Ober  das 
Ergebniis  derselben  dieHechnangeu  dem  Flnanas-Mlnlsterium  zurückzusenden. 

|.  18.  Damit  das  Schau  -  Kollegium  den  Gang  des  Staatshaushalts, 
und  namentlich  dessen  Uebereinstimmung  mit  den  standischen  Beschlossen 
zu  Überwachen  Im  Stande  sei,  sollen  demselben 

1)  die  erforderlichen  Nachrichten  über  die  von  dem  Finanz -Sliniste- 
rinm  an  die  General-Kasse  ergehenden  Einnahme-  und  Ausgabe-Anweisun- 
gen ertheilt  werden,  um  das  Schatz-Kollegium  auf  den  Grund  dieser  Mit- 
tlieilnngen  in  einer  vollständigen  GegenbuchfQhrung  in  den  Stand  zu  setzen. 

S.  14.  2)  Ueber  die  bei  der  General  -  Kasse  wirklich  Statt  gehabten 
Einnahmen  und  Ausgaben  soll  dem  Schatz -Kollegium  monatlich  eine  nach 
den  Rechnungsmbriken  geordnete  Nachweisnng  gegeben  werden^  aus  wel- 
cher auch  der  Kassenvorrath  zu  ersehen  ist 

$.  15.  3)  Gleiche  Nachweisungen  soll  das  Schatz  -  Kollegium  monat- 
lich über  die  Einnahmen  und  Ausgaben  der  Cnterkassen  erhalten. 

g.  16.  Sollte  das  Schatz -Kollegium  die  Zolassigkeit  einer  vom  Fi- 
nanz- Ministerium  an  die  General -Kasse  erlassenen  Anweisung  nicht  an- 
nehmen zu  kOnnen  glauben,  so  hat  dasselbe  seine  Zweifel  oder  Einwen- 
dungen deiA  Finanz-Ministerium  darzulegen  und,  wenn  dieselben  ant  diese 
Welse  nicht  erledigt  werden,  sie  der  allgemeinen  Standeversammlung  zur 
Kenntniss  zu  bringen. 

$.  17.  Die  Yerbriefünffen  der  Landes  •  Obligationen  sind  durch  den 
Präsidenten  des  Schatz  -  Kollegiums  und  zwe\  Schatzrathe  zu  vollzlekeny 
und  zwar  zonfiduit  von  den  beiden  dorch  die  Stände  gewählten* 
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S.  18.  Bm  Scküi-Kalteglnm  k»t  kmertailb  der  rtrttumtakgfmäaKAgok 
Grenen^  oater  Aafsickt  und  mit  Genehmigmig  des  Finanz -MnljitiBriiuUy 
die  bei  den  liftndeMduilden  eintretenden  Versuren  vorzonehmen.' 

S.  19.    Neue  Anldine  contrahirt  das  Finanz -Bfinisterium. 

Die  darQber  auszustellenden  Verbriefüngen  hat  das  Schatz-KoUeghui 
dum  auszufertigen >  wenn  nachgewiesen  ist,  dass  in  den  ihio  VoUstandig 
■itzatheilenden  Bedingungen  die  verfhssungsniässigen  Zuständigkeiten  der 
Begiemng  nicht  fiberschritten  sind.  Die  mitgetheilten  Bedingungen  sind 
ab  vollfltiUidig  aazunehmen  ,  wenn  das  Finanz -Hinistertum  die  Ydlstän- 
digfceit,  und  dass  sonatige  Itedingungen  nicht  vorhanden  sind,  bezeugt 

!•  20.  Das  SchatsB-Kollegium  hat  die  ihm  mitzuthelienden  Bedingun- 
gen auf  Verlangen  des  Finanz  *  Ninisteriuras  geheim  zu  halten.  Die  von 
iea Ständen  gewählten  Schatzrathe  sind  jedoch  verpflichtet,  wenn  sie  durch 
die  Anlehnsbedingungen  das  Interesse  des  Landes  verletzt  glauben,  davon 
der  nächsten  Ständeversammhmg  vertrauliche  Mittheflung  zu  machen. 

i,tl.    Die   Mitwirkung  des  Schatz  -  Kollegiums  In  Bexug  auf  das 
Staatsscholdenwesen  tritt  ferner  ein : 
bei  Tilgung  der  Hiaatsschnlden. 

Das  Schatz-Kollegium  hat  die  Staatsschulden-Tilgungskassen  su  ver- 
walten und  die  Mittel  derselben  den  gesetzlichen  Vorschriften  gemäss  zu 
Terwenden.  Auch  die  Hflckzahlung  deijenigen  Staatsschulden,  welche 
ikfct  aus  den  Mitteln  der  Tilgungskassen  abgetragen  werden ,  liegt  dem 
Schttz-KolleglBm  ob. 

Die  denn  Vorstehenden  nach  zu  verwendenden  Tilgungsmittel  werden 
TOB  Finanz  -  Ministerium  dem  Schatz -Kollegium  fiberwiesen. 

S»  22»  Ueber  das  gesammte  Staatsschuldenwesen  soll  das  Schatz- 
KoDegiura  jährlich  eine  voUständige  Uebersicht  dem  Finanz  -  Ministerliun 
▼erlegen.  Dieses  hat  den  Zeitpunkt  der  Au&tellnng  und  den  Zeitraum, 
welchen  die  Uebersicht  umikssen  soll ,  zu  bestimmen. 

$.  23.  Auch  die  Zahlung  der  Zinsen  auf  Staatittchülden,  nach  den 
Seeetslichen  oder  vertragsmässigen  Bestimmungen ,  liegt  dem  Schatx-Kol- 
legiiun  ob. 

Die  Zinsenzahl-Kassen  stehen  unter  seiner  Leitung  und  Aulkicht. 

Die  zur  Verzinsung  der  Staatsschulden  erforderlichen  Mittel  wird  das 
PiauE- Ministerium  zeitig  dem  Schatz  -  Kollegium  zur  VerfQgtmg  stellen. 

S«  24.  Die  Zins-Coupons  und  Talons  zu  Staatsschuldverschreibnngen 
sisd  vom  Schatz  -  Kollegium  auszufertigen. 

(.  26.  Die  Präftiog  der  Legitimation  der  Staatsgläoblger  gehört  zum 
Geschäftskreise  des  Schatz -Kollegiums. 

S-  ^>  Anweisungen  an  die  Schuldentllgungs-  und  ZIiisenzahl-Kassen 
xa  erlassen  y  ist  aUefn  das  Schatz -Kollegium  befugt* 

S*  27«  Dasselbe  hat  die  Hechnungen  dieser  Kassen  abzunehmen  und 
zu  prftfen»  sodann  aher  nrit  einem  Berichte  Aber  das  Erg^niss  dem  Fi- 
naai-tfiBlsteriam  vorzulegen  und  nach  dessen  Anweisung  den  Rechnungs- 
nftrem  Decharge  zu  ertheilen. 

46* 
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%.  28.    Die  dem  Schatz^KoUegium  nötliigeii  CnterbeanHen  werden  auf 
dessen  Vorschlag  vom  Finanz  -  Ministerium  ernannt. 

Die  Beeidigung  der  Augestellten  geschieht  vom  Schatz  -  Kollegium* 
Dasselbe  hat  auch   fllr  Bestellung   der   erforderlichen    Dienstcaution 
zü  sorgen« 

$.  29*  Gebühren  werden  för  Ausfertigungen  des  Schatz  -  Kollegiums 
nicht  entrichtet. ^^ 

Die  oberste  verantwortliche  Leitung  der  Geschäfte  des 
Staatshaushalts  hat  das  Finanz-Ministerium.  Unter  demselben 
ist  der  Domänen-Kammer  zu  Hannover,  die  Erhaltung,  Verbes- 
serung und  ökonomische  Verwaltung  der  Domänen  und  For- 
sten, die  obere  Leitung  der  Domanial-Geschäfte  und  des  dazu 
gehörigen  Rechnungswesens,  sowie  die  Aufsicht  über  das  bei 
diesem  Verwallungszweige  angestellte  Personal,  tibertragen. 
Bei  den  Landes-Kultur*  und  Höfc-Sachen  wird  die  Ausübtmg 
der  grund-  und  gutsherrlichen  Rechte  des  Domanial-Guls  von 
der  Domänen-Kammer  besorgt.  Bei  den  Domanial-Landbau- 
Sachen  haben  die  Landdrosteien  in  sofern  mitzuwirken^  als 
die  Gebäude  zu  Zwecken  dienen,  welche  zum  Wirkungskreise 
der  Landdrosteien  gehören.  Unter  der  Aufsicht  dieser  Be- 
hörde befinden  sich  die  Flöss-Anstall  und  Brennholz-Nieder- 
lage vor  Hannover,  die  Samen- Ausklengelungs- Anstalt  zu 
Westerhof  und  das  Landgestül  zu  Gelle.  —  (Verordn.  vom 
28.  Dezember  1838  und  8.  Mäi'zl839.  —  Reglem.vom  21.  May 
1839.) 

Von  den  besondern  Verwaltungen  für  Berg-  und  Hütten- 
werke, Salinen,  Posten.  Wasserzölle,  unten  bei  den  einzelnen 
Einnahmezweigen.  Das  in  Gemässheit  des  Gesetzes  vom  12. 
September  1848  am  31.  Dezember  1849  angetretene  Schatz-- 
Kollegium,  besteht  und  handelt  nach  Maasgabe  der  oben  mit- 
getheihen  Gesetze.  Die  Geschäfte  des  durch  die  Verordnung 
vom  30.  Juny  1B41  errichteten  Ober-Steuerkollegiiuns  werden, 
soweit  sie  nicht  nach  der  demselben  ertheilten  besondern  Ge- 
schäftsordnung für  das  gesammte  Ober-Steuer-Kollegium  ge- 
hören, oder  einen  Gegenstand  der  von  dem  Schatz-Kollegio 
mit  dem  Ober-Steuer-Kollegio  gemeinschaftlich  abzuhaltenden 
Sitzungen  abgeben,  von  zwei  Abtheilungen: 

1.  Der  General-Direktion  der  direkten  Steuern  und 
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2«  der  General-Direktion  der  indirekten  Steuern 
wahrgenommen. 

Der  Wirkungskreis  der  General- Direktion  der  direklen 
Stemtrm  erstreckt  sieh  auf  sämmth'che  direkte  Steuern  und  die 
Stempelsteuer. 

Znnn  Wirkungskreise  der  General-DirekHon  der  indirekten 
Steuern  gehören  sowohl  die,  in  Folge  von  Verträgen  mit  an- 
deren Staaten  gemeinschafllichen ,  als  auch  die  für  alleinige 
Hannoversche  Rechnung  angeordneten  indirekten  Steuern,  so 
wie  die  SchifiTahrts- Abgaben. 

Hinsichtlich  der  gemeinschaftlichen  Abgaben  wird  die 
Verwaltung  in  den  dem  Zollverein  angeschlossenen  Königlich 
Hannoverschen  Landestheilen  von  den  betreffenden  zoUvereins- 
ländischen  Behörden-,  in  den  dem  Steuervereine  beigelegten 
Königlich  Preussischen  und  Herzoglich  Braunschweigischen 
Landestheilen,  so  wie  im  Füi^stenthume  Schaumburg -Lippe 
dagegen  von  der  General -Direktion  der  indirekten  Steuern 
geführt. 

Den  General -Direktionen  sind  die  Steuer -Direktionen  zu 
Aurich,  Celle,  Göltingen ,  Hannover,  Lüneburg,  Omabriick  und 
Verden,  welche  in  den  ihnen  angewiesenen  Bezirken  die  Ver- 
waltung der  direkten  und  indirekten  Steuern  wahrzunehmen 
haben,  untergeordnet. 

Diese  Direktionsbezirke  sind  wiederum  in  Inspektionen 
getheilt,  und  in  diesen  bestehen  Steuerämter  und  Recepturen. 

Die  allgemeinen  Befugnisse  der  Steuerämter,  in  Beziehung 
auf  die  Eingangs-,  Durchgangs-  und  Ausgangsabgaben  sind 
im  §.  15  des  betreffenden  Gesetzes  vom  7.  März  1845  an- 
gegeben. 

Wo  für  die  Erhebung  der  direkten  und  der  Stempelsteuer 
keine  besondere  Recepturen  vorhanden  sind,  wird  solche  von 
den  betreffenden  Steuerämtem  wahrgenommen. 

Die  Kloster^Kammer  hat  das  von  den  vormaligen  Klöstern 
Qud  ähnlichen  Stiftungen  im  Königreiche  herrührende  verei- 
nigte Vermögen  zu  verwalten.  Dieses  vereinigte  Klosterver- 
mögen (allgemeiner  Klosterfonds)  soll,  getrennt  von  den  übri-* 
gen  öffentlichen  Kassen,  allein  zu  Zuschüssen  für  die  Landes* 
Universität,  für  Kirchen  und  Schulen,  auch  zu  milden  Zwecken 
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aller  Art  verwandt  werden  (Patent  vom  8.  May  1818  und 
Landes-VerfassungS'Geselz  §.  79.).  Vermöge  besondem  Auf- 
trags v^rd  von  dieser  Behörde  auch  die  Aufsicht  über  die 
Vermögens-Verwaltung  des  Stiftes  Ufeld  und  der  einstweilen 
noch  bestehenden,  jedoch  nach  §.31  des  Gesetzes  vom  5.  Sep- 
tember 1838  aufzuhebenden  Stifter  St.  Petri  und  Pauli  zu 
Bardewik,  St  Alexandri  und  beat.  Mar.  virg.  zu  Einbedc, 
St  Bonifacii  zu  Hameln,  zu  Rameisloh  und  S.  S.  Cosm.  et 
Daip.  zu  Wunstorf  gefuhrt 

Die  Rechnwigs-Äblage  geschieht  nach  §.  99  des  Verfas- 
sungs-Gesetzes vor  der  Sländeversammlung,  die  Ueberwachung 
der  Rechnungsführung  aber  durch  das  Schatz-Kollegium. 

Eine  besondere  Behörde  für  Abnahme  der  Rechnungen, 
wie  die  in  fast  allen  andern  Staaten  gleicher  Grösse  bestehen- 
den Rechnungskammern,  giebt  es  im  Königreiche  Hannover 
nicht  Sie  ist  (wie  Ubbelohde  a.  a.  0.  S.  339  sagt  und  wie  eine 
lange  Erfahrung  bestätigt  hat)  nicht  für  zweckmässig  erachtet, 

weil  die  Prfilting  der  Rechiiuiigen  bei  der  verwaltenden  BeMrde  da- 
durch nicht  entbehrlich  wird,  also  eine  zweifache  Revision  nOthig 
wäre,  weil  fiomer  die  einer  eigentlichen  richterlichen  Kognition  bedür- 
"  ibnden  Ffille  fOgiich  von  den  ordentlichen  Gerichten  entschieden  werden 
fc5nnen;  weil  eine  Kontrole  gegen  die  Verwaltung  nicht  fQglich  anders, 
als  von  der  höheren  Verwaltungsbehörde  und  gegen  diese,  jedoch  nur 
in  der  Hinsicht ,  ob  aUe  Einnahmen  gehörig  erhoben  und  zu  keinen 
andern  Zwecken,  als  wozu  sie  bestimmt  worden  ,  verwandt  sind, 
von  den  Ständen  ausgeübt  werden  kann,  die  zu  diesem  Zwecke  eine 
solche  Behörde  mit  solchem  Apparate  weder  bedürfen  noch  haben 
können,  und  endlich  weil  Männer,  die  sich  nur  mit  Revisionen  von 
ZaUen  beachiftigen,  deren  Gegenstand  immer  schon  der  Vergangenheit 
angehört,  für  das  wirkliche  Leben  fast  unvermeidlich  zu  gründe 
gehen,  — 

Den  Scklu$s  dieser  Einleitung  möge  die  Bemerkung  ma- 
chon, dass  die  verfassungsgemässe  Einwiricung  der  Landstände 
auf  den  Staatshaushalt,  seit  Erlassung  des  Grundgesetzes  von 
1819,  (ungeachtet Streitigkeiten  und  fremdartige Einwiikungen 
allerdings  auch  in  Hannover  vorgekommen  sind),  dennoch 
niemals  durcl^  (^etra/Zmassregeln  gestört  wurde.  Ein  solches 
Zeugnis  auch  für  die  Zeit  seit  Anfang  1848  ist  um  so  ehren- 
voller, weil  es  nur  wenigen  Kegierunge4i  ertheilt  werden  kann« 
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B.    Staate -BiniukBeii. 

a)  Im  Allffemelnen* 

Der  hanooverscbe  Einnahme-Voranschlag  Jieferl  io  seinen 
Endsumroen  (mit  ganz  unbedeutenden   Ausnahoien)   nur  die 
ßetfi-Erträge,   indem  in  demselben  die  Gewinnungskosten  (mit 
einigen  unten  näher  zu  bezeichnenden  Abweichungen)  zwar 
angegeben,  jedoch  vorweg  abgesetzt  sind.    Dies  ist,  aus  den 
mehrfach  bereits  dargelegten  Gründen ,   ein  unrichtiges  Yer- 
fohren,   (zu    dessen   Erläuterung  in  der  Budgetvorlage  vom 
2.  April  1850  S.  1197  einige  Worte  gesagt  sind)  weshalb  auch 
in  neuster  Zeit  viele  Regierungen  mehr  oder  minder  vollstän- 
dig, die  AoAerträge  in  Einnahme  und   die  Gewinnungskosten 
dagegen   in  Ausgabe  gebracht  haben.*)     Wo  solches  nicht 
geschehen  ist,  habe  ich  die  Zusammenstellungen  in  der  Weise 
ergänzt;   dass   sie  den   wahren  Betrag   der  Einnahmen   und 
Ausgaben    nachweisen    und   dadurch   vergleichbar    mit  den 
Etats  anderer  Staaten  werden.     Dies  hatte  bei  der  Durchfuh- 
ning  im  Einzelnen  und  für  alle  Jahre  auch  hinsichtlich  Hanno- 
vers deshalb  Schwierigkeiten,  weil  die  Verwaltungs-,  Erhe- 
bungs-,   Betriebs-  u.  s.  w-  Ausgaben,  nicht  allenthalben  voll- 
ständig ,  oder  nicht  getrennt  angegeben,  oder  (bei  den  Staats- 
gewerbe-Anstalten) mit  Ausgaben    vermengt  sind,  welche  zu 
den  Gewinnungskosten  nicht  gehören.  Dadurch  ist  der  Uebel- 
stand  entstanden,  dass  einzelne  Posten  entweder  haben  durch 
Berechnung  gefunden,    oder    mit    einem    grösseren  als  dem 
wirklichen  Betrage  der  eigentlichen  Gewinnungs-Kosten  haben 
eingetragen  werden  müssen.    Die  UebereinsHmmung  der  End- 
si^PQfnen  dejr  Regierungs- Etats  mit  meinen  Berechnungen  ist 
leicht  nachzuweisen;  z.  B.  Tür  1849/50  wie  folgt: 

Schlusssumme   nach    der  Regierungs  -  Vorlage 

vom  13.  März  18^9 7,465488 

Binu  kommen: 


*)  Die  RicbtigkeU  meiner  Behauptung :  dass  sämmiUche  den  Staat  und 
dessen  Anstalten  betreflende  Einnahmen  und  Aoagab^n  durcli  die 
Haupt 'StaMtBTt^nng  laufen  müssen,  findet  In  dem  desflOlsigen 
Verfiükrea  der  preasstochen  Regierung  eine  ToUgOliige  BestitigaBg. 
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Ueberirag    7,465488 
1)  nach  dem  Mioist-Scbrb.  vom 
15.   November    1849   für  die 
Abthl.  m  A  und  B     *    .    .    .  89432 

'2)  sämmtliche  Gewiunungs-Koslen, 
mit  Nr.  I  der  Ausgabe  überein- 
stimmend   4J57245  » 

3)  die  Zinsen  des  Schatull-Kasse- 
Kapitals    von    2,400000   Thlr. 

zu  4  % 96000 

4)  die  Zinsen  der  in  den  englischen 
3  %  Stocks  belegten  600000 

Pfd.  Sterl.  mit 122400        5,065077 

zusammen     12,530565 
Dagegen  gehen  ab : 

1)  an  Zinsen  der  Aktiv-Kapilalien, 
laut  Hinist.-Schrb.  vom  1 5.  No- 
vember 1849 32806 

2)  Rückstände  der  Amts -Kassen, 
welche  in  meiner  Tafel  zwar 
angegeben,  jedoch  nicht  mit 
aufgezählt  sind 20000 


52806 


Bleibt  die  Schlusssumme  meiner  Zusammenstel- 
lung der  Roh-Einnahme  mit      .    .    .    .    ^ 


12,477759 
Thlr.  Kour. 


Aus  einer  in  dieser  Weise  geschehenen  Vergleichung  meA- 
rerer  Jahre  ergiebt  sich  nachstehende  Endsumme  der  Einnah- 
men: nach  den 


RegiemngS' 
Etats. 


1)  Rechnung  für  1835/6 

2)  Rechnung  Tür  1836/7 


6,420163 
6,557141 


Zasanunen- 

Stellungen 

in  der  unten 

folgenden  Tafel. 

12,179388 

11,985965 
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3)  Ständische  Bewilligungen  und 
(w^en  der  damaligen  Kas- 
sentrennung beziehungsweise) 
Domanialrechnung  Tür  1844/5    6,387560  12.355641 

4)  Voranschlag,  von  den  Stän- 
den im  allgemeinen  genehmigt 

für  1849/50 7,522113  12,477759 

5)  Bewilligungen  der  Landstände 

Tür  1850/1        7,405799  12,745142 

Die  (in  ihren  einzelnen  Theilen  demnächst  zu  entwickelnde) 
Vermehrung  von  1835  bis  1850  betrug  hiernach  beziehungs- 
weise 985636  und  565754  Thir.  —  In  der  nachstehenden 
Tafel  findet  sich  eine  rergldchende  ZusainmensicUung  der  Ein- 
nahmen,  in  allen  Einzelheiten  durchgeführt  hinsichtlidi  der 
Rechnungs- Jahre  vom  1.  July  1836/7,  1844/5,  1849/50  und 
1850/1. 
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B€ZQICUIM|P 

4er 

€inna^mt. 


TF 


:f%nn*mf 


im 

la  fhaler 


1836/7. 


Pnt- 
An- 
(hea. 


L 

ji. 
iu 
1. 

t. 

b. 
1. 
t. 
8. 
4. 
5. 
6. 
7. 

c. 
1. 


«. 
b. 
e. 
d. 

e. 
f. 


a 

a. 
b. 
c. 
dL 
e. 


E. 
F. 


Domaniil-Etimalimeft. 

Eweniliche  DomamctUEMnahmen. 
Gotoherrliche  GeCfUle 

Standige  GefliUe 

Veränderliche  GelSlIe 

Zusammen  a. 
Paeht-GeiaUe 

Von  Domanial-Grondstiteken 

Von  Zehnten     .•.••••••••. 

Von  MOhlen 

Von  Fischereien 

Von  Sch&f^reien     • 

Von  Brauereien  (Brennereien) 

Miethwerth  der  Forst-Dienstwohnungen     .    ,    . 

Znsammen  b. 
Korn-Einnahmen. 

Getreide-Deputate 

Verkauftes  Getreide ,    . 

Zusammen  c. 

Zusammen  A. 

Hoheäs-Ehmahmen. 
Hoheits-GefSlle  insbesondere     ••...*     . 
Wege-,  Schleusen-,  Brücken-  und  F&hr-Geider. 
Branntweinbrennereien  und  Kmgnahrung  •    •    . 

Vom  Handel  und  Gewerbe 

Stral]|;:elder 

Hftuslings-,  Schutz-  und  Dienstgeid 

Znsammen  ß. 

Farsi'Emnakmen, 

Fftr  Hols « 

Von  der  Mast 

Von  der  Jagd 

Forst-  und  Jagdsä^fjselder 

Von  Forst-Nebennutzungen .    . 

Znsammen  C» 

Sportein  und  Accidenzien 

Auasergewöhnücke  Einnahmen  ...... 

2kthlungen  aus  andern  Kassen 

Zusammen  I. 
RAckstinde  der  Amtskassen 


676832 
d994l 


5,66 
0,50 


736773 

532826 

217918 

626^ 

2412 

4506 

2498 


822814 

65747 
122737 


188484 


1,748071 


10788 
12253 
13741 
13784 
21036 
47569 


119171 


864800 
684 

13655 
12288 


381427 

142291 

12984 

1278 


6,15 

4,45 
1,82 
0,62 
0,02 
0.04 


6,87 

0,55 
1,02 


1,57 


14,60 


0.09 
0,10 
0,11 
0,11 
0,18 
0,40 


0,99 


2,97 
0,00 

0,11 
0,10 


3,18 

1,18 
0,11 
0«01 


2,4052221  tOfXn 
(45292)  - 
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Cciiete%trg  VofmacMag. 


1844/5. 

BiMicktUeh 


Prxt- 

An- 
tliea. 


1849/60. 


70Q6M 


6,74 


646581 
39419 


Prxt- 

A|K> 

theU. 


6«- 

w»- 

kosimi 
■üid 
Pro- 

m«Bt« 
4er 


ön  den 
Lands  täu- 
ben geneh- 
migter 
Voran- 
«dilag  ür 
■?i:    1850/61  In 
afthaie.|Thlr«Koar. 


Pro- 

xent- 

An- 

theü. 


648 
0,32 


«86000    6,50 


647760 
37580 


6853401 

684480 

25684 

60933 

2517 

3888 

1403 

11210 


Vergleichi)pg 

der  ^ahre 

183|i/3f 

mit 

1854/51. 

+  Zonahfie 

-^  Al^nahne 


6,08 
0.80 


76i44flr 


6,15 


790900 


6,38 

6^ 
0,%0 
0,47 
0,02 
0,03 
0/>l 
0,09 


6,34 


M17408 


l,2pi       1230001    0,98 


13,00 


1,699900 


12,82 


789010 

23600 
744001 


0,19 


— '  1        98000^  P/77 


+ 


H- 


+ 


M61& 


0,77 


49UWi   P/40 


1 


626200I   4,26 


199683 
40884 
1246 


1,61 
0,33 
0,01 


652090 

194800 
21500 


99^1    2,417300 
J      (i^OOOti) 


4,42 

1,56 
0,17 


1,672950 


6600 
6000 

ivm 

5100 
10300 


12,84 


0>04 
0,04 

0,04 
0,08 


37900 


670!0Q0 


7000 
20000 


0,29 


4,47 


0,05 
0,16 


+ 


Zi 


697000 

167600 
12000 


4,68 

1,32 
0,10 


^9,371 32,651  2,3877501 18,73 


+ 


29072 
22361 


-i-  '  •  514M 


151605 

192234 

2722 

105 

673 

1095 

1121C 


6;iO^^   88804 


42147 
4to37 


-r   '  9p484 


-^-   176721 


6288 
7253 
)741 
8684 
10736 
47569 


4-   •  81271 


215200 
684 

6655 
7712 


+   ^1667^ 


25301 
84 


mm 


+        ' 17472 
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JL 
i 


•  m 


u. 

A. 

B. 

C. 
D. 
E. 
P. 
6. 


H. 

I. 

DL 

A. 
B. 
C. 
D. 
E. 


H. 
I. 

B. 
A. 

a. 
b. 
c. 

B. 
C. 
D. 


Beieiduiuig 

4«r 

tffnna^mr. 


Geldbetrag  im 

In  &ler 


1886/7. 


Eiiiiulime  ?on  direkte«  Steneni. 

Grundsteuer  (nach  Absatz  der  davon  auf  die  Do- 
m&nen  und  den  Harz  ftdiende  Beiträge) .    .    . 

H&usersteuer  (nach  Absatz  derH&user-Steuer  von 
Donanial-Gebauden)     « « 

Personensteuer « 

Gewerbesteuer 

Einkommensteuer 

Besoldungsteuer 

Sonstige  Einnahmen  der  Kreiskassen     .    .    .    « 

Zusammen  IL 

Grundsteuer  von  den  Domfinen 

H&usersteuer  von  den  Domänen 

Indirekte  Abgaben. 

^EmseUige  indirekte  Abgaben. 

Stempdsteuer 

Mahlsteuer ••....• 

Schlachtsteuer    « .    .    . 

Salzsteuer 

Zettel-,  Blei-  und  SiegelgebQhren     .    .    .    .    . 
Pixirte  indirekte  Abgaben 

Register,  Delikte  und  deflraudlrte  Gef&lle. 

Insgemein 

Wasserzoll-  und  Schifflfkhrts-GeiSUle    .    .    .    . 

Zusammen  A» 
GemeinschaftHche  indirekte  Abgaben. 

Grenxabgaben 

Eingangsabgaben    •    .     • 

Durchi^ingMbgaben 

Au^gangsabgaben    ....•..*    .    »    . 

Zusammen  A. 

Branntweinsteuer 

Bierttener 

Register-Defekte,  defraudirte  GetSUe 

und  Insgemein *    .    .    i    •    . 

and  nach  dam  ]IIini8t.-Schreibett  v.  15.  Nov,  1849 

Zusammen  B, 
Zusammen  IQ, 


1,190388 

113814 

769346 

127861 

29934 

67970 

3613 


Przt.- 
An- 
dieU. 


9,93 


2,302421 


(nicht  so 
ermitteln.) 


172805 

41655 

66743 

94433 

3902 

7420 

401 

80739 
13984 


482082 


1,032719 

144136 

21582 


1,198436 

544144 

44927 


7821 


19,21 


1,44 
0,35 
0,56 
0,78 
0,08 
0,06 

0,00 

0,67 
0,12 


4,01 


8,62 
1,20 
0,18 


10,00 

4M 
0,88 

0,07 


1,7953281 14,99 


2,277410|19/)0 


717    — 


Jahre  tom  1.  Jnly  bis  30  Jany. 

Kurut. 

Geoehmigfer  Voranschlag. 

Ge- 

wia- 

aaags« 

kotiea 

•Ud 

Pro- 
seBte 

der 
Roh- 

•ia- 
■ehne. 

Von  den 
Lands  tan- 
deo  geneh- 
migter 
Voran- 
schlag für 
1850/51  in 
Thlr.Koor. 

Pro- 

zent- 

An- 

theU. 

Vergleichiing 

der  Jahre 

1836/37 

mit 

1850/51. 

-I-  Zunahme 

-^  Abnahme. 

1844/5. 

IKuJdillick 
der  DomImmi- 

ReehaoBg»- 
B.feb.iM. 

Prast.- 
An- 
theO. 

1849/60. 

Prxt.- 
An- 

theil. 

1^200000 

9,71 

1,211781 

9,71 

1,246400 

9,78 

+ 

66017 

120366 

804925 

117354 

29924 

73797 

1000 

0,97 
6/52 
0^95 
0,24 
0,60 
0,01 

160445 

796050 

140365 

31155 

79770 

1600 

1,29 

6,38 

lrl2 

0,25 
0,64 
0,01 

— 

167500 

796000 

140000 

32000 

81200 

1280 

1,32 
6,24 
1,10 
0,25 
0,64 
0,01 

+ 
+ 
+ 
+ 
+ 

• 

e 

54186 
26754 
12139 

2066 
13230 

2333 

2,347366 
1     (98377) 

19,00 

2,421166 

(98119 
2206) 

19,40 

10,65 

2,464480 

(Die  richtige 
AnfsAbliiBg 

glebt 
t,46M80.) 

(nicht  SU 
ermitteln. 

19,34 

+ 

162059 

• 

172000 

1100€0 

105000 
4O00 
1712 

1,39 

0,89 

0,85 
0,03 
0,01 

165000 

•■fcehoMi 
1.  Jaly  1( 

105000 
5000 

5704 

1,32 

mH 

MS. 

0,84 
0,04 
0,05 

— 

160000 

110000 
6000 
6000 

1,26 

0,86 
0,04 
0,05 

• 

• 
• 

• 

+ 
+ 

• 
• 

12806 
41665 
66743 
16567 
1098 
1420 

500 

0/)0 

100 

0,00 

— 

ia  der  Saaiaie 

der                 ^ 
betrtfftadeB  Steoem. 

401 

15O00 
14O00 

0,12 
0,12 

31500 
14000 

0,25 
0,11 

_ 

31000    0,24 
(8.lV.B.e.)     — 

• 

49739 
13984 

4222U 

3,42 

326304 

2,61 

24,43 

312000 

2,45 

-r 

170061 

1,400000 

150000 

21000 

11,33 
1,21 
0,17 

1,600000 
71000 
25000 

12,82 
0,57 
0,20 

— 

1,650000 
90000 
25000 

12,94 
0,71 
0,20 

+ 

• 
• 

+ 

617281 

54136 

8418 

1,571000 

420000 

40000 

12,71 
3,40 
0,32 

1,696000 

480000 

85000 

13,59 
3,85 
0,28 

— 

1,765000 

600000 

35000 

13,85 
3,92 
0,28 

+ 

• 

• 

e 

• 

566664 

44144 

9927 

8000 

0,03 

8000 
89482 

0,02 
0,72 

— 

M  der  Sunne 
der 

betreffesdeB  Steaem, 

• 
• 

7821 

fc-TVnriii 

i6,46| 

2,3034821  18,46|  21,85 

2,300000  18,05 

+ 

504672 

, ^- 

2^456212 

19^ 

2,629736 

21,07 

1  -  1 

2,612000 

20,50 

IT" 

334690 

«8 


Geidbctrw  li 


Pm- 

lBM/7. 

An- 
theil. 

120000 

1,00 

UMZ 

0,10 

11002 

OlS 

865C 

007 

eOJM 

O.ßT 

9536 

0,0» 

1698 

«,U1 

Ans  der  lKrond^>tMI<iHi,  t^aackau  lu  den  Augaben 


193848 
8633 
6100 


i&4m 


0,101 

o,u 

0J>1) 


1,77 


-    7i9    - 


eaee 


JWire  rob  1.  Joljr  bis  30.  Juny. 

Kmrmsl. 


.  1844/5. 

HiovichtUck 
in  DonlaeB- 


Krfcbmsa. 


An- 
theU. 


1849/60. 


Pr»t.- 
Aa- 
theil. 


maam 

6«- 

AUSfS- 

koBten 

•iad 

Pro. 

sente 

4%t 

Rok- 

ein- 


Von  den 
LaodatuQ- 
detk  glneh- 
migter 
Voran- 
süUAg  fOr 
1850/51  in 
Thlr.Koar. 


Pro- 

zent- 

An- 

theU. 


Yergleleliuiig 

der  Juhre 

1836^37 

niil 

1850(51. 

+  Zuitahme 

-r  Abttfüune 


147886 

62852 
18000 


1,20 

0,50 
0,15 


34854 

25568 
18000 
30683 
45000 
15000 
1000 


0,28 
0,20 
0,14 
0,30 
0,36 
0,12 
0,01 


*)  8000 
23400 
18000 
*♦)  86000 
***)40000 
15000 
.  1300 


0,06 
0,18 
0,14 

^r 

0,31 
0,12 
0,01 


29-f 


+ 


112000 

11458 

3002 

27350 

40438 

5462 

398 


22873S 


W««l.) 


1,83 


176055 

134586 

194960 

14854 


-  )  (desgl.) 


1,41 

1,08 
1,56 
0,12 


91,87 


141700 

189429 

1^4935 

11036 


1,U 

1,09 
l,6ß 
0,09 


750()t  9,06 


-f-   111568 


516917 


4,88] 


344400 


132950 

13533 

606001 

3217 


2>76 


1,06 
0,11 
0,48 
0,03 


16,00 


352900 


29550 

21867 

55000 

3133 


2,77 


0,23 
0,17 

0^ 
0,03 


-i-    79349 


+ 
+ 


129960 
9659 

.  1641 


209700 
65700 


iti* 


1,63 
0,53 


1095501  0,86 
68500  0,51 


-f-   118660 


147984 


1,20|   144000 

26000| 
2Q000 


1,16 

0,21 
0^16 


79,47 


41050J  0,32 


30000 
20000 


•4-   101252 


0,24 
0,15 


+ 


15148 

.  8958 


59297 
(inNr.lXA) 


0,48 


46000 
3200 


0,37 
0,03 


50000 
3000 


5;52 


'WS^ 


0.39 
0,08 


-h 


24106 

278 


976736 


7,91 


713655 


4,62^   368341 


212000 


i,n 


210000 


1,69 


185000 


1,45 


-r    26980 


154167 


*)  W«r4«  ift  4«r  Biaukaitt  und  Aasgab«  der  B«rgwerkt-TaM  tob  1860/51  «ickl  »it 

a«%«mlklt. 
**)  Ntck  der  StMOgnAfckra  AafseieluiaBf  t97S4 

***)  Ib  der  Bin— k—  «ad  Augakc-Tafiil  der  Bergwerk«  wurd«  das  Jftkr  1849/60  mJJ|«« 
fUvt«  w«Uk««  •»•■  V«b«r««k««s  ▼•&  46000  (i«bt. 
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s 

.i 


BexeMimg 

der 

tf  i  n  ti  a  4  «  e. 


1 


TD. 

¥10. 


IX. 

A. 

B. 

a. 
b. 

C. 
E. 


X. 


XI. 


1. 


Alt  der  Imt-Klosterkuie    .....•• 
Itaseii  ?on  Äkttv-Kapitilien 

Hiervon  ab^  laot  Bttnlst-Sckreiben  yom  15.  No- 
vember 1849 

Sonstige  «linilttelbire  Elnnabme  der  C^eralkasse 
Donuiaial-£inDiüimen 

Hoheito-Einnalinien 

SOralJg^elder  von  der  Oberbehörde • 

Rekogniüon  IQr  das  Salsregal  in  Oslfrieslnnd    . 

Zusammen  B. 

Sportein  und  Accidenzien 

Ausserordentliche  Einnahmen 

Beitrag  der  hoUd.  Regierung  zu  den  Seebeieucb- 
tungskosten  auf  der  Insel  Borkum  pr.  Anno 

7000  fl.  hoU.   . .    .    *    . 

Zusammen  DL 
Zahlungen  aus  andern  Kassen  (x.  ▼.  Nr.  VII.)  . 


UebersohOsse  von  der  Elsenbahn« Verwaltung 

€UsammUMmme  der  Einnahmen 

Gewinnungskosten  derjenigen  Posten,  wovon  in 

der  Ebmahme  nur  die  VeberschOsse  angegeben 

sind  (s.  V.  untensC^ende  Zusammenstellung)  . 

Hieruaoh  macht  die  G^awakmi-Rok-Einnahme 
Hieran  werden  noch  die  in  der  Ausgabe  unter 
königl.  Haus  und  Hof  aufgeführten  Posten  B. 
u.  C.  KU  rechnen  seyn,  wefl  sie  in  der  Aus- 
gabe als  einTheil  der  Dotation  aufgeführt  sind 
und  zwar 
Zinsen  des  Schatullkasse-Kapitals  von  %^iWM 

Thlr.  zu  4*/o 

Zinsen  der  in  englischen  8%   Stocks  belegten 
600000  iMU  =  4,080000  TUr.      .    .    .    .    . 

Mithin  ist  also  die  QeaMtmmlirRok^Emnahme 


strag 


3^%  ^aH  ••^^^»^p  • 


1836/7« 


Przt.- 
An- 
theU. 


1366 
19876 


6496 


1498 
5188 


0,01 
0,25 


0,05 


0,01 } 
0.04' 


6686 
78007 
63676 


0,05 
0,66 
0,53 


154865 


1,29 


8,394198 


3,373367 


70/)4 


28,14 


11,767665 


96000 
122400 


98,18 


0,80 
1,02 


11,9869651100-- 


\ 


—    721    - 


Mkrt  TOM  1.  Jnly  bis  30.  Jany. 
GenekAigter  Voranschlag. 


1844/5. 

Btnsidmicli 
der  DoBtees- 


Brfeteiss. 


Prat.- 

An- 
theiL 


1849;60. 


(e.  V.  X.)  I    — 
sod  1926061    *'^ 


92816 

(s.  T.  IV.  B  u. 
IX.  B.  «.  D.) 


(fal  A.) 


0,18 


4064 

(1826t6) 

(32806) 

161812 

5673 


Prat- 
An- 

Iheil. 


6«. 

vfin- 

kostea 
■ind 

Pro- 

xente 
der 

Boh. 
ein- 

■alime. 


0/08 


1,23 
0,05 


Von  den 
Landatäo- 
den  geneli- 
migter 
Voran- 
schlag fOr 
1860/51  in 
Thlr.  Aar 


11466 
186900 


5673 


600     0,00 


Pro- 

zent- 

An- 

theU. 


Vergleichung 

der  Jahre 

1836/37 

mit 

1860161. 

4-  Zunahne 

-r  Abnahme. 


0,09 
1,07 


0,06 


+ 
+ 


600    0,00 


50953 
(in  A.) 


0,48 


600 

6000O 

3600 


0,00 
0,40 
0,03 


600 

46000 

3437 


0,00 
0,86 
0,03 


3889     0,03 


+ 


10200 
106024 


9i3 


898 
6188 


6086 
83007 
60289 


8889 


"SRS 


(187606) 

dorek  TereU 
■tgaag  der 
Mf|e- 

82082 


0,66 


69678 
600 


0,26 


618000  4,16 


0,48 
0,00 


47,88 


58499 
600 


611600  4,80 


0,46 
0,00 


+ 


96366 
600 


+   6U500 


8,781762 


3^866489 


71,08 


9,126006  73,14  — 


27,16  3,133863  25,11 


^,066845 


8.470897 


71,06 


27,23 


+   661647 


+ 


97530 


12,137241 


96000 
122400 


98,24 


12,259359 


0,77 
0,99 


96000 
122400 


98,26 


0,78 
0,97 


38,28  12,526742 


96000 


122400     0,96 


98,29 


0,76 


+       759177 


U,355641|100— I  12,4777591 100— i   —    1 12,745142|i00^|+       759177 


BtdcM  riuBS-Statittik. 
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1. 


6. 

6. 
7. 
8* 

9. 


10. 


1. 

1. 
% 
Q. 
4. 

6. 


ni. 

1^. 


IT. 


ZasamiiieiiBtelluiig  der  Roh-Ein- 
nahmen,  Gewüinun^kOsten  und 
iR^m-EinnlÜLmen  denenigen  Po- 
sten, wobei  nur  der  Üeberschuss 
vor  Augen  gebracht  ist 


T<m  deA  Bergwerkes  u*  Saüiieii. 

Vom  Silberwerkshatealt  des 
0lNirtftr2e§  * 

Vom  Eisenhttttenwesen  .    .    • 

Sonstige  Einnaliraen  der  ober- 
harzischen  Zehntliasse  tiud 
der  Bergfaandlnng   .... 

Von  der  unterharzischen  Zehiit- 
kasse  %  der  Einnahme  •    . 

Gewinn  der  Berghandlung  an 
diesen  Erzeugnissen    .    •    . 

Bisenhfltte  zu  Gittelde  ^/^    •    . 

Von  den  Harzforsten  .... 

Von  den  Steinkohlenbergwerken 


Hoh- 
Einnahme. 


1836/7. 

Gewin- 
nungs- 
kosten. 


Rein- 
ElmahBie 


Von  den  Salinen 


und  Antheil  an  Lüneburg    . 

Vom  Kalkberge  zu  Lflnebnr^  . 

Zusammen  I. 


Ton  iea  WasierxftUeii. 

Elbsollamt  Brunshausen      .    • 
»  9,         Blekede   •    •    •    . 
„         Schnackenburg     . 
Zentral« Weser-Zollkasse   Ha- 
meln       

WassersoU    und    SchiflYlAhrts- 
Geffille 


Roh- 
EinBakme. 


»S,llöW7|n,86l959| 
*  nach 


I     190488 
1161777 

23837 


Zusammen  ü* 

Ton  den  Posten. 

Einnahme  der  Postämter     •    • 

Aversa  und  Transitoporto  von 

Dremden  Postverwaltnngen    . 


Zusammen  Ili 

Ton  der  Eteenbahnvenraltidig. 

Betriebs -Einnahmen   .    .    .    . 
Zusammen  I.  bis  !?• 

Voft  mehreren  «aderB  Einaahaiepotten, 
B.  B.  LoUerie,  iBteUifeBs-Remtoir, 
»ucb  deB  im  VoreteheBdea  eBthalteaeB 
Bririgea  der  SaliBe  aad  des  Kalk- 
berfe«  bei  LQaebnrf,  eiad  die  JI«A- 
BiaaabmeB  a.  OewinaaBgekoetea  aas 
dMB  YorMfchlAf«  «<«^  •laiehUich. 


253268^2,813494 
1849/50  aonfihemd 


(225B44) 
(349010) 


tit  in  m.  A.  J.  Alt  Rth-KIsSilMBi 

an|[ef  ebea. 


(21736) 
{18803) 

(Bemer 


476102 


43853 


381647 


541157 
12208) 
55000    85908 
1492' 


432249 

159510 
-^  17208 


•  648829 

(Bacbl84%50 


«09857   467555 


751716 


96071 


4,201186 


3,373367 


832524  4,305110 
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1844/5. 

1849/50. 

1850/51.       1 

kOBten. 

Rein- 
Climalime 

Roh- 

Gewis- 
Dungs- 
kosten. 

Rein- 

Efainali- 

nie. 

Rok- 
Kinnnkme. 

Gewin* 
nnngs- 
konten. 

Rein- 

Einnak- 

■le* 

— 

1,064255 
457490 

1,038654 
406568 

25601 
50922 

1,295140 
433405 

1,830140 
388290 

-r  35000 
45115 

— 

^ 

33793 

82586 

-^  48793 

13245 

66720 

-r  53475 

— 

— 

124415 

106415 

18000 

120468 

102468 

18000 

— 

— 

9185 

14568 

194543 

116138 

119644 
16334 
15000 

2060 

13568 

168975 

79505 

90978 

U^benohius 
99 

7125 

1000 

25568 

36633 

28666 
16334 
15000 

15280 
158840 
122780 

119644 

(1849/50) 
16384 

(1849/50) 
15000 

13980 

135440 

88046 

90978 

Otb<W0lM»l 

99 

1300 
23400 
89734 

(BtMOffr. 
B«Htfit) 

28666 
16334 
15000 

n,584756 

228738 

2,165365 

1,989309 

176056 

2,310136 

2,211062 

99074 

1 
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Einige  allgemeine  Bemerkungen  dazu  sind.  Der  Beitrag  der 
Hauplablheilungen  der  Einnahme  zur  Gesammtsurome  aller 
Äofterträge  ist:  Eigentliche  Domanial-Einnahmen     .    t2,34  «/o 

Hoheits  -  Einnahmen 0,29  % 

Forst  -  Einnahmen 4,68  % 

Sportein  und  Accidenzien ^,32% 

Direkte  Steuern ^    19,34  % 

Einseitige  indirekte  Abgaben 2,45  % 

Gemeinschaftliche  indii*ekte  Abgaben 18,05  % 

Bergwerke  und  Salinen 18,12  «/< 

Wasserzölle 3.28  v< 

Posten •      4,88  •/• 

Lotterie 0,39  % 

Wegebaukasse 1.45  •/• 

Kapital  -  Zinsen 1,07  Vo 

Eisenbahn -Verwaltung 9,63  V« 

Bbs  Domanium  liefert  also  zurAoAeinnabmeetwalTVaVo» 
zur  Itetneinnahme  19,05  %,  die  direkten  Steuern  19Va%  und 
28,52  %;  die  indirekten  Abgaben  20%  %;  und  27,66«/«;  die 
Regalien  8 Vi  %  und  7,10  Vo;  die  S/aa/^^etrer6e- Anstalten 
27,75  Vo  und  9,23  Vo  u«  s.  w.  Streng  genommen  würden 
auch  die  Einnahmen  der  HauphKlosterkassef  obgleich  solche 
von  der  General-Kasse  gänzlich  getrennt  ist,  in  diese  Zusammen- 
stellung aufzunehmen  gewesen  seyn;  weil  sie  fast  ausäcbliess- 
lich  Tür  Staatszwecke  verwendet  werden,  (§.79  und  §.31  der 
Verf.  -  Gesetze)  und  weif  das  Klostergut  dem  Staatsgute  aus- 
drücklich gleichgestellt  ist  (a.  a.  O.)  Allein  die  Verwaltung 
ist  von  wirksamem  ständischen  Einflüsse  unabhängig,  da  den 
Landständen  nur  zur  Nachricht  eine  Uebersicht  der  Vermögens- 
Veränderungen  und  der  Verwendungen,  im  Anfange  jeden 
Landtages  mitgetheilt  wird.  Die  Beiträge  des  Klosterfonds  zu 
einzelnen  Staatszwecken  sind  deshalb  nur  bei  deren  Bespre- 
chung angegeben.  Hier  noch  die  Bemerkung,  dass  die  Aoi- 
Einnahme  der  Kloster fonds  (Kloster  -  Rezepturen  und  Haupt- 
Kloster  -  Kasse)  nach  einem  Durchschnitt  der  sechs  Jahre  vom 
1.  July  1835  —  41:  373458  Thlr.  betragen^  hat;  die  entspre- 
chende Ausgabe  365428  Thlr.  Im  Jahre  1847/8  waren  der 
Rohertrag  auf  418269Thlr.  und  die  Ausgaben  auf  457153  Thlr. 
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gestiegen.  Die  Gewionnngs  Kosten  beliefen  sich  1835  —  41 
auf  23,56  V«;  1847/48  aaf  26,65  Vo  der  Robeinnahme.  Wenn 
a«oh  der  grössie  Theil  des  Einnahmemangels  neuster  Zeit, 
ausserordentlichen  und  vorübergehenden  Ausgaben  zuzuschrei- 
ben ist  und  wenn  auch  demnächst  das  Verhältniss  zwischen 
Eumabme  und  Ausgabe,  durch  Ausfall  von  Pensionen  und 
durch  dea  Ertrag  der  neu  erworbenen  Mannsstifter  (Gesetz 
vma  24.  Januar  1850),  sich  günstiger  stellen  wird;  —  so  sind 
dadi  ohne  Zweifel  Ersparungen  an  den  Gewinnungs-Kosten 
(namentlich  bei  den  Rezepturen,  durch  Verbindung  mit  andern 
Beamtnngen,  wie  solches  hinsichtlich  der  Forsten  durch  Ver- 
Ofdnong  vom  3.  July  1850  bereits  geschehen  ist),  —  eben  so 
nothwendig  als  möglich. 

Ueber  die  Beitreibung  der  Abgaben,  so  wie  gegen  lieber- 
ir^mngen  der  Steuergeeette ,  giebt  es  eine  Menge,  zum  Theil 
irar  aof  einzelne  Arten  der  Abgaben  sich  beziehende  *Restim- 
moogea.  Hmsichtlich  der  Beitreibung  der  DomomaZ-RUckstände 
igt  das  Aasscbreiben  der  Domänenkammer  vom  18.  Februar 
1842  bis  jetzt  massgebend,  was  zwar  unter  Vorwissen  und 
Genehmigung  des  Finanzministeriums  erlassen  ist,  jedoch  pe- 
HJ^fkke  Kraft  nicht  besilzt.  In  Beziehung  auf  die  Steuern  ist 
aoter  dem  4.  Dezember  1834  eine  Verordnung  erlassen,  welche 
durch  KabineiM- Befehl  vom  16.  November  1839  geschärft 
wurde,  die  ^ets/a/tcfte  Ordnung  des  Verfahrens  scheint  noch 
mcbt  eingeUrelen  zu  seyn.  Die  Beitreibung  der  Rückstände 
voft  der  Grund"  and  der  Häueer^  Steuer,  ist  durch  Gesetz 
voai  d.  Jony  1826  §.  24  und  ff.  und  vom  3.  July  1826  §.  5 
geregelt.  Von  den  Vergehungen  (Kontraventionen)  gegen  Ab- 
gabengesetze und  deren  Bestrafung  handeln  in  der  Regel  die- 
jenigen Geeetie  wodurch  die  Steuer  oder  die  sonstige  Abgabe 
angeordnet  ist;  nebst  zugehörigen  Vollzug- Verordnungen.  Ein 
besonderes  Gesetz  über  das  gerichtliche  Verfahren  in  Steuer- 
bnirtweniionssdichcn  ist  unter  dem  8.  Nov.  1850  verkündet. 

Der  Verfasser  kann  nicht  umhin  eines  Umstandes  Ja  ge- 
denken, der  die  Einticht  in  die  Eins^lheiten  des  hannoverschen 
StaaiAauAnUs  so  sehr  erschwert,  dass  fast  nur  Theilnebmer 
an  den  Stindeversammlungen  sich  vollständig  davon  unter- 
riobten  können.     Die  Erläuterungen  nämlich  der  Regierung 
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2u  den  Budgets  sind  in  der  Regel  so  mager,  dass  daraas  sehr 
wenig  zu  lernen  ist  und  die  Beridite  d^  Flaanzkommissionen 
werden  entweder  mündlich  erstattet  und  geben  davi  iHir 
unvollständig  in  die  stenografischen  Niederschriften  über,  oder 
schrifUidie  Berichte  kommen  nicht  in  die  ständischen  Akten- 
stücke. Hieraus  (olgt,  dass  die  Bevölkerung  aunerhafb  der 
Stände  Versammlung,  in  die  Einzelheiten  und  das  Verständniss 
der  Zahlen  gar  nicht  eindringt  und  dass  in  den  Ständen  mir 
die  Mitglieder  der  Finanzkommission  fiir  hinreichend  unter* 
richtet  gelten  können  um  ihre  Stimme  abzugeben. 

b)  Elnmelne  Staatseinnahmen« 

aa)  Domanial"  and  Hoheits^  Einnahmen, 
1.  fDnft0l)rnrUf|^  fDtfÜlr. 

In  dieser  Einnahmeabtheilung  befinden  sich  unter  den 
verschie'denartigsten  Benennungen  ständige  und  unständig 
(veränderliche)  Gefalie,  deren  Ursprung  oft  dunkel  ist,  weshalb 
ihre  Erhebungs-Art  und  Berechtigung  vorzugswebe  auf  einem 
Herkommen  beruht,  welches  man  in  den  Amtsregbtern  mög- 
lidist  festzustellen  versucht  hat  Der  allgemeinen  Stände^ Ver- 
sammlung von  183^/3  wurde  ein  nach  mehrjährigen  Durch-* 
schnitten  aufgestellter  Etat  mitgetheilt  (Aktenst.  der  IV.  Stde.« 
Vers.  L  107)  woraus  erhellt  dass  dieser  Einnahmetitel  in  Konv. 
Mze.  693000  Thir.  ertragen  hatte.  Davon  kamen  auf:  Stän« 
dige  Gefälle  633200  ThIr.  und  zwar  Meyer  -  und  Eigenthums- 
Gefälle  227300  Herrendienstgelder  339100,  sonstige  66800;  unr 
ständige  Gefälle  59800  Thlr.,  nämlich  Zinsvieh  14150,  Weinkäufe, 
Köhrmeden,  Ab-  und  Auffahrten  16850,  sonstige  28800.  Der 
Ertrag  der  gutsherrlichen  Gefälle  in  spätem  Jahren  war,  nach 
den  Rechnungen  (Aktenstücke  der  IX.  Stde.-Vers.  von  1848 
Nr.  178)  und  beziehungsweise  Voranschlägen,  wie  folgt: 

Vom  1.  July  1835/6:  726250,  1836/7:  736773,  1841/2: 
784877,  1842/3:  764179,  1843/4:  732442,  1844/5:  709585, 
1845/6:  700917,  1846/7:  695066,  1850/1:  685340  und  zwar 
Ständige  Gefälle  647760,  unständige  Gefalle  37580  Thlr. 

Anstatt  durch  Ablösung  verringert  zu  werden,  ist  vielmehr 
der  Ertrag  der  gutsherrlichen  Gefälle  bis  1841/2  (bei  Anrecb* 
nung  des  veränderten  Hüozfusses)  um  73000  Thlr.  gewachsen 
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md  ersi  dann  iMgmm  herabgegangen;  so  dass  ev  jetii  nm 
eiwa  97000  Tblr.  unter  dem  Durchschnitt  vor  20  Jahren  steht. 
Die  Verminderaog  hat  grösstentheiis  die  unständigen  Gefalle 
getroffen,  und  ist  anscheinend  eine  Folge  des  Gesetzes  vom 
18.  Jnny  f842,  wodurch  die  Wirksamkeit  der  unter  dem 
8.  Sept.  1840  errichteten  Kreditanstalt  Tür  Ablösungen,  erwei* 
tert  wurde.  Leider  sind  die  in  den  landständischen  Akten- 
fllöeken  veröffentlichten  Nachweise  über  den  Domanial-,  Ab- 
lösuDgs  -  und  Veräusserungs-Fonds  so  allgemein  gehalten,  dass 
der  Einfluss,  welchen  die  Ablösungs-Gesetze  auf  die  eimelmm 
BeikmdAeile  des  Domanium  geäussert  haben,  daraus  nicht  zu 
erkennen  ist. 

2.  9ai|)t-0rrdilc. 

Nadi  den  Reglements  vom  18.  April  1883,  über  die  Ver- 
wakang  und  Verrechnung  der  Dpmanial-Einkünfte  und  für  die  ' 
Landdrosteien,  trat  bei  mehreren  Gegenständen  der  Domänen- 
Verwaltung  eiaa  Mitwirkung  der  Landdrosteien  (mittleren 
Landes-Begierungs-Behörden)  ein;  welche  namentlich  hinsieht* 
Iksii  der  Pachtgefälle  dahin  festgesetzt  war,  .dass  die  Haupt* 
Pacfatongen  (Gesammtheit  mehrerer  Pachtgegenstände,  gross* 
tentbeib  geschlossene  Güter  mit  Zubehör)  zur  unmittelbaren 
Ver&gung  der  Domänenkammer  gehörten,  während  die  Ver« 
Pachtung  einzelner  Gegenstände  des  DomaniaN  Bigenthums 
(Grundstücke,  Zehnten,  Mühlen,  Schäfereien,  Fischereien, 
Brauereien,  Ziegelhütten  u.  s.  w.)  den  Landdrosteien  über- 
laseen  wurden.  Diese  Art  der  Geschäftsvertheilung  hat  nicht 
nur  2U  fortwährenden  Streitigkeiten  unter  jenen  beiden  Be- 
hörden Veranlassung  gegeben ,  sondern  auch  zum  Nachtheile 
der  fiskalischen  Interessen  des  Domänenguts  gereicht  (z.  v. 
die  lesensiWertbe  Rede  des  Finanzministers  in  II.  Kammer  am 
7.  März  1850),  weshalb  in  den  Jahren  1836/7  die  Absiebt  war 
(he  ganze  Domanialverwaltung  den  Landdrosteien  zu  über- 
wasen,  mit  Ausnahme  einzelner  Vorbehalte  für  dep  Finanz- 
minister.  Dia  vom  Könige  Ernst  August  angeordnete  Wider- 
trennung  der  Kassen  vereitelte  diesen  Plan ,  führte  vieknehr 
dahin,  dass  den  Landdrosteien  sammtliche  Domanialgeschäfle 
abgenommen  wurden,  durch  die  Verordnung  vom  26.Dezem- 
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ber  1838  und  die  Reglements  vom  8.  März  mtdlKt.  May  1839 
Die  Beibehaltung  des  ausschliesslicben  Einflusses  der  Domä^ 
nen-Kammer  auf  den  ihrer  Verwaltung  untergebenen  Theil 
des  Staatseigen tbums,  scheint  (nach  dem  Minist.-Schrbn.  vom 
1.  Februar  1849  die  künftige  Organisation  der  Verwahung 
betreffend)  auch  in  den  Absichten  des  jetzigen  Regierungs- 
systems zu  liegen* 

Das  Domanium  (z.  v.  die  Verhandlungen  der  Landstände 
im  Jahre  1850,  I.  Kammer  am  8.  Juny  ff.,  IL  Kammer' am 
5.  Juny  ff.)  hat  einen  Grundbesitz  von  1,248730  Morgen,  mit- 
bin gehören  demselben  15,41  Vo  der  gesammten  b^nnUen 
Grundfläche  des  Königreichs;  davon  sind  783079  Morgen 
(nach  Drechsler  nur  753966  ohne  die  Harzforsten)  Forstgrund. 
Zu  120  HauptpachiungM  gehörten  im  Jahre  1850:  149511  Mor- 
gen und  da  die  Pachtsumme  371S63  Thlr.  betrug,  so  kamen 
^  im  Durchschnitt  auf  einen  Morgen  2,48  Thlr.;  wogegen  316140 
Morgen  einzeln  verpachtete  oder  sonst  benutzte  Domanial- 
Grundstücke  312567  Thlr.,  also  jeder  Morgen  ^durchschnittlich 
0,98  Thlr.  ertrug.  Im  Rechnungsjahre  1831/2  waren  72  Haupte 
Pachtungen  von  mehr  als  1000  Thlr.  Ertrag  vorhanden,  60 
über  500  und  75  unter  500  Thlr.  Paditerlrag;  von  welchen 
zusammengenommen  300300  Thlr.  Pachtgeld  aufkam.  Die 
Pachterträge  von  einzelnen  Grundstücken  waren  in  jenem 
Jahre  202800,  von  Zehnten  216600,  von  Mühlen  63000,  von 
Fischereien  2400,  von  Schäfereien  5200,  von  Brauereien  2700  Thlr. 
Die  Pachtgefälle -  Einnahme  war  also  1831/2.  793000  Thlr., 
1835/6 :  821694  Thlr.,  1836/7 :  822814  Thlr.,  1841/2: 788390  Thlr, 
1842/3:  773428  Thlr.,  1843/4:  772315Thlr.,  1844/5:  759447  Thlr., 
1845/6 :  757421  Thlr.,  1846/7 :  766319 Thlr.,  1850/1 :  789010Thlr., 
eine  Sunmie,  welche  (unter  Berücksichtigung  des  veränderten 
Münzfusses)  gegen  1831/2  um  37166  Thlr.  geringer  ist,  wenn 
man  den  erst  1850/1  in  Einnahme  gebrachten  Miethwerth  der 
forstdienst- Wohnungen  ausser  Berücksichtigung  lässt.  Diese 
Verminderung  trifft  fast  nur  die  Zehntpachlen,  (zum  kleinen 
Theile  die  Mühlen,  welche  allmählig  veräussert  werden)  welche 
in  Folge  der  Ablesungen  von  217000  auf  26000  Thlr.  ge- 
fallen sind.  Ohne  die  Zehntpachtgelder  stellt  die  Einnahme 
für  1831/2   sich  auf  576400,    für  1850/1    auf  752116  Thlr., 


woraus  eine  Vermehrong  (anter  Bertlcksichtigung  des  verän- 
derien  Hünzfosses)  von  159750  Thir.  sich  ergiebt 

Ueber  die  Ormdiäl%e  bei  B^Miwung  der  PtuMgegeHstände 
bat  Ubbeiobde  (a.  a.  Ö.  S.  26  ff.  und  36  ff.)  ausfiihrlich  sich 
aosgesprodiGn.  Sie  sind,  wie  ans  den  bekannten  Reglements 
sich  ergiebig  bis  anf  die  neuste  Zeit  im  Wesentlichen  unver- 
ändert geblieben;  nur  hatte  die  seit  1888  fast  unabhängig 
gestellte  Domänen- Kammer,  gar  kein  anderes  Interesse  mehr 
zu  berücksichtigen,  als  das  des  Domanium.  Die  dabei  ver- 
folgte einseilige  Richtung  hat  seit  dem  März  1818  zu  man- 
cherlei Klagen  Veranlassung  gegeben,  deren  theilweise  Ver- 
tretung die  Stände,  in  ihren  Vorträgen  vom  5.  Juny  1848  und 
25.  Jany  1850,  übernommen  haben.  Die  Ansichten,  welche 
namentlidi  über  die  demnächstige  Art  der  Renutzung  des 
Domanial- Grundbesitzes,  bei  Gelegenheit  der  Berathung  des 
Budgets  für  1850/1  vom  damaligen  Ministerhim  entwickelt  wur* 
den:  scheinen  die  Interessen  des  Staatsguts  und  der  Land- 
wirtbshaft  mit  den  Ansprüchen  der  Bevölkerung  in  ein  ange- 
messenes Verhältniss  zu  bringen. 

3.  Cmei^t  -  Ciinit4«ai. 
Auf  den  Unterschied  zwischen  den  eigentlichen  Zinsfrüch- 
ten  und  dem  in  den  Landes  -  Kommagazinen  (Reglement  vom 
21.  May  1830,  Ausschreiben  vom  O.April  1817  und  Instruktion 
vom  2.  April  1810)  niedergelegten  Getreide  einzugehen,  ist 
hier  nicht  der  Ort;  Ubbeiobde  a.  a.  0.  S.  46  ff  erörtert  die 
betreffenden  Verhältnisse  ausführlich.  Im  Jahre  1831/2  war 
der  SoUertrag  der  Zmsfrüchie:  605  Malter  V^eizen,  26066  Rok- 
ken,  10048  Gerste,  22303  Weisshafer,  7530  Menghafer,  5004 
Raahbafer,  6  Erbsen,  41  Bohnen,  50  Buchweizen,  13  RUbsa- 
men;  deren  Gesammtgeldwerth  (nach  der  Kammertaxe)  zu 
207122  ThIr.  berechnet  w^rde.  Die  Geldeinnahme  von  den 
Getreidegerällen  ist  angegeben  für:  1831/2  zu  220000  Thlr«, 
1835/6  zu  102870  ThIr.,  1836/7  zu  188484  ThIr.,  1841/2  zu 
107080  Thlr.,  1842/3  zu  243603  Thlr.,  1843/4  zu  180400  TMr., 
1844/5  zu  148431  Thlr.,  1845/6  zu  173370  Thlr.,  1846/7  zu 
221146  Thlr«,  1850/1  zu  08000  Thlr.  Das  Herabgehen  der  Ein- 
nahme im  letzten  Jahre  ist  Folge  der  Ablösungen;  der  be- 
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daoteade  Weohsei  m  tM  «Hm  Jahren  abar  rfihrt  von  den 
SchwaDkungen  der  Getreidepreiae  her,  indem  auch  der  im* 
varkauft  gebliebene  Vorratb  am  den  beelehenden  Preisen  ver- 
anschlagt wird. 

Am  1.  Dezember  1827  befinnden  sieb  in  15  Lamdirnntigm 
AMM»  34737  Malter  Früchte,  deren  Krimpfinaaase  im  jährlichen 
Durchschnitt  V«  Vo  betrug;  die  Verwaltungskoslett  berechneten 
sich  für  1  Malter  (von  6  Hin^nen ,  Rocken  zu  96  ggr.  Kuuner- 
laxe)  durchschnittlich  auf  4%  ggr.  oder  auf  4,34  %. 

4.  jQo^ria;  -  <CHmal)mni. 

Uttter  den  in  obiger  Tafel  einzeln  verzeichneten  Arten 
der  Hoheitseinnabmen,  ist  die  Abnahme  an  Wege-»  vnd  Brükr 
keageldem  durch  Uebergang  der  in  den  CbausseeÜMen  bele- 
genen Brücken  an  die  Wegebauverwaltung  erläutert.  Die 
Abgaben  vom  Handel  und  Gewerbe  sind  grösstentheils  Zah^ 
lungen  für  die  Beleihung  mit  dem  Rechte  des  Betriebes  von 
Musik,  Viehverschnitt  u.  &  w.  Ein  Ausfall  von  40  bis  50000  Thir. 
ist  durch  die  Aufhebung  des  Häuslings-,  Schutz-  und  Dienst 
geldes  entstanden.  Die  schutzherrlichen  Abgaben  wurden 
schon  durch  Gesetz  vom  8.  May  1838.  aufgehoben,  die  guts- 
und  dienstherrlicben  Leistungen  durch  Gesetz  vom  31.  July 
1848.  Zu  den  nutzbringenden  Hobeitsrechten  gehören  noch 
die  unten  besonders  verrechneten  Wasserzölle,  Posten,  Lot« 
terien,  lateH^enzzwang  nnd  Abgaben  vom  Bergbau. 

5.  if tß  -  Ctimii^mni. 

Der  Flächengehalt  der  Domanial  -  Forsten  (ohne  die  mit 
dem  Berwerkshausbalte  verbundenen  Harzforsten)  war  im 
Jahre  1881/2:  1,034778  Morgen  (nit  den  AtUejMmeAsn 
Kk)Sterfbvsteo).  1836/7:  845684  Morgen  von  120  Q  R-;  183<]yl : 
914073  Morgen,  wovcm  etwa  Va  also  über  300000  Morgen  in 
Blossen;  1838:  920546  Morgen;  1850:  wie  oben  angegeben 
nur  noch  753966  Morgen.  Diese  Abnahme  ist  theils  den 
Grösseoberichtigungen  durch  genauere  Vermessung,  tbeils  der 
V«räossening  einzelner  unvortheilfaaAer  Theile,  vonügiich  aber 
den  Theilungen  und  den  Abfindongen  von  Mitberechtigten 
zuzuschreiben. 
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Die  JtiiiBWWiilwü  vo» 4eD  SoaMMii^oralm  war :  IMI/I: 
4U000  Thlr.,  1835/6:  S86960  Thir.,  iB%%/1l:  3§14d!7  Thir., 
1MI/B:4M6M«IUr.,lM0^:498Oa4Thlr.,  184%/4:  4»Ti8»Thlr., 
1844/5: 526209  Thlr,  1845/6 :  532207  Thlr,  1846/7 :  5«8tt»Tblr., 
ISM/l :  ifirroo#Thlr.,  die  eiinehienBdsCaiidibeileergvbtn  sieh  aiib 
obiger  Tafel.  Ausserdem  sind  bis  zum  1.  July  1849  von  auBteror- 
dmiäöhen  HekiMrkä^em  50&406  Thir.  aufgekomaiM,  wovon  je- 
lookbisdahinaoboa  446416  Thir.  wieder  auegegeben  waren  (Akt 
Slöcke.  1849/M  L  Nr«  99)  und  zwar  fbr  EinpoMenHigeii  t«» 
Seeanwüchaen  186737,  für  aoaaerordeftilicfae  ForsUcultaren 
261 833,  fiir  soosltge  ausserordentliohe  Kulturen  und  Anlagen 
6t6t,  an  beranabezahlten  Holzbesiaadgeldem  11007,  an  Vor- 
Schüssen  11177  Thir.  Seit  1.  My  1848  wird  Über  diese 
EiimshiDea  und  Ausgaben  eine  iroin  Doroanial-Ablö8ung»«Foiid» 
getrennte  Reelinaoggdbbrt(Akt.-^tüokel848Nr.244).  Drtck^ 
tet  bereehnel  von  einem  DurohitcbmUemorgefi  den  jetaigM 
Bsfaortrag  zu  23  Ggr.  7  P%.  und  erwartet,  dass  derselbe  in 
Zekmft  auf  1  Thln  16  Ggr.  4  Pfg.  steigen  werde.  Die  Ksr^ 
mwUmmgM  ^  Aasgaben  beiragen  (ohne  AwredintMig  der  Arbeits^ 
koetan)  31  V«  ^^  Matenalwerths,  sflmmtlicbe  Gewinnungs*- 
kosten  aber  etwa  53  Vo. 

Die  Haopteinnahme  vom  Forstgrunde  ist  der  Hohertrag, 
iesaen  ordenüidie  Nutzung  von  1821  bis  1831  zwischen  IM 
imd  IMOdO  Klafter  von  144  Kub.-Fuss  Gehah  jährlich ,  ge- 
sdiwankt  bat  Yen  den  176168  Klaftern  oder  t6,368lM  K«^ 
bflc-'Fass  des  Jahrs  1830/1 :  kamen  aof  Bau-  und  Nuts-Hdt 
2,160943  Kub.-Fu8s.  auf  Klafter-Hob  134006  Klafter,  a«f 
Waaa-Hdz  (das  Schock  m  V«  Kla*er)  48492  halbe  »lifter. 

Der  Brfnif  war  von  1  Motten  dwohsefanittKch,  (Klafter 
▼oa  144  Kob.^i'QSs)  im  OberforatanU  -  Besirkel  1)  WkMMm 
0,5«3,  2)  Götüngen  0,313.  3)  Kaienberg  0,270,  4)  Gelle  0,1OT, 
5)  OsDabriick  0,139.  6)  Lüneburg  0,130,  7)  Bremen  0,085, 
8)  Ih>ya  0,084,  im  ganzen  Lande  0,192. 

Von  dieser  Bokmasse  erhielten  thmalt : 

1)  die  Berechtigten,  Interessenten  u.  s.  w* 

2)  die  Depntatisten  (Fcrstbediente,  Beamte,  Geistliche  etc.)  und 
ff)  die  PSchter  layt  Kenirafcls,   die   ilraen    xuliommendeft 

Quantitälen ;  sodann  wwde  davon 


4)  dag  Baa  -  und  Nutzholx  m  harreoha&lichein  Behuf  ge* 
nommen,  ferner 

5)  ein  bedeatender  Theil  zu  Untersitttzaogen  verwandt  und 
endlich 

6)  der  Rest  roeistbietend  oder  anob  unter  der  Hand  ver-^ 
kauft. 

Im  Bremenschen.  Verdenscben,  Hildeeheiaaschen ,  Osimk 
brtickschen,  auf  dem  Eicbsfelde,  im  Fürstentbume  Odtfrieshad 
und  in  der  NiedergraGschaft  Lingen,  finden  fiist  gar  keine, 
oder  doch  nur  unbedeutende  Holzberechligungen  Statt,  in  den 
älteren  Provinzen  und  namentlich  im  Kalenbei^icbeQ  und 
Göttingenschen  sind  sie  dagegen  höchst  bedeutend  *-  Ob- 
wohl die  Berechtigten  gegenwärtig,  und  so  lange  bis  die  be- 
lasteten Forsten  wieder  im  Stande  sind,  die  volle  Bereditigufig 
2u  tragen,  sich  an  manchen  Orten  Abzüge  an  dem  ihnen  zu* 
kommenden  Bau-,  Nutz-  und  Brennholze  gefallen  lassen 
müssen*,  erfordern  doch  diese  Berechtigungen  bedeutende  Ab-» 
giften  und  zwar  früher  durchschnittlich  jährlich  etwa  31000. 
Klafter.  Die  Berechügungstaxe  ist  im  grossen  Durcfaschfiiti 
nur  Vi6  bis  Vit  des  wahren  Holzwerlhs.  Wenn  gleich  das 
überschiessende  Holz  in  der  Regel  meistbietend  verkauft  wird 
so  giebt  man  doch  auch  ansehnliche  Mengen,  namentlich  Bau- 
nnd  Nutzholz,  durch  Verkauf  unter  der  Hand  ab.  Einen 
eigentlichen  Holzhandel  treibt  der  Staat  nicht  und  auch  die 
Theerschwelereieut  Kohlenbrennereien  u.  s.  w.  (mit  Ausnahme 
der  mit  dem  Hüttenwesen  in  Verbindung  stehenden)  sind  in 
den  Händen  von  Privatpersonen. 

Das  Far$i'VerwaUmg$'Beglemeni  vom  18.  April  1823  ist^ 
in  Folge  der  Veränderungen  bei  der  Domanial  -  Verwaltung 
überhaupt,  durch  ein  Reglement  vom  20.  Oktober  1842  ersetzt; 
welchem  eine  Instruktion  vom  16.  Januar  1843  nachfolgte. 
Viele  Bestimmungen  auch  dieses  Reglements  sind  durch  die 
in  den  Jahren  1848  und  1840  geschehene  Neugestaltung  dieses 
Dienstzweiges  abgeändert;  z.  v.  die  Verordnungen:  wegen 
Aufhebung  der  Ober-Forstämter  vom  19.  August  und  10.  De- 
zember 1848;  über  Anstellung  und  Beförderung  der  Doma- 
nial*Foratbeamten  vom  12.  Juny  1849;  über  die  Prüfung  der 
Forstkandidaten    und    Forstbeamten    vom    10.  August  1849, 
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Vor  dem  Ersdieinen  dieser  Verordnungen  bescbäftigte  sich 
die  Presse  mit  dem  bisherigeD  Zustande  und  den  wünschens- 
wertben  Verbesserungen  sehr  lebhaft.  Eine  leidenschaftslose 
Darstellung  dieser  Art  enthält  die  Flugschrift:  Einige  Bemer- 
kungen über  den  Zustand  und  die  Verbesserung  des  hanno- 
versdien  Forstwesens.  Von  einem  hannov.  Forstbeamten. 
Göttingen  1848.  Die  besonders  wichtige  Schrift  von  Dreduler 
ist  bereits  mehrfach  erwähnt 

In  Beziehung  auf  die  Einwirkung  der  Staatsverwaltung 
auf  die  Forsten  der  Oememden^  Korporationen  und  Prioaten  ist 
zu  bemerken,  dass  das  Reglement  vom  18.  April  1833  die 
polizeiliche  Oberaufsicht  den  Landdrosteien  beilegt,  welchen 
sie  auch  durch  die  Verordnung  vom  8.  März  1839  belassen 
ist.  Ungeachtet  einzelner  Klagen,  kann  doch  im  Allgemeinen 
behauptet  werden,  dass  die  Binwiricung  der  Landdrosteien  sich 
nützlich  erwiesen  hat  und  es  ist  nur  zu  bedauern,  dass  diese 
so  wie  manche  andere  Verhältnisse  im  Forstwesen,  nichi  ge- 
9et%Uch  geordnet  sind,  was  in  andern  Staaten  geshehen  ist; 
weil  dabei  sowohl  Privatrechte  als  finanzielle  Interessen  des 
Staats  in  Frage  kommen. 

Ein  Forst '  Sirafgeseh ,  an  dem  fast  zwanzig  Jahre  lang 
gearbeitet  war,  ist  unter  dem  25.  May  1847  erlassen;  Gesetze 
fiber  den  Wildschaden  am  21.  July,  Über  die  polizeiliche  Be- 
strafung des  Wilddiebstahls  am  25.  August  1848;  ein  Gesetz 
über  die  Auftiebung  des  Jagdrechis  auf  ft-emdem  Grund  und 
Boden  und  Ausübung  der  Jagd,  unter  dem  22.  July  1850  mit 
Ausfiihrungs- Verordnung  vom  31.  July  1850. 

Die  Einnahme  von  Sportein  und  Accidenzien,  welche  in 
den  letzten  Jahren  vor  der  Kassen  -  Vereinigung  nur  etwa 
120000  Thir.  betrug,  hat  sich  bis  über  200000  Thlr.  geho- 
ben; vorzügficb  als  Folge  der  allmähKg  immer  allgemeiner 
werdenden  Setzung  der  Beamten  auf  feste  Besoldung  gegen 
Einziebang  der  Sportein  zur  Kasse.  In  nensOer  Zeit  aber  ist 
eme  Verminderung  eingetreten,  durch  Abnahme  der  schrift- 
Ueben  Prozesse  bei  den  Aemtern  und  die  Verringerung  wird 
wahfBdieinlich  durch  das  öflfenlKche  gericbtUidie  VerfieJiren 
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noeh  gottfdtrt  werdeo.  Eia  Theil  dar  Bi&iiahme  besteht  au6 
s.  g.  Fisei^  and  Prozem-' Geldern,  wiilche  (haoplssUMick  bei 
VerkinlbQ  and  Verpftchtüogen)  neben  dem  Kattf«*  oder  P&ehl^ 
gelde  eimud  erhoben  ivnerdeii. 

66)  Ehmahme  van  den  direkttn  Steuetir» 

Schon  unter  dem  12.  Februar  1817  übersandte  die  prov. 
Staude -Vers*  dem  Ministerium  mehrere  Berichte  und  Pläne 
behuf  Veranlagung  einer  neuen  allgemeinen  Grundsteuer  (Ak- 
tenstücke III.  S.  357  bis  413).  Bei  den  sodann  Statt  finden- 
den Verbandlungen  stellte  sich  heraus,  dass  die  Forterhebung 
der  alten  Abgaben  von  Grund  und  Boden  neben  den  übrigen 
neuen  Steuern  und  neben  den  gutsherrlichen  Grundlaslen  zu 
drückend  seyn  würde.  Auch  über  eine  einsHoeUige  Grund- 
besteuerung war  in  den  Ständen  keine  Einigung  zu  erzielen, 
sie  überliessen  deshalb  die  desfallsigen  Anordnungen  der  Re- 
gierung, welche  entsprechende  Verordnungen  unter  dem  22.  July 
1817  verkündete  und  diese  auf  Antrag  der  Stände  für  1818 
verlängerte,  durch  Gesetz  vom  5.  Januar  1818.  Dem  IL  allg. 
Landtage  legte  die  Regierung  in  den  Schreiben  vom  28.  De- 
zember 1819  und  5.  Dezember  1820  (Aktenstücke  IL  Hefte 
9 — 14)  ihre  Ansichten  über  eine  künftige  allg.  Grundsteuer 
und  ihre  Anträge  wegen  einstweiliger  Beibehaltung  des  Pro- 
visoriums von  1817  vor,  welches  Letztere  auch  im  Wesent- 
lichen, bis  zum  Beginn  der  Bebung  der  neuen  Grundsteuer 
am  1.  July  1826,  in  Geltung  geblieben  ist.  Nach  vielfachen 
Streitigkeiten  zwisohen  baideo  Kammern,  zu  deren  Schlich- 
tung sogar  von  dem  selten  benutzten  Auskunftsmittel  der  Erbit- 
tung landesherrlicher  Kommissarien  Gebrauch  gemacht  wurde, 
erklärten  Stände  unter  dem  18.  May  1822  (Aktenstücke  in. 
480,  480  ff),  dass  sie  nunmehr  sich  geeinigt  hätten:  vom 
1.  July  1823  an 

1.  die  Gnindeteuer  nach  dem  beigefi%teo  Geeelze  gom  Be- 
trage von  lyU««09  Thir., 

jk  die  BänMBBteaer  *adi  dem  beigefüglet  fifttwnrfe 
Beimge  ^ob  MOOO  Thlr., 
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$.  dea  Mahl-  nad  Scfaiadit -  Uzent  in  bisberiger  Weee  «n- 

Yerändert 
eriieben  lu  iasseii.    Hierwif  erging  das  Gesetx  vom  9/Aogfist 
1822,  wodurch  die  Vermlagmgs-GrwndiäiMe  fe9ige«lclk  w^den. 

Das  Ministerium  machte  nunoiebr  jährlich  den  Ständen 
Miüheilang  ober  das  Fortschreiten ,  des  Oeschafts,  und  so  geht 
beispielsweise  aus  dem  Schreiben  vom  2.  April  182^  (Akten- 
stücke VL  S.  333)  hervor : 

9,daM  die  geoMetriscbe  Uekerschlafiu^y  4ie  Revfiiott  and  Bl^rtektf- 
yygung  der  Taxen  und  die  Unttreochang  derfteklAinatiMfB  im  gaasMi 
^K5nigreiclie  beendiget  war»  dass  die  Matter-RoUen  für  aJJe  Gemein- 
,,den  bis  sor  wlrkilclien  Eintragung  dee  Steuer-Kapitals  und  der  dar- 
,^uieh  sodanu  su  berechnenden  Steuer  vollendet  waren  und  dass  den- 
yjselben  eine  Einrfolitung  gegeben  war,  welehe  nicht  allein  die  Snbre^ 
yypartMoB  und  Erhebong  der  ateatr  weseatUcb  erleiektern,  aonden 
^yaach  daiu  beitragen  werde ,  denselbeB  niefat  aUein  für  daa  Zweek 
^der  Steuer -Administration,  sondern  auch  in  mehrfkchen  midam  Be- 
,^iebnngen  einen  grossen  und  dauernden  Werth  zu  geben  ^  da  die 
y^Messmanuale  die  GrOsse  und  Belegenheit  jedes  Grundstücks  in  ihrer 
^^Refkenfolge  nachweiseB,  während  dieseU^en  in  den  Hutter-RoUen  unter 
^em  Namen  Jedes  BUsiteers  «j^ieU  zdüumiengestellt  sind«^ 

Ans  einem  Schreiben  der  Stände  vom  25.  May  182i  (Ak- 
tenstücke VL  621^)  ei^elli,  dass  abermals,  Über  die  von  dea 
Provinziid-Landschaften  verlangten  Aendemngen  in  der  Gnmd^ 
Steuer- Vertheilung  u.  s.  w. ,  ein  erbitterter  Streit  unter  beiden 
Kammern  Entstanden  war,  der  begreiflich  wiederum  in  die 
Hand  der  Regierung  die  Eafscbeidong  legte  (&  v.  Minist  Scbfb. 
vom  23.  Januar  1826  ao  die  HL  allg.  Stände -Yen.,  Aklea- 
Stöcke  I.  57—91  und  Ständisches  Sebrb.  vom  2t.  April  IBM, 
I.  390).  Ausserdem  brachte  durch  Scbrb.  vom  8.  April  lB2i 
(I.  179)  das  Ministerium  die  EnUfMdigmg  de$  D&mtmkm  fär 
grmidsteoerähnliche  Abgaben  zur  Sprache  (suspendirte  Gefälle 
in  Ostfriesland,  Landschatz  in  Hadelo,  Herrenkom  im  Laade 
Wursten  u.  s.  w.),  deren  Aufhebung  die  neue  Grundsteuer 
nötbig  mache.  Die  ständische  Erwiederung  ist  v<im  21.  Wkn 
1827  und  es  verdient  erwähnt  zu  werden,  dass  ein  fiMÜ 
derartiger  Abgaben  noch  jetet  besteht,  obgleioh  sie  seit  16 
Jakren  fest  jede  Ständeversammhing  besdbältigt  hab«.  Im 
Jahre  M2$  eisobienen ,  unter  dem  8.  Juny  das  Gesetz  aber 
die  ErMnmg  der  allgemeinen  Grundsteuer  (mit  AbfladeraDgen 
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V4»i  6.  Jaly  1830);  so  wie  dds  Gesetz  über  die  Tür  vormalige 
Gnindsieuer  -  Befreiungen  aus  der  Landeskasse  zu  leistende 
EtäsdüUkgimgen  (mit  Nachtrag  vom  21.  Oktober  1834)  und 
am  29.  Juny  t82a  die  Verfügungen  über  deren  Verwaltung. 

Die  neue  Grundsteuer,  deren  zehnjährige  Vorarbeiten 
789586  Thir.  gekostet  hatten  (Aktenstücke  II.  187,  219,  310), 
wird  von  den  Gärten,  dem  Ackerlande,  den  Wiesen,  Wei- 
den, Fischteichen,  Torfmooren,  Forsten  und  den  als  Gärten 
zum  Grasschnitt,  zur  Weide  oder  Holzkultur  benutzten  Hof- 
plätzen entrichtet.  Behuf  der  Beschreibung  der  Steuer  muss- 
ten  die  Grundbesitzer  ihre  Grundstücke  angeben,  diese  wur- 
den dann  in  Klassen  vertheilt,  der  Rohertrag  dei*selben  ab- 
geschätzt und  davon  zur  Ausmittelung  des  Reinertrages  ein 
gewisser  Theil  Tür  Erzielungs-  und  Gewinnungskosten,  sowie 
die  durch  Sachverständige  abgeschätzten  gewöhnlichen  Deich- 
und  Sielkosten  abgesetzt. 

Da  die  angestellten  Probemessqngen  ergaben,  dass  der 
Flächengehalt  vielfach  nicht  richtig  angegeben  war,  so  wurde 
(nach  einer  Bekanntmachung  vom  20.  Juny  1828)  statt  einer 
allgemeinen  Landes- Vermessung ,  für  welche  man  weder  Zeit 
noch  Kosten  verwenden  wollte,  eine  geometrieche  Ueberschia- 
gung  des  Grundbesitzes,  namentlich  der  Ackerländerei  und 
der  Wiesen,  angeordnet 

Auf  die  auf  dem  Grundeigenthume  hallenden  Zehnt-, 
Heier-  und  ähnliche  Gefälle  vnirde  bei  der  Ausmittelung  des 
Reinertrages  keine  Rücksicht  genommen.  Es  kann  aber  der 
Grundbesitzer  wegen  des  Naturalzehntens  in  der^  Regel  von 
seinem  Zehntherm  eine  verhältnissmässige  Vergütung  der 
Grundsteuer  verlangen;  wogegen  sonstige  Abgaben  und  La- 
sten ,  die  auf  dem  steuerbaren  Grund  und  Boden  rohen ,  den 
Berechtigten  zu  einer  solchen  Konkurrenz  zur  Grundsteuer 
«beo  so  wenig  verpflichten,  wie  Kapitalien,  für  welche  der- 
selbe verpfimdet  ist.  Ein  Antrag  des  Ministeriums,  nach  wel- 
chem die  Gutsherrn  dieser  Abgaben  wegen  zur  Erleichterung 
der  Pflichtigen  eine  Steuer  übernehmen  sollten,  ist  bei  den 
Ständen  nicht  durchgegangen.  Zu  der  Grundsteuer  von  den 
Forsten  müssen  die  Holzberecfatigten  dem  Forsteigenthümer 
einen  Bdtrag  liefern. 
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Der  atlsgeinittelte  und  auf  Geld  berechnete  Reinertrag 
des  gesammtcn  Grundvermögens  des  Landes  macht  das  Steuer- 
kapital  aus ,  von  welchem  gewisse  Prozente  ah  Steuer  erlegt 
werden  müssen.  Die  durch Xlrundsteuer  aufzubringende  Summe 
wurdev  nämlich  Tür  das  ganze  Königreich  nach  sehr  schwie- 
rigen Verhandlungen  auf  1,350000  Thir.  festgestellt  und  da- 
nach berechnet,  dass  diese  Steuer  10 '/4  Prozent  des  Steuer- 
kapiials  betragen  müsse.  Nach  eben  diesem  Verhältnisse  ist 
die  Steuer  auf  die  einzelnen  Provinzen  vertheilt,  indem  es 
von  der  allgemeinen  Ständeversammlung,  besonders  der  Ver- 
waltung wegen,  für  wünschenswerlh  gehalten  wurde,  jeder 
Provinz  ein  für  alle  Mal  eine  von  ihr  aulzubringende  Steuer- 
i{uoie  aufzulegen. 

Unter  dem  12.  May  1834  machte  das  Ministerium  dem 
V.  allgemeinen  Landtage  Mitlheilungen  über  die  bisherigen 
Erträge  and  über  die  Zukunft  der  Grundsteuer  (Aktenstücke  II. 
95).    Daraus  ergiebt  sich  namentlich, 

.,daBs  diese  Steuer,  welche  für  den  Zeitraum  vom  1.  July  1826  bis 
^dahfs  1830  zu  jäkrHch  1,350000  TUr.  bewiUlgt  war,  seitdem  durch 
^firlMM  von  einem  Zehntel  der  ^cürergrundsteuer  (Gesetasammlnng 
„von  1830  9  S.  174,  weil  man  das  Ackerland  verUUtniasmisaiy  an 
„hoch  besteuert  glaubte  und  Ueberschuas  In  der  Generalsteaerkaase 
„war)  nur  noch  1,260000  Thlr.  Konv.  Nze.  betrug.  Ferner,  dass  aus- 
,yKr  den  Kemissionen  sehr  bedeutende  Ausdille  eingetreten  waren, 
„Indem,  in  Folge  der  Entscheidungen  über  die  gegen  die  Veranla- 
„gnng  erhobenen  Heklamationen ,  nicht  nur  die  wirklich  in  Hebung 
„gesetzte  Solleinnahnie  gegen  jene  Bewillignngs  -  Summen  bedeutend 
„vermindert  war ,  sondern  auch  die  vor  Abgabe  jener  Entscheldiuigen 
„gegen  dieselben  zu  viel  erhobenen  Betrage  lUr  den  ganzen  Zeitraum 
„seit  dem  1.  July  1826  hatten  erstattet  werden  müssen.  Danach  habe 
„die  BewUligungssumme   im  ganzen  Zeitraum  vom  1.  July  1626  bis 

„30.  Juny  1838  sich  Qberiiaupt  auf 9,180000  Thlr. 

„beüMifen.    Darauf  seyen  bis  zum  30.  Juny  1833  er* 

„lAMB 417129  Thlr. 

„baar  erhoben 8,728879     „ 

„am  30.  Juny  1833  rückständig  .    .         55208     „• 

9,201216  TUr. 
„Auf  die   haar  erhobenen  Summeu 
„waren  erstattet '    .    .       346369     „ 

„Nach  Absng  der  Erstattungen  also 

Re4eM  FiMis-Stitittik, 


*• 
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^^anf  die  bewiUig te  Sonme  aazareduieii 8,864847  TUr. 

^woBaek  bfe  zun  80.  Juny  1833  g^gen  die  bewillig- 

9,(eii  Smunei^eiii  AusfhU  sich  ergiebt  vod      .    .    .       3251&3  TUr« 

jykm  Schlüsse  trägt  das  Muästeriwn  darauf  an: 

1)  ,,die  an  der  Grundsteuer  bis  jetzt  ausgeflülen  und  bis  «um 
,,1.  JuJius  d.  J.  i^mer  ansfiülende  Snmaie  nickt  wieder  zu  ver- 
,,theilen^  sondern  niederzuschla^n ; 

2)  ,,die  g^esammte  Grundsteuer-Summe  zu  dem  Betrage  von  1,300000 
„Thlr.  Kour,  nach  gleichem  Verhältnisse  auf  das  ganze  K5nig- 
„reich  zu  vertheilen  und 

8)  „TOn  den  der  Verwaltung  vorbehaltenen  Berichtigungen  der 
^^Grundsteuer- Betrage /aus  dem  Grunde  der  Ertragsßhigkeitj 
y^  die  Zukunft  keine  Anwendung  mehr  zu  machen«^^ 

Die  Stände  gingen  in  ihrer  Erwiederung  vom  15.  Sep- 
tember 1834  (IL  797)  auf  diese  Vorschläge  im  Wesentlichen 
ein  und  so  erschien  das  denselben  entsprechende  Gesetz  vom 
21.  Oktober  1834,  womit  die  Grundsteuer  ihre  jetzige  Grund* 
läge  empfing.  In  den  nächsten  Jahre/i  beschäftigte  man  sich 
mit  der  ExenUions  -  Vergütung  (II.  202  und  80ii,  IV.  176  und 
518)  und  ein  Gesetz  über  die  Grundsteuer-ExemUons  -  Vergü- 
tungs-Kapitaiien  vom  21.  September  1836,  welches  Beschrän- 
kungen in  der  Verrügung  über  dieselben  aufhob;  war  das 
Ergebnisse  Die  Grundsteuer -Exemtions- Kommission  hat  mit 
dem  Schlüsse  des  Jahrs  1837  ihr  Geschäft  beendet;  das  den 
früher  Grundsteuerfreien  gezahlte  fntschädigungskapilal  be- 
läuft sich  auf  892472  Thir.,  wovon  222322  baar  abgezahlt 
sind  Ausserdem  war  für  das  Domanium  und  den  Harz  eine 
jährliche  Vergütung  von  21363  Thir.  ennitlelt  (was  in  Kapital 
534057  Thlr.  betragen  würde).  Als  Folge  der  Wiedervereini- 
gung der  Kassen  hat  die  desfallsige  Zahlung  aufgehört» 
wogegen  auch  die  Grundsteuer  vom  Domanium  mit  etwa 
98000  Thlr.  in  Absatz  gekommen  ist.  —  Erst  seit  Anfang 
1847  sind  noch  einige  auf  diese  Steuer  Einfluss  habende  Er- 
eignisse  eingetreten.  Zunächst  die,  durch  Aufhebung  der  Mahl- 
und  Schlackt-' Steuer  mittelst  Gesetzes  vom  21.  März  1847 
(z.  v.  Aktenstücke  der  VIII.  Stde,-Vers.  3.  Diät  S.  839,  1277^ 
1446,  1565),  vom  1.  July  1848  an  in  den  früheren  Lizent- 
städten  eintretende  volle  Grund-  und  Häuser -Steuer;  wovon 
die  Folgen  in  einem  Minis(*-Schrbn.  vom  15.  May  1848(Nr.  199) 
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eniwidceli  sind.  Sodann  die  vom  Hinisterium  in  einem 
Schreiben  vom  13.  März  1849  und  dem  beigefügten  Gesetz- 
entwürfe beantragte  Enischädigmg  der  KinA^,  Schuim  und 
sonstigen  Biidungsanstalten ,  der  geistlichen  und  Schulstellen 
und  der  Pfarr  -  Witthümer ,  für  die  (durch  §.  8  des  Yerfas- 
sangs  -  Gesetzes  vom  5.  September  1848)  aufgehobene  Be- 
freiung von  der  Grundsteuer.  Bis  zur  Entscheidung  hierüber 
ist  Erhebung  der  Grundsteuer  von  derartigen  Grundstücken 
(33300  Thir.)  ausgesetzt;  die  Häusersteuer  dagegen  soll  vom 
1.  July  1850  an  erhoben  werden  (Bekanntmachung  vom 
M.  August  1850). 

Eine  zweckmässige  Vorschrift  ist  die  der  jährlich  einma- 
ligen Anmeldung  der  bei  Grundstücken  eingetretenen  BesUii' 
oder  EügenAumS'  Veränderungen,  mittelst  Minist.- Verfügung  vom 
tS.  August  1849;  anstatt  der  Anordnung  zweier  Termine, 
welche  das  Ausschreiben  vom  26.  April  1831  enthält.  Indes- 
sen dürften  die,  zur  in  Ordnung  Haltung  der  Messverzeich- 
nisse (s.  g*  Ueberschlagungs-Manuale)  und  Grundsteuer-Mutter- 
rollen bestehenden  Vorschriften,  überhaupt  Tür  diesen  Zweck 
nicht  ausreichen;  wie  man  denn  auch  ohne  Zweifel  in  dem 
jetzigen  Zustande  dieser  Rollen  bald  einen  dringenden  Be- 
weggrund zu  deren  Umschreibung  finden  wird. 

Den  Ertrag  der  bis  zum  1.  July  1826  bestandenen  Ab- 
gaben von  Grund  und  Boden  berechnet  Ubbelohde  (a.  a.  O. 
S.  226)  auf  etwa  1,296000  Thlr.,  Kassen  -  Münze,  worunter 
an  Zehnt-  und  Scheffel-Schatz  etwa  46000  Thlr.  Da  nun  die 
wMbänderUehe  Summe  der  jetzigen  Grundsteuer  (Gesetz  vom 
21.  Oktober  1834  §.  1)  1,300000  Thlr.  Kourant  ist,  so  erreicht 
diese  Abgabe  den  früheren  Betrag  nicht,  während  fast  alle 
sonstigen  Steuern  seit  jener  Zeit  eine  zum  Theil  bedeutende 
Erhöbung  erfahren  haben.  Streng  genommen  ferner  muss 
bei  einer  solchen  Vergleichung  die  nicht  mehr  erhobene  Grund- 
steuer vom  Domanialbesitz,  von  diesen  1,300000  Thlr.  mit 
96183  Thlr  abgerechnet;  auch  in  Berücksichtigung  gezogen 
werden,  dass  die  alte  Summe  von  1,296000  Tbir.  anf  nur 
einem  Theile  des  Grundbesitzes  ruhte.  Dann  wird  man 
'"selbst  unter  Anrechnung  eines  Theils  der  Häusersteuer)  zu 
dem  Schlosse  gelangen,   dass  das  vor   1826  grundabgaben- 

47* 
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Pflichtige  Grund^genthum  (natürlich  abgesehen  von  den  son- 
stigen abgelösten  Grund  lasten)  gegen  damals  jetzt  erleichtert 
ist.  Die  Grundsteuer  hat  (ohne  die  Domänengrundsteuer)  auf- 
gebracht im  Jahre  1847/8:  1,203243,  1848/9:  1,201273  Thir.; 
sie  ist  in  den  letzten  Jahren  im  Steigen  gewesen,  weil  die 
gesetzlich  zugestandenen  Fristen  von  Grundsteuer- Freiheiten 
bei  neuen  Kulturen  ablaufen.  Dann  isl  seit  dem  l.Julyl848 
die  Grundsteuer  der  früher  mahl-  und  schlachtsteuerpflichti- 
gen Städte  mit  etwa  10000  ThIr.  hinzu  getreten  und  die 
Grundsteuer  auch  des  bisher  befreiten  Kirchen-,  Schul-  u.  s.w. 
Grundbesitzes,  sollte  hinzukommen;  weshalb  der  Anschlag 
für  1850/1:  1,246400  ThIr.  oder  9,78  «o  aller  Rolieinnah- 
men  ist. 

Nach  einer  mündlichen  Mittheilung  dos  Berichtserstatlers 
der  Finanzkommission  in  II.  Kammer  am  9.  Hav  1848,  war 
die  Zahl  der  grundsteuerpflichtigen  Einheiten  282812  (zur 
Zeit  der  Veranlagung  nur  265629) ;  die  Zahl  der  Grundbesitzer 
aber  ist  geringer,  weil  viele  Personen  in  mehreren  Bollen 
vorkommen.    Von  jener  Zahl  leisteten  einen  Beitrag 

unter    20  ThIr.  271684 
von 
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Die  hannoversche  Grundsteuer  hat  ihre  grossen  Mängel, 
was  neben  dem  Verfahren  bei  der  Grössen-  und  Ertrags- Er- 
mittlung schon  eine  fast  nothwendige  Folge  der  Art  ihrer 
Veranlagung  mit  einem  geringen  Personal  und  binnen  ver- 
hältnissmässig  kurzer  Zeit ,  war.  Die  spätem  mehrfachen  Un- 
tersuchungen und  Berichligungen  haben  zwar  zur  Beseitigung 
einzelner  Mängel  gedient,  wie  denn  auch  durch  die  Beschwerden 
der  Steuerpflichtigen,  Ueberlastungen  und  örtliche  Ungleichheiten 
beseitigt  sind.  Allein  die  grossen  Mängel  sind  geblieben  und  durch 
den  seit  1.  July  1830    eingetretenen   Absatz  >on  90000  ThIr. 
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an  der  Äckergrundsieuer  noch  vermehrt,  weil  ao  diesem  Er- 
lasse die  einzelnen  Provinzen  in  sehr  ungleichem  Maasse 
Theil  nahmen  (z.  v.  Ubbelohde  a.  a.  0.  S.  2122).  Dennoch 
ist  sehr  anzurathen  jede  Aenderung  des  jelzl  Bestehenden, 
mindestens  zu  vertagen;  um  den  kaum  entschlafenen  Hcuier 
nicht  wieder  zu  erwecken,  um  nicht  das  ganze  System  der 
Besteuerung  in  Frage  zu  stellen ,  um  nicht  den  Kredit  des 
Graodeigenthums  zu  erschüttern  und  um  nicht  einen  Kosten-' 
aufwand  zu  veranlassen ,  weicher  Verlegenheiten  bereiten 
könnte. 

Der  Nennwerth  der  Abgabe  ist  IOV4  7o  des  Äcmertrages, 
allein  dieses  allerdings  bei  einer  Menge  einzelner  Grundstücke 
zotreffende  Verhältnisse  stellt  sich  im  Allgemeinen  anders;  in- 
dem in  sehr  r4elen  Gegenden  und  bei  den  Wiesen  vielleicht 
allenthalben,  .der  örtliche  reine  Pacht werth  höher  ist,  als  der 
bei  der  Veranlagung  -der  Steuer  angenommene  Reinertrag. 
Dies  ist  ein  Umstand  der  bei  der  Vergleichung  dieser  Steuer- 
last mit  andern  Steuerarten,  nicht  übersehen  werden  darf. 

2.  jQAufrr-ffteurr. 

Der  in  den  Gebäuden  befindliche  Theil  des  Volksvermö- 
gens ist  so  bedeutend,  dass  man  schon  bei  der  alten  Kontri- 
bution in  mehreren  Landestheilen  dieselben  zum  Gegenstande 
der  Beitragslast  machte  und  dass  die  Regierung  schon  unter 
dem  24.  May  1821  dem  II.  allgemeinen  Landtage  einen  ent- 
sprechenden Gesetzentwurf  vorlegte  (Aktenstücke  11.  349),  aus 
welchen  das  Gesetz  vom  20.  Dezember  1822  hervorging.  Die 
Häusersteuer  wurde  mit  der  neuen  Grundsteuer  in  genaue 
Verbindung  gebracht  und  mit  jährlich  etwa  50000  Thir.  be- 
willigt. Nähere  Bestimmungen  über  deren  wirkliche  Einfuh. 
nutg  und  Erhebung  vom  1.  July  1826  an.  erfolgten  durch 
Gesetz  vom  3.  July  1826.  In  einem  Schreiben  vom  12.  May 
183t  (Aktenstüpke  V.  Landtg.  H.  114  und  954)  beantragte  das 
Ministerium  eine  anderweite  Bestimmung  der  Steuer;  so  dass 
an  die  Stelle  der  Prozentsätze  des  Steuerkapilals ,  (4  %  des 
reinen  Miethwerths)  Eintheilung  in  Klassen  mit  festen  Sätzen, 
treten  sollten :  unter  Beibehaltung  der  bisherigen  Grundsätze 
der  Besteuerung.     Demgemäss    bestimmt    das    Gesetz   vom 
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21.  Oktober  1834,  dass  die  Häusersteuer  in  Kourant  betragen 

soll,  vom  1.  Januar  1835  an: 

von  Häosem  zu  150  Thir.  Kapital werth  und  darunter 

jährlich 5  Ggr. 

^         „        „   151      n     bis  250  ThIr.  Kapitalwertb 

jährlich    .    .  40    ^ 

„    501       „      „  1000     „  y,     1  Thlr.  16    „ 

und  von  Häusern  vom  höheren  Kapitalwerthe 

für  jede  500  Thlr.  desselben  jährlich    .    .  20    ^ 

jedoch  der  höchste  Häusersteuer-Satz  nicht  mehr  als  20  Thlr. 
jährlich. 

Im  Jahre  1832  war  die  Zahl  der  be$teuertm  Wohngebäwky 
mit  Ausnahme  des  steuerfreien  Harzes  197346,  welche  52163  Thlr. 
Konv.  Mze.  Steuer  lieferten.  Die  Versicherungssumme  aller  Ge- 
bäude (ohne  den  Harz)  war  im  Jahre  1830  etwa  140,400000  Thlr. 
Für  das  Rechnungsjahr  1850/1  ist  die  Häusersteuer  (ohne  die 
Steuer  von  den  Domanialgebäuden)  zu  167500  Thlr.  veran- 
schlagt und  die  Zahl  der  Häuser  (ohne  den  ausgenommenen 
Harz)  ist  252576,  wie  aus  den  mündlichen  Angaben  des  Be- 
richterstatters der  Finanzkommission  in  II.  Kammer  amlO.Juny 
1850  erhellt.  Schon  im  Jahre  1835/6  war,  in  Folge  des  Ge- 
setzes vom  21.  Oktober  1834,  der  Steuerertrag  112123  Thlr., 
im  Jahre  1847/8:  124519  und  1848/9:  160555  Thlr.  Die 
letzte  Erhöhung  ist  durch  die  obenerwähnte  Herbeiziehung 
der  Lizentstädte  seit  1.  July  1848  bewirkt  (z.  v.  Minist.-Schrb« 
vom  15.  May  1848,  Aktenstücke  S.  967);  die  Steigerung  im 
neusten  Voranschlag  durch  die  Aufhebung  der  Befreiung  von 
Geistlichkeit  und  Schulen  (Ausschreiben  vom  27.  August  1850). 

Die  Gesetzgebung  über  die  Häusersteuer  ist  im  Grund- 
sätze so  mangelhaft  und  in  ihrer  jetzigen  Gestalt  so  verworren, 
dass  die  Landstände  deren  Verbesserung  beantragt  haben. 

8.  yrrfünlii^e  littktt  Situtxn, 

Unter  dem  24.  May  1821  legte  die  Regierung  dem  IL  Land- 
tage einen  Gesetzentwurf  zur  Einfuhrung  einer  Besoldungs- 
und Gewerbe-Steuer  vor,  welcher  an  die  Stelle  des  Einkom- 
mensteuergesetzes  vom  22.   July   1817   treten  sollte  (Akten- 
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Stöcke  IL  353).     Die  Stände  nahmen  jedoch  den  GrandsaU 
an,  dass  die  Einkommensteuer  nicht  aufeuheben,  sondern  zu 
vervollständigen    und    mit  den  übrigen   direkten   Steuern  in 
Verbindung  zu  setzen  sei  (III.  418^68)  und  von  diesem  Ge- 
sichtspunkte ist  ihr  Gesetzentwurf  bearbeitet.     Das  entspre- 
chende Gesetz  vom  22,  July  1817  erlitt  in  den  Jahren  1825 
(Aktenstücke  VI.  37-112  und  531),   1831  (VI.  496-.506  und 
614)  und  1832  (Seite  236  und  567}  Abänderungen;  eine  gänz- 
liche Neugestaltung  aber  durch  Gesetz  vom  21.  Oktober  1834 
(Aktenstücke  des  V.  Landtags  II.  369—496  und  1008).    Auch 
diese  Bestimmungen  sollten  durch  eine  Regierungsvorlage  vom 
13.  May  1844   (Aktenstücke  11.  697-781   und  1092)  abgeän- 
dert werden,  jedoch  gelangten  Stände  dazu  nicht  und  als  die 
Vorschläge  unter  dem   24.  Februar  1846  wiederholt  wurden 
(Aktenstücke  III.  837),  erwiederte  die  Stände- Versammlung  am 
6.  August  1846^(111.  1401),  dass  beide  Kammern,  ungeachtet 
verstärkter  Konferenzen ,  über  zwei  Hauptpunkte :  den  Betrag 
der  Besoldungssteuer    und    die    damit    im    Zusammenhange 
stehende  Erwerbsteuer;    nicht  hätten    einig  werden  können. 
Dabei  ist  es  dann,  abgesehen   von  einzelnen  Erleichterungen^ 
bis  jetzt  verblieben  und  die  allerdings  in  mehrfacher  Hinsicht 
wönschenswerthe  Revision  steht  also  noch  bevor.  —  Die  per- 
sönlichen direkten   Abgaben  bilden   jetzt  8,24  Vo  des  Roh- 
und  14,17  %  des  Rein-Ertrages  aller  Abgaben;  auf  den  Kopf 
der  Bevölkerung  kommen  davon  durchschnittlich  fast  0,6  Thir. 
Die    Personen 'Steuer  hat    ertragen    im    Jahre:   1820/1: 
615000  ThIr.,    1828/9:    704000  ThIr..    1830/1:    688000  ThIr., 
1835/6:  770441  ThIr.,  1836/7:  769346 ThIr.,  1843/4  :  821094Thh-., 
1844/5:  804925  ThIr,  1845/6 :  801 649  ThIr.,  1846/7  :  800359  ThIr., 
1847/8:  804238  ThIr.,  1848/9 :  794864  ThIr.,  1850/1 :  796000  ThIr. 
(Anschlag).  Nach  den  mündlichen  Mittheilungen  des  Berichter- 
stalters  der  Finanzkommission    in  II.  Kammer  am   10.  Juny 
1850,    war   der   Soll  -  Ertrag   in    den   emselnen   Klassen  der 
Per9onen$teuer  (nach    Verbesserung   der   durch  die  mündliche 
Udi>erliefemng  veranlassten   Druckfehler  soweit  thunlich)  wie 
folgt: 
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» 

1845/6 

Personen- 

1848/9 

Prozent^ 

IHatse. 

• 

TA/r.  Kour. 

z(ihl. 

TA/r.  Kour. 

AntheiL 

i.    .    , 

2312 

47 

2466 

0,31 

2.    .    .    . 

3349 

86 

3093 

0,39 

3.    .    .    , 

7677 

389 

7800 

0,99 

4.    .    .    , 

9813 

465 

9348 

1,18 

5.    .     . 

7263 

435 

7142 

0,90 

6,    .     .     , 

18986 

1431 

19016 

2,41 

7.    .     . 

29918 

3135 

31447 

3,98 

8.    .     . 

78993 

10385 

77411 

9,79 

9.    .     .     , 

94999 

21616 

93123 

11,78 

10.    .     .     , 

116796 

38863 

1 14728 

14,51 

11.    .     .     , 

114770 

50302 

112701 

14,25 

12.    .     . 

328128 

329441 

311045 

39,51 

Zusammen     813004       456595  789320         100  — 

Im  Jahre  1845/6  hal  die  Zahl  der  zur  Steuer  beschrie- 
benen Personen  593345  beiragen,  wovon  475751  oder  80,18% 
zahlungsfähig  und  117594  oder  19,82  %  nicht  zahlungsfähig 
gewesen  sind.    Unter  den  Zahlungsfähigen  befanden  sich 


Zahl. 

Steuer- 

Fr«/.. 

Durch- 

betrag, 

Anth. 

schmUs- 
Betrag. 

Grundbesitzer   .    .    . 

82512 

225522 

28,10 

2,73 

Knechte   .    .    .    .    . 

77447 

78197 

9,74 

1,01 

Magde      

91473 

60982 

7,60 

0,67 

Tagelöhner  .... 

29971 

31625 

3,94 

1,05 

Iläuslinge      .... 

28200 

29875 

3,72 

1,06 

Gehülfen  und  Gesellen 

53189 

23895 

2,98 

0,45 

(Recbnungsfehler  ?; 

1 

Sonstige  Personen 

112959 

352402 

43,92 

3,12 

475751         802498       100  —        — 

Im  Jahre  1848/9  waren  583709  Personen  zu  dieser  Steuer 
beschrieben,  wovon  (wie  oben  nachgewiesen)  456595  oder 
78,23  Vo  zahlfähig  und  127114  oder  21.77  Vo  nicht  zahlfähig. 
Die  letzteren  vertheilen  sich  nach  den  einzelnen  Steuer^Direk-- 
tions-Beürken  dergestalt,  dass  von  allen  Pflichtigen,  zahlungs- 
unfähig waren,  in:  Göttingen  32  %.  Aurich  31,6  %,  Verden 
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29,e6  Vo,  Osnabrück  21  Vo,  Hannover  i8,SS  o/o,  Lüneburg 
18,33  %,  Celle  11J5  %.  Bin  merkwüi*diges  Zeagniss  für  die 
bei  Nichlkennem  so  verrufene  Lüneburger  Haide.  —  Von 
der  Bevölkerung  des  Jahres  1848  zahlten  33  »/^  Personen- 
steuer. 

Die  Gewerbe-Steuer,   welche   hinsichtlich   der  auswärtigen 
Handel'   und   Gewerbtreibendcn    einen   Zusatz  durch  Gesetz 
vom  29.  May  1844  erhallen  hat.   erhäng  jährlich  von  1822/5 
113  bis  116000  Thir.,  1825/31:    125  bis  128000  Thir.,  1835/6 
128507  Thir.,  1836/7  :  127861  Thir.,  1847/8: 1469 16  Thir.,  1848/9 
138175  Thir.,  1850/1  :  140000  Thir.  (Anschlag). 

Der   Antheil   der   einzelnen   Klassen   am  Erlrage   war  im 
Jahre : 

i845/6 
Klassen.  Thir.  Kour. 

1—5 4384 

6  ....     .         5751 

7  ....     .       14003 

8 18911 

9 20950 

10    ....     .  15104 

11  und  12 26869 

Ausser  den  Klassen    .    .  17100 

Von  Ausländern      .    .    .  18797 


iS48/9 

ProJienl' 

Thir. 

Antheil 

4679 

3,47 

7711 

5,72 

14189 

10,52 

18343 

13,60 

20020 

14,85 

14017 

10,39 

25990 

19,28 

16105 

11,94 

13794 

10,23 

141869         134848  100  — 

Die  Zahl  der  Sleuei*zahler  war  1848/9:  81958.  Der  Em- 
kornmen-Steuer  unterliegen,  nach  dem  Gesetze  vom  31.  Okio- 
ber 1834,  alle  Einkünfte  aus  Ländereien,  nutzniesslichon  Bc- 
rechligungen ,  Zehnten,  Zins-,  Meyer-  und  andern  gulsherrli- 
ehen  und  derartigen  Gefällen,  aus  Bergwerks-  und.  Salinen - 
Antheilen,  alle  Apanagen,  Renten  aller  Art,  alle  Einkünfle  von 
ausstehenden  Kapitalien,  es  mögen  solche  ablöslich  oder  nicht 
ablösKob,  im  In  -  oder  Auslande  belegt  seyn,  im  gleichen  alles 
sonstige  vererbliche  Einkoromen;  —  insofern  diese  Einkünfte 
nicht  schon  durch  die  Besoldungssteuer,  die  Gewerbesteuer, 
oder  durch  die  Grund  -  und  Häuser  -  Steuer  vnnMelbar  und 
in  der  Art  getroffen  werden,  dass  diese  Steuern  den  Einkam- 
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iMafi«l0iier-Pfliditigen  $elb$t  zur  Last  fallen.  Befreit  sind  Fremde 
von  auswärtigem  Einkommen,  die  Einkünfte  der  einländischen 
geistlichen  und  milden  Stiftungen  u.  s.  w.  Von  dem  wirklichen 
Betrage  des  Einkommens  im  letztverflossenen  Kalendeijahre 
-—  nach  Absatz  der  von  den  Steuerpflichtigen  zu  entrichten- 
den Zinsen  ihrer  Passivkapitalien,  Witthümer  und  Apanagen 
(ohne  irgend  sonstige  Abzüge) ,  —  sind  durchgehends  2V«  % 
jährlich  (bis  1B35  nur  iys%)  Steuer  zu  bezahlen;  jedoch 
sind  150  Thlr.  Kour.  als  steuerfrei  abzuziehen.  Der  Ertrag 
der  Einkommensteuer  war  bis  1835  jährlich  nur  2^  bis  26000  Thlr., 
1835/e:  30646  Thlr.,  1836/7:  29934  Thlr.,  1843/4:  30550  Thlr., 
1844/5:  29924  Thlr,  1845/6:  29627  Thlr.,  1846/7:  30674  Thlr-, 
1847/8:  31237  Thlr.,  1848/9:  31210  Thlr.  Im  Jahre  1845/6 
zahlten  3354  Personen  diese  Steuer,  wovon  Va  im  Direktions- 
bezirke Hannover  wohnten.    Davon 

Angestellte  ....      9450  Thlr.    32,20  Przl.-Anlh. 

Gewerbetreibende    .      3060     „       10,43         „ 
Grundbesitzer.    .    .      1914     v»         6,52         „ 

Sonstige 14922      ^        50,85  ^ 

29347  Thlr.  100 
Im  Jahre  1848/9  war  die  Gesammtzahl  der  Steuerzahler 
3458.  Von  den  Ausstellungen,  welche  man  mit  Recht  an  den 
jetzigen  Bestimmungen  über  die  persönlichen  direkten  Steuern 
macht,  treffen  die  mehrsten  die  Einkommenssteuer,  welche 
allerdings  ihren  Zweck  gar  nicht  erfüllt,  denn  sie  liefert  weder 
einen  angemessenen  Ertrag,  noch  ist  sie  ein  Mittel  zur  gleichen 
Vertheilung  der  Staatslasten.  Sie  führt  sogar  indirekt  noch 
manche  Nachtheile  herbei,  z.  B.,  dass  sie  die  Einfuhrung  einer 
wirklichen  Besteuerung  des  Einkommens  verhindert  oder  ver- 
zögert, dass  sie  die  unvermeidliche  Besoldungssteuer  unver- 
hältnissmässig  drückend  m£^cht,  dass  sie  die  Entsittlichung  un(er 
den  wohlhabenderen  Klassen  ebenso  fördert,  wie  der  Schmug- 
gel unter  den  Aermeren  u.  s.  w.  Die  Regierung  wird  aläo 
nicht  umhin  können,  zur  Heranziehung  des  unbesleuerten  Ein- 
kommens zu  den  Staatslasten,  ähnliche  Mittel  vorzuschlagen, 
wie  in  andern  grösseren  Staaten  mit  Erfolg  angewendet  sind. 
Die  Besoldungs'Sieuer  muss,  auf  Grund  des  Gesetzes  vom 
31.  Oktober  1834,  von  jeder  Art  Einnahme  von  einem  Amte, 
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Dienste  (mit  Ausnahme  derartiger  BimaluiieQ  der  Militärs  bis 
zum  wirkKchen  HanpUnann  ond  aller  sonstigen  Eionahmen 
Ton  weniger  als  100  Thir.  jährlich)  Pfründe,  Pension,  Kunst, 
Wissensdiafl  u.  dergL  entrichtet  werden.  Nach  dem  Roh- 
ertrage  dieser  Einkünfte  werden  die  Steuerpflichtigen  in  10 
Klassen  veriheilt  und  müssen  dort  von  %  bis  3  %  Steuer 
jährlich  entrichten.  Bis  1B35  waren  200  ThIr«  frei  und  die 
Steoer  stieg  in  nur  drei  Klassen  von  y«  bis  i'/t  V«-  Ihr  £r- 
trag  war  bis  zu  der  jetzigen  Gesetzgebung  zwischen  36  und 
38000  Thlr.;  dagegen  schon  im  Jahre  1835/6:  67525  Tbir., 
1836/7:  67970  Thlr-,  1843/4:  72446  Thlr.,  184^6:  73797  Thlr., 
1845/6:  74620  Thlr.,  1846/7:  76072  Thlr.,  1847/8:  80227  Thlr.» 
1848/9:  81010  Thlr.,  1850/1:  81200  Thlr. 

Nach  den  Solletats  für  1845/6  haben  beizutragen  gt^habt 
16609  Personen  und*zwar 

12529  Angestellte 64793  Thlr. 

4080  Sonstige 6399     ^ 

Im  Jahre  1848/9;  17548  Personen. 

cc)  Ekmahme  ton  indirekten  Abgaben, 

Der  in  der  oben  mitgetbeilten  Tafel  nach  den  Staats- 
redinungen  gemachte  Unterschied  zwischen  ein$eiiigen  und  den 
nrit  den  übrigen  Steuervereins-Staaten  (Oldenburg,  Schaumburg- 
Lippe  und  Theile  von  Braunschweig  und  Preussen)  gemein- 
MapHchen  indirekten  Abgaben,  beginnt  seit  dem  Jahre  1834. 
Von  H(mnaver  allein  bezogen  werden  jetzt:  die  Stempelsteuer 
(seit  1.  Januar  1850  unter  die  Verwaltung  der  indirekten 
Steuern  gestellt),  die  Salzsteuer,  die  Zettel  - ,  Blei  -  und  Siegel- 
Gebühren  5000  Thlr. ;  die  fixirten  indirekten  Abgaben  6000  Thlr«, 
von  den  Freihafen  Harburg  mit  6018  und  Geestemünde  mit 
155  Einwohnern,  ferner  vom  Amte  Wilhelmsburg  mit  der 
Voigtei  Neuhot  von  der  Voigtei  Kirchwerder ,  von  den  Eibin- 
sein:  Alten werder,  Finken werder ,  Krusenbusch,  Kattwidc, 
Overhaken  und  Hohenschaar  (6215  Bewohner),  zusammen  mit 
12388  Einwohnern  nach  der  Zählung  vom  1.  July  1848.  Ins- 
gemein, Antheilzahlungen  aus  dem  Zollverein  wegen  der  dem- 
selben angeschlossenen  Grafechaft  Hohnstein  mit  9605,  Amt 
Hbingerode  mit  4106,  Amt  Polle  mit  4298,  Stadt  Bodaiwer- 
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der  mit  1377.  Amt  Fallerdeben  südlicher  Tbeii  mit  4025,  Bro- 
ckenkrug,  Oderbräck  und  die  mit  Braunschweig  gemeinscban- 
lichen  Hüttenbezirke  am  Harze  mit  191 ,  einzelne  Ortschaften 
der  Aemter  Gifhorn,  Knesebeck ,  Wöltingerodc  und  Peine  mit 
3655,  zusammen  Tiir  27257  dem  Zollverein  angeschlossene  Be- 
wohner 31000  Thir.;  Wasser-Zoll  und  SchißTahrts-Gerälle  von 
der  Ems,  Wümme.  Abgaben  von  SchiffTahrts-Anslalten  in  Ost> 
friesland,  jetzt  unter  der  Abtheilung  Wasserzölle  mit  7500  ThIr. 
vereinnahmt. 

GemeUischaftliche  indirekte  Abgaben  sind  :  die  Eingangs  - , 
Durchgangs-  und   Ausgangs -Abgaben,  die  Branntwein-  und 
die  Bier-Steuer,  woran  Theil  haben,  das 
Königr.  Hannover  (nach  Abzug  obiger  39645  See- 
len) mit ^.     .     .•  .      1J19357 

Herzoglh.  Oldenburg  (ohne  den  Freihafen  Brake} 

mit       , 222697 

Herrschaft  Knyphausen  mit 3213' 

Fürstenthum  Schaumburg- Lippe  mit       .    .    .    .  ^      28895 

Braunschweigsche  Landestheile  mit 13295 

Preussische  Landestheile  mit 10231 

Zusammen     1,997688 
Bewohner» 

Die  indirekten  Abgaben  betragen  jetzt  20,50  Vo  der  Roh- 
und  27,66  %  der  Reineinnahme  des  ganzen  Budgets ;  von  dem 
Antheile  an  der  Roheinnahme  kommen  auf  die  einseitigen 
2,45  Vo,  aiif  die  gemeinschaftlichen  18,05  %. 

L  SSumpti '  Sttutu 

Die  Stcmpelabgabc,  in  den  mehrsten  Landestheilen  schon 
früher  erhoben ,  wurde  durch  die  Verordnung  vom  22.  July 
1817  allgemein.  Nachdem  dieselbe  bis  1834  nur  geringe  Ab- 
änderungen erfahren  hatte,  legte  die  Regierung  dem  V.Land- 
tage einen  neuen  Entwurf  und  Tarif  unter  dem  12.  May  1834 
vor  (Aktenstücke  IL  145  und  955),  woraus  das  Gesetz  vom 
21.  Oktober  1834  hervorging.  Eine  neue  Gesetzgebung  fand 
schon  am  4.  September  1S44Statt(Akten8tückedes  VIII.  Land- 
tags H.  599  und  1010)  und  diese  bildet,   unter  Berücksichti- 
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guDg  der  gesetzlichen  Abähderungen  vom  30.  November  1846 
(Aktenstäcke  III.  978  und  1223}  i.  August  1848  und  8.  No- 
vember  1850  (wodurch  die  wegen  des  mündlichen  Rechlsver- 
fahrens  erforderlichen  Bestimmungen  getroffen  werden),  so 
wie  zahlreicher  Verwaltungs- Verfügungen ;  die  jetzige  Grund- 
lage. Der  Stempel  ist  ein  allgemeiner  von  2  ggr.,  und  aus- 
nahmsweise 3  ggr.,  der  besondere  Stempel  steigt  bis  zu  10  Thir.; 
über  die  Stempelung  der  Spielkarten  bestehen  besondere 
Vorschriften.  Der  Ei'trag  der  Stempelsteuer  war  seit  1817 
anfänglich  etwa  130000  Thalcr  und  stieg  bis  1833  auf 
138000  ThIr.  Von  der  Durchschniltseinnahme  jener  Zeit 
(133689)  kamen  auf  den  allgemeinen  Stempel  90741  oder 
67,87  7o.  besondere  Stempel  17480,  oder  13,08  %,  auf  Spiel- 
karten (464  Gross  85  Spiele)  21336  oder  15,96  %,  auf  Ka- 
lender (136426  Stück)  2557  oder  1,91  Vo,  auf  ausländische 
Zeitungen  (2382  Stück  zu  4  ggr.  vom  Vierteljahr)  1575  oder 
1,18  Vo. 

In  Folge  der  neuen  Gesetzgebung,  (rat  seit  1834  eine 
Veimehrang  ein,  indem,  der  Ertrag  war ;  1835/6:  173715  ThIr., 
1836/7  :  172805  ThIr,  1844/5 :  182949  ThIr.,  1845/6  :  184075  ThIr., 
1846/7:  177692  ThIr.,  1847/8: 171875  Thlr^  1848/9:  15961 2^ThIr., 
1850/1:  160000  ThIr.  (Voranschlag).  Der  Ausfall  der  letzteren 
Jahre  ist  theils  in  der  Stockung  des  Verkehrs  und  in  dem 
Mangel  an  Vertrauen,  theils  in  der  Abnahme  der  Prozesse 
und  der  Geschäfte  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit,  zu  suchen; 
die  neusten  Aenderungen  in  der  Rechtspflege  werden  vor- 
aussichtlich die  Abnahme  so  sehr  steigern,  dass,  im  Interesse 
der  nicht  zu  entbehrenden  Einnahme,  die  Gesetzgebung  der 
Kasse  wird  zu  Hülfe  kommen'  müssen.  Die  Einnahme  der 
Jahre    1846/9  vertheilt  sich  wie  folgt: 

•  1846/7  i847/8  1848/V  Frzt-Anth, 

Stempelpapier     .     .    .  149343  143341  129337        81,04 

Spielkarten     ....  21022  20374  21849        13,69 

Kalender  u.  Alroanache  3274  3368  3357          2,10 

Auswärtige  Zeitangen  .  3925  4791  5068          3,17 

-unten,  in  Gemeinschaft  mit  dem  Ertrage  der  Staats-Salzwerice, 
zu  besprechen). 
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8.    •rno-JU0slieii. 

Dm  Gefets  vi»  22.  July  1817  y  die  fllr  da«  K5nigreieh  Ruf eordneten 
KonaiuntiOM-  und  Eingangs -Steneni  betreflbnd  (erster  SteuertarifJ  ^  be- 
zeichnet den  Anfang  einer  systematischen  Ausbildang  des  indirekten  Steuer- 
systems. Man  beschrankte  sich  damals  jedoch  (abgesehen  von  dem  die 
grösseren  Städte  treffenden  Lisente)  hauptsächlich  darauf,  die  Getränke 
SU  besteuern,  indem  man  fk*emdes  Bier,  fremden  Branntwein  und  Wein 
tarürte  nnd  die  inländische  Fabrikation  von  Branntwein  und  Bier  ebenflüls 
belastete.  Nebenbei  wurde  vomSalse,  so  wie  vom  eingehenden  fiibrisirten 
Tabak  und  Zichorien ,  eine  erhOhte  Steuer  erhoben ;  alle  ttbrigen  eingehen- 
den Waaren,  Kolonial-Produkte ,  Manulkkturen  u.  dgl.  aber,  wurden  mir 
einem  geringen  Satze  von  8  Ggr.  filr  100  Pfd.  Brutto  belegt. 

Schon  im  Jahre  1819  äusserte  Königliches  Ministerium  gegen  die 
Stände  sich  Über  einige  Mängel  dieses  Systems,  welche  den  Ertrag  der 
Steuer  wesentlich  beeinträchtigten,  namentlich  die  ungenügende  Kontrole 
und  den  zu  geringen  Normal  -  Steuersatz.  Die  Ständeversammlung  bean- 
tragte in  einer  Erwiederung  vom  10.  May  1819  : 

Schon  für  das  laufende  Jahr 

a)  den  Normal-Steuersatz  won  8  Ggr.  pro  100  Pfd.  auf  12  Ggr.  zn  er- 
hüben ; 

b)  einzelne  benannte  Gegenstände  resp.  höher  und  niedriger  zu  besteuern; 

c)  zu  deklariren,  dass  die  Steuer,  nach  dem  Oestanmigewichte  der  zur 
selbigen  Zeit  von  dem  nämlichen  Kaufmann  empAugenen  Waaren 
gleicher  Art»  nicht  aber  nach  dem  Gewichte  der  einzelnen  Kolli ,  Ton- 
nen u.  s.  w.  erhoben  werde« 

Für  die  Folge 

d)  Vorlegung  des  Entwurfii  einer  zweckmässigen  Eiiigangs-Steuer-Ver- 
Ordnung,  welche  auf  der  Basis  einer  angemessenen  nnd  festen  YftfitA- 
bestmtmung  der  steuerbaren  ausländischen  Gegenstände,  jedoch  ohne 
Werthdeklaration ,  beruht. 

e)  Verlegung  aller  Binnenzölle  an  die  Grenze  und  gemeinschaftliche  Er- 
hebung derselben  mit  der  Eingangs-Steuer; 

f)  die  Verstattung  unversteuerter  Niederlagen  an  den  Orten,  wo  See- 
schiffe ankommen. 

Die  drei  ersten   Anträge  und  der  unter  f.  bezeichnete  wurden  von  der 

Regierung  genehmigt  (Gesetz  vom  8.  July  1819,   zweiter  Steuerta^ 

rifj ;  die  Beschlussnahme  über  die  Anträge  luiter  d  und  e  ausgesetzt« 

Unter   dem  4«  Mai  1821   legte  Köni|^iches   Ministerium   den   Ständen 

einen  Gesetzentwurf  vor,    welcher   mit  Beibehaltung  des   Noraalsatses 

von  12  Ggr.  die  IHlheren  Benlimmnngen  in  so  weit  modiflsirte,  als  eines- 

theUs  die  bessere  Kontrole ,  andemtheils  die  nothwendige  Vermehrung  der 

Einnahme  "es  erforderte  (so  waren  z.  B»  Ktrfonial-  und  ausländische  Ma- 

nnftOitiirwaareo  höher  tarifirt).    Zweite  Kammer  lehnte  beharrlich  die  Mi- 

nisterial  -  Proposition  and  die  damit  übereinstimmenden  Beschlüsse  erster 

Kammer  y   weMe  auf  eine   IFeit^teaer  hinaoaliefen  /  ab ;    und  es  kam 
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«MMf  m  eioer  l£<mftrei»  Mit  eiaeai  lin<tiiieirHili6ii  KoamiiMMriw»  wor- 
aus der  VoTMlüaf  iMnrmrgtBf : 

die  Eiogaiigssteiier  in  .dem  vom  KAoi^licheii  MialtteriiMü  TorgvooUa- 
fMen  und  ron  erster  Kaauner  «ogoiMMUMiien  MniMf  anler  der  Be- 
dingung xn  bewilUgen,  dnea  weKii  dieselbe  der  EtwrUmg  ettUpredie^ 
die  Braontweinateuer  bedeatend  vermindert  werden  solle. 

Dieser  VorsolUag  wurde  im  WeeenUloken  von  beiden  Kammern  an; e* 
iMMmien,  solches  im  Scbreiben  vom  11.  Jaly  18U  dem  Könifliehea  Hiai- 
BCeriom  init^etbeilt  und  vou  diesem  unter  dem  26.  JuJy  ISIl  der  Entwurf 
aJi  Gesetz  {dritter  Steuertarif)  verttflenUicht. 

Naebdeai  durcb  Verordnuof  vom  8.  July  1823  eine  Steuer  fllr  das 
ein-  und  dorcbgefDbrte  Vieh  angeordnet  worden  ^  trug  schon  in  einem 
Schreiben  vom  8.  M&rs  1825  KOnigliehes  Ministerium,  sur  Deekung  meh* 
rtrer  Einnahme-AusCUle ,  auf  Erhöhung  der  Eingangssteuer  von  verschle- 
deaen  Waaren  an,  und  aamentilch: 

a)  auf  eine  Erhöhung  des  Normalsatzes  von  12  Ggr.  auf  16  Ggr.  pro 
100  PfH.; 

b)  auf  eine  Erniedrigung  resp«  und  Erhöhung   (KaüM,  Zneker>  Maira- 
Aikturwaaren ,  Wein)  einaelner  Gegenstinde. 

Diese  Antrüge  fhnden  im  Wesentlichen  die  stfindische  Genehmigung 
ODd  mittelst  Gesetses  vom  2.  Juny  1825  ist  sodann  ein  gans  neuer  TMrif 
verötbutticht  (vierier  Stewriarif). 

Unter  dem  5.  Februar  1827  legte  Königliches  Ministerium  abermals 
eisen  Gesetzentwurf  vor ,  Modifikationen  und  Zusätze  behuf  einer  neu  zu 
redigireaden  Konsumtions-  und  Kingaagssteuer  -  Verordnung  enthaltend« 
ülnsIchUi^  der  KotUroU  -  Maaseregeln  wurde  darin  s.  B«  Erweiterung 
des  Beeht»  zu  Haussuchungen  vorgeschlagen ;  Stralbchftrfüng  gegen  die* 
jenigen,  welche  konUssirte  Waaren  Über  die  Seite  sohailea,  oder  sich 
der  KonBskatioa  widersetsten ;  Ausdehnung  der  Bestimmung  des  ^  19 
der  Verordnung  vom  22.  July  1817,  auf  Packentriger;  eine  Schiritang 
der  Bestimmung  des  {•  115  der  Verordnung,  wegen  der  Einhihr  auf  he» 
stimmten  Strassen,  desgl.  des  %.  118,  wegen  richtiger  Deklarationen.  — 
Stiade  genehmigten  mittelst  Schreibens  vom  23.  März  1827  die  Anträge 
grflssteathefls  und  mit  einigen  ModiAkationen ,  trogen  auch  auf  eine  neue 
Redaktion  des  ganzen  Gesetzes  an. 

Alle  diese  und  mehrere  in  Folge  des  Ejnbecker  Vertrages  beabsich- 
tigte Veraaderungmi  unterblieben  nun  zwar,  als  dessen  Ansfihruttg  die 
behmmten  Bindeniisse  teid;  jedoch  vermochten  dringende  Vontellnigen 
der  BetheiVgten  Königliches  Ministerium,  im  vierten  P.  S.  vom  7.  März 
18tl  elBlgo  Veriadonmgen  des  Eingangs  -  Steuer  -  Tarüb  vorauscUagen« 
Zweite  Kammer  bescUoss  hierauf  unter  andern  am  11.  Ilay  den  Wunsch 


yßtd  möglichste  Einschränkung  der  oft  zn  ElnsehwänuMigea  miss- 
hcaochtea  Grens-Nlederliigen^  sttvrie  aherhrn^c  auf  fise 
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Sdiirftiiig  derKoMtirole  BedaokC  neknen  zu  wollen,  wobei  Stande  ihre 
Bereitwilligkeit  zu  den  dadurch  vermehrten  Kosten  erklarten  ^' 

Erste  Kammer  schloss  sich  diesem  an  vtnd  demgeroass  fand  unter  dem 
20.  Juny  1831  eine  Erwiederung  Statt.  Die  Modifikationen  des  Tarlfii 
sind  hierauf  durch  Gesetz  vom  6.  July  1881  (fünfter  Sf^ueriariß  ver- 
öffentlicht. 

Die  Gmndziige    des   Eingangsstener  -  Systems   waren   bis  dahin   ge- 
wesen: 

a)  die  Ein-,  Durch-  und  Ausfuhr  aller  steuerpflichtigen  Gegenstände  ist 
erlaubt.  —  Ausnahmen:  Salz  rQcksichtÜch  der  Ein-  und  Durchflihr; 
Spielkarten  hinsichtlich  der  Einfuhr ;  Kalender  mit  Zeittafeln  als  Haupt- 
zweck, in  Beziehung  auf  die  Einfuhr  in  einigen  LandestheUen. 

b)  Nur  die  filr  das  Königreich  bestimmten  Gegenstände  unterliegen  den 
Eingangsstenem.  -^  Ausnahmen:  transitirendes  Vieh  und  fremder 
Kornbranntwein,  Genever^  Sprit  In  Gebinden  unter  40  StBbchen. 

c)  Der  Verkehr  im  Innern  ist  ihit  besondern  Steuern  nicht  belegt.  -^ 
Ausnahmen:  die  iizentpflichtigen  Gegenstilnde  in  den  Lizent-Orteu. 

A\  Die  Eingangsstenem  sind  für  alle  Theile  des  Königreichs  gleich. 

e)  Sie  werden  nach  dem  Gewichte  (Brutto-  oder  Netto-),  nach  dem  Ge- 
mfisse  und  beim  Vieh  nach  der  StTicksahl  erhoben. 

f)  Ganz  fVei  von  Eingangssteuern  sind  eine  bedeutende  Zahl  von  Ar- 
tikeln, theils  zur  Erleichterung  des  Verkehrs  mit  dem  benachbarten 
Auslände,  theils  aus  Höcksicht  auf  den  inländischen  Bedarf  der  Land- 
wirthschaft,  Crewerbe  u«  s.  w. 

Neben  diesen  Ein-,  Durch-  und  Ansgangs-Steuem,  welche  in  die  Lan- 
deskasse flössen,  waren  bis  zur  Kassen  -  Vereinigung  im  Jahre  1833  die 
ein-,  ans-  und  durchgehenden  Waaren  Zoll »  Abgaben  unterworfen,  die 
eine  Einnahme  der  Königlichen  Kasse  bQdeten.  An  die  Stelle  des  lange 
Zeit  bestandenen  Chaos  der  verschiedenartigsten  Binnenzölle  setzte  die 
Verordnung  vom  O.September  1825  ein  Grenzsoll-System,  dessen  Gmnd- 
zttge  waren: 

a)  Als  Regel  die  erlaubte  Ein  - ,  Durch-  und  Ausfuhr  aller  Gegenstände 
des  Verkehrs.  -^  Ausnahmen  bildeten:  Salz,  Spielkarten,  Kalender, 
Lumpen  und  Pflastersteine  (deren  Ausführ  allgemein),  Schafflisse 
(deren  Ausftihr  in  einigen  Landesthellen  untersagt  war)« 

b)  Abgabenfkvier  Verkehr  im  Grenzzoll -Verbände. 

c)  Einmalige  ZoUpflichtigkeit  beim  Ein-  und  Ausgange. 

d)  Allgemeine  Zollsätze :  fOr  trockne  Waaren  von  100  Pfd.  Brutto  2  Ggr., 
für  Ülssige  Gegenstände  von  der  Ohm  6  Ggr.  beim  Eingange  und  eben 
so  viel  beim  Ausgange«  Beide  bildeten  zusammen  genommen  den 
Durchgangszoll. 

e)  Ausnahmen  von  diesen  allgemeinen  Zollsätzen  bildeten  die  ganz,  oder 
bdm  Ein-  oder  Aut^gange  aoUf^ien  Gegenstände,  aowle  die  beaondem 
ZoUaätsen  unterworftnen  Waaren. 
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q  PBr  eteidiieStnuMeii  waren  dieZolMtxe  zur  Befttrderaiig  desDorch- 
ftiMandelB  oder  in  Folge  besonderer  Vereinbarungen  mit  Naebbar- 
Staaten  enifiBsigt. 
g)  Die  AosAihr  Ton  Getreide,  Butter  und  Rftee  auf  der  Ems  war  einem 
besondenn  Zolle  nnterworfen« 

Eadlidi  wurde  nocb  von  versebtedmen  auslündiscben  Artikein  bei 
dcrea  Eingange  in  die  Provinz  Ostfriesiand  ein  hnpost  erboben  (Tarif 
VW  29«  Jony  1822). 

In  dem  l>ereits  oben  erwfibnten  Erwiederungssebreiben  vom  20.  Juny 
1831  batte  die  allgemeine  Stande* Versammlung  darauf  angetragen : 

es  möge  in  Erwägung  gezogen  werden^   ob  und  unter  welcben  Ver- 
UUtnissen  sieb  Unterbandlungen  wegen  eines  gemeinsebaftücben  und 
ausgedehnten  Zoll- Verbandes  anknOpA*n  lassen  mGcbten. 
Da  nun  die  bekannten  Kasseler  Verträge  vom  Jabre  1828  ^    und  der 
Einbecker  Vertrag  vom  27«  M&ra  1880,    dureb  welobe  scbon  flrOber  die 
Haanoverscbe  Regierung  jenen  Zweck  xu  erreicben  gesucht  batte ,  entwe- 
der gar  nickt  oder  docb  nur  tbeilweise  in  Wirksamkeit  traten,  so  benacb- 
richtigteK5niglicbes  Ministerium  die  Stande  mittelst  Postskripts  vom  80.  May 
1832,   dass   unter  dem  7.  Oktober  1831   eine  Präliminar  -  Konvention  mit 
dem  Herzogtbome  Braunschweig,    die  gemeinscbafüicbe  Hegulirung  der 
Steuer-  und  Zoll- Verhältnisse  betreffend,  abgeschlossen  sei  CGesetz-Samm- 
iung  von  1881,   Abtheiiung  f.,   Seite  281),    vermöge  welcher  und  nach 
einem  Vertrage  vom  9.  Dezember  1831   gegen  Bewilligung  einer  Zoll- 
Erleiebtenuig  fOr  die  durch  das  Hannoversche  passirenden,  von  oder  nach 
Brannschweig  gehenden  Waaren  —  die  Braunschweigiscben  vom  hiesigen 
Gebiete  umgebenen  Enldaven ,   den  Hannoverschen  Eingangs-Abgaben  un- 
tenrorfm  wurden. 

Die  Regierung  erklärte  zugleich,    wie   sie   die  Ansicht  vollkommen 
iheile: 

„dass  nicht  nur  die,   durch  die  verschiedenen  Steuer-  und  Zoll -Sy- 
steme der  Deutschen  Staaten  hervorgerufene  Trennung  der  kommer- 
ziellen Interessen  der  Entwickelung  der  Gewerbthätigkeit  störend  in 
den  Weg  trete,   sondern  dass  auch  die  Herstellung  einer  grösseren 
Handelsfreiheit  in  Deutschland  für  die   Beförderung  der  allgemeinen 
Wohlfahrt  und  fOr  die  Vermehrung  des  Wohlstandes  von  den  nQts- 
licksten  Fbigen  seyn  wQrde,   auch  habe  sie  bei  ihren  bisherigen  Un- 
terhandlungen mit  andern  Deutschen  Staaten  ober  Handels-  und  2k)ll- 
Verhältnisse,  sowie  bei  den  desflftlls  abgeschlossenen  Verträgen  stets 
den  Zweck  vor  Augen  gehabt,    eine  Erleichterung  des  Handels  und 
Verkehrs  zu  bewirken ,  die  aus  der  vereinten  Stellung  bei  den  Han- 
dys« und  Zoll-Angelegenheiten  entstehenden  Nachtheile  durch  ein  ge- 
meinscteftliches  Zusammenwirken  zu  beseitigen^,  und  die  von  allen 
Seiten  gewünschte  Erieichterung  des  Handels  in  dem  möglichst  gros- 
sen Umfknge  auf  eine   dem  Vortheile   des   hiesigen  Königreichs  am 
Bristen  entsprechende  Weise  herbeijsufOhren.^^ 

at4m  risMS-Suttetik.  48 
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DleifitiMe-VeriaaiBtaiig  konnte  wtgmtrmhiBget^Wj  wo  nögüek  noch 
ilringeBderer  Gtach&fie  die  Steuer-  nnd  Zoll  -  Ang elegenheit  in  der  dama- ~ 
ligen  Diät  nicht  erledigen  und  beschrankte  sich  deshalb  darauf,  47  diesen 
Gegenstand  betreffende  Petitionen  neben  einetai  Schreiben  vom  8.  Mün  1833 
dem  Ministerium  snr  angemessenen  Berftcksichtigung  bei  der  bevorstehen- 
den Revision  des  Tarifs  zu  Obersenden. 

Obgleich  schon  durch  die  Verordnung  vom  25.  Jnny  1838  der  Zoll 
vom  ausländischen  Getreide  flir  Hannover  und  Braunschwelg  gemeinschaft- 
lich wurde,  lieferten  doch  die  ferneren  Unterhandlungen  mit  Braunschweig 
erst  in  dem  Steuer-  und  Zoll  -  Vereinigungs -  Vertrage  vom  1.  May  1834 
und  dessen  Zubehörungen  (sechster  Steuertarif  vom  21«  April  1835)  das 
gewünschte  Resultat,  und  die  darin  enthaltenen  Bestimmungen  bilden  die 
Grundlage  der  jetzigen  Gesetzgebung  über  die  indirekten  Steuern,  da 
durch  die  nachherigen  Verträge  vom  7.  May  1886  und  11.  November  1837, 
vermöge  welcher  das  Herzogthum  Oldenburg  und  das  Fttrstenthum  Schanm- 
burg-Lippe  dem  nordwestdeutschen  indirekten  Steuer- Verbände  beitraten, 
wesentliche  Aenderungen  nicht  bewirkt  worden  sind. 

Die  Dauer  dieser  Verträge  war  bis  zum  Ende  des  Jahi*s 
1841  festgesetzt  und  schon  Ende  März  1841  erklärte  Braun- 
schweig  aus  dem  Steuerverein  treten  und  dem  deutschen 
Zollverein  sich  anschliessen  zu  wollen.    Dies  führte 

1.  zu  einem  Vertrage  zwischen  Hannover  und  Oldenburg 
vom  14.  Dezember  1841,  wodurch  die  früheren  Eini- 
guDgs- Verträge  bis  Ende  1842  verlängert  wurden.  Aber- 
malige Verlängerung  für  1843,  im  Dezember  1842;  im 
Dezember  1843  auf  unbestimmte  Zeit. 

2.  Zu  einem  Vertrage  gleichen  Zweckes  zwischen  Hannovei* 
u.  s.  w.  und  Schaumburg-Lippe  vom  24.  Dezember  1841. 
Abermalige  Verlängerung  im  Dezember  1842  (ur  das 
Jahr  1843;  im  Dezember  1843  auf  unbestimmte  Zeit. 

3.  Zu  verschiedenen  Vertragen  vom  17.  Dezember  1841 
zwischen  dem  Steuervercin  und  dem  Zollverein,  wegen 
gegenseitigen  Anschlusses  einzelner  Landeslheile  und  Er- 
leichterung des  Vei'kehi's. 

Als  fernere  Einigungs- Verhandlungen  fruchtlos  blieben  und 
die  von  der  braunschweigischen  Regierung  unter  dem  20  De- 
zember 1843  (in  Folge  einer  Protokollar  -  Uebereinkunft  mit 
dem  Zollverein  vom  24.  Juny)  erlassenen  gesetzkchen  Bestim- 
mungen, die  Trennung  aller  braunschweigischen  Lande  vom 
Steuervereine  aussprachen,  (also  auch  des  bis  zum  !•  Januar  1844 


—    756    - 

noch  beim  Stetiervereia  verbliebenen  Weser- und  Harz-Distrikts)  -, 
erklärte  ein  hannoversches  Patent  vom  31.  Dezember  1843  alle 
gegenseitigen  steuerverlragsmässigen  Beziehungen  fiir  erloschen. 
Dies  fdhrte  zu  dem  die  jetzige  Grundlage  bildenden  Vertrage 
zwischen  dem  Steuerverein  und  Zollverein  vom  16.  Oktober 
1845.  dessen  Gültigkeit  mit  dem  I.Januar  1854  erlischt  Dazu 
j^ören  6  Uebereinkünfte  von  demselben  Tage:  vtregen  Vn* 
lerdrilekung  des  Schleichhandels,  wegen  des  gegenseitigen 
Amehlussos  einzelner  Gebielstheile  an  die  entgegengesetzten 
Steuer-  und  Zollvereine,  wegen  Besteuerung  innerer  Erzeug- 
nisse dieser  Landestheile,  wegen  Erleichterung  des  gegenseiti- 
gen  Verkehrs,  wegen  der  indirekten  Abgaben  in  den  Kom^ 
munion  -Besitzungen. 

Unter  dem  7.- März  1845  wurde  ein  neues  Gesetz  über 
die  Eingangs-,  Durchgangs-  und  Ausgangs -Abgaben  erlassen 
iSiebmler  Tarif),,  welches  mit  dem  1.  May  an  die  Stelle  des 
Grenzabgaben  -  Gesetzes  vom  21.  April  1835  trat.  Der  Tarif 
enthalt  einige  veränderte  und  zum  Theil  erhöhte  Sätze,  z.  B, 
für  fremde  Eisenwaaren,  Papier,  Tapeten,  Porzellan,  Südfrüchte, 
Zucker  und  beim  Ausgange  für  Papierspäne  und  Makulatur. 
Eine  Erklärung  des  §.  74  erfolgte  durch  Gesetz  vom  13.  Au- 
gust 1846  und  im  Jahre  ^1847  (Dezember  31.)  wurde  ein  mit 
der  freien  Stadt  Bremen  schon  unter  dem  14.  AprU  1845 
wegen  Regelung  verschiedener  Verkehrsverhältnisse  abge- 
schlossener Vertrag,  verkündet.  Er  bleibt  vorläufig  bis  zum 
1.  Januar  1855  in  Kraft  und  ihm  schloss  sich  ein  Gesetz  vom 
31.Dezbr.  1847  an,  das  Verbot  von  Uebertretungen  der  Einfuhr- 
Steuer-  und  Zoll -Gesetze  der  freien  Stadt  Bremen,  enthaltend. 

Durch  Verordnung  vom  16.  Juny  1847,  traten  mit  dem 
1.  July  an  die  Stelle  der  Direktionen  der  direkten  Steuern  und 
der  Direktionen  der  indirekten  Abgaben  und  Zölle,  Steuer- 
BirekHanen  für  die  gemeinsame  Verwaltung  beider  Steuerarten. 

Auf  Antrag  der  allgemeinen  Stände- Versammlung  erfolgtef), 
mittelst  Verfügung  vom  28.  Juny  1848,  verschiedene  Ermäs- 
sigungen und  Befreiungen  von  Durchgangs  -  Abgaben  und 
unter  dem  13.  July  1848  wurde  eine  Ministerial- Erklärung, 
über   den  Anschluss   einiger  braünschweigischen  Ortschaften 

an  den  Steuerverein,  veröSentlicht. 

48* 
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RoheifMohme 

Ueberschuis 

362870 

263910 

355701 

262512 

336790 

238678 

331358 

235990 

324202 

229154 

298733 

209422 

288443 

201119 

Das  Königreich  Hannover  bat  in  neusler  Zeit  auch  zwei 
Freihäfen  erhalten,  nämlich  Goeslemündc  durch  Gesetz  vom 
19.  Junyl847  mit  Ausf.-Verdg.  vom  24.Juny;  Harburg,  durch 
Gesetz  vom  10.  August  1848  mit  VoIlz.-Verdg.  vom  4.  Sep- 
tember 1848. 

Der  Erfrag  der  LatuböUe  der  alten  Provinzen  war,  nach 
einem  Durchschnitt  von  1792  his  1802  mit  Einschluss  der 
Allerzölle  9  87178  Thlr.  Kassen  Mze.  In  den  ersten  fahren 
nach  der  Fremdherrschaft  scheinen  sie  auf  180000  Thlr.  und 
bis  zum  Jahre  1825  sogar  auf  320000  Thlr.  gestiegen  zuseyn. 
Als  Folge  der  Verordnung  vom  9.  September  1825  hob  der 
Zollertrag  sich  noch  femer  und  es  war: 

1826/7 

1827/8 

1828/9 

1829/30 : 

1830/1 

1831/2 

1832/3 

Durchschnitt      328300  234398 

wonach  die  Gewinnungskosten  28,60  %  der  Roheinnahme  be- 
trugen. 

Die  (jreii3-äi/eti^- Roheinnahme  war  annähernd  im  Jahre 
vom  1.  November  1817/8:  310575  Thlr.  Konv. Mze.,  vom 
1.  July  1819/20:  359419  Thlr.,  1820/1:  373362  Thlr.;  von 
1822  —  25:  500000  Thlr.,  von  1826—30:  630000  Thlr.,  von 
1830  —  33:  595000  Thlr. 

Beide  Arten  der  Grenzabgaben  lieferten  also  zur  Zeit  der 
Kassen  Vereinigung  nicht  völlig  885000  Thlr.  Rohertrag;  dage- 
gen, in  Folge  dieser  Veremigung  und  des  Gesetzes  vom 
21.  April  1835: 

1835/6 

1836/7 

1837/8 

1838/9 

1839/40 : 

1840/1 

1841/2 

1842/3 

1843/4 

1844/5 

1845/6 


1,083300 

also  Zunahme 

1,198436 

115136 

1,353275 

269975 

1,407631 

324331 

1,475750 

392450 

1,511279 

427979 

1,815919 

732619 

1,725741 

642441 

1,804717 

721417 

1,818402 

735102 

1,832537 

749237 

—  767  — 


1846/7: 1,822992  739692 

1847/8: 1,792315  70901R 

1848/9:    1,739146  655846 

1850/1   1,765000  681700 

CVoranschlag) 

Die  Einnahme  von  den  Grenzabgaben  ist  also  seit  1833 
verdoppelt  Sie  macht  jetzt  zwischen  13  und  14  %  der  ge- 
sammten  Boheinnahmc  und  18,26  Vo  des  Reinertrages  aller 
Einnahmen  aus;  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  kamen  vom 
Roherträge  im  Jahre  1846/7  durchschnittlich  1,07  Thir.  Diese 
(im  Vergleich  mit  dem  Zollverein)  hohe  Durchschnittszahl  des 
Steaervereins  erklärt  sich  sehr  einfach  dadurch,  dass  der 
Steaerverein  eine  Menge  Fabrikale  einführen  und  verzollen 
muss,  welche  der  Zollverein  selbst  erzeugt.  Beispiekweise 
gehören  dazu  Manufaklurwaaren  und  raffinirter  Zucker,  in- 
dem der  Steuerverein  Aöb^nzuckerfabriken  gar  nicht  besitzt. 

Um  Wiederholungen  bei  Braunschweig,  Oldenburg  und 
Scbaumbui^  -  Lippe  zu  ersparen,  ist  hier  aie  Geschichte  des 
nordwesideutschen  Stenervereins  zusammenhängend  behandelt. 
Aus  gleichem  Grunde  werden  auch  dessen  EtfinaAmen  mitgetheilt : 
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Rechnunffsfahr. 


6rtn»- 
mkfmhent 

drfrmmäirt* 
GefälUy 

tmsfemrim. 


Brm»ta~ 

wtin- 

SfnMT. 


Bier- 
8t9uer, 


miln- 
Ahfoben. 


Btinertrmm 
mlttr 

Ah§mh€n, 


Auf  Mtn 

Koff  dtr 

h*tr«f, 

runf  rmm 
tUkm-" 

iräm*  der 
w§um- 


18  Monate  von 
Jtiny  1836  bU 
inet  Jony  1836 

1836/37    . 


1837/38 
1838/39 
1839/40 
1840/41 
1841/42 
1842/48 
1843/44 
1844/45 
1845/46 
1846/47 


1847/48 
1848/49 


1,356177  628294  70858  2,055329 

1,572965  667437  58955  2,299357 

1,797667  662167  58773  2,518607 

1,868582  631455  53345  2,553382 

1,948516  621053  S?bb  2,569569 

1,988745  573573  S-^i  2,562318 

2,250392  510681  «"J  Z  2,761073 

1,942284  446121  ""oS-  2,388405 

2,020615  416986  Sl^l  2,437601 

2,033677  413529  sS?*  2,447206 

2,030439  342921  l.^^  2,373360 

2,036169  281346  f??  2,317515 

DieM  Zahlen  sind  der  ■teBograflechen  AvfaeiehAUBf 

Aber  die  VerhMuU.  II.  K»m.  am  11.  Jonj  1850  entBom- 

QtootiY  1  "***>  ^*>1  leider  kein  ackriftlieher  Bericht  der  Finana- 

l,ol2ol7  /  kommiseion  vorliegt.     Sie  aind  dort  als  fioheinnahme 

1  921726  i  ^*'  indirekten  Akgaben   im  Steaerrerein   keaeichnel. 

'  .1  Die  froheren  Zahlen  eiad  aus  einer  amtlichen  Mitthei- 

f  luag,  welche  ich  aU  Berichuerstatter  des  Volkswirth- 

•chafts-Aassch.  der  d.  R.  V.  emftng. 

Hiervon  DtcrcA^oit^^abgaben ,  nach  dem  Durchschnitt  von 
1836-41:  146624  Thlr.,  1841/6:  165681  ThIr. 


1,653220 
1,869905 
2,084949 
2,104115 
2,117741 
2,111765 
2,287502 
1,952242 
1,995461 
1,983826 


0,71 
0,73 
0,88 
0,87 
0,89 
0,90 
1,06 
0,93 
0,99 
1,02 
1,01 
1,01 
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Der  Beiirag  der  wichtigstm  Einfuhr- Artikel  zar  Robein- 
nabme  (hannoverschen  Antheils^  aus  den  Budgeiniiitheilungen) 
ergiebt  sich  aus  nachstehender  Vergleichung : 

Prst.-Aa. 

1839/40      1844/45     1846/47     j»»«»,«' 
Tblr. 


Kaffee    .    • 

Manufaklur- 
waaren 

Wein . 

Zucker  (raf- 
finirter)     . 

Zucker  (ro- 
her) .    .    . 

Taback  .    . 

Syrupu.s^w. 

Thran     .    . 

Reis   .    .    . 

Branoiwein 

Vieh  .    .    . 


Tblr. 
181766 

888381 
182554 


239627 

223048 
200556 


Tblr. 
265758 

244693 
209204 


dea  Eia- 
gauttb- 

gabea. 

14,32 


1848/49. 
Tblr. 


13,19 

11,28 


279430 

248592 
217463 


143294   166435   172436    9,29   161330 


40618 
46056 
35693 
29947 
23573 
45661 
16740 


64551 

57484 

37715 

34466 

31931 

32129 

23579 


70750 
64705 
38314 
34408 
32363 
29720 
20975 


3,81 
3,49 
2,07 
1,85 
1J4 
1,60 
1,13 


97856 
67576 
37828 
32746 
31333 
36061 
19305 


1.634283    1,111521    1,183326       63,77    1,229520 

In  den  im  Januar  1850  zum  erstenmal  amtlich  veröffent- 
lichten  Tafeln  über  den  Verkehr  des  gesammien  Sleuercef*eins 
von  den  Jahren  1.  July  1844/8  ist  der  Ertrag  der  Eingangs' 
abgaben  wie  folgt  angegeben: 

Ertrag  obi- 
ger ii  Ar- 
tikel. 

844/5  .  .  1,283207 

845/6  .  .  1,269815 

846/7  .  ,  1,349791 

i847/8  .  .  1,355835 

Zur  Vergleichung  mit  dorn  oben  angegebenen  Antheile 
Hannovers  möge  die  nachfolgende  Mittheilung  über  den  Roh- 
Ertrag  der  wichtigsten  Ein ftdir  -  Artikel  des  gesammten  Steuer- 
Vereins^  gleichfalls  im  Jahre  1846/7,  dienen: 


Ertrag  obi- 

Prozente 

Zusammen 

Prozente 
aller 

ger  ii  Ar- 
tikel. 

Eingangs-' 
Abgaben, 

Eingangs- 
Alkalien, 

Grenz- 
Abgaben, 

1844/5    . 

1,283207 

71,20 

1.802140 

ß8,61 

1845/6    . 

1,269815 

69,21 

1,834585 

90,35 

1846/7    . 

•       1,349791 

72,76 

1,855171 

91,10 

1847/8    . 

1,355835 

73,37 

1,847942 

— 
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Ertrag       Prdieit-AnteU 
Eingerührte  4er  der  Gesammt- 

Qnantitiit.       Eingangs-       Eiugangs-Ab- 


abgabe. 


95967  Zlr.  300069  Tblr. 


Kaflee  und  Kaffeesurro- 

ZalO      •       •       •       •       •      •      • 

Hanufaklurwaar^n      .    . 

Wein  in  Fässern  u.  Fla* 
sdien      ...••. 

Zocker,  fabrizirter     .    . 

Zucker,   roher,    Tür   in- 
ländische Siedereien     . 

Rohe  Tabaksblätter  und 
Stengel  ..•*.. 

Syrnp,  Melasse      .    .    . 

Thran 58402 

Reis  und  Reismehl    r  .    35045 

Branntwein,  Rum,  Arrak,  \  ' 
Kognak,  Liqueure  und  [     5833 
dergleichen  ) 

Vieh 44892  Stck.  21953 


23242 

93771 
56263 

47214 

71028 
55391 


T) 


285154 

248855 
195578 

70824 

75393 
42268 
38938 
36418 

34340 


gabt. 

16.18 
15,37 

13,42 
10,54 

3,82 

4,06 
2,28 
2,10 
1,96 

1,85 

1,18 


1,349790  Thlr.         72,76. 
Soviel  über  die  Geschichte,  über  die  Verfassung  und  die 
Einnahmen  des  nord  westdeutschen  Steüervereins,  auf  dessen 
HamdelspolUik  ich  im  allgemeinen  vergleichenden  Theile  dieser 
Schrift  zurückkommen  werde. 

4.  ßtmntmt'm'Situn, 

Diese,  seit  1835  dem  Steuervereine  gemeinschaftliche  Ab- 
gabe, wurde  mit  dem  1.  November  1817  im  ganzen  König* 
reiche  dergestalt  eingeführt,  dass  sie  nach  dem  vermessenen 
bhalt  der  Blase  berechnet  und  zum  Betrage  von  1  ggr.  7  pf. 
für  zwei  Stübcben  des  durch  die  Messung  ermittelten  Blasen- 
gehalts, bei  24stündigem  Gebrauch  derselben,  erhoben  wer- 
den solle.  —  Betriebsverbessernngen  und  die  auf  Umgehung 
der  Steuer  berechneten  Abänderungen  in  den  Geräthschaften 
führten  zu  der  Verordnung  vom  29.  August  1820,  wonach 
vom  1.  Oktober  1820  an  die  Branntweinsteuer:  nach  dem 
va*messenen  Inhalte  der  Blase  und  c^j  Hebm,   so  wie  nach 
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der  Zeit  des  Gebrauchs,    mit  besonderer  Rücksicht  auf  die 
dabei  benutzten  Yor^  oder  Maischnoärmer  oder  sonstigen  De- 
slillations  -  Apparate ;  —  erhoben   wurde.     Auch  waren  die, 
nach  Beschaffenheit  der  Brenngeräthe ,  verschiedenen  Steuer- 
sätze erhöht,   jedoch  wurde  für  ausgeführten  Branntwein  V4 
der  Steuer  rückvergütet.   —   Auch  diese  Art  der  Besteuerung 
diente  nicht  nur  zur  Umgehung  der  Steuerpflicht,    sondern 
wirkte  daneben  auf  den  technischen  Fortschritt  des  Gewerbes 
hemmend  ein;   weshalb,  auf  Antrag  der  Stände,   durch  Ge- 
setz vom  1.  May  1833  der  RawngehaU  der  Maischbottiche  zur 
Grundlage  der  Steuerberechnung  gemacht  wurde.     Demge- 
mäss  war  vom  1.  July  1833  an  die  Abgabe:   bei  jeder  Ein- 
maischung,  Tür  jede  24  Quartier  Maischbottichraum,  bei  Ge* 
treidemaische  9  pf. ,    bei  Kartoffeln-  und  gemischter  Maische 
10  pf.  (letzteres  vom  1.  July  1834  an,   Aktenstücke  IV.  Ldtg. 
Seite  387   bis  442  und  966).   —   Schon   durch   Gesetz   vom 
21.  April   1835   wurden,    in    Folge   des   Steuervereinigungs- 
Vertrages  mit  Braunschweig,    einige  Abänderungen   verfugt; 
namentlich  wurde  der  Unterschied  zwischen  Getreide-  und 
Kartoffeln  -  Maische  aufgehoben  und  die  Steuer  allgemein  auf 
10  Pfenninge  fiir  jede  24  Quartier  Maischbotticbraum  (1  Quar- 
tier zum   Gehalte  von  2  Pfd.  köll.  Gew.  destillirten  Wassers) 
festgesetzt.  —  Die  nächste  Maassregel  war  die  Aufhebung  der 
Fabrikationsabgabe,   welche  die  Destilliranstalten ,   nach  §.  3 
des  Gesetzes  vom  21.  April  1835,   zu  entrichten  hatten  (Ak- 
tenstücke des  V.  Landtags  V.  118  und  121).  —    Schon  nach 
weniger  als  zehnjähriger  Anwendung  machte  man ,   wie  al- 
lenthalben,  auch  in  Hannover  die  Erfahrung,    dass  der  Er- 
findungsgeist der  Brenner,  der  Branntweinsteuer-Gesetzgebung 
weit  vorauseilte  und  die  Begierung  hatte  deshalb  im  Jahre 
1844  (z.  V.  die  vertrauliche  Miltheilung   vom  20.  April  1844) 
die  Absicht  einer  Steuererhöhung  (Schreiben  vom  24.  Februar 
1846  in  den  Aktenstücken  III.  836).    Indess  stand  man  damals 
davon  ab  und  erst  das  Gesetz  vom  9.  Februar  1849  führte 
die  Absicht  aus.    indem  es  den  Steuersatz  um  «A  dergestalt 
erhöhte,   dass   (anstatt  bis  dahin  von  24)  von  je  16  Quartier 
Maischbottichraum  10  Pfenning  Steuer  erhoben   werden  soll. 
Die  den  landwirtbschafllichen  Brennereien  zugestandenen  Er- 
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leicfaterangen  dagegen  wurden  erweitert;  die  Steuerrückver- 
gütung bei  der  Ausfuhr,  auf  Vi©  Pfenning  vom  hannov,  Quar 
tier  fiir  jedes  volle  Prozent  des  Alkoholgehalts  des  Brannt- 
weins von  48  Grad  (nach  Tralles  Alkoholometer)  und  höher, 
festgesetzt  (z.  v.  die  betr.  Bekanntm.  der  Gen.  Dir.  der  indir. 
Str.  vom  8.  März  1849). 

Die  Zahl  und  der  Betriebs  ^  Umfang  der  Brennereien  im 
Kbnigrdch  Hannover  war  am 

Brenngeräihe 
Raum" 


1.  November  1817 
März  1821  .  .  . 
im  Jahre  1848/9    . 


Zahl  der 
Brenne^ 

reien. 


2352 

1931 

947 


im  Jahre  1849/50 

fiir  Getreide 

für  Kartoffeln 


ZM. 

2743 
2130 


gewöhn' 
liehe 

440 
146 


586 


MaU 
Stäbchen. 

253169 
227920 


Umdmrih'' 
schaftliche 

366 
27 

39F" 


Der  Ertrag  der  Steuer  war  im  Jahre 
1817/8:  292021  Thir.  Konv.  Münze;  vom 
292172  ThIr.;  sodann  hn  Jahre: 

1820/1    :     342437  Thlr 


979 

vom  1.  November 
1.  July   1819/20: 


1821/2    : 

376580 

» 

1822/3    : 

. 352785 

n 

1823/4    : 

354739 

9> 

1824/5    : 

382003 

r> 

1825/6    : 

400297 

r> 

1826/r    : 

376644 

« 

1827/8    : 

338097 

T) 

1828/9    : 

326450 

n 

1829/30  : 

331866 

r> 

1830/1    : 

289825 

n 

1831/2    : 

283537 

v 

1832/3    : 

294125 

w 

also 
oder 

+ 
+ 


Zunahne 
Abnahme. 
34143 
10348 
12302 
39566 
57860 
34207 
4340 
15987 
10571 
52612 
58900 
48312 
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1833/4    : 

484069  Thir. 

+ 

81632 

1834/5    : 

419876 

w 

+ 

77439 

1885/6    : 

530264 

w 

4- 

187827 

1836/7    : 

544144 

n 

i  ^d> 

+ 

201707 

1837/8    : 

551038 

n 

Hl 

•f 

208601 

1838/9    : 

537813 

fi 

ifl 

+ 

195376 

1839/40: 

528466 

n 

Ifs 

+ 

186029 

1840/1    : 

484327 

t» 

^11 

+ 

141890 

1841/2    : 

448980 

y» 

^    Ä    5 

+ 

106243 

1842/3    : 

392080 

» 

s  »«  i 

4>     «>     « 

+ 

49643 

1843/4    : 

376234 

» 

i'   S  £ 

+ 

33797 

1844/5    : 

386686 

« 

ai       aS      A 

+ 

44249 

1845/6    : 

321675 

« 

4#        U        ^ 

Sil 

• 
• 

20762 

1846/7    : 

263537 

*» 

1  <  "* 

• 

78900 

1847/8    : 

359307 

n 

\  aus  den  ateno-  j 

(grafischen      | 

[  Aufsdchningen. ) 

•f 

16870 

1848/9    : 

452683 

fl 

+ 

110246 

1849/50  : 

585847 

« 

+ 

243410 

1850/1    : 

500000 

w 

+ 

157563 

(Anschlag.) 

Lebhaft  zu  bedauern  ist,  dass  weder  in  den  Budgetvor- 
lagen noch  in  den  Ständeverhandlungen  ein  Werth  darauf 
gelegt  scheint,  —  die  Zähl  und  den  Betriebsumfang  der  zu 
verschiedenen  Seiten  vorhandenen  Brennereien  mitzutheilen 
und  kennen  zu  lernen.  Sollte  dieses  auch  nicht,  (mindestens 
mündlich)  bei  Gelegetiheit  der  neusten  Steuererhöhung  ge- 
schehen seyn,  so  ist  mir  nicht  klar,  wie  man  sich  im  Stande 
geglaubt  hat  die  volkstcirthschafUiche  Seite  dieser  Frage  ge- 
nügend übersehen  zu  können.  Aus  sonstigen  Quellen  ist  mir 
bekannt  geworden,  dass  die  im  Jahre  1848/9  vorhandenen 
947  Branntweinbrenner,  binnen  Jahresfrist  25,142793  Quartier 
Branntwein  erzeugten  und  davon  542665  ThIr.  Maisch^teuer 
entrichteten.  Das  ergiebt  auf  jeden  Kopf  der  Bevölkerung 
durchschnittlich  H"/»  Quartier  und  für  1  Quartier  7,77  Sgr. 
Steuer. 

5.  iin-Suntu 
Auch  das  Bier  war  schon  vor    der   Fremdherrschaft  in 
einigen  Theilen  des  Landes  Gegenstand  der  Besteuerung  ge- 
wesen  utd    wurde    deshalb    bei    der    allgemeinen    Sieuer- 
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geselzgebuog  im  Jahre  1817  mit  einer  massigen  Abgabe 
belegt,  deren  Höhe  sich  nach  der  Stärke  des  Biers  richtete; 
weshalb  die  geringsten  Arten  frei  blieben  und  die  am  mehr- 
sten  getrunkenen  Sorten  nur  niedrig  besteuert  wurden.  Um 
jedoch  auch  die  höheren-  Biersforten  allgemeiner  zugänglich 
zu  machen,  auf  eine  Verbesserung  der  gewöholicheren  Biere 
I  hinzuwirken  und  zugleich  eine  zweckmässigere  Berechnung 
der  Steuer  zu  erreichen;  wurde  das  Gesetz  vom  19.  Juny 
1827  erlassen  (Aktenstücke  des  III.  Ldtges.  II.  41  und  991). 
—  Die  Ausführung  der  Steuervereinigung  mit  Braunschweig 
endlich  brachte  zu  dem  noch  jetzt  geltenden  Gesetze  vom 
21.  April  1835,  welches  die  Erhebung  nach  der  Menge  den 
gewotmenen  BrJieugmsses  festsetzt;  ermittelt  durch  den  In- 
halt der  amüich*  vei*messenen  Stellbottiche.  Die  Steuer  be- 
tragt  Tür  1  Ohm  von  160  Quartier  (=  136  preuss.  Quart) 
6  Ggr.,  also  für  das  preuss.  Quart  0,53  Pfg.  Bei  der  Ausfuhr 
von  mindestens  Vs  Ohm  wird  die  Hälfte  der  Steuer  vergütet» 
Seit  Bildung  des  Steuervereins  ist  die  Biersteuer  (mit  Aus* 
nähme  OMenburgs)  gemeinschafllich. 

Diese  Abgabe  et^tmg  roh  im  Jahre  vom  1.  November 
1817/8,  64476  Thir.  Konv.-Münzc,  vom  1.  July  1819/aO: 
67257  ThIr.;  1820/1:  70098  ThIr.;  von  1021/7  durchschnitt- 
lieh  77081  ThIr.;  von  1827  bis  1835  im  Durchschnitt  25522  ThIr., 
seitdem  1835/6:  49836,  1836/7;  44927  1837/8:  46071,1838/9: 
46173,1839/40:  45820,1840/1:  45764,1841/2:  44914,1842/3: 
40460,  1843/4/.  39025,  1844/5:  37246,1845/6:  39450,1846/7: 
34825,  1847/8.    34346,   1848/9:    38907,  1850/1:    35000  ThIr. 

(Anschlag.)  ^ 

Hinsichtlich  der  Biersteuer  sind  bei  jeder  Budgetberathung 
Anträge  und  Wünsche  vorgebracht,  deren  Zweck  war,  diese 
Abgabe  zu  beseitigen,  oder  zu  beschränken,  oder  zu  ermässigen, 
oder  auf  die  Verbesserung  des  Biers  hinzuwirken  u.  s.  w. 
Dennoch  ist  es  seit  15  Jahren  beim  Alten  geblieben  und  dazu 
ist  von  jetzt  an ,  wo  die  Einnahme  nicht  zu  entbehren  seyn 
wird  und  Steuei'verträge  bestehen,  noch  einige  Zeit  Aus- 
sicht. In  der  That  ist  auch  der  Steuersalz  zu  niedrig  um 
irgend  erheblich  nachtheiligen  Einfluss  zu  äussern;  nur  die 
Kontrollemassre^in  können  belegen.    Dass  die  Anfhebuj^ 
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der  Steuer  zar  Verbesserung  des  Biers  beitragen  würde ,  dürfte 
(nach  entgegenstehenden  Erfahrungen  in  andern  Staaten)  hin- 
sichtlich einiger  Sorten  mindestens  zweifelhaft  seyn;  gewiss  da- 
gegen ist,  dass  die  zahlreich  vorhandenen  Biermonopole  (Ak- 
tenstücke des  VIII.  Ldtgs.  I.  S*  494)  ein  Hinderniss  sowohl  des 
besser  als  wohlfeiler  Werdens  des  Biers  sind.  Würden  diese 
Monopole  durch  Geldopfer  der  Staatskasse  beseitigt  werden 
können,  so  möchte  rathsam  seyn  die  Steuer  bis  zu  einer  all- 
gemein deutschen  Vereinbamng  über  die  Abgaben  von  Er- 
zeugung und  Verbrauch,  bestehen  zu  lassen. 

dd)  Einnahme  von  RegcUien. 

Diejenigen  Einnahmen  von  nutzbaren  Hoheitsrechten  und 
Monopolen,  welche  nicht  unmittelbar  in  die  Kasse  der  Domä- 
nen-Kammer flössen,  sondern  Gegenstand  besonderer  Ver- 
rechnung waren;  sind  unter  dem  Haupt-Einnahme-Titel:  Re- 
galien, zusammengestellt.  Sie  zerfallen  nach  der  oben  mit- 
getheilten  Tafel  in  Einnahme:  von  Bergwerken  und  Salinen, 
von  den  Wasserizöllen ,  von  den  Posten,  von  den  Klassenlot- 
terien und  vom  Intelligenzzwange.  Ihr  Gesammtbetrag  bildet 
jeü5t  26,70  %  des  Roh-  und  7,37  %  des  Reinertrages  aller 
Staatseinnahmen.  —  Sie  stehen  in  der  Haupt-Staatsrechnung 
nur  mit  den  Ueberschüssen ,  weshalb  in  meiner  obigen  Zu* 
sammenstellung  die  Summe  des  Unterschiedes  zwischen  Roh- 
und  Rein-Einnahme,  nachgetragen  ist;  wie  unten  bei  der  Aus- 
gabe-Abtheilung ^Gewinnungs- Kosten^  erläutert  wird. 

1.  Cinno^mf  ooit  j^tr^mrlini  nnl  Saünrtt. 

Hauptsitze  des  Bergbaus  und  Hüttenbetriebes  sind  der 
Harz  seit  neun  Jahrhunderten  (mit  35000  Bewohnern  auf 
liVa  D  M.)  und  das  SolUng^eh'ir^e  (4V4  D  M.  mit  etwa 
11000  Einwohnern).  Sie  haben  im  Durchschnitt  der  letzten 
Jahre  etwa  folgende  ErsieugnUse  ^eWefert  (mit  den  s.  g.  Kom- 
munion-Besitzungen, z.  v.  die  nachfolgende  Tafel):  Gold  9 
bis  1 1  Mark,  Feinsilber  an  48000  Mark ;  Roh-,  Granulir-,  Wasch- 
Eisen,  Gusswaren  80  bis  85000  Zentner  (die  Eisenstein -För- 
derung beträgt  etwa  300000  Zentner  jährlich) ;  Blei  uud  Glätte 
95  bis   100000  Zlnr.;   Kupfer  5500  bi^  5700  Ztnr.;  Zink  120 
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bis  130  Ztr.;  gelben  und  grauen  Schwefel  1700  bis  1750  Ztr.; 
Kopfer-  und  Eisen -Vitriol  8000  Ztr.;  Alaun  120  —  130  Ztr.; 
Schwefelsäure  4000  Ztr.  Erzeugnisse  der  Eisenhütten  durch 
weUere  Verarbeitung  sind:  Stabeisen  33  bis  34000  Ztr.;  Zain- 
und  Schneid  -  Eisen  8800  bis  9000  Ztr.;  Eisendraht  1050  bis 
1100  Ztr.;  geschmiedete  Wagenachsen  11  bis  1200  Ztr.;  Roh-, 
Raffintr  -  und  Guss-Stahl  400  Ztr.  Im  innigen  Zusammenhange 
mit  dem  Bergbau  und  Hüttenbetriebe  am  Harze  stehen  die 
Nutzungen  aus  den  Harzfonten,  von  deren  anbaufähiger  Ge- 
sammtfläche  zu  154000  Waldmorgen  (von  160  QR.,  nach  den 
stenogr.  Aufzeichnungen  der  II.  Kam.  vom  19.  Juny  1850 
S.  1760  und  62  sogar  200000  Morgen  wahrscheinlich  von 
120  D  R.;  nach  Drechsler  200958  dergl.  Morgen)  ungeföhr 
1S8000  W.  M.  bestanden  sind.  Unter  dem  Bestände  sind 
elwa:  174550  Mgn.  von  120  Q  R.  Nadelholzwald,  32202  Mgn. 
LanbholzHochwald ,  586  Mgn.,  Pflanzwald,  4040  Mgn.  Mittel- 
wald, Niederwald  1392  Mgn.  Die  rohen  Erzeugnisse  der 
Harzforsten  zerfallen  nach  ihrer  .Verwendung  in  folgende 
Haupt- Gattungen: 

1.  Brennholz,  wozu  ausser  dem  Feuerholz  auch  das  Rösle- 
holz  und  ein  grosser  Theil  der  Wasen  zu  zählen. 

2.  Kohlenholz. 

3.  Schaditholz  (Grubenbauholz). 

4.  Land-  und  Wasserbauholz. 

5.  Maschinenbauholz,  wozu  unter  anderen  die  Wellen  und 
Pöchstempel  zu  rechnen. 

6.  Werk-  und  Nutzholz,  mit  einer  grossen  Mannigfaltigkeit 
von  Sorten,  bei  denen  das  Bergwerks-Nutzholz  von  dem 
gewöhnlichen  Nutz-  und  Werkholz  zu  untersdieiden  ist. 

7.  Sagemühlen -Blöcke. 

Die  ganze  jährliche  Abgabe  (einzeln  nachgewiesen  in 
meiner  Statistik  von  Hannover  I.  140)  betrug  nach  Kohlbolz- 
maltem  zu  80  Kubikfuss  im  Jahre  1834  etwa  300000  Malter, 
wovon  die  Kohlholzabgabe  ungefähr  die  Hälfte  ausmacht. 
Hiemach  würde  also  1  Morgen  tragbaren  Waldbodens  auf 
dem  hannov.  Harz  jähriich  im  Durchschnitt  etwa  2  Malter 
oder  160  Kubikfuss  Holz  geliefert  haben.  Jetzt  sollen  nach 
den   stenograSschen   Aa£Eeichnungen  über    den   wtUndkchem 
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Bericht  der  Finanz -Koaimission  aro  19.  Jany  18(^0)  am  Harz 
elwa  296865  Norraal-Malter  Hohe  jährKch  abfcegeben  werden. 
Davon  kommen  135016  Halter  auf  Gruben,  Hütten-  und  son- 
stige Werke,  für  die  holzberecbtiglen  Bewohner  79473  Malter, 
zum  auswärtigen  Verkaufe  20255  Malter  u.  s.  w.  DrecMer 
giebt  den  Dujx^hschnitts  -  Ertrag  der  Harzforsten  zu  jährlich 
134330  Normal -ifte/ifer  an.  wovon  27675  Bau-  und  Nutz-, 
106655  Brenn-  und  Kohl -Holz.  Bin  Morgen  von  120  Q  R. 
würde  hiervon  durchschnittlich  66  Kubikfuss  Holzmasse  geben; 
während  auf  eine  gleiche  Fläche  der  DomaniaULaiMfforsten 
nur  22  Kubikfuss  zu  rechnen  ^ind.^  Ais  Durchschnittsbestand 
eines  abzuli*eibenden  Morgen  Fickienv/aUl  kann  man  anneh- 
men: 200  Halter  bei  gutem  Boden  und  gutei*  Lage.  100  bis 
130  bei  mittlerem  Boden  und  mittlerer  Lage,  50  bis  80  bei 
schlechtem  Boden  und  schlechter  Lage.  Die  dann  schon 
Statt  gehabten  ZioucAeit- Nutzungen,  sind- zu  etwa  Va  dieser 
Zahlen  zu  berechnen.  Ausser  der  Bearbeitung  der  Nuidköhtr 
umfasst  das  Forstwesen  zwei  sehr  wichtige  und  ausgedehnte 
Betriebszweige  für  die  Veredlung  roher  Forsterzengnisse:  das 
SägemiihlenweMen  und  die  KöUerei.  Der  Verbrauch  und  die 
Vertoerthung  der  Forsterzeugnisse  geschieht  durch :  forstzii^- 
freie  Abgabe  (Feuerholz,  Gruben-,  Pochwerks-  Bau- Holz; ; 
Abgabe  gegen  eine  ganz  geringe  Vergütung  (Feuer-  und 
Bau-Holz  an  die  berechtigten  Harzbewohner);  Ueberlassung 
zu  den  Erzeugungspreisen  (Kohlen-  und  Beste- Holz  an  die 
Silberhütten);  Abgabe  gegen  die  Er/eugungskosten  und  einen 
Forstzins  (an  die  Eisenhütten) ;  Verkauf  zu  eitnässigten  Preisen 
(an  die  Harzbewohner);  Absatz  zu  den  laufenden  Handels- 
preisen, namentlich  auch  mittelst  des  Verflössens. 

Von  dem  unter  abgesonderten  Verwaltungen  stehenden 
^emkohl^'  und  JTatt- Bergbau,  sowie  vom  Betriebe  aer 
Staats -SobtoerAe,  weiter  unten. 

Hinsichtlich  der  Verfassung  des  Bergbaus  und  HiiUenwesens 
ist  zunächst  zu  bemerken,  dass  der  Verwaltungs-Bezirk  dieses 
Dienstzweiges,  (abgesehen  vom  Solling)  ursprünglich  4  verschie- 
dene. Bestandtheile  bildete,  nämlich:  den  einseitigen  hannover- 
schen Oberbarz,  den  mit  Braunschweig  gemeinschaftlichen 
«.  g«  Kommunion-Gtarz,  die  Grafischaft  Hobnstein  und  das  Ami 
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Blbingerode*  Sodann  dass  der  oberhamsohe  Blei-^  und  Sil- 
ber-Bergbau ursprünglich  und  zum  Theil  noch  jetzt  ein  ge- 
werkschafüicber  ist.  Dies  hat  die  Ertheilung  vieler  Bergflrei- 
heilen  veranlasst,  wodurch  jedoch  nicht  verhindert  wurde, 
«lass  die  Dicht  mehr  Ausbeute  gebenden  Gruben  von  den 
Betheiliglen  niedergjelegt  wurden.  Wenn  nun  eine  Zeit  der 
Zobosse  eintrat,  so  nahm,  im  Interesse  der  Sache  und  der 
Arbeiter,  die  Regierung  die  Sache  auf  und  dadurch  sind  eine 
grosse  Menge  von  Kussen  zu  verschiedenen«Zwecken  und  mit 
verschiedenen  Eigenthümem  entstanden.       * 

Jede  Gmbc  bildet  einen  für  sich  bestehenden  Besitz,  der 
von  eii>er  geschlossenen  Gesellschaft  von  Theilnebmern  be- 
nutzt  wird.    Diese  Nutzung  ist  keine  willkürliche  und  unein- 
geschränkte; sie  steht  unter  Au&icht   und  Leitung  einer  von 
der  Regierung  dazu  bestellten   technischen   Behörde,  ist  be- 
schränkt  durch  die  Verbindlichkeit  der  Gewerkschaft,  gewisse 
Abgaben  an  den  Staat  zu  entrichten,  und  ihm  die  gewonnenen 
Metalle  zu  einem  festgesetzten  Preise  zu  überlassen,  wogegen 
der  Staat  sich  die  Verpflichtung  auferlegt,  die  Behörden  zu 
besolden,  manche  Anlagen  zum  allgemeinen  Besten  zu  machen 
und  zu  unterhalten,  und  gewisse,  dem  Bei^bau  unentbehrliche 
Materialien  theils  frei  (z.  B.  das  Grubenhdz),  theils  zu  festge- 
setzten  Preisen    zu    liefern.     Die  Gewerke    haben  nur  ihre 
Steiger  und  Bergleute,  und  die  Puch-  und  Hüttenarbeiter  zu 
lohnen.    Der  Staat  unterhält  auf  seine  Kosten  alle  Puch-  und 
Hüttenwerke ,  sammt  allen  Bergwerks-Teichen  und  deren  Zu» 
gangs-Gräben ;  die  Gewerke  nur  die  aus  den  Teichen  auf  die 
Künste  geleiteten  Gräben.   Der  Staat  treibt  die  mehrsten  Tie- 
fenstollen (Erbstollen,  d.  h.  welche  wenigstens  7  Lad^ter  tiefjsr 
gehen  als  die  Uebrigen.) 

Der  Staatskasse  gebührt  dagegen: 

1.  das  Quatembergeld  Tür  jede  Lehnschaft  (2Va  Thlr.  viertel- 
jährlich), jetzt  170  Thlr.; 

2.  das  Puch'  und  HiUtmgM  (unbedeutend); 

3.  der  Bergto^ktiehnteH  (soll  zwar  grundsätzlich  vom  Roh- 
ertrage  berechnet  weiden,  wird  aber  nur  von  wenigen 
Gruben  und  fast  vop  keiner  vollständig  gezogen),  jetzt 
etwa  20900  Thlr. ; 
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4.  der  SioUmmeHitte  (von  dem  s.  g.  tiefen  Stollen); 

5.  der  VorkamfS'  und  Miinzgewmn'^ 

6.  vier  Erbkuchse  von  jeder  der   wenigen  Ausbeatezechen, 
jetet  1920  Thlr.; 

7.  der  Geumm  aus  dem  Verkaufe  der  Bergwerks-Erzeugnisse. 
Alle  Gewerke  müssen^  nämlich  ihre  ßergwerks  -  Produkte 

zu  festgesetzten  Preisen  dem  Staate  überlassen  und  von  dem- 
selben einige  zum  Grubenbau  nöthige  Materialien .  z.  B.  Un- 
schlitt,  Oel,  Pulver.  Eisen  u.  s.  w.,  ebenfalls  zu  festgesetzten 
Preisen  kaufen.  Die  Preise  sind  zwar  verschieden,  je  nach- 
dem eine  Grube  begünstigt  werden  soll  oder  nicht,  allan  die 
ermässigten  Preise  der  Bergbau  -  Produkte  sind  Regel. 

Das  Interesse  des  Staats  ist  mit  dem  Gewerkschaftlichen 
auf  solche  Weise  sehr  genau  verbunden ,  und  der  Staat  ist 
überdem  dadurch,  dass  im  Verlaufe  der  Jahre  viele  Gewerke 
sich  zurückgezogen  haben ,  zu  einem  sehr  bedeutenden  An- 
theile  an  den  Gruben  gelangt,  so  dass  gegenwärtig  nur  noch 
8  eigentlich  gewerkschaftliche  Gruben  bestehen. 

Der  ganz  eigenthümliche  Rammelsbergische  Bei^bau  bei 
Goslar^  hat,  gleich  den  übrigen  mit  Braunsckweig  gemeinschafi' 
liehen    We$*keH,  eine  abgesonderte  Verwaltung.  *-    Die  acht 
Reviere  des  EUensietm- Bergbaue  (wovon  2  am  Solling)  sind, 
gleich  dem  Silber-  und  Blei  -  Bergwerkshaushalte ,  dem  Berg- 
amte in  Klausthal  untergeben.    Allein  der  Haushalt  der  Eisen- 
werke hat  das  wesentlich   Abweichende,    dass  die  Gruben 
nicht  gewerkschaftlich  sind,  sondern  grösstentheils  von  Privat- 
personen  betrieben  werden.     Dagegen  sind   die  EisenAtlffen 
alleiniges  Eigenlhum  des  Staats  (abgesehen  von  Privathütten 
in  andern  Landestheilen)  und  sie  empfangen  von  jenen  Gru- 
ben den  Eisenstein  gegen  Bezahlung  eines  s.  g.  Langerlohns. 
Die  Besitzer  der  Eisensteingruben   sind   grösstentheils   damit 
belehnt  (Eigenlöhner),   und  besitzen  die  Gruben    unter  den 
Beschränkungen : 
1.  den   gewonnenen    Eisenstein   zu    einem   vom   Bergamte 
(nach  Maassgabe  der  Gewinnungskosten)  zu  bestimmen- 
den Preise  den  Eisenhütten  des   Staats  zu  überlassen; 
während  sie   die  Abnahme   nicht    unbedingt  verlangen 
können ; 
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2,  den    technischen   Vorschriften    des   Bergamts   Folge   zu 

leisten. 

Das  nöthige  Grubenholz  wird  aus  den  Slaatsforsten  un- 
enlgeldlich geliefert;  die  erforderlichen  ifatip/anlagen  geschehen 
ganz  oder  theilweise  auf  Kosten  der  Staatskasse. 

Diese  höchst  verwickelten  Verhältnisse  und  der  Umstand, 
dass  bis  zum  Jahre  1848  niemals  eine  systematische  Regelung 
derselben  eingetreten  ist,  weder  hinsichtlich  des  Kassenwesens 
nodi  in  Beziehung  auf  die  Kontrolle;  haben  den  raschen 
Fortschritt  und  die  Erfolge  der  in  neuster  Zeit  begonnenen 
Neugestaltung  erschwert.  Dennoch  liegen  jetzt  schon  zwei 
wichtige  Ergebnisse  vor;  nämlich  die  Verordnung  über  die 
OrgcmiscUion  der  obem  Harzvertoaliung  vom  9.  August  1850 
(z.  v.  Aktenstücke  des  XI.  Ldlgs.  II.  1301  und  Verordnung 
vom  13.  Dezember  1850,  wodurch  die  Ausrührung  bis  zum 
1.  März  1851  verschoben  wird)  und  die  erste  einigermassen 
vollständige  und  klare  Redmungs-Uebersichi.  Letztere  wird 
im  Nachfolgenden  mitgetheilt,  dabei  jedoch  bemerkt,  dass  ihr 
Endergebniss  von  der  in  den  ständischen  Aktenstücken  (XL 
Landlag  II.  1288  ff)  abgedruckten  Rechnung  deshalb  wesent- 
lich abweicht,  weil  in  der  Regierungsaufstellung  der  Grundsatz 
der  Vereinnahmuog  der  AoAerträge,  nur  iheUtoeise  angewen- 
det war.  Die  gänzliche  Durchführung  ist  in  nachstehender 
Tafel  durch  Herbeiziehung  der  itoAeinnahmen  des  Eisenhütten- 
betriebes, des  Antheils  am  AoA-Ertrage  der  Gittelder  Hütte,  der 
AoA- Einnahmen  von  den  Steinkohlen  -  Bergwerken  und  den 
Salinen,  versucht;  jedoch  leider  nicht  vollständig  bewirkt,  weil 
vom  Kalkberge  und  dem  Salzwerk  bei  Lüneburg,  weder  in 
den  Aktenstücken  noch  in  den  Verhandlungen ,  die  Summe 
des  Rohertrages  aufzufinden  war. 


Bea«u  FisaM-SMtbtik«  4  9 
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A.    Einnahmen:  vom  Bergbau  und  HüUenbetrieb  am  Harze 
und  am  Solling;  auf  Steinkonlen;  vom  Bergregal,  von  den  Harz- 
forsten, vom  Kalkberge  bei  Lüneburg;   von  den  Staats-Salz- 
werken  nach  dem  Voranschlag  vom  Jahre  1850/51. 


Bezelekimig  der  Eümalne. 


Betrag 

in 

Thlr.KDr. 


Prst.- 
AatkeU 

■ai 


L 
1. 


2. 


3. 

4. 
5. 
6. 

7. 


n. 
1. 

a. 
b. 
c. 
d. 
e. 
f. 

g- 
h. 

« 

1. 

k. 

I. 


Yom  einsettigen  Silberbergwerks-iaiulialte. 

Für  Produkte 

a.  ffir  44594  Mark  BrandsUber 
b. 


d. 
e. 

f. 


44284  M.  FeinsUber  zu  ISRthlr.  {611683 

19  Ggr.  6  Pf ) 

12900  Ztr.  GlOtte  zu  4  Hth.  8  6gr.     55900 
74976   ,,    Blei  zu  4  Rth.  2  Ggr.  306152 
1099   „    gate8Kupferzu24Rth. 

22  6gr 27383 

40   „    Krätz-KupferzulTlUli.        680 


M 


Zusammen  1«:    1,001798 

Von  gewerkschaftlichen  Gruben  und  Kassen  .    . 

a»  an  Bergwerksgef&llen^  Erbknzen      .    23629 

b.  an  Ausbeute  von  andern  Kuxen  .    .      1778 

c.  an  Steuern 

1}  fOr  KOnigl.  Gruben    .....      8551 
2)    „  Stollen^  Teiche^  Gräben     .  ^ .    14200 

d.  an  Pochzins  und  AufbereiCungs'kostän    33672 

e.  an  HQttenzins  und  Hättenkosten  .    •  105143 


Zusammen  186973 

Durch  herrschaftliche  Gruben  u.  Kassen  an  Schmie- 
dezins, fizirten  Beitragen  TOm  Bauhofe  u.  s«  w. 

Eingezogene  Dienstemolumente 

Erstattungen  für  Pulver,  Unschlitt  und  Gel    . 

Erstattungen  der  Bergbaukasse  ffir  Versuchs-  und 
HoAiungsbane  ............ 

Sonstige  Kinnahmen  (Von  den  Berg-Faktoreien)  « 

Zusammen  L 

Von  den  EUenhtltten. 

Für  Produkte, 

fttr  Gusswaaren    « 

Roheisen,  altes  Eisen  n«  s«  w. . 

Granulir-  und  Wascheisen   .    . 

Stabeisen  ••......      ,, 

Zaineisen,  geschmiedetes  ...      „ 
jf         gewalztes  u.Schneideisen  „ 

Eisendraht.    .     .•.•.< 

geschmiedete  Wagenachsen  «    . 

Rohstahl 

RafOnirstahl 


?5 
J9 


Gnssstahl ,, 


Ztr«  88655 

13802 

19800 

33475 

2440 

6380 

1060 

1146 

29 

99 

292 


V 


1;001798 


186973 


Zusammen  1« 


29974 
7511 

53482 

15000 
402 


1^95140 


149553 

19592 

35178 

151066 

12665 

30646 

9642 

8838 

196 

990 

6731 


43;36 


8^09 


2,31 


56,06 


6,47 


6,54 


4260971  18,40 
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Bezdching  der  EhiMhmc 


m 


Betrag 

in 

TUrJLor. 


Prst— 
Amtlittt 
«i  4tr 


2. 
3. 
4. 
ö. 

UL 
1. 

3. 
4. 
5. 

nr. 
1. 

a. 
b. 
c. 

2. 

3. 

4. 

5. 

6. 

7. 

8. 

9. 
10. 
11. 

a. 

b. 

€. 

12. 


T. 


1. 

a. 
b. 
c 


Bntattete  Analagen  fOr  Modelle  u. 
FOr  yerfciuifte  Materialien  .  .  . 
Von  der  Ziegelei  bei  Mandelbols  . 
8ooBtige  Einnabnen 


a.  w« 


ZasanmenOr 

SoBitIge  Sliiiuilime  dnreh  die  otarlianlielie 

lehnlkasse« 

Pacht  und  Mlethe  von  Grondstttcken  und  Gebäuden 
Agio  nnd  Zinaengewinn  der  Bergbandlong.    .    • 

Zinsen  von  dem  Reeervetonda 

Von  der  Bergscbule • 

Anaaerordentliche  Einnahme ♦    . 

Znaammen  OD. 

Von  der  lanf ontf  erwiltoBg. 

Zahlnngen  der  Holaberechtigten. 
Accidens  fOr  fbrstzinafireie  Holzabgaben     .    .    . 
Forstaina  fDr  Holz  und  Kohlen  an  Berechtigte    . 
Erstattete  Hauer-  und  BereitelOhne 


Znaammen  1. 

FOr  yerkanftea  Holz   .    .    « 

Für  Kohlen 

,y    Rademacherhols  in  die  Niederlage  .    •    •    . 

UeberachOaae  der  SSgem&hlen 

Für  Lohborke «... 

Für  Torf 

Weggelder 

Forst-  und  Wegestrafgelder     •    •    .     .    .    •    • 

Pacht-  und  lOethgelder 

Verschiedene  EinmAmen,  als: 

Gras-^  Weide-  und  Mastgelder 

GefSlle * 

Eingezogene  Dienstemolumeute 

•  Beitrage  anderer  Kassen  su  Wegekosten  u«  s,  w. 


Ausserordentliche  Einnahme 


Zusammen  11. 


Zusammen  IV. 


ToA  dem  Bit  Brtasehwelg  to  Vi  gemeiiuchaft- 
Uchei  Bergbai  «Bd  ItktteiAetrleb  bei  Goslar,  nr 
OEer,  Jdlnshtktte,  Sophlenlitktte. 


P&r  Produkte. 
9  Mark  151/4  Loth  Gofd 
8486  Mark  BrandsQber. 
2583  Ztr.  GlOtte  •  .  . 


Mmmt- 

ertrag 

4m  Ytr- 

kanb. 

2070 

48078 

7103 


8264 

4062 

683 

849 


438405 


1001 

8650 

7763 

885 

506 


18,76 


18245 


2270 
11815 
16700 


80285 
48885 


8620 

400 

64727 

560 

8545 

4485 
555 

4243 

725 
784 
514 
165 


2188 
447 


158840 


1184 
27472 


0;58 


1.90 


2^ 


6,88 


0,05 
149 


4060  — 
49* 
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1 


Bezeidmng  ier  Einnahne» 


Betrag 

in 

Thlr.Kur. 


Pr«t.- 
Antheil 

an  der 
End- 
summe« 


d. 
e. 
f. 

g. 
h. 

1. 

k. 

1. 

n. 
o. 

1. 
2. 
3. 

4 


?1. 

m 


?m. 

IX. 

1. 

2. 


5670  Ztr.  Blei 


126 

4452 

1673 

56 

2702 

980 
3850 

126 


Zink   ...... 

Kapfer     *    .    .    .    . 

gelber  Schwefel    .    . 
grauer  Schwefel    .    . 
ord.  grün.  Vitriol.    . 
gr.  Vitriol  Salzb.  Art 
weiss.  Vitriol   .     .    . 
Alaun  ...... 

Gelbe  Farbe  und  Buddenschlamm 
Produkte  der  Schwefelsäure-Fabrik, 
3778  Ztr.  gute  Schwefelsaure  .    .    •    . 

280    y,     unreine  . 

178    yy     Glaubersalz  und  schwefeis.  Kali 
452    „     Eisen- Vitriol 


>j 


Zusammen  o.    10394  6940|    0,26 


Zusammen  I.  208329 
Uebrige  Einnahme  als  Pacht  und  Bliethe, 
aus  der  Forst,  Weggeld  u.  s.  w.  2489 

Zusammen  ?.  210818 

Von  der  DltBraunscliweig  (zu  4/,)  gemeinsamen 
Elsenhtktte  Crittelde 

Ton  den  Steinkohlenbergwerken  am  Osterwalde, 
am  Deisler,  zn  Borgloh ,  zn  Rehbnrg  und  dem 
Brannkolilen-Bergwerke  am  Steinberge  .   . 

Ton  dem  Kalkberge  bei  Lflnebnrg  c^eberschuss) 

Ton  den  Staats-Salinen  (1849/50) 

Von  den  Salinen  zu  Rothenfelde,  Sülbeck,  Salz- 
derhelden, SOlze  und  Salzhemmendorf  .... 

Staatsantheil  an  dem  Veberscbnss  der  gewerk- 
schaftlichen Saline  zu  Lüneburg.    ..... 


Zusammen  IX. 


Hauptsumme 

UeberschOsse  der  Berghandlung  vom  Kommunion 

Unterharzischen  Bergwerks-  und  Hüttenhaushalte 


1359781    5,89 


2,310136 
(8000) 


100,— 
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B.   Ausgaben  auf  den  Bergbau  und  Hüttcnbetrieb   am  Harze 

und  am  Solling;  auf  Steinkohlen ;  auf  das  Bergl%gal,  auf  die 

Harzforsten,  auf  den* Kalkberg  bei  Lüneburg,  auf  die  Staats- 

Saizwerkc,  nach  dem  Voranschlage  vom  Jahre  1850/51. 


Bezeiehnang  der  Ausgaben. 


Betrag 

in 

Thlr.Kur. 


Prst.- 
Antkeil 
an  der 
Kad- 
•vmme. 


L 
1. 

3, 


4. 
5. 
6. 
7. 
8. 
9. 
10. 

11. 


1. 
2. 
3. 
4. 
5. 
6. 
7. 
8. 


9. 
10. 

n. 

12. 
13. 


Auf  den  einseitigen  Silberwerks-Hanshalt. 

ZAhlimgen  ao  gewerkschaftliche  Gruben  und  Kas- 
sen für  Produkte « 

Zubusse  fßr  königliche  Kuxentheile 

Betriebskosten  der  königlichen  Werke  (ausschliess- 
lich der  Anfbereitungs-  und  Hüttenkosten.) 

a.  der  Gruben  357872 16,19% 

b.  der  Versuche-  und  Hoffnungs- 
Baue  81326    Ml<^/o 

c.  der  Stollen  21822 0,99  % 

d.  der  Teiche,  Gr&ben  u.  s»  w,  24929  .     1,18  \ 
e*  der  Pochwerke  71941 3,25% 

f.  der  Silberhütten  219403 9,92  \ 

g.  für  andere  Werke  26925    ....    1,22% 
FQr  Ankauf  und  Lieferung  von  Materialien    .    . 

Zuschuss  zum  Magazin&chaden 

Beisteuern  zu  Unterstützungskassen 

FAr  den  Wegbau 

Besoldungen  der  Betriebbeamten    ...... 

Bureau-  und  andere  Dieiistausgaben  • 
Besoldungen  und  Dienstausgaben  der  Berghand- 
lung  

Pensionen  und  Unterstützungen     ...... 

Zusammen  I. 


Anf  die  Eisenhütten. 

FQr  den  Eisensteins-Bergbau     ...... 

Für  den  Betrieb  der  Uohöfen  und  Kupolöfeu . 

Prischfeuer  .  .  .  .  • 
Zain-  und  Reckwerke  . 
Wnlz-  und  Schmiedewerke 

Drahtwerl^e 

Achsenschmiederei .  .  . 
Stahlwerke : 

a.  des  Hohstahlwerks     . 

b.  des  Haffinirstahlwerks 

c.  des  Gussstahlwerks 


}9 


yy 


?5 

yy 


9» 


Zusammen  8 
des  Bohr-  und  Drehwerks     • 
„   EmaUlirwerks  ^ .    .    .    . 
Kohlen,  Feuerholz  imd  Torf  .   '.    .     .    . 

Materialien 

Baue  und  Reparaturen  ....... 


470213 
61 

754218 


48080 

1920 

806 

11643 

29579 

1800 

8800 
3020 


1,330140 


43261 

79379 

59902 

616 

2503 

2220 

1253 

602 

78 

5904 


6584 

450 

982 

108747 

19145 

13716 


21,27 


34,11 


60,16 


1,95 
3,59 
2,71 


4,92 
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Beidchiug  d«r  Angabe. 


Betrag 

in 

TUr.Kur. 


Prst.- 

ABtlk«U 

mm  4«r 

■md. 


14.  Ffir  Besoldungen  (18910  Bth.)   und  Löhne  der 

Aoflwher  n.  s.  w..    .........    . 

15.  Fflr  DUUen,  Boreankosten  und  andere  Dienatana- 

g^aben  •••..••• 

16.  Spionen  und  Onadenlöhne.  

17.  Beiträge  an  Inraliden-  nnd  andern  Kassen     .    . 

18.  Faktorei -AnBgal>en,  einscUiesslfch  17750  Rthlr* 

Rabatt 

10.     F&r  die  Ziegelei  in  Handelliola 

20.    Insgemein . 

Zusammen  U. 

m.       StBittge  ABSgiben  doreh  die  oberbinltclie 

lebBtkisse« 

1.  Besoldungen  und  fortlaufende  Remunerationen 

2*  Kommisaions-  und  Bureankosten    ...... 

3.  Zuschuss  zur  Poliaei-Verwaltnng 

4.  FQr  die  Bergschule  (excL  Besoldungen)     •    .    . 

5.  Baukosten  (KÖnigl  Gebäude  in  den  Bergstädten) 

6«  Pensionen «.... 

7«  Unterstützungen 

8.  Ausserordentliche  Ausgabe  (IQr  Beförderung  der 

Auswanderung) . 

Zusammen  UL 

IT.  Auf  die  Hars-Font-VerwaltiiBg. 

1.  Hauer-  und  Bereitelöhne  för  Bau-,  Nutz-  und 

Brennholz 

2.  Desgleichen  für  Kohlholz «    . 

3.  Desgleichen  für  Kohlen 

4.  Desgleichen  für  Rademacherholz 

5.  Für  Zubereitung  der  Lohborke  

6.  Kosten  des  Torfttichs 

7.  Forstkulturen 

8*  Vertilgung  von  schädlichen  Wald-Insekten     .    . 

9*  Für  Vermessungen 

10.  n    Grenz-Regnlirung 

11.  „    Unterhalt  der  Forstgebäude 

12.  99    den  Wegbau 

13.  Biesoldungen  und  Löhne  des  Forstpersonals    .    . 
14«     Uebrige  aus  den  Forstkassen   erfolgende  Besol- 
dungen              

15.  Dienstausgaben 

16.  Diäten  und  Reisekosten 

17.  Beisteuern  9  Belohnungen    (incl.  3700  Rth.   behuf 

der  Auswanderung) 

18.  Pensionen    .    • 

19.  Beitrüge  zu  andern  Kassen 


388290 


37205 

1.68 

3000 

— 

1640 

— 

650 

— 

4171 

—. 

4325 

— 

5729 

— 

10000 

— 

17,56 


6672Ö 


3,02 


15637 

__ 

1110 

_ 

1366 

— 

314 

— 

500 

— 

2644 

— 

14070 

— 

2510 

— 

6326 

— 

500 

— 

10434 

— 

23835 

1,08 

33332 

1,51 

4467 

.. 

952 

— 

1180 

— 

7470 

^^ 

3554 

— 

858 

— 
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BezeMnnBg  4er  Aosgafte. 


Betrag 

in 

ThlrJLiur 


Prsi.- 
AntkaU 


•nmoi«. 


30. 
21. 
». 

V. 


1. 


b. 


c. 

1. 
3. 
4. 
5. 
6. 
7. 
8. 
9. 


m 


im. 

TL 

1. 


Kosten  der  Weggeldehelmng 

Verscliiedene  Ausgaben 

Ausserordentliche  Ausgaben 

Zusammen 

Auf  deamttBraimschweig  (zu«/.)  gemeinidiaft- 

lichen  Bergbau  und  Itttenbetneb  bei  CrosUr^ 

zur  6Ker,  Jnliiislifitte,  SopUeiihfttte. 

BttrUbskosten  und  andere  unmittelbare  Aus* 
gaben  der  Werke, 

des  Bergbaues  im  Rammeisberge .    .    .      28488 

derSchmelihötten,  Goldseheidung  n.  ftlm- 
licber  Werke  zu  Oker,  Juliushütte^ 
Sopbienbfltte  und  Goslar 114166 

der  Sebwefols&ure-Fabrik  zu  Oker  .    .        8588 

Zusammen  1.  161187 

Nenbane«und  Reparaturen 9791 

Forstausgaben 5640 

Besoldungen  und  L6hne  ......  14818 

Pensionen 278 

Di&teo^  Difcretionen  und  Beisteuern .  1529 

Zusdiuss  zu  andern  Kassen      ....  2091 

Allgemeine  Verwaltungskosten     •    .    .  828 

Uebrige  Ausgabe  der  Zebntkasse  555 

Zusammen  T.    186207 
Ton  dieser,  den  Dnrchscbnittsansatzen  ent- 
sprecbenden^  Summe  werden  wegen  gttn- 
stigerFruchtpreise  u.s.w.6000^7000Rth. 
zu  ersparen  seyn,  weshalb  abgesetzt  sind        6889 

so  dass  die  Ausgabe  bleibt  von    179318 

Auf  die  mit  Braunschweig  (su  %)  gemeinsame 

Eisenhatte  Gittelde 

Auf  die  Stetnkohleiibergwerke  am  Osterwalde, 
am  Deister,  z«  Borgloh,  za  Rehburg  uid  das 
Brankohlenbergwerk  am  Steinberge     .    *    • 

Alf  den  Kalkberg  bei  Lttiebvrg 

Auf  die  StaatssaUneii  (1849/50) 

Auf  die  Salinen  zu  Rothenfelde,  SOlbeck,  Salz- 
derhelden^  SiUiee  und  Salzhemmendorf  •    .    .    . 

Auf  den  Staats-Antheü  an  dem  Ueberschusse  der 
gewerkschaftlichen  Salinen  zu  Lüneburg  .    .    « 

ZnsammenlXr 

^                              Hauptsumme 
Auf  die  Ueberschösse  der  Berghaodlung  vom  Kom- 
munion Unterharzischen  Bergwerks*  und  Hfltten- 
hauslmlte 


660 
1291 
2530 


185440 


16276 


65286 
4880 


86392 

5596 

3224 

8180 

156 

872 

1196 

472 

316 


106404 


3986 


6,12 


102468   Im 
13980     0,63 

83046     3,76 
Nicht  mitgetheUt 

90978 
Nicht  mitgetheilt 


909781    4,12 


2,211062 


100.— 


(siehe  Einnahme.) 
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Die  Gesammisumme  der  Einnahme  vom  Bergbau,  Hütten- 
und  Salzwerk-Betriebe  des  Staats  ist  hiernach  2,310132  Thir. 
(oder  18,91  Vo  aller  Roheinnahmen  des  Staats)  und  dazu 
liefern;  der  einseitige  Silberbergwerkshaushalt,  1,295140  Thlr. 
oder  56,06  %;  die  Eisenhütten,  433405  Thlr.  oder  18,76  %; 
sonstige  Einnahmen  durch  die  oberharzische  Zehntkasse, 
13245  Thlr.  oder  0,58  %;  die  Harzforsten  158840  Thlr.  oder 
6,88  %;  die  V?  Antheil  am  gemeinschaftlichen  Bergbau  und 
Hüttenbelriebe  bei  Goslar,  120468  Thlr.  oder  5,21  %;  die 
Vi  vom  Eisenwerk  Gilteide,  15280  Thlr.  oder  0,66  Vo;  die 
Steinkohlenbergwerke  122780  Thlr.  oder  5,31%;  der  Kalk- 
berg bei  Lüneburg  (Ueberschuss)  15000  Thlr.  oder  0.65  %; 
die  Salzwerke  (18*49/50)   135978  Thlr.  oder  5,89  %. 

Bei  den  auf  2,211062  Thlr.  sich  belaufenden  Ausgaben 
(16,28  Vo  aller  Staatsausgaben)  stellt  das  Aniheiherhäliniss  meh- 
rerer Abtheilungen  sich  bedeutend  anders.  Es  tragen  näm- 
lich dazu  bei:  der  einseitige  Silberwerkshaushalt  1,330140 Thlr. 
(Einnahmemangel  35000  Thlr.)  oder  60,16  Vo;  die  Eisenhütten 
388290  Thlr.  (Einnahme-Ueberschuss  45115  Thlr.)  oder  17,56 Vo; 
die  sonstigen  Ausgaben  der  oberharzischen  Zehntkasse  66720; 
Thlr.  oder  3,02  Vo ;  die  Forsten  135440  Thlr.  (Einnahme-Ueber- 
schuss 23400  Thlr.)  oder  6,12  Vo;  die  gemeinsamen  Gmben 
und  Hütten  bei  Goslar  zu  Vt  :  102468  Thlr.  (Einnahme-Uöber- 
schuss  18000  Thlr.)  oder  4,63  Vo;  die  Eisenhütte  Gittelde  des- 
gleichen 13980  Thlr.  (Einn.  üebersch.  1300  Thlr.)  oder  0,63  Vo; 
die  Steinkohlen-Bergwerke  83046  Thlr.  (Einn.  üebersch.  39734 
Thlc.)  oder  3,76  Vo;  die  Salz  werke  (1849/50)  90978  Thlr. 
(Einn.  üebersch.  45000  Thlr.)  oder  4,12  Vo-  —  Nicht  zu  über- 
sehen ist,  dass  sowohl  die  Ueberschüsse  der  einzelnen  Jahre 
sehr  verschieden,  als  auch  häufig  die  wirklichen  Einnahmen 
von  den  Voranschlägen  sehr  abweichend  sind;  Beides  als  na- 
türliche Folge  der  oft  vorkommenden  bedeutenden  Preis- 
schwankungen der  wichtigsten  Erzeugnisse,  z.  B.  des  Blei.  — 

Der  Inhalt  dieser  Tafeln  giebt  zu  noch  einigen  sonstigen 
Bemerkungen  Veranlassung.  Die  Zehnikasse^  welche  ursprüng- 
lich aus  den  dem  Landesherrn  zustehenden  Abgaben  vom 
Privatbergbau  entstand,  ist  allmählig  eine  Art  von  Zentral- 
kasse fiir  den  ganzen  Harz  geworden;  mit  Ausnahmen  jedoch 
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so>B^ohl  hiidsichtlich  der  Einnahmen  als  der  Ausgaben.  Alle 
Erträge,  der  gewerkschaftlichen  Gruben  sowohl  als  der  dem 
Staate  zugehörigen ,  sind  bei  der  Zehntkasse  zur  Verrechnung 
gekommen  und  die  Aufbewahrungen  Tür  gewerkschaftliche 
Betriebe  sind  als  Zehntoorräthe  bezeichnet,  welche  im  Ver- 
laufe einer  langen  Zeit  eine  so  bedeutende  Höhe  erreichten, 
dass  sie  schon  1834,  nach  Absatz  der  Schulden,  873000  Thir. 
betragen.  Die  Zehnikasse  hat  Schulden,  welche  1849  nach 
Abzog  ihres  Guthabens  875000  Thlr-  betragen  und  damit  hat 
es  folgende  Bewandniss.  Die  gewerkschaftlichen  Gruben  ge- 
ben ihre  Erzeugnisse  zu  festen  Preisen  an  die  Zehnikasse 
ab;  zum  Betriebe  einer  jeden  Grube  gehört  ein  grosses  Be- 
triebskapital, welches  in  der  Zehntkasse,  woraus  die  Kosten 
des  Bergbaues  gezahlt  werden,  vorhanden  seyn  muss.  Ein^ 
zelne  Graben  haben  vortheilhatt,  andere  mit  Schaden  gebaut; 
die  Letzteren  haben  ihr  Betriebs-Kapital  nach  und  nach  ver- 
braucht, haben  sogar  Vorschusse  aus  der  Zehntkasse  Tür  fer- 
neren Betrieb  erhalten,  und  sind  dadurch  in  Schulden  gera- 
then.  Anderseits  haben  einzelne  Gruben  die  volle  Ausbeute 
nicht  bezahlt,  und  dadurch  Vorräthe  im  Zehnten  erhalten, 
d.  h.  die  Zehntkasse  ist  ihnen  schuldig  geblieben.  So  sind 
auf  der  einen  Seite  bedeutende  Vorschüsse  der  Zehntkasse 
entstanden  an  schadenbauende  Graben,  auf  der  andern  Seite 
Abzüge  und  Schulden  an  solche  Graben,  die  den  Bau  mit 
Vortheil  betreiben.  Im  Jahre  1834  wurden  bei  Vereinigung 
der  Kassen  diese  seit  langen  Jahren  in  Rechnung  geführten 
Guthaben  und  Schulden  der  Zehntkasse  geprüft  und  zum  Theil 
erledigt;  sie  haben  damals  in  Zahlen  mehrere  Millionen  be- 
tragen, ohne  eine  wirkliche  Bedeutung  zu  haben.  Im  Gan- 
zen ist  zu  jener  Zeit  die  wakre  Schuld  der  Zehntkasse  an 
8  Gewerke  657178  ThIr.  verblieben,  ihr  Guthaben  dagegen 
56951  Thlr.  Seit  1838/40  hat  die  Summe  der  Schulden  sehr 
geschwankt;  1840  ist  sie  am  grössten  gewesen  mit  1,199459 
Tblr.  —  Die  Tilgung  der  Schuld  der  Zehnthasse  soll  mittelst 
eines  eigenen  Tilgungsfonds  geschehen,  der  aus  den  Reserve- 
fonds der  Berghandlung  mit  105467  und  der  Zehntkasse  mit 
97213  Thlr.,  so  wie  aus  den  Ueberschüssen  der  Letzteren 
gebildet  wird. 
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Die  Bwghandlmg  hat  die  Bestimmang,  die  Bergwerks- 
und Hütten -Erzeugnisse  des  Ober*  und  Unter^Harzes  zu  ver- 
kaufen ,  mit  Ausschluss  jedoch  des  Eisens ,  welches  die  Eisen- 
hüttenverwaltungen selbst  veräussem.  Früher  hatte  jene  Be- 
hörde eine  durchaus  unzweckmässige  selbstständige  Mittel- 
stellung zwischen  der  Harzverwaltung  und  den  Käufern,  so 
dass  sie  die  Erzeugnisse  zu  festen  ermässigten  Preisen  empfing 
und  den  durch  höhere  Verkaufepreise  gemachten  Gewinn  zu 
Gunsten  tftrft*  beiondem  Kasse  verrechnete.  Dieses  Verhältniss 
besteht  zwar  noch  fort  hinsichtlich  der  Koramunionwerke ,  ist 
aber  in  Beziehung  auf  den  übrigen  Bergbau  und  Hültenbetrieb 
dahin  geändert,  dass  die  Bei^handlung  (mit  verbtöserter  in- 
nerer Einrichtung)  Verkaufsagent  geworden  ist  Die  frühere 
mangelhafle  Wirthschaft  dieser  Behörde  hat  unter  Andern 
auch  eine  Summe  von  344000  Thlr.  an  zum  Theil  sehr  alten 
und  zweifelhaften  Ausstanden  veranlasst.  Wenn  davon  auch 
nur  die  Hälfte  verloren  geht,  so  ist  das  doch  schon  soviel 
als  das  21  fache  des  jetzigen  reinen  Jahresüberschusses.  Alle 
dergleichen  Uebelstände  werden,  in  Folge  der  neuen  Gestal- 
tung des  ganzen  Dienslzweiges ,  nicht  mehr  vorkommen  kön- 
nen} wozu  besonders  beitragen  würde,  wenn  man  den  Ver- 
trieb und  die  Bechnungsführung  (wie  das  bei  allen  Staats- 
gewerbe-Anstalten geschehen  sollte)  möglichst  in  kaufmänn^ 
sehe  Formen  brächte,  das  Kassenwesen  ganz  vereinfachte 
und  die  Hauptkasse  der  Bergbau-  und  Hütten -Verwaltung  in 
das  durchaus  abhängige  Verhältniss  einer  Nebenkasse  der  Ge- 
neral-Staatskasse setzte. 

Die  Einnahme  I.  2.  c.  2.  wird  von  den  gewerkschafUidien 
Gruben  in  die  Staatskasse  gezahlt  als  Antheil  derselben  an 
den  vom  Staate  zu  unterhaltenden  gemeinsamen  Stollen,  Tei- 
chen, Gräben.  Die  Einnahmeposten  I.  2.  d.:  Pochzins  und 
Aufbereitungs  -  Kosten  und  e. :  Hüttenzins  und  Hüttenkosten, 
sind  gleichfalls  Vergütungen  für  Benutzung  von  Staalsanstal- 
ten  und  Ersatz  von  Staatsaufwand  ^  von  Seiten  der  gewerk- 
schaftlichen Gruben.  —  Die  Einnahme  I.  3.  g.  des  Bauhofs 
ist  für  Haschinen,  welche  diese  Bauanstalt  geliefert  hat.  — 
Die  Erstattungen  von  Puhety  Unschlitt,  Oel  I.  5.  geschehen 
von  sämmtlicben  Gruben ,  Werken  und  sonstigen  Empfängern. 
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Das  Pulver  wird  auf  Staatskosten  angefertigt,  Unschlitt  und 
Oel  im  Ganzen  von  der  Zehntkasse  angekauft,  welche  an 
(i^esen  Materialien  einen  massigen  Gevnnn  macht.  —  Die  Ein- 
nahme der  Zehntkasse  für  Versuchi-  und  Hoffnungt-  Baue  \,  6. 
kommt  aus  eigenen  früher  entstandenen  Bergbau-Kassen.  Auf 
dem  Erfolge  dieser  Ausgaben  beruht  iheilweise  die  Zukunft 
des  Harzbergbaus. 

Unter  den  Ausgaben  hängt  der  Zuschuss  zum  Magasun- 
jdkadeii  I.  5  mit  einer  Einrichtung  zusammen,  die  den  Zweck 
hat  den  Berg-  und  Hütten -Leuten  und  deren  Hinter  iassenen 
zur  Zeil  von  Theuerungen  eine  gewisse  Menge  Brodgetreide 
aus  Staatsmagazinen  zum  festen  Preise  von  18  Ggr.  8  Pfg. 
für  den  Himpten,  zu  überlassen.  Der  erforderliche  Zuschuss 
wurde  bisher  von  den  Gewerken  zu  Ve»  von  der  Bergbau- 
kaaae  zu  Vs  und  von  der  herrschaftlichen  Bergwerkskasse  zu 
y«  getragen.  Dieser  verhältnissmässig  sehr  geringe  Zuschuss  ist 
fiir  eine  äusserst  genügsame  Bevölkerung,  welche  aber  kein 
Brodkom  bauen  kann,  ein  nothwendiges  Opfer;  wobei  nicht 
übersehen  werden  darf,  dass  der  Magazinpreis  gar  nicht  gering 
bt  Die  Beisteuern  des  Staats  zu  Unierstiitztmgskatsen  1. 6.  be- 
tragen nur  806  Thir.,  was  bei  den  zahlreichen  Fällen  der 
Uaterstützungs- Bedürftigkeit  in  Folge  von  Unfällen  bei  der 
Arbeit,  nicht  erklärlich  wäre;  wenn  nicht  daneben  Genossen- 
schafis -Unterstützungsfonds  beständen.  Die  Ausgabe  für  den 
Wegbau  I.  7.  und  IV.  12  ist  seit  einer  Beihe  von  Jahren  des- 
halb ziemlich  beträchtlich  gewesen,  weil  man  darin  ein  Mittel 
zur  Beschäftigung  arbeitsloser  Berg-  und  Hüttenleute  gefunden 
hat.  Wenn  man  jedoch  erwägt,  dass  für  alle  Erwerbszweige 
des  Harzes  gute  Strassen  unentbehrlich  sind  und  zugleich  in 
Betracht  zieht,  dass  auf  dem  Harze  dem  Staate  rechtsbegrün- 
det allein  zur  Last  liegt,  was  in  andern  Landestheilen  unter 
Staats-  und  Gemeinde-Kassen  und  Private  sich  vertheilt,  so 
wird  zugegeben  werden  müssen,  dass  auch  in  Zukunft  am 
Wegbau  auf  dem  Harze  wenig  zu  sparen  seyn  wird.  —  Die 
Ausgabe  Tür  Beförderung  der  Auswanderung  1 0000  Thir.  IIL  8. 
ist,  bei  den  jetzigen  Erwerbs^Verhältnissen  des  Harzes ,  eine 
leider  nothwendig  gewordene  Verwendung.  Mit  jener  Summe, 
dem  Zuschuss  der  Knappsdiaft  und  aus  dem  etwanigen  eigenen 
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Vermögen  werden  300  bis  350  Personen  berördert  werden 
können.  - — 

Mögen  hieran  die  allgemeinen  Bemerkungen  sich  knüpfen, 
dass 

1.  man  den  Harz  mit  allen  seinen  Erwerben  stets  als  eit 
Ganzes  betrachten  mu^,  da  kein  Zweig  ohne  den  andern 
bestehen  oder  gedeihen  könnte;  weshalb  auch  aus  dem 
geringeren  Ertrage  des  einen  oder  andern  Erwerbes,  ab- 
gesondert kein  richtiges  Urtheil  gefallt  werden  kann. 

2.  Die  Staats-Gewerbe- Anstalten  auf  dem  Harze  (abgesehen 
davon,  dass  sie  vorhanden  sind  und  35000  Menschen  er- 
nähren) weniger  mit  Berücksichtigung  ihres  Gewinnes  iur 
die  Staatskasse,  als  aus  dem  volkswirthschaftlichen  Ge* 
Sichtspunkte,  beurtheilt  werden  dürfen.  Diese  Staats-Ge- 
werbe-Anstalten werden,  in  Folge  der  neuen  Einrichtun- 
gen, unfehlbar  zu  einem  höheren  Reinertrage  gelangen 
als  bisher,  allein  das  ist  nur  möglich  wenn  sie  in  den 
Händen  des  Sttuits  zusammengehalten  werden.  Sie  haben 
aber  auch  jetzt  schon  und  seither  eine  so  ausserordent- 
liche Wichtigkeit  für  die  Bevölkerung  des  Landes  weit 
über  den  Harz  hinaus,  so  wie  für  den  Handel  des  König- 
reichs gehabt;  dass  man  niemals  anders  als  vn  Zusam- 
menhange mit  dem  ganzen  Lande,  über  ihre  Wichtigkeit 
und  ihren  Nutzen  ein  Urtheil  fällen  sollte. 

Die  Steinkohlen-Bergwerke  des  Staats  liegen,  gleich  den 
Privatgruben,  im  südlichen  Theile  des  Königreichs  und  zwar 
in  dem  Höhenzuge  zwischen  der  Leine  und  Weser,  sowie  in 
dessen  Fortsetzung  am  linken  Weserufer  im  südlichen  Für- 
stenthume  Osnabrück.  Die  (in  Erbenzins  ausgethanen)  Staats- 
baue am  Süntel  im  Amte  Springe  haben  Plötze  von  4  bis 
36  Zoll  Mächtigkeit;  das  Bergwerk  am  Daberge  (dem  östlichen 
Vorberge  des  Deisters)  9  Zoll;  der  Bergbau  oberhalb  Feggen- 
dorf am  Deister  24  bis  26  Zoll;  die  Bergwerke  am  Sürsser 
Brinke  des  Deisters  von  7  und  14  Zoll;  die  Gruben  bei  Reh- 
burg von  6  bis  7  Zoll;  die  besonders  wichtigen  und  guten 
Bergwerke  bei  Borgloh  im  Fürstenth.  Osnabrück  besitzen  fünf 
über  einander  liegende  Flötze  von  24,  14,  42,  6  bis  9  und 
24  Zoll  Mächtigkeit.     Der  bei  weitem  grösste  Theil  der  Aus- 
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beate  besteht  in  s.  g.  Brandkohle,  denn  unter  2,26000<>  Bal- 
gen zu  1  Kub.-Fss.,'  welche  als  Ausbeute  aller  Steinkohlen- 
gruben des  Königreichs  Hannover  im  Jahre  1838  berechnet 
wurde,  waren  nur  etwa  150  bis  160000  Balgen  s*  g.  Schmiede- 
kohleu  (ausfuhrliche  Nachrichten  in  meiner  Statistik  des  Kö- 
nigreichs Hannover  I.  224  fif.).  Die  Preise  der  Steinkohlen, 
welche  früher  nach  Beschaffenheit  der  Kohle  zwischen  10  Pfg. 
und  2  Ggr.  5  Pfg.  Tür  die  Balge  sich  bewegten,  haben  an 
mehreren  Orten  allmählig  herabgesetzt  werden  müssen;  weil 
die  Konkurrenz  der  Privatbergwerke  und  im  Osnabrückschen 
auch  der  preussischen  Nachbargruben,  dazu  nöthigte.  Bei 
der  ständischen  Berathung  in  II.  Kammer  am  19.  Juny  1850 
(Seite  1766)  wurden  die  jeliigen  Preise  der  Kohlen  im  Osna- 
brückschen (wahrscheinlich  vom  Bergringel  zu  4400  Kub.-Zoll, 
welches  175  bis  190  Pfd.  wiegt)  nach  Verschiedenheit  der 
Sorten  zu  2V«,  S"/,,  A%,  5  und  6  Ggr.  angegeben,  während 
der  Preis  der  preuss.  Kohlen  in  Dortmund  (welcher  Güte?) 
4V4  Ggr.  sey. 

Der  Ueberschuss  der  l^einkohlenbergwerke  des  Staats 
hat  von  1814  bis  1832  zusammengenommen  281440  Thir.  be- 
tragen; bei  der  Kassen  -  Vereinigung  1834  schlug  man  ihren 
Durchschnitts-Reinerlrag  zu  15000  ThIr.  an  (vom  Süntel  5000, 
Deister  2000,  Osnabrück  8000),  allein  die  wirkliche  Einnahme 
ist  1835/6  nur  7338  ThIr.,  1836/7:  8650  ThIr.  gewesen;  im 
neusten  Voranschlag  sind  36000  ThIr.  als  Ueberschuss  be- 
rechnet von  122780  ThIr.  Roheinnahme  (während  die  steno- 
grafischen Berichte  39734  ThIr.  Reinertrag  angeben) ,  wonach 
die  Gewinnungskosten  70,68  Vo  betragen. 

Sahwerke    ganz    oder    theilweise    im    Eigentbum     des 
ätoa/«  sind: 

1.  Sabhenmendorf,  Amts  Lauenstein ,  herrschaftlich  (Vs)  und 
gewerkschaftlich  (52  Interessenten)  ^  mit  3  Soolbrunnen, 
welche  in  100  Theilen  Soole  4  bis  7,08  Theile  Kochsalz 
enthalten;  ohne  Gradirung;  Feuerung:  Steinkohlen  und 
Holz.  Jetzt  Einnahme  nnd  Ausgabe  4600  ThIr.-,  Erzeu- 
gung 4624  Zollzentner ;  Erzeugungskosten  für  den  Zollzent- 
ner 27  Sgr. 
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2.  Salbeck ,  Amte  Grabenhagen  (1660);  3  Qnelien  von  2,55 
Prozent  Gehalt  (nach  Trampel) ;  Doraen-Gradirung ;  Feue- 
rung: Holz,  Steinkohlen  und  Torf.  Jetzige  Einnahme 
7650  Thir.,  der  Ausgabe  gleich;  jedoch  hofiEt  man  ein 
Steinsalzlager  zu  erbohren.  Erzeugung  16254  Zollztr.; 
Ei*zeugungskosten  13,6  Sgr.  für  den  Zollztr. 

3.  LüiUburg  (seit  dem  10.  Jahrhundert),  zu  Vs  im  Eigen- 
thume  des  Domaniums,  ausserdem  von  86  Stiftern,  Klö- 
stern, Korporationen,  auch  von  Privaten;  3  Hauptquellen 
mit  einem  Soolegebalte  von  25,17  Prozent,  und  nicht  be- 
nutzte dprozentige  Quellen;  ohne  Gradirung;  Torffeue- 
rang.  Reinertrag  75  bis  80000  Thir.,  wovon  im  Jahre 
1848  an  Stiftungen  53633  ThIr.  fielen;  Lasten  jährlich 
21  bis  22000  Thlr.  (z.  v.  stenogr.  Ber.  II.  Kam.  1850. 
S.  608,  9). 

4.  sähe,  Amtevoigtei  Bergen,  4  Quellen,  3,12prozentig  (nach 
Langsdorf);  Doraen-Gradirung;  Torffeuerung.  Erzeugung 
4332  Zollztr. ;  Erzg.  Kosten  15,9  Sgr.  für  den  Zollztr. 

5.  Rothenfelde,  Amts  Iburg  (1723);  Soolegehalt  6,90  Prozent 
(nach  Langsdorf);  neues  Dornen  -  Gradirwerk ;  Feuerang 
mit  Steinkohlen.  Erzeugung  65384  Zollztr.;  Kosten  der 
Erzeugung  12,8  Sgr.  für  den  Zollztr. 

Ausserdem  besitzt  die  Krone  Hannover  V?  Antheil  au  dem 
im  Braunschweigischen  Amte  Harzburg  belegenen  Salzwerke 
JukushaU  (1569);  Soolegehalt  6  bis  6V4  Prozent  (nach  Haus- 
mann, nach  Langsdorf  nur  4,1  Przt);  ohne  Gradirang;  Dampf- 
siedung; mit  dem  i.  Januar  1849  ausser  Betrieb  gesetzt  und 
seitdem  braunschweigischer  Seits  zum  Verkaufe  ausgeboten. 

Die  Gesammierzeugung  der  Staats  ~  Sahwerke  war  nach 
dem  Jahresdurchschnitt  von  1843/7  :  112072  Ztnr.  von  100  Pfd. 
Köln.,  oder  104740  Zollztr.  (der  PrJraZ-Salinen  343858  Zollztr., 
zusammen  448598).  Für  1846  steht  eine  Einzelberechnung 
im  Jahrg.  1847  der  Zeitschr.  des  Vereins  für  deutsche  Stati- 
stik, Seite  1006. 

Im  Jahre  1848/9  setzten  eämiMche  42  Salinen  und  Salz- 
niederlagen des  Landes  576329  hannov.  Ztr.  Salz  ab.  Von 
dieser  Menge  wurden  ausgeführt  236622  Ztr.,  und  339707  Ztr. 
mit  118240  Thb.  versteuert.    Von  der  letzteren  Zahl  kommen 
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aaf  den  Kopf  der  Bevölkerung  darchschnitilidi  18,05  Zollpfd. 
als  Verbraach.  Die  Preise  beim  Verkaufe  im  Grossen  bewe- 
gen sich   (mit  Einschluss  der  Steuer}  zwischen  1  Thir*  und 

1  Thir.  14  ggr.  3  pf«  für  den  hannov.  Zentner  oder  1  Thlr. 
^A  Sbgr.  his  1  Thlr.  21,1  Sbgr.  für  den  Zollztr.;  in  den  dem 
Zollvereine  angeschlossenen  Landestheilen  aber  ist  der  Preis 
liir  den  hannov.  Ztr.  1  Thlr.   21  ggr.  oder  fiir  den  Zollztr. 

2  Thh*.  0,1  Sbgr.  Eine  Salzsteuer  zum  Ertrage  von  HO  bis 
113000  Thlr.  macht  ausserdem  auf  den  Kopf  der  Bevölke- 
raog  6,8  Sbgr.  Die  Preise  waren  früher  ungleich  höher  und 
wiederholte  Anträge  der  Stände  auf  Herabsetzung  in  den  Jah- 
ren 1822  (Aktenstücke  HI.  361),  1824  und  1825  haben  nicht 
2u  bewirken  vermocht,  was  die  Konkurrenz  der  im  Jahre  1833 
angelegten  Priootiaftnen  zu  linden  bei  Hannover  erzwungen 
hau  Jetzt  kann  man  schon  den  hannov.  Zentner  Salz  zu 
20  ggr.  kaufen  und  sogar  der  höchste  Preis  in  RoAenfeUe 
ist  i  Thlr.  6  ggr.  Der  Preis  des  Lüneburger  Salzes  ist  jetzt 
(ohne  die  Steuer,  jedoch  mit  Einsphluss  der  Fastage,  Trans- 
portkosten u.  s.  w.)  für  die  Last  von  rein  4200  Pfd.  Köln. : 
io  den  Niederlagen  Qstfrieslands,  in  Säcken  50  Thlr.,  in  Ton- 
nen 62  Thlr.  (Reingewinn  9  Thlr.  an  der  Last);  in  den  Nie- 
derlagen der  Provinz  Bremen  52  Thlr.  für  gedörrtes ,  46  Thk*. 
(ür  uDgedörrtes  Salz  (Nutzen  14  Thlr.  an  jeder  Last).  Die 
Preise  für  den  £«i«e/verkauf  stehen  nicht  fest.  —  Der  SaU- 
htmdel  ist  kein  Regal  im  Königreiche  Hannover,  obgleidi  sol- 
ches früher  für  einzelne  J^andestheile  in  Ansprudi  gencunmen 
wurde,  wie  denn  namentlich  die  ausschliessliche  Versorgung 
von  Ostfriesland  mit  Salz,  vom  Domanium  für  5500  bis  6000 
Thlr.  jährlich,  bis  auf  die  neuste  Zeit  an  die  Lüneburger  Sa- 
line verpachtet  war. 

Audi  die  früher  behaupteten  und  bis  in  neuere  Zeit 
mehr  oder  minder  ausgedehnt  ausgeübten  Salzwerk  -  Mono- 
pok,  werden  jetzt  nicht  mehr  anerkannt  (z.  v.  AktenstüdLe 
der  XI.  Stände- Vers.  L  342  und  n.  1767).  Ein  Gesetz  vom 
22.  Jany  1850  spricht  dieses  für  Ostfriesland,  Bremen,  Verden 
und  Hadeln  ausdrücklich  aus  (z.  v.  die  betreff  Stde.-Verbdl*)« 
Die  erste  Veranlassung  zu  dieser  weseatlicheii  Erleiditerung 
des  Salzverbraucbs  war  gleicbCdls  die  bereits  erwähnte  PrU 
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vatsalme  sti  Linden,  womit  zugleich  eine  bedeutende  Fabrik 
chemiscRer  Erzeugnisse  verbunden  ist  und  die  auch  aar  aus- 
wärtigen Märkten  erfolgreich  wirkt. 

Der  Salzhandel  ist  also  nur  denjenigen  Beschränkungen 
unterworfen,  welche  die  Kontrole  der  Salisteuer  und  die 
Einfvhreerboie  fremden  Salzes  erfordert.  Grundlage  der  jetzt 
dafiir  gidtigen  Bestimmungen  ist  das  Gesetz  vom2d.  July  1817, 
wodurch  eine  Steuer  von  9  Ggr.  Konv.-Mze.  für  den  auf  jeder 
Saline  üblichen  Zentner  Salz,  angeordnet  wurde.  Ein  Gesetz 
vom  21.  Oktober  1834  veränderte  den  Geldsatz  in  9  Ggr. 
3  Pfg.  Kourant  und  bei  Einführung  des  Kölnischen  Gewichts 
als  Steuer-  und  Handels- Gewichts  wurde  im  Verwaltungs- 
wege angeordnet,  dass  für  den  Zentner  von  100  Pfd.  Köln« 
8  Ggr.  3  Pfg.  Kour.  Steuer  erhoben  werden  sollten.  Dies 
würde  eine  Erhöhung  von  4%  Vo  gewesen  seyn;  allein  auf 
eine  Reklamation  in  der  II.  Kammer  im  Juny  1836  wurde 
(gleichfalls  im  Verwaltungswege)  die  Steuer  auf  den  jetzigen 
Satz  von  8  Ggr.  Kour.  für  100  Pfd.  Köln,  gestellt.  Für  das 
ausgeführte  Säks  wird  die  gans^e  Steuer  erstattet.  Eine  Her- 
absetzung ist  nicht  erfolgt,  jedoch  durch  Gesetz  vom  7.  Juny 
1850  das  für  landwirthschaflliche  und  gewerbliche  Zwecke 
bestimmte  Salz  von  der  Salzsteuer  gänzlich  befreit;  wie  sol- 
ches schon  durch  das  Gesetz  vom  22.  Juny  1817  hinsichtlich 
der  Salzdeputate  der  Armen-  und  Zuchthäuser  geschehen 
war.  Die  sehr  einfache  und  wenig  kostspielige  Erhebung  der 
Steuer  geschieht  auf  den  Salinen  selbst  gegen  V/i  Vo  Ver- 
gütung; auch  die  Kontrolmassregeln  sind  verhältnissmässig 
nicht  belästigend. 

Ein  Gesetz  vom  17.  July  1835  ordnet  das  Verfahren 
wegen  Vnterguchung  und  Bestrafung  der  Vergehungen  gegen 
die  Salzgesetze,  ein  Gesetz  vom  5.  Juny  1837  enthält  das 
Verbot  der  Durchfuhn^  fremden  Salzes  auch  durch  die  Bezirke 
der  Landdrosteien  zu  Osnabrück  und  Aurich.  Endlich  kom- 
men noch  die  zahlreichen  Verabredungen  in  Betracht,  welche 
in  den  Steuer-^  und  Zoll  -  Verträgen  mit  andern  deutschen 
Staaten  enthalten  sind* 

Die  Gesammtsumme  der  Veberechüue  der  StaatS'Sabu>erke 
ist  von  1814  bis  1833:  1,938683  Thir.  gewesen.     Bei  der 
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Kassenvereinigung  wurde  auf  ejue  dauernde  Durchschnitts- 
Reineinnahme  von  90000  Thh*.  gerechnet  (Rothenfelde  40000, 
Lüneburg  27000,  Sulbeck  12000,  Salzderhelden  —  Pachtsaline 
—  6000,  Salzhemmendorf  2000,  Sülze  2000,  Juliushalle  1000  Thlr.; 
z.  V.  Ubbelohde  a.  a.  0.  S.  171).  Statt  dessen  war  aber  der 
Reinertrag  nur:  1835/6:  7766Ö  Thlr,  1836/7:  80438  Thlr^ 
1841/2:  70486Thlr.,  1842/3:  66752  Thlr,  1843/4:  69645  Thlr., 
184^5:  62852  Thlr.,  1845/6:  66048  Thlr.,  1846/7:  61366  Thlr., 
1850/1:  40000  Thlr.  (Anschlag)»  also  gegen  die  Einnahme  zur 
Zeit  der  Kassenvereinigung  ein  Ausfall  von  50000  Thlr.  Die 
beabsichtigte  Uebertragung  eines  Theils  der  Salinen  an  Privat- 
personen, ist  daher  sehr  anzurathen. 

Der  Ertrag  der  Sali^teuer  war  im  Rechnungsjahr  vom 
1.  November  1817/8:  62416  Thlr.  Konv.-Mze.;  vom  1.  July 
1819/20:  72798  Thlr.;  1820 bis  1830 durchschnittlich 72272  Thlr.; 
1830/5:  im  Jahresdurchschnitt  75601  Thlr.;  1835/6:  81685, 
1836/7:  94433,  1837/8:98547,1845/6:109615,1846/7:110105, 
1847/8: 109872,  1848/9:  113239, 1850/1  (Anschlag)  110000  Thlr. 

Der  Kalkberg  bei  Lüneburg  liefert  Gipsfabrikate  und  seine 
Ausbeute  war  bis  1838  Tür  7  bis  10000  Thlr.  verpachtet.  Der 
seitdem  eingetretene  Betrieb  des  Staats  durch  Verbindung  mit 
der  Kettenstrafanstalt»  hat  den  Reinertrag  auf  jährlich  14  bis 
15000  Thlr.  erhöht;  obgleich  die  Arbeit  der  Sträflinge  theurer 
kommen  soll  als  freie  Arbeit. 

2.  0ltmial)me  qoii  Un  Wutftt^iütn* 

Ungeachtet  schon  in  der  Wiener  Kongressakte  allgemeine 
Grundsätze  Tür  die  demnächstige  Ordnung  der  SchififTahrt  und 
des  Abgabenwesens  auf  den  mehreren  Staaten  gemeinschaft- 
lichen Strömen,  aufgestellt  waren ;  unachtet  ferner  der  damalige 
Zustand  der  Unordnung  die  baldigste  Ausführung  jener  Be- 
stimmungen dringend  anrieth:  beeilten  die  betreffenden  Re- 
gierungen sich  doch  keinesweges.  Man  Hess  es  einstweilen 
bei  den  vereinzelt  abgeschlossenen  Verträgen  und  vorzuglich 
beim  Herkommen.  Zuerst  wurde  wegen  der  ElbschiffTahrt 
am  23.  Juny  1821  zu  Dresden  eine  Elbschifffahrts-Akte  abge- 
sdilossen,  durch  welche  man  die  SchiSfahrt  auf  der  ganzen 
Ausdehnang  dieses  Stroms  frei  erklärte;  Tür  die  an  die  Ufer- 

BOraa  VlBUS-StoÜftik,  50 
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Staaten  zu  erlegenden  Schifffahrts-Abgaben  von  Fahrzeugen, 
Flössen  und  Ladungen  einen  vereinfachten  Tarif  festsetzte; 
die  Zähl  der  Zollämter  um  drei  Siebentel  verminderte,  auch 
wegen  der  Kontrolle  und  sonstiger  Erfordernisse  Verabredung 
traf.  Die  Bestimmungen  dieser  Akte  haben  durch  die  von 
Zeit  zu  Zeit  versammelt  gewesenen  Revisions- Kommissionen, 
Abänderungen  erlitten.  Die  erste  s.  g.  Additional-Akte  vom 
18.  September  1824  blieb  im  Wesentlichen  in  Kraft  bis  zu 
der  am  13.  April  1844  abgeschlossenen  und  gänzlich  an  ihre 
Stelle  getretenen  zweiten  Additional-Akte,  welche  auch  die 
Zollsetze  grossentheils  änderte  und  zum  Theil  ermässigte. 
Ausser  den  an  der  Oberelbe  (oberhalb  Hamburg)  belegenen 
Zollämtern  Schnackenburg  und  Bleckede,  besitzt  Hannover  noch 
den,  von  den  Bestimmungen  der  Elbschififahrtsakte  ausdrück- 
lich ausgenommenen  (Art.  15)  Zoll  zu  Brunshausen  (unweit 
Stade  an  der  Schwingemiindung) ,  welcher  die  Niederfahrt 
nicht  trifiit,  sondern  nur  von  den  aus  der  See  stromaufwärts 
gehenden  Ladungen  (und  Fahrzeugen)  erhoben  wird. 

Diese,  auf  Grund  sehr  alter  Sätze  und  nach  alten  und 
jfieuen  Gewohnheiten  erhobenen  Abgaben ,  erlitten  zu  ver- 
schiedenen Zeiten  heftige  Anfechtungen,  auf  diplomatischen 
Wegen  und  durch  die  Presse;  welchen  wahrscheinlich  gröss- 
tentheils  vorgebeugt  wäre ,  wenn  man  sich  hätte  schon  früher 
entschliessen  können,  manches  Drückende  in  der  Art  der  Er- 
hebung dieses  Zolls  zu  beseitigen  und  allenfalls  einige  Sätze 
zu  ermässigen.  Als  die  Angriffe  einigermassen  bedenklich  ge- 
worden waren;  schloss  die  hannoversche  Regierung  mit  den 
andern  Eibuferstaaten  am  13.  April  1844  einen  Staatsvertrag 
ab;  der,  in  Betracht  der  bestandenen  Verhältnisse,  als  für 
Hannover  sehr  vortheilhaft  betrachtet  werden  muss  (z.  v.  Ak- 
tenstücke des  Vin.  Ldtgs.  HI.  925  bis  45).  Eine  Folge  davon 
war  die  Herabsetzung  der  Brunshauser  Zollgefälle  für  alle 
diejenigen  Staaten  mit  denen  Gegenseitigkeits  -  Verträge  be- 
standen, durch  Verordnung  vom  8j»  September  1844;  so  wie 
für  dänische,  belgische  und  hamburgische  Waaren  und  Schiffe, 
durch  Verordnung  vom  26.  September  1844.  Ganz  neuerlich 
(durch  Bekanntmachung  vom  6.  August  1850)  ist  die  Bestim- 
mung getroffen,  dass  für  die  aus  See  nach  Harburg  geführten 
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Waaren,  der  Brunshauser  Zoll  nicht  erhoben  werden  soll. 
Ueber  das  Branshauser  ElbzoUgericht  und  das  Verfahren  bei 
demselben,  sind  unter  dem  8.  Februar  1845  Bestimmungen 
ergangen,  Verfügungen  über  die  Zollgerichte  an  der  Oberelbe, 
finden  sich  in  der  Verordnung  vom  25.  Februar  1822  und  im 
§.  4«  ff.  der  Additional-Akte  vom  13.  April  1844. 

Ueber  die  Schiffahrt  auf  der  Weser  kam  am  10.  Septem- 
ber 1828  eine  ähnliche  Akte  zu  Stande,  in  Folge  weichet 
hannoversche  Zollämter  nur  zu  Lauenfdrde,  Hameln,  Stolzenau 
und  Dreye  blieben;  auch  das  Stapelrecht  der  Stadt  Münden 
aufgehoben  wurde  (z,  v.  Verordnung  vom  16.  Februar  1824) 
woför  die  Regierung  diesen  wichtigen  Handelsplatz  durch  Er- 
mässigungen an  den  SchiSTahrtsabgaben  und  sonstige  Begün- 
stigungen, zu  entschädigen  suchte.  Die  Revisions- Kommissio- 
nen führten  ergänzende  und  abändernde  Bestimmungen  zu 
jener  Akte,  unter  dem  21.  Dezember  1825  (Verminderung  des 
Zollsalzes  um  V4);  16.  August  1839  (abermalige  Herabsetzung 
vieler  Artikel),  so  wie  einzelne  sonstige  Verfügungen,  herbei. 
In  neuster  Zeit,  durch  Verfügung  vom  25.  Juny  1850,  sind 
zur  Erleichterung  der  Scbifflahrt  die  Weser- Zollämter  Lauen- 
forde  und  Stolzenau,  so  wie  die  Zentral -Weserzoll -Kasse  in 
Hameln,  aufgehoben,,  beziehungsweise  mit  den  Zollämtern 
Hameln  und  Dreye  vereinigt;  auch  ist  den  Befreiungen  und 
Erleiditerungen  am  Weserzoll  eine  nähere  Bestimmung  hin- 
sichtlich der  Begünstigung  der  Durchgangsgüter,  mittelst 
Verfügung  vom  13.  August  1850,  geworden.  Von  den  Weser- 
!^llgerichten  handelt  die  Verordnung  vom  16.  März  1824. 
Auch  des  PoKzei- Reglements  behuf  der  Dampf  schiff  fahrt  auf 
der  Weser  vom  24.  Juny  1844,  ist  zu  gedenken. 

Ueber  die  Ems-Schifffahri  und  die  Abgaben  auf  der  Ems 
*ist  schon  unter  dem  29.  May  1815  zwischen  Preussen  und 
Hannover  ein  Vertrag  geschlossen;  auch  enthält  die  Wiener 
Kongressakte  vom  9.  Juny  1815  entsprechende  allgemeine 
Bestimmungen.  Die  hannoversche  Regierung  beschäftigte  sich 
demgemäss  zunächst  mit  der  Schiffbarmachung  dieses  Stroms 
auch  in  seinem  oberen  Theile  und  verbandelte  darüber  mit 
den  Ständen  in  den  Jahren  1820  bis  1823,  wie  die  Akten- 
stäcke  des  II.Ldtges.  ergeben  Bd.  H  99  bis  116;  261 ;  m.  103, 

50* 
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277;  IV.  236,  387..  Bemerkenswerth  daraus  ist,  dass  die 
Stände  darauf  bestanden  nur  eine  der  Summe  nach  begrenzte 
Bewilligung  machen  zu  wollen  und  auch  als  sie  endlich  nach- 
gaben, bei  der  Ansicht  beharrten,  dass  der  Emsbau  zu  Aus- 
gaben von  unbekannter  Grösse  führen  werde,  was  die  Er- 
fahrung vollständig  bewahrheitet  hat.  Der  Kostenaufwand 
(ilr  die  Verbesserung  des  Fahrwassers  der  Eq>8,  (welches  des- 
senungeachtet noch  sehr  Vieles  zu  wünschen  übrig  lässl)  ist 
etwa  1,200000  Thlr.  gewesen;  die  wichtigste  Arbeit  ist  zwi- 
schen Lingen  und  Meppen  ein  6850  Ruthen  langer  Kanal  mit 
6  Schleusen,  breit  im  Boden  32,  im  Wasserspiegel  52,  Was- 
sertiefe 5  Fuss  rheinl.  (z.  v.  meine  Statistik  Hannovers  II.  193  ff.) 
lieber  die  Polizei  auf  der  Ems  und  dem  Kanäle  sind  am 
9.  September  1822  und  7.  April  1840  Bestimmungen  erlassen. 
Ein  Staatsvertrag  zwischen  Preussen  und  Hannover  vom 
13.  März  1843  (Aktenstücke  des  VIII.  Landtags  11.  565.  887) 
betrifft  die  Erweiterung  der  Emsschifffahrt  und  die  auf  der 
Eros  zu  erhebenden  SchiffTahrts-Abgaben.  Daraus  folgten  die 
Verordnungen  vom  26.  May  1843  die  Emszollgerichte  und  die 
Ausübung  der  Schifffahrt  betreffend.  Die  traurigen  Verhält- 
nisse der  Emsschifffahrt  haben  übrigens  bewirkt,  dass  hinsicht- 
lich der  Zollerhebung  die  Bestimmungen  jenes  Vertrages  noch 
nicht  vollzogen  sind  (z.  v.  Aktenstücke  des  X.  Ldtgs.  von  1849.) 

Ausserdem  wurden  früher  Wasserzölle  auf  der  Aller  und 
Leine,  Jeetzel,  Wümme  und  Lesum  erhoben,  deren  Letzter 
der  Wummezoll,  wie  es  scheint  im  Jahre  1850  aufgehoben 
ist  (z.  V.  Steno gr  Berichte  IL  Kam.  S.  1696).  Eine  Verord- 
nung über  die  Aller  ^  und  Leine -Schifffahrt  ist  vom  30.  März 
1824.  In  den  Steuer- Vereinigungs -Verträgen  sind  die  Wasser- 
zölle, auf  andern  Gewässern  als  den  Binnenflüs.<ien  des  einen 
oder  beider  Staaten  von  der  Gemeinschaft  ausgeschlossen. 

Schon  seit  langer  Zeit  wurden  in  den  Häfen  der  Pro- 
vinzen Bremen  und  Ostfriesland,  unter  den  Benennungen: 
Lastengeld,  Feuer-,  Tonnen-,  Baaken-Geld,  Ruderzoll  u.s. w., 
für  Rechnung  der  Staatskasse  oder  städtischer  Einrichtungen, 
Schiffsabgaben  erhoben^  welche  den  Seeverkehr  treffen,  und 
wovon  in  neuster  Zeit  Einige  aufgehoben  sind.  Eine  ausser- 
ordentliche Schiffe  -  Abgabe  aber,   welche  nur  die  Fahrzeuge 


—    789    - 

derjenigen  Staaten  trifft,  in  denen  die  hannoversche  Flagge 
nicht  als  eine  Begünstigte  bebandelt  wird,  ist  durch  zwei 
Verordnungen  vom  30.  Juny  1824  eingerührt.  Sie  beträgt  in 
den  Häfen  des  Herzogthoms  Bremen  für  Schiffe  von  mehr  als 
2  Kommerzlast  Tragfähigkeit ,  leer  2  ggr.,  beladen  6  ggr.  von 
jeder  Last;  in  den  Häfen  Ostfrieslands  für  Schiffe  von  2  bis 
20  Kommerzlast  8  ggr.,  über  20  Last  16  ggr.,  von  jeder  Last 
ohne  Unterschied  ob  leer  oder  beladen. 

Die  Vertoaltung  der  Wasser zöUe* g\x\g  im  Jahre  1823  von 
der  Kammer  an  die  damals  errichtete  Ober-Zolldirektion  über, 
am  !•  Jany  1835  an  eine  General  -  Direktion  der  indirekten 
Abgaben  und  Zölle  und  mittelst  Verordnung  vom  30.  Juny 
1841  an  die  General-Direktion  der  Zölle,  deren  Geschäfte  je- 
doch von  der  Gen. -Dir.  der  indirekten  Steuern  wahrgenom- 
men werden. 

Der  Roh'  und  Rein  "Ertrag  der  Wasserzölle  ist  wie  folgt 
gewesen  : 


Rechnougfl- 
Jahr. 


Bnuui- 

hinier 

ZoU. 


Elb- 
zoll. 


Wcser- 

zoU. 


Enis- 

zoih 


fibrige 

Was- 

ser- 

zOUe. 


ZuAam- 
men 
Roh- 
Ein- 
nahme. 


Rein- 

Ein- 

nahme. 


iaM/7  . 

18X7/8  . 
192819  . 

iat9/3o 

1830/1  . 
1831/2  . 

1832/3  . 
1836/7  . 
1837/8  . 
1838/9  . 
1830/40 
1840/1  . 
1841/2  . 
1842/3  . 
1843/4  . 
1844/5  . 
1845/6  • 
1846/7  « 
1849/50 

(Anschlaf) 
1860/51    . 

(AnacUag) 


190488 
211236 
224517 
229341 
224180 
273936 
264251 
255490 
225844 
187988 

175000 

180000 


261777 

286477 

351178 

335636 

325057 

378301 

320743 

328231 

3490101 

361447 

210000 

210000 


23837 
21992 
19324 
20569 
20125 
24041 
19923 
21147 
21736 
22482 

25000 

20000 


6309 
4748 
4647 
4803 
5044 
5389 
5793 
8143 
7466 
8941 


7675 
7486 
7359 
7402 
7572 
7571 
3527 
10^84 
6337 
5784 

14000 

8000 


371815 
876449 
438068 
454574 
501722 
479114 
452142 
490086 
531939 
607025 
597751 
581978 
689238 
614237 
623995 
610393 
586592 

424000 

418000 


316441 
324663 
377433  :  . 

395869^- 
440606 1l 

420890  i  i 

396447  I  S 

486954  lll 

484689  ^-S 

552745  Si> 

547175  ■•  S  ^ 

522282  jI 

626421 <  f 

534921  sJ 

511876  ■• - 

485091  3 

451498 

415194 

357900 

352900 
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Obgleich  ein  Theil  der  Zunahme  des  Beinertrages  der 
Wasserzölle  auf  Verwallungs- Verbesserungen  und  Ersparun- 
gen, namentlich  durch  Fixirung  der  Beamten,  zu  rechnen  seyn 
wird;  ist  doch  als  Hauptursache  die  ausserordentliche  Ent- 
wicklung des  Verkehrs,  vorzüglich  auf  der  Elbe,  zu  betrach- 
ten. Diese  Zunahme  betrug  beim  Brunshauser  Zoll  von  1836/7 
bis  1843/4  einschliesslich  65002  Tbir.;  die  spätere  Abnahme 
hat  ihren  Grund  in  der  Zollrolle  von  1844  und  den  gleich- 
zeitigen Begünstigungen  vieler  Flaggen,  seit  1848  auch  in  dem 
Blokadezustanda  Abgesehen  von  der  letzteren  Einwirkung, 
sind  die  Oberelb:iöUe  in  steter  Zunahme  geblieben ,  welche 
durch  die  eingetretenen  Ermässigungen  nicht  unterbrochen 
wurde  und  von  1836/7  bis  1845/6 :  99670  Thlr.  beträgt.  Die 
Einnahme  vom  WeserzoU  hat  zwar  im  Betrage  sich  kaum 
verändert ,  deutet  jedoch ,  wegen  der  mehrfach  eingetretenen 
bedeutenden  Ermässigungen  der  Tarifsätze,  dessenungeachtet 
auf  eine  Verkehrszunahme.  —  Ursache  der  Verminderung 
der  übrigen  Wasserabgaben  im  neusten  Etat  ist,  dass  ein  Bei- 
trag der  niederländischen  Regierung  zu  den  Seebeleuchtungs- 
kosten an  der  Emsmündung,  mit  7000  fl.  holld.  eine  andere 
Stelle  im  Einnahmebudget  gefunden  hat. 

Die  Wasserzölle  bilden  3,28  %  der  Roh-  und  4,77  % 
der  Reineinnahmen  des  Königreichs,  sind  mithin  ein  Gegen- 
stand besonderer  Wichtigkeit  für  die  Staatskasse.  Hannovers 
finanzielles  Interesse  würde  also  ihrer  unveränderten  Beibe- 
haltung^ namentlich  auf  der  Oberelbe,  um  so  mehr  das  Wort 
reden,  als  die  gewerblichen  Interessen  seiner  Bewohner  dabei 
gar  nicht  in  Frage  kommen.  Soll  nun,  zur  Aufhülfe  und  Er- 
leichterung des  aUgemünen  Verkehrs  auf  den  Wasserstrassen, 
die  Beseitigung  oder  bedeutende  Ermässigung  der  Flusszölle 
erfolgen;  so  dürfte  sowohl  aus  dem  Gesichtspunkte  des  Rechts 
als  der  Billigkeit,  für  die  hannovei*sche  Staatskasse  eine  ent- 
sprechende Schadloshaltung  verlangt  werden  können. 

Hannover  besitzt  unter  112  theils  schiilbaren,  jheils  nur 
flössbaren  Strömen  und  Flüssen,  34  von  bedeutenderer  Grösse. 
Beispielsweise  ist  dieLän^e  (tm  Königreiche)  der  Elbe  34,  We- 
ser 32,  Aller  20,  Leine  24,  Ems  31  und  Vechte  10  Meilen. 
Ausserdem  ist  die   Zahl    seiner  Schiff-    und   Abwässerungs- 
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Kaoäle  sehr  gross.     Das   Königreich  beherrscht  drei  Strom-, 
iDüiiduogen  und  die  Landwege   zu  allen  deutschen  Handels* 
platzen  an  der  Nordsee.    Diese  Verhältnisse  verleihen  ihm  eine 
seine  Grösse  weit  übersteigende  poHiUche  Wichtigkeit. 

In  neuster  Zeit  sind  grosse  Anstrengungen  gemacht  diesen 
natürlichen  Vortheilen  nachzuhelfen;  wir  werden  dieselben  in 
späteren  Abschnitten  kennen  lernen. 

3.  tfinnol)mr  oon  )m  Pofitn* 

Obgleich  es  schon  seit  Herzog  Heinrich  des  Jüngeren 
Zeiten  reitende  regelmässige  Boten  in  dem  damaligen  Lande 
Hannover  gab,  wurde  doch  erst  im  Jahre  1630  Rötger  Hin- 
über io  Hildesheim,  dem  Reichslehen  der  Taxis  zum  Trotz, 
mit  der  Berechtigung  versehen  eine  reitende  Post  zwischen 
Kassel  und  Bremen  anzulegen.  Dies  geschah  vollständig  1640 
und  zwei  Jahre  später  errichtete  Parwein  im  Rinverständniss 
mit  dem  Taxisschen  Postmeister  in  Frankfurt  eine  Gregenpost 
auf  derselben  Strasse.  Nun  kamen  beide  in  heftigen  lang- 
wierigen Streit,  allein  das  Gesammlhaus  Braunschweig  miss- 
achtete alle  kaiserlichen  Befehle  und  behielt  seine  Landes- 
posten neben  den  Reichsposten.  Im  Jahre  1680  wurde  eine 
eigene  Postdirektion  angeordnet,  welche  bis  1759  bestand; 
die  frühste  Postordnung  ist  von  1682,  die  nächste  von  1755; 
die  älteste  regelmässige  Posttaxe  wurde  im  Jahre  1755  ver- 
öffentlicht. Im  Jahre  1678  wurde  der  Italiener  Stechinelli, 
1684  die  Familie  von  Platen  mit  dem  General -Erb- Post-Amt 
des  Gesammthauses  beliehen,  jedoch  schon  im  Jahre  1736 
wurde  die  Post  durch  Rückkauf  wieder  erlangt.  Auch  noch 
später  and  bis  fast  zu  Ende  des  18.  Jahrhunderts,  fanden 
viele  Streitigkeiten  mit  dem  Kaiserlichen  Hofe  sowohl  als  mit 
dem  Reichs -Erb- Postmeister  Fürsten  von  Thurn  und  Taxis, 
über  das  Postwesen  Statt;  deren  reichhaltige  Literatur  Ornfh- 
teda  a.  a.  0,  S.  512  ff  aufzählt.—  Nicht  nur  vor  der  Fremd- 
herrschaft, sondern  auch  eine  geraume  Zeit  nachher,  (eigent- 
lich bis  zum  Jahre  1850),  wurde  die  hannoversche  Post  vor- 
zugsweise als  Geldquelle  angesehen;  die  Benutzer  der  Post 
schienen  nur  als  Mittel  zur  möglichst  hohen  Verwerthung  des 
Regals,  betrachtet  zu  werden.    Dies  hat  allerdings,  (audx  im 
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Interesse  der  Anstalt  selbst),  nicht  ausgeschlossen,  dass  die 
hannoversche  die  6r«(e  Postverwaltung  war,  welche  in  Deutsch- 
land  mit  durchgreifenden  Verbesserungen  begann  (z.  v.  Trans- 
portwissenschaft ,  Frankfurt  1834  S.  35);  hat  aber  zugleich 
bewirkt,  dass  die  hannoversche  Regierung  hinsichtlich  der 
Portoermässigungen  eine  der  Letzten  gewesen  ist-  Obgleich 
nun  in  dieser  Art  der  Ausübung  des  Regals  unzweifelhaft  eine 
indirekte  Besteuerung  lag,  wurde  doch  den  Ständen  durchaus 
keine  Einwirkung  gestattet.  Alle  darauf  bezügliche  Verord- 
nungen sind  bis  1833  von  der  Regierung  einseitig  erlassen, 
z.  B.  die  Verordnungen  vom  12.  April  182!  und  25.  Juny  1822, 
Taxen,  Nebenpostiren  und  Stationsgeld  betreffend.  Am  12.  May 
1834  legte  das  Ministerium  dem  V.  allgemeinen  Landtage 
einen  Gesetzentwurf  zur  Regulirung  der  Posttaxe  vor  (Akten- 
stucke IL  193  und  675),  welcher,  am  7.  Juny  1834  als  Gesetz 
verkündet,  den  Grundsatz  an  die  Spitze  stellt  und  mit  grossem 
Erfolge  durchführt,  dass  kein  Ausfall  an  der  Einnahme  ein- 
treten dürfe.  Eine  neue  Taxe  für  Extraposten,  Kourire  und 
Estafetten,  wurde  ohne  ständische  'Mitwirkung  unter  dem 
4.  Juny  1834  erlassen  (der  Staalskalender  für  1850  nimmt 
Seite  274  sogar  die  Normirung  der  Porto-Taxen  als  ein  lan- 
desherrliches  Recht  in  Ansppuch).  —  Abgesehen  von  einzel- 
nen Aenderungen,  bestand  jene  Taxe  bis  zum  jetzigen  Augen- 
blick, denn  erst  das  Gesetz  vom  9.  August  1850,  mit  Aus- 
führungs- Verordnung  vom  10.  August,  (z.  v.  jedoch  die  Be- 
kanntmachung vom  3.  Oktober  1850)  schuf  eine  durchaus 
neue  PosUaxe  dem  gegenwärtigen  Bedürfnisse  entsprechend. 
Die  betreffenden  ständischen  Aktenstücke  finden  sich  XI.  Ldtg. 
13,  366,  1114,  2046.  Damit  im  Zusammenhange  stehen  die 
Verhandlungen  über  Gründung  eines  deutschen  Postvereins  in 
den  Aktenstücken  des  XI.  Landtags  S.  13,  366,  1078.  2047. 
Auch  einige  sonstige  wichtige  Verhältnisse  sind  in  neuster  Zeit 
geordnet.  Dahin  gehören  das  YerhäUniss  der  Post  zur  Eisen- 
bahn (z.  V.  Aktenstücke  des  VIII.  Ldtgs.  I.  100,  II  60,  III.  286, 
1382,  1566  und  1591);  ferner  die  Aufhebung  des  Stationsgel- 
des  durch  Verordnung  vom  19.  August  1848,  welche  Stände 
seit  dem  Jahre  1832  gewünscht  und  wiederholend  beantragt 
hatten ;  auch  das  Gesetz  über  die  persönliche  Portofreiheit  vom 


y 


—    793    - 

25.  Jannar    1851,   mit   Ausfuhnings- Bekanntmachang    vom 

26.  Janaar.  Sodann  die  von  den  Landständen  unter  dem 
1.  Febraar  1847  widerholend  in  Antrag  gebrachte  UmgeaiaU 
iung  der  Postemrichtmgen  (Aktenstücke  VIII.  Ldtg.  III.  1499, 
X.  Ldtg.  Febraar  1849,  XI,  Ldtg.  12,  2048,  1856,  1618.  1620, 
2049);  auch  die  im  Interesse  der  Beamten  sehr  nöthigen  Ab- 
änderungen in  den  BesoUhmgsverhäUnUsen  (Aktenstücke  dei^ 
X.  Ldtgs.  Febr.  1849}  des  XL  Ldtges.  12,  1618,|  1856).  — 
Am  1.  Januar  1850  waren  nach  dem  Staats-Handbuche  vor- 
handen: 21  Post-Aemter,  181  Post-Speditionen  und  124  Re- 
lais; mithin  kommen  ein  Amt  oder  Spedition  auf  3,45  QH. 
und  8708  Einwohner,  so  wie  ein  Relais  auf  5,63  Q  H.  und 
14185  Bewohner. 

Der  Roh'  und  der  Rein^ Ertrag  der  Postanstalt  ist  wie 
folgt  gewesen: 

Rohertrag.  Reinertrag. 


1830/1 
1831/2 
1832/3 

.  .  •  210689  ... 
.  •  207689  lif! 
.  .  212689  a"(S* 

Iti 

1833/4 

.  .  212689   .  .  ,  . 

144802 

1835/6 

•  .    *— ^    •  . 

138100 

1836/r 

.  .  609857   . 

142302 

1837/8 

.  .  .  631100  . 

152642 

1838/9 

.  .  660092  .  . 

167435 

1839/40 

.  .  .  674492   . 

150161 

1 840/1 

.  .  .  720579   . 

157198 

1841/'2 

.  .  .  729110  . 

172620 

1842/3 

.  .  .  724189   . 

166875 

1843/4 

,  .  762566   .  , 

156450 

1844/5 

.  .  .  751716   . 

147984 

1845/6 

.  .  .  785881   . 

167778 

1846/7 

•  •  •    "*""    • 

165718 

1850/1 

.  .  .  621700  . 

41050 

Der  Voranschlag  des  ktzfen  Jahres  f^eriheilt  sich  in  Ein- 
nahme und  Ausgabe,  nach  seinen  Haupttiteln  wie  folgt: 

Ä.  Rohemnahme.  Przt.^AntheiL 

1)  An  Porto ,  für  Briefe,  Akten,  Pa- 
ckereien und  Gelder    •    .    .    .    396000    —      68,70 
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2)  Personengeld  und  Ueberfrachi  •    104000 

3)  Zeilungsauiscblag,  Prokurage- 
biihren ,  von  Postvorschüssen, 
Scheingelder  u.  Bestellgelder  etc.      40200 

4)  Insgemein  von  den  Postämtern  .        1500 

5)  A  versa  von  fremden  Post  Verwal- 
tungen          21867 

6)  Transitoporto  von  fremden  Post- 
verwaltangen             55000 

7)  Ausserordentliche  Einnahme  der 
General-Postkasse 3133 


—      16,73 


—  6,47 

—  0,24 

—  3,51 

—  8,85 

—  0,50 


Zusammen    621700    —     100  — 


B.  Ausgaben. 

1)  Bleibende  Besoldungen  der  26 
Postamtschefs,  105  Komptoirbe- 
amten  und  Postspediteure      .    . 

2)  Remunerationen  für  26  Komptoir- 
gehülfen  durchschnittl.  lOOThlr. 

3)  Besoldungen  des  Unterpersonals 
der  Postämter  (67  Briefträger, 
94  Wagenmeister  u.  s«  w.,  61 
Schirrmeister  u.  s.  w.)      .    •    » 

4)  Persönliche  künftige  wegfallende 
Besoldungszulagen  wegen  frü- 
herer höherer  Dienst-Einnahmen 

5)  Komptoirkosten  der  Postämter  . 

6)  Hiethentschädigungen  und  Miethe 
Tur  Postlokale 

7)  Reit-  und  Botenposten      .    .    . 

8)  Fahrposten  und  Wassertransporte 

9)  Postwagen '  . 

10)  Sonstige  fixe  Ausgaben,  als  Trans- 
porte zwischen  den  Posthäusern 
und  den  Bahnhöfen,  ftlr  Beiträge 
an  fremde  Postverwaltungen  etc. 

11)  Nebenwagen  u.  Vorspannpferde 


123030    —      21,19 


2756    — 


0.47 


38970    — 


6,71 


6575 

— 

1.<3 

11670 

— 

2,01 

742^ 

.... 

1,28 

17500 

— 

3,01 

220000 

— 

37,89 

36000 

^■^ 

6,20 

17000 

2,93 

18000 

— 

3,10 

I 


• 
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ii)  Begleiter  (aossergewöhnlich)  .    .         500    —       0,09 

13)  Reparaturen  an  Postgebäuden 

bei  den  Postämtern      ....        1000    —        0,17 

14)  Felleisen,    3riefbeutel,     Laden, 

Körbe  u.  s.  w 1000    —        0,17 

15)  Insgemein,  als  ausserordentliche 
Postbeförderungskosten  bei  ge- 
hemmten und  erschwerten  Kom- 
munikationen,  Nachtquartiergcl- 

der  für  Schirrmeister  u.  s.  w.     .    10723    —        1,85 

16)  Besoldungen  bei  dem  General- 
Post  -  Direktorium    (20  Personen)     14465    —        2,49 

17)  Bureaukosten  des  General-Post- 
Direktorium     .      1100    —       0,19 

18)  Remunerationen  u.  Kommissions- 
kosten des  General-Postamts  2500    —       0,43 

19)  Unterstützungen     des    General - 

Postamts 4500    —        0,78 

20)  Druckkosten,  Stempel,  Schilder 

u.  8.  w 10000    —        1,72 

21)  Monturen  für  Unterbediente  und 

Postillons 5000    —        0,86 

22)  Transitporto 12100    —        2,08 

23)  Erstattungen  wegen  verlorner  u. 

gestohlener  Postgüter   ....        1500    —        0,26 

24)  Baukosten,  mit  Rücksicht  auf  ein, 
auf  dem  Bahnhofe  anzulegendes 

2.  Postbureau 14000    —        2,41 

25)  Sonstige  Verwaltungsausgaben  des 
General-Postamts 3335    —        0,58 

Zusammen    580650    —    100  — 

Der  Ueberschuis  ist  also  nach  diesem  beriditigten  Voran- 
schlage für  1850/1  nur  41050  Thlr. ,  was  gegen  das  Jahr 
1846/7  einen  Ausfall  von  124668  Thlr.  ergiebt,  als  Folge  der 
neuen  Portolaxe  und  in  etwas  der  Besoldungs  •  Verbesseran* 
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gen.  Dags  darcb  die  vermehrte  Benutzung  der  Post  dieser 
(ohnehin  wahrscheinlich  zu  hoch  angeschlagene}  AusfaH  bin- 
nen wenigen  Jahren  sich  grösstentheils  ausgleichen  wird,  las- 
sen die  Erfahrungen  anderer  Staaten  erwarten.  Die  aus  dem 
neusten  Voranschlage  sich  ergebenden  GewinnwigskoMien  sind 
sehr  hoch,  denn  sie  betragen  93,39  %  der  Boheinnahme, 
während  die  Berechnung  der  Gewinnungskosten  fiir  1845/6 
nur  91,34  V«  herausstellt.  Hierin  allein  schon  dürfte  ein  drin- 
gender Beweggrund  für  die  Vereinigung  der  Post- ,  Eisenbahn- 
und  Telegrafen  -  Verwaltung  durch  alle  Stufen  gefunden  wer- 
den; was  um  so  unbedenklicher  scheint,  weil  in  andern  Staa- 
ten darüber  bereits  hinreichende  Erfahrungen  vorliegen.  Für 
die  SfoHsük  des  Poiibetriebes^  scheint  bisher  gar  nichts  ge- 
schehen zu  seyn,  es  ist  deshalb  zu  hoffen,  dass  der  deutsche 
Postverein  einen  Antrieb  abgiebt,  auch  mit  diesem  unent- 
behrlichen Hülfemittel  sich  zu  beschäftigen. 

4.    Cimm^e  0011  rttn  Hdüfftn^istUvitn. 

Die  im  Laufe  des  18.  Jahrhunderts  auch  im  Kurstaate 
Hannover  eingerichteten  Klassen lotterien  hatten  urspriinglich 
den  doppelten  Zweck:  dem  noch  schädlicheren  Zahlenlotto 
entgegen  zu  wirken  und  Einnahmen  (ur  einzelne  gemein- 
nützige Zwecke  zu  liefern.  Bei  der  Neugestaltung  des  Bech- 
nungswesens  hob  man  die  abgesonderten  Lotteriekassen  in 
Hannover  und  Osnabrück  auf  und  zog  den  Beinertrag  un- 
mittelbar zur  Königlichen  General -Kasse.  Jede  der  beiden 
Anstalten  lässt  jetzt  jährlich  zwei  Lotterien  Statt  finden,  wäh- 
rend früher  auf  zwei  Jahre  im  Durchschnitt  nur  drei  Lotte- 
rien kamen  j  dagegen  ist  die  Zahl  der  Loose  vermindert.  Die 
Ueberschüsse  erwachsen  aus  den  Prozentgeldem  und  aus  den 
Gewinnen  für  nicht  verkaufte  Loose,  sind  mithin  sehr  verän- 
derlich. Jene  Abzüge  Tur  die  Staatskasse  betragen  (ausser 
den  Prozenten  der  Kollekteure)  bei  Gewinnen  unter  1000  Tblr. 
10%,  über  1000  Thlr.  in  der  Osnabrücker  11,  in  der  Han- 
noverschen 12  %,  ausserdem  von  den  höchsten  Gewinnen 
1  %  zu  Gunsten  der  Staatsdiener-Wittwenkasse.  Von  diesen 
Prozentgeldem  werden  zunächst  die  Ausgaben  bestritten,  de- 
ren wichtigste  der  Antheil  der  Direktoren  ist.     Der  Direktor 
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der  hannoverschen  Lotterie  bekommt,  von  der  wirklichen  Ein* 
nähme  jeder  Lotterie  »/*•/•  (Ertrag  16—1700  Thir.),  der  08- 
nabröcker  VtV«  (Ertrag  18  —  1900  ThIr.);  jedoch  müssen  sie 
davon  die  Büreaukosten  bestreiten ,  auch  die  Gefahr  des  Ein- 
gangs der  Gelder  von  den  Kollektoren  tragen.  Einige  Kom- 
mbsarien  erbalten  Remunerationen  von  100  bis  900  ThIr.  7- 
Bis  zu  den  1830iger  Jahren  betrog  der  Ueberschuss  bei  einer 
hannoverschen  Lotterie  etwa  13500,  bei  einer  Osnabrücker 
ungefähr  9000  Tbir.  Die  jährliche  reme  Einnahme  der  Staats- 
kasse von  beiden  Lotterien  zusammengenommen  wurde  bei 
der.  Kassenvereinigung  zu  84000  ThIr.  angenommen;  in  Wirk- 
lichkeit betrug  sie  nur  von  der 

1835/6  1836/7 
hannov.  Lotterie  .  .  .  16526  14852 
osnabr.  Lotterie     ...     11031        11042 

27557         25894 

Die  späteren  Ueberschüsse  waren:  1841/2:  67048  ThIr., 
1842/3:  51434  Thk.,  1843/4:  81975  ThIr.,  1844/5:  59297  Thlr., 
1845/6:  45083  Thlr.,  1846/7:  41375  ThIr.  Für  1850/1  sind 
50000  ThIr.  veranschlagt,  wovon  auf  die  hannov.  Lotterie 
30000,  auf  die  Osnabrücker  .20000  Thlr.  kommen. 

Die  EauptterordHungen  über  das  Lotteriewesen  sind  vom 
19.  April  1819  und  24.  Dezember  1822;  ein  umfassendes 
Hinist.  Ausschrb.  ist  unter  dem  28.  März  1844  ergangen.  Das 
Verbot  des  Debitirens  von  Loosen  auswärtiger  Lotterie-AnMien 
ist  durch  Minist  Bekanntm.  vom  2.  Novbr.  1846  in  Erinnerung 
gebracht.  Es  scheint,  als  ob  von  fremden  Klassen -Lotterien 
jetzt  nur  noch  die  Gothaische  geduldet  vrird,  denn  die  ge- 
genseitige Gestattung  der  Loose  hannov.  und  brannschweigi- 
scher  Lotterien  ist  unter  dem  12.  August  1844  aufgehoben. 
Dagegen  ist  durch  die  Zulassung  einer  österreichischen  Geld- 
lotterie zum  Vortheü  verschiedener  Invalidenfonds  (Minist  Be- 
kanntm.  vom  3.  Januar  1851)  eine  sehr  seltene  Ausnahme 
gemacht 

5.    Cmtuitme  00m  9ittetttgn^ivait|. 

Unter  dieser  Benennung  werden  seit  1824  die,  Ursprung- 
lidi  der  Moringschen  Wcasenanstalt  u.  s*  w. ,  bestimmten  Ue* 
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berschttese  der  hanaoversoben  Anzeigen  berechnet,  welche, 
bei  der  Kassenvereinigong  zu  7500  Thir.  angeschlagen ,  jetzt 
in  Folge  literarischer  Konkurrenz  bis  auf  etwa  3000  Thlr. 
herabgekommen  sind. 

ee)    Emnakme  vom  Wegebau* 

Aus  einem  Berichte  des  Wegbau  -  Komitt^e  vom  18.  De- 
zember 1816,  über  Erweiterung  und  Vervollkommnung  der 
Strassen,  ergiebt  sich  beispielsweise: 

1)  dum  damiü«  die  GegammÜfage  der  Kimststraweii  (tlieUs  SCeliucliUig- 
duuMSMy  tkells  SanddAmiie)  1S6  g.M.  von  1587  Vi  Kaleaberger  Ra- 
tken  betrug; 

2)  dass  ikre  Anlage  seit  1763  geschah,  ihre  Nachbessemng  aber  wah- 
rend der  fisindlichen  BeseUung  des  Landes  von  1803  bis  1813  oft 
jahrelang  unterblieben  ist; 

8)  dass  1  CUR.  fertiges  Steinpiaster  mindestens  10,  im  Durchschnitt 
aber,  15  bis  SO  Thlr.  kostet ; 

4)  dass  nach  den  damaligen  Erihhrungen  (mit  InbegrilT  der  kleinen  Bra- 
chen und  Kanfile)  eine  MeQe  Bruchsteinchaussee  40000  Thlr.,  Sand- 
chanssee 8000  bis  10000  lUr.,  Kieselsteinpflaster  40000  bis  45000  Thlr. 
kosten  werde ; 

6)  dass  der  ünierhalt  der  SteinsehlagchauMee  im  Durchschnitt  lür  die 
Meüe  jährlich  60  FMen  Steine  erfordere,  wovon  der  Brecherlohn  al- 
lein per  Faden  8  Thlr.  betrage; 

6)  dass  die  Weggeld^Einnahme  im  Jahre  1815  (wo  sie  sehr  stark  war) 
in  den  alten  Prorinien  des  Königreichs  ••....  35000  Thlr. 
im  FOrstenthum  Hildesheim 5626    „ 

„  „  Osnahrflck 3700    „ 

zusammen    44326  Thlr. 
betrug; 

7)  dass  nach  einer  Berechnung,  zur  haaren  Bezahlung  der  Fuhren  und 
Arbeiten,  wdche  durch  die  zum  Unterhalt  der  Chausseen  zu  benutzen- 
den Naturaldienste  möglicherweise  verrichtet  werden  könnten,  85666 
Thlr.  erforderlich  seyn  wfirden. 

Zu  vergleichen  hierüber  ferner  die  Aktenstücke  des  I.  Land- 
tages n.  75.  —  In  einem  Schreiben  vom  30.  Dezember  1817 
(Aktenstücke  II.  83,  87—06)  beantragte  die  Regierung  einen 
erhöhten  Chausseegeld-Tor^,  woraus  das  Gesetz  vom  19.  Sep- 
tember 1817  hervorging.  Der  Ertrag  des  Weggeldes  und 
manche  Bestimmungen  schienen  indess  bald  ungenügend,  was 
zu  dem  Gesetze  und  Tarife  vom  19.  August  1893  führte  (Ak- 
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tensiücke  des  n.  Ldtges.  IVv  Zt^,  495  und  aach  V.  i68,  170 
ond  624,  das  Landfohrwerk  betreffend). 

Unter  dena  i.  Dezember  IddO  hatte  die  Regierong  den 
Entwurf  einer  neuen  allgemeinen  Wegeortbwng  vorgelegt  (Ak- 
ienstüdc'e  des  IL  Ldtges.  II.  Heft  VI.),  worüber  die  Stände 
erst  am  1.  May  1823  ihre  Erklärung  abgaben  (Aktenstücke 
IV.  425  —  494).  Derogemäss  wurde  dieses  Gesetz  als  allge- 
meioe  Chausseeordnung  unter  dem  30.  April  1824  veröffentlicht. 

Aus  einem  Minist.  Schrb.  wegen  Erhöhung  des  Neubau- 
Beitrages  der  Landeskasse  vom  30.  Januar  1826  (AktenstUdLO 
des  lU*  Ldtges.  I.  i  18)  ergiebt  stdi ,  dass  die  ganze  Länge 
der  unter  Leitung  der  (am  26.  April  1817  errichteten)  Ge« 
oeral  -  Wegbau  ^  Kommission  befindlichen  C%au$$eeHmm  be- 
trag     227  MeUen  1062  RuAm 

davon   waren  am    Schlüsse   1816 

chaussirt 100      ^       1092      ^ 

blieben  damals  noch  zu  chaussiren      126  Meilen  ibbi  Ruthen. 
In  den   9   Jahren    von    1817    bis 
einschl.   1825  waren   (mit  jährlich 
75000  Thlr.  u.  Naturaldienste)  fer- 
ner gebaut 54      ^        1526      „ 

blieben  also  noch  zu  bauen  ...        72  Meilen     28  Rutken. 

Stände  bewilligten  nunmehr  vom  1.  July  1826  an  einen 
ameerordenilieken  Jahresbeitrag  von  50000  Thlr.  zum  Neubau 
der  Oiaosseen  (Aktenstücke  des  III.  Ldtges.  l  384 ,  z.  v.  auch 
H.  127  und  Wt,  die  Vorausbeziehung  der  Bewilligung,  und 
IIL  125  and  199,  Anleiben  betreffend).  Der  Bau  sdiritt  Bun 
rascher  fort  und  zwar  sind  gebaut  worden :  1826 :  8  Meilen 
113  Ruthen  mit  159566  Tbk*.;  1827:  9  M.  132  R.  mit  150000 
Thlr.;  1828:  10734  Ruthen;  1829 :  8640 Vs  Ruthen ;  1830: 
6  M.  717  Ruthen.  —  Außerdem  waren  zur  Verbesserung  der 
MdU  chaueeirten  Landetrassen  seit  1826  aus  der  Landeskasse 
järhch  3000  Thlr.  bewilligt  (Aktensltioke  des  DL  Ldtges.  K 
123,  170).  Aus  einer  Minist  Mitth.  vom  30.  May  lt9d  (Ak* 
tensUicke  des  IV.  Ldtges.  296—310  und  wegen  der  Schulden 
der  Verwaltung  311)  erhellt,  dass  Ende  1831  die  Gesammt- 
länge  der  vollständig  ehaussirten  Strassen  18t  Meileii  432  Ru- 
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then  betrog,  miihia  von  den  bis  dahin  überwiesenen  Linien 
noch  40  M.  152  R.  zu  chanssiren  blieben.  In  den  Jahren 
1896  bis  Ende  1831  waren  34  M.  695  R.  gebaut,  ausser  den 
Bauten  bei  Verlegung  und  Verbesserung  der  Strassen,  womit 
die  Zahl  auf  36  H.  60  R.  ansteigt.  —  Ungeachtet  dieser  ver- 
hältnissmassig  beci^E^utenden  Fortschritte  waren  doch  die  Kla- 
gen über  Mängel  der  Chaussee-Gesetzgebung  und  Verwaltung 
so  allgemein  geworden,  dass  die  Stände  sich  unter  dem 
24.  Juny  1831  zu  einem  desfallsigen  Vortrage  veranlasst  fan- 
den (in.  Ldtg.  VI.  725).  In  Folge  einer  ausführlichen  Erwie- 
derung der  Regierung  vom  6.  Juny  1832  (IV.  Ldtg.  452—78) 
beantragten  die  Stände  Uniersuchung  durch  eine  gemischte 
Königliche  und  ständische  Kommission ,  welche  denn  auch  in 
gründlicher  Weise  Statt  fand  (Aktenstücke  des  V.  Ldtges.  9. 
613  bis  645  und  834).  Von  den  gemachten  Gesetzentwürfen 
gelangte  jedoch  nur  das  Gesetsi  über  die  Weggeldhebung ,  den 
Gebrauch  der  Chausseen  und  die  Wegepolizei  (Aktenstücke  11. 
646—74  und  836)  unter  dem  4.  Dezember  1834  zur  Veröf- 
fentlichung (Nachtragsgesetz  vom  7.  März  1848  und  Bezeich  < 
nung  einzelner  Strassenzüge  durch  die  Bekanntm.  vom  12.  Sep- 
tember 1835,  21.  Juny  1839,  30.  November  1846  und  30.  No- 
vember 1850) ;  —  die  Wegeordnung  scheiterte  abermals.  —  Die 
(anter  Verwaltung  der  Landdrosteien  stehenden)  Landstrassen 
hatten  sich  einer  besondem  Gunst  der  Stände  zu  erfreuen, 
welche  seit  1833  zu  deren  Verbesserung  jähriich  25000  Thir. 
und  seit  1842  sogar  100000  ThIr.  (Aktenstücke  VIU.  Ldtgs. 
L  835),  ausserdem  aber  unter  dem  15.  July  1844  und  4.  Au- 
gust 1846,  aussergewöhnlich  von  1844/8:  60000  ThIr.  be- 
willigten. 

Ueber  den  Fortschritt  des  Chausseebaues  ergiebt  sich  aus 
einem  Hinist.  Schrb.  vom  9.  May  1836  (V.  Ldtg.  IV.  223),  dass 
am  Schlüsse  des  Jahrs  1835  die  Länge  sämmtlicher  der  Chaus- 
seeverwaltung zugewiesenen  Wegestrecken  etwa  263  Meilen 
betrug.  Davon  waren  als  Steinbdkn  gebaut  etwa  207  y,  Meile 
und  zwar: 

Steinpflaster  -  Bahn     .........      62  V4 

Steinschlag  -  Bahn lOOV« 

Grand  -  Bedm toy« 
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Döppel-Bahn  (Steinpflaster  neben  Grand-  oder 

Steinschlag) MVa 

In  die  nächste  Zeit  fällt  das  Tür  die  Strassen  wichtige 
Gesetz  vom  19.  August  1836,  idie  Einführung  eines  gkiehm 
WagengeUises  betre£fend  (Aktenstücke  des  V.  Ldtges.  IV.  335 
und  546),  dessen  Einführung  durch  Gesefc  vom  2.  Februar 
lS4d  beschleunigt  wurde. 

Ein  Gesetz  vom  19.  November  1840  bestimmt,  dass  die 
nach  der  Chaussee*Ordnung  vom  30.  April  1824,  Abschnitt  4 
unentgeldlich  zu  leislenden  ChausseedieHste  bis  ^uf  weiteres 
vom  1.  Januar  1841  an  zum  Bau  und  Unterhalt  unentgeld- 
lich nicht  mehr  in  Anspruch  genommen  werden  sollen.  Der 
wirkliche  Vferih  der  damit  angegebenen  unentgeldlichen  Dienst- 
leistungen ist  damals  zu  170000  Thir.  berechnet,  wächst  je- 
doch beim  Portschreiten  des  Gbausseebaus,  insofern  dadurch 
neue  Arbeitskräfte  pflichlig  geworden  seyn  würden.  '  Die 
Mehrbewilligung  beträgt  iodess  nur  140000  ThIr.  (Aktenstücke 
\I1L  Stde.  1.  102  und  538). 

Uittelst  Schreibens  vom  28.  Februar  1842  legte  die  Re- 
gierung abei*mals  den  Entwurf  eines  Wegbaugeset*ei  vor  (Ak- 
tenstucke des  Vni  Ldtges.  L  337-^68),  welchem  eine  for- 
melle Verbindung  des  Chausseebaus,  der  Landstrassen  nnd 
Gemeindewege  zum  Grunde  lag ,  und  abemi^s  scheiterte  das 
Gesetz  an  den  verschiedenen  Ansichten  der  Kammern  über 
^die  Behandlung  der  nicht  zu  den  Chausseen  gehörigen  öffent- 
lichen Wege.  Unter  dem  8.  April  1847  (III.  1669)  ist  das 
Fehlschlagen  der  Regierung  mitgetheHi;  da  jedoch  seit  An- 
fang 1848  die  Umstände  sich  sehr  geändert  hatten,  so  legte 
das  neue  Ministerium  einen  ähnlichen  Oesetzentumrf  4lber  den 
ChausseeboM  am  16.  Februar  1849,  über  die  G^uimdewege 
und  Landstrassen,  unter  dem  30.  November  1849  vor  (XLLdtg. 
408  bis  452).  Beide  Gesetze  sind  in  der  Ständeversammlnng 
von  1849^ — 50  nicht  mehr  erledigt. 

Die  General' Wegbau  ^Kommission  war  durch  Verordnung 
vom  17.  May  1843  in  eine  Abtheilung  des  Minist,  des  Innern 
für  Wegbausachen  verwandelt.  Eine  Verordnung  vom  11.  De- 
zember 1849  hat  sowohl  diese  Abtheilung  als  die  ihr  unter- 
geordnete Wegbaukasse  vom  1.  Januar  1850  an  aufgehoben. 

B«4Mf  risuis-SUtifftik.  51 
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Die  Geschäfte  der  Ersteren  gehen  iheils  an  das  Minist,  des 
Innern,  iheiis  an  die  Landdrosteien  über.  Noch  zu  erwähnen 
ist  eine  Bekanntmachung  über  die  Prüfung  und  Anstellung  der. 
Wegbaubearnten  vom  16.  Juny  1848. 

'  Die  Kosten  des  Neubaus  einer  Meile  Chaussee  (ohne  die 
onentgeldlichen  Sßann-  und  Handdienste)  waren,  bei  dem 
langsameren  und  sparsameren  Bau,  in  den  Jahren  1819  bis 
1825  durchschnittlich  nur  13354  Thir.;  von  1826  bis  1831 
aber,  als  die  schnelle  Vollendung  mehrerer  Strassen  binnen 
kurzen  Fristen  vorgeschrieben  wurde,  im  Durchschnitt  22343 
ThIr.;  von  1832  bis  1838  18000  Thlr.^  das  Wegfallen  der 
Dienste  hat  diesen  Kostendurchschnitt  bis  auf  etwa  40000  ThIr. 
fiir  die  Meile  erhöht.  Der  Unterhalt  einer  Meile  Qiaussee. 
einschliesslich  der  Verwaltungskoslen ,  erforderte  durchschnitt- 
lieh  im  Jahre  1817:  1171%  Thlr.;  1830:  1049V3  Thlr.  (je- 
doch ganze  Gi*andbahn  nach  Mittelpreisen  1494,  Pflaster  und 
Grandbahn  neben  einander  nur  845  Thlr.);  jetzt  etwa  1040  Thlr. 

Die  Einnahme  an  Weggeld  belief  sich  seit  1824  auf  etwa 
140000  Thlr.,  stieg  aber  mit  der  Verlängerung  der  Chaussee- 
strecken, der  allmähligen  vollständigen  Einführung  der  neuen 
Taxe  und  dadurch,  dass  seit  dem  Jahre  1827  die  bis  dahin 
besonders  berechneten  Weggeldseiiinahmen  aus  dem  Osna- 
brückschen  mit  jjlhrlich  6000  bis  8000  Thlr.  hinzukamen,  bis 
zum  Jahre  1830  (mit  Einschluss  der  von  den  ordentlichen 
Königl.  Posten  gezahlten  Aversionalsumme)  auf  etwa  202200 
Thlr.  — 

Im  Jahre  1835/6  war  der  Ertrag  196594, 1836/7 :  197948  Thlr. 
Die  Kosten  der  Erhebung  betrugen  8V3  %,  der  Verwaltung 
und  Kontrolle  ausserdem  etwa  1'/«  %.  —  Aus  einer  den 
Ständen  mittgetheilten  Bechnungs-Üebersicht  der  Wegbau- 
Kasse  ftr  das  Jahr  vom  l.July  1840/1  (VIII.  Slde-Vers.  1.601) 
erhelH,  dass  unter  einer  Gesammteinuahme  von  600201  Thlr., 
217418  Thlr.  Chausseegeld  waren;  so  wie  dass  von  590256  Thlr. 
Gesammtausgabe,  auf  Verwaltungs-,  Aufsichts-  und  Erhe- 
bungskosten 87922  Thlr.,  auf  den  eigentlichen  Unterhalt  der 
Chausseen  aber  191867  Thlr.  kamen.  Hiernach  würde  auf 
jede  Meile  der  damals  vorhandenen  etwa  240  Meilen  be^ 
steinte  Strassen,  durchschnittlich    1166  Thlr.  kommen.     Die 
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Eionahme  an  Chaussee-  uod  Brückengeldern  hob  sich  noch 
rerner  so  bedeutend,  dass  sie  im  Jahre  vom  1.  July  1646/$ 
etwa  260000  Thir.  betrug  (Aktenstücke  des  IX.Ldtgs.  S.391); 
was  für  die  Längenmeile  der  vorhandenen  Landes-Chausseen 
im  Durchschnitt  etwa  800  ThIr.  war.  Von  da  ab  aber  ver- 
minderte sich,  als  Folge  der  wachsenden  Konkurrenz  der 
Staats-Eisenbahnen,  der  Chausseegeld-Ertrag  so  sehr,  dass  im 
Jahre  1846/7  nur  241000,  im  Jahre  1847/8  nur  etwa  216000  Thh-., 
1848/9  nur  etwa  182000,  1849/50  nur  etwa  185000 Thlr.  ein- 
gekommen sind  und  der  Voranschlag  für  1850/1  gleichfalls 
die  letztere  Summe  enthält.  Unter  diesen  Umständen  trug 
schon  mittelst  Schreibens  vom  3.  April  1848  das  Ministerium 
darauf  an :  zum  Chaussee  -  Unterhalt  (welcher  bis  dahin  im 
Wesentlichen  durch  die  Chausseegelder  bestritten  war)  einen  ^ 
Zuschuss  von  jährlich  30000  Thlr.  und  fernere  30000  Thlr. 
jährlich  zur  Ergänzung  der  Naturaldienst-Ersastzsumrae  von 
140  auf  170000  Thlr.  zu  bewilligen;  auch  zu  genehmigen,  dass 
behuf  des  Betriebes  der  Chaussee- Verwaltung  ein  dauerndes 
Vorschuss-Kapital  von  100000  Thlr.  zugewiesen  werde.  Stände 
erklärten  unter  dem  21.  Juny  1848  (S.  1102)  sich  damit  ein- 
verstanden. Wohin  die  eigenen  iVe6eii- Einnahmen  der  aufge- 
hobenen Wegbaukasse  verrechnet  werden,  ist  aus  den  mir 
vorliegenden  Aktenstücken  nicht  ersichtlich.    • 

Am  1.  July  1850  war  die  Länge  der  Chautseen;  auf  denen 
die  Steinbahn  ganz  durchgeführt  ist,  abge- 
rundet      ?83V3  Meilen 

Die   Steinbahnen  auf  noch  nicht   ganz 
besteinten    Chausseen    betrugen  am 
1.  July  1850  etwa  .....    .    .      33V3      ^ 

Die  Länge  aller  Chaussee  -  Steinbahnen, 
welche  des  Unterhalts  bedürfen,  war 

also  am  l.July  1850 317      Meilen 

Dazu  die  Länge  der  damals  noch  ohne 
Steinbahn  verbliebenen  Abtheilungen 

mit  etwa^ .      40         r^ 

so  ergiebt  sich  die  Gesammt-Länge  der 
am  1.  July  1850  zu  Landes  -  Chausseen 
erklärten  Strasseozüge  mit  etwa  ...    357      Meilen 
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Die  Länge  der  als  Landatrtuata  behaDdelten  öffeDtlichen 
Wege  war  am  1.  July  1849  311  Heilen,  wovod  noch  zu 
baaen  waren  154  Heilen.  Chauxtem  vnd  Laad^auen  ter- 
Aeiitm  Mich  atif  dU  sechs  Landdroslei-Btsirke  (der  Harz  bat 
seine  abgesonderte  Verwaltung)  wie  folgt: 


Hiernach  bat  Hannover  im  Durcbsvhniti  auf  jeder  O  U. 
Seines  Flächengebatte ,  1  Längenmeile  (0,B8)  als  Slaatsstrasse 
bebandelten  öflentlicben  Weges,  wovon  V«  Meile  bereits  in 
Steinbabn  verwandelt  ist.  Einer  vergleichenden  Zusammen- 
stellung in  Nr.  128  der  hannov.  Zeitung  vom  26.  May  1849 
entnehme  ich,  dass  in  den  Ty«  Jabren  vom  1.  Januar  1841 
bis  1.  July  1848  auf  den  Neubau  der  Chausseen  überhaupt 
2,134365  Thir.,  auf  deren  Unterhalt  2,055041  Thlr.,  zusammen 
also  4,189406  Thlr.  verwendet  worden  sind;  auch  dass  wäh- 
rend desselben  Zeitraums  1,814237  Thlr.  Chaussee'  undBriik- 
kengelder  erhoben  sind. 

Zum  Schlüsse  dieses  Abschnitts  noch  das  Zevgmts,  dass, 
unter  keineswegs  günstigen  Verhältnissen,  mit  etwa  13%  Mill. 
Thlr.  Kostenaufwand  im  Königreiche  Hannover  ein  Netz  von 
Staalsstrassen  angelegt  ist;  wie  verhällnissmässig  wenige 
Staaten  Deutschlands  besitzen.  Der  Staatskasse  werden  aller- 
dings die  Anlagekosten  schlecht  verzinst,  allein  dem  grossen 
und  kleinen  Veriiehre  ist  dadurch  ein  sehr  wichtiges  Hülfe- 
mittel dargeboten. 

If)  Zinien  von  AkÜD  -  KapUaÜm. 

Abgesehen  von  den  Kapitalien  der  Eisenbahnen ,  der  Kö- 
niglichen Schalullkasse,    dem  Kapitalien -Fonds  der  General- 
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Steuerkasse,  den  Fonds  von  verkauften  Doroanial  -  Gebäuden 
und  Inventarien ,  dem  DomaniaNKapitalien-Fonds,  dem  Lehns- 
AIlodifikalions-Fonds,  dem  Fonds  von  ausserordentlichen  Holz- 
verkäafen  u.  s.  w.,  welche  zur  Staatskasse  keine  Zinsen-Einnahme 
liefern,  giebt  es  drei  Fonds  zinstragender  Staats- Kapitalien. 

1.  Der  Domamal '  Ablösungs  '  und  Veräussertfngs  ^Fondi^ 
dessen  Vermögensbestand  war  am  1.  July: 

Kapiialbestand    Kassenvarrath 

1847  (IX.  307)     ....  8,441759  122114 

1848  (XL  460)     ....  9,042126  128109 

1849  (XI.  458)     ....  8,545992  910426 
Die  letzte  Summe  des  Kapitalbestandes  vertheilte  sich  wie 

folgt : 

a.  Darlehen  an  die  Landes  -  Kredit «  Anstalt  und 
ähnliche  Institute  des  In-  u.  Auslandes,  einschl. 
ausländischer  Staatspapiere 2,681605 

b.  Darlehen  auf  Schuldverschreibungen  ....  1,756257 
c  Darlehen  an  die  Königl.  General  -  Kasse  .    .  175050 
d.  Darlehen  an  die  General  -  Steuerkasse  und  Ei- 
senbahn-Haupt-Kasse    3,852740 

e*  Rest  des  altem  Darlehens  an  die  Kriegskasse         24000 

f.  Darlehen  auf  kurze  Zeit  gegen  Faustpfänder  .         56340 

Der  Abschluss  der  Rechnung  dieses  Fonds  war  für  1848/9 

in   Einnahme    16,774207   Thlr.,.in    Ausgabe    15,863781   Thir. 

Der  Anschlag  der  Zinseneinnahme  für  1850/1  ist  127913  ThIr.; 

wodurch  sich  herausstellt,   dass  die  Aktiv-Kapitalien  bei  ihrer 

jetzigen  Benutzung  nur  1,50  Vo  Zinsen  abwerfen. 

2.  Der  s.  g.  Kommen  -  Kapitalien  -  Fonds  der  (bereits  im 
18.  Jahrhundert  aus  von  mehreren  Landschaften  zur  Unter- 
stützung des  Erwerbes  bewilligten  Summen  entstandenen)  Ma- 
nufaktur-Kasse. Da  von  diesen ,  an  einzelne  Gewerbtreibende 
zinsfrei  oder  gegen  geringe  Zinsen  ausgeliehenen  Kapitalien, 
regelmässig  ein  grosser  Thcil  verloren  ging,  so  deckte  die 
landesherrliche  Kasse  diesen  Ausfall  durch  eine  seit  1774  er- 
folgende jährliche  Zahlung  von  4000  ThIr.  Kassen-Münze.  Als 
im  Jahre  1824  die  Manufakturkasse  mit  der  Generalkasse  ver- 
einigt  wurde,  besass  dieselbe,  ausser  einem  haaren  Kassen- 
vorrathe  von  11015  ThIr.,   dem  Nennwerthe  nach,   ein  aus- 
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siebendes  Kapital  vermögen  von  142630  Thir.  Hiervon  waren 
zur  Zeit  der  Kassen  Vereinigung  noch  vorhanden:  baarer  Vor- 
rath  29929  ThIr.,  aussiehende  Kapitalien  76620  Thlr.,  indem 
von  1824  bis  1834  verloren  gegangen  waren  26682  Thlr. 
und  zur  Einricblung  von  Gewerbeschulen  verwendet  20422 
Thlr.  Diese  Verluste  und  Verwendungen  sind  dergestalt  fort- 
geschritten, dass  das  ausstehende  Kapital  des  Kommcrzfonds 
im  Jahre  1850  (Stenogr.  Bericht  II.  Kam.  S.  1771)  nur  noch 
350T5  Thlr.  betrug,  ohnehin  zum  Theil  unsichere^  Posten.  Der 
Zinsenansatz  im  Voranschläge  Tür  1850/1  ist  416  Thlr. 

3.  An  Zinsen  von  sonstigen  Aktiv^KapUalien  der  General- 
Kasse  stehen  noch  7570  Thlr.  im  Budget  Tür  1850/1.  Der 
Kopt/o/- Betrag  ist  weder  aus  den  Regierungsvorlagen,  noch 
aus  den  stenogr.  Berichten  zu  entnehmen,  wenn  sie  nicht 
etwa  in  dem  oben  gedachten  Domanial-Kapilalien-Fonds  stecken. 

übbelohde  (a.  a.  O.  S.  199  und  347)  rechnet  mit  Recht 
zu  den  Aktiv-Kapitalien  des  Staats  auch  die  einen  Theil  der 
Krondotation  bildenden,  in  britischen  Staatspapieren  belegten 
600000  Pfd.  Sterl.  und  gicbt  den  Gesammtbetrag  der  Aktiv* 
kapitalien  im  Jahre  1834  zu  4,648808  Thlr.  an. 

Erst  seit  Anfang  1848  haben  die  Landstände  eine  genaue 
Einsicht  in  die  Benutzung  des  Kapitalvermögens  des  Staats 
erlangt  und  der  Befund  hat  zu  vielen  unangenehmen  Ver- 
handlungen (z.  V.  z.  B.  stenogr.  Berichte  II.  Kam.  von  1850, 
S.  1769  und  1784),  so  wie  zu  den  Anträgen  Veranlassung 
gegeben  : 

1.  Zu  erwägen,  ob  nicht  künftig  der  Ankauf  auswärtiger 
Grundstücke  gänzlich  zu  unterlassen  sei. 

2.  Die  bei  Privatpersonen  und  auswärtigen  Kassen  stehen- 
den Kapitalien  allmählig  einzuziehen  (3.  Juny  1848,  IX. 
Ldtg.  1019). 

3.  Den  Lehns-Allodifikations-Fonds  der  Landeskasse  zu  über- 
weisen (IX.  Ldtg.  S.  1174). 

4.  Hinsichtlich  der  zur  Belegung  in  Grundeigeirthum  verfüg- 
bar werdenden  Kapitalien  vor  deren  Belegung  mit  Stän- 
den zu  verhandeln. 

5.  Auf  Einziehung  der  600000  Pfd.  Sterl.  und  Belegung  im 
Königreiche  Bedacht  zu  nehmen  (IX.  Ldtg.  S.  1175\ 
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Wegen  früherer  Anträge  sind   namentlich  die  Aktenstücke 

des  VIII.  Ldtgs.  von  1846  S.  1338  und  1373  zu  vergleichen. 

Die  Regierung  hat  sich  mit  diesen  Anträgen  ettwersioiHlen 

erklärt  mitteist  Schreibens  vom  1.  Februar  1849   (z.  v.  auch 

Aktenstücke  des  XI.  Ldtgs.  S.  1548). 

yg)   Einnahme  von  den  Staats  -  Eisenbahnen. 

Wenige  Eisenbahnen  mag  es  geben,  über  welche  eor 
ihrer  Anlage  mehr  gesprochen  und  mehr  geschrieben  ist^  als 
über  die  für  das  Königreich  Hannover  bestimmten  Eisenbah- 
nen, (z.  V.  die  Literatur  und  das  Geschichtliche  in  meiner 
Statistik  von  Hannover  IL  384).  Im  Jahre  1830  fing  man  an 
davon  zu  sprechen,  im  Jahre  1832  erschien  die  erste  SchriFt 
darüber  und  im  Julv  1842  besannen  die  Erdarbeiten. 

Schon  unter  dem  15.  July  1836  legte  die  Regierung  den 
Entwurf  eines  Gesetzes  über  die  gezwungene  ErUeignuug  behuf 
der  Eisenbahnen  vor,  (V.  Ldtg.  IV.  628  und  666).  Weil  aber, 
damit  sogleich  die  Frage  entschieden  werden  mussle,  ob  Eisen- 
bahnen angelegt  werden  sollten,  so  konnton  Stände  weder 
jetzt  noch  in  den  folgenden  Jahren  zu  einem  gemeinsamen 
Beschlüsse  sich  einigen  und  erst  im  Jahre  1840  kam  jenes 
Gesetz  zu  Stande  (Aktenstücke  des  VI.  Ldtgs.  III.  43  und  335), 
welches  unter  dem  8.  September  1810  verkündet  wurde,  am 
6.  May  1844  eine  Ausführungs-Verordnung  und  am  6.  August 
1844  einen  Nachtrag  erhielt.  —  Inzwischen  war  bereits  am 
13.  November  1837  ein  Vertrag  zwischen  Hannover  und 
Braunschweig  über  die  Anlegung  von  Eisenbahnen  von  Braun- 
schweig nach  Harzburg  und  Goslar  (letzlere  ist  bis  jetzt  noch 
nicht  ange&ngen,  z.  v.  jedoch  das  släudische  Schreiben  vom 
18.  July  1850,  XI.  2058}  abgeschlossen  und  da  diese,  einen 
hannoverschen  Grenzbezirk  durchschneidende  braunschweig- 
sche  Staatseisenbahn,  im  August  1840  theil  weise  eröffnet  wurde ; 
so  erliessen  beide  Regierungen  eine  vereinbarte  Bahnordnung 
:;26.  August  1840),  abgeändert  unter  dem  30.  September  1843, 
ersetzt  am  29.  July  1845,  abgeändert  am  23.  April  1847, 
neue  Babnordnung  vom  24.  August  1849j. 

Dem  VII.  Landtage   im  Juny   1841    legte    die   Regierung 
fernere  Verträge  mit  der  Preussischen  und  Braunschweigschen 
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Regierung  über  den  Bau  einer  Bisenbahn  von  Magdeburg 
über  Braunschweig  und  Hannover  nach  Blinden,  so  wie  zwi- 
schen den  Städten  Celle,  Hannover,  Hildesheim  und  Braun- 
schweig, vor  (Seite  325  und  352) ;  verband  damit  auch  den  Antrag, 
für  die  Kosten  dieser  Anlage  und  der  Fortsetzung  von  Schie- 
nenwegen nach  Harburg  und  Bremen,  die  Zinsgewähr  auf  die 
Landeskasse  zu  übernehmen.  Als  diese  Mittheilungen  keinen 
Erfolg  hatten,*  trat  die  Regierung  in  einem  Schreiben  vom 
11.  Dezember  1841  (VlII.  Ldtg.  1.  50)  der  Sache  noch  näher, 
indem  sie  den  Zinsgewähr-Antrag  wiederholte,  die  Königliche 
Kasse  mit  eintreten  lassen  zu  wollen  erklärte  und  beiläufig 
bemerkte,  dass  die  Strecke  von  Gelle  Mber  Uelzen  nach  Lüne- 
burg und  Harburg,  zu  4,040991  Thir.  veranschlagt  sey.  — 
In  den  hieraus  folgenden  ausrührlichen  (vertraulich  gehaltenen) 
Verhandlungen,  ging  man  von  dem  Vorschlage  der  Zinsge- 
währ ab  und  zum  SiaatAau  über.  Demgemäss  erklärte,  in 
einem  Vortrage  vom  24.  Juny  1842,  die  Ständeversammlung 
sich  damit  einverstanden,  dass  Eisenbahnen: 

1.  zur  Verbindung  der  Städte  Hannover,  Braunschweig,  Hil- 
desheim und  Gelle, 

2.  von  Gelle  nach  Harburg, 

3.  von  Hannover  nach  Minden, 

4.  von  Hannover  nach  Bremen; 

als  ein  Landes  -  Unternehmen  auf  öffentliche  Kosten  zur  Aus- 
fiihrung  gebracht  werden  sollten:  wobei  sie  zugleich  die  an- 
schlagmässig  erforderlichen  Geldmittel  bewilligte. 

Der  Bau  begann  nun  sofort  in  der  Richtung  nach  Braun- 
schweig zu,  während  auf  den  übrigen  Strecken  die  Vorar- 
beiten gemacht  wurden.  Der  Dienst  wurde  dadurch  geord- 
net, dass  man  unter  dem  13.  März  1843  eine  Eisenbahn- Di^ 
reküon  errichtete,  welcher*  unter  Leitung  des  Minist,  des 
Innern  und  unter  der  im  Gesetze  vom  4.  May  1843  näher 
bestimmten  Theilnahme  ständischer  Kommissarien;  die  Ver- 
waltung des  Bajas  und  Betriebes  der  Eisenbahn-Anlagen  über- 
tragen wurde.  Ein  zweites  Gesetz  vom  4.  May  1843  setzte 
zugleich  eine  Eisenbahnkasse  ein  (z.  v.  die  gesetzliche  Ausle- 
gung des  §.  32.  unter  dem  20.  Januar  1845).  Das  Jahr  1844 
ist  ausserordentlich  reich   an  Verhandlungen  über  das  Eisen- 
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bahnwesen.  Unier  dem  %i.  März  madite  die  Regierung  dem 
Vni.  Landtage  eine  aasftihritche  Mittheilang  über  den  Stand 
des  Ei$mb4dim'üni€m6hmms  (11.  49  und  1057);  sie  gab  die  von 
den  Ständen  bereits  in  den  Jahren  1836  und  1642  gewünschte 
Erldärung,  über  das  VerhäUtiiss  der  Eisenbahnen  zu  der  (in- 
zwischen \vieder  fiskalisch  gewordenen)  PostanstaU  ab  (II.  60) ; 
sie  machte  einige  Ausstellungen  an  den  Bestia|roungen  über 
die  Emwirkvng  ständischer  Kammissarien  (IL  84.  559,  562,  926; 
auch  1064  and  1095);  Mittheilung  über  eine  Eisenbahn-ße«0rre- 
kasse  (H.  97,  821);  über  die  Bedingungen  der  Anleihen  hehuf 
der  Eisenbahnanlagen  und  deren  Tilgung  (11.  98,  782  und  1071) 
so  wie  über  die  von  der  Ständeversamrolung  beantragte  Aus* 
gäbe  vnüerninslkher  Kassenscheine,  welche  die  Regierung  ent- 
schieden ablehnte  (II.  103  und  785);  über  die  Grundsätze  bei 
Feststellung  und  Anwendung  der  Tarife,  auch  über  die  Ge- 
währleistung der  Beförderung  und  x  die  Entschädigtmg  für  Ver- 
loste (II.  111  und  597);  über  emen  üntersiützungs  -  Fonds  Air 
die  Angestellten  (II.  114  und  907,  auch  IIL  1275  und  1356, 
ferner  UL  Ldtg.  308  und  XL  Ldtg.  174  und  369);  über  die 
Verträge  mit  Braunschweig  (II.  115)  und  über  die  Anlegung 
eine$  zweiten  StAienengeleises  zwischen  Hannover  und  Braun- 
schweig  (IL  119  und  1063,  z.  v.  auch  HL  1156  und  1352). 
Diesen  Mittheilungen  folgte  unter  dem  5.  Juny  1844  ein  Ver- 
trag mit  Braunschweig  über  den  Bahnbetrieb  (II.  848  bis  54) 
and  ein  Gesetzentwurf  mit  Abänderungen  des  Gesetzes  über 
die  Zwangs  -  Enteignung  vom  8.  September  1840  (II.  939  und 
1090  und  Nachtrags- Gesetz  vom  6.  August  1844).  Besonders 
folgenreich  waren  die  (vertrauliche)  Erwiederung  der  Stände 
aber  die  Eisenbahnen  von  Hannover  nach  Minden  und  nach 
Bremen  vom  1.  July  1844  und  die  Erklärung  der  Stände  vom 
15.  July  1844  über  die  Fortführung  der  Eisenbahn  nach  der 
.südlichen  Grenze  des  Königreichs  (IL  1084),  obgleich  letztere 
erst  im  Jahre  1850  zu  einem  endlichen  Ergebnisse  führte.  — 
tm  Jahre  1845  wurden,  als  Folge  vorstehender  Verhandlun- 
gen, verkündet:  ein  Gesetz  vom  20.  Januar,  die  Eisenbahn* 
schulden  und  deren  TÜgungs- Kasse  betreffend  (z.  v.  Akten- 
stüdce  des  vm.  Ldtgs.  lÜ.  999);  ein  Gesetz  über  die  Ausgabe 
von  Talons  (Schein  zur  Erlangung   neuer  Zinsabschnitte)  zu 
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den  auf  jeden  Inhaber  laotenden  Landesschuldverschreibungen 
und  Landes -Eisenbahn -Schuldbriefen,  vom  3.*July  1844;  ein 
Gesetz  über  die  Benutzung  der  Einnahmen  der  Ijmdesschul- 
den-^TUgungskoise  «ti  DaHelmen  für  den  Eisembahnbau  vom 
20.  Dezember  1844;  eine  Minist—Bekannim.  über  die  LegiU'' 
maüon  der  Reisendem  auf  den  Eisenbahnen  vom  29.  Januar 
1845,  und  VOR  demselben  Tage  die  Patskarien  belreflfend  (er- 
setzt durch  Verfügungen  vom  2.  Januar  1851  auf  Grund  der 
Verträge  mit  andern  Staaten);  eine  Minist.  -  Verfügung  vom 
4.  July  1845  über  die  Beaufsicktigung  der  Eisenbakn^ Arbeiter'^ 
Bestimmungen  über  die  Prüfung  und  Anstellung  der  Eisen^ 
bahtibau-Teckmker  unter  dem  4.  August  1845,  (z.  v.  die  Be- 
kanntmachungen vom  31.  Januar  1846  und  21.  August  1850). 
Auch  erging  am  29.  July  1845  eine  Ausdehnung  und  Abän- 
derung der  Bahnardmmg  vom  30.  September  1843. 

Fernere  Vorlagen  über  den  Stand  des  Eisenbahn  -  Unter^ 
nekmens  (III.  183  und  1346),  über  Eitmakmen  und  Ausgaben 
(III.  203  und  1206),  über  das  fernere  Geldbedürfniss  (III.  254), 
über  Kassenwesen  und  Kontrolle  (III.  276  und  1179),  über 
den  FrachUarif  (Hl  284,  998  und  1355),  über  das  Verhält- 
niss  der  Eisenbahnen  iur  Postverwallung  (III.  286  und  1382, 
z.  V  auch  IIL  1566  und  1591);  machte  die  Regierung  unter 
dem  24.  Februar  1846.  Auch  die  besonders  wichtige  Frage: 
ob  der  Betrieb  durch  den  Staat  zu  besorgen,  oder  Privatun- 
ternehmern zu  überlassen  sey,  welche  1842  (Juny  24.)  und 
1844  (July  9.)  nicht  erledigt  war,  wurde  jetzt  zu  Gunsten  des 
Staatsbetriebes  entschieden  (III.  276  und  1353).  Die  Regie- 
rung theilte  ferner  ihre  Ansicht  über  die  Süd^  und  Wesi^ 
Baknm  dahin  mit,  dass  sie  deren  baldigste  Anlage  für  unver- 
meidlich hielt  und  zwar  gleichfalls  auf  Staatskosten  (III.  288); 
womit  die  Ständeversammlung  in  einer  (vertraulichen)  Erwie-^ 
derung  vom  6.  August  1846,  unter  Bedingungen  sich  eiover- ^ 
standen  erklärte:  z.  v.  den  gleichfalls  vertraulichen  Kommis- 
sionsbericht vom  23.  July  1846,  so  wie  den  den  Regierungs- 
Vorlagen  beigefügten  Vertrag  mit  Preussen  über  die  Westbahn 
vom  3.  März  1846.  Die  Verhältnisse  der  Eisenbahnen  nach 
Minden  und  Bremen  wurden  (in  vertraulicher  Verhandlung) 
geordnet,  bei  Voriage  der  deshalb  unter  dem  4.  Dezbr.  1645 
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1.  mit  Preossen,  Kurfaessen  und  Schaumburg- Lippe;  2.  mit 
Preussen;  3.  mit  Schaumburg -Lippo;  4.  mit  Kurhessen  —  ab- 
gescblosseoen  Siaaisver träge;  die  einer  (vertraulichen'»  Mitthei- 
lung vom  24.  Februar  1846  beigefügt  sind,  welche  Stände  in 
einem  (vertraulichen)  Schreiben  vom  3,  Angutst  1846  beant-  , 
worteten  :  z.  v.  Bekanntmachung  des  Minist,  des  Innern  vom 
19.  Februar  1846,. auch  das  Minist-Schrbn.  vom  17.  April  1848 
(IX.  Ldtg.  694)  mit  den  Verträgen  über  den  Bau  und  Betrieb 
der  preussischen  Strecke.  —  Kin  fernereis  Ergebniss  der 
Ständeversammlung  von  1846  (III.  1183  und  1318)  war  das 
Gesetz  vom  8.  August  1846  über  die  Bestrafung  von  Verbre^ 
ckem  gegen  die  SicherkeU  des  tisenbahnhetriebes.  Auch  jetzt 
kamen  Stände  wieder  auf  die  Ausgabe  unoer%insHchen  Papier- 
geldes zurück  (III.  1376),  jedoch  abermals  ohne  Brfolg.  Aus 
dem  Jahre  1847  sind  eine  Vorlage  der  Regierung  über  die 
Ei$eHbahmschulden''Tilgmgska$se  (III.  1563  und  1599);  ein 
Gesetz  vom  6.  Juny,  wonach  der  Zollzentner  der  Zollvereins- 
Staaten  zu  100  Zollpfd.  (50  franz.  Kilogram.  =  106  Pfd. 
28,916  Loth  hannov.  Gewichts)  das  Ei$enhahngewicht  Hanno- 
vers bilden  soll;  endlich  eine  Bekanntmachung  über  die  Le- 
gUmation  der  Reisenden  auf  Eisenbahnen,  vom  14.  Dezem- 
ber 1847.  — 

Das  Jahr  1848  brachte  dem  IX.  Landtage  die  Rechnungen 
der  Eisenbcüm- Kassen  seit  1843  (176—218);  eine  Minist-Hit- 
theilung  vom  17.  April  über  die  Errichtung  von  ekktromagne^ 
tischen  Telegrafen  längs  den  Bisenbahnen  (691  und  1131), 
welchem  unter  dem  8.  November  1849  ein  Gesetzentwurf 
zur  Sicherheit  des  Telegrafen -Betriebes  folgte  (XI.  Ldtg.  166 
und  596);  woraus  das  Gesetz  vom  24.  Dezbr.  1849  hervorge- 
gangen ist.  Fem  er  neue  Fahr^  und  ^Pracht-Tarife  (808  uDd 
1104)  zu  welchen  jedoch  schon  uuter  dem  8.  November  184^ 
iXh  Ldtg.  173  und  368)  und  unter  dem  27.  Februar  18*0 
(1021  und  1552),  Aenderungen  eingebracht  wurden;  auch  die 
Grundsätze  für  die  von  der  Eisenbahnverwaltung  wegen  Er* 
rüllung  des  Beforderungs- Vertrages  zu  übernehmende  Gewähr- 
leistung,  sowie  über  Schadbshaltung  verschiedener  Eisenbahn- 
verwaltungen gegen  einander,  wurden  daneben  mitgetheiit 
(K.  Ldtg.  819).     Der   damalige  ^lond  des  Eisenbtüm- Unter- 
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nehmens  (838,  875,  1125),  so  wie  das  GeldbedürfnUi  (926  bis 
964)  worden  ausrdhrlich  dargelegt.  —  Das  Eisenbakn- Kassen- 
wesem  and  namentlich  die  Stellung  der  ständischen  Kommis- 
sorien zur  Eisenbahnverwaltung ,  bedurfte  als  Folge  der  Wie- 
dervereinigung der  Kassen  und  der  Umgestaltung  des  Schatz- 
Kollegiums;  mancher  Aenderungen.  Auf  diese  beziehen  sich 
ein  Minist-Schrbn.  vom  Februar  1849,  welches  dem  X.Land- 
tage vorgelegt  wurde,  ein  Hinist*- Schrbn.  vom  13.  November 
1849  (XL  Ldtg.  341  und  592)  und  ein  ständischer  Vortrag 
vom  7.  May  1850  (1640);  so  wie  das  Gesetz  vom  31.  July 
1850.  —  Fernere  Mittheilungen  und  Verhandlungen  über 
Eisenbahnbau,  Betriebsmaterial ,  Betriebskosten  und  über  den 
Baushali  der  Eisenbahnen,  finden  sich  in  den  Aktenstücken 
des  XI.  Landtags  Seite  141—165,  1549;  485—530,  531—72, 
1398;  1126  —  1174;  J335,  2061,  1551;  wie  denn  überhaupt 
die  musterhaften  Berichte  und  Darstellungen  der  Eisenbahn- 
Verwaltung,  ähnliche  Behörden  (z.B.  die  Post-  und  Wegbau- 
Verwaltungen)  zur  Nachahmung  aufTordern  sollten.  Die  neu- 
sten Nachweisungen  über  die  Schulden  der  Eisenbahn -Haupt" 
hasse,  sind  vom  1.  Oktober  1849  (1041);  die  neuste  Rech- 
nung der  Tilgungskasse  reicht  bis  Ende  Dezember  1849  (1065 
und  69).  —  Der  Besoldungsetat  der  Eisenbahnbeamten  ist 
festgestellt  durch  das  Minist. -Schrbn.  vom  4*  April  und  die 
ständische  Erklärung  vom  19.  July  1850  (1372  und  2065).  — 
Es  bleibt  nur  noch  übrig,  einige  Worte  über  die  neusten 
Schicksale  der  Süd'  und  f^est- Eisenbahn  hinzuzufügen.  In 
einem  Schreiben  vom  4.  April  1848  (IX.  Ldtg.  621)  sprach 
die  Regierung  die  Ansicht  aus,  dass,  im  Hinblick  auf  die  Lage 
der  öffentlichen  Verhältnisse  und  des  Geldmarkts»  der  Zeit- 
punkt nicht  geeignet  scheine  neue  Eisenbahn-ilii&i^en  ins  Leben 
zu.  rufen;  zu  deren  Ausrührung  nicht  nur  der  Staatskredit  in 
ausserordentlich  grossem  Umfange  in  Anspruch  genommen 
werden  müsse,  sondern  die  auch  nur  unter  den  günstigsten 
Verhältnissen  einen  befriedigenden  Ertrag  versprächen.  Die 
Ständeversammlung  war  durch  die  Zeitverhältnisse  noch  be- 
sorgter und  vorsichtiger  gemacht,  denn  sie  sah  nicht  nur  von 
der  früheren  bedingten  Genehmigung  beider  Eisenbahnen  ganz- 
lid)  ab>  sondern  beschränkte  sogar  die  vom  Ministerium  behuf 
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Fortsetzung   der   Vorarbeiten    geforderten  Geldmittel  (1127). 
Eine  Miuheiiung    der   Regierung    vom   13.  April    1850  aber 
(XI.Ldtg.  1553)  betrachtete  diese  Angelegenheit  aus  entgegen- 
gesetztem  Gesichtspunkte,  indem  zwar  die  früheren  Bedenken 
fortwährend  zugestanden,  jedoch  so  gewichtige  Gründe  so- 
wohl überhaupt  für  die  Anlage  jener  Schienenwege  aut Staats- 
kosten,   als  für  deren  sofortigen  Anfang,   entwickelt  wurden; 
dass   auch  die  Ständeversammlung   von  ihrem  früheren  Ent- 
schlüsse gänzlich  abging  und  den  Bahnbau  nebst  den  erfor- 
derlichen Geldmitteln  bewUligle  (Seite  2050).    Demgemäss  ist 
nunmehr  beschlossen  (z.   v.   das  Gesetz  und  die  Hioist.-Be- 
kanntmachnng  vom  31.  July  1850;  wodurch  die  Zfoamg^Ent" 
eigmwig  auf  diese  Eisenbahnen  ausgedehnt  wird  und  die  Be- 
kanntmadiungen  über  die  RidUimg  der  BahnHniem  vom  20.  Sep^ 
tember  1850  und  7.  Januar  1851.) 
1.  Die  Süd  ^Eisenbahn,  von  Hannover  un(|  von  Hildesheim 
aus  (bei  Mahlerten    zusammentreffend),   über  Elze  und 
Alfeld  am  linken  Leineufer,  von  da  ab  am  rechten  Ufer 
der  Leine  über  Winzenburg  bis  zur  Grenze  eines  braun- 
schweigschen  Landstreifens  (Greene),  durch  diesen  Über 
Salzderhelden,    Northeim,   Nörten  und   Göttingen,  nach 
Münden  zur  kurhessischen  Grenze,  bauen  zu  lassen  (Be* 
kanntmachnng  vom  20.  September  1850).    Für  diese,  bis 
zur  Grenze  bei  Kragenhof,    21,902  Meilen  lange  Bisen- 
bahn (wovon   1,714  Meilen  auf  braunschweigschem  Ge- 
biete), sind  die  Kosten  wie  folgt  veranschlagt  : 

Gegenstand  der  Ausgabe.         Geldbetrag.       Przt.'AntheU. 

Thlr.  Eaw. 

1.  Grundentschädigung  .    .  871840  —  7,85 

2.  Erdarbeiten       ....  1,986666  —  17,89 

3.  Oberbau 1,654679  —  14,90 

4.  Wege-Uebergänge     .    .  339362  —  3,06 

5.  Abtheilungs-^eichen  ,    .  3974  —  0,03 

6.  Einfriedigungen     .    .    .  24069  —  0,22 

7.  Brücken  und  Durchlässe  1,506732  —  13,57 

8.  Bahnhöfe  u.  Haltestellen  1,265084  —  11,39 

9.  Wärtergebäude     .    .    .  147503  —  1,33 
10.  Allgemeine  Ausgaben     .  335346  ^  3,02 
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Gegenstand  der  Ausgabe. 

Geldbetrag 
inThlr.Kour. 

Przt-AnmeU, 

11.  Betriebs-Material    .    .    . 

1,234000 

—      UM 

12.  Tunnel  (zwischen  Göltin- 

gen und  Münden) .    .    . 

1,441495 

—       12,98 

13.  Futtermanem    .... 

1420M 

—         1,28 

14.  Betriebs-Einrichtung  ,    . 

21902 

0,20 

15.  Betriebs-Kapital      .    .    . 

130000 

—         1.17 

zusammen  11,104748    —     100  -- 
oder  au(  eine  Durchschnittsmeile  507020  Thir. 

Der  hessische  Antheil  der  Bahn  von  der  Grenze  bis  Kas- 
sel ist  zu  748702  Thir.  veranschlagt,  mithin  das  gesammle 
Anlagekapital  der  Eisenbahn  von  Hannover  und  Hildesheim 
nach  Kassel,  auf  11,853450  Thir.  Die  Roheinnahme  von  dieser 
Bahn  ist  (nach  möglichst  sorgfältigen  Erhebungen,  in  einem 
sehr  gründlichen  Berichte)  zu  853095  Thir.  und,  bei  50  % 
Betriebskosten,  der  Reinertrag  zu  426547  Thir.  berechnet,  was 
eine  Verzinsung  des  Anlage-Kapitals  von  3Vs  %  geben  würde. 
Die  Südeisenbahn  wird  einen  umfassenderen  Nutzen  stiften 
und  eine  bedeutend  höhere  Rente  erzielen  können,  wenn  sie 
durch  Schienenweg-Verzweigungen  mit  der  Südseite  des  Har- 
zes und  mit  Thüringen  in  Verbindung  gesetzt  wird.  Dazu 
dürfte  der  passendste  Sammelpunkt  Northeim  seyn  und  in 
eine  von  Duderstadt  her  zu  führende  Eisenbahn  würden 
rückwärts  die  Verbindungs  -  Schienenwege  von  Halle  und 
(Bayern)  Gotha  einmünden  können. 
2.  Von  der  West-Eisenbahn  soll  (den  nachgeprüften  Kosten- 
anschlägen zufolge),  der  Abschnitt: 


Hauptbahn, 


Länge- 
Meilen. 


Auf  i  MtiU 
reht 


Geldbetrag         dmreh$cknmuck 

tu  Thir.  Kour^  Beklag  und  Bf. 

tritknuUtriai, 


Emden-Leer  .    .      .  3,358 

Leer-  Papenburg     .  .   2,261 

Papenburg-Lathen   .  3,609 

Laihen-Meppen   .    .  2,717 

Meppen-Lingen    .    .  2,691 

LiRgen  Elbergen      .  1.139 

Elbergen-preussische 

Grenze 2,375 


1,181492 

762173 
573030 
379328 
418395 
459271 


352142 
337096 
158778 
139613 
155480 
408223 


—   327915  —  138070 


18,150  —  4,101604  —  225984 
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Hauptbahn, 

preussische  Grenze- 
Rheine    .    .    .    • 


Hit  10  Vo  Zuschlag 
und  Betriebsmaterial   . 

SeiUnbahn, 

Lingen-Freren .  .  . 
Freren-Neuenkirchen 
Neueokircben  -Osna- 
brück .  .  .  . 
Osnabrück-Meile  .  . 
Melle-preuss.  Grenze 


Länge- 
Meilen» 


Geldbetrag 
innir.Kour. 


Auf  i  MHU 

durcktchnittUeh 

•An«  10  %  Zu- 

»cMma   Mnm  B«- 

triekimuttriml. 


0,720     —       162757     —     226051 
18,870     —    4,264361     —     225986 

o4%w  iarchachaitt- 
lick  %mt  1  M«U«. 

5,270334     —     279298 


2,123 
2,910 

2,998 
2,942 
1.078 


372492 
486487 

543693 
579034 
225238 


175455 
167178 

181352 
196816 
208941 


preussische  Grenze - 

Kirchlimgern    .    . 

Kirchlimgem  -  Lohne 

(Köbi-MindenerEb). 


12,051  —  2,206944  —  183134 
1702  —  299070  —  175717 
0J45     —       354858     -     476320 


14,498     —    2,860872     — 

lieh  auf  1  M«U«. 

—     248298 


197328 

Mit  10  Vo  Zuschlag 
und  Betriebsmalerial  .  3,599819 

Den   einzelnen  Ausgabe  -  liteln  nach   vertheilen   sich  die 
veranschlagten    Kosten    filr    die    ganze   36,112  Meilen  lange 

Westbahn  ,  wie  folgt : 

Gegenstand  der  Ausgabe. 


1.  Grundentschädigung    • 

2.  Erdarbeiten     .... 

3.  Oberbau 

4.  Wegeuberfiihrungen     . 

5.  Abtheilungszeichen 

6.  Einfriedung     .... 

7.  Brücken 

8.  Bahnhöfe  und  Haltestellen 

9.  Dienstgebäude  und  Tele*' 
grafen  •    .    .    •    ^    •    • 


Gddbeirmg, 
mJTdr.Kour. 

437833 

1,511051 

3,100039 

S22569 

7945 

26724 

630595 

l.M84tS9 


Przt,'JtiiheH 

-  4,64 

-  16,02 

-  32,86 

-  3,4* 

-  O^OS 

-  0,28 

-  6,78 

-  17,04 


421795  —   4,47 


—    816    — 

10.  Allgemeine  Ausgaben  3%        242278    —      2,57 


Zusammen    8,318258    —    88,16 
11.  Betriebsmaterial     .    .    .      1,117141    —    11,84 


Zusammen    9,435399    —  100  — 

Diese  Summe  ist  um  565246  Thir.  grösser  als  die  End- 
summe der  einzelnen  Bahnstrecken,  weil  darin  die  Kosten 
einer  2,744  Meilen  langen  von  Elbergen  über  Nordhom  zur 
niederländischen  Grenze  abzweigenden  Eisenbahn  sich  be- 
finden, deren  Anlage  auf  Staatskosten  wie  es  scheint  noch 
nicht  fest  beschlossen  ist.  Indessen  wird  weder  Hannover 
noch  Preussen  säumen  dürfen ,  von  der  Ems  aus  mit  den  im 
benachbarten  Niederland  beabsichtigten  Schienenwegen  sich 
in  Verbindung  zu  selten. 

Der  Reinertrag  der  Wesibahn  ist  in  dem  Berichte  der 
ständischen  Eisenbahn -Kommission  vom  24.  Februar  1846, 
für  den  ungünstigeren  Fall  zu  269000  Tnlr.,  für  den  günstigeren 
Fall  zu  303000  ThIr.  berechnet  Hieraus  würde  (ohne  die 
Zinsen  der  Baujahre  zum  Anlage  -  Kapitale  zu  zählen)  eine 
Ver»mnmg  der  Anlagekosten  von  3V6  und  beziehungsweise 
3 Vis  %  sich  ergeben.  Mir  scheint  indess,  dass  man  nach 
Verlauf  einiger  Betriebsjahre  schon  auf  4  %  bis  4Vs  Vo  Zinsen 
wird  rechnen  können^  wenn  der  Anschlag  nicht  überschritten 
wird ,  die  Betriebskosten  unter  50  %  gehalten  werden  können, 
und  die  Fahrbarkeit  der  Unterems  so  wie  des  Dollar  für 
grössere  Schiffe  gesichert  wird. 

Jetzt  sind  noch  die  bereiis  eröffneten  EUenbahnen  desv 
Königreichs  Hannover  zu  besprechen  (unter  zu  Grundelegung 
der  in  jeder  Hinsicht  musterhaften  Berichte  der  hannov.  Eisen- 
bahn-Verwaltung). 

Aus  der  nachfolgenden  Uebersickt  der  Beschaffenheit  und 
BeetandAeile  des  Bahnkörpers  ergiebt  sich,  dass  46,83  geogra- 
fische  Meilen  Länge  eröffiiet  sind  und  zwar  geschah  dieses 
(Vm.  1844,  52  und  1846,  187;  IX.  838.): 

1843  Oktober  22.  mit  Hannover -Lehrte, 

1843  Dezember  3.  mit  Lehrte -Peine, 

1844  May  19  mit  Peine -Braunschweigsche  Grenze , 


—    817    ~ 

1845  Oktober  15.  Lehrte -Celld, 

1846  Jaly  12.  Lehrte -Hildesheim, 

1847  May  1,  Celle  -  Harburg . 

1847  Oktober  15.  Hannover -Wunstorf- Minden, 

1847  Dezember  12.  Wunstorf- Bremen. 
Die  Oesammtlänge  der  seitdem  befahrenen   Strecken  ist 
54,60  Meilen,   wovon  auf  braunschweigschem,  kurhessischem, 
schaumburg-iippeschen,  preussischem  und  bremenseben  Ge- 
biete 7,78  Meilen  liegen. 
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der 


Benotzong   und  des  Ertrages   der    hannoverschen   (nnd 
unter  hannoverscher  Verwaltung  stehenden  fremden)  Ei- 
senbahnen in  den  Rechnungsjahren  vom  1*  July  1846 

bis  1850. 


5!^ 
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e  e 

A55 


I. 
1. 

2. 
3. 
4. 

6. 
6. 


n. 

1. 

2. 
3. 
4. 
5. 


ni. 
1. 

2. 
3. 


4. 
6^ 

6. 

7. 

IV. 
V. 

1. 


2. 
3. 
4. 

VI. 


I 


Bezeiehnang 


der 


i£innai)mt. 


Personen  -  Verkehr. 

1.  Wagenklasäe 

2.  desgleichen       

3.  desgleichen       

4.  desgl.    (zwischen  Braunschwelg 
und  Vechelde) 

Ausser  dem  Tarif,  Auswanderer 
n  n        n       Soldaten    in  den 

Truppentransporten  •••... 


Zusammen  I. 

Güter  -  Verkehr. 

Reisegepäck  Oncl.  des  Freigewichts) 

EUgut 

Frachtgut 

Produkte  1.  Klasse 

„         2.  Klasse     ....    ..   . 

Zusammen  Güter- Verkehr  nach  Ab- 
satz der  Braunschweigischen  Zoll- 
abfertigungskosten, welche  betrugen 
im  Jahre  1846/7 :  3076  Thlr.,  1847/8: 
9380  Thlr.,  1848/9:  4102  Thlr., 
1849/50:  4739  Thlr. 

Von  Geld,  Equipagen  n.  Vieh  u.s.  w. 

Geld 

Equipagen 

Pferde  (excl.  der  MUitär- Pferde)     . 


Vom  1.  July  (Kechnungs^ 


1846/7. 


Personen- 
■•hl  oder 
Ztr.  GQter. 


Geld- 
betrag 
ia  Thlr. 
Kour. 


Hunde 


Sonstiges  Vieh 


MUitär -Pferde 

€reschiitze,  Fuhrwerke  u.  MUitärefiecten 


Zusammen  HI. 

Für  Extra -Zttge  .... 
Sonstige  verschiedene  Einnahmen  vom 
Gftter- Verkehr. 

Versicherungs-Prämie  (filr  den  durch- 
gehenden Verkehr  in  der  Fracht 
enthalten) 

Lager-,  Stand-  und  Waagegeld  .    . 

Auf-  u.  Ablade-Gebiihr  für  Produkte 

Nachnahme-Provision      .    .    .    .    . 

Zusammen  V. 

Verschiedene  direkte  Einnahme   der 

Hauptkasse  9  als  Kiesfuhren,  Trans- 


3996 

99912 

342061 

12630 


6316 

82223 

131122 

1052 


1847/8. 


Pereonen- 

sahl  oder 

Zt^GOter. 


Geld- 

betrag 

i«  Thlr. 

Koar. 


7926 
172381 
665432 

7532 


2961   -^ 


23270 


458599  223674 


64791 

12063 

196050 

1,562792 


9115 

3704 

29781 

93525 


853271  545102 


118066 

96928 

778058 

1,428856 

974577 


25626 

20858 

172218 

139760 

34433 


1,835696 


Thlr. 
281953 
737  Stuck 
149  „ 


ia  5  einbe- 
griffen. 

3150Stck 

und  ft7 

Ladungen. 


133049 


153 

4593 

682 


3513 


8941 

in  1.6. 
einbe- 
griffen. 


56 

183 

1276 

212 


3,396485 


Thlr. 
1,922804 
1005Stck. 
618  n 


in  5  einbe- 
griffen. 

5417  St. 
und  507 
Ladungen. 


383515 


1830 
9330 
3551 


8240 


22951 
371$ 


961 

274 

1276 

794 


I     portkosten  in  auswärtige  Gebieten,  ^ 
I     Pachten,  Miethen  und  äsgemein ) 


1727 


3179 


3304 


19942 


Hanptaumme  |      —      |870670|     —     1 978629 


-    821    — 


p»-»- 

- 

uUsd« 

7«15 

16640 

1,19 

10447 

26252 

179171 

213*39 

13,63 

196474 

249694 

80t463 

399000 

25.50 

782558 

394912 

7736 

«45 

0,04 

7627 

652 

7718 

8033 

0,51 

12125 

12682 

l23S3ä 

98990 

6,33 

5i785 

46551 

1,137«9 

738547 

47,20 

1,06421b 

730743 

HM47 

29517 

1,89 

165137 

33682 

10211 

31410 

2^10 

93508 

49078 

1^438 

440ftl0 

28,16 

2,316063 

561833 

1,SW039 

I9S379 

12,68 

1,415876 

149000 

H01&6 

29707 

1,90 

878681 

47904 

«,»48289 

728521 

46,56 

4,904366 

836758 

TUT. 

Thir. 

4,704633 

3639 

0,23 

4,663891 

3061 

579  Stück 

6099 

0,39 

724StacI[ 

7278 

439    „ 

3746 

0,24 

441     ,. 

6296 

Ä?., 

S-:t^j 

3740  „ 

790 

0,05 

1217  „ 

899 

Qmd  t  La- 

» 

*-<-> 

2831  , 

10804 

0,69 

2886  „ 

14402 

.SSU'> 

tVÄ? 

9119  „ 

47391 

1,75 

3194  „% 

»970 

- 

204S7 

1,31 

- 

8639 

— 

72906 

4,66 



49945 

1284 

0,08 

" 

381 

447 

0,03 

172 

471 

0,03 

620 

— 

2A20 

0,16 

— 

3457 
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•Jas  #- 

der  hannoverschen  Eisenbahn  -  Verwaltung 


u 


Bezeidnnag 

4er 

%  n  §  i  ü  k  t. 


Vom  1.  Jaly  (Hecknungser^eb- 


1846/47. 

Gel4- 
betrag 

im 
TUr. 
Koor. 


1847/48. 

Geld- 
betrag 

in 
Thlr. 
Keur. 


1848/49. 

Geld- 
betreg 

in 
Tblr. 

Keur. 


Pro- 
senl- 

Antbeil 
«M  der 
Bad- 

eomM«. 


l 
1. 

2. 


3. 

4. 


m. 
1. 

3. 

4. 

5. 

6. 


BibB  -  Terwaltang. 

unterhalt  der  Bahnen 

BahndlenBt ^    . 

Zusammen  I. 

Truuportverwaltimg. 

Tranaportdienat  ...«.••• 

Lokoraotivdienat 

Wagendienat 

Durohgaheadar  Ofiter- Verkehr  .    ,    . 

Zuaammen  11. 

Allgemeine  Yenraltang. 

Direktion,  Ravialona  -  Bureau ,  Refi- 
atratür,  Kanzlti 

Betrteb0->lnspektfonen 

Ilaterial-Verwaltung,  Magazine,  As- 
sekuranzen     

Kasse     • •    .    .    . 

Inagemein  .    .    •  ' 

Zasammen  ffl. 
Unterstützung  an  beschädigten  u.  er- 
krankter Arbeiter  ..•..*. 

Hauptsumme 


21559 

32657 


76815 
92639 


118382 
108159 


14^58 
13,32 


54207  169454 


14544 
92265 
30234 


47982 

238987 

77055 


226541 


60548 

351844 

115451 

7669 


27,90 


7,45 
43,33 
14,22 

0,95 


137043 


9236 
4291 

714 
2451 
1282 


363974 


19613 
11460 

1634 
1016 
30331 


535612 


19680 
13809 

3006 
2590 
9838 


65,95 


2,42 
1,70 

0,87 
0,32 
1,22 


15768  36756  48923 


1000 


6,03 
0,12 


f2070ie 


570184 


811976 


100-* 


Berechnung  des  Antheils  der  hannoverschen  Generalkasse  an 

den  Betriebseinnahmen: 

Die  ganze  Einnahme   ist  (mit  den  Braunscliweiger 

Zoll-Abfertigungskosten)  gewesen 1,658448  Thlr. 

Davon  ist  abzusetzen  die  thellweise  Erstattung  der  im 
vorigen  Jahre  als  zu  viel  erhoben  berechneten  Summe 
von  679  Thlr.  2  ggr.  8  pf.  aus  dem  durchgehenden  GA- 

terverkehr •_ 

Bleibt  jetzt  zu  verrechnen 

Davon  sind  gezahlt  die  AnÜmU  der  auswärtigen 
Eigenthumer  der  unter  hiesiger  Betriebs  ^  Verwaltung 
stehenden  Bahnstrecken: 


666 


M 


1,657782  Thlr. 


—    833    - 


gmhem 

in  den  Rechnungsjahren  vom  i.  July  1846—50. 


lMl/»t. 

Torsa- 
■eklaf 

IM 

Tkir. 
K*ur. 


mmmmsmmnw 


f  tmerkungen  3U  1849  —  50. 


9888^ 

106409 


106500 
115871 


204296  222871 


62475 
320075 
161284 

11866 


64951 
300439 
154570 

12000 


565202 


26371 
13444 

3682 
3471 
2227 


531960 


28658 
14805 

3350 
3538 
5700 


49196    56051 


312 


800 


809005J8U162 


Die  ganxe  Boh^Eimuikm^  darf  BichC  mdt  dtn  Aiim;abM 
direkt  verf  liehen  werden,  weil  einTheil  der  Betriel»8)(0«tM 
des  gansen  Bahnsystems,  welches  die  obige  Boh-Einnahme 
ergeben  hat,  von  Braunschweig  getragen  ist.  Dieser  TlieU 
moss  veranschlagt  und  4en  haanoversehen  BelrieMtostea 
vor  der  Vergleichung  hinzugerechnet  werden.   Er  btstaht: 

1.  in  den  Kosten  des  Bahniinterhalts  und  der  Bahnbewa* 
chnng  der  2^/^  Meile  langen  Braunshweigschen  Bahn- 
strecke fOrr  das  ganieJahr,  überschlagen  zu  9000  TUr. 

2.  in  den  Zugbefttrdernngskosten  auf  derselben  Bahnstrecke 
dir  den  einen  Monat  Juny  1860,  indem  Braunschweig 
seit  dem  1.  Jony  statt  das  Fahrdianstes  auf  dieser 
Strecke  einen  entsprechenden  Thell  des  Fahrdienstes 
zwischen  Lehrte  und  Braunschweig  fibernommen  hat 
Als  agelfthrar  Wsrtli  dieses  Dfeasies  kann  Vn  ^^ 
Fahrvergatung  angesttit  warden^  wtMe  Brannsohirf  ig 
in  den  ersten  11  Monaten  des  Rechnungsjahrs  an  Han- 
nover vergütet  hat,  als  dieses  noch  den  ganzen  Fahr- 
dienst beachame,  also  8812  Thlr. 

Nach  HinzulDgung  dieser  ftberschlagenen  Posten  ergaben 
sich  die  gesammlen  Betriebskosten  m  821818  Thlr«,  wel- 
che von  der  ganxen  Boh-Einnahme  49,55  Przt.  ausmachen. 

Der  Werth  der  unentgelMchen  Leistungen  lür  die  Post 
Verwaltung  ist  nach  (pichen  Onindsätseoi  wie  in  flrüh#- 
ren  Jahren  veranschlagt  zu 90883  Thlr. 

Wird  diese  Summe  der  Roh-Bhinahrae 
hinzagefiigt,  so  steigt  solche  auf  ...    ,   1,749330    » 
von  welchem  Betrage  die  Betriebskosten  zu  821818  Thlr. 
nur  46,98  Prozent  ausmachen. 


L  Für  daa  Jahr  1849/50: 

An  Braonsdiweig  der  auf  die  dortige 
Screcke  fiUlende  AatheU 120868Thlr. 

Nach  Abzug  der  Fahrverg6lung  Hir  Ban- 
Bover 41931   „ 

Brannschweigs  Rein-Einnahme      78927  Thlr. 

An  Bremen 67651   „ 

„    Schaumbnrg-Llppe  Ertrag 

der  Bahn 64221  Thlr. 

xom  Reservefonds    .    .     4382  „ 

68603  n 


—    824    — 

An  Karbessen  Ertrag  der  Bahn  28809  Tblr. 

znm  Reservefonds    .    .     2102   „ 

3091 1  Thlr. 

„   d.  K9In-Mindner  Eisenbahn-C^ellschaft      133&S   „ 

Zusammen    259450  Tblr.  oder 
1 5^64  %  der  ganzen  Einnabme. 
2.  Nacbtraglich  für  das  Jabr  1848/49: 

An  Bremen 5439  Tblr. 

Für  Antbeile  der  Auswärtigen  ist  also  gezablt      ....       264889  Tblr. 
Der  bannoverscben  Generalkasse  bleibt  von  der  Einnabme    1,392893  Tblr. 

Davon  abgezogen  die  Betriebskosten 809006    „ 

Bleibt  zur  Yensinsung  des  Anlage-Kapitals  flbrig    •    .    «       583887  Thlr. 
Die  Zinsen  für  Eisenbabnscbulden  haben 

betragen     . 520955  Tblr. 

Dazu  die  Kosten   der  früheren  Eisenbahn- 

Hauptkaase 3367   ,, 

524322    „ 

EsL  ist  also  ein  Ueberschnss  geblieben  von 59565    ,, 

Ausser  den  Zinsen  ist  auf  die  Tilgung  der  Eisenbabnscbuid 

ein  halbes  Prozent  des  Anlage -Kapitals  verwendet  mit  64773  „ 
Da  hierzu  der  Ueberschnss  nicht  ausreicht,  so  ist  ans  der 

liandeskasse  znzuschiessen  gewesen 5208  Thlr. 

Anlage^ Kapital  vnd  dessen  Verzinsung: 
i.  Für  den  alleinig  hannoverschen  Antheil:  * 

Eioschliesslich  der  Verzinsung  während  der  Bauzeit  war 
bis  zum  1.  July  1849  für  sämrotliche  Bahnen  ein  Anlage -Ka- 
pital auf  alleinige  hannoversche  Rechnung 

verwendet  von 12,601032  Thlr. 

Auf  Baurechnung  ist    ferner  im   Jahre 

1849/50  verausgabt 185916      „ 

Also  überhaupt  bis  zum  1.  July  1850     .    .  12,786948  Thlr. 

Von  dieser  Summe  fallen  auf  die  einzelnen  Bahnen,  unter 
gehöriger  Vertheilung  der  Kosten  des  Zentralbahnhofes,  des 
Betriebsmaterials  und  der  Kosten  für  die  Bauleitung  nach- 
stehende Beträge: 

1.  Hannover-Braunschweiger  Bahn     .    •    .  1,582391  Thln 

2.  Hildesheim-Celler  Bahn 1,832629    „ 

3.  Celle-Harburger  Bahn  mit  dem  Harbur- 
ger Bahnhofe 5,307493    „ 


835 


4.  HaDDOver-Hindener  Bahn  bis  zur  Grenze, 
einschliesslich  des  Betriebsmalerials   Tür 

die  ganze  Bahn 1,832386  Thir. 

5.  Wunstorf-Bremer  Bahn ,  die  von  Hanno- 
ver gezahlte  Hälfte       2,132049    ^ 

Zusammen  12,7)B6948  ThIr. 
Für  verkaufte  Landüberschüsse,  Materia- 
lien, Geräthe  sind  erhoben  und  der  Bau- 
rechnung zu  Gute  gegangen     ....        136781    „ 

Also  bleiben  an  dgeHtUchen  Baukosten    12,650164  ThIr. 
Diese   vertheüen  sich  in  gleicher  Weise,   wie  vor-slehend 
auf  die  eistzelnen  Bahnen 

»Iso   auf 

1    M«iU 

der  Linge 

1.  Hannover -Braunschweig    1,650591  ThIr.    291624 

(5,67  Meilen) 

2.  Hildesheim-Celle  .    .    .     1,796990     ^        253097 

(7,10  Meilen) 

3.  Celle-Harburg  ....     5,276705      ^        309665 

(17,04  Meilen) 

4.  Hannover-Minden .    .    .     1,808249  ThIr.    531838 

(3,41  Meilen) 

5.  Wunstorf-Bremen       .    .    2,117629    „       155594 

(13,61  Meilen) 
Diesen  kommen  hinzu  die  bis  zum  1.  July  1850  aufge- 
wendeten Kosten  für  Anschaffung  der  Inventarienstockc  aller 
Art  behuf  der  ersten  Einrichtung  des  Betriebes      99787  ThIr. 
und  das  in  den  Vorräthen  der  Material -Ver- 
waltung angelegte  Betriebs-Kapital  nach  sei- 
nem Bestände  vom  1.  July  1850 340877    „ 

Das  iu  verzinsende  Anlage-Kapital  ist  also  im 

Ganzen  13,090828  Thlr. 
oder  auf  1  Meile  der  Länge    277191    ^ 
Für  dieses  Kapital  gewährt  der  vorstehend  nachgewiesene 
Ueberschuss  der  Einnahmen  über  die  Ausgaben,  583887  ThIr., 
eine  Verzinsung  von  4,46  Przt. 
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Wird  dem  Ueberscbuss  der  Werth  der  uneotgeldlichen 
Leistungen  für  die  Post  mit  90883  Thir.  hiozugefiigt,  so  steigt 
der  Verzinsungsfuss  bis  auf  5,15  Przt.  —  * 

2.  Für    das   ganze    vnter    Hatmaven    Betriebs  -  Verwaltwig 
stehende  Bahnsystem. 

Dabei  ist  die  Braunschweiger  Bahnstrecke  noch  für  das 
ganze  Jahr  mitgerechnet,  obgleich  nur  während  11  Monaten 
des  Rechnungsjahrs  das  alte  Verhältoiss  bestanden  hat.  Akten- 
stücke XL  2.  S.  47.)  — 

Das  hannov.  Bau-Kapital  war 13,090828  ThIr* 

Demselben  werden  die  Summen  hinzu- 
gerechnet, welche  die  auswärtigen  Be- 
sitzer der  unter  hiesiger  Betriebs- Ver- 
waltung stehenden  Bahnstrecken  auf 
deren  Bau  verwendet  haben,  und  zwar 
nur  nach  ungefährer  Ueberschlagung, 
wo  die  genauen  Beträge  nicht  bekannt 
sind.  — 

Nämlich  für  Braunschweig  2,51  Meilen 

etwa 600000  Thlr. 

für  Kurhessen  1,42  Meilen    425096    ^ 
(ur    Schaumburg  -  Lippe 

3,28  Meilen 881778     „ 

für  Köln  -  Minden   0,57 

Meilen 254475     ^ 

ftlr  Bremen  fiir  die  Bahn    1,778794    „ 

für   den  Bremer  Bahn-* 

hofetwa 568750    „ 

4,503893  Thlr. 

Das  ganze  Bao-Kapital  ist  also  anzunehmen  zu  17,594721  Thlr 

oder  für  1  Meile  322248  durchschnittl. 

Von  der  ganzen  Betriebs-Einnahme    .    .    1,658448  Thlr. 
sind  die  Betriebskosten    .    .    809006  Thlr. 
unter  Zusatz  der  nach  unge- 
fährer  Ueberschlagung  von 
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firaansch  weig  aufgewendeten 
Betriebskosten 128U  Thir. 


abzuziehen 821818  ThIr. 

Es  bleibt  also  ein  ßetn-Ertrag  des  ganzen  Eisenbahnun- 
temehmens  von  836630  ThIr.  oder  dasselbe  hat  sich  im 
Durchschnitt  mit  4J6  Przl.  verzinst,  ohne  Beriicksinhtigung 
der  unentgeidlichen  Leistungen  für  die  Post;  mit  demselben 
aber  zu  5,27  Przl.  — 


n 


yi 


Nachweisungen  über  den  Dienst  der  Lokomoiwe  imd  Wagen. 

Die  am  1.  July  1850  vorhandenen  69  LohomoHce  haben 

überhaupt  zurückgelegt 190851  Meilen 

nämlich  in  den  Personen-  und  Güterzügen   .     184989      ^ 
und  in  den  Material-  und  Kieszügen     •    .    .        5862      ^ 

Die  sämmtlichen    Wagen  haben  an  Ach- 
senttieilen  zurückgelegt 5.990093 

Auf  eine  jede  Lokomotivmeile  kommen 
also  an  Wagenachsenmeilen      ....*.       31,39 

Die  ganze  AoA-Einnahme  ist  gewesen     .     1,658448  ThIr. 
Davon  abzusetzen  behuf  der  Vertbeilung  auf 
die  einzelne  Lokomotivmeile  in  den  Personon* 
und  Güterzügen: 

Braunscbweigische  2k)Uabfer* 
tigungskosten  .    .    .    r    .  ^    .    4739  Tbir. 

Versicherungsprämie ,  Lager- 
geld etc 5032    „ 

Für  Kiesfuhren 8620    „ 

r,    Pachten,  Miethen  und  Ina- 
gemein  17803     „ 

Für  Erstattungen  von  Fafer- 

und  Frachtgeldern  .....      905    n 

37099     „ 

also  bleibt  an  reiner  Fracht- Einnahme  .  .  1,621349  Thlr. 
für  jede  der  184989  Lokomotivmeiien  8  Thlr.  18  Ggf.  4Pfg. 
Von  den  Betriebskosten  zu      821818  Thlr. 


I 
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fallen    auf  jede   der   190851  Lokomotivmeilen   einschliesslich 

deren  in  den  Malerialzügen    ....    4  Thir.  7  Ggr.  4  Pfg. 

Die  Kosten  des  Maschinendienstes   haben  Tür  alle  190851 

Lokomotivmeilen  betragen 320075  Thlr. 

Diese  vertheilen  sich  in  nachstehender  Weise  auf  die  ein- 
zelnen Ausgabeposten  und  auf  jede  Meile. 

Zusammen.  Thlr.      Przt,  für  1  Meile 

Anth. 

Koke  31,056200  PAind  .    126103    39,39    162,72  Pfd.    15  g:gr.  10,29  Pfg. 

Oel    und    sonstiges    Fett 
75217  Pfd.     «...      10568      3,30        0,39  Pfd.        1  „      3,95    „ 

Brennholz  126061  Kbkf.        2316      0,72        0,66  Kbfs.    —  ,,    *  3,49    „ 

PiitBnMiterial,Erleachtiuig, 
yörw&rmer   .    .    ♦    .      11728      3,67  ,       —  l   „      5,70    „ 

Beparatnrd.  Lokomotiven     93944    29,35  —  U  „      9,76    „ 

„        „  Tender     .    w    11548      3,61  —  1  „      5,43    „ 

„        „  Lokomotiv- 
Werkzeoge    ....      2337      0,73  —  —  „      3,52    „ 

Gehalt  der  LokomotivfOh- 
rer  und  Lelirlinge   «    .    24146      7,54  —  3  „      0,45    „ 

Löhne  der  Putzer  und  son- 
stigen Arbeiter  •    «    .    22072      6,90  —  2  „    9,31    „ 

Allgemeine     Kosten     der 
Maschinen  -  Verwaltung    15313      4,79  —  1  „  11,11    „ 

Zusammen  320075  100  —  1  Thlr  16  ggr.  3,01  PC 

Die  Kosten  der  2iugkraß  betrugen  im  vorigen 
Jahre  ffir  die  Meile     .    .    / 1    „      19    „    4,87    „ 

also  1849/50  weniger    —  Thlr.^  3  ggr.  1,86  Pf. 

Von  den  Wagen  sind  überhaupt  Achsenmeilen  5,990093 
zurückgelegt,  nämlich   von  den 
Personenwagen  1.  Klasse   .    576420 

2.       „        .      64186 
^  3.       „  1,188264 

1,828870 

Gepäckwagen 549550 

Pferde-  und  Viehwagen    «      29271 
bedeckte   8rädrige    Güter- 
wagen      942186 

bedeckte    6rädrige  Güter- 
wagen           197219 
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bedeckte  4rädrige   Güter- 
wagen            198944 

offene  6rädrige  Güterwagen      63173 
«       4      „  ^  1,079119 

Erdtransportwagen  in  Güter- 
zügen           2558 

3,062020 

Erdtransportwagen    in  Ma- 

terialziigen 92891 

fremde  Personen-  und  Güterwagen     1,006312 

5,990093 

Die  sämniUchen  Kosten  des  Wagendienstes  haben  betragen : 

Thlr.  Przt'Jnth, 

Für  Schmier-Material  ........        5538        5,06 

ji  Material  zum  Reinigen,  Putzen  und  Be- 
leuchten der  Wagen 1411        1,29 

n    Arbeitslöhne  zum  Nachsehen ,  Reinigen 

und  Schmieren 8372        7,64 

„    Reparaturen  der  Personenwagen  .    .      16143      14,74 

«  «  w  Gepäck-  und  Güter- 
wagen      •.     .       41263       37,68 

rt    Reparaturen   der  sämmtlichen  Räder 

und  Achsen 21364      19,51 

n  Reparaturen  der  Wagenbords,  Koppel- 
ketten, Wagendecken  u.  s.  w.  .    .    .      14129      12,90 

„  Allgemeine  Kosten  der  Wagenverwal- 
tung             1275        1,18 

Zusammen   109495    100  — 

Von  diesem  ganzen  Betrage  fallen  auf 

jede  Achsenmeile 5,264  Pf, 

auf  jede  Lokomoiivmeile 15  Ggr.  9,232  „ 

Von  den  Kosten  sämmtUcher  Reparatu- 
ren zu  92899  Thir.  fallen  auf  jede  Achsen- 

meüe .    —     »    4,467  „ 

und  ebenso  von  den  Kosten  der  Reparaturen 

der  Räder  und  Achsen  zu   21364  ThIr.  auf 

jede  Achsenmeile —    «    ^,027  ,, 
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Beitand  vnd  DurchschnitUpreise  des  am  !•  Januar  1851 
vorhandenen  BetriebsmateriaU,  ergeben  sich  aus  nachstehender 
Uebersicht : 

Bezeichnung.  i: 


Lokomotiven 

Tender       ...    

Personenwagen  i.  Klasse  6rädrige 

Ti  ^'        ii        ^       n 

«  3.       ^       6      „ 

Gepäckwagen  ....  6 
Pferde-  und  Viehwagen  4 
bedeckte  Güterwagen       8 


« 


» 


offene 


6 
4 
6 

4 
4 
6 


Icknak 
71 

Dmrchiehmtlt. 
^.           PrM  im 

Thir,  Kour. 
11539 

51 

2023 

49 

2889 

25 

2575 

109 

1965 

38 

1549 

18 

855 

146 

1758 

32 

1504 

62 

925 

30 

877 

657 

508 

194 

310 

5 

636 

Erdtransport  wagen 

Postwagen  .    •    .    •    . 

Hohe  Wagenbords  zum  Viehtransport, 

Salz HO  67 

Der  Getammipreii  Ar  dieses  Material  ist  2,210000  Thir., 
mithin  kommen  auf  1  Durchschnittsmeile  der  verwalteten 
Bahnen  40180  Thlr.  Die  Lokomotive  und  Wagen  sind  gröss- 
tentheils  von  hannoverschen  Fabriken  geliefert.  Erstere  z.  B. 
aus  der  bedeutenden  Maschinenfabrik  von  G.  Egestorf  in 
Linden  bei  Hannover. 

Auf  den  unter  hannoverscher  Betriebs-Verwaltung  befind- 
lichen Eisenbahnen  sind  28  Bahnhöfe  vorhanden  mit:  Schie- 
nengeleise 12494  Bulben  Länge,  Ausweichungen  508,  Dreh- 
scheiben 70,  Rampen  33,  Hauptgebäuden  24,  Nebengebäuden 
37,  Gütenschuppen  23,  Maschinenhäusern  11,  Wassenstationen 
31,  Kokesschuppen  7,  Wagenschuppen^23,  grösseren  Reparatur- 
werkstätten 3,  Telegrafen-Stationen  23,  Brückenwaagen  3.  — 
Auf  den  Bahnen:  Wärterstationen  491  (also  durchschnittlich 
9,44  auf  1  Meile),  Wärterwohnhäuser  133,  Wärter wachthäuser 
358,  optische  Telegrafen  400^  elektromagnet.  Telegrafen  48,76 
Meilen  Länge,  Brücken  150,  kleinere  Durchlässe  269,  Brück- 
thore  39,  Wegebrücken  14,  Uebergänge  im  Niveau  665. 


-sal- 
in der  Anlage  G   zum  Schreiben    vom  11.  May   1S48 
(IX.  Ldtg,  961)  waren  die  Bestandtbeile  eines  den  Eisenbahnen 
erforderlichen  Beiriebskapitals  wie  folgt  angegeben: 

Gegenäand.  Geldbetrag        Przt-Jntkeil^ 

TJdr.KAur. 

1.  Vollständige  Material- Gegend- 
Stände,  Geräthe     ....        24053        —        5,76 

2.  Vollendete  und  vorbereitete 
Reservetheile  für  bestimmte 
Materialgegenstände   .    .    .111560        -^      26,70 

3.  Hand  Werkszeuge  u.  Geräthe 
für  die  Werkstätten  und  die 
Magazin-Verwaltung  .    .  '.         2500        —       0,60 

4.  Nutzholz  und  Brennmaterial      127177        —      30,44 

5.  Metalle  u.  kurze  Metallwaaren        39291        —       9,40 

6.  Ellenwaaren,    Seilerwaaren 

u.  s.  w 5116        —        1,22 

7.  Chemische  Präparate,  Fett- 

waaren,  Glaswaaren       .    .        26000        —       6,22 

8.  Schreib-  und  Bureau-Mate- 
rialien  ........  SOG       —       0,07 

9.  kiventarien,  deren  Werth 
dem    Betriebs  -  Kapital    zur 

Last  fiUlt 34250        —       8,20 

10.  Sonstige  Vorschüsse,  welche 
vom  Betriebs-Kapital  zu  lei- 
sten sind   47600        ~     11,39 

Zusammen  417847  —  loo  — 
Obgleich  diese  Forderung  verhältnissmässig  gering  ist 
und  obgleich  das  bisherige  Verfahren,  wonach  für  den  Betrieb 
ein  «fibeschränkter  Kredit  eröflhet  wird,  mit  einer  guten  Ord- 
nung auf  die  Dauer  nicht  verti*äglich  scheint;  hat  d<ich  die 
Stäedevereammlung  die  Aewilligung  eines  festen  Betriebska- 
pitals abgelehnt  (1130).  ^ 

Der  Sckuldenb^stond  dp*  Eisenkaim^Bmqrtktme  imr  Mi  1.  Okto- 
ber 1849  wie  folgt  (IL  1041)  Mi  KiwraM  temhaet : 

/.    Verbriefte  Schulden. 

1.  5  «fo  Utt.  D.  t ^600467 
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2.  S>/,  \  Litt.  A.  1 1^90973 

//.     Vnverbriefle  Schulden  SVa  «/o- 

1.  Von  den  UeberschKssen  der  Creneral-Stener-Kasse  waren 
der  Eisenbahn-HiiaptkftMe  noch  vorgeliehen  und  sind  der- 
selben jetzt  definitiv  Oberwiesen 362900 

2.  Von  der  Tilgungskasse  der  Landesschulden  sind  der  Eisen- 
bahn-Hauptkaase  vorgeliehen •    .    «    «        4Ö5000 

3*  Von  der  Eisenbahnschulden-Tilgungskasse  desgleichen     .    1^191225 

4.  Aus  den  eigenen  Mitteln  des  Kapitalien-Fonds  der  General- 

Stenerkasse 4    .    .  420000 

2,419125 

///.    Schulden ,  welche  auf  den  Kredit  der  General-Steuer- 

Kasse  kontrahirt  worden. 

a)  B'A  %. 

1.  Obligationen  Litt.    O.  (laut  S.  29   des  Landesschulden- 

und  Zinsen-Etats  für  1850/51) 500000 

2.  Obligationen  Litt  P   (laut  S.   33    des  Landeaschulden- 

und  Zinson-Etats  fOr  185051) 181333 

3.  ObUgadonen  Litt.  O   (laut  S.  29    des  Landeoschulden- 

und  Zinsen-Etats  für  1850/61) 500000 

C)  3  0/0. 

4.  Obligationen  Litt.  C  l.  (laut  S.  30  des  Landesscholden - 

und  Zinsen-Etats  für  1850/51) «    .    .         62025 

1,243958 

Summe  aller  Schulden   der    Eisenbahn- Hauptkaase  am 

1.  Oktober  1849       .............    12,955183 

Hiervon  hat  jedoch   die  Eisenbahnschulden-TUgungs-Kasse 
eingeldset.  * 

1.  an  5  %  Obligationen 181300 

2.  an  3Vi  \  desgL       307953 

Ist  Sunme  der  eingelSseten  Obligationen     .««.«.         439253 
Die  Zinsen  auf  vorstehende  Eisenbahnschulden  betragen : 

/.    Auf  die  verMeften  Schulden:  Thlr«  Kour* 

1.  5pro9tentige        .    •    .    .    • 230323 

2.  3Vi  desgleichen        163997 

394320 
//.    Auf  die  unverbrieflen  Schulden  3'/i  \     ♦    ♦    ♦      84669 
UI.    Auf  die  Schulden,  welche   auf  den  Kredit  der 
General'Steuer^Kasse  kontrahirt  worden: 

1.  3V3Prozentige ^ ^    ^      23847 

2.  3*^4  desgleichen  ^  ..,•♦.•♦♦•»    ♦      16250 

3.  8  desgleichen  ••«•««••«««»,       1879 
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Sutnme  aller  Zmsen    aar  die  Eisenbahnschulden  am    Thlr.Konr, 
1.  Oktober  1849    ...••.. >    520965 

Hiervon  hat  jedoch  die  Tilgung!  -  Kasse  aal  die  von  ihr 
eingelösten  Obligationen  sa  beziehen 

1.  an  5proxentigen    ••••••« 6666 

%.  an  3"/t  desgleichen  .    .    .    .    ♦ 10778 

17348 

• 

Die  General- Kasse  bat,  ausser  den  bis  bierber  dargeleg- 
ten, noch  einzelne  Emnahmen  von  geringerer  Bedeuivng,  hin- 
sichtlich welcher  aber  aus  Rücksichten  Air  den  bei  Hannover 
längst  überschrittenen  Raum,  auf  die  oben  Seite  714  mitge- 
thalte  Uebersichts-Tafel  verwiesen  werden  muss. 

Zu  erwähnen  ist  jedoch  hier  noch ,  dass  das  in  andern 
Staaten  nicht  selten  ergriffene  Mittel  au$$erordenÜicher  Steuern, 
in  Hannover  seit  der  Fremdherrschaft  nur  emmal  angewen- 
det ist  und  zwar  im  Jahre  1825  durch  eine  Abgabe  von 
dekorirten  Zimmern  und  Vorplätzen  ^Aktenstücke  des  IL  Ldtgs. 
VI.  Z%)\  zur  Deckung  der  durch  Naturereignisse  bewirkten 
bedeutenden  Einnahmeausrallc.  Unter  dem  29.  May  1848 
(IX.  Ldtg.  1012  und  1152)  und  15.  November  1849  (XI.Ldtg, 
348  und  995)  hat  allerdings  die  Regierung  die  Erhebung  des 
3iiK>oatlichen  Betrages  aller  direkten  Steuern  als  ausseror- 
dentliche Abgabe  beantragt.  Allein  von  der  im  ersten  Falle 
ertheilten  ständischen  Genehmigung  ist  kein  Gebrauch  ge- 
macht und  der  letzte  Antrag  hat  die  Bewilligung  der  Stänae- 
versammlung  nicht  erhalten. 

C.  Staats  -  Ausgaben  Haimovers. 

«)  Im  Allseiiieliieii  und  einige  lIleiMtawelse  der 
oliersten  S^aatsTerwaUans  lietreffend« 

Auch  von  den  Ausgaben  habe  ich  eine  der  Einnahmeta- 
fei  entsprechende  vergleichende  Zusammenstellung  gemacht» 
deren  Entwerfung  indess  um  so  grössere  Schwierigkeiten  hatte^ 
weil  die  Voranschläge  und  Rechnungen  der  (jeneralkasse, 
obgleich  in  neuster  Zeit  vervollständigt,  eine  Anzahl  Ausgabe- 
posten nicht  enthalten.  Diese  mussten,  nach' meinen  Ansich- 
ten, von  einer  richtigen  und  vollständijgen  Stellung  der  Ge- 
neral-Staatskasse -Recnnung  und  um  dieselbe  vergleicbun^ 
fähig  zu  machen,  nachgetragen  werden.  Dazu  fand  sich 
nicht  immer  das  erforderliche  Material,  die  stenografischen 
Aufzeichnungen  ergänzen  Einiges  davon ,  jedoch  ohne  Zuver- 
lässigkeit, sind  also  warlich  das  viele  Gelcl  nicht  werth,  was  sie 
kosten  u.  s.  w.  Diese  Bemerkungen  haben  nur  den  Zweck, 
die  Mängel  zu  entschuldigen .  an  denen  die  nachstehende  Ta- 
fel noch  leidet« 

Btitis  nMM-fttotisiik.  53 
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Mkre  von  1.  July  bis  30.  Juny. 

Vergleiehoiig 

der  Jihre 

1836/37 

VotBaachltLg. 

Voranschliig. 

Yoranschlai^. 

1844/5. 

(tbrnnthOitk 
«wKtoigl. 

Mm»»; 

fUchammg»» 

XrfttaiM. 

Prxt.- 
Ad- 
theiL 

1849/50. 

Pr»t- 
An- 
theU. 

1850/51* 

Pnt- 

An- 

theU. 

mit 

1850/51. 

•f  Zunahme 

-r  Abniihme. 

107445 

67957 

7074 

038 
0,55 
0,06 

112100 

80450 

4450 

0,86 
0,62 
0,03 

112100 

75800 

4500 

* 

0,83 
0,56 
0,03 

+          26695 
+           11200 
+            2354 

182476 

236050 

372150 

76888 

1,49 
1,93 
3,04 
0,63 

197000 

254800 

255000 

82400 

1,51 
1,96 

1,96 
0,63 

192400 

851635 

275000 

46582 

1,42 
2,59 
2,03 
0,34 

+           40249 
+         148730 
+       '    5995 
-r          50961 

867509 

7,09 

789200 

6/)6 

865617 

6,38 

+         144018 

187198 
38860 

1,53 
0,31 

221472 

24000 
30000 

1,70 

0,18 
0,23 

195100 

■M  ttr  4i«  8 

21190 
54080 

1,44 

teapeUii 

0^16 
0,40 

+           24812 

aer. 

+          21190 
+           16928 

225553 

40453 
462912 

> 

0,38 

3,78 

275472 

39415 
488705 

2,11 

0,30 
3,71 

249180 
und      21190 

891110 

1,84 
0,16 

2,88 

+           41740 
+          21190 

+           15298 

17560 

♦2,584756 

•108012 

63989 

C «.  r,  Akteaf« 
Nr.tl  8.1 

608782 

0,14 

21,18 
0,84 
0,52 

.▼.184« 
16.) 

4,98 

86100 

1,989309 

65600 

♦520994 

65700 
491750 

0,28 

15,27 
0,50 
4,00 

0,50 
8^78 

33000 

■BiAatlMiUBaU 

90000 

2,211062 

65100 

♦615085 

68500 
512150 

0,24 

MBf«aM 

0,66 

16,29 

0,48 

4,53 

0,50 
3^77 

+          83000 

+           90000 
-r         649997 
+          21247 
+         615085 

-4-          17408 
+         186608 

4,969466 

40,60 

4,757245 

36^1 

5,121994 

87,73 

+        443771 

518889 

^ 

513869 

8,94 

518889 

8,78 

— 

96000 

0,78 

96000 

0,74 

96000 

0,71 

— 

122400 
45333 

1,00 
0,37 

122400 
45333 

0,94 
0,35 

122400 
45333 

0.90 
0,33 

+          45333 

777622 

6,35 

777622 

• 

6,97 

777622 

• 

5,72 

+           45833 

186155 

1/11 

124643 

0/96 

119411 

0^ 

- 
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31  ■  B  g  a  b  t. 


liTkilw 


(43«Sa) 


BeaOMangBii       .... 
BOreaaluMten  nnd  Beifcgalder  . 

Atnter. 

BcHOldmiKeii. 

Fflr  BMiBteo     .... 

FBt  AmtannterbedleaUD    .        •  

Zuauumen  A. 

BQreankosIeD  

ZaMunmcD  YI. 

UnlJtnlniD  der  auvlrtlgeii  ABgeltgen&elteR. 
ADBg^n  m  Zwecken  des  äeatseben  Bandes  . 

KoBten  von  Greniberiehtiggngan ,  answirtigeo 
KommisiioDea  u.  «.  w 

GeaaadUchaflen, 

Besoldongen  und  aotudge  DlBOBteimiRkiaeii 
Qbrrge  Aiugaben  fltr  die  GrundtschaAeo^^ 

TT 

KriegnnlBlsttrlnin- 

Feststehende  Beltr&ge, 
Ordeatlicber  Beltntg  :iuin  HiUlir-EtHt 
Aua  (vonatOlKer)  KOnlgllcher  GeneriOkuAe 
Ana  der  (vt^malfgen)  lAudeakasK  .        , 


(S391U) 
(7600) 


(8300) 
(66666) 
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Jakre  tob 

Mmnmi. 

1.  July 

bin  30.  Jiuiy. 

1 

Vergleiehniif 

der  Jahre 

1836/37 

VonMwl 

il»«. 

Vonmsclüag. 

Voramichlag. 

1844/6. 

Prxt.- 
As- 

theU. 

1849/50. 

Przt.- 
An- 
theil. 

1860/61. 

Przt- 
An- 
theU. 

mit 

1860/61. 

+  Zunahme 

-r-  Abnahme« 

68623 

0,44 

60000 

0,38 

48000 

0,35 

189778 

1,66 

174643 

1,34 

167411 

1,23 

-i-     1733 

7076 

6000 

20000 

0,06 
0,04 
0,16 

6660 

9000 

30000 

860 

0,05 
0,07 
0,23 
0,00 

7050 

12000 

40000 

850 

0,06 
0,09 
0,30 
0,00 

32076 

0,26 

46600 

0,36 

69900 

0,44 

^     82488 

89629 
16774 

<^78 
0,18 

96991 
18600 

0,74 
0,14 

98826 
18500 

0,72 
0,14 

106808 

0,86 

116491 

0,88 

116825 

0,86 

+     13872 

396344 
111047 

3,24 
0,91 

423623 
112800 

3,25 
0,87 

424086 
112900 

8,13 
0,83 

607891 
68287 

4,16 
0,47 

636428 
64000 

4,12 
0/49 

636886 
64000 

8,96 
0,47 

666678 

4^62 

600428 

4,61 

600886 

4,43 

+     72606 

66800 

▼.MJkpr.ISU 
l«af  Uui  cirei 

0,46 

BarF«t-> 
k44t00.) 

77800 

0,60 

66800 

0,41 

14674 

0,12 

14000 

0,11 

14000 

0,11 

92682 
8068 

0,76 
0,06 

67773 
7000 

0,62 
0,06 

68600 
7000 

0,60 
0,06 

100600 

0,82 

74773 

0,57 

75500 

0,55           1 

171074 

1,40 

166673 

1,28 

146300 

1,07 

+     72162 

— 

— 

866870 
1,209669 

2,81 
9,29 

366870 
1,209669 

2,69 
8,91 
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Jahre  vom  1.  July 

bis  30.  Juny. 

Vergleichnng 

der  Jahre 

1836/37 

Voransclilag. 

Voranschlag. 

Voranschlag. 

1844/5. 

Przt.- 
Au- 
theil. 

1849/50. 

Przt.- 
An- 
theil. 

1850/51. 

Przt- 
An- 
theil. 

mit 

1850/51. 

-f  Znnahve 

-^  Abiahme« 

13328 

0,10 

13328 

0,10 

1,635748 

13,3^ 

1,588867 

12,20 

1,588867 

11,70 

16000 
3117 

0,13 
0,02 

16000 
5256 

0,12 
0,04 

16000 
5256 

0,12 
0,04 

— 

— 

— 

— 

6745 

0,05 

' 

1,654865 

13,52 

1,610123 

12,36 

1,616868 

11,01 

77956 

0,64 

77956 

0,60 

77956 

0,57 

280000 

2,29 

280000 

2,15 

280000 

2fiS 

12000 
6000 

55582 

(SllBdisciMBei 
vom  16.  Jnlj 

0,10 
0,05 
0,45 

villigung 
1844.) 

12000 
2000 

0,09 
0,01 

12000 
2000 

0,09 
0,02 

431538     3,53 

371956 

2,85 

371956 

2,74 

2,086403 

17,06 

1,982079 

15,21 

1,988824 

14,65 

+           68966 

69834 
und        250 

(8Ma4isc]i«B«i 
Tom  tt.  Jvlj 

129964 
1406 

0,57 

irllligiiBg 
1844.) 

1,06 
0,01 

73841 

131410 
1385 

0,57 

1,01 
0,01 

73811 

127998 
6000 

0,54 

0,95 
0,04 

200954 
17487 

1,64 
0.14 

206636 
20750 

1,59 
0,16 

207809 
21700 

1,53 
0,16 

218441 

1,78 

227386 

1,75 

229509 

1,69 

+           21651 

87680 

0,31 

37699 

0,29 

37699 

0,28 

35685 
4182 

0,29 
0,03 

39714 
4450 

• 

0,30 
0.04 

39635 
4450 

0,29 
1     0,04 

39867 

1     0,32 

44164 

0,34 

44085 

0,33| 
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.X 

• 

BeMldiiing 

Geldbetrag  Im 

Ib  thtUt 

Irdimini. 

h 

4er 

Przt- 

i 

%  u  B  a  a  b  t. 

1886/7. 

An- 

s 

<  . 

.C. 

w 

theU. 

FOr  Schalen. 

a. 

Ober-Schal-Kollegiam 

b. 

Gymnasinni  (hdbere  ScholausCalten)       «        » 

(18679) 

c. 

für  Parochial-Schulen  und  zur  Verbesseruog 
des  VoDoMchulwesens  •       .       .        .       . 

Zasammeu  0. 

(18579) 

— 

D. 

Beihülfe  za  Kirchen-  und  Schulbanten     . 

(5150) 

— 

Zusammen  X. 

97374 

0^ 

• 

(98245) 

XL 

Bilsteriiim  des  Innen. 

A. 

Kommissions -Kosten  nnd   sonstige  allgemeine 
Verwendungen  in  Polizei-  und  innem  Hoheits- 
Sachen  mitEfnschluss  der  Zuschüsse  zur  Poli- 

zei der  Besidenzstadt      ...... 

(18600) 

— 

B. 

Besoldungen  von  Polizei-Kommissären 

(1630) 

—  ■ 

C. 

Fflr  milde  Stiftungen,  das  Taubstummen-  und 

Blinden-Institut,  auch  Armen-Anstalten  • 

(13646) 
(85874) 

— 

D. 

Landgensdarmerie-Korps 

— 

^   E. 

KriminalKosten .        •        .        .        . 

(80000) 

— 

P. 

FOr  Straf-,  Arbeits-,  Bessenmgs-,  Sicherheits- 

Anstalten  und  das  Staatsgefangniss 

(104600) 

— 

6. 

Ffir    das   Medizinal  -  Wesen    (Vni.    Landtag 

III.  1846) 

■■ 

a. 

Besoldungen  für  das  Ober-Medizinal-Kollegium, 
C Verordnung  vom  18.  März  1847)  für  Aerzte 

« 

und  Chirurgen 

(16187) 

-7 

b^ 

Heil-  und  Pflege-Anstalt  für  Gemüthskranke  und 

gemeinschaftU  Wasch-Anstalt 

(14900) 

— 

c 

Für  die  übrigen  Medizinal-Anstalten 

(17176) 

— 

Znsammen  6. 

(48213) 

— 

H. 

Für  das  Wasserbauwesen. 

• 

a. 

Besoidiugen  ' /. 

(31001) 

— 

b. 

Wasserbaukosten 

(127154) 

— 

c. 

Zuschüsse  zu  Kanal-  u.  andern  grösseren  Was- 

serbauten        

(58000) 

Zusammen  H. 

(216155) 

— 

I. 

Für  den  Chanssee-  und  Wegbau. 

a. 

Besoldungen 

(2284) 

— 
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Jakre  tm 

Emnmi. 

1.  Jniy 

bis  80.  Jany. 

Verflelcliaiig 

der  Jakre 

1836/7 

VonuMcUa^. 

1 

VonuMcUag. 

TofMwehlag. 

1844/5. 

Pr»t- 

An- 
thea 

1849/60. 

Pwt.- 
An- 
theU. 

1860/61. 

Pr«t. 
An- 
tlMil. 

mit 

1860/61. 

+  Zunahme 

-^  Abnahne. 

28750 

0,24 

2300 
81074 

67626 
mid  8000 

(8UaAiMli«B«i 

TOM  15.  Ulf 

0,02 
0,24 

0,62 
0,02 

^^^  004 

81074   ^j^ 

67626  0,49 
und   5000  0,04 

28750 
5150 

0,24 
0^ 

108900 

5160 

0,80 
0,04 

108900 
5160 

030 
0,04 

H1447 

0,91 

190918 

1,47 

196834 

1,46 

• 

19165 
1865 

0,16 
0,02 

21600 
8402 

0,16 
0,03 

22000 

8402 

0,16 
0,03 

18889 
99669 
88389 

0,11 
0,82 
0,72 

16489 

99464 

100000 

0,13 
0,76 
0,77 

16189 

99464 

120000 

0,12 
0,73 
0,88 

85000 

0,70 

100000 

0,77 

100000 

0,74 

15442 

0,18 

20600 

0,16 

20600 

0,15 

31900 
12462 

0,26 
0,10 

27000 
14000 

0,20 
0,11 

21000 
18800 

0,16 
0,10 

69804 

0,49 

61600 

0,47 

56400 

0^1 

80788 
179928 

0,25 
1,47 

37963 
163800 

0.29 
1,26 

37641 
180300 

0,28 
1,33 

16000 

(DieBewUlir 
▼•Hnwlic 

0,13 

iifwar 

2600 

0,02 

2600 

0,02 

226716 

1,86 

204368 

1,57 

220641 

1,63 

_ 

..i. 

67804 

0,62 

26000 

0,19 

—    8«    — 
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kkn  TO«  1*  Mj 

bis  30.  Jnny. 

n 

Verglekshinig 

der  Jahre 

1836/37 

VorMwokkg.      | 

Vonuisdilag,     | 

Voramclilai^.      1 

mit 

1844r5. 

An- 

1849/50. 

Prxt.- 
Att- 

1850/51.' 

Pnt,- 
Ab- 

1850/51. 
-f  ZunahiM 

tii«a. 

theU. 

theil. 

-7-  AbiMilinie. 

3326 

0,02 

_ 

,.  . 

38000 

0/19 

49000 
und      30000 

0,36 
0,22 

140000 

1,14 

6300 

0/)5 

332477 

2,55 

332500 

2,45 

300000 

2,45 

202093 

1,55 

182500 

1,84 

md    60000 

0,40 

(8tiB4iMkeB«willlfaat 
Tma  Ift.  Jaly  18l4.) 

* 

• 

100000 

0,82 

100000 

0,77 

100000 

0,74 

600000 

4,90 

750000 

5,75 

720000 

5»60 

16000 

0,13 

9000 

0,05 

6000 

0,04 

{8«lB4iMheB«wiUif«af 
koaat«  laaa  aiekt  ene* 

• 

fcw,tM|aaa«i«lieMia.« 

ScIvtAta  Twm  M.  Vs^r* 

184«  8.  M.) 

. 

(68009) 

— 

(520994) 

— 

(615085) 

— 

(3208») 

— 

(453254) 
und  (64746) 

wtlclie  ia 

114745  Rtblr. 

«iakefriffea 

•3a4. 

1 

— 

C520065> 
IDMl   (64796) 

lt477<Blli.«ia- 
kegrilhB  ■ia4. 
fDer  a«tt  Toa 
UaO»irtkei4«r 
Aasterordeatl. 

■•" 

■ 

A«Ha^.) 

loAS 

0,13 

7000 

0/05 

6000 

0,04 

409n 

0^ 

51100 

0,39 

51100 

0^ 

16428 

0,13 

17875 

0,14 

24175 

0,18 

1542 

0,01 

500 

0,60 

500 

0,00 

10000 

9fi9 

11000 

0;09 

11060 

a06 

— 

5000 

0,04 

5000 

0,04 

2284 

0,02 

2284 

0,02 

2284 

0,02 

8060 

0,07 

10475 

0,08 

10475 

0,07 

4000 

ajoi 

— 

— 

— 

— 

/2309 

i    0,34 

i         47134 

1    0,37 

f           58434 

0,39 

'  V 
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(lOSOO) 

Auf  Hannftdiniren,  Fabrtkes ,  Handrl  nnd  6«-  j 

BcMldinicmi I       (1084) 

ENiBMIge  KmUd  uod  iwnr:  1 

PSr  L«hr-AiMl«lt«a  der  ecwerMnlbanteu  .  .  (  (2534t) 
üiitaratUsiiDfm  sur  BefOrdBrnuf  derGcwerlw  \C'-  "■  xn.) 
iDiffematn 


lUUterlra  det  Itideli. 

BsMldanfCD 

Sonstig*  Koaten  nnd  awar: 
Aiugtbw  fOr  KownUte  . 
Primie  fOr  die  Beringaflaoherel 
Sc«-  uifi  FloMSchifllUirt  . 
Sonstige  nngewUM  Ausgaben  •        . 


(WOM)I 

936817 

<ft84618) 


Zau 


FtBau-UiIsterinB. 

KomnbaioiW'EoMeii . 
Fdr  die  Hknptluua« 
Sesoldoitgen 
BBrawikoiUn 


Betar  der  HQnte 
HsupC-Verwaltunf  der  DoiiiMii 


BQretu-  nnd  MMtiKe  VerwBttnBf  akoataa 


Schstz-Kallegf  HIB . 

BeNlduogni 

BftreukOBCen 
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Mm  ▼om  1.  Jttly  bii  30.  Jany. 

Vergleiehoiig 

der  Jihre 

1886/37 

Vor—fCiMBg> 

1 

VonuiMl 

llAg. 

VoranscUiif. 

1844/6. 

Prst- 
Ab- 
thfiU. 

1849/60. 

Prxt- 

AlH 

tlMiL 

1860/61. 

Pnt.- 

An- 

theU. 

mit 

1860/61. 

•f  Znoatae 

-i-  Ataüine. 

4000     Ofi% 

(ttlii4ü^«B«willif««t 
rmm  «k  Jmlj  1644.) 

4000 

0,08 

4000 

0,08 

79»9     Ofil 
1600     0,01 

20766 
6000 

0,16 
0,04 

20766 
6000 

0,15 
0,04 

9488 

0,08 

26766 

0,20 

26766 

0,19 

, 

»028 

0,02 

262 

0,00 

228 

O/N) 

16700 
»000 

1034 

0,18 
0,02 
0/>l 

19000 

2000 

600 

0,16 
0.02 
0,00 

19000 

2000 

600 

0,02 
0,00 

22302 

0,18 

21862 

0,17 

21828 

1    0,16 

1,330154 

10,91 

1,618670 

11,62 

1,619124 

11,19 

+          682807 

— 

— 

6367 

0,04 

5367 

0,04 

1000 
4008 
2268 

III 1 

1000 

4000 

4000 

400 

0,01 
0,08 
0,03 
0.00 

1000 

4000 

12000 

600 

O.Ol 
0f08 
0,09 
0,00 

' 

7286 

(a.  T.  0.  •.  P.) 

0,06 

14767 

(B.  ▼.  O.a.P.) 

0,11 

22767 

0,17 

-r          18710 

18618 

0,11 

8000 

0,06 

8000 

0,06 

18608 
20079 

0,16 
0,17 

12197 
14000 

0,09 

o.u 

11648 
14000 

0,08 
0,11 

• 

89682 
2208 

0,82 
0,02 

26197 
8160 

0,20 
0,03 

26648 
8160 

0,19 
0,02 

109037 
84147 

0,89 
0,28 

81217 
81400 

0,62 
0.24 

79705 
21660 

0,69 
0,16 

■ 

148184 

1,17 

112617 

0,86 

101866 

0,76 

16680 
4000 

0,18 
0,08 

9860 
4000 

0,08 
0,03 

9910 
4000 

0,07 
0.Q3 

19680 

1    0,16 

1          188601 

1    0,11 

18910 

1    0,101 

, 
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n  •  g  a  b  (. 


BcMldipgea  d«r  BIawuuU-  and  SekoldeBtll- 

gnBgtkjuat 

Behnr  der  Leknasacbon, 

BesiridingcB 

Proiea»-  lud  Muutige  KoaUn  .        .        ■ . 

ZviammmO. 
Znummen  ZUl- 

tuchlld. 

Aar  PaMiT-KaplOülcD 

Auf  KapitaUeii  dar  kOnisUcheii  BcluUwli-KMW 

ZoBOiBinMi  A, 

AbflDduigaflflld«-  waten  der  vanwlfsw  BlnneD- 
zBUe 

ZaUaagtB  u  die  TUgnngilnaM  derJUIeniLBii- 
deaackplden     ....... 

ZaUDiigEnudleEia«ilMbucbiMaiiUl(imgHlut»e 

Zluen  der  ElMDbfthnachnldcn  (a.  t.  C.  K.e.) 


laUbetrajT  !■ 


Pnt.- 
1BS6/T.      iut- 


r«iileu-KUt 

Priwinnan  vonuUger  StuMteMr   . 

PeuloaeD  iw  WlUwen  tmd  Küider  vonutUnr 
Stutadlener 

Zuackna«  aor  WlUwenkaase  rar  die  CivUdle- 
D«fackftl( 

Fw4l— fa«Je  nd  — lOlahe  DaterstAUungw .    . 

OnadenqoBrtale 

Wlttwtn-Penatoneii  md  CntaratQtxiBfen,  welche 
nach  Ihrer  ^tedlgang  bahaf  TllgoDg  des  der 
Wlttwenkuae  Oberwiewien  Kapitale  Ton 
400000  Rth.  Bold  an  die  Molgl.  SchaUUfcuae 
zu  lahlea  Bind        .... 

" n  XT, 

KlattlK  wagftUcBd*  AuKaftn- 
BelchadepnbUiMuadUiieaBiarige  t>en«Ionen,Peii- 
■ionea  wefea  der  ataerworfeenenLaiideBiheJJeii, 
•outl|»aaBmwdaBtlicheF«Mlanea,nad-Ver- 
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▼So^u^tno^unyT 


Prit- 

1844/6« 


UieiL 


Voransclilas. 


1849/50. 


Prit.- 
theU. 


▼eruflcUai^. 


1850/51. 


Prst- 

An- 
theil. 


Vergleiohung 

der  Jakre 

1836/7 

mit 

1850/51. 

+  Zunalmi« 

-r-  Abnahne. 


1700 


04 


2200 

1385 
700 


0,02 

0,01 
0,00 


2085 


£18267 


705657 
8100 


15995 


301500  1,65 
60000  0,49 
32082  0,26 

(▼||.4ktoMt.  YMl84€ 
Wf.  U  8,  If  U) 


1,78 


5,77 
Ofi6 


165624 


1,082163 

8386 


5,88 
0,18 


1,090649 
17227 


150000 
124746 
453254 


1,028384 


117415 


12585 

2600 

35884 

1832 


41618 
2il«44| 


Mi 


0,96 


0,1p 

0,02 
0^9 
0,02 


1,27 


8,31 
0,06 


156248 


1,090117 
7537 


1,15 


8,03 
0,06 


-:.     64446 


8,37 
0,13 


1,15 
0,96 
8,48 


1,097654 

58688 

12987 

150000 
124776 
520965 


ffn95 


0,34 

Vis 


1,835776  14^ 


2188081  1.68 

8.  S4y.) 


X1777 

3000 

35000 

4000 


52735 


0,09 

OM 
0,27 

0,081 


0,41 


1,965370 


219903 


10937 

3000 

36000 

4000 


52909 


0,31 


326320  2,50 


8,09 
0,44 

0,09 

1,10 
0,92 
3,84 


14,48 


1,62 


0,08 

QjVt 
OJM 
0,03 


0,39 


21670 


0,17 


326749 


21259 


2,40 


0,16 


+ 


+ 


883068 


174586 
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JS  " 

f 

9 


BeuklBUig 

der 

31  tt  •  g  a  b  e. 


OddbeirajE  im 


1«  fhaUr 


Urdiming 


1886/7« 


Pwt.- 
An- 
theU. 


B. 


B. 


F. 


a. 
b. 


L 


Zeidicbe  Zahlungeii  flir  das  Militär  (wef  en  der 
frOber  Stattgeluüliteii  Bestandvermindonin^ii) 

•Desi^  f&r  das  Landgensdarmeriekorps    • 
Peraftnlicbe  Beaoldungssulagen  und  Eiitocbädl- 
gongea  wegea  Mberer  Dienst-Verbftltnisae   • 


Wartogelder 


XTIL 


Zoll-Abfindonga-,  Steiier-Entacbiidigooga-Gel- 
der;  Pensionen  fOr  Landesökonomie -Beamte, 
TorObergehende  Besoklnngen  für  Aerxte  und 
WnndArxte     ...«••« 

Provinsial-Landscbaften. 

Besoldungen 

VersammlangskosCen  •       •       . . 

Zusammen  &. 

Bebaf  des  Scblossbaaes 

Bebuf  Ausgloicbung  der  Steuer -Verbaltnisse 
der  Grafsebaft  Hobnstein  und  des  Amts  £1- 
blngerode 

Yerscbledencs 

^  ff 

Renten  des  vormaUgeo  Lehns-Allodiilkations- 

fonds 

FQr  die  Forstscbule  und  das  Feldjfigerkorps  . 

Zusammen  ZTI. 


(96618) 

C2262) 

(14869) 

(24447) 


(1216) 

(21682) 
(5400) 


An  den  Kapitalien-Fonds,  Uebersebnss  der  Ei- 
senbabnen  nacb  Absats  der  Zinsen  auf  Eisen- 
babnscbolden  und  des  der  Tilgnngs-Kasse  ge- 
bflbrenden  balben  Proients  dieser  Scbulden    . 


(27082) 


195121 
(281652) 


1,66 


Hauptsumme  I  n,725084|    ^ 

Vor  den  ZeitpuDkt  der  ersten  Kassenvereinigung  znrück- 
ZQgehen,  schien,  wegen  der  Mängel  der  damaligen  Rech- 
nungsführung, sowie  wegen  der  Un Vollständigkeit  der  frühe- 
ren Nachrichten  über  die  Königliche  Kasse,  bedenklich.  Das 
Jahr  1836/7  ist  gewählt,  weil  damit  die  Wirkungen  der  Kas- 
senvereinigung vollständig  eingetreten  waren^    Auch  aus  dem 
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Jakre  to»  1.  Joly  bis  30.  Jony. 


Voraiiscliliig« 


1844/5. 


Prit.- 

An- 
theU. 


Voranschlag. 


1849/60. 


83000 

434 

13067 

19041 


1790 

20765 
5400 


0,62 
0,00 
0,11 

0,15 


0,01 

0,17 
0,05 


44651      0,34 

434     0,00| 

17137      0,13 

(AkC«BSI.69.T.XI  Ldtff. 
8.  «47.) 

215101    0,17 

(AkUiift.69.v.XI.L4lt. 
8.  »4M 


Prst.- 
An- 
theil. 


1793 

20940 
5200 


0,01 

0,16 
0,04 


YoraiiBcliiag. 


1850/51« 


Prat- 

An- 
tlieU. 


Vergleichung 

der  Jalire 

1836/37 

mit 

1850/61. 

+  Zonalmie 

-7-  Abnahme. 


und 


41500 

22307 

434 

17959 
21976 


1699 

20888 
5200 


031 
0,17 
0,00 

0,13 
0,16 


0,01 

0,15 
0,04 


26155 
42000 


7210     0,06 

1764      0,01 
(tfaUk«k«B«wIIUgmig 
TO«  Ift.  Joly  1844.) 


0,22 
0,34 


26140 


-   I        - 


0,20 


26088 


1283 
1650 


0,19 


0,01 
0,01 


212246 


1,73 


183385 


1,02 


166154 


1,151 


25809 


0,19 


-r-  88967 


+ 


25809 


U,235498|    — 


13,0272671 100,— 


13,6763261 100,— |  +       1,851242 


Zatabschniit  der  Wiedertrennung  musste,  der  Vergleichungen 
wegen,  ein  Jahr  genommen  werden/  wobei  jedoch  der  Uebel- 
siand  nicht  vermieden  werden  konnte,  dass  der  Antheil  der 
Königlichen  Kasse  Aecftutifij^f-Ergebniss ,  der  Landes -Ka^se 
aber  Vara$uchlag  ist ,    weil  Einzel  -  Nachweisongen  •  der  Rech- 

mings-Ergebnisse  der  letztern  nur  ausnahmsweise  bekannt  ge^ 
m«4tM  nMM-sutiftik.  54 
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macht  sind.  Um  zu  zeigen,  wie  die  Ab$chlüs$e  durch  die 
VervoIlständigUDgen  obiger  Tafel  steh  verändert  haben,  stelle 
ich  sie  mit  den  den  Landständen  vorgelegten  Etats  zusammen. 

HavpUumme  der  Ausgaben 
nach  den  nach  der 


Jähr 

f.  Jülg. 
1836/7 


Regierungs* 
Vorleben, 

6,064629 


vorenUialteneii 
Tafel. 

11,725084 


Zunahme. 


1844/5 
1849/50 


1850/1 


6,596460         12,235498 
7,598053         13,027267 


7,588930         13,576326 


531831 
510414 
1,533424 
1,302183 
524301 
851242 


Nach  dem  Voranschlage  für  1850/1  betragen  die  Gewin- 
nungskosten 37,72%  aller  Ausgeben  ^  nach  der  Rechnung  für 
1836/7 :  39,90  %,  Die  Gewinnungskosten  der  eigentlichen 
Domänen-Einnahmen  sind  11,95  %  des  entsprechenden  Roh- 
ertrages ;  der  Forsten  58,90  Vo*  Die  Steuer- Verwaltungskosten, 
weiche  nach  ßinem  Durchschnitt  der  Jahre  1817  bis  1826 : 
10,33%  der  baaren  Einnahme  betrugen,  sind  jetzt  13,03% 
des  Rohertrages  und  zwar  erfordert  die  Gewinnung  der  di- 
rekten Steuern  10,30%,  der  indirekten  Steuern  15,95%  ih- 
rer Roheinnahme.  Von  der  Gesammtsumme  aller  Rohonnaft- 
mm  sind  die  Gewinnungskosten  40,19  % 

Der  Aufwand  für  die  regierende  Fondue,  worüber  §.  80 
bis  89  des  Verfassungsgesetzes  vom  5.  September  1848  be- 
stimmen, erfordert  5,72  Vo  aller  Ausgaben;  denn  nicht  nur 
der  Beitrag  der  Staatskasse  zu  den  Ausgaben  der  Königlichen 
Kronkasse  (513889  Thlr.),  sondern  auch  die  Zjnsen  des  Scha- 
tullkasse-Kapitals (96000  Thlr.)  und  der  in  Epgland  belegten 
600000  Pfd.  SterL  (122400  Thlr.,  über  dessen  Entstehung 
beispielsweise:  Dahlmann  Vertheidigung  des  Staatsgrundge- 
Satzes  S.  299  zu  vergleichen  ist),  müssen  in  Rechnung  ge- 
bracht werden,  wenn  es  sich  darum  handelt,  die  Einnahmen 
der  Krone  möglichst  volls^ndig  den  Einnahmen  und  Ausga- 
ben des  Landes  gegenüber  zu  stellen.  Es  bleiben ,  ausser 
dem  Privatvermögen,  ohnehin  noch' unter  den  zum  Krongute 
gehörigen  Gegenständen  (Gebäude,  Grundstücke,  Jagden^  Sil« 
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berschatz,  Silberkapital ,  Juwelen  in  Hannover  imd  England, 
Kbliothelcen  u.  s.  w.)  Manche,  die  einen  nicbt  unerheblichen 
Ertrag  -abwerfen,  oder  doch,  nothwendige  Ausgaben  er^aren. 
Darüber  zu  vergl.  ist  das,  in  Gemässheit  §.  Bt  des  Verfas- 
sungsgesetzes  vom  5.  September  1848,  dem  X.  LdCge.  unter 
dem  1.  Februar  1849  mitgetheilte  Verzeichniss;  auch  das  Haus- 
gesetz vom  19.  November  1836,  dessen  §.  10  namentlich 
über  die  Jahrgelder  des  Regierungs-Nachfolgers  bestimmt: 

Die  Vorstände  der  Mmisterial-Departements  lUhren  unter  dem  Könige 
die  oberste  Verwaltung  des  Königreichs.  In  Behinderungsi&llen  werden 
sie  durch  den  General-Sekretär  des  Departements  vertreten.  Es  ist  Amen 
unbenommen,  jederzeit  und  auf  Einladung  jedes  Einzelnen  von  ihnen  sn 
einem  Gesammt-Mmisterium  zusammenzutreten,  Vorordnang  v,  22.  Hira 
1848.  Die  Verhandlungen  mit  der  allgemeinen  Stilndd-VersaamluDg  wer- 
den von  dem  Gesammt-Ministerium,  diejenigen  mit  den  Provinzial-Ständen 
von  dem  HÜnisterinm  des  Innern  geftUirt.  —  Der  SttutUrath  ist  nach 
$.  104  des  Gesetzes  vom  6«  September  1848  und  nach  den  $S*  9  und  85 
des  Ijandes- Verfftssungs-C^esetzes  dazu  bestimmt,  wichtige  Reglertmgs- 
Angelegenheiten,  namentlich  Ctesetze  und  Verordnungen;  die  Dienstenöas- 
song  soldier  Staatsdiener  i  welche  nicht  lediglich  aur  Klasse  der  BIchtev 
gekoren;  Beschwerden  Ober  Enteignungen  und  die  ErtheHung  von  Mora- 
torien zu  begutachten.  Der  Vorsitzende  des  Gesammt- Ministeriums  soll 
auch  Präsident  des  Staatsraths  seyn.  Bei  Behinderung  desselben  führt  der 
zunächstlblgende  Minister  den  Vorsitz.  —  Bei  dem  Staatsrathe  sollen 
AbtheUungen  bestehen  fQr:  Rechtspflege;  für  innere  Verwaltung;  für 
gelsttiche  und  Unterridits-Sachen ;  für  Finanzen  undHandBl  und  iBrMffitftr- 
Saehen.  Den  Vorslts  In  der  Abtheilung  führt  der  Vorstand  des,  dem  6e- 
schiftakreise  dw  Abtheilnng  entsprechenden  Ministeriums  und  bei  dMaeo 
Veriiinderungen«  von  dem  Gesammt-Ministerinm  zu  bezeichnendes  HitgUed 
(Verordnung  vom  14.  Februar  1849). 

Der  Bedarf  für  das  6t$(mm^tmmsfer%uin  und  die  Dq^iorU- 
memutmUterien  ist  jetzt  geiinger  als  im  Jahre  1836/7,  nach- 
dem  er  in  der  Zwisohenzeit  nicht  unbedeutend  vermehrt  wor- 
den war;  er  beträgt  l,tB8%  aller  Ausgaben.  Unter  den  Be- 
9oUmgm  sind  filr  8  Ministerial  -  Vorstände  84000  Thh*.,  eine 
yerhällniflsmäasig  sehr  besdieidene  Summe,  welche,  besorge 
ich,  Beamten  mit  MinisterlUal»  demntichst  mcht  ausreichend 
ers^enien  wird.  Die  Besoldungen  der  6  General -Sekretäre 
der  Ministerien  beiragen  15000  Thlr.;  iiir  36  MinisteriaURefe- 
remen  and  HUlfisarbeiter  werden  46886  Thlr.  gefordert;   für 
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ein  staüstischei  Bureau  2000  Thir.;  für  das  Finanz  -  BUreaa 
9300  Thlr.;  für  44  Assistenten  und  Unterbeamte  23487  ThIr.*, 
für  das  Archiv  2438  Tbir.  Der  scbon  im  Staafsgrundgesetze 
von  1833  für  nötbig  gehaltene  Fonds  für  geheime  Ausgabem 
kommt  als  „ Ausgaben  auf  Spezial- Befehl^  mit  10000  Thlr., 
vor,  eine  für  ihre  Zwecke  geringe  Summe,  die  selbst  durch 
einen  tüchtigen  Bundesstaat  nicht  ganz  entbehrlich  werden 
dürfte  (zu  vergl.  über  die  Beralhung  des  Ausgabe -Budgets, 
stenogr.  Verhandlungen  von  1850,  L  Kam.  S.  838  ff.,  E  Kam. 
S.  1429  ff.,  deren  Brauchbarkeit  jedoch  durch  viele  Druck- 
fehler leider  sehr  beeinträchtigt  wird;  auch  die  Aktenstücke 
des  XL  Ldtgs.  S.  1827,  2029,  2034  und  2148).  Die  für  die 
Stände' Versammlung  erforderliche  Summe  ist,  als  wesentlich 
durch  die  Dauer  der  Zusammenkünfte  bedingt,  grossen  Schwan- 
kungen unterworfen;  jedoch  stieg  sie  selbst  im  Jahre  1836/7 
nur  auf  0,79  %  aller  Ausgaben.  Die  Taggelder  der  Abgeord- 
neten betrugen,  zur  Zeit  der  provisorischen  Ständeversamro- 
lung,  4  Thlr.  Kass.  Hze.  für  die  Auswärtigen,  2  Thlr.  für  die 
Einbeimischen  (I.  30);  dann  wurden  bis  1833  vereinbarte 
Entschädigungen  von  den  Wählern  an  ihre  Abgeordneten  be- 
zahlt; seit  1833  (Aktenstücke  des  V.  Ldtgs.  I.  333  und  425) 
ist  festgestellt,  dass  3  Thlr.  aus  der  Staatskasse  gezahlt  wer- 
den, jedoch  nur  an  die  Auswärtigen.  Der  durchschnittliche 
Bedarf  ist  für  jeden  Monat  der  Versammlungszeit  11000  Thlr. 
Von  dem  stenografirten  Landtagsblait  wurden  etwa  1000  Exem- 
plare verkauft  und  1200  mit  der  hannoverschen  Zeitung  un- 
entgeldlich  ausgegeben. 

Die  Landdrosteien  (mittleren  Verwaltungs-Behörden,  Reg- 
lement vom  18.  April  1823;  Verordg.  vom  28.  Dezember  1838 
und  8.  März  1839 ;  Gesetz  vom  19.  November  1840  und  Ver- 
ordg. vom  17.  May  1843)  sind  von  102953  Thlr.  im  Jahre 
1836/7  auf  116825  Thlr.  (0,86%  aller  Ausgaben)  gestiegen; 
was,  im  Verhältniss  zur  Ausdehnung  ihres  Geschäflskreises 
und  zur  Vermehrung  ihrer  Geschäfte,  massig  zu  nennen  ist 
Jeder  der  6  Landdrosten  empfing  bisher,  ausser  Mieth-,  Reise- 
und  Pferde-Kosten,  3000  Thlr.  Besoldung;  nach  den  neusten 
ständischen  Anträgen  soll  der  künftige  Normalsatz  mit  Ein- 
schluss  jener  Nebenbezüge  nur  3000  Thlr.  betragen.    Auch 
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die  24  Regierungsräthe  sollen  künftig  als  höchsten  Gehalts- 
satz nur  1500  Thir.  bekommen. 

Bei  144  Aemiem  und  denselben  gleich  stehenden  König- 
lichen Behörden  (untere  Stellen  für  die  Verwaltung  und  bis- 
her auch  für  die  Rechlspflege)  ist  der  Bedarf  für  die  Besol- 
dungen von  505  Beamten  (also  ohne  Auditoren)  424086  Thlr. ; 
für  554  Amts  -  Unterbediente  (mit  den  Amts  -  Rentmeistem) 
112800  Thlr.  Die  Hauptursache  der  Steigerung  dieser  Besol- 
dungssurome  seit  1836/7  um  fast  50000  Thlr»,  ist  die  Fest- 
stellung der  Gehalte  in  bestimmten  aus  der  Staatskasse  zu 
zahlenden  Summen,  anstatt  der  früheren  Sportein  -  Bezüge ; 
dann  aoch  die  Vermehrung  der  besoldeten  Stellen,  die  Be- 
vorzugung der  höhern  Besoldungsklassen,  die  Uebemahme 
der  Patrimonial- Gerichte  und  Bentheimschen  Aemter.  Uebri- 
gens  erhellt  aus  einem  Regierungsschreiben  über  die  Gerichts- 
verfassung vom  5.  Februar  1849,  dass  künftig  zwar  für  die 
neu  einzurichtenden  Verwaltungs  -  Aemter ,  für  Obergerichte 
and  Amtsgerichte  eine  Mehrausgabe  von  73520  Thlr.  Statt 
finden,  durch  die  zur  Staatskasse  gelangenden  Sportein  der 
Patrimonialgerichte  aber  (etwa  113400  Thlr.)  dennoch  eine 
Ersparung  von  40000  Thlr.  zu  erreichen  seyn  werde.  Die 
Beamtenstellen  gewähren  jetzt  folgende  Einnahmen:  21  Stel- 
len 2000  Thlr.  und  mehr,  44:  1800  bis  2000,  64:  1500  bis 
18Q0,  25:  1200  bis  1500,  68:  1000  bis  1200,  25:  900  bis 
1000 ,  26 :  600  bis  900 ,  93 :  200  bis  ^00.  Auf  die  einzelnen 
Landdrostei  -  Bezirke  veriheilen  sich  die  Besoldungs  -  Summen 
wie  folgt: 


ZdU 
4tr 


ierbeditmtt 


^        von  heidtn 
•in  Ami  ^^^fJ!f 

im  Durch' 


Hannover  - 
Hildesheim  • 
Lüneburg  . 
Stade  .  . 
Osnabrück . 
Aurich   .    . 


30 
30 
35 
22 
12 
12 


85518 
90435 
91849 
52838 
33412 
43477 


2851 
3015 
2624 
2402 

2784 
3623 


20101 
23732 
22635 
9336 
14922 
18400 


670 
791 
647 
424 
1244 
1533 


tekmüt, 

0,31 
0,31 
0,35 
0,23 
0,19 
0,35 


141    397529      2819    109126        774       0,29 
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Die  dieser  Berechnung  zum  Grunde  liegenden  Zahlen;  sind 
den  stenogr.  Aufzeichnungen  n.  Kammer  entnommen,  stim- 
men aber,  hinsichtlich  der  daraus  bei  den  Beamten  -sich  er- 
gebenden Gesammtsumme ,  mit  dem  Budgetansatze  nicht. 

h)  Aiusabeii  fttr  elitBeliie  DIeiuitEivelse. 

1.  iRmifttrium  Brr  üusmiviii^tn  JKttgeltgm^ettrti. 

Die  Ausgabe  hierfür  war  von  73138  Thir.  im  Jahre  1836/7, 
zur  Zeit  der  Kassen trennung,  um  fast  100000  ThIr.  gestie- 
gen und  ist  jetzt  wieder  bis  auf  145300  Thlr.  herabgebracht^ 
dl  1,07  Vo  aller  Ausgaben.  Die  noch  gegenwärtig  Statt  fin- 
dende Verdopplung  des  Bedarfs  von  1836/7  entspringt  zwar 
vorzugsweise  aus  dem  Steigen  der  Bundesausgaben,  jedoch 
haben  auch  die  Diensteinnahmen  der  Gesandtschaften  (unge- 
achtet des  Absatzes  der  Gesandtschaft  ftir  Petersburg)  um 
14000  Thlr.  sich  vermehrt,  indem  die  neuste  ständische  Be- 
willigung tHLerfür  70300  Thlr.  beträgt.  Stände  haben  jedoch 
daneben  wie  folgt  sich  ausgesprochen  (Aktenstücke  des  XI. 
Ldtgs.  S.  1831) : 

yyDa  die  Atuwicht  auf  eine  gemeiiucliaftliclie  kräftige  Vertretang 
y^voD  ganz  Deatsclüand  nach  Aussen  liin  in  beklagens^ertiier  Weise 
y^für  einige  Zeit  wieder  in  den  Hintergrund  getreten  ist,  so  wird  der 
„fernere  Aafirand  für  eine  besondere  Vertretung  unseres  Landes  für 
,Jetzt  nicht  ganz  zu  entbeliren  seyn« 

,}Wenn  nun  auch  gegen  fHiher  eine  Venninderung  der  eigentlichen 
yyOesaodtschaflssteUen  eingetreten  ist,  so  scheint  Ständen  doch  ein 
y^eigentUches  Bedurftaiss  nur  für  die  gegenwartig  beschickten  deutschen 
,,Höre  und  auch  dies  nur  in  Rücltsicht  auf  die  gegenwärtige  liAge  der 
yjdeotschen  Angelegenheiten ,  vorzuliegen. 

,,Keine8wegs  aber  können  sie,  bei  unbeftMigener  Schätzung  der 
jjwirklichen  SteUnng  und  Bedeutung  vonHannover^  ein  solches  wahres 
,,Bedürftii8s  in  den  Interessen  des  Landes  auch  rücksichtlich  der  ou«- 
y^wärtigen  grossen  Höfe  dauernd  begrOndet  finden. 

9, Wenn  aber  andi  die  vorlaute  Fortdauer  dieser  auswärtigen 
^pttbMionen  durch  die  dermalige  besondere  politische  Lage  der  Dinge 
^^gerechtfertigt  sein  sollte  ,  so  milssen  Stände  doch  jedenfiüis  eine  er- 
ziehliche firspanmg  an  dem  jetzigen  Kostenaufirande ,  zumal  fOr  die 
^yClesandtschaft  in  London  —  mit  einem  tlbermässigen  Aufwände  von 
,,mehr  als  25000  Thlr«  jährlich  —  für  ebenso  nothwendig  als  sehr 
„wohl  thunlich  erachten.  — 
,^ie  halten  sich  daher  zu  dem  Antrage  Terpflichtet: 
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^yinaoftrn  die  Einsfehiuig  der  diplonatlBelMii  MMoneii  in  London 
^und  Paris  cur  Zeit  nocli  nicht  tlmnllcb  sein  sollte  ^  wenigstens 
,ybei  dem  Posten  zu  London  eine  erliebliclie  Ersparung  eintreten 
,,zo  lassen/^  —  , 

2,  jRrir0s-Alini^rfnm. 

Die  langjährige,  vielfache  und  besonders  ruhmvollö  Kriegs«  ' 
Bescbäftigong  der  hannoverschen  Truppen  hat  denselben  eine 
verbältnissroässig  reichhaltige  Literatur  verschafft.  Abgesehen 
von  einer  Menge  einzelner  Beiträge  dazu,  welche  in  den  Li- 
terator-Nachwetsungen  von  Ompteda  und  Schlüter  verzeichnet 
sind,  giebt  es  für  die  ältere  Zeit  in: 

V.  Wissel,  Gescliiclite  der  Errichtung  der  sämmtUdieri  Chujr-Braon- 
sehweig^-Lüneburgischen  Truppen  u.  s.  w.,  $.  Auflage,  Celle  176k  und  in 
9.  lf«o*ifi6,  gegenwärtiger  Be-  und  Zustand  der  Cbur-HaanOTenehen-Trlippen 
Mctingen  1791;  —  swei  vortrefliche  QueUem  Fftr  die  neuere  Zelt  sind 
hervorzuheben:  die  skizzirte  Geschichte  der  Entstehung  der  jetzigen 
hannoverschen  Armee,  in  Spangenliergs  neuem  vateri&ndischem  Arcliiv  von 
1824,  n.  152 ;  {ßrote')  die  MUitärverflissung  des  deutschen  Bundes,  zu- 
nächst in  ihrer  Anwendung  auf  das  KOnigr*  Hannover  >  Hannover  188 1^ 
Hahn;  Jacobiy  der  Militär-Etat  des  Königreichs  Hannover  in  politischer 
md  finanzieller  Hinsicht,  Hannover  1831  >  Hahn;  die  Formation  der  han- 
noverschen Armee  und  die  mflitärischen  Einrichtungen  im  KOnIgr.  Hanno* 
ver,  Hannover  1846,  Uns;  «/oco^t,  das  cdmte  Annedtorps  äeä  dentBOhen 
Bundesheeres^  Hannover  1847,  Hahn  Cgrttndlich  und  UchtvoU  wie  alles^ 
was  der  Yerfuser  geschrieben  hat). 

Aus  diesem  reichen  Material  kann,  durch  den  nächsten 
Zweck  und  Raum  beschränkt,  hier  nur  ein  flüchtiger  Ueber- 
blick  gegeben  werden.  —  Zur  Zeit  der  Vereinigung  der 
cellescben  und  hannoverschen  Lande  im  Jahre  1T14  fand  eine 
Neugestaltung  und  zugleich  Verringerung  des  Armeekorps 
Statt,  wonach  dasselbe  aus  5266  Mann  Reiterei  und  14137 
Mann  Fussvolk  bestand,  ohne  die  Landsoldaten  ubd  Garnison- 
Truppen.  Dies  werden  von  der  damaligen  Bevölkerung  etwa 
4  %  gewesen  seyn.  In  Folge  der  Umbildung  nach  beendige 
tem  siebenjährigen  Kriege  bestand  das  Heer  im  Jahre  1T67  aus : 

Ingenieuren 20 

Artillerie 667 

i3  Regimentern  Reiterei  vdn  verschiedener  Stärke 

mit  2350  Pferdfen  in  88  Kompagnien     ...  3659 
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Bin  Reiterregiment  von  durchschnittlich  324  Mann 
und  261  Pferden,  kostete  (ohne  die  Natural- 
bequartierung  und  Verpflegung)  33428  Tblr. 
Kass.-Hze.,  wovoh  in  Kourani  auf  den  Kopf 
durchschnittlich  117,82  Thir.  kamen. 
22  Regimenter  Fussvolk  von  144  Kompagnien  .  10012 
Im  Durchschnitt  kostete  ein  Linienregiraent  von 
1680  Mann  34690  ThIr.,  ein  dergleiches  von 
840  Mann  18068  ThIr.  Kass.-Mze.,  was  in 
Kotirant  auf  den  Kopf  24,06  ThIr.  bringt 

zusammen      14258 
mit  Einsdiluss  von  855  Offizieren  also  im  Ver- 
hältniss  zur  Mannschaft  wie  1  zu  15,67 

Landregimenter 5243 

Gamisontruppen 2524 

22025 

Die  Gesammtausgabe  hierfür,  ohne  Artillerie  -  und  Reiterei- 
Natural-Leistungen  und  Servb,  war  1,417000  (wovon  die 
landschaftlichen  Kassen  1,026000)  ThIr.  Kass.*Mze.  oder  in 
Kourant  1,618180  ThIr.  Davon  kamen  durchschnittlich  auf 
den  Kopf  des  stehenden  Heeres  113,50  Thlr. 

Während  des  siebenjährigen  Krieges  hat  Hannover,  unter- 
stützt durch  britische  Hülfsgelder,  sogar  48496  Mann  Truppen 
erhalten,  was  etwa  6  %  seiner  damaligen  Bevölkerung  ge- 
wesen seyn  würde,  wenn  nicht  das  System  der  Werbung 
viele  Nicht'Hannoveraner  unter  jener  Zahl  vermuthen  liesse. 

Aus  dem  Jahre  1788  theilt  das  Götting.  historische  Ma- 
gazin n.  73  mit,  dass,  bei  einer  Bevölkerung  von  850000 
Köpfen,  die  Gesammtzahl  der  Truppen  (ohne  8000  Invaliden 
und  Landsoldaten)  18000  Mann  betrug;  also  etwas  mehr  als 
8  Vo  der  Bewohner  und  mit  den  Landsoldaten  und  Invaliden 
3  Vo*  Sie  bestanden  aus  668  Artilleristen,  4200  Reitern  und 
13094  Mann  Fussvolk-  Zu  ihrem  Unterhalt  trug  das  Land 
(ohne  die  Natural-Leislungen)  1,013035  Thlr.  Kassenmünze  bei. 
die  Königliche  Kasse  etwa  300000  Thlr.;  was  in  Kourani  auf 
den  Kopf  der  Bevölkerung  1,76  Thlr.,  auf  den  Kopf  des 
stehenden  Heeres  83,30  Tblr.  bringt.     Im  Jahre  1792  kostete 
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dae  Heer  (immer  ohne  die  Nataral-Leistangen)  1,432000  Tbir. 
Kass^Mze.  oder  in  Kourant  1,632840  Thlr.,  was  auf  den  Kopf 
der  17231  Mann  starken  Mannschaft  durchschnittlich  94,76 
Thir.  beträgt.  Davon  waren  Ingenieure  95,  Artilleristen  670, 
Reiterei  4203,  Fussvolk  12263.  Wenn  schon  hieraus  hervor- 
geht, dass  in  älteren  Zeiten,  im  Verhäliniss  zu  den  damaligen 
Menschen-  und  Geld*Kräften,  die  Militärlast  ungleich  dracken- 
der  war  als  jetzt ;  so  fallt  auch  gleichzeitig  in  die  Augen,  dass 
sie  nur  mit  Hülfe  der  Werbung  und  der  Subsidien  getragen 
werden  konnte.  —  Im  Jahre  1802  war  der  Bestand  der  In- 
genieure 92,  der  10  Batterien  Artillerie  760  mit  134  Pferden, 
der  11  Regimenter  Reiterei  4160  mit  3862  Pferden,  desFuss- 
Volks  in  13  Regimentern  11727;  zusammen  16739,  oder  etwa 
2  Vo  der  damaligen 'Bevölkerung,  welche  nur  1,263000  ThIr. 
Kass.-Mze.  oder  1,442315  Thlr.  Kour.  gekostet  haben  sollen, 
d.  i  auf  den  Kopf  86,16  Thlr.  Allerdings  darf  nicht  ver- 
schwiegen werden,  dass  die  Unfälle,  welche  damals  das  han- 
noversche Heer  trafen,  mit  auf  Rechnung  des  starken  Be- 
nrlaobungs-Systems  gesetzt  wurden. 

In  den  Jahren  1813  und  1814  stellte  die  hannoversche 
Armee  28958  Mann  und  2099  Königl  Pferde;  1815  aber  v\rar 
der  Bestand  sogar  36211  Köpfe  und  3022  Pferde»  was  etwa 
4  Vo  der  damaligen  Volksmenge  ist. 

Nadidem  sodann  im  Jahre  1816  die  englisch-hannoversche 
Legion  in  das  Heer  aufgenommen  war  und  dieses  demzufolge 
eine  Neugestaltung  erfahren  hatte,  bestand  es  aus  30801  Mann 
oder  2,5  %  der  damaligen  Bewohner  und  zwar:  Generalstab 
18,  Artillerie  12  Kompagnien  und  Ingenieure  1315  mit  210 
Königl.  Pferden,  Reiterei  in  8  Reg.  von  je  4  Schwadronen  und 
605  Mann,  4840 ,  Feldjäger  328 ,  4  Garde-Bataillone  von  je  630 
Mann  2520,  6  Feld-Bataillone  3780,  30  Landwehr-Bataillone 
von  600,  18000  Mann*  Dieses  sollte  die  Stärke  auf  dem 
Friedenstusse  seyn  und  dafür  wurden  gefordert  (Aktenstücke 
der  prov«  Stda-Vers.  I.  193):  aus  den  ständischen  Kassen 
1,466667,  wegen  der  Grafschaft  Bentheim  17305,  zusammen 
also  1,483972  Thlr.  Kass«'Mze.  and  da  der  bisherige  Jahres- 
beitrag der  Königlichen  Kasse  mit  343000  Thh*.  hinzukam, 
so  war  der  Gesammtbedarf  1,826972  Thlr.  Kass.-Mze.,  was 
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auf  den  Kopf  des  Heers  67,73  Thir.,  der  damaligen  Bevölke- 
rung 1,81  Tfalr.  Kourcmi  beträgt.  Der  Landtag  verlangte  mehr 
ins  Einzelne  gehende  Nachrichten  und  als  diese  unter  dem 

27.  Dezember  1816  (I.  198)  vorgelegt  wurden,  bewilligte  er 
dennoch  aus  Landesmitteln  für  das  Jahr  1817  ntfr  1,200000  Thlr. 
Kas8.-llze.  Auf  wiederholte  Anträge  erst  der  Aegiemng 
(L  210)  erfolgte  die  Bewilligung  der  verlangten  Summe  auf 
ein  Jahr.  Dieselben  Vorgänge  wiederholten  sich  in  den  fol- 
genden Jahren  und  unter  dem  23.  Februar  1819  (I.  230}  er- 
klärten Stände  ausdrücklich,  dass  sie  zwar  für  das  laufende 
Jahr  auch  die  bisherige  aasserordentticke  Bewilligung  ausspre- 
chen wollten;  jedoch  im  Interesse  des  Landes  eine  Ermäsn- 
gung  des  Militär^Etats  für  unumgänglich  nöthig  hielten.  Dies 
war  nur  eine  Fortsetzung  des  seit  dem  80jährigen  Kriege  auf 
fast  allen  Landlagen  geführten  Streits,  worüber  beispielsweise 
in  den  Annalen  der  Kurlande  Jahrg.  II  Su  2  S.  1  ff.:  «was 
^sagten  die  Landstände  dazu,  als  die  Fürsten  zuerst  anfingen 
,)Stehende  Soldaten  zu  halten?*^  —  nachgelesen  werden  kann. 
Wir  werden  demselben  bald  wieder  begegnen.  Die  Grunde 
läge,  von  welcher  der  Landtag  ausging,  war  der  bisherige 
Beitrag  der  Landschaften  Tür  das  Militär,  den  man  in  Konv.-Hze. 
zu  1,250000  Tblr.  berechnete,  wovon  auf  die  s.  g.  neuen  Lan- 
destheile  (Benlheim,  Hildesheim,  Osnabrück,  Meppen,  Emsbüh- 
ren,  Lingen,  Ostfriesland,  die  hessischen  Aemter,  Eichsfeld, 
Goslar)  nur  250000  Thlr.  kamen.  Das  Ministerium  wurde 
hierdurch  zu  einer  umfassenden  Untersuchung  veranlasst,  als 
deren  Ergebniss  es  dem  11.  Ldtge.,  mittelst  Schreibens  vom 

28.  Dezember  1810  (1.  71  £)  ausTührliche  Vorlagen  machte. 
Daraus  ergiebt  sich  namentlich: 

1;  dass  die  sämmtlichen  Ausgaben  für  eine  Truppenzahl  von 
20916  Köpfen  und  3434  KönigL  Pferden,  so  weit  solche 
ans  der  Kriegskasse  zu.  leisten  waren.  1^886667  Thlr* 
Konv.-Hze«  (oder  in  Kourant  1,939074  Thlr.)  betrugen; 
also  im  Durchschnitt  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  1,47 
Thlr.,  de&  Heers  92;71  Thlr.  Kouranli 

2.  davon  seilten  erfolgen:  durch  unmittelbare  Einnahmen 
der  Krie^kasse  5556,  aus  Königlichen  Kassen  381 111^ 
aus  der  Landeskasae  1^500000  Thk.  Konv.-Mza, 
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S.  dass  das  ausserdem  zu  zahlende  Infanterie -Servis  78760 

Thir.   Konv.-Hze.    betrag.     Die  Natural  -  Leistungen   für 

Reiterei  und  Artillerie  sind  nioht  angegeben. 

Im   Jahre    1820    verstand  sich  die  Regierung  zu  einer 

Vermis$denmg   der  Armee  in   verschiedenen  Waffengattungen 

und  diese  Umgestaltung  hat  mit  geringen  Ausnahmen  bis  zum 

Jahre  1833  gewährt    Der  Bestand  war  danach: 

Generalität.    .    . .  1 

Ingenieurkorps 65 

Artillerie  in  12  Komp.  mit  210  K.  Pferden      1246  . 
Reiterei,  8  Regimenter  von  je  4  Schwadr« 

mit  3224  K.  Pferden 3688 

Fussvolk,  12  Regimenter  zu  2  Batl.  wovon 
2  Garde-  und  1  leichtes  Regiment    .    .    15912 

zusammen  20912  Köpfe 
Hierdurdi  wurde  Tür  301  in  Pension  oder  auf  Wariegeld 
gesetzte  Offiziere  eine  vorübergehende  Ausgabe  von  jährlich 
64843  Thb-.  Konv.-Mze.  erforderlich  (ü.  18,249).  Jene  Heeres- 
stärke war  noch  1,57  %  der  damaligen  Volksmenge  und  der 
Landtag  beantragte  unter  dem  11.  July  1821  abermals  &- 
spanmgen  (II.  558).  Als  die  Regierung  hierauf  erwiederte 
(in.  49),  dass  für  jetzt  am  Militär-Etat  nichts  mehr  zu  ersparen 
sey;  setzten  die  Stände  in  ihrer  Erwiederung  vom  17»  May 
1822  (III  375)  den  bisherigen  Landesbeiirag  zum  Militär  von 
1,500000  auf  1,400000  Thlr.  Konv.-Mze.  herab.  Nunmehr  er- 
klärte die  Regierung  mit  jener  Herabeeiaung  sich  einverstanden 
(3.  März  1823,  IV.  17  und  295),*)  obgleich  auch  noch  die 
Legationskosten  und  die  Ausgaben  für  die  Strafanstalten  in 
den  1,400000  Thlr.  begriffen  waren.  Sie  schritt  demgemäss 
zu  neuen  Ersparungen,  namentlich  dadurch,  dass  vom  1,  July 
1822  an  320  Reiter  und  160  König).  Pferde,  als^zum  Lmd- 
Dragoner  (Gendarmerie-)  Korps  kommandirl^  in  den  Etats  der 
Reiterregimenter  abgesetzt  wurden;  femer  im  D^ember  1830, 
durch  Einrückung  der  Regimentsbereiter  bei  der  Artillerie  und 


*)  Stüve:  Ueber  die  g^gtowardg«  Lage-  lu  a.  w«  S«  lÜSb  sagt:  9,Der 
yßtäz  der  Fürsten,  daie  die  UnterlliMeA  die  Koeto»  der  Kriegiikffere  be- 
„laUen  missen!  ist  gldcUicb  ¥«1  Kelnefi  djnriMeigilwlIiHi^^ 
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Reiterei,  so  wie  der  Adjudanten  beim  Fussvolk,  in  den  Be- 
stand der  Regimenter,  wodurch  34  OSizierstellen  eingingen; 
auch  seit  1.  April  1831  durch  Einziehung  der  Regiments- 
Chefestellen« 

Die  Soüemnahme  der  Kriegs^ Kasse  war  in  den  beiden  ReehniuigB- 

jahren  vom  1.  Joly  1830/ 1  wie  llolgt: 

1830\i.        lSBi\2. 

Thlr.  Eanh.  Mze. 

L  Bigeittielia  UuialiBea. 

^,  AÜgsmsiM  EwnohnMn* 

!•  AoA  den  Regimento- Kassen  der  KArallerie  and 

ArtiUerie 11000       11000 

t.  Uzent- Erstattungen •    .    «    •    .         4760         — 

8.  Konunandantenschaftsgelftlle  incl.  der  Pacht  von 
firondstücken  und  Gebfiuden,  Baakosten-Beitrfige 
von  Stade  nnd  Verden  und  sonstige  zufSllige  Ein- 
nahmen          12688        10820 

Znsammen  A.  28843  21820 
B.  Emnakmen  zu  besandem  Zwecken. 

U  FOr  die  Hospital-  nnd  Offlsier- Pensions -Kasse  .  28882  27108 
2«  Einstweiliger  Znschnss  der  KaraUerie-Regiments- 

Kassen  sa  den  Kasernen -Bauten 12763  13178 

8»  Service -Pr&stationen  von  den  Garnison -Orten  .  37082  39722 

Zosammen  B*       78208        80008 
C.  Zinsen  wm  ausstehenden  Kapitalien^ 

1.  Fttr  die  Kriegs  -  Kasse 24304       21724 

2.  jj    ,,   Hospital  -  Kasse 10027       18200 

Zosammen  C.       40331       37824 
Zosammen  L      148882      189762 

U.  UuuhBiea  aia  uden  Kaiiea. 

A.  Allgemeiner  feststehender  Beitrag  zum 
MtUtär-Etat 

1.  Aas  der  königlichen  General-Kasse    *    .    .    •    .      365111     365111 

2.  Aas  der  General -Steoerkasse  .••«...  1,400000  1>400000 

Dasu  an  extraordinären  i  standischer  Seits   be- 

wiUigten  ZoschOssen —  350000 

Zusammen  A.  1,765111   2,116111 

B.  Einnahmen  zu  besandem  Zwecken, 
1.  Aus  königlicher  General-Kasse  zu  besondern  Zah- 
lungen, namentlich  IQr  Waterloo-Pensionen ,  Bei- 
trag aa  den  Harbarger  Baakosten  etc 15983       11619 


i 
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i830li.        i831l2. 
Thlr.  Konv^  Jüze. 


2.  Aus  der  General  -  Steuerluuse : 

a.  ZuschiMS  sa  dem  Inftuiterie  -  Servis     •    .    • 

b.  an  extraordinfiren  Verpfegungakosten  •    •    • 

c.  behnf  der  Wartegdder  uDd  Penaioiieii  der  re- 
dusirten  Offiziere 


81238 
22190 


85776 
7600 


21886        IMOO 


Zusammen  2*       76820       62776 


Zusammen  B.       91268       74295 


Zusammen  IL  1,856864  2,189406 
Haoptmimme  2,008246  2,829168 

Hieraus  erheilt,  dass,  ungeachtet  der  eingetretenen  Mann- 
schafis  -  Verringerung  und  Rrsparungen  (auch  abgesehen  von 
den  bedeutenden  Natural  -  Leistungen  und  einzelnen  Geldbei- 
trägen, welche  nicht  durch  die  Kriegskasse  liefen) ,  die  Summe 
der  Verwendungen  Tur  das  Heer  noch  immer  sehr  beträcht- 
iidi  war.  Deshalb  konnte  auch  kein  Erstaunen  erregen,  als 
—  bei  Gelegenheit  eines  Anleiheantrages  behuf  der  ausser- 
ordentlichen Unterhaitskosten  einer  am  17.  März  1881  in  Bun- 
desdienst berufenen  hannoverschen  Division  von  6500  Mann  — 
den  Ständen  bekannt  wurde,  dass  seit  der  Zurückfuhrung 
der  Armee  auf  den  Friedensfuss  der  Kriegskasse  möglich  ge- 
worden war,  einen  Reservefonds  zu  bilden,  der  am  1.  July 
1830  gegen  1,000000  Thlr.  (1,052060,  ohne  das  Vermögen  der 
Hospitalkasse)  betrug.  Dagegen  scheint  es  aber,  beim  Aus- 
bruch der  Unruhen  im  Göttingschen ,  iib  Herbste  1B80  an 
mandien  nothwendige&  A^srüstungsgegenständen  gefehlt  zu 
haben  (&  v.  Deutsches  Staatsarchiv  Bd  IV.  S.  108);  auch 
waren  damals  für  Kriegszwecke  des  deutschen  Bundes  noch 
keine  Ausgaben  aus  der  Kriegskasse  zu  leisten.  Damals  be- 
trug Hannovers  Antheil,  aliein  zur  «Approvisionirung*  von 
Mainz  und  Luxemburg,  65552  Thlr.  —  Zu  den  Aenderungen, 
welche,  in  Folge  der  Neugestaltung  der  Staatsverfassung  im 
Jahre  1838,  ins  Leben  treten  sollten,  gehörte *eine  dauernde 
Ausgabe '  Er^farung ,  welche  für  den  MUitäretat  140000  Thlr. 
jährlich  betragen  soUte  (HinisU  Schrb.  vom  1.  März  1838, 
IV.  Ldtg.  1013).  Der  Plan  zur  At^führung  wurde  den  Stän- 
den unter  dem  5.  Dezember  1833  (L  SOI  bis  iW)  v<»rgeleg( 


und  deren  Erwiederang  vom  7.  Februar  1834  (V.  Ldig.  L 
413)  stellte  das  Abkommen  zwischen  Regierung  und  Ständen 
dahin  fest: 

1.  dass  nftdi  $•  140  des  StaatagnmdgeseUei  die  jetsige  lUfuliraog  die- 
ses DlensCzweiges  «ine  dauernde  sei»  ofagleioli  eine  Revision  der  Re- 
golatiTe  nicht  rerweigert  werden  kOnne; 

2«  dass  das  Resolativ  sämmtUche  Ausgalien  umAssen  soUe^  wodorcli 
also  beim  MUtäreUit  alle  Ausgabetheile  der  jährlichen  BewiUigong 
entaogen  wurden; 

8«  dass  die  von  der  BliUtär  -  Verwaltung  gemacliten  Erspamngen  nicht 
der  aUgemeinen  Staatskasse ,  sondern  diesem  Dienstzweige  zu  Chite 
kBMen  und  so  lange  angesammelt  werden  kannten,  bis  sie  die  Hüfte 
des  ganaen  BUlitiretats  erreichten,  d«  i.  787770  Tlilr.; 

4*  dass  der  Beitrag  der  vereinigten  Kassen  ^  vom  1«  July  1834  an^  zum 
ordentlichen  MUitäretat;  nach  Maassgabe  des  $«  14  des  Staats- 
Grundgesetzes,  jfihiiich  1,590000  Thlr.  Koor«  seyn  soUe,  wovon,  nach 
Abiug  der  unmittelbaren  Einnahmen  der  Kriegskasse  von  15)20  TUr.^ 
aus  der  Hanpt-StaaCskasse  1,574780  Thlr«  zu  sahlen  seien; 

6*  dass  auiserdem  der  Kriegskasse  gezaUt  werde : 

a,  als  Panschsnmme  fOr  die  vermehrten  Verpfegongskosten  wäh- 
rend des  Elastellnngsmonala  und  der  ehUMnaUlehen  Uebungsielt 
jfihrlich  16000  Thkr«; 
h»  fOr  Infiuiterle-Servis  als  höchste  Summe  76806  Thlr.;  * 

c.  zur  Bestreitung  der  Uebergangs- Ausgaben  ausserordentlich  und 
nach  Bedarf  zu  verringern,  77822  Thlr« 

(2u  vergU  über  die  AusfOhrung  und  Auslegung  dieser  Uebereinkunft: 
Dahtmann ,  Verdieldigung  des  Staats -Grundgesetzes  S«  270  C  und 
Votmn  dissenstts  zum  Berichte  der  Regnlativ-Kommtaion  vom  16*liay 
1087  Im  hannoverschen  PortlbUo  Bd«  O«  Seite  242^) 

In  dieselbe  Zeit  feilen  die  Verhandlungen  über  die  A/o- 
imrai-LeiMtmgen  für  Artillerie  und  Reiterei,  hervorgerufini  durch 
vielfliohe  Anträge  der  Landstände;  z.  v.  AktensiUoke  des  IV. 
Ldtgs.  i88fl  Seite  779  bis  627  und  1214;  V.  Xdtgs.  1834,  U. 
14  bis  58  und  768;  1837,  V.  136.  Der  in  einem  ständischen 
Kommissionsbertohte  vom  18«  April  1818  geschilderte  frühere 
Zustand,  hatte  sieh,  in  Folge  des  Zukommens  der  neuen  Lan- 
deslheile,  nur  im  Allgemeinen  geändert,  (z.  v.  die  Königliche 
sdiiedsriohterliohe  Entscheidung  vom  18.  Januar  1882,  II.  Ldtg. 
IE  235,  wodurch  fiir  die  neuen  Landestheile  neue  Ausnahme- 
befreiungen  geschaffen  wurden)  \  indem  die  Zahl  der  Quartier- 
Portionen,  welche  im  Jahre  1808  nur  4816  betrug,  um  804 
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vermehrt  wurde.  Da  jedoch  die  neuen  Provinzen  davon  eine 
grössere  Zahl  übernehmen  mussten,  so  wurde  den  alten  Lan- 
destheilen  eine  Erleichterung  zu  Theil.  Später  kam  die  Zahl 
der  ordinären  Quartierportionen  auf  8692  herab  und  betrug 
am  1.  Joly  1833  (nachdem  das  Fürstenthum  Hiidesheim  ka- 
sernirt  hatte)  nur  noch  3478.  Im  Eingehen  blieb  das  seit  dem 
30  jährigen  Kriege  durch  Verordnungen  und  Herkoromen  Ge- 
staltete. Für  die  Landeskas$e  und  für  die  Tüchtigkeit  der 
Beiierei  konnte  es  kaum  bessere  Einrichtungen  geben;  sie 
wurden  jedoch  geändert,  im  Interesse  gleicher  Veriheilung 
der  Staatslasten  und  zur  Abhülfe  mancher  gesellschalUicfaen 
und  sittlichen  Nachtheile.  Im  Jahre  1802  kostete  an  Sold, 
Hufbeschlag,  Remonte,  glatte  Fourage  und  grosser  liontirung 
(die  kleine  Montirung  rouss  der  Reiter  damals  und  auch  jetzt 
noch  selbst  anschaffen  und  unterhalten,  wozu  das  bei  seiner 
Anwerbung  auf  10  Jahre  ihm  gegebene  Handgeld  von  8  Thir. 
verwendet  wird)  also  okne  die  Naturalleistungen  des  Quartier- 
Standes ,  auf  Kourani^eid  umgerechnet  durchschnittlich  jeder 
B4iier  122,94  ThIr.  Dia  gleichen  Bedürfnisse  erforderten  1816: 
134,43  ThIr.,  1819:  149,17  ThIr.,  1833:  114,60  ThIr.  Kour.; 
worüber  nachstehende  Zueammeiuldhmg  das  Nähere  ergiebU 

1  Beiter-Regiment  1  «chwerc«  Rtittr- 
Yon  461  Mann  ond  Reg.  ron  835  Mann 
408  Könii^  Pferde.     mit611KWgl.PiBrte. 


a)  Gage  und  (51 9)  Quar- 
tier-Portionen     .    . 


36681  Thh*.  Konv.    49928  TUr.  Konv. 


b)  (489)  Rationen  glatte 
Fonrage  zu  8  Thlr. 
3  Ggr.  6V3  Pfg. .    • 

c)  Remontegelder     Vio 

der  Pferdezu  20Pisto- 
kn  das  Stiick  '.    . 

d)  Hnfbeschlag     .    •    • 

e)  Grosse  Montirung     . 

18473 

4179 
SS83 
5404 

1» 

66910  Thlr.  Konv.    93107  TbIr.  Konv. 

A$i$9erdan  kommen  die  Natural-LeistuBgen  der  Quarti^- 

stände  und  eine  Menge  kleinerer  Erfordernisse  (Handgelder^ 

Regimentsübungeui  Hospitalzuschuss,  Unteriiah  des  Sattelzeugs^ 
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sonstigen  Lederwerks  und  der  Wafifen,  Weidegelder,  Feld- 
musik u*  s-  w.)  in  Betracht.  Im  Jahre  1816  wurden  alle  diese 
Gegenstände  zu  33803  Thir.  Kass.-Hze.  Tiir  ein  Regiment  be- 
rechnet, was  in  Kourant  auf  den  Kopf  63,80  ThIr.  beträgt, 
wodurch  die  gerammten  DurcbschnUiskoifen  eines  Rüiers,  für 
jene  Zeit  auf  198,  23  Thlr.  Kour.  sich  erhöhen.  Eine  Vorlage 
aus  dem  Jahre  1832  auf  den  im  Hildesheimschen  gemachten 
Erfahrungen  beruhend,  berechnet  Verpflegung,  Servis  und 
übrige  Kosten  eines  kasertUrten  Reiterregiments  von  461  Köpfen 
(mit  Einschluss  der  aus  der  Kriegskasse  erfolgenden  VergU-* 
tungen  Tür  glatte  Fourage)  auf  55565  Thlr.  Konv.,  wozu  noch 
6926  Thlr.  Konv.-Hze.  Tür  sonstige  Erfordernisse  (Handgelder, 
Regimentsübungen  u.  s.  w.  wie  oben);  sodann  Sold,  Bemonte- 
gelder,  Hufbeschlag  und  grosse  Montirung  kommen.  Der 
DurchsckniUsbetrag  der  Gesammtkosien  ist  dann  Tür  jeden  Reiter 
218,27  Thlr.  Kourant;  während  Jacobi  a.  a.  0.  S.  98,  unter 
Voraussetzung  achtmonatlicher  Beurlaubung,  die  sämmtlichen 
Ausgaben  nur  zu  137  Thlr.  Konv.-Mze.  berechnet.  — 

Ein  Gesetz  vom  21.  Oktober  1834,  als  Folge  des  §.  28 
des  Staatsgrundgeselzes,  hob  die  einem  Theile  der  Landbe- 
wohner obliegende  tmentgeldüche  Bequartierung  und  Verpflegung 
der  Artillerie  und  Reiterei  auf  und  übernahm  die  desfallsigen 
Kosten  auf  die  Landeskasse.  Dadurch  ist  der  (im  Wesentli* 
chen  noch)  jetzige  Zustand  wie  folgt  begründet 

Jedes  Reiter -B^iment  hat  seinen  bestimmten  BegimenCs-Qautier- 
stand,  jede  Schwadron  ihren  bestimmten  Schwadrons-Ooftrtierstand.  Inner- 
halb desselben  geschieht  die  Umqoartierang  nach  einer  möglichst  regel- 
mässigen Reihenfolge.  Die  Reiterei  ist  auf  solche  Weise  Ober  den  gross- 
ten  TheU  des  platten  Landes  yertheilt  und  nor  wahrend  der  Uebnngszeit 
werden  die  Schwadronen  und  Regimenter  zusammengezogen. 

Die  Vergütung  y  welche  die  Quartiertrager  aus  der  Kiandeskasse 
empftmgen,  beträgt  fOr  jeden  Reiter  und  reitenden  Artilleristen  tägUch 
40  Pfumige  oder  3  Ogr.  4  Pf»  Konr.^  wolQr  4}nartier  mit  voller  Verpfle- 
gung und  Stallung  f&r  das  Pferd  zu  leisten  bt.  Von  diesen  40  Pfennigen 
werden  80  f&r  die  Verpflegung  und  10  für  das  Quartier  und  die  StaUung 
des  Pferdes  gerechnet.  Diese  nämliche  Vergtttung  erhalten  di^enigen 
Reiter  und  reitenden  ArtUleristen^  welche  fttr  ihr  Quartier  ^  ihre  Verpfle- 
gung und  fflr  die  Stallung  des  Pferdes  selbst  sorgen,  eine  Einrichtung^ 
welche  bei  der  hannoverschen  Armee  erlaubt  ist.  Werden  in  einem  Quar- 
tiere mehr  Pferde  als  MannBchaft  ontergehracht,  so  wird  für  jedes  &ber- 
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MUeaseade  Pftvtl  (anf  weldies  ein  Mann  nicht  gerechnet  werden 'kann) 
eine  besondere  Stallnngs^Vergfitung  ron  taglich  t  Pfennig  besahlt  INe 
Fourage  für  das  Pferd ^  wenn  der  Qnartierwirüi  sie  selbst  liefert^  erhAlt 
er  nach  einem  von  der  Regierung  festzustellenden  Durchschnitts-llariit- 
preise,  ebenfbUs  ans  der  Landeskasse,  bezahlt.  Die  Bestandtheile  einer 
leichten  Ration^  zu  deren  Vergütung  die  Landeskasse  nur  yerpflichtet  ist, 
sind  Iblgende :  8</g  Pfd.  Hafer ,  10  Pfd.  Heu  und  5  Pfd.  Stroh.  Für  die  Pftrde 
der  Arütierie  werden  schwere  Rationen  verabfolgt  zu  der  Starke  von  iC/«  Pfd. 
Hafer,  10  Pfd.  Heu  und  8  Pfd«  Stroh  (Minist.  Bekanntn.  vom  10.  Dezem- 
ber 1836).  Auch  die  kaeermrien  Pferde  der  beiden,  schweren  Reiter-Re- 
gimenter erhalten  schwere  Rationen  zu  der  Starke  von  10  Pfd.  Haüor, 
10  Pfd.  Heu  und  8  Pfd.  Stroh.  Die  JfeAr- Kosten  fllr  die  schweren  Ra- 
tionen können  nicht  bei  der  Landeskasse  liquidirt  werden«  Diese  n&mliche 
Vergütung  erhalten  diejenigen  Reiter  und  reitenden  Artilleristen^  welche 
sich  die  Fourage  selbst  anschaffen. 

Von  dem  vollen  Rationspreise  wird  jedoch  das  Hafergeld,  welches 
die  Hegimentef  aus  der  Kriegskasse  beziehen,  abgerechnet,  so  dass  die 
Vergütung  der  Landeskasse  sich  nur  anf  rauhe  Fourage  erstreckt,  indem 
die  Oaartierwirthe  in  Arüheren  Zeiten  auch  nur  die  rauhe  Fourage  zu  lei- 
sten hatten.  Da  jedes  Reiter-Regiment  am  RegtmentS'StabS'Quanierorie 
im  Besitz  einer  Kaserne  ist,  so  hat  die  Landeskasse  zwar  auch  ffir  die 
jedcsDial  kasemirte  Mannschaft  Vergütung  zu  leisten;  diese  Vergütung 
betragt  aber  für  den  Mann  nur  30  Pfennig  tftglich,  indem  dieselbe  sich 
auf  das  Quartier  und  die  Stallung  nicht  mit  erstreckt. 

Für  die  kasernirte  Mannschaft  der  Reiter  sind  in  s&mmtllchen  Kaser- 
nen Menagen  efaigerichtet.  Wird  die  Fourage  für  hasermrte  Pferde  von 
Lieferanten  geliefert,  so  ist  bei  den  von  der  Landeskasse  zu  leistenden 
Vergütungen  der  Vertrags-Preis  zum  Grunde  zu  legen.  Schaffen  die  Re- 
gimenter die  Fourage  selbst  an,  so  erhalten  sie  den  dafür  festgesetzten 
Rations-Preis  ebenfalls  aus  der  Landeskasse,  in  beiden  Fällen  nach  Absatz 
des  Hai^rgeldes.  — 

Die  Vergütungen,  welche  die  Quartierträger  für  Leistung  an  die  Rei- 
terei und  reitende  Artillerie  zu  fordern  haben,  werden  monatlich  durch 
die  Aemter  und  Gerichte  bei  den  betreffenden  Landdrostelen  angemeldet, 
von  diesen  Behörden  festgestellt  und  in  Anrechnung  auf  den  ihnen  zu  sol- 
chem Zweck  vom  Kriegs-Ministerium  erüffheten  Kredit  bei  der  General« 
fizndeskasse  zahlbar  gemacht. 

Ueber  die  grundsatzgemässen  Gebührnisse  der  Regimenter,  wozu  na- 
mentlich der  Servis  für  die  Offiziere  und  eine  feste  Vergütung  von  monat- 
lich 3  Thlr.  8  Ggr.  für  die  rauhe  Fourage  für  jede  Offiziers-Ration  u.  s.  w. 
gehört,  werden  die  aufgestellten  monatlichen  Berechnungen  von  den  Ragi- 
mentAommandos  ebenfeUs  den  Landdrostelen  zur  Zahlbarmachung  zu- 
gesteUt. 
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Die  vorstehend  bemerkten  Portions-  und  Rations -Vergiitangen  erfbl- 
gen  nur  für  die  im  Dienste  befindliche  Mannschaft  und  Königlichen  Pferde; 
Cgr  zufällige  offene  Stellen  und  Beurlaubte,  insoweit  der  Etat  vom  Jahre 
1833  durch  deren  Hinzurechnung  zu  dem  im  Dienst  befindlich  gewesenen 
Bestände  von  Mannschaft  und  Königl.  Pferden  nicht  überschritten  wird; 
erfolgt  dagegen  ein  Heluitionssatz  vou  täglich  6  Pfg.  für  den  Mann  und 
14  Pfg.  für  das  Pferd  aus  der  Landeskasse ,  und  wird  selbiger  an  die 
betreffende  Regimentskasse  bezahlt.  Dergleichen  Heluitionsgelder'erfolgieo 
Arüher  ebenfalls  aus  den  Quartierständen ,  und  da  die  Last  der  Reiterei- 
Verpflegung  durch  das  Gesetz  vom  21.  Oktober  1834  ganz  in  der  nämli- 
chen Weise  auf  die  Landeskasse  übernommen  ist,  wie  selbige  bis  dahin 
von  den  Quartierständen  zu  tragen  war,  so  hat  auch  diese  Einrichtung 
beibehalten  werden  müssen.  Für  einen  beurlaubten  Heiter  oder  reitenden 
Artilleristen  und  für  eine  offene  Stelle  gewinnt  die  Regiments- Kasse : 

1)  die  bei  der  Landeskas.se  zu   erhebenden  Heluitionsgelder   im  Betrage 
von  monatlich  2  Thlr.  2  Ggr.  für  den  Mann    und  für  das  Pferd. 

2)  Das  Hufbeschlagsgeld  mit  monatlich  12  Ggr.  6  Pfg. 

Für  jede  offene  Offiziers -Ration  wird  ebenfalls  ein  Heluitionssatz  von 
monatlich  2  Thlr.  2  Ggr.  aus  der  Landes-Kasse  an  die  Regiments-Kasse 
bezahlt.  Von  diesen  Relutionsgeldern  liaben  die  Regimenter  verschiedene 
nicht  unbedeutende,  regelmässig  sich  wiederholende  Ausgaben  (oben  ange- 
geben) zu  bestreiten^  für  welche  dieselben  keine  besondere  Geldmittel  an- 
gewiesen erhalten. 

Nähere  Bestimmungen  über  das  Verhüllniss  der  Quartier- 
träger  zu  den  Reitern  und  das  Maas  der  Leistungen  der  Er- 
steren  enthält  die  Minist.  Verfueiuns;  vom  22.  Junv  1835. 

Ungeachtet,  durch  die  L'obernahme  auf  die  Landeskasse 
und  durch  eine  bedeutende  Verringerung  der  Zahl  der  regel- 
mässigen Quarlier-Portionen  Anlage  A.  zum  Minist.  Schrb.  vom 
3.  April  1837,  V.  143},  die  Belastung  für  die  Quarticrlräger 
sehr  verringert  ist;  haben  doch  noch  foilwährend  Klagen 
über  ungleichen  Druck  und  sonstige  Belästigungen  durch  die 
Natural -Bequartierung  der  Reiterei  auf  dem  Lande  Statt  ge- 
funden. Die  Landstände  sind  dadurch  zu  dem  wiederholten 
Antrage  veranlasst,  eine  vollständige  Kasernirung  der  ganzen 
Reiterei  eintreten  zu  lassen  und  haben  sich  zur  Uebernahme 
der  dadurch  erforderlich  werdenden  Mehrausgabe  auf  die  Lan- 
deskasse bereit  erklärt.  Die  Regierung  ist  dadurch  zu  der, 
eine  Abänderung  des  jetzigen  Zustandes  in  Aussicht  stellenden 
Erwiederung  vom  28.  Februar  1850  (XL  Ldtg.  1026)  veran- 
lasst worden. 
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Bei  dec  Ersparnngs  -  Umgestaltung  im  Jahre  1833  erlitt 
auch  das  Fussvolk  bedeutende  Abänderungen,  welche  aus 
nachstehender  Zusammenstellung  sich  ergeben : 

Kosten  in  Thir.  Konv.Mze.  eines 

Regiments  Bataillon 

Fussvolk  schweres 

von  Fussvolk  voo 

132&  Mann.  1158  Mann. 

1819.  1833. 

i.  Sold  u.  sonstige  feststehende 

Vergütungen 34511  24907 

2.  Naturalverpdegung     .    .     .  12667  9792 

(192  Rationen  Fourage  zu 
6  Thlr.  16  ggr.,  5124  Por- 
tionen Brod  und  Fleisch  zu 
2  Thlr.  5  ggr.  4  pf.) 

3.  Grosse  u.  kleine  Monlirung     7197  6276 

zusammen  54375  Thlr.  Kon v.Mze.  40975 
oder  in  Kourant  auf  den  Kopf  der  Mannschaft  durchschnitt- 
lich      42,14  Thlr.  36,37  Thlr. 

Die  1368  Mann  mit  275  Königl.  Pferden  starke  Artillerie 
bedurfte  1833  an  Sold  und  sonstigen  feststehenden  Vergütun- 
gen 89516,  an  Portionen  und  Rationen  36060  Thlr.  Konv.Mze. 

Durch  die  Verminderung  im  Jahre  1833  verlor  das  In- 
genieurkorps 8  Offiziere,  die  Artillerie  2  Kompagnien,  die 
Reiterei  8  Schwadronen  und  4  Regiments -Stäbe,  das  Fuss- 
volk 16  Kompagnien  und  die  Stäbe  von  8  Bataillonen.  Das 
Offizierkorps  wurde  gegen  den  früheren  Soldetat  um  über- 
haupt 152  Stellen  vermindert.    Der  Bestand  blieb: 

1.  Stab  der  Armee 15 

2.  Ingenieurkorps  2  Kompagnien 198 

3.  Artillerie,  2  reit.  7  Fuss-,  1  Handwerker-Komp.      1368 

mit  275  K.  Pferden. 

4.  Reiterei,  1  schweres ,  3  leichte  Regimenter  von  je 

6  Schwadr 3340 

mit  2444  K.  Pferden. 

5.  Fussvolk,    16  Bataillone  von  5  Komp.,  worunter 

2  Garde-  und  2  leichte  Bat 15580 

Zusammen  Köpfe:    20501 
mit  2719  Königl.  Pferden. 
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Unter  Einrechnung  der  unmittelbaren  Einnahmen  der 
Kriegskasse  und  der  einzelnen  Truppenkörper  erforderte  obige 
Mannzabl  nebst  Zubehör  etwa  2,020000  Thir.  Kour.,  mithin 
kamen  durchschnittlich  auf  den  Kopf  der  Armee  98,53  ThIr., 
der  damaligen  Bevölkerung  1,21  ThIr.  —  Abgesehen  von  ei- 
ner im  Jahre  1838  vorgenommenen  Verdoppelung  der  Rei- 
terregimenter und  Vermehrung  der  Bataillone,  wogegen  die 
Mannzahl  um  1106  Köpfe  verringert  wurde.  Abgesehen  fer- 
ner von  den  Versuchen  der  Regierung,  im  Jahre  1842  (VIII. 
Ldtg.  I.  177  bis  244,  517,  810—33;  auch  I.  369—76  u.  631; 
ferner  I.  735—96  und  996;  IL  15  und  885,  20  und  906)  eine 
Erhöhung  der  Betoilligung  um  250000  ThIr.  (S.  197)  zu  erlan- 
gen, anstatt  welcher  Summe  Stände  den  Etat  nur  um 
13327  Thlr.  vermehrten,  und  auch  dieses  nur  wegen  einiger 
allgemeinen  Bestimmungen  des  Bundestages.  Abgesehen  end- 
lich von  einer  ohne  ständische  Mitwirkung  vorgenommenen 
Vetynehrung  des  Bestandes  der  Reiterei  und  Artillerie  an  Mann- 
zahl und  Pferden,  welche  jährlich  140000  Thlr.  kostete,  die 
an  andern  Dienstausgaben  gekürzt  wurden  und  über  welche 
bis  in  die  neuste  Zeit  Streit  gewesen  ist;  —  gehe  ich  zur 
gegenwärtigen  Gestaltung  des  Heers  über.  Sie  erfolgte  am 
1.  July  1843,  hat  jedoch  seit  1848  einige  Veränderungen  (z.  v. 
Staatskalender  Tür  1850)  erlitten,  über  welche  in  den  stän- 
dischen Aktenstücken  nur  die  Andeutung  sich  findet  (Minist 
Schrb.  vom  19.  November  1849,  Seite  356),  dass  „mit  der 
n  erforderlich  gewesenen  Feld-Formation  die  JFWeden^-Augmen- 
^tation  als  solche  aufgehört  habe.^  Jetzt  scheint  also  der 
Friedens-EiSii  der  hannoverschen  Armee,  ohne  die  Generalität 

mit  27  Personen,  aus  einem  Soll  zu  bestehen  von: 

Nicht 


Strät" 
bare 


StreU- 
bare 


1.  General-  und  Armee- Stab  .    . 

2.  Reiterei,   6  Regimenter  von  je 

4  Schwadronen 3248 

mit  2688  Königl.  Pferden  (160 
OfiGzieren.) 

3.  Fussvolk,  8  Regim.  von  je  2  Batl. 

zu  je  4  Komp»  und  4  leichte  BatK    16048 


22       — 


96 


Zu- 
sanunen 

Köpfe. 

22 


3344 


128        16176 
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Streit* 
bare» 


197 


Nicht 
Streit- 
bare. 

1 


Zu- 

satnmeH 
Köpfe. 

198 


1351 

99 


16 


4.  Ingenieur-Korps ,  2  Komp.  Pion- 
niere  und  Pontoniere  .    •    •    . 

5.  Artillerie-Brigade :  Stab,  2  Komp. 
reitd.,  7  Komp.  Fuss-Artill.  mit 
300  Königl  Pferden  .  .  .  . 
1  Handwerker- Kompagnie   .    . 

Zusammen    20965      241       21206 

Einige  die  Ausgaben  auf  das  Heer  betrefiende  EiMel- 
heiien: 

1.  Erste  Anschaffung: 


1367 
99 


Grosse  Kleine    c^,.^»    Tornister 
Mona-   MonH-   ^^r  von  See- 


Schwere  Reiterei 
Husaren  .  .  . 
Dragoner  .  .  . 
Fussvolk  .  .  • 
Ingenieure  •  .  . 
Artillerie:  reitende 
Fuss- 


*> 


rung 

39 

46 

34 

20Va 

31 

41% 
30% 


rung.  ^^^'  hund-PeU. 

16  50  - 

16  41  Va  — 

16  4IV2  -   — 

6%        —  4 

13            —  4 

16  41Va  — 

12            _  .    4 


.  Meinonte 
J/10  j&hrlich 
Preis. 

116 
100 
100 


104 
104 


Zu  vergl.  die  reichhaltigen  Nachweisungen  in  den  Akten- 
stücken des  Vin.  Ldtgs.  1842,  S.  747  ff. 

2.  Unterhalts  ^  Kosten : 
Baarzahlung  an  Sold  oder  Löhi^ung,  Servis,  Quartiergeld, 
jährlich : 


Schwadrons- 

oder 
Kompagme- 
.  Chef 

UTuer'jjicu* 

tenantfinge- 

nieuraXand- 

Gendarmerie- 

Ob.Lt) 

Ober- 
Wachimstr.y 
Feldwebel, 
Ob.'Frwkr. 

Ge- 

• 

fnetner» 

Reiterei    .    .    .    . 

996 

342 

145V3 

37% 

Fussvolk  .... 

896 

272 

136% 

31 

Ingenieure    .    .    . 

996 

456 

136% 

43V, 

Artillerie,  reitende 

900 

270 

125 

3r»A 

j,         Fuss- 

800 

236 

112% 

37  «A 

Land'Gendarmerie 

900 

514 

137% 

50 

Für  1  Servis  -  Portion   werden  27  Thir.  jährlich  vergütet, 
für  1  Ration  80  Thlr*,  für  1  König].  Pferd  Fouragegeld  94  Thlr. ; 
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1  Portion  Brod  beträgt  1%  PN.,    die  Zahlung  für  1  Portion 
Fleisch  1  ggr.  täglich. 

Das  Kriegs-Minisierium  besorgt  alle  die  Militär- Verwaltung 
und  das  Militär- Rechnungswesen  betreffende  Angelegenheiten 
in  höchster  Stelle;  mithin  Alles,  was  auf  die  Einstellung  der 
Militärpflichtigen,  auf  die  Bezahlung  des  Soldes  an  die  Trup- 
pen, deren  Verpflegung,  Einquartierung,  Kasernirung,  Be- 
kleidung, Bewaffnung;  desgleichen  auf  das  Kriegerfuhr-  und 
Militär -Pensions -Wesen  sich  bezieht.  Für  die  in  Militär-Ent- 
lassungs  -  Sachen  eingehenden  Anspräche  besteht  eine  eigene 
Kommission  (z.  v.  Milit.  Aushbg.  Gesetz  vom  23.  Februar  1848, 
§.  lÄ,  13.  16,  18,  47  und  die  betr.  Bekanntm.  vom  3.  No- 
vember 1846).  Streitigkeiten  über  die  Amtsbefugnisse  des 
KriegsminisUriums  hat  man  durch  nachstehende  Bestimmungen 
des  Verfassungs-Gesetibs  vom  5.  September  1848  vorzubeu- 
gen gesucht :  ^g.  f.  Die  bewaffnete  Macht  und  deren  Einrich- 
„tung,  wie  auch  -alle  in  Beziehung  auf  dieselbe  vorzunehmen- 
^den  Anstellungen,  zu  machenden  Anordnungen  und  zu  er- 
blassenden Befehle,  hängen  allein  vom  Könige  ab.  —  f.  102, 
^AUe  vom  Könige  ausgehende  Regierungs- Verfugungen  be- 
^dürfen  zu  ihrer  Gültigkeit  der  Gegenzeichnung  des  Ministers 
^oder  Vorstandes  des  betreffenden  Ministeriums.  Dieses  gilt 
„auch  von  den  Verfügungen,  welche  Tür  die  bewaffnete  Macht 
^erlassen  werden,  so  weit  sie  nicht  Ausfluss  des  Oberbefehls 
«über  das  Heer  sind.** 

Die  Geseifgebung  über  die  Militärpßichi  hat  eine  grosse 
Menge  einzelner  Veränderungen  erlebt,  bevor  sie  zu  ihrer 
jetzigen  Ausbihlung  in  dem  Gesetze  vom  23.  Februar  1843, 
mit  Nachtrag  den  §.  5  betreffend  vom  8.  August  1850  (Ak- 
tenstücke des  XI.  Ldtgs.  1027  und  2042),  gelangt  ist.  Nach 
einer  Reihe  von  Landwehr  -  Verordnungen  folgte  als  umfas- 
sende Grundlage  das  Gesetz  vom  14.  July  1820  (11.  Ldtg.  II. 
123 — 205).  Abänderungen  einzelner  Bestimmungen  enthalten 
die  Gesetze  vom  31.  Oktober  1823  (II.  Ldtg.  IV.  241  u.  411); 
vom  »2.  Febr.  1831  (III.  Ldtg.  V.  109,  205  und  211);  vom 
20.  May  1833  (IV.  Ldtg.  725)-,  vom  26.  März  und  29.  Septem- 
ber 1834  (V.  Ldtg.  IL  706  u.  790);  vom  19.  September  1836 
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(r.  Ldtg.  IV.  343  und  623) ;   z.  v.  auch  Aktenstücke  des  VIII. 
Ldtgs.  I.  169,  besonders  171  ff.  und  804. 

Nach  dem  Gesetze  vom  23*  Fel»riiar  1843  ergänzt  sich  das  Fussvolh 
vorzagsweise  durch  Einstellung  von  Militärpflichtigen.  Ditjenigen  ünter- 
offisiere  nnd  SpieUente,  welche  ihre  gesetzliche  Dienstaelt  beendigt  haben 
and  fortsadlenen  wünschen,  ein  grosser  Theil  der  Musiker,  endlich  die 
Rustmeister ,  dienen  als  Stell  -  Vertreter  oder  auf  Kapitulation  von  min- 
destens lOj&hriger  Dauer» 

Die  EinsteUung  der  Militärpflichtigen  erfolgt  jedes  Jahr,  in  der  Regel 
mit  120  Mann  fttr  jedes  Bataillon,  am  1«  July.  Die  Eingestellten  bleiben 
bis  zum  1«  Oktober  des  folgenden  Jahrs  ununterbrochen  bei  den  Fahnen, 
werden  alsdann  in  der  Regel  bis  zum  Ablaufe  des  3.  Diens^ahrs  fbrt« 
dauernd  beurlaubt,  im  4.,  5.  und  6.  Dienstjahre  zu  einer  vierwöchent- 
lichen Uebungszeit  einberufen  und  treten  schliesslich  fdr  das  7.  Dienstfahr 
znr  Kriegsreserve  fiber.  In  den  Monaten  Julj  und  August,  *  welche  vor- 
sogsweise  zur  Ausbildung  der  neusten  Einstelluig  (der  Rekruten)  bestimmt 
sind,  befinden  sich  daneben  die  Eingestellten  des  vorigen  Jahrs  (die  Dienst- 
thner)  bei  den  Fahnen.  Im  Monate  September  werden  ausserdem  so  viele 
Beurlaubte  der  älteren  Einstellungen  einberufen,  dass  jedes  Bataillon  ei- 
nen Uebungs-Etat  von  500  Mann  Fussvolk  erhält.  Vom  1.  Oktober  bis 
zum  1.  July  bleiben  die  Leute  der  jüngsten  EinsteHung  als  Dienstthuer 
anwesend,  um  ihre  fernere  militärische  Ausbildung  in  jeder  Beziehung  zu 
erhalten. 

Die  Ergebnisse  der  Aushebung  zum  Militärdienst  werden 
weder,  wie  in  andern  Staaten,  regelmässig  veröflFentlicht,  noch 
auch  nar  dem  Landtage  roitgethetit;  obgleich  derselbe  wohl 
ein  Interesse  daran  haben  sollte  von  der  Benutzung  und  den 
Erfolgen  dieser  schwersten  aller  Staatslasten  Kenntniss  zu  er- 
halten. Hinsichtlich  der  beiden  ersten  Aushebungen  nach  dem 
C^etze  vom  14.  July  1820  hat  die  Regierung  den  Ständen 
Mittheilungen  gemacht  (II.  Ldlg.  II.  187  und  III.  214)  woraus 
sich  ergiebt,  dass  bei  einer  Bevölkerung  von  1,272310  Köpfen 
betragen  hat.    Die  Zahl  der 

Geburt^akr.         Przt.-Anik^ 
1799.  im.    "^^Zn^ 

1.  Geborenen  männl.  Geschl.     16252         15327 

2.  Befreiten   wegen  Dienstun- 
tücfatigkeit    und    sonstiger 

gedeidicher  Gründe     .    .      3713    .      3177  17,47 
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Geburtsjahr.         Przt-Antk. 
1799.  1800.    «»«^^^- 


sumtHc» 


3.  Zurückgesetzten: 

a.  wegen  langer  Abwesen- 
heit    .......         690  810  4,46 

b.  wegen   zeill.  Schwäche      1860  2702         14,85 

c.  als  schon  dienend     .    .        471  412  2,27 

4.  in   die   1.  und  2.  Reserve 

Gestellten 1130  1418  7,80 

für  diensttüchtig  Erklärten  8388  6808        37,42 
6.  wirklich  eingestellterf  Mann- 
schaft   2969           2862         15,73 


^ 


Zusammen  Dienstpflichtige,  Ein- 
heimische und  Fremde      .    .    19221         18189 

Hinsichtlich  des  R^esiandes  beim  Heere  ist  zu  bemerken, 
dass  zur  Bezahlung  der  O/fiÄicr- Pensionen  eine  besondere 
Kasse  besteht,  in  welche  nach  der  Vereinbarung  von  1833 
die  Landeskasse  jährlich  75000  Thir  zahlt,  welche  Summe 
jedoch  in  dem  ordentlichen  Beitrage  zum  Militäretat  bereits 
begriffen  ist.  In  einem  Schreiben  vom  19.  November  1849 
(XI.  Ldtg.  353),  welches  zugleich  eine  belehrende  Geschichte 
des  Verfahrens  in  diesem  Dienstzweige  enthält,  erklärt  die 
Regierung  die  bisherigen  Mittel  dieses  Pensionsfonds  für  das 
jetzige  Bedürfniss  ungenügend.  Stände  haben  hierauf  den 
Anträgen  entsprechend,  unter  dem  23.  July  1850  (Seite  2146) 
22307  ThIr.  mehr  auf  den  Ausgabe -Etat  übernommen.  Ein 
ferneres  die  Art  dieser  Verwilligung  betreffendes  Minist-Schrb. 
ist  vom  12.  Februar  1851.  —  Die  Pensionen  der  Vhterofpüere 
und  Soldaten  erfolgen  aus  der  alten  ^Hospital  -  und  Militär  - 
Unterstützungs- Kasse  ,^  deren  eigene  (durch  die  Haupt-Staats- 
kasse nicht  laufende)  Einnahmen  etwa  26200  ThIr.  betragen. 
Im  Jahre  1833  ist  die  Sollausgabe  dieser  Kasse  auf  64000  Thlr. 
festgestellt,  wonach  aus  der  Kriegskasse  ein  jährlicher  Zuschuss 
von  37800  Thlr.  zu  bezahlen  ist;  welcher  in  dem  ordentlichen 
Beitrage  der  Landeskasse  bereits  sich  befindet.  Auch  der 
Pensionstarif  fiir  Unteroffiziere  u.  s.  w.  ist  unter  dem  31.  De- 
zember 1844  erhöht.    Zur  Unterstützung  von  Nackgebtiebtnen 

der  Unterofliziere  und  Soldaten  stehen  dem  Kriegsministerium 

i 
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vershiedene  Fonds  zu  Gebote »  deren  Umsatz  nicht  durch  die 
Haupt-Staatskasse  geht.  Z.  v.  Aktenstücke  des  I.  Ldtgs.  I.  325, 
BewiUigung  von  2000  Thlr.  Kass.-Hze.  betreffend,  welche,  nebst 
Beiträgen  der  vormaligen  Königl.  Kasse,  die  jetzige  im  Budget 
abgesondert  erscheinende  Unterstützungs-Summe  von  5256  Tblr. 
bildet.  Aus  einer  Bekanntmachung  vqm  20.  Dezember  1850 
ergiebt  sich  die  geschehene  Eirichtung  einer  Unieroffhier  ^ 
Wittwmkasse, 

Für  das  0//i»tcr- Korps  besteht  eine  besondere  Wittwen" 
kaue,  deren  Einrichtung  auf  den  Reglements  vom  3.  July 
1762,  22.  März  1793,  6.  September  1797  u.  s.w.  beruht  (z.V. 
die  Sammlung  der  Vorschriften »  Hannover  1815,  Hahn).  Die 
Einnahme  der  Kasse  besteht,  ausser  Kapitalzinsen ,  ^  aus  den 
jährlichen  Beiträgen  der  Theilnehmer,  aus  Kapitaleinlagen  in 
bestimmten  Fällen  und  aus  einem  (in  dem  ordentlichem  Bei- 
trage der  Landeskasse  begrißenen)  Zuschüsse  der  Kriegskasse 
von  jährlich  8800  Thir. 

Militärisehe  Bildungs  -  und  Erziehungs  -  Anstalien  sind  die 
Militär  -  Akademie ,  die  am  1.  May  1843  ins  Leben  getretene 
Kadetten-Anstalt  (Wünsche  und  Anträge  der  Stände  wegen 
deren  Aufhebung  und  wegen  des  bisherigen  Systems  des 
Fortrückens  in  der  Armee  in  den  Schreiben  vom  21.  Juny 
und  5.  July  1848  wiederholt  im  Budgetschreiben  vom  2.  July 
1850  (S.1832)  —  und  die  Regiments-  und  Bataillons-Schulen 
fiir  Unteroffiziere  u.  s.  w. 

Die  Ober -Leitung  des  Gesundheitstoesens  ist  einer  ,)Medi- 
^zinal-Behörde  iur  die  Armee^  übertragen,  unter  welcher  die 
'  Zentral-Militär-Apotheke,  das  General-Hospital  und  das  Haupt- 
Magazin  von  Hospital-Bedürfnissen  stehen.  Jeder  in  der  Kran- 
kenanstalt verpflegte  Unteroffizier  und  Soldat  u.  s.  w.  hat,  zur 
theilweisen  Deckung  der  Kosten,  einen  bestimmten  Abzug  an 
seiner  Löhnung  zu  erleiden. 

Die  MHüär-Recht^ege  wii*d  in  höchster  Stelle  vom  6e- 
neral-Kriegsgeiichte  geübt,  welchem  die  Regiments  -  und  Gar- 
nisonsgerichte untergeordnet  sind.  Ein  neues  sehr  umfassen- 
des Militär -Strafgesetzbuch  ist  vom  1.  Januar  1841;  Bestim- 
mungen über  das  Verfahren  in  Strafsachen  sind  in  einer  Königl. 
Verfügung  vom  8.  August  1845  enthalten;  ältere  Vorschriften 
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in  den  Verordnungen  vom  14.  July  1820  (Aktenstücke  des 
I.  Ldtgs.  I.  347,  48,  57,  81),  jetzt  23.  Februar  1843:  20.  July 
1821,  26.  July  1834  u.  s.  w.  Stände  wünschen  eine  Umbildung 
der  Militär-Strafgesetze  und  vorzugsweise  des  Strafverfahrens, 
ent$prechend  den  Verbesserungen  in  der  bürgerlichen  Gesetz- 
gebung (Budget -Schreiben  vom  2.  July  1850  S.  1833).  — 
Für  die  zu  leistenden  Kriegerfuhren  wird  seit  dem  1.  July  1834 
eine  Vergütung  aus  der  Landeskasse  bezahlt  (Minist.  Verordg. 
vom  7.  Januar  1835),  welche  vom  1.  July  1844  ab  erhöht 
wurde  (Aktenstücke  des  VIII.  Ldtgs.  II.  13  und  624  und  Minist. 
Bekanntmachung  vom  9.  November  1844.)  —  Hannover  be- 
sitzt eine  befestigte  Stadt  —  Stade  —  und  das  am  Geeste- 
ausfluss  neben  Bremer-  und  Geestehafen  belegene  Fort  Wil- 
helm. Ein  neues  Haupt -Zeughaus  ist  in  den  Jahren  1844/9 
mit  einem  Kostenaufwande  von  285482  Thlr.  erbaut  (Akten- 
stücke XI.  Ldtg.  2.  Diät  S.  14). 

Von  .den  Ausgaben  ^fiir  das  Heer  vor  dem  Jahre  1830, 
ist  bereits  in  der  geschichtlichen  Einleitung  die  Rede  gewesen. 
Für  1830/1  berechnet  Jacobi  a.  a.  O.  (nach  Zuzählung  einiger 
von  ihm  abgesetzten  Posten)  Seite  73:  1,982855  Thlr.  Konv.- 
Münze.  Nach  erfolgter  Kassenvereinigung  lassen  sich  die  Ver- 
wendungen genauer  übersehen,  mit  Ausnahme  jedoch  inuner 
der  nicht  aus  der  Haupt  -  Staatskasse  fliessenden  Einnahmen 
der  Kriegskasse;  welche,  wie  wir  oben  gesehen  haben,  bis 
1830  zwischen  140  und  150000  Thlr.  Konv.-Mze.  betrugen 
und  später  zu  120  bis  125000  Thlr.  jährlich  berechnet  werden 
können.  Die  ZuschüssCi  welche  die  Kriegskasse  aus  der  Haupt- 
Staatskasse  empfängt,  werden  in  letzterer  theils  als  ordentliche, 
tbeils  als  vorübergehende  Ausf^sA^en  bezeichnet  und  ich  behalte 
zur  Erleichterung  von  Vergleichungen  diese  Unterscheidung 
bei.  Allein  richtiger  würde  sein,  die  Beiträge  zur  Kriegskasse 
in :  Feststehende,  nach  Bedarf  bewilligte  (s.  g.  plus-minus  Posi- 
tionen) und  Vorübergehende  zu  theilen.  Noch  ist  zu  bemerken, 
dass  die  nachstehende  Zusammenstellung  der  Beiträge  der 
General-Landeskasse  zum  MüUär-Etai,  in  der  Regel  die  Zahlen 
der  Rechnungsergebnisse  enthält  und  die  Ansätze  aus  den 
bewUligten  Voranschlägen  nur  dann  genommen  sind,  wenn 
Jene  nicht  vorlagen. 
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jakr, 

1834/5 
1835/6 

1836/7 

1837/8 

1838/9 

1839/40 

1840/1 

1841/2  { 

1842/3  I 

1843/4  I 
1844/5 
1846/6 

1846/7  I 

1847/8  I 

1848/t  I 


gewöhn' 
liehe  Be- 
wüHgtmg, 
1,028787 
1,930389 
1,919858 
1,928587 
1,947347 
1,945607 
1,954322 
1,578179 

425998 
1,613387 

369375 
1,613387 

416269 
1,614953 

415870 
1,614953 

414963 

1,614764 
414763 

1,614764 
414898 

1,668184 
414594 


vorüber' 
gehend. 


Bemerkungen, 


106611  Zeitliche  Zahlaogen  fUr  das  MUitir« 
101865 
96513 
85228 
80228 
76552 
76480 
I       74677  Laideakasse. 
\        —      Königl.  Kasse. 

662986    Ausserordent  Ansrüstang n  •  Kosten« 
U-K.  91875    Z.  ▼.  KAb«*6cbrbn.  v.  9.  Juny  uod 
)       89875    stund.  Erwiedg.  v.  9«  Jiily  1842. 
I     101049  Kosten   der   Ziisamme  nzieliting  des 
I       68000    10«  Bvndes-Armeekorps«  (L-K.) 
f       55582  Zum  ZeugliaoslMMi   auf  5  Jalire  be- 
}       61000    willigt  im  Schreiben  t.  15.  July  1844. 
\       55582    (L.-KO 
1       55000 
I       55582 
I       53000 
I       55582 
48600 
55582 

2275  Nr.  69  d.  B.  flospitalkasse. 
27624  Zur  Unterstützung  Angehöriger  des 
MUitarslaut  Schrb.  v.  15.  März  1850. 
30000  Vorschuss    fßr    Durchmarsche    yon 
44651  Bundestruppen. 
33000  Desgleichen. 
2,330043/Au8serord»   für  Ausrüstung  und  Un- 
416120(  terhalt  des  Heers   v.  1.  März  1848, 
bis  1.  July   1850  laut  nachstehen- 
41500  der  Berechnung. 
22307  AussergewOhnlifsher    Znschnss   zur 
OAsier  -  Pensionskasse    durch   Be- 
willigung vom  23.  July  1850. 
51376  Bestand  über  den  Friedeasetat  und 
Truppen -Aufstellung   an    der  kur- 
he^^ohM  Orenie. 

Hieraus  ergiebt  sich  zunächst ,  dass ,  nach  einem  DiircA- 
MchniU  der  Jahre  1834/'5  bis  einschliesslich  1847/8  und  unter 
Zurechnung  v.on  125000  Thh*.  fiir  sonstige  Einnahmen  der 
Kriegskasse  und  der  Kassen  der  einzelnen  Truppenkorps,  der 
jährliche  Aufwand  für  die  Lanäewertheidiigung  sich  belaufen 
hat  auf  2,252800  Thir.  Kour.  Dies  sind  etwa  18,15  Vo  der 
Roh-,  31.74%  der  Rein -Einnahmen  und  17,82  Vo  aller  Aus- 
gaben, sowie  iV*  (1,28)  Thlr.  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung. 
Die  Gesammiausgabe  wf  das  Heer  ia  dem  Zeiträume  seit  dem 


I849/iO   1,982079 


l«M)/l    1^988824 
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l.July  1834  bis  dahin  1848  ist  etwa  31,540000  Thlr.  gewesen; 
seit  dem  zweiten  Pariser  Frieden  aber  ungefähr  76,000000  Thlr- 
Das  ist  zwar  eine  grosse  Summe,  die  jedoch  im  Vergleich  zu 
den  entsprechenden  Ausgaben  anderer  Staaten  verhältniis- 
massig  bescheiden  genannt  werden  konnte.  Leider  aber  hat 
mit  dem  Jahre  1848  auch  in  Hannover  die  Ausgabe  für 
die  Landesvertheidigung  eine  Besorgniss  erregende  Höhe  er- 
reicht, dehn  vom  1.  July  1848  bis  dahin  1850  sind  dafür  zu- 
sammengenommen 9,105333  Thlr.  Kour.  ausgegeben;  wie  aus 
der  folgenden  Nachweisung: 

Baehweiflany 

der  aus  der  Kriegskasse  Tür  die  Ausrüstung  und  den  Unter- 
halt der  Armee  bezahlten  ausserordentlichen  Kriegskosten  vom 
1.  März  1848  bis  Ende  Oktober  1849,  im  Zusammenhaft  mit 
der  obigen  Zusammenstellung,  erhellt 


Bezdchiuig 

der 

Jl  u  0  fl  a  b  (. 


Betraf 

üi 

TUr.  Kmr. 


!• 
%. 
8. 
4. 
5. 

U. 

1. 
2. 
8. 
4. 
6. 
6. 
7. 

///. 

IV. 

V. 

VI. 

VIL 

VIII. 

IX 

X. 


Oitgen  und  feste  Geldvergütungen, 

Armee-  und  €teneral-Stab 

Reiterei 

Infiuiterie 

Ingeniear-KoriM 

ArtUlerie    .    .    .    .' 


Zuflaminen  /. 
Quartier'  und  Verpflegungskosten. 

Armee-  Und  Geaenü-Stab 

Reiterei       

Inftuiterie  •    •    .    .    , 

IngeDiear-Korps  .....••. 

Einquartirunfs-  und  SqtbfltbekÖstigaDgs-Yerg&tang .    . 

ArtiUerie 

Sonstige  ausserordentUche  VerpfleipiDgslLOsten     .    .    . 


Zusammen  //. 

Senris  fOx  den  Armee-  und  Geoeral-Stab  des  Ingeaieor- 
Korps  nnd  die  ArtiUerie     ..•..:.«.• 

Kosten  der  grossen  Bfontining  .    • 

Kosten  der  kleinen  Bfontining   ......... 

Armee-Materiell-Kosten     «    .    .    . 

Hospital-Kosten 

Feld-Zalagen 

Boreau-Kosten  der  Feldstabe,  einsckliessl.  d^Portotoslagen 

Kosten  des  Feld-Kriegs-Kommissariats  der  Feldkriegs- 
kasse, einsekliessl.  des  Geld-Traosport  o.  s.  w.     .    . 


13600 

54659 

353253 

8429 

53683 


478624 

2810 

11016 

729519 

1095 

20820 

126928 

1794 


893982 

1120 

231234 

41444 

95878 

32204 

145036 

1472 

9776 
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HB 


BeMkteug 
Jl  u  0  0  a  b  (• 


Betrag 

in 

Thlr.  Kur. 


XI. 
^XII. 

x/u. 

XIV. 
XV. 

XVI, 

XVIL 

XVIII. 

XIX. 
XX. 

XXI. 
XXII. 
XXIIl 
XXIV. 

XXF. 


Konzentrirungf-  aack  Dienst-  und  MontiniDcs-Zalageii 
fOr  die  Truppeu  im  Lande 

Auasergewdiiiil.  Servis 

An  Difiten  und  Reisekoiten,  TnuuporU  anch  fiiaenbalin- 
and  Dampfschifllkbrtokosten    .    • 

Eiarichtan|(s-  und  UnterhalUkosten  des  Armee-Traini  . 

PferdemieÜM  in  den  ersten  4  Monaten  des  Feldsofs  1848 

Angekaufte  Artillerie-  und  Trainpferde 

AussergewOknI.  MUitar-Justiskosten 

Kultuskosten • « 

Kosten  der  Feldgendarmerie      •    •    . 

Kosten  der  Feldpost 

FQr  im  Ausland  erricktet  gewesene  Etappen-Inspektionen 

AussergewdknI.  Kosten  fDr  Wacktlokale 

Kosten  fQr  Anlegung  und  Unterkalt  d.  Kttstenbatterie  • 

Kosten  fQr  Ansckallung  v.  Stall-Utensilien  und  fQr  Huf- 
bescklag  der  Augmentationspferde  der  Artillerie    •    . 

Insgemein  und  anssergewdknlick    •    • 


Htklr. 


113)98 
20647 

82049 

44918 

17848 

85258 

4680 

2178 

1775 

1014 

1087 

1094 

8689 

9055 
6348 


2,830048 


FQr  die  ausserordentllcben  Kriegskosten  waren  geA)rdert  (Sckreiben 
15.  Novbr.  49) 

1.  bis  lum  81.  Dexember  1848 1,000000 

2.  vom  1.  Januar  bis  80.  Juny  1849  mit  Einscbluss 
des  Beitrags  der,  durck  Verordnong  ▼.  27*  Novbr. 
1848  aus^sckriebenen  Umlage   von   1   MIU.  Tblr. 

zur  Verpflegung  von  Relcbstruppen  •    .    •    •    ♦    ♦      954058 

1,954058 
8.  ausserordenU.  Kosten  v.  July  bis  Oktober  1849  ein- 

•ckliesslick 400000 

4.  Beiträge  lur  deutscken  Flotte (246400) 

Zusammen  bis  30.  Oktober  1849  2,354058 

5.  Verpflegungskosten  fQr  die  im  Lande  bequartirten 

nkht  Hannoverschen  Truppen  im  Jahre  1848         •      (30000) 

6.  Für  November  und  Dezember  1849  ....!.       164000 

7.  Ton  Januar  bis  Juny  1850  monatUch  47500  Rthlr.      285000 

Zusammen  bis  80»  Juny  1850  2^803058 

Davon  sind  gedeckt: 

1.   Durch  die  im  Jahre  1848  erdühete  Anleihe     .    .     .      987866 

2«  Durch  VorschOsse  aus  dem  Domanial-AblÖsnngs-  und 

VeraassenmgBlbiids .    .   1,138200 

Bthlr.  2,121066 
.  Mithin  fehlen  noch  bis  Ende  Oktober  1849  (incl.  der  von  der  Gene- 
ral-SteueriuMse  weniger  gezahlten  1^^92  Rthlr*  und  der  Beitrüge  zur 
dentechen  Flotte  und  bequartirten  nicht  Hannoverscheu  Truppen)  496400  Rth. 
Obige  2,121066  Rthlr.  sind  laut  ständischer  BewiUigung  vom  23.  Ja- 
mar  1850  diflnitiv  als  Staatsschuld  aufgenommen,  die  von  der  General- 
Stenerkasse  vorgeschossenen  496400  Bthlr.  soUen  gleichiUls  angeliehen 
werden.  Was  die  ferneren  Ausgaben  von  November  1849  bis  Juny  1850 
betriflty  sind  selbige  auf  416120  Rthlr.  ermässigty  auch  diese  aoUen  dordi 
Anleihai  gedeckt  werden« 
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Das  ist  aber  noch  nicht  AHes,  denn  dazu  kommt  noch  ein 
Theil  der  Ausgaben  für  Zwecke  des  deutschen  Bundes  (Fe- 
stungen u.  s.  w.)  und  der  Beitrag  zur  deutschen  FloUe.  Nun 
.ist  zwar  allerdings  richtig,  dass  die  Vermehrung  dieser  Aus- 
gaben nicht,  wie  in  andern  Staaten,  als  Folge  des  Beschlusses 
der  Reichsvgrsammlung  über  die  Vermehrung  der  Strei(r 
macht  bis  auf  2  Vo  der  jetzigen  Bevölkerung  zu  betrachten 
ist;  von  dessen  Ausführung  in  den  Ständeakten  keine  Spur 
sich  findet :  während  dessen  Schrecknisse  in  dem  Minist-Schrb. 
über  die  ausserordentlichen  Kriegsbedürfnisse  vom  1.  Februar 
1849  geschildert  werden.  Auch  die  Mehrkosten  der  von 
Ständen  selbst  beantragten  gänzlichen  Kasernirung  der  Reiterei 
sind  noch  zu  erwarten.  Dagegen  haben  die  Landstände  drei- 
mal wiederholt  (Aktenstücke  des  XI.  Ldtgs.  Seite  1635,  1832 
und  2147)  die  Erklärung  abgegeben,  dass  vom  1.  July  1850 
an  die  zu  ausserordentlichen  Verwendungen  erlheilten  Befug- 
nisse erloschen  seyen,  dass  man  auf  die  1833  vereinbarte 
Stärke  und  Ausgabe  zurückgehen  und  auch  daran  noch  zu 
ersparen  suchen  müsse,  u.s,  w.^)  Das  ist  aber  mcA/ geschehen 
und  wird  auch  nicht  geschehen  und  die  Stände  werden,  neben 
abermaligen  Wünschen  und  Anträgen,  fortfahren  zu  militärischen 
Zwecken  Millionen  zu  bewilligen,  so  lange  die  Regierung  ihnen 
sagt,  dass  die  Verhältnisse  zu  und  in  Deutschland  es  erfor- 
dern. Dann  ist  aber  doch  wirklich  mindestens  bedauerlich, 
dass  für  so  vieles  Geld  nicht  so  viel  Wehrkraft  geschaffen 
werden  kann,  um  ein  entscheidendes  Wort  darüber  mitzuspre- 
chen; ob  man  eineai  der  eigenen  Armee  nicht  überlegenen 
Korps  den  Durchzug  gestatten  will  oder  nicht. 

Die  Recknimgen  der  KrifS^asse  siod  filr  die  Landstände 
ein  Gebehnniss,  wenigstens  habe  ich  in  den  ständischen  Akten 
nur  zwei  Nach  Weisungen  darüber  entdecken  körnten,  welche 
deshalb  im  Nachstehenden  zusammengestellt  sind  Ihre  Geld- 
posten bafbe  ich,  zur  leichteren  Vergleiobung  nH  der  Gegen- 
wart, in  Koui^ant  umgerechnet  und  dabei  einige  Vergleichungen 
angestellt. 


*>  idierdiiigs  soltoint  m  afa»  eb^  Mch  ausdrSclüiclielP  AvUidbui^  ites 
fi  160^  dds  BAndl-yelrf.-^06i;,  ätt  ttOlMMif  f^m  mätf  abr  «te 
veteMart&t  ^  oder  o;rimd|(e0etiüticfr  fddtstdieiider  l^ÄcHtec  Werdeii 
kann* 
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Bezeichnmig 

der 

31  u  0  g  a  b  r. 


18  19. 


Kopfsakl 
PftrdtsOl. 


Geldbetrag 

in 
Tklr.  Kur. 


durek- 

•okMlll. 

auf  den 

Kopf. 


1. 

2. 


4. 

a. 
b. 
c. 

6. 
6. 


7. 
6. 


10. 
11. 

n. 

18. 
14. 


General  -  Stab,  Ga^f^en-Hationen  und 
Portionen ) 

Artillerie  u.  Ingenieure,  Gag;en,  Ver- 1 
pflegnng:,  grosse  Montiruog,  Re-j 
monte  und  Unfbeschlag     .    .    .    .  ( 

Heiteret  Desgleichen ,! 

Fassvolk.   Desgleichen  und  zwar 

%  Garde-Regimenter 

10  andere  Regimenter 

700  Blann  aasserordentl.  DIenvtthuer 


Zusammen  4. 

Invaliden -De^tzungen  zu  Clausthal 
und  Neustadt  unterm  Hohnstein 

C^agen  der  verschiedenen  Militär- Ver- 
waltongs-Beamten,  bei  der  Kriegs- 
Kanzlei,  und  dem  General-Kriegs- 
gericht, Kriegs-  u.  Hospital-KaMe, 
der  Militär-Kleidnngs-Kommission, 
ingleichen  der  Auditeure^  Garnison- 
Prediger,  Garnison-Medici  u.  Chirur- 
gen, Zeughaus-,  Proviant-  u.  Fes- 
tungs-Bediente,  Platz-KomBiandan- 
ten  o.  s.  w.    . 

Militär-Pensionen  an  OMziere,  Cfnter- 
ofiftziere  und  Soldaten 

Gewehriyi>rik  zn  Herzberg,  Aruiator, 
Artillerie  «.Zeughaus-Ausgaben,  fttr 
Fortiflkatfons-Werke  u.  Zivil-Baue 

Militär-Schalen 

Unterhalt  der  Wachen  (üuftmeit  solche 
d.Kriegskanzlei  obliegt  a.  0MpitiIef ) 

Servis  lOr  den  Generalstab  and  die 
Artillerie 

Insgemein  nnd  AossergewOhnlich  .    . 

Ausgaben  fQr  die  KarreiMUHrtalMB   • 

und  Legationskosten 

Csiadals  nicht  mflf  tärische  Aasgaben 
nor  nachrichtttok  aufgeflthrt) 

ZosamikteD 


1311 
210 

8688 
8224 

2652 
18260 


82885 
168688 

550149 

126905 

558862 
38288 


724045 
229& 


63075 
129574 


90098 
4164 

1476# 

15884 

60921 

(66095) 

(16444) 


128,66 

149,17 

47,85 
42,14 


1,866632 


1. 


MUiiär-EkO. ' 
Gagen  and  übrige  flxirle  Gtid-Yer- 

gfitungen 

Behuf  yerpflegan|g  der  Truppen  mi^ 

Rationen  und  I^rtionen  •    •    .    • 


Geidbetragraddbetrag. 

id80|i    [  1831/32 

umgerechnet  in 
Ir.  Kur. 


TÄlr 


753130 


Thlr.  Kur. 


1,025^0 
639670 


fc 


Prst.- 

AntkeU 

A»  4er 

Bn4- 

■anni*. 


46,69 
22,98 
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BeK€i€hBBDg 
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Geldbetrags 
1830/1. 


Geldbetrag, 
1831/32. 


umgerechnet  in 
Thlr.  Kar.  |  Thlr.  Kur. 


3. 


4. 
5. 
6. 

7. 

8. 


9. 


10. 
11. 


12. 


IL 

1. 
2. 

3. 


1. 
2. 
8. 

4. 

5. 


IV. 

F. 

VI. 


Extraordinäre,  aus  derGeneral-Steuer- 
kasse  besonders  zu  vergütende  Ver- 
pflegongskosten   ..••... 

Kosten  der  grossen  Montimug    »    . 

Kosten  der  kleinen  Montirang     •    . 

Servis  fQr  den  General-Stab  und  die 
Artillerie     ......     •    .    . 

Senris  für  die  Infanterie  incl.  der 
Ptästation  der  Garnisons-Orte  .    . 

BQreaukosten  fär  das  König].  General- 
Kommando  u.  des  übrigen  Armeestab, 
anch  Diäten  und  Reisekosten  wegen 
Trappen-Inspektion  • 

Behuf  Unterhaitang  der  Wachen,  Trup- 
pen-Dislokationen noch  einiger  son- 
stiger extraordinären  u.  Nebenkosten 

Armee-Medizinalwesen   ..... 

AasrÜstnngs-a.  Mobilmachungskosten 
behuf  Ankaufs  v.  Pferden,  Geschirren 
a.  andern  Equipirungsstficken^  nach 
Einrichtongskosten  der  OfBsiere  des 
halben  Bnndes-Kontlngents    .     . 

Insgemein  iL  Extraordinär  an  Neben- 
kosten der  Regimenter,  Reisekosten 
Diäten  a.  s.  w . 

Zusammen  /. 

Verwaltungs-'Ausgaben. 

mmt&r-JastiBkpsten 

Kosten  des  Kriegs-BIinisteriums  and 

der  gesammten  Militär- Ven>valtang 

Insgemein  und  Extraordinär  .    ,    * 


Pensli 


Zusammen  iL 

^'ensionen.  Warteaelder  und  ausser- 

ardentUche  Grnaaenbennäigungen. 

Militär-Pensionen  a.  Unterstützangen 

Waterloo-Pensionen 

In  Wartegeld  stehende  Bediente  . 
Wart^elder  and  Pensionen  der  redu- 

zirten  Offiziere 

Gnaden-Monate  and  ausserordentliche 

GnadenbewQligungen   .    .    .    ♦    « 


Zusammen  IIL 

Bankosten • 

Festungsbau-Aosgaben 

Artillerie- Armatur  and  sonstige  Zeug- 
hans-Aosgaben 


22812 

230037 

29004 

16028 

70197 


4253 


9139 
18699 


100248 


8126 


2,350096 


11817 

59768 
6292 


77877 


140473 
9174 
1839 

22311 

2771 


176568 
81739 
27988 

53188 


7708 

102777 

2929t 

16444 
77596 


4588 


7726 
21473 


Prst.- 
Aathetl 
an  4«r 

auMin*. 


40836 


20414 


1,894424 


13125 

56584 
5858 


75567 


171919 
8942 
1748 

20031 

2609 


205249 
25652 
23485 

40977 


0,83 

4,38 
1,25 

0,70 

8,30 


0.19 


0,33 

0;91 


1,74 


0,87 


80,67 


0,56 

2,41 
0.26 


3,22 


7.32 
0,38 
0,08 

0,85 

0,11 


8,74 
1,09 
1,00 

1,75 
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Bezeidiiiuig 
Jl  u  0  g  a  b  (. 


Geldbetrag. 
1830/1. 


Geldbetrag. 
1881/811. 


umgerechnet  in 
Thlr.  Kur.  |  Thlr.  Kor* 


Pr«t.- 

an  4er 
Ba4. 

•um««. 


rii. 

VIFI. 

IX. 

X 

XI. 


XII. 


Kosten  der  Militär-Schulen  und  hohem 
militärischen  BUdungs-Anstalten    . 

Kasemementskosten  der  Kaviülerie. 

Reservefonds     • 

Aosserordenüidie  Bankosten   •    .    • 

Zinsen,  Negocen-  und  Ufickzahlung»- 
kosten  der  ausserordentlichen  An- 
leihen von  1831  


Gesammtsiunme 
Behuf  der  Karren-Anstalten    .    .    . 


12471 
28975 
18781 
iö694 


11267 


14959 

5139 

16444 

81015 


15143 


0,64 

o,n 

0,70 
1,82 


0.65 


t,809642 
(3«67) 


2,848054  1100,- 
(85458)1 


Noch  ist  des  Kriegsschal&es  zu  gedenken,  über  welchen 
§.  92  des  Verfassangsgesetzes  vom  5.  September  1848  Fol- 
gendes bestimmt  : 

,yDie  Ersparungen,  welche  bei  dem  Ausgabe-Etat  des  Kriegs-MIni- 
y^steriums  gemacht  werden,  sollen  so  lange  baar  in  doM  Sehatz  nleder- 
,,gelegt  werden,  bis  die  gesammelten  Summen  die  HaUle  des  ganaea 
„Militär -Etats  erreichen.  Uebersteigt  die  Ersparung  diesen  Betrag 
„so  soll  Aber  den  weiteren  Ueberschuss  mit  EinwUlJgung  der  Stfiode- 
„versammlung,  welcher  bei  jeder  Zusammenkunft  eine  Nachweise  Aber 
„den  Bestand  des  Kriegsschatzes  vorzulegen  ist,  anderweit  verfagt 
„werden«  — 

„Die  Vorrathe  dieses  Kri^gsschataes  sind  fOr  die  Ausgaben  des 
„Kriegaministerinms  zu  verwenden,  sobald  letzter«  die  ordentlichen 
„Mittel  fibersteigen/' 

Für  jetzt  besteht  der  Kriegsschatz,  ausser  den  Resten  des 
im  Jahre  1830  vorhanden  gewesenen  Kapitals  von  1  Mill.  Thlr., 
aas  den  in  den  Jahren  1840  und  1841  angeschaffien  Ausru- 
stungsgegenständen,  welche  einen  Ankaufwerth  von  589719  Thlr. 
haben,  während  der  Gesammtwerth  aUer  Ausrüstungs-Gegen- 
stände schon  damals  1^,700000  Thlr.  betragen  haben  soll.  Die 
vorschriftsmässige  Nachweisung  ist  dem  Landtage  erst  einmal 
geliefert  (z.  v.  Aktenstücke  des  Vm.  Ldtgs.  1846  Seite  633 
und  1171). 

Auch  in  Hannover  ist  die  Beeidiguftg  des  Heeres  auf  die 
SkMsoerfassung  zur  Sprache  gekommen  und  zwar  bei  Be- 
rathung  des  VerEaswogs*  Gesetzes  vpm  5.  September  1848, 

B«4tM  FisAu-StatiMik.  56 
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wo  zweite  Kammer  sie  beschloss,  erste  Kammer  sie  ablehnte. 
In  dem  ständischen  Erwiederungsschreiben  vom  6.  July  1848 
heisst  es  deshalb: 

9,Da  nun  keine  der  beiden  Kammern  von  ihren  vencliiedenen  An- 

f^iehten  in  Betreff  der  Sache   seihst  zurüclcgetreten  ist^  so  hat  die 

y^Ständeversammlnog  auf  den  Vorschlag   der  letzten  Konferenz  l>e- 

jysclilossen: 

,,die  abweichenden   Ansichten   der    königl.  Hegierung  mitzutheilen 

„nndy  in  der  sichern  Erwartung,  dass  die  demnachstige  Ständever- 

^^sammlnng  nach   Feststellung    der  Reichsverfossung  in  der  Lage 

9,sich  befinden  werde,  die  vorliegende  Frage  auf  eine,  den  Umstän- 

,,den  angemessene  Weise  mit  der  königL  Regierung  za  ordnen,  die- 

,,selbe  zu  ersuchen,  das  Gesetz  fiber  die  Verfftssungsandemngen 

ohne  den  gedachten  Zusatz  zu  publiziren.^^ 

Dabei  ist  es  geblieben  and  wird  auch  ferner  dabei  bleiben. 

Eine  Biirgenoehr  wurde,  als  Zusatz  zum  Gesetze  vom 
16.  April  1848  über  die  Verpflichtung  zum  Ersatz  des  bei 
Aufläufen  verursachten  Schadens  gestattet;  weshalb  eine 
fiiinist  -  Verfügung  vom  16.  April  1848  das  Nähere  anordnet. 
Die  von  den  Ständen  gewünschte  gesei»liche  Regelung  ihrer 
Verhältnisse,  ist  noch  nicht  erfolgt;  jedoch  hat  dessenunge- 
achtet in  einigen  Städten  die  Einrichtung  festen  Fuss  gefasst 
und  sich  nutzbringend  entwickelt.  Eine  in  Deutschland  seltene 
Erscheinung!  -— 

Seit  den  Märzereignissen  des  Jahrs  1848  hat  die  Gesetz- 
gebung aber  die  Rechtspflege  in  fast  allen  Zweigen  so  durch- 
greifende Veränderungen  erlitten,  dass  alle  bisher  auf  diesem 
Gebiete  erschienenen  Schriften,  namentlich  über  das  Verfahren, 
als  gänzlich  oder  theilweise  veraltet  zu  betrachten  sind.  Diese 
im  Geiste  des  jetzigen  Zeitbedürfhisses  aufgefasste  und  durch- 
geführte Gesetzgebung,  ist  eine  der  wichtigsten  von  den  vielen 
Neuerungen,  welche,  das  Land  Hannover  nächst  dem  Könige, 
den  seit  dem  März  1848  im  Amte  gewesenen  Ministem  oer- 
dankt. 

Für  den  vorliegenden  Zweck  wird  eine  Aufzählung  der 
erlassenen  Bestimmungen  genügen: 

1848;  April  22.    Gesetz^  welches  bestfanmt)  dass  die  Prozessordnung 
▼om  4.  Dezember  1847  nicht  xor  Anwendnog  kommen  aoUe« 
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1848«  Jimy  22.  Gesetx^  wodurch  der  Unterschied  einer  Adlichen-  nnd 
einer  Gelehrten  -  Bank  im  Ober  -  Appeüa^ona  -  Gerichte  aufgeho- 
ben wird« 

1848.  Joly  12.  Gesetz,  wodurch  die  Gerichtsbarkeit  der  Konsistorial' 
hehörden  aufgehoben  wird. 

1848.  Joly  19.  Gesetzliche  Aufhebung  des  Gesetzes  rom  16,  Februar 
1841 ,  eine  weitere  Instanz  in  KrinmuUsachen  betreifend« 

1848.  July  19.  Gesetzliche  Abänderung  einiger  Bestimmungen  der  Ober- 
jippellations '  Gerichts '  Ordnung  von  1718« 

1848.  August  18.  Gesetz,  M'odurch  der  befreite  Gerichtsstand  aufgeho- 
ben wird. 

1848.  August  22.    AusfQhruugs  -  Verordnung« 

1849.  Oktober  10.  Bekanntmachung  des  Gesammtministerlums,  das  rechts» 
mssenschaftliche  Studium  betreffend. 

1849.  Dezember  24.  Provisorisches  Gesetz  &ber  das  öffentlich  nrnnd- 
liehe  Verfahren  mit  Geschwomen. 

1849.  Dezember  24.  Provisorisches  Gesetz  über  die  Bildung  van  Schwur- 
gerichten, 

1850.  Januar  81.  Beluinntniachung  des  KOnIgl.  Justiz -Ministeriums  zu 
dem  provisorischen  Gesetze  vom  24.  Dezember  1849,  das  Öffent- 
liche und  m&ndliche  Verfahren  betreifend. 

1850.  Januar  31.    Desgleichen,  die  Bildung  der  Schwurgerichte  betrefÜBud. 

1850.  Mirz  27.  Gesetz  fiber  die  Anwendung  des  provisorischen  Qt^ 
setzes  vom  24.  Dezember  1849,  das  Öffentliche  und  mündliche  Ver- 
ehren mit  Geschwomen  betreffend,  auf  die  Straffftlle,  in  welchen 
die  EröHhung  des  vor  dem  1.  März  1850  beschlossenen  ersten 
Haupterkemitnisses  erst  nach  diesem  Tage  erfolgt. 

1850.  April  25.    Gesetz  Über  die  Eidesleistung, 

1850.  April  25.  Gesetz  Ober  das  gerichtliche  Verfhhren  in  Krimmäl- 
Sachen» 

1850.  July  20.  Gesetz,  betreffend  die  Verschonung  Beschuldigter  mit  der 
Haft  oder  deren  Entlassung  aus  derselben. 

1850.  July  20.  Bekanntmachung  des  Justiz  -  Ministeriums  zum  obigen 
Gesetze. 

1850.  November  8.    Gesetz  über  die  Gerichtsverfassung* 

1850«  November  8.    Gesetz  fiber  die  Strafprozessordnung.  * 

1850.  November  8.    Gesetz,  die  Gebühren-Taxe  in  Strafsachen  betreffend. 

1850.  November  8*    Allgemeine  bürgerliche  Prozess-Oränang, 

1850.  November  8.    Gesetz ,  die  Gebuhrentaxe  in  bürgerlichen  Reehts- 

streitlgkeiten  betreffend. 
1850.  November  8.    Gesetz  Ober  die  Errichtung  von  Anwältskammem, 
1850.  November  22.    Gesetz  über  die  polizeiliche  Aufticht  und  Gefan^ 

genhaitungy  so  wie  fiber  die  gerichtliehe  Strafe  des  Werkhauses, 
1860.  Ifoveniber  22.    Gesetz^  betreffend  das  Verfuhren  gegen  Vagabunden« 

56* 
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Das  Bffpathekenwesen  erwartet  eine  bereits  vorbereitete 
Neugestaltung  (Hinist.  Schrb.  vom  17.  Juny  1848,  IX.  1064 
und  Erklärung  des  Justizministers  in  der  Sitzung  11.  Kam.  am 
9.  März  1850);  Anträge  hinsichtlich  des  Noiariaistoesent  haben 
zu  ähnlichen  Arbeiten  Veranlassung  gegeben  (Erklärung  des 
Justiz -Minist,  in  der  Sitzung  If.  Kam.  am  18.  Juny  1850);  die 
Bestimmungen  über  die  Depositen  bedürfen  mancher  Verbes- 
serungen; die  Zustände  und  Bedürfnisse  des  hannoverschen 
Adookatenstandes  sind  in  einem  an  die  allgemeine  Ständever- 
sammlung gerichteten  Vortrage  der  Anwälte  des  Kanzleibe* 
zirks  Stade  (Stade  1847)  vortrefflich  geschildert;  die  Adooka- 
ien-Vereine  und  Deputationen  haben  seit  1832  (Verordnung  und 
Regulativ  vom  9.  April)  für  die  Entwickelung  und  Kräftigung 
dieses  v^chtigen  Standes  wesentlich  gewirkt;  das  Gesetz  über 
Errichtung  der  Anicaltskammem  (Aktenstücke  des  XI.  Ldtgs. 
S.  637  und  2154)  scheint  geeignet,  in  diesem  Sinne  fortzu- 
wirken. Hinsichtlich  der  Verfassung  wid  Geschäftsführung  der 
Gerichte  enthält  das  Staats -Handbuch  in  kurzer  Darstellung 
alles  Wesentliche;  durch  die  neue  Gerichtsverfassung  ist  die 
bisher  bei  den  Aemtern  in  unterster  Stelle  mit  der  Verwal- 
tung formell  vereinigt  gewesene  Gerichtsbarkeit  an  Amtsge^ 
richte  übergegangen,  welchen  Einzelrichter  vorstehen. 

In  Beziehung  auf  die  Kosten  aller  dieser  Veränderungen 
im  Gebiete  der  Rechtspflege  haben  begreiflich  bis  jetzt  nur 
Andeutungen  gemacht  werden  können,  über  welche  die  Ak- 
tenstücke des  X.  Ldtgs.  S.  367  und  des  XI.  Ldtgs.  S.  12  und 
1802  S.  zu  vergleichen  sind. 

Daraus  ergiebt  sich,  dam,  obwohl  der  Uebergang  der  gesammten 
Patrimonlal  -  Gerichtsbarkeit  aaf  deo  Staat  nothwendig  mit  bedeutenden 
Opfern  fttr  die  Staatskasse  verbanden  ist  (indem  beinahe  ein  ViertheU  der 
Bevölkerung  des  Königreichs  unter  Patrimonialgerichten  stand),  dennoch 
eine  KoBtenvermehrong  IQr  den  Staat  auf  die  Dauer  nicht  eintreten  wird, 
sobald  sieht  etwa  ein  betrachtlicher  AasfiOl  an  den  bei  allen  Gerichten 
des  Landes  fibcr  400(MN)  Thlr.  jährlich  betragenden  Sportdn  in  Bechta- 
sachen  in  ^takxmtt  erfolgt. 

Nach  den  von  sämmaichen  Untergerichts-  und  Verwaltnngsbehörden 
elngeMigeBen  Ueberslchten  betragen  nämlich  bei  den  KÖnigU  At mtem  und 
sonstigen  landesherrlichen  Untergeriohten 
!•  die  Besoldungen  der  Beamten  und  sonstige  feste  Bin-   n/r.K«iir 

itihaie  mit  EhuKhloss  des  Geldwerths  der  Amtswohnwfoa     442174 
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%.  die  TOB  den  Beamten  selbst  gesogenen  Sportein  und  Acoi-   n(r.Xoir. 
denzjen: 

a.  in  Yerwalttingssachen \    •    •    .        213018 

b.  in  Rechtssachen 1(MX)S 

3.  die  Besoldungen  nnd    sonstige   feste  Einnahme  mit  Ein- 

schlnss  des  Geldwerths  der  Amts- Wohnnngen  für  die  AmtS" 

tmterbedUnten 116347 

4«  die  von  den  Amtsnnterbedienten   aii[sserdem  gezogenen  per- 
sönlichen Sportein  und  Accidenzien: 

a.  in  Verwaltongssachen 25610 

b.  in  Rechtssachen 87732 

Znsammen      711286 
Der  BesoldtmgS'Etat  für  die  Justiz '  Kanzleien  nnd  Pn- 
piDen  -  Kollegien  betrag  für  das  Rechnungsjahr  vom   1.  Joly 
1848/49  ohne  die  von  einzelnen  Angestellten  noch  aasserdem  ge- 
sogenen Sportein  nnd  sonstigen  Personal -Accidensien  •    •    •    .      1800M 

Znsammen      841880 
l^tk§;^ISsvL  die  künftigen  Kosten  der  nnteren  kOni([^chen  Yerwaltong»- 
Acmter  and  der  sämmtlichen  Unter-  nnd  Mittelgerichte  des  KSnigreiofaa 
nach  den  aufgestellten  Veranschlagungen: 

1.  f&r  die  Verwaltungsämter  etwa 275500  Thlr. 

2.  fOr  die  Amtsgerichte 354000    ^ 

3.  fOr  die  Obergerichte 285400    „ 

Zusammen  etwa    914900  Thlr. 
bisher  dagegen  wie  oben    841380    ^ 

mithin  kOnftig  mehr  etwa      73520  Thlr. 

Dagegen  fUlen  mit  dem  Aufhören  der  Patrimonialgerichte  die  entwe- 
der in  die  Kasse  der  Gerichtsherm  oder  deren  Beamten  geflossenen  SpoV' 
iebi  in  Zukunft  in  die  Landeskasse,  resp.  an  die  aus  ihr  zu  bezahlen- 
den Angestellten.  Diese  betrugen  nach  den  eingezogenen  Uebersichten 
118425  Thlr.  Hiernach  wfirde  also,  ungeachtet  der  üebemahme  der  Pa- 
trimonial  -  Ctorichtsbarkeit ,  noch  eine  Ersparung  von  etwa  40000  Tlür. 
jäkrlich  gegen  den  gegenwärtigen  Zustand  eintreten«  (Z.  v.  jedoch  das 
Minist.  Schrb.  vom  12.  Februar  1851,  welches  dieses  Verhältniss  etwas 
ungfinstiger  stellt  (Aktenstücke  des  XI.  Ldtgs.  2.  S.  139). 

Bisher  betrugen  die  Ausgaben  des  Justiz  -  Miaisteriums : 
1836/7:  207858,  1844/5:  218441,  1849/50:  227386,  1850/1: 
229609  Thlr.  oder  1,69  %  aller  Ausgaben. 

Obgleich  schon  seit  einer  Reihe  von  Jahren  Uebersichien 
über  das  Ergebniss  einzelner  Theile  der  Rechtsp/kge  beim  Ju- 
stiz-Ministerium  aufgestellt  werden,  sind  doch  die  einzigen  Ver- 
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öffentlichungen  aus  neuster  Zeit,  meines  Wissens,  eine  Nach- 
Weisung  über  die  Strafrechls- Pflege  der  Jahre  1846/8  in  der 
hannoverschen  Zeitung  von  1849,  August,  und  Schwurgerichts- 
Berichte  des  Ob.  St.  Anwahs. 

4.  JRintllnriiim  ttt  geißli^tn  tinti  Vntrrtiditf-JiUmtlrfnilirttm. 

Unter  unmittelbarer  Aufsicht  dieser  Behörde,  deren  Ge- 
schäflskreis  durch  ihre  Benennung  angedeutet  wird,  stehen 
die  Königl.  Bibliothek,  das  Königl.  Münz -Kabinet  und  die 
Gesetz-Sammlungs-Kommission.  Der  Hinister  ist  Kurator  der 
Unioerrität  GöiHngen,  1734  gestiftet,  1735  eröffnet,  am  17.  Sep- 
tember 1737  eingeweiht.  Die  Georgia  Augusta  ist  seitdem, 
in  Folge  der  besondern  Fürsorge,  welche  die  Regierung  ihr 
widmete,  durch  ihre  Lehrer  und  die  aus  ihr  hervorgegange- 
nen Männer  der  Wissenschaft  eine  der  Berühmtesten  ihres 
Gleichen  geworden.  Bis  1837  war  sie  auch  eine  der  besuch-  . 
testen  Hochschulen  Deutschlands,  obgleich  ihr  Höhenpunkt  in 
dieser  Hinsicht  in  das  Jahr  1825  rällt  (1545  Shidirende),  je- 
doch hat  sie  sich  schon  wieder  von  650  auf  fast  800  geho- 
ben. Die  Zahl  der  akademischen  Lehrer  ist  jetzt  104.  Die 
Bibliothek  zählt  etwa  310000  Bände  und  ist  eine  der  Ausge- 
zeichnetsten ihrer  Art,  war  jedoch  bisher  so  dürftig  bedacht, 
dass  zum  eigentlichen  Bücherankauf  nur  4300  Thlr.  jährlich 
übrig  blieben.  Die  Stände  haben  im  Jahre  1850  diese  Summe 
um  3000  Thlr.  erhöht  und  sind  bei  der  desfallsigen  Verhand- 
lung in  zweiter  Kammer  am  30.  May  die  Verhältnisse  der 
Bibliothek  gründlich  entwickelt.  —  Der  Ausgabe  ^  Bedarf  der 
Universität  und  ihrer  vielen  reichen  Sammlungen  beträgt  jähr- 
lich etwa  170000  Thlr.,  welche  zum  Theil  durch  eigene  un- 
mittelbare Einnahmen  gedeckt  werden  (laufen  nicht  durch 
die  Staatsrechnung),  indem  der  Slaatsbeitrag  etwa  121000  Thlr. 
beträgt,  wozu  die  General -Landeskasse  40  bis  41000  Thlr., 
die  Klosterkasse  etwa  80000  Thlr.  liefert  (im  Jahre  1847/8 
ausserdem  zum  Hospitalbau  ausserordentlich  33000  Thlr.). 
Die  Finanzlage  der  Universität  war  bis  zum  Anfang  der  30iger 
Jahre  so  günstig,  dass  sie  bedeutende  Aklivkapitale  besass, 
welche  durch  spätere  Bauten  aufgezehrt  sind  (z.  v.  den  Etat 
für  1835/6).  —   Durch  Verordnung  vom  9.  November  1848 
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ist  eine  veränderte  Einrichtung  der  akadendichen  Behörden 
eingetreten;  unter  dem  30.  May  1848  eine  Verordnung  we- 
gen der  akademischen  Zeugnisse  ergangen;  die  neusten  Ge- 
setze für  die  Studirenden  sind  vom  31«  März  1823.  —  Von 
den  39635  Thir  ,  welche  für  Besoldungen  geistlicher  Oberbe- 
hörden  (Konsistorien)  im  Budget  für  1850/1  stehen,  kommen 
auf  die  evangeh'sche  Konfession  21814,  auf  die  katholische 
17821  Thlr.  Nach  den  dem  Landtage  unter  dem  9.  Februar 
1849  vorgelegten  Grundzügen  für  die  veränderte  Einrichtung 
der  evangelischen  Konsistorien  (X.  Ldtg.  434,  XI.  Ldtg.  12  u. 
2039),  welche  indess  durch  das  Ergebniss  der  ständischen 
Beschlüsse  und  der  Synodalverhandlungen  noch  Aenderungen 
unterliegen  dürften,  würde  der  künftige  Besoldungs  -  Bedarf 
30410  Thlr.  seyn,  wozu  jedoch  die  Kloster-  und  andere  Kas- 
sen 8010  Thlr.  beitragen  würden.  Z.  v.  das  Minist  Schrb. 
wegen  Einsetzung  des  Ober  -  Kansisioriftms  vom  12.  Februar 
1851  (Aktenstücke  XI.  Ldtg.  2.  S.  96).  Aus  einem  ferneren 
Schreiben  vom  9.  Februar  1849  ergiebt  sich,  dass  demnächst 
die  katholischen  Konsistorien  in  Hildesheim  und  Osnabrück 
gänzlich  eingehen  sollen,  weil  ihre  Geschäfte  durch  einen 
Kirchen -Hoheits- Kommissär  wahrgenommen  werden  können, 
nachdem  die  Gerichtsbarkeit  und  Schulaufsicht  von  ihnen  ge- 
trennt ist.  —  Die  Ansätze  für  das  Schulwesen  zerfallen  in  fol- 
gende Unterabtheilungen : 

1)  Behuf  der  neuen  Organiflation  dt«  VoUcasdinlwesenfl, 
eiMchlieflslieli  der  Sonune  von  2300  Thlr.  Iftr  das  Oher- 
Schol-KoUeginm 5300  ThLr« 

2)  der  h5hem  Schulanetalten: 

a.  Ibststehende  ZoschOeee  fttr  Gymnasien     .    •    •    •       7274    y^ 

b.  behuf  Erweiterung  des  Reai-Unterrichte  bei  den 

hohem  Schulanetalten 18000    yy 

c«  behuf  der  Tnmanstalten  bei  denselben     •    «    #    «         800    yy 
d«  behuf  Verbesserung  der  Lehrergehalte     •    •    •    •        6000    ,, 
e«  behuf  Pensionirung  von  Lehrern     «•••••        4000    99 
8)  behuf  der  Parochialschulen  und  zur  Verbesserung  des 
Yolksschulwesens : 

a«  behuf  der  VoUcssehulen     «    .    •    « 37526    ,, 

b.  behuf  der  Anstalten  zur  bessern  Ausbildung  der 

Volksschullehrer 10000    99 

€•  behuf  persOnlieher  Ctehaltszulagen  an  verdfente  un- 
genOgend  besoldete  Volkssdinllehrer    •    •    •    •    «     15000    99 


( 
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d«  bebof  Emeritimog  altersschwacher  oder  sonst  un- 
fähiger YolksschnUehrer «    .        5000  Thlr. 

e«  behuf  Errichtung  und  besserer    Begründung   von 

Volksschnllehrer-Wittwen-Kassen 5000    ,, 

4)  Belh&ifen  sn  Kirchen  und  Schnlbanten 5150    ,, 

Zusammen    114050  Thlr« 

Eid  durch  Patent  vom  2.  Juny  1830  angeordnetes  Ober- 
Sekulkollegium ,  bat,  unter  Leitung  des  Ministeriums,  alle  die- 
jenigen Befugnisse,  welche  der  Zweck  der  obern  Leitung  aller 
hohem  Unterrichts-Anstalten  in  sich  schliesst.  GefeAr/e  Schulen 
d.  h.  solche,  von  welchen  die  Schüler  unmittelbar  zur  Univer- 
sität entlassen  werden,  giebt  es  16,  nämlich  in  Ilfeld,  Hannover, 
Aurich,  Celle,  Klausthal,  Emden,  Göttingen,  Hildesheim  2,  Lin- 
gen,  Lüneburg,  Meppen,  Osnabrück 2,  Stade,  Verden;  mit  175 
Lehrern,  während  im  Jahre  1837  deren  166  vorhanden  waren 
und  etwa  2400  Schülern.  Ueber  das  Ergebniss  der  Prüfungen 
hat  Prof.  Wappäus,  in  der  Zeitschr.  d.  Vereins  f.  deut-  Statbtik, 
Jahrg.  1847  S.  1004,  eine  lesenswerthe  Mittheilung  gemacht. 
Höhere  städüsd^e  Schulen  sind  in  Einbeck,  Goslar,  Hameln, 
Harburg,  Leer,  Münden,  Nienburg,  Norden,  Northeim,  Osterode, 
Ottemdorf,  Duderstadt,  Quackenbrück ;  zusammen  mit  82  Leh- 
rern, während  13  Jahre  früher  deren  Zahl  71  betrug  (z.  v. 
meine  Statistik  des  Königr.  Hannover  IL  448  ff.)  und  mit  etwa 
2200  Schülern.  Bestimmungen  für  das  höhere  Schulwesen 
finden  sich  in  der  Verordnung  vom  11.  September  1829  und 
Instruktion  vom  30.  November  1829,  die  Beförderung  einer 
möglichst  sorgfältigen  Bildung  der  studierenden  Inländer  und 
die  zur  Erreichung  dieses  Zweckes  eingefiihrten  Reife-Prüfun- 
gen betrefiend,  abgeändert  durch  Verordnung  vom  5.  August 
1846  (VID.  Ldtg.  1846,  294  und  1072) ,  mit  Instruktion  vom 
15.  August  1846,  welche  unter  dem  25.  April  1849  einen 
Nachtrag  erhalten  hat.  —  Erst  in  neuster  Zeit  und  nament- 
lich seit  dem  Jahre  1846  hat  die  Regierung,  sowohl  den  ge- 
steigerten Ansprüchen  an  die  Entwicklung  der  höhern  Lehr- 
anstalten (z.  B.  durch  Erweiterung  des  s.  g.  Realunterrichts); 
als  dem  Bedarf  der  Lehrer  eine  Genüge  geleistet.  In  letzterer 
Hinsicht  erhellt  aus  einem  Minist.-Schrbn«  vom  18.  April  1848 
(Aktenstücke  des  IX.  Ldtgs.  803  und  1205),  dass,  vor  der  da- 
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roals  beschlossenen  ferneren  Verbesserung,  unter  den  (aus* 
schliesslich  der  Eleroentarklassen-Lehrer)  an  den  höhern  Schu- 
len vorhandenen  220  Lehrerstellen,  nur  19  noit  einem  Gehalte 
von  1000  Thir.  und  darüber  bedacht  waren,  9  zwischen  800 
und  1000,  11  zwischen  700  und  800,  dagegen  127  Stellen 
nur  weniger  als  500  ThIr.  und  bis  unter  300  ThIr.  herab 
empfingen.  Damit  allein  lässt  sich  nun  allerdings  kein  ange- 
oiessener  städtischer  Familienhaushalt  rühi*en,  wenn  auch  die 
Ansprüche  noch  so  bescheiden  sind.  —  Die  Grundlage  des 
VoUuscknkoeiens  bildet  das  Gesetz  vom  26.  May  1845,  das 
christliche  Volksschulwesen  betreuend  (Aktenstücke  des  VIII. 
Ldtgs.  von  1844  S.  121  und  1117);  seitdem  sind  noch  Bestim- 
mungen über  das  Volksschulwesen  in  der  Grafschafl  Bentheim 
anter  dem  5.  Juny  1847,  wegen  des  Schulgeldes  im  Fürsten- 
ihum  Osnabrück  unter  dem  15.  Juny  1848  (IX.  Ldtg.  1006), 
welches  jedoch  bereits  eine  Abänderung  erfahren  hat  (XI.  Ldtg. 
1029  und  2030);  so  wie  wegen  der  Kirchen-  und  Schul-Var- 
stände  ergangen.  Letztere  im  Gesetz  vom  14.  Oktober  1848 
mit  Ausrührungs- Verordnung  von  demselben  Tage  (IX.  Ldtg. 
974  und  1221);  wozu  jedoch  gleichfalls  bereits  ein  Nachtrag 
erlassen  ist,  unter  dem  5«  November  1850  mit  Ausführungs- 
verordnung von  demselben  Tage  (XL  Ldtg.  2173).  Die  Ver- 
beisemng  der  Lage  der  Volkseckullehrer  war  früher  ein  Gegen- 
stand der  Aufmerksamkeit  mehr  der  Landstände  als  der  Re- 
gierung gewesen  (Aktenstücke  des  IL  Ldtgs.  284,  IV.  1057, 
VIIL  L  527  u.  s.  w.);  letztere  legte  erst  15  Jahre  nach  dem 
ersten  desfallsigen  ständischen  Antrage  den  gewünschten  Ge« 
Setzentwurf  vor.  Aus  einem  Minist-Schrbn.  vom  12.  May  1834 
(V.  Ldtg.  IL  284  und  678)  ergeben  sich  folgende  statistische 
Nachrichten.  Im  ganzen  Königreiche  befanden  sich  3426 
ElemeniarschvUteUen  (3085  Evangelische,  341  Katholische)  deren 
gesanuDtes  Einkommen,  mit  Ausschluss  derVtTohnong  und  Feue^ 
mng  für  die  Schubtuben  anschlagsmässig  jährlich  351544  Thlr. 

betrug. 

Darunter  waren  mit  über  100  ThIr.  1386  Stellen 

von  76  bis  100    „        390       ^ 

„     51     „      75     „         479        « 

^     26     «      50     „         735       „ 

unter  26  —    ^        436       „ 
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Zehn  Jahre  später  hatte  maD  noch  keine  neuere  Nach- 
richten eingezogen»  ,,ani  nicht  eine  grosse  Aufregung  und 
y)übertriebene  Hoffnungen  zu  erwecken^  (Aktenstücke  des 
VUI.  Ldtgs.  von  1844  Seite  137);  aber  auch,  wie  unmittelbar 
nachher  gesagt  wird,  Tür  die  Verbesserung  der  Schulstellen 
wenig  gethan,  so  dass  im  Wesentlichen  obige  Einnahmean- 
sätze auch  noch  für  1844  gelten  können.  Dann  wurde  eine 
Erhöhimg  des  Ansatzes  für  Volksschulen  um  10094  Thlr.  von 
den  Ständen  «gern«'  bewilligt  (VIII.  Ldtg.  489, 983,  auch  11 17); 
so  wie  eine  fernere  Erhöhung  von  16000  Thlr.  im  Jahre  1846 
(Aktenstücke  S.  290  und  100p)  uro  die  Vorschrift  des  Volks- 
Schulgesetzes  auszuführen,  wonach  die  Diensteinnahme  jeder 
SchuUehrerstelle  mindestens,  neben  freier  Wohnung,  30  Thlr. 
betragen  soll,  wenn  ein  vollständiger  Reihetisch  damit  ver- 
bunden ist;  ohne  denselben  aber  mindestens  80  Thlr.  Dahin 
zu  gelangen  aber  fand  in  den  erforderlichen  umfangreichen 
Vorarbeiten,  Verzögerung  (Aktenstücke  des  IX.  Ldtgs.  886, 
887,  987,  1210);  unter  dem  9.  Februar  und  13.  März  1849 
jedoch  legte  die  Regierung  Grundzüge  für  die  Regelung  des 
Volksschulwesens  und  Gnmdsätse  für  die  toeUere  Entwicklung 
Muf  Verbesserung  des  Volksschulwesens  vor,  welche  im  We* 
sentlichen  von  den  Ständen  beifällig  aufgenommen  wurden 
(XI.  Ldtg/12  und  2031,  13  und  2025).  Aus  den  dadurch 
veranlassten  Verhandlungen  ergab  sich,  dass,  von  den  etwa 
4000  Schul  verbänden,  welche  vorhanden  sind,  bis  zum  Jahre 
1850  gegen  2000  im  Sinne  des  Volksschulgesetzes  festgestellt 
und  geordnet  waren.  Femer,  dass  von  etwa  1200  zu  ver- 
bessernden Stellen,  ungefähr  800  bis  zum  gesetzlichen  Min- 
destbetrage verbessert  waren,  wovon  durch  Staatsmittel  etwa 
die  Hälfte  (mit  jährlich  8000  Thlr.) ,  die  Uebrigen  durch  die 
Gemeinden.  In  einer  dem  Minist.-Schrbn.  vom  13.  März  1849 
beigefugten  Denkschrift  über  Schullehrer- Wittwen  -  und  Wai- 
sen-Kassen finden  sich,  hinsichtlich  eines  Theils  des  König- 
reichs, interessante  Mittheilungen  über  die  jetzige  Lage  der 
Volksschullehrer.  —  Der  Beiirag  der  Staatskasse  für  Schulen 
war  im  Jahre  1836/7 :  18579  Thlr.  oder  0,16  Vo  aller  Aus- 
gaben, für  1850/1  aber  108900  Thlr-,  also  0,80  o/^  sämmtli- 
cher  Ausgaben. 
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5.  JBtniflnriitiii  ttB  Sttittm* 

In  unroitielbarer  Verbindung  mit  dieser  obersten  Stelle 
für  die  gesammte  innere  Staatsverwaltung  stehen  eine:  Ab- 
theilung für  die  Berufungen  in  Ablösung»  -  und  Theilungs^ 
Sachen  (Hinist -Bekanntrn.  vom  12.  Oktober  1883:  Gesetz  vom 
30.  Juny  iBi%  namentlich  §.  133  ff.  und  Gesetz  vom  28.  De- 
zember 1850,  wodurch  der  Geschäftskreis  bedeutend  erweitert 
wird) ;  eine  Kommission  zur  Prüfung  der  Rechiskandidaten  (be- 
stehend in  Gemässheit  der  Verordnungen  vom  22.  Februar 
1825  und  9.  April  1832;  Bestimmungen  über  die  Zulassung 
zur  Prüfung  in  der  Verordnung  vom  30.  May  1848  und  der 
Bekanntmachung  vom  10.  Oktober  1849);  eine  Priifungs- 
Rommission  für  Amtsauditoren,  welche  zu  supern.  Amtsassesso- 
ren befördert  zu  werden  wünschen  (Verordng,  vom  22.  Febr 
1825). 

Mit  steter  Hinweisung  auf  die  Ausgabetafel  Seite  834, 
weil  der  Raum  Alles  ausfuhrlich  zu  erörtern  nicht  gestattet; 
einsbdne  Bemerkungen, 

Die  Abtheilung:  Kommissions-Kosten  und  sonstige  allge- 
meine Verwendungen  in  Polizei-  und  innern  Hoheits-Sachen, 
zerfallt  in  folgende  Untersätze:  Kommissions-Kosten  und  son- 
stige allgemeine  Verwendungen  8000  Thir.;  behufs  Herausgabe 
des  Polizeiblatts  1200  Thir.:  für  Hoheitssachen  im  Innern 
6000  Thir.;  für  das  Polizei  werkhaus  913  Thir.;  für  die  Bade- 
anstalt an  der  Ihme  100  Thir.;  behufs  der  Polizei  in  der  Re- 
sidenz 4500  Thlr.»  Alles  nach  dem  Voranschlag  für  1850/1. 

Die  Taubstummen-Anstatt  zu  Hildesheim  bezweckt  die  Er- 
ziehung und  den  Unterricht  taubstummer  Kinder  aller  Glau- 
bensbekenntnisse. Die  Kosten  des  Unterrichts  und  des  Unter- 
halts betragen  jährlich  für  Zöglinge  52  Thir. ;  für  Schüler  für 
den  Knaben  40,  für  das  Mädchen  35  Thir.  (Verordnung  vom 
9.  July  und  Regulativ  vom  19.  August  1839;  z.  v.  auch  Ak- 
tenstücke des  in.Ldlg.  1827,  H.  377,  IV.  498,  V.89;  V.Ldtgs- 
1834,  I.  411  und  H.  319).  Jetzt  sind  71  Kinder  in  der  An- 
stalt, während  die  Zahl  der  Taubstummen  im  ganzen  König- 
reiche dm  I.July  1848:  1066  betrug  (585  männl.,  481  weibl. 
0,060  %  der  Bevölkerung)  wovon  unter  16  Jahren  287.  Zu 
dieser  ebenso  zweckmässig  eingerichteten  als  umsichtig  ge- 
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leiteten  Anstalt  giebt  die  Staatskasse  einen  Beitrag  von 
3100  Thlr. 

In  die  seit  Ostern  1845  eröffnete  BKndenansiaU  vor  Han- 
nover (deren  Entstehung  eine  der  vielen  Zeugnisse  segens- 
reicher Wirksamkeit  des  Pastor  prim.  Schläger  in  Hameln  ist), 
eine  Bildungs-Anstalt  Tür  blinde  Kinder  aller  Glaubensbekennt- 
nisse, empfängt  aus  der  Staatskasse  3000  Thlr.  Zuschuss  jähr- 
lich. Die  Kosten  der  Gebäude  sind  mit  24000  Thirn.  aus 
Staatsmitteln  bestritten  (VIH.  Ldtg.  1842  S.  496,  728  und 
1020).  Nach  dem  Regulativ  vom  24.  April  1845  dürfen  die 
Zöglinge  nicht  unter  7  und  nicht  über  16  Jahre  altseyn;  der 
Verpfleg-Beitrag  ist  70  Thlr.;  für  inländische  bedürftige  Zög- 
linge bestehen  18  Freistellen-  Die  Zahl  der  Blinden  im  Kö- 
nigreiche war  am  1.  July  1848:  960  (513  männL  447,  weibl. 
Geschl.,  0,054  %  der  Bevölkerung),  worunter  29  unter  7  und 
88  zwischen  7  und  16  Jahren.  Die  Zahl  der  Zöglinge  in  der 
Anstalt  scheint  bei  den  Stände -Verhandlungen  Niemand  in- 
t^ressirt  zu  haben,  obgleich  sie  zur  Beurtheilung  der  Leistun- 
gen der  Anstalt  sehr  wesentlich  ist. 

Das  Land'  Gendarmerie 'Korps  emprängi  nach  den  in  den 
Jahren  1836  und  1844  (Aktenstücke  V-  Ldtg.  IV.  S.  657;  VU. 
I.  S.  302;  VUl  L  S.  701;  H.  S.  489,  501,  983,  996)  getrof- 
fenen Vereilibarungen ,  jetzt  jährlich  99464  Thlr.  aus  der 
Staatskasse;  allein  die  ausdrückliche  Bedingung  jener  Verein- 
barung» dass  Ständen  jährlich  die  Korps-Becbnung  vorgelegt 
werden  solle,  ist  ungeachtet  mehrfacher  Erinnerungen,  noch 
niemals  erfüllt.  Die  Land  ^  Gendarmerie  besteht  aus  125  be- 
rittenen und  290  unberittenen  Gendarmen;  die  aus  der  Scha- 
tullkasse bezahlte  Königs  ^Gendarmerie  aus  12  Köpfen.  Das 
neuste  Reglement  des  Korps  ist  vom  30.  August  1822,  hat 
aber  manche  Abänderungen  erlitten. 

Der  Ansatz  für  Krumnal^Kosten,  welcher  im  hannoverschen 
Budget  dem  Ministerium  des  Innern  zugezählt  ist,  hat,  obgleich 
die  wirkliche  Ausgabe  der  letzten  Jahre  nur  zwischen  80  und 
90000  Thlr.  betrug;  als  Folge  der  neuen  Gerichtsverfassung 
auf  120000  Thlr.  erhöht  werden  müssen. 

Die  neuste  Anforderung  behuf  der  Siraf-,  Arbeits^,  Bes^ 
senmgs'f  SioherkeUs-'AnsiaUen    und    des  Staats-Gefängnisses 
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iQ  Hiidesheim  ist  100000  Tbir.  9mt  1884,  wo  der^bis  dabin 
auf  dem  Militärbudget  befindlicb  gewesene  Tbeil  dieser  Aus- 
gaben seine  jetzige  Stelle  bekam,  sind  die  Etatansätze  gewe- 
sen: 1834/5:  77188;  1835/6:74600;  1836/7:104600;  1837/8 
104600;  1838/9:  109600;  1839/40:  104423;  1840/1:  107100 
1841/2:  74600(LK.)  1842/3:  83100;  1843/4:  83100;  1844/5 
85000;  1845/6:  85000;  1846/7:  87000;  1847/8:  87000 
1848/9:    100000;    1849/50:    100000  TbIr. 

Die  einzelnen  Anstalten   und  deren  Besetzung  nach  dem 
Staats-Handbucbe  für  1850  sind: 

1.  Ketten-Straf-Anslalt  zu  L^^nefrtir^,  152(Kriminal-Gesetzbucb 
vom  8.  August  1840  Art.  10). 

2.  Straf-Anstalt  zu  Stade,  220 ;  dient  zur  Aufbewabrung  der, 
nach  den  früher  geltenden  Straf- Gesetzen  zu  Karrenstrafe 
Verurtheilten,  von  Ketten*Slrafgefangenen  und  von  Zucht- 
haus-Gefangenen ersten  Grades. 

3.  Zuchthaus  vor  Celle  für  männliche  Gefangene,  470  (Art.  13 
des  Kriminal-Gesetzbuchs). 

4.  Zuchtbaus  zu  Emden,  fiir  weibliche  Gefangene,  170. 

5.  Straf-Arbeitshaus  zu  Hameln  (Art.  19  des  Kriminal-Gesetz- 
buchs) für  männliche  Gefangene,  350. 

6.  Straf-Arbeitshaus  zu  Osnabrück  fiir  männliche  Gefangene, 
160. 

7.  Straf-Arbeitshaus  zu  Peine,    für  weibliche  Gefangene,  74« 

8.  Straf-Arbeitshaus  in  Moringen,  für  weibliche  Gefangene,  80. 

9.  AUgemeines  polizeiliches  Werkhaus  (Gesetze  vom  27.  Juny 
1838  und  29.  März  1848)  zu  Moringen,  120. 

Die  Gesammtzahl  der  Getang^enplätsie  ist  hiernach  1796; 
die  Gesammtzahl  der  Strafgefangenen  aber  war  nach  der 
Volkszählung  am  1«  July  1845:  1346,  mithin  kamen  (ohne 
die  eigenen  Einnahmen  dar  Anstalten,  deren  Arbeitsgewinn 
allein  jährlich  mindestens  20000  Thlr.  —  15  Thlr.  für  den 
Kopf  —  gewesen  seyn  muss)  auf  jeden  Kopf  etwa  74  Thlr., 
während  im  Jahre  1828  für  die  Horinger  Anstalt  nur  gegen 
60  Thlr.  gerechnet  wurden.  Im  Dezember  1850  befanden 
sich  in  sämmtlichen  Strafanstalten  nur  1294  Gefangene,  mithin 
war  die  Ausgabe  der  Staatskasse  für  jeden  Kopf  etwa  73  Thlr. 
(lur  das  Staatsgeiangniss  ist  etwas  abgeselsst).  Die  ständischen 
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Budget -Verhandlungen  ergeben  über  die  Einzelheiten  einer 
so  bedeutenden  Ausgabe  -  Summe  gar  nichts.  Ständische  Ak- 
tenstücke über  Strafanstalten  sind  beispielsweise:  IlLLdtg.  VI- 
376 ;  V.  Ldtg.  II.  529  und  786 :  VI.  Ldtg.  I.  129 ;  VIII.  Ldtg. 
in.  148,  1233). 

Die  unter  dem  Ausgabe  -  Titel :  Für  das  Medizinal  wesen 
befindliche  Heil-  und  Pflege^  Anstalt  für  Gemüthskranke  in  Hil- 
desheim ,  die  grösste  (Raum  für  nahe  an  600  Kranke)  aber  auch 
eine  der  besten  Anstalt  ihrer  Art,  wurde  im  Jahre  1827  eröffnet. 
Die  erste  Abtheilung  ist  vorzugsweise  Tür  solche  Kranke  be- 
stimmt, welche  noch  zur  Genesung  Hoffnung  geben  (Ausschrei- 
ben vom  25.  August  1827).  Die  im  Jahre  1833  eröffnete 
stretfr.  so  wie  die  1848  eröffnete  dritte  Abtheilung  dagegen, 
sind  hauptsächlich  fiir  die  wahrscheinlich  Unheilbaren  bestimmt. 
Die  gesammte  Kassenverwaltung  dieser  Anstalt  umfasst  eine 
Ausgabe  von  60  bis  70000  Thir.  jährlich,  wovon  jedoch  aus 
der  Staals-Kasse  nur  21  bis  22000  ThIr.  erfolgen,  deren  Etat 
im  Jahre  1848  festgestellt  ist  (IX.  Ldtg.  319  und  1073}.  — 
Die  Gesammtuihl  der  Gemüthskranken  in  diesen  Anstalten  war 
im  Dezember  1850:  584,  mithin  kann  m)ain  auf  jeden  Kopf 
durchschnittlich  103  bis  120  ThIr*  Ausgabe  rechnen. 

Die  Ausgabe  für  den  Wasserbau  ist  im  ordentlichen  Etat 
seit  der  Kassenvereinigung  wie  folgt  angesetzt  gewesen : 
1834/5:  157700,  1835/6:  158100,  1836/7:  216155,  1837/8: 
183493,  1838/9:  183493,  1839/40:  132527,  1840/1:  158493, 
1841/2:  132574,  1842/3:  156030,  1843/4:  176544,  1844/5: 
226716,  1845/6:249283,  1846/7:244730,  1847/8:191767, 
1848/9:  226479,  1849/50:  204353,  1850/1:  220541. 

Die  letztere  Summe  zerfäUt  in  (Stenogr.  Ber.  nichtstimmend) : 

BesoldimgeD 37641 

B&reaakosten  der  GeDeral  -  Direktion  des  Wasserbaues  •    •    .       2800 
Behuf  der  technischen  Bibliothek  (welch'  ein  Verhaltniss  zu  den 

Verwendungen  IQr  die  GÖttinger  Bibliothek) 600 

Diäten,  Reisekosten  u.  sonstige  Kosten  behuf  Anschaffimg  wich- 
tiger Bücher  und  Instrumente ,    Kommissionskosten ,  Land- 

kommissare 11250 

Unterstatzungen 500 

Deich-  und  gewöhnliche  Wasserbau -Kosten 95000 

BeihiUfe  fl&r  Gemeinden  und  Privaten    .•«•••'•..       7750 
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VoncUlsM  aa  dieiellMD  sa  WaMerbanten •       6400 

Diäten 4000 

Zasammen  ordentticiwr  Etat  164841 
Aoflserordentliche  Baaten  and  xwar: 

a.  FQr  Neubauten ItOOO 

b.  Korrektion  der  £lbe 27800- 

c         jy          ,,    Weser 10000 

d.         yy          yy    Yochte       6500 

Zusammen    568000 
Untersuchung  des  Harburger  Haibns 2600 

Endsumme    228741 

einen  bedeutenden  Unterschied  g^gen  die  Budgetsumme  zei- 
gend, der  aber,  bei  der  vielfach  schon  gerügten  Unzuver- 
lässigkeit  der  Verhandlungs- Berichte,  nicht  erläutert  werden 
kann. 

Die  General-Direktion  des  Wasserbaues  führt,  in  Gemäss- 
heit  des  Reglements  vom  18.  April  1823  und  Regulativs  vom 
17.  Okiober  1826,  —  als  oberste  Verwaltungs  -  Behörde  Tür 
alle  Wasserbau-Sachen ,  die  Au&icbt  über  sämmtliche  Deich- 
und  Wasserbau -Beamte;  leitet  die  Ausführung  der,  nach  zu- 
vor von  ihr  angestellter  Prüfung,  genehmigten  Baupläne  und 
hat  (iir  die  Erhaltung  und  Verbesserung  der  SchiflFbarkeit  der 
Flüsse  zu  sorgen.  In  allen  den  Fällen,  in  Vielehen  die  Nütz- 
lichkeit der  Ausführung  von  Wasserbau-Plänen  für  Privatper- 
sonen, oder  deren  Beitragspflicht  bei  Herbeischaffung  von 
Hülismitteln  an  Gelde  oder  Dienstleistungen  zur  Frage  kommt, 
nehmen  auch  die  Landdrosteien  an  Behandlung  der  Wasser* 
bau-Angelegenheiten  Theil.  lieber  die  künfHge  GestaUung  sind 
die  Aktenstücke  des  XL  Ldtgs.  465,  480,  1835  und  2119  zu 
vergleichen.  Wohin  die  eigenen  iVeben  -  Einnahmen  dieses 
Dienstzweiges  verrechnet  werden,  habe  ich  nicht  ermitteln 
können. 

Vom  Chaussee-  und  Wege-Bau  ist  schon  bei  dem  betref- 
fenden Einnahmetitel  ausführlich  gehandelt  Die  Verwaltung 
dieses  Dienstzweiges  ist,  durch  die  Verordnung  vom  ll.Novem* 
ber  1849,  den  aUgemeinen  Verwaltungs-Behörden  tibertragen. 

Landgesm ,  Thierarznei-Schuk  und  behuf  der  Pferde»uchty 
von  1834  bis  1839:    32  bis  33000  Thlr«^   dann  gestiegen  bis 
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46677  Thk*.,  im  Jahre  1844/5  und  ferner  bis  1850/1  auf 
51100  Thlr.    Davon  erfordern: 

1.  das  Landgesm 41800  Thlr.  — 

io  Celle  im  Jahre  1735  gegrfindet  (s.  y.  Omptoda  Literatur  Seite  615), 
unter  der  Aufiücht  der  DomüiieD  -  Kammer  «tehend ,  war  anflUiglioli  auf 
1%  Beschftler  uid  auf  einzelne  Provinzen  beechrftnkt,  ist  gegenwärtig  da- 
hin ausgedehnt,  das»,  von  Mitte  Februar  bis  Ende  Juny  jeden  Jahres, 
•tamtliche  Beschaler  von  Celle  ans  in  alle  zur  Pferdezucht  besonders  ge- 
eignete.  Theile  des  Königreichs  ausgesandt  werden.  Der  Stamm  der  zu 
haltenden  Hengste  ist  auf  die  Zahl  von  210  Beschälern  festgestellt.  Der 
Bedeckpreis  fHr  Vollbluthengste  ist  verschieden  i^nd  wird  auf  den  Stations- 
ort|p  bekanat  gemacht.  Für  die  Bedeckung  von  Halbbluthengsten  wer- 
den 16  ggr.  und  f&r  das  Füllen  2Vs  ^Ur*  vergütet. 

Da  die  Anstalt  23483  Thlr.  eigene  Einnahmen  hat,  wel- 
che durch  die  Slaatsrechnung  nicht  laufen,  so  erhebt  sich 
der  Gesammtbedarf  auf  mehr  als  65000  Thlr. ,  was  für  jeden 
Beschäler  im  Durchschnitt  309  bis  310  Thaler  bringt.  Dies 
ist  allerdings  eine  verhältnissmässig  hohe  Summe  und  man 
könnte  untersuchen,  wodurch  dieser  Uebelstand  entsteht.  /AI* 
lein  der  Nutzen  des  Landgestüts  ist  von  jeher  so  umfassend 
und  nachhaltig  gewesen ,  dass  man  sehr  Bedenken^  tragen 
muss,  an  der  Anstalt  selbst  zu  rütteln;  um  so  mehr»  wenn 
die  Behauptung  (in  den  Ständeverhdl.)  richtig  ist,  dass  die 
Zahl  der  Prtt>ai- Beschäler  im  Abnehmen  begriffen  sei. 

2.  Unterhalt  der  Thier-Arznei^Schule  in  Hanno- 
ver (gehört  in  Göttingen  zur  Universität)  4000  Thlr. 

Diese  seit  1778  errichtete  und  unter  Leitung  des  Minist, 
des  Innern  stehende  Lehr -Anstalt  ist  bestimmt,  angehenden 
Thierärzten  den  erforderlichen  Unterricht  zu  ertheilen.  Die 
Lehrvorträge,  mit  welchen  praktische  Uebungen  bei  Behand- 
luDg  der  Thiere  verknüpft  werden,  finden  in  zwei  halbjähri- 
gen Kursen  Statt,  die  Michaelis  jeden  Jahres  ihren  Anfang 
nehmen.  Die  Zahl  der  Schüler  war  im  Durchschnitt  der  letz- 
ten Jahre  88.  —  Eine  sehr  interessante  Mittheilung  über  das 
Thierheilwesen  ist  unter  dem  8.  November  1849  an  die  Stände 
ergangen  (XI,  Ldtg.  124  und  1547). 

3.  Prämieu  (iir  Beschäler  und  Zuchtstuten  in 
Ostfriesland 300  Thlr. 

4.  Für  Rennpreise  und  Prämien,  so  wie  für  Un- 
ierhalt der  Trainir-Anstalt  in  Celle  ....    5000    » 
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Die  Ausgabe  für  OemeinheUstheilungen^  Ablöswigm  und  die 
Landwiräischaft  überhaupt  war  unmittelbar  nach  der  Kassen- 
vereioigung  41000  Thlr.,  hob  sich  dann  auf  42  bis  43000  und 
bewegte  sich  in  dem  Zeiträume  der  Kassentrennung  zwischen 
38  und  40000  Thir.;  war  Tür  1849/50  zu  47134  und  ist  Tür 
1850/1  zu  53434  Thlr.  veranschlagt.  Die  Unterabtheilungen 
dieser  Ausgabe  sind  in  der  Tafel  oben  Seite  842  angegeben. 
Mit  den  11000  Thlr.,  welche  zur  Unterstützung  von  Gentein^ 
heiUiheilungs^  und  Verkopplungs-SRchen  und  für  sonstige  Kul- 
tur-Verbesserungen ausgegeben  werden,  ist  im  Yerhältniss 
zum  Betrage  der  Summe  seit  einer  Reihe  von  Jahren  ausser- 
ordentlich viel  Nutzen  geschafft.  Es  verdient  in  Erinnerung 
gebracht  zu  werden,  dass  Hannover  schon  um  die  Mitte  des 
achtzehnten  Jahrhunderts  (Ompteda,  Literatur  S.  581)  mit  dem 
Beispiele  der  Verbesserung  de^  landwirthschaftlichen  Betrie- 
bes, durch  Theilung  gemeinschaftlicher  und  Zusammenlegung 
zerstreut  liegender  GrundstGcke  desselben  Eigenthümers  (Ver^ 
kopplung)  voranging.  Die  jetzige  hannoversche  Gesetzgebung 
hierüber  —  nämlich,  ausser  den  Gemeinheitstheilungsordnun- 
gen  für  die  einzelnen  Landestheile,  das  Verkopplungs- Gesetz 
vom  30.  Juny  1842,  das  Gesetz  vom  30.  Juny  1842  über 
das  Verfahren  in  Gemeinheitstheilungs  -  und  Verkopplungs- 
Sachen  und  die  Minist.  Verfügung  vom  27.  März  1843  zur 
Ausrührung  dieser  Gesetze,  so  wie  das  Nachtragsgesetz  vom 
22.  August  1847  und  die  Minist.  Bekanntm.  vom  11.  Septem* 
ber  1849  (z.  v.  Aktenstücke  des  IX.  Ldtgs.  993 ;  XI.  Ldtgs. 
121,  367,  1623,  1652)  —  ist  deshalb  als  Muster  einer  Gesetz- 
gebung auf  diesem  Gebiete  zu  betrachten. 

Aus  den  Verhandlungen  zweiter  Kammer  vom  Jahre  1850 
ergiebt  sich,  dass  über  die  zweckmässigste  Art  der  Verwen- 
dung der  für  Ackerbau-Schulen  bewilligten  5000  Thlr.  Zweifel 
obwalten.  Das  einfachste  Mittel  zur  Lösung  dieser  Zweifel 
sdieint  mir  zu  seyn,  durch  Nachforschungen  in  denjenigen 
Theilen  Deutschlands,  wo  dergleichen  Anstalten  schon  seit 
langer  Zeit  mit  dem  günstigsten  Erfolge  wirken,  festzustellen, 
welche  Anwendung  davon  für  Hannover  zu  machen  ist*  — 

Die  LandwirihschaftS'Gesellschaft  in  Celle,  welche  aus  der 
Staatskasse  einen  festen  Zuschuss  von  2284  Thlr.  empfängt, 
ist  im  Jahre  1764  errichtet  (Ompteda,  Literatur  S.  570  ff). 

R«drag  FUtai-SutifUk.  57 
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Ikr#  BsstinMimg  ist ,  den  WoUstaad  des  Laadea  d«rch  limdwirlk- 
aohafUidie  YerbeMeningen  za  beA^rdern  und  eie  bestellt  ans  «rdealUolMn 
nnd  korrespondirenden  Mitgiiedera  Aus  den  Krsteren  ist  ein  en||;erer 
Ausschnss  gebildet,  welcher  sich  jährlich  einmal  versammelt,  und  sowohl 
die  Prüfung  der  eingesandten  Arbeiten  und  Beantwortungen  der  aufge- 
worfenen Fragen  und  geschehenen  Vorschlüge  vornimmt,  als  auch  die 
BescUQsse  Über  die  zu  bewilligenden  Belohnungen  und  Aufmonterungen, 
Ober  die  Wahl  neuer  Mitglieder  und  fiber  dicgenlgen  Anfragen  fusst,  ttber 
welche  die  Gesellschaft  eine,  auf  angestellte  Versuche  und  gemachte  Er- 
fahrungen gestfitste  Erwiederung  su  erhalten  wünscht.  Die  Gegenstande, 
auf  welche  die  Gesellschaft  hauptsächlich  ihr  Augenmerk  richtet  y  sind : 
Einführung  der  Koppel-Wirthschaft;  Vermehrung  des  Land-Ertrags  j  Wie- 
sen-Anlagen; Anbau  von  Futterkräutem;  Verbesserung  der  Viehweide; 
Veredelung  der  Viehzucht;  Anpflanzung  von  Obstbäumen  und  Beförderung 
der  Holz -Kultur* 

Diese  Landwirthschafts  -  Gesellschaft,  eine  der  ältesten 
und  sowohl  durch  ihr  Wirken,  als  durch  ihre  Mitglieder  auch 
«ine  der  berühmtesten  Anstalten  dieser  Art,  hat  dem  König- 
reiche Hannover  in  stiller  anspruchloser  Weise  die  wesent- 
lid»ten  Dienste  geleistet  Dass  eine  formelle  Neugestaltung 
derselben  nöthig  geworden  ist,  beruht  in  den  gesteigerten 
Ansprüchen  der  Gegenwart.  —  Für  die  seit  dem  Jahre  1820 
bearbeitete  Flora  haruwerana  (Denkschrift;  des  Physiografen 
vom  30.  Juny  1850)  sollen,  nach  einer  Angabe  in  zweiter 
Kamiber,  bereits  80000  Thlr.  verwendet  seyn.  Zu  bedauern 
ist  allerdings,  dass  dieses  so  höchst  nützliche  Unternehmen, 
durch  Vorschub  der  früheren  Regierung  und  gegen  Willen 
und  Wunsch  der  Landstände,  in  einen  so  unverhältnissmässig 
kostspieligen  Weg  gebracht  ist.  Noch  mehr  aber  ist  zu  be- 
klagen, dass  man  jetzt  so  weit  möglich  dieses  Werk  gänsy- 
Uch  im  Stiche  lässt,  weil  nicht  nur  der  nützlichste  Theil  des- 
selben dadurch  zurück  bleibt,  sondern  auch  die  bisherige 
Ausgabe  noch  nutzloser  wird. 

In  einer  den  Ständeif  unter  dem  30.  May  1832^  mitge- 
theilten  Tafel  ist  nachgewiesen,  dass  von  1803  bis  dahin  ftir 
die  Landes  -  Oekonomie  -  Anstalten  zusammengenommen  etwa 
407000  Thlr.  ausgegeben  waren. 

Die  Legge 'InspekHon  in  Mümden,  nebst  37  Haupt-  imd 
Neben-Leggen,  erfordern  jetzt  aus  der  Staatskasse  25766  Thlr« 
Bis  1846/7  betrug  der  Aufwand  daliir  nur  9500  Thlr.,  die 
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Erhöhtmg  ist  theils  Folge  d^  Aufhebung  der  Legge*Gebtihren, 
welche  bis  dahin  mit  11000  Thir.  die  Leggekasse  bezog,  theils, 
einer  sehr  nötbigen  Verbesserung  der  Besoldungen  der  Be- 
amten  dieses  Dienstzweiges;   endlich  auch  einer  neuen  Be- 
willigung  von   5000  Tblr.  zur  Aufhülfe  und  Beförderung  des 
(Sarn-    und  Leinen-Gewerbes  (Aktenstücke    des  VIIL  Ldtgs. 
IlL  821,  1806,  827,   1308  und   Minist.- Verfüg,   vom  28.  July 
1846,  auch  Bekanntm.  der  Lddst,  zu  Osnabrück  vom  1.  May 
1849).  Ueber  die  früheste  Wirksamkeit  dieser  bereits  seit  sie-- 
benzig  Jabren  bestehenden  Anstalten  zum  Messen,  Kla^fiziren 
und  Stempeln  des  in  den   Handel  gelangenden  Leinens,  ist 
Omptedas  Literatur   Seite  667    zu  vergleichen.     Ausführliche 
Mittheilungon  über  die  gesammle  Lemenindusirie  enthält  auch 
namentlich  meine  Statistik  des  Königr.  Hannover  z.  B.  1. 8.  330 
ffi;  spätere  Nachrichten  über  die  Wirksamkeit  der  Leinen-Leg* 
gen  und  den  hannoverschen  Leinenhandel  werden  regelmässig 
(aus  den  vortrefflichen  Berichten  der  Legge-Inspektion)  durch 
die  Mittbeilungen   des  Gewerbe  -  Vereins  für  das  Königreich 
Hannover  veröffentlicht     Beispielsweise,  war  der  Werth  der 
OMsgefahrten  hannoverschen  Leinen  im  Jahre  1847;  1,549000 
Thlr.,  1848:    1,329000  Thlr.;  zehn  Jahre   früher   konnte  man 
noch  2,400000  bis  2,500000  Thlr.  berechnen  und  dreissig  Jahre 
früher  sogar  SVi  Mill.  Thlr.   Der  Werth  *der  ffamausfuhr  war 
im  Jahre  1850:  270000  Thlr..  der  FfocA^ausfuhr  145000  Thlr. 
Im  Jahre  1849  gingen  durch  sämmtliche  Leggen  233609  Stück 
von  19,288620  Ellen,  weith   1,585112  Thlr.;  im  Jahre  1850: 
249448  Stück  von  20,800677  Ellen  und  1,763535  Thlr.   werth. 
Der  hannoverschen  Leinen  -  Industrie  ist  (wie  ich  bereits  in 
meiner  Schrift  über  den  Leinwand-   und  Gamhandel  Nord* 
deutschlands,  Hannover  1838  ohne  damals  Glauben  zu  finden 
dargelegt  habe)  nur  dadurch  zu  helfen,  dass  man,  unterstützt 
durdi  sebi*  günstige  natürlich^  Verhältnisse,   die  Waffen  der 
Gegner  vollständig  selbst  anwendet.  Die  Legge-Anstalten  und 
der  Gewerbe- Verein  haben  recht  viel  für  das  Leinen-Gewerbe 
gethan,  aber  sie  können  dessen  Verfall  nicht  verhindern,  v>enn 
nicht  aach  die  hannoverschen  Flachsbauer,  Spinner  und  Weber 
sich  in  die  jeiMgen  Ansprüche  der  Leinenmärkte  vollständig 
fügen.    (Die   59.  Lieferung    der  Mittheilungen  des  Gewerbe 

57* 
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Vereins  enthält  über  das  Leinen-Leggewesen  im  Königr.  Han- 
nover einen  sehr  belehrenden  Aufsatz). 

Unter  den  Ausgaben  für  Manufakturen,  Fabriken^  Handel 
und  Gewerbe  stehen  19000  Thir.  Tür  gewerbliche  LehranstaUen. 
Eine  zufolge  Ministerial-Bekanntmach:  vom  15.  Juny  1835.  nie- 
dergesetzte Kommission  soll  die  höhere  Gewerbe- Schule  zu 
Hannover,  jetzt  polytechnische  Schule,  (13  Lehrer  und  290 
bis  300  Schüler  und  Hörer,  wovon  80  bis  90  Nichthanno ve- 
raner; Staatszuschuss  15000Thlr.)  nebst  sämmtlichen  27  Gewer- 
beschulen (mit  122  Lehrern  und  3498  Schülern,  3  neue  Gewer- 
beschulen  in  der  Errichtung  Staatszuschuss  4000  Thlr.^  Ge- 
sammtausgabe  6850  ThIr.),  ReaU-  oder  polytechnischen  Schulen 
in  den  Provinzial-Slädten,  beaufsichtigen. 

E«  liegt  deraelben  vorzüglich  ob,  Ober  die  AusfOliraiig  der  ffir  dleie 
Anstalten  entworfenen  Lehr  -  Plane  zn  wachen ,  auf  die  Beobachtung  der 
Schulgesetze  zu  halten,  die  Lehrer  bei  den  Heal-  oder  Gewerbe-Schulen 
zn  bestätigen  und  Qber  die  Verwendung  der  für  die  Anstalten  bewiUigten 
Fonds  die  Aufsicht  zu  führen«  Die  poJytechmsche  Schule  zu  Hannover 
für  Mathematik,  Naturwissenschaften  und  Zeichnen,  nebst  deren  Anwen- 
dung auf  Gewerbe,  techi^che  Künste,  Mechanik  und  Bauwesen  CVtfL  Ldtg. 
III«  884, 1074)  wurde  am  3.  Oktober  ISSI  unter  dem  Namen  einer  höheren 
Gewerbe-Schule  eröffhet,  hat  seit  1844  eine  bedeutende  Erweiterung  des 
Unterrichts-Plans  erhalten  und  führt  seit  dem  1.  July  1847  den  gegen- 
wärtigen Namen.  Die  Vortrage  fangen  am  ersten  Montage  im  Oktober 
jeden  Jahres  an^  und  dauern  bis  zum  Schlüsse  des  nächsten  Juny.  Die 
Auftiahme  erfolgt  nach  einer  Prüfung  über  die  erforderlichen  Vorkenntnisse. 
Mit  der  Anstalt  sind  die  zum  Unterrichte  dienlichen  sehr  vollständigen 
Sammlungen  in  16  Abtheilungen  verbunden,  auch  Werkstätten  und  Gele- 
genheit zur  Beschäftigung  in  dortigen  Fabriken. 

Diese  mit  berühmten  Lehrern  besetzte,  in  jeder  Hinsicht 
ausgezeichnete  Lehranstalt,  hat,  mit  verhältnissmässig  nicht 
grossen  Geldmitteln,  sehr  viel  geleistet.  Zu  wünschen  ist,  dass 
auch  der  Fonds  für  die  unteren  gewerblichen  Schulen  etwas 
vermehrt  wird.  Von  den  Aktenstücken  der  Stde.-Vers.  ist  zu 
vergl.  III.  Ldlg.  V.  133,  152,  217,  VI  455. 

6.  ^tntllmum  brs  jQonlirls 

eigentlich  nur  eine  Abtheilung  des  Finanz -Ministeriums  und, 
seitdem  die  Leinenleggen.  so  wie  die  Gewerbe-Geldsachen 
1849  an  das  Minist,  des  Innern  abgegeben  sind,  auch  als  solche 
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ganz  unbedeutend ;  bedarf  jetzt  22767  Thir.,  welche  wie  folgt 
sich  vertheilen: 

a*  Besoldungen  and  zwar:  Thlr« 

1)  Ftlr  die  Lehrer  bei  den  Schifffahrts  -  Sckulen  an  Emden 
seit  1823,  Papenburg  und  Timme],  letztere  seit  1846  (Ak- 
tenstficke  des   \IU.  Ldtgs.  1227   und  1399).    Ein  Gesetz 

vom  14.  Februar   1845  ordnet    Steuermanns-PrttAinfen  an      2100 

2)  Für  Aufhiebt  und  Verwaltung  des  Harburger  Hafens    *    •      1400 

3)  Sonstige 1867 

b«  Auslagen  der  Konsulate «    .    .    *      1000 

Von  168  Ctoneralkonsnin,  Konsuln  und  Vicekonsuln  Hanno- 
vers sind  nur  die  General -Konsuln  in  Hamburg  und  in 
London  besoldet.  Dies  ist  begreiflich  in  der  Hegel  auch 
der  Maassstab  der  Thatigkeit  dieser  auf  unbedeutende  Ge- 
bahren  angewiesenen  Beamten.  Ob  das  Konsulat-Reglement 
vom  11.  April  1817  schon  verbesnert  vrurde  ist  mir  nicht 
bekannt.  Zu  vergl«  Verordg.  vom  24*  März  1817;  Aus- 
schreiben vom  13.  und  16.  May  auch  20*  Desember  1820; 
24.  April  1843« 

€•  Prämien  fQr  die  Heringflscherei 4000 

d.  Für  See-  und  Fluasschiffftthrt,  d«h«  für  die  t'ahrwttaser •  und 
ßch^ahrtS'Zeichen  in  der  Ems  y  denn  auf  Elbe  und  Weser 
wurden  solche  bisher  von  den  Hansestädten  Unterhalten^  .  •  12000 
Fftr  das  Lootsenwesen  vrurde  bis  jetzt  aus  der  Staats- 
kasse nichts  verausgabt^  da  auf  der  Ems  regelmässige  Loot- 
sen  nicht  vorhanden  sind  und  die  Holstein  -  Hannoversche 
Verbrüderung  der  Bösch^Lootaen,  so  wie  die  hannoversche 
Lootsengesellschaft  zu  Geestendorf,  auf  ihre  eigenen  Ein- 
nahmen angewiesen  sind  (z.  v.  meine  Statistik  Hannovers 
II.  26,  48  und  190). 

c*  Sonstige  ungewisse  Ausgaben      .    « 400 

Zu  vergl.  Stenogr»  Aufzeich.  !!•  Kamm,  von  1850  S.  1639  If. 

Bestimmungen  für  Handel  und  Schifffahrt  aus  neuster  Zeit 
finden  sich  in  dem  Gesetz  über  Strandungsfälle  vom  24.  Juny 
1846;  in  der  Verrügung  wegen  der  Schiffs  ^Ausmessungs- Ge- 
bühren vom  11.  Januar  1847;  in  dem  Polizei-Reglement  für 
die  SchiffTahrt  auf  der  Unter^Ems  vom  9.  September  1847 ;  in 
dem  Minist.-Ausschrb.  vom  31.  August  1848,  die  Bildung  von 
Handelsvereinen  betreffend. 
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7.  üiraio-JKiiiilUrUttii. 
Die  einzelnen  Ansätze  für  1850/1  sind:  xUr. 

a.  Kommissions-Koateii      •    •    «    • 8000 

b«  FOr  die  Haupt-Kasse: 

1)  BeMidungen    ;«..•• 11548 

2)  BftreMikoiten 14000 

c.  Behuf  ier  Mttiize 3150 

d.  Hauptrerwaltmig  der  Dümänen  imd  Donanialforsten : 

1)  Befloldongco 79705 

aa.  der  Domanenkammer       53248  Tklr, 

bb.  derKammerkonsuleDteD  undProkaratoren  5770  ,, 
ee.  der  Kanuner-Oekonomie  BedtenCe  .  •  •  8000  yy 
dd«  der  Landbaubedlente 17692     ,> 

Zuaanmen    79705  Thlr. 

2)  BQreau  -  und  sonstige  VerwaltiiBf  skoslea  .«»««•     21650 

e.  SchatzkolUgium: 

1)  Besoldungen  •    « •  9910 

2)  QQreaukosten       •    ^ • 4000 

f.  ZinszaU  und  SchuldefUHguugskMMe  •    « 2200 

g.  Behuf  der  Lehnssachen: 

1)  Besoldungen 1385 

2)  Prozess  und  sonstige  Ausgaben  in  Lehnssachen  «    •    •    .         700 

Ztisammen    156248 

Die  früheren  Ansätze  haben  betragen  im  Jahre: 

1834/5:  191897,  1835/6:  198152,  1836/7:220696,  1837/8:192130, 
1838/9:  190221>  1839/40 :  240817  (Rechnungs-Ergebniss),  1840/1:  181043, 
1841/2:  205637,  1842/3:  217951,  1843/4:  208985,  1844/5:218267,  1845/6: 
212873,1846/7:  207896,  1847/8:  205005,  1848/9:190797,  1849/ 50:.l 65524 
Thlr. 

Der  Etat  dieses  Ministeriums,  namentlich  die  Domänen- 
verwaltung, hat  bei  der  Budgetberalhung  im  Jahre  1850  in 
U.  Kammer  (Seite  1542)  zu  besonders  ausTührlichen  Erörterun- 
gen Veranlassung  gegeben,  worauf  aus  Raummangel  verwiesen 
werden  muss.  —  Nur  in  Beziehung  auf  die  Müme  ist  zu  er- 
wähnen :  dass  jährlich  allein  Tür  Siaatsrechnung  45  bis  50000 
Mark  Silber,  also  650  bis  700000  Thlr.  ausgemünzt  werden; 
dass  die  eigenen  Einnahmen  der  Anstalt  nicht  durch  die 
Staats- Rechnung  laufen;  dass  die  Miinzeanstalt  zu  Klausihal 
aufgehoben  ist,  ohne  dass  aus  den  Verhandlungen  sich  ergiebt, 
weshalb  man  nicht  vielmehr  die  Münze  zu  Hannover  (welche 
ohnehin  ein  neues  Gebäude  haben  muss)  in  Klausthal,  wo  das 
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SHber  gewonaen  ^ird,  mit  der  dortigen  Bfünze  vereinigt  hai 
Nach  der  Angabe  in  Ubbelodee  Scbrift  a.  «.  O.  Seite  384  äiad 
auf  der  Münze  zu  Hannover  (die  Klausthaler  Münze  vermünzte 
damals  die  i7ar«meta1le  allein)  von  1813  bis  1 833  ausgeprägt: 
I.  an  doppelten ,  einfachen  und  halben  Pisto-       Thin 

len,  das  Stück  zu  5  Tbir.  gerechnet  •    .    .   iSfi%MK 
3.  an  neuen  Zweidrittelslücken  nach  dem  Leip- 
ziger Fuss .        3343^% 

3.  an  koQventionsmässigen  V«  Thalerstücken  •         35046 

4*    »  «  I,  Vi.  n  .      1,401083 

5«   A  silberner  Scheidemünze 191388 

6.  «  kupferner  Scheidemünze 7136 

8.  •n^ittruitd  im)  CU||ttti0  ttt  9tiMi«r4lttl^. 

Da  ein  folgender  Abschnitt  der  Staatsschuld  allein  ge- 
widmet ist  und  die  einzelnen  Theile  dieser  Ausgabe  aus  der 
oben  mitgetheihen  Tafel  sich  ergeben;  so  wird  genügen  hier 
die  Etatsummen  des  Aufwandes  auf  die  Staatsschuld  seit  1834 
anzugeben. 

1834/5:  1,388757  TUr. 

1835/6:  1,403400  „      Dazo  tie  ZfiuieD  der  Eisen- 

1836/7:  1,582307  ,,                  baluiflcliald. 

1837/8:  1,461204  „ 

1888/9:  3,069842  „ 

1839/40:  1^44999  „ 

1840/1:  M40347  ^ 

1841/2:  1,042186  „ 

1842/3:  968544  „ 

1843/4:  981311  „ 

18M/5:  991252  „       32082 

1845/6:  968390  „  ^^^^ 
1846A:  995583  „  ^g^j 
1847/8:    1,005623    „      ^JJgJj 

1848/9:       972648    „      ^J^Jjj 

1849/50:1,382522  „  453254 
1860/1:    1,444405    „      520965 

Der  Aufwand  der  General  -  Steuer  ^  Kasse  für  die  Staals- 
sdiuld  war  im  Jahre  1830/1 :  711130,  1831/3:  811130,  1833/4: 
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831!^2  und  150000,  t826/7:  911998  und  150000,  1828/9: 
924835  und  200000,  1833/4:  926014  und  200000  Thir. 

9.  9(n0tiit0-Aat. 

Um  hinsichtlich  der  Landeskasse  die  Grundsätze  und  das 
Verfahren  bei  Bewilligdng  von  Pensionen  festzustellen,  machte 
die  Regierung  dem  IL  allgemeinen  Landtage  unter  dem  18. 
Januar  1822  (IIL  89)  Vorschläge,  über  welche  Stände  am 
27.  März  1822  (IIL  273)  sich  erklärten.  Dabei  ist  es  bis  zum 
Slaatsgrundgesetze  von  1833  geblieben,  welches  im  §.  164 
die  Ansprüche  der  Staatsdiener  darauf  bestimmt.  Zur  Aus- 
führung der  desfallsigen  Vorschriften  sollten  ein  ZivildTenst- 
und  ein  Pensions-Regulativ  dienen ,  welche  dem  V.  Landtage 
am  6.  Januar  1837  vorgelegt  wurden  (V.  2  und  52).  Nur 
auf  den  Entwurf  des  Pensions-Regulativs  ist  unter  dem  17.  Juny 
1837  eine  ständische  Erwiederung  erfolgt  (V.  504)  und  bei 
dem  damals  geschehenen  Regierungswechsel  blieb  diese  wich- 
tige Angelegenheit  beruhen;  obgleich  in  das  Land-Verf.*Ge- 
setz  gleichfalls  Bestimmungen  über  Staatsdienerrechte  aufge- 
nommen wurden  ^.  174  ff.)  Diese  sind  auch  in  das  Verfas- 
sungsgesetz vom  5.  September  1848  übergegangen,  mit  einem 
auf  das  Richteramt  sich  beziehenden  Zusätze.  Obgleich  nun 
jenes  Regulativ  vom  17.  Juny  1837  nicht  zum  Gesetze  gewor- 
den war,  hielt  man  doch  bei  den  Pensions-Bewilligungen  aus 
der  General-Steuer-Kasse  im  Wesentlichen  an  dessen  Grund- 
sätzen fest.  Hinsichtlich  der  Königlichen  Kasse  aber  behielt 
(wenn  man  auch  die  Aufhebung  des  Staatsgrundgesetzes  als 
widerrechtlich  geschehen  betrachtet),  schon  nach  einem  König- 
lichen Reskript  vom  1.  May  1832,  die  Regierung  völlige  Frei^ 
heit,  nach  den  bisherigen  Grundsätzen  und  Bestimmungen, 
Gehalte,  Pensionen  und  Wartegelder  zu  bewilligen;  „bis  zur 
Vereinbarung  der  Regulative.^  Davon  ist  denn  auch  so  um- 
fassender Gebrauch  gemacht,  dass  Stände  sich  veranlasst  fan- 
den in  dem  Budgelschreiben  vom  21.  Juny  1848  (Seite  1075) 
den  Antrag  zu  stellen:  dass  der  Entwurf  eines  Pensions-Reg- 
lements vorgelegt,  bis  dahin  aber  die  Prozentsätze  jenes  Regu- 
lativ-Entwurfs vom  17.  Juny  1837  nicht  überschritten  werdten 
möchten.    Schon  mit  Schreiben  vom  4.  Februar   1849  legte 
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das  Gesammt-Ministerium  den  Entwurf  eines  ZMlSkMisdiiner^ 
Gesetzes  vor,  welcher  auch  die  Ginindsätze  über  Pensionimng 
der  Staatsdiener  enthält.  Dieses  Gesetz  iheilte  das  Schicksal 
seines  Vorgängers  von  1837,  indem  es  bei  der  Vertagung 
der  Stände  noch  nicht  erledigt  war.  Die  Stände  machten 
jedoch  im  Budgetschreiben  vom  2.  July  1850  abermals  einige 
klagende  Bemerkungen  über  die  Höhe  des  Pensionsetats 
(S.  1839).  —  Auf  widerholten  Antrag  femer  der  Stände  legte 
die  Regierung  mittelst  Schreibens  vom  7.  Mäi*z  1831  dem 
m.  Ldtge.  den  Entwurf  eines  Gesetzes  über  eine  Hof-  und 
Zivildienerschafts 'WUiwen- Kasse  vor  (V.  203,  VI.  437).  Die 
Ereignisse  verhinderten  die  Erledigung  dieser  Angelegenheit, 
weshalb  die  Regierung  unter  dem  9.  Dezember  1833  (V.  Ldtg. 
I.  310)  wegen  Fundirung  einer  solchen  Wittwenka^se  schrieb 
und  am  6.  Januar  1837  (V.  63)  einen  neuen  Gesetzentwurf 
vorlegte.  Auch  dieses  Gesetz  kam,  ungeachtet  ständischer 
Erklärung  vom  20.  May  1837  (V.  445),  nicht  mehr  zu  Stande; 
die  neue  Regierung  aber  brachte  einen  Gesetzentwurf  am 
20.  März  1838  ein,  mit  welchem  im  Wesentlichen  Stände  sich 
einverstanden  erklärten  (VI.  Ldtg.  L  81  jjnd  294)  und  der 
dann  unter  dem  8.  May  1838  als  Gesetz  verkündet  wurde. 
Am  1.  July  1838  war  die  Anstalt  ins  Leben  getreten  und  über 
deren  fiinQähriges  Wirken  giebt  ein  Kabinetschreiben  vom 
20.  April  1846  (VIII.  Ldtg.  III.  1004—71),  von  ausftihrlichen 
und  sehr  interessanten  Anlagen  begleitet ;  Nachricht.  Hervor- 
gehoben zu  werden  verdient,  dass,  während  die  Gesammtzahl 
der,  nach  Maassgabe  des  Gesetzes,  der  Anstalt  unterworfenen 
Dienststellen  (mindestens  200  Thir.  Diensteinnahme,  mit  Aus- 
schluss jedoch  der  niedern  Steuerbeamten ,  geringen  Amtsun- 
terbedienten und  aller  Angestellten,  für  welche  bereits  noth- 
wendigc  Wittwenkassen  bestehen)  —  betrug 

verhei-    untjerhei»  !6usatnmen 
ralhet        ralhet 

1835:       2000  601  2601 

der  Bestand  war  1845:     2503  503  3006 

Die  äussern  Einflüsse  dieser  Wittwenkasse  sind: 
1.  die  Zinsen  des  der  Anstalt  fiberwiesenen  Kapitals  von 
400000  Thlr«  Gold,    welclies  jedoch  bis  zur  Auszali'- 
lunf  anf  572333  Tlilr.  Koor«  angewacWn  war  mit   .      21760  Thlr. 
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%.  d«r  jttrUofce  Edtng  der  Oen*  Str«  Kaase      •    •    •    • 

8«  dtr  jAhriicIie  Beitrag  der  Kdnlgl.  Kasse,  durch  Zinsen 

eines  Kapitals  ron  63050  TUr.    •    • 

4.  aus  derselben  Zinsen  von  5200  Tlür. 

5.  aus  der  Hospital  -  Kasse  und  Kloster -Kasse  •    •    .    • 
6«  die  Hftifte  des  Ertrages  erledigter  Dienststellen      «    • 

7.  Absftge  ron  den  im  Auslande  rerzehrten  Zivil- Pen- 
sionen     • 

8.  Aus  den  Landes-Lotterien ,  von  Anwartsckaften  u.  s.  w» 
9«  Von    unverheiratheten    Interessenten  ^     Zinsengewinn 

n.  s*  w.     ••••.••••.«..    •        • 


1600  TUr. 


2649 

208 

2600 

8000 

1600 
1000 

1770O 


9} 
99 


ZusanuMn     57417  TUr. 

Hinsiditlldi  des  CMdbeirags  der  Pefmanshst  so  Tendiiedcnen  Zei- 
ten ist  su  benMrken«  Im  Jalire  1832  lasteteo  an  Pensionen»  Wartegel- 
dem,  -Vnterstfitsnngen  von  2m/- Personen  auf  der 

1.  Uniglicheo  Kasse: 

a.  Finanz  -  Ministerium 215660  TUr. 

b.  Zoll  -  Verwaltung ••«•«•  21860    ,> 

c  Post  -  Verwaltung 11600    ,, 

Zusammen    249020  TUr« 

2^  Geaeral-Steuer-Kasse  (ebne  iüe  Militftrleistüngen)  .    .      32000  TUr. 
Seit  dem  1«  July  1834  dagegen  findet  man  folgende  Ansätze: 

Thlr.  Kayr.  Bemerkungen» 

152760 


1834/5 
1835/6 
1836/7 
1837/8 
1838/9 
1839/40 

1840/1 

1841/2 

1842/3 
1843/4 
1844/5 
1845/6 
1846/7 
1847/8 

1848/9 

1849/60 
1850/1 


159437 
152163 
163534 
171728 
179356 
181477 

199730 

196871 
201324 
211943 
230288 
232200 
231559 

292602 

825319 
82674^. 


Redmungs  -  Ergebniss. 


K5nigU  K.  133503 
G«  Str.  K«    66227 


Uebemahme  der  Pensionäre  d.  Legge- 
Straf-Heil-Anstalten  (Vni.  1236), 
auf  die  G.  Str.  K. 


|KI 
i  G. 


K6nigl.  K.  213005 
Str.K.'    79597 
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Die  PenrieuiliM  ist  hiernaGb: 

1.  IQ  dem  Zeiträume  von  der  Kassen vereini- 

goog  bis  zur  Kaasenifennung  gewacksen  um      28717  Thir. 

2.  in  dem  Zeiträume  der  Kasseotrennung  bei 

der  Königlichen  Kasse  um 79502    „ 

bei  der  Landeskasse  um 13370    ^ 

(die  Zunahme  bei  der  Londe^kasse  ent- 
stand aber  fast  nur  durch  Uebemabme 
der  Pensionen  von  den  Kassen  einzel- 
ner Dienstzweige) 

3.  in  den  16  Jahren  vom  1.  July  1834  bis 
dabin  1850,  beider  Kassen  zusammenge- 
nommen um 172659     ^ 

oder  um  113,03%. 

Sie  ist  jetzt  bereits  2,40  Vo  aller  Slaatsausgaben,  obgleich 
neben  der  Staatskasse  noch  andere  Fonds  in  verschiedenen 
Zweigen  des  öffentlichen  Dienstes  für  Amtsunterstiitzungen 
und  Wittwengehalte  vorhanden  sind,  und  obgfeich  unter  der 
nachfolgenden  Ausgabe- Abtheilung  der  s.  g.  »Künftig  wegfal- 
lenden Ausgaben^  noch  61193  ThIr.  Pensionen  und  Warte- 
gelder für  Ztm/- Personen  stehen,  wodurch  die  GeiammtaHS" 
gäbe  auf  den  Ruhestand  der  Zivil^-VeiHoallung  auf  387942  ThIr. 
oder  2,86  Vo  aller  Staatsausgaben  steigt.  Die  496  Personen, 
welche  als  vormaUge  StaaUdiener  219903  ThIr.  Pension  empfan-  / 
gen  (XV.  St.  der  Ausgabetafel)  ,-zerfallen  in  folgende  Ktaesen : 

11  Personen  ron  3000  bis  6000  Thlr. 


5 
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>> 
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Den  Bescbluss  machen  die  iogenamiien  künftig  tüegfaUen-- 
den  Ausgaben,  deren  Oesammtbetrag  im  Jahre  1834/5:  215079 
Thir.  war,  im  Jahre  1840/1:  250294,  1848/9:  130074,  und 
im  Elat  Tür  1850/1:  156154  ThIr.  oder  1,15%  aller  Ausga- 
ben. Die  Art  der  Bezeichnung  dieser  Posten  als  „künftig 
wegfallend^  scheint  nicht  glücklich  gewählt,  da  fast  Alle  seit 
länger  als  dreissig  Jahren  ihren  Platz  einnehmen  und  voraus- 
sichtlich noch  längere  Zeit  behaupten  werden,  Einzelne  so- 
gar (wenn  auch  mit  veränderten  Beträgen)  stets  bleiben  wer- 
den. Mit  gleichem  Rechte  könnte  man  den  gesammten  Pen- 
sions-Etat und  mit  noch  grösserem  Grunde  eine  Menge  unter 
den  einzelnen  Dienstzweigen  nur  auf  bestimmte  Jahre  bewil- 
ligten Posten,  als  ^vorübergehend  oder  künftig  wegfallend^ 
bezeichnen.  Die  früheren  fortnellen  Ursachen  dieser  Bezeich- 
nung bestehen  auch  nicht  mehr. 

D.  Staatsschnld. 

a)   Gesclilchtllches* 

In  der  Geschichte  der  hannoverschen  Staatsschuld  sind 
sowohl  gewisse  Zeilabichnitie,  als  verschiedene  Arten  der 
Schuld  zu  untei*scheiden.  Der  erste  Zeitabschniti  geht  bis  zum 
Jahre  1823,  wo  die  Einrichtung  einer  regelmässigen  Schulden- 
tilgung geschah;  der  Zweite  bis  zum  1.  July  1834,  wo  die 
Vereinigung  der  General -Steuerkasse  und  der  Königlichen 
Generalkasse  eintrat;  der  Dritte  bis  zur  Kassentrennung  am 
1.  July  1841  •,  der  Vierte  bis  zum  1.  July  1849,  wo  die  Wie- 
dervereinigung der  beiden  Budgets  geschah;  der  Fünfte  hat 
seitdem  begonnen.  Als  verschiedene  Arten  der  öffentlichen 
Schuld  sind  zu  bezeichnen:  die  fundirten  oder  s*g.  alten  Landes- 
schulden, die  neueren  Landesschulden,  die  Schulden  der  vorma- 
ligen Königl.  Generalkasse,  die  Schulden  der  Eisenbahnhauptkasse, 
die  zu  vorübergehenden,  einzelnen  Zwecken  gemachten  Schulden. 

1.  Die  fundirten  oder  s.  g.  alten  Landesschulden  sind  zum 
bei  weitenj*  grösslen  Theile  aus  den  vormaligen  Provinzial- 
schulden  entstanden.  Diese  wurden  durch  Beschluss  der  pro- 
visorischen Stände  Versammlung  vom  17.  Januar  1815  (z*  v. 
den  stand.  Vortrag    vom  26.  März   1816,  Aktenstücke  IV.  1 
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und  in  der  Schrift :  Zur  GeBcbichte  des  Könign  Hannover  in 
den  ersten  Jahren  nach  der  Befreiung  Seite  72,  145)  zu  einem 
Ganzen  vereinigt  und  dadurch  die  Grundlage  eines  ungetheil- 
ien  Landesschuldenwesens  erlangt.  Diese  Provinzialschulden 
sind  in  den  a//hannoverschen  Landestheilen  fast  nur  Kosten 
der  Demarkationslinie  und  der  französischen  Besetzung,  in  den 
neu  erworbenen  Provinzen  aber  verschiedenen  Ursprungs. 
Die  westphälische  Regierung  hatte  die  Schulden  aller  Bestand- 
ibeile  des  Königreichs  in  Eins  zusammen  geworfen  und  die 
alten  Schuldverschreibungen  gegen  Neue,  in  Form  und  Inhalt 
verändert,  ausgetauscht;  auch  die  Zinsen  nur  bis  Ende  1811 
vollständig  bezahlt.  —  Obgleich  hier  nicht  erforderlich  ist, 
auf  die  Einzelheiten  dei^elben  einzugehen,  wird  doch  von  In- 
teresse seyn  auf  die  Aktenstücke  hinzuweisen,  welche  in  den 
städdischen  Verhandlungen  darüber  sich  finden,  um  deren  Auf- 
finden im  Zusammenhange  zu  erleichtern.  — 

Schulden  aus  der  Zeit  der  franzönscken  Besetzung  im  Aligemeinen, 
Mitllu  vom  14»  Januar  1815^  prov.  Slde.-Vers.  IV.  46;  vom  28«  Dezem- 
ber 1819,  zweiter  Ldtg.  I«  296  (Hetardatzinsen-Kapitalien). 

Gezwungenes  Anlehn  von  BelleviUe-Neuvier  im  Jahre  1807,  sweiter 
Ldtg«  vom  28«  Dezember  181 9,  I.  291;  vom  16.  Januar  1821,  II«  202. 

Lauenburger  Schulden,  vom  8.  Februar  1817  —  Prov.  Stde.-Ver8. 
IV.  119. 

Bremen  und  Verden,  vom  23«  MArz  1822,  zweiter  Ldtg.  111.  241 ; 
4«  May  1822,  m.  831;  20.  Februar  1824^  V.  39,  221. 

Land  Hadeln,  vom  3.  März  1823,  zweiter  Ldtg.  IV.  188 :  30.  AprU 
1823,  IV.  418:  20.  Februar  1824,  V«  31,  223. 

Stadt  Osnabrück  j  vom  18.  Aprü  1825,  zweiter  Ldtg.  VI»  412; 
26.  May  1825,  VI.  627;  dritter  Ldtg.  23.  März  1827,  U.  327. 

Schulden  der  neuen  Landestheile  im  Allgemeinen,  prov.  Std.-Vers., 
vom  14.  Mfirz  1818,  IV.  120:  zweiter  Ldtg.  vom  28.  Dezember  1819, 
L  300;  dritter  Ldtg.  vom  24.  May  1831,  VI.  560;  achter  Ldtg.  vom  24. 
Febmar  1846,  lU.  922,  1172. 

Aach  die  StaataverU%e ,  mit  PreuBsen  vom  23.  März  1830  und  mit 
Preuasen  und  Oldenburg  vom  16«  Oktober  1839,  enthalten  Bestimmungen 
Ober  das  Schuldenwesen  der  erworbenen  und  abgetretenen  Landestheile. 

Bentheimsche  Schulden,  zweiter  Ldtg.  vom  3.  November  1820,  n.  163 ; 
vom  24.  May  1821,  II.  407;  vom  4.  May  1822,  lO.  333;  vom  22.  Mära 
1823^  lY.  238 ;  vom  26.  April  1828,  IV.  400. 

Schulden  des  Fürsienthum  BUdesheim,  sweiter  Ldtg.  vom  18«  Ja- 
nuar 1822,  m.  113;  vom  4.  May  1822,  UI.  335. 


^  wo  - 


\ 


MNrid  der  Stadt  BUdesheim,  wwüter  Ldtg.  von  U.  April  ISSt, 
in.  295|  Tom  1.  Blay  1823,  IV.  421« 

Sckolden  dtr  Rekhsstadi  OosioTs  zweiter  LdCf  .  vom  26.  Harz  ISSS, 
Ul.  255;  Tom  4.  May  1822,  lU.  838. 

Schulden  van  OstfHesland  and  von  Harlmgerland ,  zweiter  Ldtg« 
vom  18.  Janaar  1812,  III.  135,  223;  vom  4.  May  1822,  HI.  355« 

Schald  der  Grafschaft  SptegeUfcrg^  zweiter  Ldtg.  vom  19.  May  1825, 
VI.  6«. 

Schulden  und  Fruchte  des  Befreiungskrieges  prov.  stde.-Ven., 
vom  8.  November  1815  IV.  153. 

Ausser  den  Provinzial-Schulden  und  den  damit  in  enger 
Verbindung  stehenden  Vergütungen  an  verschiedene  Städte 
und  ausser  den  durch  die  feindliche  Besetzung  des  Landes 
in  den  Jahren  1803  bis  1813  veranlassten  Schulden,  sind  nach 
der  Herstellung  noch  vier  Schuldposten  hinzugekommen»  welche 
gleichfalls  zur  fundirten  Landesschuld  gehören,  nämlich  10000 
Rthlr.  als  Kaufgeld  fiir  das  zum  Zuchthause  benutzte  Gebäude 
der  Mhringiohem  Waüenanstali  zu  Moringen,  400000  Rthlr.  als 
Zusohuss  der  Landeskasse  zu  der  bei  der  Erwerbung  von 
Ostfriesland  vertragsmässig  zugesagten  Schiffbarmachung  der 
Ems^  114400  Rthlr.  als  Beitrag  der  Landeskasse  zum  Ankauf 
der  Grafschaft  Spiegelberg,  welche  vormals  zwar  der  diessei- 
tigen Hoheit  unterworfen  war,  aber  nach  den  Verhältnissen 
zu  dem  Besitzer  derselben  zu  den  diesseitigen  Steuern  nicht 
herangezogen  werden  konnte,  und  191361  Rthk*.  6  Ggr.  4  Pf«, 
<}i6  zu  <lem  ausserordentlichen  Zuschüsse  behuf  Ausrüstung 
des  halben  BundeskonOngents  ha  Jahre  1831  mit  verwandt 
sind.  —  Die  lelzteren  Kosten  des  beabsichtigten  Lützemburger 
Heerzuges  sind  im  Jahre  1840  mit  302110  fl.  rhein^  vom  Bun- 
destage erstattet  und  zum  Schuldenabtrag  verwendet  (Akten- 
stücke des  VI.  Ldtgs.  III.  592  und  599). 

Die  hier  aufgeführten  verschiedenen  Klassen  der  fundir- 
ten Landesschuld  belaufen  sich,  (abgesehen  von  dem  Wenigen, 
was  bis  1823  daran  hatte  getilgt  werden  können,  wie  auch 
von  den  nach  der  Vereinigung  vorgekommenen  mannigfachen 
Umschreibungen),  auf  folgende  Summen. 

An  Pravinzialschulden  waren  BaohdeBi  IHUiere  Un  iind  wieder  ein- 
fMcUiclMBo  Mlerliafle  Aagabm  betkshtigt  worden,  (aof  KtmnntioiismQoie 
WBgerechiiet)  vorhandene 
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von  der  Kalanfeerg^GrubeiihAfVMcheii  LaniMluift  •    •     t,6lM48  Thlr. 
von  der  LAnebiirgüicheii  Landschaft      ••••••      2^523701  >, 

YOD  der  Hoyaisehen  Landschaft    •    •    « 800443    „ 

von  der  Graflichaft  DiepboU    •    « •  11498    y^ 

von  den  HersogthOmem  Bremen  und  Verden     .    •    «       1^5888)9    y, 
von  dem  Lande  Hadeln  ••••«.•«••«  18974$    yy 

von  der  OsnabrAckacheo  LaudachaA •         984789    ^^ 

von  Mefipen  and  EmsbOhren    •••••..««         898948    ,9 
von  der  Grafschaft  Lingen      .•••«••.•  3415    ,, 

von  der  Bentheimschen  Landschaft  •     •••«••         386788    ,9 
vom  Fflrstenthame  Hildeshelm  •««.«...«      1,796939    ,, 

von  Ostfriesiand  nnd  Harlingerland «      1,157880    „ 

ttberhanpt    11,884870  Thlr« 
Die  so  Gunsten  einselner  8t8dte  verbrieften  Schulden 
betragen  fOr  die  Städte 

Laneburg  und  Celle «    78652 

fOr  die  Stadt  Goslar ,    37400 

fOr  die  Stadt  Peine «    «      6250 

fOr  die  Stadt  Osnabrftck 80000 

für  die  Stadt  Alfeld ♦      1475 

ausammen  143777  Ihlr. 
Die  während  der  feindlichen  Besetsung  von  mehre« 
ren  Landschaften  gemeinschaftlich  verbrieften  Schul- 
den beliefen  sich  auf  überhaupt    .    « 1,473995  „ 

Die  später  liquidirten  und  verbrieften  Forderungen 

ans  dieser  Zelt  aber  auf 527358  „ 

Als  Bntachädigong  für  das  Bellevllle  -  Neavlersehe 
Zwangsanlehea  sind  verbrieft  (75  und  besOgl.  85  %)  990188  „ 
Für  Bidtftandszinsen  bis  sam  1.  November  1818  .  707480  ^ 
Kaof^ls  IQr  das  Gebäude  des  Moriqgichen  Wai- 
senhauses       '•••••••  10000  „ 

Beitrag  nur  Schlffbarmachung  der  Ems 400000  9, 

Zum  Kanfjpreis  fOr  die  Grafschaft  Spiegelberg   •    .  114400  „ 

Znr  AusrOstong  des  halben  Bundeskootingents  1831  191861  „ 

Die  game  ftmdlrte  Schuld  betrog  also  18,188789  thlr. 

jedoch,  abgesehen  von  den  letzten  vier  Poeten,  welche  erst 
später  hinzugekommen  sind,  im  Jahre  1883  nur  15,96696$ 
Thlr.  Konv.  Mze. 

2.  Die  neuerem  L(mtk$tebuUem  entstanden  durch  eiM  am 
t.  Oktober  1SM  mit  dem  Bankierhanse  llichel  Berend  abge* 
Bchlossene  Lotterie  -  Anldhe  von  2,000000  Thlr.  Konv.  Mze. 
(Gesetz -Sammig.  von  1822,  I.  Abthl.  S.  387).  Diese  Maass- 
regel hatte  den  Zweck,  zur  Erleichterung  und  gl^chmässi- 
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geren  Vcrtheilang  der  Schuldentilgung,  die  von  Seiten  der 
Gläubiger  kündbaren  Schuldverschreibungen  in  unkündbare, 
oder  doch  in  solche  Schuldpapiere  zu  verwandeln,  deren 
Rückzahlung  auf  entferntere  feststehende  Termine  verlegt  wer- 
den könne.  Mittelst  jenes  Anlehens  wurde  der  grösste  Theil 
der,  eine  Gesaramtsumme  von  (auf  Konv.  Hze.  umgerechnet) 
2,516673  Thir.  bildenden,  auf  Kündigung  oder  in  kurzen  Ter- 
minen zahlbaren  Kapitale,  abgetragen.  Hierunter  befanden 
sich  Reste  der  Staats-Lotterie-Anleihen  von  1814  (500000  Thlr. 
Gold)  und  1819  (810000  Thlr.  Gold)  Anleihen,  welche  in  den 
Hansestädten  gemacht  waren,  zeitliche  Anlehen  zur  Deckung 
des  Einnahmemangels  u.  s.  w.,  sämmtlich  ohne  lästige  Be- 
dingungen zu  Stande  gebracht.  Ein  Antrag  der  Stände  vom 
4.  May  1822  gab  Veranlassung  zu  dieser  sehr  nützlichen  Fi- 
nanzmaassregel, über  welche  Bd.  IV.  S.  20  —  85  der  Akten- 
stücke des  zweiten  Ldtgs.  zu  vergleichen  sind.  Die  für  die- 
sen Theil  der  Schuld  errichtete  besondere  Tilgungskasse  emp&ng 
aufr  der  General -Steuerkasse  einen  jährlichen  Zuschuss  von 
150000  Thlr.  vom  1.  July  1823  bis  1.  Februar  1828,  welcher 
von  da  ab  auf  jährlich  200000  Thlr.  erhöht  wurde;  ausser- 
dem aber  die  Zinsen  der  ihr  zur  Tilgung  überwiesenen  Ka- 
pitalien mit  77736  Thlr.  Das  ganz  regelmässige  Fortschreiten 
der  Tilgung  ergeben  die  den  Ständen  vorgelegten  Rechnungs- 
auszüge. Zur  Zeit  der  Kassenvereinigung  waren  noch  5250 
Schuldverschreibungen  von  je  100  Thlr.,  also  525000  Thlr. 
Kapital  und  an  11jährigen  Zinsen  zu  4%:  231000  Thlr.,  im 
Ganzen  also  756000  Thlr.  rückständig,  welche  plangemäss 
bis  zum  Jahre  1837  abgetragen  wurden  (z.  v.  den  Bericht 
über  die  Tilgung  der  neueren  Landesschulden  vom  1.  July 
1835/6  in  den  Aktenstücken  des  fünften  Ldtgs.  V.  186)* 

3»  Die  Schulden  der  tormaügen  Königlichen  Generalkasse, 
lieber  die  älteren  Verhältnisse  sagt  Ubbelohde  a.  a.  O*  S.  341 
Folgendes : 

Als  der  Kurfürst  Georg  Ludewig  mit  dem  voo  seinem  Vater  ererb- 
ten Kalenbergiselien  Antkeile  der  Brannschweig  -  Lüoeborgiscben  Ijande, 
nach  d^m  im  Jahre  1706  erfolgten  Tode  des  Hersogs  Georg  Wilhelm,  den 
Cellischen  Antheil,  d.  h.  Lüneburg,  Lauenburg  und  den  grössten  Theil  von 
Hoya  verband,  belief  sich  die  gesammte  Kammerschuld,  nach  Abzug 
der  Aktivkapitalien,  aof  die  Summe  von  2>l39530*/4  Thlr.  Kassen-  oder 
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2,877256  Thlr.  9  ggr*  4  pf.  Koaventioiianianxe.  Seit  jener  Zeit  und  bis 
sur  feindliclien  Okkupation  des  Lamde«  im  Jahre  1803  waren  vonfiglick 
der  siebenjäkrige  Krieg >  die  allgemeine  Noth  in  den  siebenziger  Jabren, 
wie  die  dadurch  veranlasste  neue  Füllung  der  Landesmagazine,  und  die 
französisehe  Revolution,  besonders  der  Feldzug  der  hiesigen  Truppen  nach 
den  Niederlanden  und  der  aufgestellte  Neutralitätskordon  —  fOr  die  KO- 
nigl.  Kasse  Veranlassungen  zu  Auftiahme  grosser  Anleihesummen.  Aus- 
serdem aber  waren  maunlchfache  Erwerbungen  und  Verbesserungen  des 
Vermögens,  der  6rund  zu  Anleihen,  wahrend  im  ganzen  LAufe  des  vori- 
gen Jahrhunderts  nur  geringe  Veräusserungen  aus  der  Substanz  des  Ver- 
mögens vorgenommen  sind,  die  sich  kaum  auf  die  Summe  von  125000  TUr. 
bdaufen  haben.  Ausser  den  kleineren  Ankaufen  und  allm&ligen  Verbesse- 
rungen ,  zu  denen  auch  die  Anlegung  der  ausgedehnten  Moor -Kolonien  im 
Bremenschen  lu  rechnen  ist,  sind  im  Laufs  des  vorigen  Jahrhunderts 
mehrere  grossere  Erwerbungen  gemacht,  unter  denen  die  der  Heriog- 
thOmer  Bremen  und  Verden,  wozu  die  Hauptkammerkasse  700000  Thlr* 
bezahlte,  die  Einlösung  der  versetzten  Aemter  in  diesen  LandestheÜen 
für  643518  Thlr.,  der  Ankauf  mehrerer  Domanialpertinenzien  daselbst  für 
131878  Thlr.,  die  Erwerbungen  des  Amts  Wischhafen  für  etwa  168000 
Thlr.,  die  Einlösung  des  grossen  Postlehens  für  470000  Thlr.,  die  An- 
legung der  Saline  zu  Rothenfelde  und  die  Acqulsition  des  Wasserzolls  zu 
Landesbergen ,  der  Güter  DÖrpel  und  Palsterkamp  für  überhaupt  ungeffthr 
260000  Thlr.  die  vorzüglichsten  sind.  Ungeachtet  auf  solche  Weise  theils 
zur  Sicherheit  des  Landes  und  für  dessen  Bedürfnisse,  theils  zur  Verbes- 
serung des  Vermögens  sehr  grosse  Summen  verwandt  wurden,  welche 
bis  zum  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  aus  den  laufenden  UeberschÜssen 
noch  bei  weitem  nicht  ersetzt  waren,  wurde  es  doch  dadurch,  dass  die 
Landesherm  während  ihrer  Residenz  in  England  aus  dem  hiesigen  Doma- 
niai- Vermögen  wenig  oder  nichts  zu  beziehen  brauchten,  möglich,  grosse 
Aktiv "  KstpUalien  zu  erwerben.  Unter  andern  waren  den  Grafen  von 
Bentheim  und  von  Stolberg  solche  geliehen,  und  in  den  Jahren  1784  bis 
1790  konnte  das  gegenwärtig  der  Krondodation  mit  überwiesene  Kapital  von 
600000  Pfd.  Sterl.  in  den  englischen  dreiprocentigen  Stocks  belegt  werden. 

Die  zehi\jährige  feindliche  Okkupation  des  Landes  von  1803  bis  1813 
macht  auch  in  dieser  Beziehung  einen  grossen  Abschnitt  Während  der- 
selben w^aren  die  Zinsen  von  den  Aktivkapitalien,  so  weit  sie  eingingen, 
zum  Besten  des  Landes  verwandt,  die  Zinsen  von  den  Passiv kapitalien 
aber  zum  bei  weitem  grössten  Theile  unbezahlt  geblieben.  Hiervon  ist 
da^enige,  was  der  Schatullkasse  zustand,  ganz  niedergeschlagen,  der  Rest 
aber  nach  den  auch  bei  den  Landesschulden  angewandten  Grundsätzen 
mit  75  \j  theils  mit  Znhülfenahme  der  Ueberschüsse  der  fhmzÖsischen 
Entschädigungsgelder  baar  bezahlt,  theilsv  durch  Verbriefungen  vergütet. 
Diese  letztem  beliefen  sich  auf  die  Summe  von  258806  Thlr.  Konveutions- 
münze« 

R«deaf  FiMBt-Siatiitik.  58 
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Ferner  traten  in  Folge  dea  kergesteUten  Friedens  mehrftiche  Yeraade- 
rangen  im  Territorialbesit^e  eio,  welche  auf  das  Kapital  -  YermSgen  der 
KÖnigL  Generalkasse  zurückwirkten.  Es  mussten  nämlich  niclit  nur  wegen 
der  abgetretenen  Landestheile  gewiss^  Summen  von  dem  Schuldl>e8tande 
auf  die  neuen  Landesherrn  Ql^rgehen^  sondern  es  wurden  auch  mit  den 
neuen  Erwerbungen  verschiedene  Aktiv-  und  Passivkapitalien  Übernommen« 
Ganz  besonders  alter  war  an  die  Erwerbung  von  Ostfriesland  durch  den 
mit  der  Krone  Preussen  deshalb  abgeschlossenen  Vertrag,  die  Bedingung 
der  ScMffbarmachung  der  Ems  geknüpft»  Von  den  hierauf  zu  verwen- 
deten Kosten  ül>emehmen  die  Stände  auf  die  Landeslcasse  nur  die  Summe 
von  400000  Thlr.  Konv.-Mze«,  und  es  musste  daher  von  der  KÖnigl.  Kasse 
der  ganze  Best  getragen  werden,  der  sich  aut  815406  Thlr.  belaufen  hat. 
Ausserdem  sind  auf  eigentliche  Domanlaiankänfe  nicht  unbedeutende  Sum- 
men verwandt.  Abgesehen  nämlich  von  den  kleinen  Erwerbungen,  für 
weiche  seit  1813  überhaupt  378987  Thlr.  ausgegeben,  and  welche  durch 
kleine  Veräusserungen  fiir  die  Samme  von  394027  Thlr«  bestritten  sind,  hat 
auch  für  die  Belution  hildesheimischer  Domanens^ier,  die  von  der  weat- 
phälischen  Begierung  verschleudert  waren,  eine  Summe  von  339328  Thlr. 
verwandt  werden  müssen,  und  die  Erwerbung  der  dem  Hause  Nassau  zu- 
stehenden Chrafschaft  Spiegelberg  hat,  nach  Abzug  der  wegen  der  Steuern 
ans  der  ständischen  Kasse  dazu  beigetragenen  114436  Thlr,  noch  322518  Thlr. 
Kony.-Hze.  gekostet.  — 

Dazu  kam  ferner,  dass  während  der  feindlichen  Besetzung 
das  Beiriebs^Kapital  der  General-Kasse  völhg  aufgezehrt  war; 
e\h  üebel  was  weniger  in  der  ersten  Zeit  fühlbar  wurde,  als 
in  späteren  Jahren  wo  sonstige  aussergewöhnliche  und  uner- 
wartete Bedürfnisse  hinzutraten.  Man  half  sich  dann  durch 
Anleihen  in  kleineren  Summen  von  Privatpersonen,  was  bei 
dem  bedeutenden  Kredite  des  Domanium  keine  Schwierig- 
keiten hatte  und  erst  die  Zahlungen  zur  Ausführung  des 
Staatsvertrages  mit  Preussen  vom  ^3.  März  1830,  machten 
die  rasche  Anschaffung  grösserer  Summen  und  damit  eine 
Bankier- Vermittlung  so  wie  die  Bewilligung  von  5  %  Zinsen, 
nöthig.  Unter  diesen  Umständen  und  da  bis  1830  auch 
manche  Gelder  nach  England  flössen,  die  früher  im  Lande 
geblieben  waren,  ist  begreiflich,  dass  ^u$*  Zeit  der  Kaaen^ 
Vereinigung  der  Sckuldenbestand  der  Königlichen  GenercMcutse 
5,230842  Thlr.  betrug  (nach  Anlage  B  zum  ständischen  Kom- 
missionsberichte vom  15.  Jufiy  1840;  VI.  Ldtg.  III.  569).  Die 
jährlichen  Zinsen  und  Renten  beliefen  sich  auf  195614  Thlr. 
weil  ein  grosser  Theil  mit  5  und  4  %  verzinst  werden  musste^ 
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ein  Tilgmgsfonds  war  nicht  vorhanden.  Ausserdem  war  die 
Generalkasse  des  Königs  mit  jährlich  209500  Thir.  Pensionen, 
Wartegelder  und  Unterstützungen  (noch  ungerechnet  die  Ruhe- 
gehalte u.  s.  w.  des  Hofes)  belastet.  —  Hiernach  leidet  keinen 
Zweifel,  dass  neben*  den  allgemeinen  Yortheilen,  welche  die 
Kassenvereinigüng  hatte,  doch  der  finanzielle  Gewinn  auf  Seiten 
der  Königlichen  Kasse  war.  Denn  diese  erreichte  nicht  nur 
die  Deckung  ihres  Mangels,  sondern  wurde  auch  in  den  Stand 
gesetzt  der  Königlichen  Familie  eine  zulänglichere  Einnahme 
zu  gewähren  (durch  die  Krondodation)  als  bis  dahin.  Dies 
ist  allerdings  nicht  allseitig  anerkannt,  sonst  würden  bei  der 
Wiedertrennung  der  Kassen  die  Bedingungen  für  die  Landes- 
kasse  günstiger /ausgefallen  seyn. 

4.  Die  erste  Schuld  dei*  Eisenbahn-  Uauptkasse  wurde  im 
Jahre  1845  gemacht,  obgleich  schon  drei  Jahre  früher  der 
Bau  begonnen  hatte  und  das  Geselz  über  das  Eisenbahnnetz* 
bereits  unter  dem  4.  May  1843  erlassen  war.  Das  verhielt 
sich  folgendergestalt.  Als  der  Bau  anfing,  hatten  sowohl  die 
General  -  Steuer-  als  die  Landesschulden -Tilgungs*  Kasse  sehr 
bedeutende  verfügbare  Mittel,  welche  der  Eisenbahnkasse 
überwiesen  werden  konnten.  Durch  das  obengedachte  Ge- 
setz wurde  zwar  eine  Eisenbahnkasse  selbstständig  errichtet, 
welche  aus  einer  Haüptkasse  und  als  Nebenkassen,  der  Schul- 
den tilgungs- Kasse  und  der  Reservekasse  für  aussergewöhn- 
liebe  Ausgaben,  besteht.  Auch  sind  Zinsen  und  Vs  %  zur 
Tilgung  von  der  Gen.  Str.  Kasse  gewährleistet.  Allein  man 
konnte  die  erforderlichen  Gelder  aus  öffentlichen  Mitteln  be- 
ziehen. Ei*st  im  Jahre  1844  glaubte  die  Regierung  zu  Anlei- 
hen schreiten  zu  müssen  und  stellte  deshalb  durch  Verhand- 
lung mit  den  Ständen  (Aktenstücke  des  VIII.  Ldtgs.  II,  98 
78d  und  1071)  die  dabei  zum  Grunde  zu  legenden  Bedingun- 
gen fest.  Nachdem  dann  das  Nähere  zwischen  der  Regierung 
und  dem  Schatz -Kollegium  verabredet  war,  wurde  im  April 
1845  eine  entsprechende  Bekanntmachung  erlassen.  Damals 
(genau  bis  1.  July  1845)  waren  aus  sonstigen  Geldquellen 
(Gen.  Str.  Kasse,  Land.  Schuld.  Tilg.  Kasse)  behuf  der  Eisen- 
bahnen bereits  2,272000  ThIr.  verwendet,  und  zwar  durch 
die  Eisenbahn- Verwaltungs-Kasse  für  Bau-  und  Betriebs -Ein- 
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richtungen  2,164000  Thir.,    durch  die  Eisenbahn  *  Haupikasse 
für  Zinsen  u.  s.  w.  108000  Thlr.  (Aktenstücke  des  VIII.  Ldtgs. 
III.  203,  auch  1206).  —  In  Folge  jener  Aufforderung  wurden 
auf  das  beabsichtigte  Anlehen  von  Privaten  bis  Ende  Februar 
1846  nur  1,576993  Thlr.  eingezahlt  (Aktenstücke  des  VIIL  Ldtgs- 
III.  1462)  und  da,    neben  dem  bevorstehenden  bedeutenden 
Geldbedarf,    die  Verhältnisse  des  Geldmarks  so  misslich  ge- 
worden waren,    dass  auf  dem  eingeschlagenen  Wege  kein 
genügender  Erfolg  zu  hoffen   war,   so  wurden  andere  Mittel 
versucht.     Man   schloss   nämlich   im   März  1846  mit  einigen 
Bankierhäusern  einen  Vertrag  dahin  ab,  dass  dieselben  Sy«  % 
Zinsen  tragende  Schuldverschreibungen  zu  mindestens  95% 
des  Nennwerths  verkaufen  und  dafür  —  ausser  %  Vo  Provi- 
sion und  Ersatz  von  Portokosten  —  die  Hälfle  der  höhern 
Verwerthung  beziehen  sollten.     Als   im   Verlauf  der  nächsten 
Monate  hierauf  nicht  völlig  2  Mill.  Thaler  eingingen,  auch  die 
allgemeinen   Kreditverhältnisse  sich  immer  mehr  verschlech- 
terten und  andere  Staaten  gleichfalls  Eisenbahn -Anlehen  zu 
machen  suchten,   musste  Hannover  noch  ungünstigere  Bedin- 
gungen eingehen.    Auf  diese  V^eise  erlangte  es  bis  zum  1.  De* 
zember  1846  fernere  1,088000  Thlr.,  wobei  man  jedoch  unter 
93%  des  Nennwerths  dieser  3VaVoigen  Schuldpapiere  nicht 
herab  zu  gehen  brauchte.    Um  genau  benrtheilen  zu  können, 
welche  Verschuldung  wegen   dieser  Verlegenheilen  vielleicht 
die  Betheiligten  4rifft,  darf  nicht  verschwiegen  werden,  dass 
die  Stände  dringend  befürwortet  hatten,  der  Dtwionia/- Ablö- 
sungsfonds  (welcher   Gelder  ausser  Landes  belegte  und  zu'^ 
niedrigen  Zinsen  verlieh)  möge  aushelfen.    Das  Schatz-Kolle- 
gium halte  jedoch   von   der  Regierung  eine  entschieden  ab- 
lehnende Antwort  erhalten.     Auch    die   Ausgabe  von  unver- 
zinslichem Papiergeld  halte  die  Regierung   verweigert.     Um 
nun  den  Bedarf  der  Eisenbahnen  für  1847  zu  decken,   muss- 
ten  neue  Versuche  gemacht  werden,  die  sogar  nach  England 
sich  erstreckten,  dann  aber  damit  endeten,  dass  ein  Bankier- 
Anlehen   von  4,000000  Thlr.   (wovon   für   125000  Pfd.  Sterl. 
Verbriefungen)  zu  5%  abgeschlossen  wurde.     Die  sonstigen 
Bedingungen  enthält  eine  Bekanntmachung  des  Schatz-Kolle- 
giums vom  28.  November  1846.    Hier  ist  zu  erwähnen,  dass 
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bereits  früher  (VIII.  Ldig.  II.  1844,  Seite  784)  von  der  Stände- 
versammlung J  Hill.  Thaler  aus  den  Mitteln  der  Gen.  Str.  Kasse, 
der  Eisenbahnschulden -Tilgungs- Kasse  (Gesetze  vom  4.  May 
1843,  20.  Dezember  1844,  20.  Januar  1845  und  30.  Juny 
1846)  zum  Sianimvermögen  überwiesen  war,  welches  Kapital 
diese  Kasse  der  Eisenbahn  -  Hauptkasse  geliehen  hatte,  wes- 
halb sie  auch  dafUr  das  geselzliche  V«  %  der  Tilgung  bezieht 
(Aktenstücke  des  VIII  Ldtgs.  III.  1563  und  1599). 

Die  neuste  gesetzliche  Ergänzung  der  ebengedachten  Ge- 
setze vom  6.  Juny  1847  bestimmt: 

1.  das  von  der  General -Steuerkasse  gewährleistete  V«  Til- 
gungsprozent wird  vom  Tage  der  Einzahlung  der  ein* 
zelnen  Einlage  -  Beträge  berechnet. 

2.  Der  jährliche  Zuschuss  von  60000  Thir.  wird  der  Eisen- 
bahnscfauldentilgungskasse  so  lange  unverkürzt  gezahlt, 
bis  die  Schuld  Air  die  nach  dem  Gesetze  vom  4.  May 
1843  zu  bauenden  Eisenbahnen  völlig  getilgt  ist 

3.  Für  die  Eisenbahnschulden  gelten  sämmtliche  das  übrige 
Landesschuldenwesen  betreffende  Vorschriften* 

Am  Schlüsse  des  Jahrs  1847  betrug,  mit  Einschluss  ei- 
nes ferneren  5  %  Anlehens  von  600000  ThIr. ,  die  geiommie 
Schuld  der  Eisenbahn  -  Hauptha$$e  y  auf  Kourant  berechnet, 
13,027358  Thh.,  wovon  verbrieft  8,691400  ThIr.  (IX.  Ldlg. 
233).  Die  Zinsenlast  belief  sich  auf  523352  ThIr.  Am  1.  Ok- 
tober 1848  war  der  Kapital  -  Betrag  dieser  Schuld  12,626159 
ThIr.  (Mitth.  an  den  X.  Ldtg.  vom  I.Februar  1849);  am  I.Ok- 
tober 1849,  nach  Abzug  der  bereits  eingelösten  Schuldver- 
schreibungen, 12,515931  Thlr.  Kour.  (XI.  Ldlg.  1043).  Die 
einzelnen  Theile  sind  bereits  oben  Seite  S31  angegeben. 

5.  Schulden  zu  poriibergehenden  einzelnen  Zwecken.  Dazu 
gehört  aus  dem  Jahre  1825  eine  Anleihe  zur  Unterstützung 
Derjenigen,  welche  die  durch  Sturmfluthen  zerstörten  Deiche 
herzustellen  hatten  (Zweiter  Ldtg.  vom  7.  und  11.  May  1825, 
VL  506,  522,  617);  welches  zur  Errichtung  eines  Deich-Hülfs- 
/blieb  Veranlassung  gab  (Dritter  Ldtg.  L  100, 141,  329;  IL  113; 
Fünfter  Ldtg-  IV.  467,  661).  Die  Gesammtsumme  aller  im 
Jahre  1825  beschaffien  Deich-Herstellungs- und  Verbesserungs- 
Kosten  belief  sich  auf  1,115776  Thlr.;   die  Summe  der  Vor- 
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und  Zuschüsse  jenes  Fonds  war  5t5599  Thlr.,  wovon  später 
300000  Thlr.  geschenkt  wurden.  —  Im  Jahre  1831  wurde  zur 
Unterstützung  der  in  Folge  von  MissemcUen  und  üeberschtcem-' 
mung  nothleidenden  Einwohner,  eine  Anleihe  von  200000  Thlr. 
gemacht  (Dritter  Ldtg.  VI.  359  und  460).  —  Die  Grundsteuer- 
Exemüons-VergiiiungS'Kapif alten  bildeten  einen  neuen  Gegen- 
stand der  Schuldvermehrung  (z.  v.  die  Gesetze  voip  3.  Juny 
1826,  10.  Juny  1829  und  21.  September  1836}  Fünfler  Ldtg. 
1836  IV*  176).  —  Im  Jahre  1836  übernahm  die  General-Str.- 
Kasse  die  Gewähr  einer  Anleihe  für  die  Seebade-Austalt  Nor- 
derney  ziim  Betrage  von  30000  Thlr.  (Fünfler  Ldtg.  IV.  525, 
637;  Siebenter  Ldlg.  295;  X  Ldtg.  vom  I.Februar  1849; 
XI.  Ldtg.  2.  Diät  vom  12.  Eebruar  1851).  — 

Unter  Gewähr  der  Königlichen  Generalkasse  ist  im  Jahre 
1846  zum  Bau  eines  Theaters  eine  Anleihe  von  300000  thlr. 
zu  4%  gemacht  (Achter  Ldtg.  III.  1375  und  Minist.-Schrb.  vom 
1.  Februar  1849  Anlage.) 

Noch  einige  sonstige,  auf  den  Betrag  der  Schuld  Einfluss 
übende  Verhältnisse  sind  zu  erwähnen.  Nach  §.  42  des  Ge- 
setzes über  die  Errichtung  einer  Wittwen-Kasse  für  die  Hof'^ 
und  Zivildienerschaft  vom  8.  May  1838  werden  die  zu  kapi* 
talisirenden  Fonds  des  Instituts  von  der  Landeskasse  zu  4% 
in  Verzinsung  genommen ,  und  soll  diese  Verbindlichkeit  nach 
§.  48  so  länge  fortdauern,  als  die  Fonds  für  die  Wittwen  und 
Vt^aisen  der  Staatsdiener  jener  Begünstigung  bedürfen  werden, 
hierüber  aber  eine  Untersuchung  dann  Statt  finden,  wenn  das 
Kapital-Vermögen  der  Wiltwen-Kasse,  einschliesslich  der  der- 
selben überwiesenen  400000  Rthlr.  Gold,  die  Kapitalsumme 
von  1,800000  Thlr.  Kour.  erreicht  hat.  Dieser  Zeitpunkt  ist 
im  Jahre  1850  eingetreten  und  jene  Untersuchung  desshalb 
von  Ständen  beantragt  (Seite  1622).  — 

Depositar  und  Vormundschafts-Gelder  dürfen  in  den  Landes- 
theilen,  wo  das  preussische  Recht  beibehalten  ist,  nach  einem 
Gesetze  vom  22.  November  1842,  bei  den  Landeskassen  oder 
durch  Ankauf  von  Landesschuld-Papieren  zinsbar  belegt  wer- 
den. Eine  Unterbringung  bei  Privatpersonen  zu  geringerem 
Zinsfusse  darf  nicht  anders  geschehn,  als  wenn  die  erstgedachte 
Art  der  Unterbringung  nicht  thunlich  ist.  —  Ein  Gesetz  vom 
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8«  juny  1843  schreibt  (unter  Au frechterhaltung  der  vorstehen- 
den Bestimmungen)  für  alle  Landestheile  vor,  dass  alle  ge- 
richlüch  hinier legten  baaren  Geldsummen  von  100  Tfilr.  an, 
der  Landeskredit-Kasse  (welche  dafür  mindestens  2  %  Zinsen 
zahlen  seü),  oder  der  Landeskasse,  oder  auch  den  gesetzlich 
bestätigten  Kreditkassen,  geliehen  werden  sollen.  —  Die  Ab- 
lieferung von  Dienstkantionen  zur  Schuldentilgungs- Kasse  ist 
nicht  vorgeschrieben. 

Die  Darstellung  der  Gesetzgebung  über  das  Schuldenwesen 
ist  an  die  Geschichte  der  älteren  Landesschulden  zu  knüpfen. 
Hinsichtlich  des  grössten  Theils  der  alten  Provinzial-Schulden 
hatte  die  Regel  der  Kündbarkeit  von  Seiten  auch  des  Gläu- 
bigers bestanden ;  sie  hörte  während  der  Fremdherrschaft  von 
selbst  auf  und  wurde  später  nicht  wider  hergestellt.  In  Be- 
ziehung auf  die  während  der  Fremdherrschaft  entstandenen 
Schulden  machte  die  Regierung  die  UnkUndbarkeit  zur  Be- 
dingung Jhrer  Anerkennung  und  auch  in  die  neu  verbrieften 
Schulden  dieser  Klasse  wurde  diese  Klausel  aufgenommen. 
Gesetzlich  festgestellt  ist  die  Unkündbarkeit  Seitens  des  Gläu- 
bigers in  dem  Gesetze  über  Ei*i*ichtung  einer  Schulden-Tilgungs- 
Kasse  vom  23.  August  1823  (Aktenstücke  zweiten  Ldtgs.  III* 
699,  653;  IV.  401).  Um  jedoch  auf  der  andern  Seile  den 
Gläubigern  jede  mit  der  Sicherheit  des  Staatshaushalts  ver- 
einbare Erleichterung  zu  gewähren,  wurde  die  Theilbarkeit 
(MinisU-Verfg.  vom  15.  May  1816  und  Aktenstücke  der  prov. 
Stde.-Vers.  IV-  146)  und  auch  die  Zusammenlegung  (Bekannlm. 
vom  10.  September  1824)  verschiedener  landschaftlicher  Schuld- 
verschreibungen gestattet-  Ferner  ist  die  Stempelfreiheit  allen 
mit  dem  Schuldenweseu  zusammenhängenden  Verhandlungen 
gewährt,  zuletzt  im  Stempelsir.- Ges.  vom  4.  September  1844. 
Wichtiger  noch  sind  die  gesetzlichen  Bestimmungen  über  die 
Legitiifuüion  der  Landesgläubiger  in  den  Gesetzen  vom  2.  July 
1824,  20.  Januar  1826  und  10.  August  1836  (Aktenstücke  des 
zweiten  Ldtgs.  V.  241;  des  fünften  Ldtgs.  IV.  530);  so  wie 
über  die  die  Nichtigkeils  ^  Erklärung  abhanden  gekommener 
Schuld  verbriefungen  vom  20.  Januar  1826  und  10.  August  1836 
(Aktenslcke.  des  zweiten  Ldtgs.  V.  227,  240;  VI.  184,  542; 
des  fünften  Ldtgs.  IV.  530;  z.  v.  ferner  das  Gesetz  vom  13. 
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November  1834  über  die  Zinsscheine  der  auf  den  Inhaber 
lautenden  Schuldbriefe).  Auch  über  die  Verzinsung  sind  eine 
Menge  Bestimmungen  erlassen.  Eine  der  ersten  Sorgen  der 
Regierung  nach  Beendigung  der  Fremdherrschaft  war  die* 
regelmässige  Fortzahlung  der  Zinsen.  Um  in  diese  bessere 
Ordnung  zu  bringen,  wurden  die  sehr  verschiedenen  Zinsfusse, 
durch  Erhöhung  und  durch  Herabsetzung  oder  Rückzahlung, 
grösstentheils  auf  4Vo  gestellt.  Zu  vergl.  hierüber  die  Be- 
kanntmachungen vom  12.  Januar  1819  und  20.  Dezember  1822; 
auch  die  Aktenstcke.  der  prov.  Stde.-Vers.  IV.  143;  des  zwei- 
ten Ldtgs.  II.  103;  VI.  113  und  539.  Hierdurch  hatte  man 
es  dahin  gebracht,  dass  zur  Zeit  der  Kassenvereinigung,  nur 
noch  diejenigen  geringen  Schuldkapitale  mit  mehr  als  4% 
verzinst  wurden,  welche  aus  privalrechtlichen  Hinderungsgrün- 
den nicht  hatten  gekündigt,  oder  nicht  hatten  herabgesetzt 
werden  können.  Ein  Gesetz  vom  13.  July  1829  verfügte  die 
fernere  Herabsetzung  auf  3  V«  Vo  oder  die  Rückzahlung  durch 
Ausloosuüg  (z.  V*  die  Kündigungs-Bekanntmachungen  vom  28. 
Oktbr.  1834  und  23.  Juny  1835).  Die  nunmehr  hinzugekom- 
menen Schulden  der  Königlichen  General-Kasse  machten  son- 
stige ähnliche  Maassregeln  nölhig,  wovon  die  Aktenstcke.  des 
fünften  Ldtgs.  IV.  169  und  634;  V.  559  und  des  VI.  Ldtgs. 
L  51  und  296  handeln.  Sie  bezweckten  Herabsetzung  der 
Zinsen  und  Umwandlung  der  noch  kündbaren  Schuld  in  Un- 
kündbare; sodann  Aufhebung  der  durch  die  Verordnung  vom 
13.  July  1829  einstweilen  noch  gestatteten  Ausnahmen  von 
der  Kündigung  und  Darleihung  der  Geldmittel  der  Domanial- 
Ablösungs-  und  Veräussorungs  -  Kassen  zum  Schuldenabtrag. 
Demgemäss  hob  ein  Gesetz  vom  29.  April  1838  sämmtliche 
Ausnahmen  von  der  Kündigung,  ausser  den  auf  privatrecht- 
lichen Verpflichtungen  Beruhenden,  auf  und  ein  Gesetz  vom 
25.  July  1840  ging  noch  weiter,  indem  es  die  Tilgungskasse 
berechtigte,  mit  einigen  AusnahÄen,  auch  die  3Va  %igen  Ka- 
pitalien nach  Maassgabe  der  vorhandenen  Geldmittel ,  durch 
Verlosung  zu  tilgen.  Endlich  hat  das  Gesetz  vom  20.  Dezem- 
ber 1844  auch  die  einstweiligen  Ausnahmen  von  der  ge:iu>un- 
genen  Kündigung,  welche  §.  4  und  5  des  Gesetzes  vom  25. 
July    1840  machten,   beseitigt  (Aktenstcke.  des  achten  Ldtgs. 
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IL  696,  m.  1209j.  —  Das  letztere  Gesetz  sollte  mit  dem  1 .  July 
1846  ausser  Kraft  treten  und  da  auch  die  fernere  Annahme 
von  freiwilligen  Einlösungs-Anerbietungen  bei  dem  Zurückgehen 
der  Schuldverschreibungen  nnter  den  Nennwerth  (in  Folge 
der  ungünstigen  Geld  Verhältnisse  und  der  Eisenbahnanlehen) 
bedenklich  schien;  so  wurde  das  Gesetz  vom  30.  Juny  1646 
(Aktenstcke.  des  achten  Ldtgs.  III.  1158  und  1209)  erlassen. 
Dieses  bestimmt  über  die  Verwendung  der  Mittel  der  Landet^ 
und  der  Eisenbahn-SchuldenHlgungs^Kassen  Folgendes: 

1«  Die  Geldmittel  der  Landesscboldentilf  ungs  -  Kasae  sollen  vom  1»  July 
1846  an  bis  auf  Weiteres  zur  RQcl{ Zahlung  von  Landesschnldkapita- 
lien  JBom  vollen  Nennwerthe  der  Obligationen)  najDb  einer  durcb  das 
Loos  zu  bestimmenden  Reibenfolge^  verwendet  werden. 

2.  Dasselbe  findet  hinsicbtlicb   der  EisenbahnschnldentUgongskasse  Statt« 

3«  Die  bisherige  Einlösung  von  Scbuldkapitalien  auf  Antrag  der  6i&nbi- 
ger,  nach  dem  Kurse  bis  snm  vollen  Nennwerthe  hört  dagegen  auf« 

4.  Die  Rechte  der  Gl&nblger  an  den  aus  der  LandesschuldentUgnngskasse 
der  Eisenbahnkasse  dargeliehenen  Geldmitteln  (Gesetz  vom  20«  De- 
zember 1844)  werden  hierdurch  nicht  geändert. 

Die  XL  Ständeversammlung  hatte,  in  ihrer  Erwiederung 
vom  16.  April  1850  (Seite  1621),  die  Benutzung  des  höchst 
günstigen  Standes  der  hannoverschen  Schuldpapiere  zur  Be- 
seitigung der  4  Voigen  auch  von  den  Gläubigern  kündbaren, 
se  wie  der  neueren  unkündbaren  4Va  und  5  %igen  Schuld- 
scheine; anheimgegeben.  In  Folge  dessen  hat  das  Scbatz- 
kollegium  im  Juny  1850  diese  mit  Litt.  H.  Q  und  R  bezeich- 
neten Obligationen  gekündigt.  —  Ein  Gesetz  vom  24.  Januar 
1851  hat  die  für  das  Landesschuldenwesen  erlassenen  Be- 
stimmungen auf  die  Schulden  der  vormaligen  Generalkasse 
ausgedehnt. 

Die  bei  ihrer  Errichtung  durch  Gesetz  vom  23.  August 
1823  mit  jährlich  100000  Thir.  Kass.-Mze.  dann  111120  Thir. 
Konv.-Mze.  ausgestaltete  Tilgungs-Kasse  der  älteren  Landes- 
schulden, hatte  damit,  so  wie  mittelst  der  Zinsen  der  eingelösten 
Kapitalien;  bis  zum  1.  Januar  1834  tarifmässig  in  Konv.-Mze. 
1,683212  Thir.  an  Landesschuld kapitalicn  und  ausserdem  für 
33923  Thir.  unverbriefle  Forderungen  eingelöst.  Die  Rech- 
nungen der  Schulden  -  Tilgungs  -  Kassen  werden  den  Land- 
ständen vorgelegt  und  daneben  über  die  Lage  des  Schulden- 
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Wesens  alljährlich  ein  m  den  Aktenstticken  abgedruckter  Be- 
richt erstattet.  Aus  der  am  20.  Februar  1651  der  XI.  Stände- 
versamralung  2.  Diät  gemachten  Mittheilung  ergiebt  sich,  dass 
die  Landesschulden-Tilgungs-Kasse  vom  Anfange  ihrer  Wirk- 
samkeit bis  zum  1.  Januar  1851  zusammengenommen  6,193070 
Thir.  Kour.;  die  Eisenbahnschulden-Tilgungskasse  772347  Thir. 
Kour.  eingelöst  hatten. 

b)  Befraff  der  Schulden  xu  Terschiedenen  Zelten* 

Die  Staatsschulden   des  Königreichs  Hannover  betrugen 
im  Jahre 

1828  zur  Zeit  der  Einricktang    regrimtoif  er    Schuldentil- 

gang  (nach  Ubbelobde  FinaDKen  S.  858  und  377)  Thir.  Kour. 

1)  Aeltere  fdndirte  Schtdd  aaf  KoDT^-Kze.  nm- 

gerechnet -    .    «    .    .    16,366968      15,702633 

2)  Neuere  LaodeMchuId«  Konv.-Mze.     .    •      2^17000        2>586721 
8)  Schulden  der  kOntgllGhen  Generalkasse,  theils  durch 

Aktiva  gedeckt  (mit  Einschluss  der  Mannfkktnr- 
kasse-Kapitalien),  theiUi  ans  Forderungen  der  Krone 
bestehend,  welche  spater  erlassen  wurden    .    «    •  — 

Zusammen  18,379354 
1834  July  1.,  dem  Zeitpunkt  der  Kassenverein ignng  war  der 
Schuldbetrag  (zufolge  des  st&ndischen  Aktenstück 
Nr.  t%  vom  6,  April  1841)  beider  Kassen,  nach  Abzug 
der  durch  die  Tilgungskasse  eingelösten  Kapitalien  und 
der  durch  die  Vereinigung  erloschenen,  so  wie  nach  Zu- 
rechnung der  sp&tem  Berichtigungen  22,745 180  Thir.  Kour. 
Da  nun  nach  Anlage  B  zum  ständischen  Koromissions* 
berichte  vom  15.  Juny  1840  der  Schnldbestand  der 
vormaligen  Königl.  Generalkasse  am  1.  July  1834 : 
5,230842  Thir.  Kour.  betrugt  so  vertheilte  sich  damals 
die  Schuldenlast  wie  folgt: 

1)  Oeneral-Steuer^Kasse  •    .    *    4    * 17^514000 

2)  Königl«  General-Kasse 5,231000 

Zusammen    22,745000 
1841  Januar  1*  (Zeitpunkt  der  Kassentrennung  am  1.  July 
1841)  nach  der  Mittheilung  vom  6«  AprU  1841 : 

1)  Gesammtbetrag  der  Liandesschulden  •.••••      14,826000 

2)  Schuld  der  vormaligen  Königl«  Generalkasse      «    •        2^493000 

Znsammen     17,319000 
1847  Ende  des  Jahrs  nach  dem  Minist.-Schreiben  vom  31.  März  ^ 

1848: 
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1)  LmaeAMme  und  Eisenbiüuikam,  nach  Ahtug  der 

Aköv«,  der  KaiiitaUen  der  TUgangekMaeii  a.  b.  w.      23,284000 

2)  Königliche  Kasse  Cnacb  dem  Ministerial-Selireiben 

Tom  I.  Pebmar  1849) .        i^moOO 

lA^a  AI,.  1.      «         V  .                                             Zusammen  25,126000 
1849  Oktober  1.  nach  dem  Minist -Sehr,  vom  28.  Febr.  1850- 

1)  Landeskassse \  15,230410 

2)  Königliche  Kasse ^^^^^^^ 

3)  Eisenbahn-Kasse   (nach  Absatz  der  Kapitalien  des 
Tilgungsfonds) 12,515980 

Zusammen    29,861869 
I.    Die  Scbnldsomme  der  Yormallgen    Genend-Steuer^JKasse  »erüel 
in  Ibigende  Gattungen : 

Ä.    Fundirie  Schuld. 
a»  die  ältere  fündlrte  Schuld» 

1)  Die  5  procentige ^800  ^^''^'  ^"^^ 

*^    >•  *         »  2,207471 

^^    w  3»/i     „  9,991990 

*^    >>  *  «  114233 

6)    >>  anTerzinsUehe  oad  illiquide 6400 

Zusammen    ....       12,326900 
b»  die  neu  Amdirte  Schuld. 
1)  in  5  proseotigeji  Obligationen  Litt,  R  .    .    .      1,179740 
^^  »   ^'/s      V  j,  „    0  .    .    .         216258 

Zusammen    ....        1,395993 
B.    Vnfmdirte  Schuld. 

a«  die  kündbare  Schuld. 

1)  die  4  prozentige 172667 

^)    5>  SVa    „            500000 

3)    w  3'/4    „            500000 

^)    yy  ^         w .  62625 

Zusammen    ....        1,235292 
b.  die  nicht  fnndirte  unkOndbare  Schuld. 

1)  in  8*/i  prozentigen  Obligationefl  Litt  P   .    ,         133667 

2)  das  Kalenbergsche  Wittwen-Kasse-Kapital    .        287409 

421076 

Znsammen    •    .    .    .       15,379261 
welche  durch  aus  dem  Domanial-Ablösnngs-FoiidB  empfiuigene 
Vorschösse  (1,133200)  sich  vermehren  bis  »i 16,512461 
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dagegen  um  die  SiUBme  von  l,t8305)TUr*  eidi  Teraiiiideni,    Thlr.  Kour. 
welche  nnter  den  Schiüden  der  Eiaenbahn-Haupüuisse  begrif- 
fen sind;  wonach  ftbrig  bleiben 15^230410 

IL    Schulden  der  Tormaligen  KömgUchen  General-Keuse : 

1)  an  alteren  Kapitalien 1,686576 

t)  an  VorschoM    aus  den    Domanial-Abld- 

songsAmda 175000 

3)  an  neuen  Anleihen       223500 

4)  wegen  des  von  Galenschen  iCapitals       .    .  30453 

Znsammen    .    «    •    •         2^115529 
(Eine  Kapitalforderüng  von  891359  Thlr.  der  General- 
Steuer-Kasse  an  die  Königl«  Kasse ,  ist  durch  die  Kas- 
senverelnigung  erloschen). 

III.  Schulden  der  i^eit5a^-^ati/>/Ara^^e.* 

A»  die  Terbriefle  Schuld: 
l)  die  5  proientige^  in  Obligationen  Litt«  D.  I.      4,606467 
*)  n     ^Vi  prozentige: 

a.  in  Obligationen  Litt«  A.  L   .    «     1.590973 

b.  ,,  9,  Litt.  B.  1.    .    .    8,094660 

'. 4.685633 

Zusammen     •    «    •    .        9^92100 
B.  die  unverhriefite  8Vi  X  Schuld: 

1)  die  Darlehen  aus  den  Ueberschttssen  der 
General-Steuerkasse  .    •    « 352900 

2)  die  Darlehen  aus  der  Landesschulden-TUgungs- 

kasse 455000 

8)  die  Darlehen  aus  der  Eisenbahnsohulden-Til- 

gungskasse  •    .    •    •  ' 1,191225 

4)  die  Darlehen  aus  den  eigenen  Mitteln  des  Ka- 

pitalienfbnds •    .  420000 

Zusammen    •    •    •    «       2,419125 

IV.  Die  Schulden,  welche  auf  den  Kredit  der  General- 
Steuerkasse  für  die  Eisenbahnhaupt  -  Kasse  .  gemacht 
wurden:  .     . 

1)  die  3V2  proz.  kOndbareln  Obligationen  Litt.  O      500000 

2)  die  3^4    yy  n  yy  99         L<^*  O      ^MKHKX) 

3)  die  3'/t    >>  99  unfundirte  in  Obliga- 

Uonen  Utt  P 181333 

4)  die  3  proz«  kOndbare.  in.  Obligationen  Litt  C.  I        62625 

Zusammen    «...        1,243958 

Zusammen     12,955184 

und  nach  Abrechnung  der  durch  die  Eb.-Sch«-Tilg,-Kas8e  be-    Thlr.  Kour. 

bewirkten  Kapital*Einlösungen  von «    •    «  439253 

12,516980 
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Schulden  welche  zu  besondern  vorQbergehenden  Zwecken  oder  von  flrfiher 
Mlbstetfindifen  Küssen  gemacht  sind,  z.  B.  von  der  Wegban-Kasse,  die 
übrigens  keine  finanzielle  Bedeutung  haben ;  sind  hierin  nicht  berOcksichtigt. 

Stein  man  nun  die  zu  verschiedenen  Zeiten  vorhanden 
gewesene  Schuld  des  Königreichs  Hannover,  nach  dem  Vor- 
enthaltenen zusatnmeHf  so  ergiebt  sich  Folgendes: 

rBTtnenTunff 
oder 
Yermmderung, 


Geldbetrag  in 
Thlr.Kour. 


mrfden  Kopf 
der  nevolkerung. 


1823 
1834 
1841 
1847 
1849 
1850 
Oktober  1. 


18,379354 
22,745000 
17,319000 
25,126000 
29,861869 
30,368415 


-f  4,365646 
-r-  1,060354 
+  6,746646 
-f  11,482515 
4-  11,989061 


12,82 
13,61 
10,02 
14,29 
16,97 
17,16 


Die  Bestandtheile  der  am  1.  Oktober  1850  vorhandenen 
Schulden  waren  (Darstellung  vom  20.  Februar  1851): 

15,907369  vormal.  Gen.-Str.-K. 
2,115529       „       Könid.  Gen.-K. 
12847       ^       Wegbau-Kasse. 
12,332670      -      Eisenbahn-Schuld. 

Der  Zinsenbedarf  ist  für  1851/2  zu  1,062558  thlr.  be- 
rechnet. 

Vom  1.  Oktober  1850  bis  April  1851  mögen:  durch  die 
schwebende  Schuld  (Schreiben  vom  15.  November  1849),  durch 
den  Einnahmemangel  des  Budgets  von  1850/1,  durch  den 
Bedarf  fiir  die  Süd-  uud  West  -  Eisenbahn  u.  s.  w.,  nach 
Absatz  der  durch  die  regelmässige  Tilgung  beseitigten  Summen, 
etwa  3,500000  Thlr.  zum  obigen  Betrage  der  Schuld  gekom- 
men sevn  (neues  4  Voiges  Anlehn  Litt.  E.  I.  zum  Biau  der 
Süd-  und  West-Eisenbahn,  Tür  jetzt  4  Mill.  zu  101  mit  V«  % 
Provbion,  erst  nach  acht  Jahren  von  Seiten  der  Regierung 
kündbar,  von  Seiten  der  Gläubiger  gar  nicht).  —  Dadurch 
würde  derselbe  auf  33,868000  Thlr.  erhöht  seyn  und  dann 
im  Verhältniss  zur  reinen  Jahreseinnahme  stehen ,  wie  4,57  zu 
1 ;  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  aber  kommen  durchschnitt- 
lich 19,24  Thln 

e)  (SUuito-lLrefllt  (Kvun  der  Staatapapiere). 

Zupächst  werden  die  nachverzeichneten  Bewegungen  des 
Standes  der  Staatsschuldpapiere,  so  weit  solche  den  Berichten 
der  hannoverschen  Zeitung  zu  entnehmen  gewesen  sind,  zu 
einigen  Bemerkungen  Veranlassung  geben. 


~    997    - 

Die  Märzereignisse  des  Jahrs  t848  haben  auf  den  Stand 
auch  der  hannoverschen  Staatsschuld-Papiere  den  Einfluss  ge- 
äussert, dass  sie  augenblicklich  sehr  bedeutend  fielen.  Allein 
es  giebt  keinen  andern  Staat  in  Deutschtand,  dessen  Schuld- 
briefe so  rasch  wieder  sich  hoben  und  dessen  Papiere  jetzt 
höher  oder  eben  so  hoch  stehen ,  als  vor  den  Märzereignis- 
sen. Dies  ist  mit  Hannover  der  Fall  und  hat  seine  Ursachen 
in  dem  Vertrauen,  welches  dessen  Schuldpapiere  an  den  Bör- 
sen, besonders  aber  im  Lande  selbst,  finden.  Dieses  Ver- 
trauen entspringt  namentlich  aus  der  (im  Verhältniss  zu  den 
Kräften  und  Mitteln ,  so  wie  zu  andern  Staaten)  geringen  Ver- 
schuldung; aus  der  zinstragenden  Verwendung  fast  aller  neu- 
sten Anleihen;  aus  dem  systematischen  Fernhalten  von  allem 
iinverzinslidiem  Papiergelde  (nur  200000  Thlr.  auf  den  Kredit 
der  Siadt  Hannover} ;  atte  der  Offenheit  und  gesetzlichen  Re- 
gelmässigkeit, womit  von  jeher  die  Staatsschuld  behandelt 
ist;  aus  der  verhältnissmässig  bedeutenden  Tilgung.  Der  au- 
genblickliche Stand  (Ende  März  18(^1)  der  5  %  Schuld  isl 
105 Va,  der  3VaVo:  101»/,;  während  beispielsweise  die  5% 
und  beziehungsweise  3ya%  tragenden  Staatspapiere  Oester- 
reichs  zu  96  und  — ;  Preussens  zu  104V4  und  85 ;  Bayeiiis 
zu  102 Va  und  89Vs;  Württembergs  zu  —  undsey,;  K.  Sach- 
sen zu  100  und  —  stehen 

Wenn  aber  auch  die  Vergangenheit  und  Gegenwart  Han- 
novers Staatshaushalt  in  einem  verhältnissmässig  günstigen 
Lichte  erscheinen  lassen,  so  ist  doch  gewiss,  dass  ein  Aus- 
gabe -  Ueberschuss  vorhanden  ist ,  der  dauernd  werden  m^ss, 
wenn  nidit  Ersparungen  eintreten ,  oder  —  neue  Steuern  auf- 
gelegt werden.  Schon  jetzt  ist  das  Gleichgewicht  der  reget-- 
massigen  Einnahmen  und  Ausgaben  der  neuen  General -Lan- 
deskasse gestört  und  zwar,  wie  aus  der  vorangegangenen 
Darstellung  erhellt,  theils  abermals  durch  die  Wiedervereini- 
gung mit  der  Königlichen  Kasse,  welche  wie  im  Jahre  1S34 
ein  tbatsächliches  Defizit  mitgebracht  hat;  theils  durdi  die 
Einnahme  -  Ausfälle  und  Ausgabe  -  Vermehrungen  sek  1848. 
Dazu  kommt  aber  der  (noch  eine  Reihe  von  Jahren  zu  er- 
wartende) Zuschuss  zu  den  Zinsen  der  Süd-  und  West-Eisen- 
bahn-Anleiheu;  welchen  die  Regierung  sogar  auf  400000  Thlr. 
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jährlich  anschlägt.  Dazo  kommen  die  neuen  (aber  im  wah- 
ren Interesse  der  Bewohner  gemachten)  Ausgaben  für  Rechts- 
pflege und  Verwaltung,  so  wie  die  Aussicht»  dass  die  Ein- 
nahmen von  den  Zöllen,  Salinen,  Stempel,  Sportein  u.  s.  w. 
in  ihrem  bisherigen  Ertrage  auf  die  Dauer  schwerlich  zu  er- 
halten seyn  werden  (Aktenstücke  des  XI.  Ldtgs.  1850.  S.  1555). 
Eins  der  wesentlichsten  Uebel,  ^die  Rassentrennung^,  ist 
wieder  beseitigt  und  damit  zugleich  das  GeheimnUs  und  die 
WülkUr.  Störende  Eingriffe,  wie  in  den  Jahren  1637  bis 
1847,  scheinen  nicht  mehr  zu  besorgen  und  so  wird  man  mit 
gleichem  Rechte  und  mit  besserm  Erfolge  das  Mittel  anwen- 
den können,  wodurch  im  Jahre  1832  das  Gleichgewicht  des 
Staatshaushalts  wieder  hergestellt  werden  sollte.  Ersparung 
einer  bedeutenden  Summe,  damals  von  einem  unvergesslichen 
Könige  aus  eigener  Bewegung  angeordnet,  wird  jets^iy  wenn 
von  den  Ständen  beantragt ,  von  der  Regierung  nicht  zurück- 
gewiesen werden  können.  Hören  wir  zum  Schluss,  was 
übbelohde  (a.  a.  0.  S.  407) ,  gewiss  ein  gewiegter  Finanzmann 
und  noch  dazu  aUen  Schlages,  in  Beziehung  auf  die  Noth^ 
wendtgkeU  von  Verbesseruttgen  im  Staatshaushalte  und  die  da- 
bei anzuwendenden  Grundsätze  sagt: 

,,1ii  dem  HauAluüte  des  Privatmaiuies  mass  die  Ausgabe  sicli  nach 
,,der  Einnalime  richteo^  bei  dem  öffentlichen  Haushalte  aber  l^ann 
,,diese  Hegel  eben  so  wenig  unbedingt  angewandt  werden,  als  sich 
„das  entgegengesetzte  System  voUkommen  durchführen  lasst»  dass 
,,nämlich  zunächst  die  Ausgaben  bestimmt  und  danach  die  Einnahmen 
,,geordnet  werden*  Können  die  Einrichtungen  des  Staats  wegen  Man- 
,^els  an  flnanziellen  Mitteln  ihre  Zwecke  nicht  erfüllen ,  so  ist  al- 
,,lerding8  der  Aufwand,  welcher  fOr  sie  gemacht  wird,  schlecht  an- 
„gelegt^  die  Mittel  rottssen  vermehrt  werden,  bis  sie  genügen«  Allein 
„bei  den  Einnahmen  der  Königlichen  Oeneralkasse  hat  dies  offenbar 
„sehr  enge  Grenzen,  und  auch  für  die  liandeskasse  giebt  es  deren^ 
„da  eine  unbedingte  Erhöhung  der  Steuern  unmöglich  ist.  Daher  ist 
„auf  jeden  Fall  sorgfl&ltig  zu  prüfen,  weicher  Aufwand  nothwendig 
„ist^  und  welcher  minder  erforderlich  oder  allenftiiis  entbehrlich  er- 
„scheint,  und  gerade  da  liegt  die  grosse,  nie  zu  übersehende  Schwie- 
„rigkeit.  Wer  von  der  Wichtigkeit  irgend  einer  Einrichtung  innig 
„durchdrungen  ist,  wer  durch  sie  Mängel  abhelfen  will^  die  gerade 
„er  recht  lebhaft  empfindet,  der  wird  auch  die  Kosten  nicht  scheuen^ 
„die  sie  erfordert,  wer  den  Auftrag  hat,  eine  solche  Einrichtung  zu 
„treffen  and  dnrchzofQhren«  der  muss  dahin  streben,  ihr  eine  gewisse 


-    929    - 

y^VolUumuneiilieit  za  Tencbaffen.  Aber  wird  derjenige  9  der  die  Vor- 
,,ilieile  des  Institute  weniger  empfindet  oder  weniger  benatzen  kann, 
,,den  daffir  gemachten  Aufwand  richtig  benrtheilen,  oder  wird  man 
,^ich  nicht  dnrch  die  Lauge  der  Zeit,  die  den  friiheren  mangelhaften 
,^oetand  in  dem  GedAehtnlase  tilgt,  verleiten  laasen,  nur  die  fOr  das 
^ylnstitat  gebrachten  und  femer  nothwendigen  Opfer  zu  erblicken,  seine 
,yWichti^eit  aber  nicht  genfigend  ansuerkennen  ?  Wird  auch  nur 
^gend  Jemand  im  Stande  seyn,  alle  Zweige  des  öffentlichen'Dien- 
)^tes  mit  gleicher  Sachkenntniss  und  gleicher  Cterechtigkeit  su  benr« 
,,thenen?  Daher  ist  es  immer  äusserst  schwierige  zu  bestimmenj 
y^welcher  Aufwand  nothwendig  Ist,  und  weit  schwieriger  noch,  einen 
,,einmal  eingerichteten,  auf  die  Befriedigung  gewisser  BedOrftaisse  be- 
^reehneten  Hanshalt  sweckmässig  zu  beschränken;  und  deshalb  wird, 
,,so  Mresentlich  nOthig  es  auch  bleibt  >  nicht  genOgende  Mittel  su  yer- 
,,mehren ,  dennoch  immer  auf  die  vorhandenen  Einnahmen  so  viel  wie 
,,m5glich  ROcksIcht  zu  nehmen  seyn,  zumal  da  es  weit  leichter  ist, 
„diese  zu  konserviren  als  neue  zu  erwerben.  —  Wie  hiemach  hei" 
ijMT  von  beiden  Wegen  ausschUessHch  zu  erwählen  tat,  so  hat  die 
,,FinanzYerwaltnng  bisher  auch  auf  eine  zweckmässige  Vermehmng 
,,der  Kinnahmen  und  zugleich  auf  die  Beschränkung  der  Aosgaben 
y^RQcksicht  genonmen.^^ 


m«ifMFI«mB-lNMiilik«  59 
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des 

Herzo^hums  Braimschweig* 


A.  Im  Allgemeinen. 

Das  Land  Braunschweig,  in  mehreren  Theilen  zwischen 
grösseren  Staaten  hingestreut,  hat  deren  Geschicke  theilen 
müssen;  aber  auch  der  kriegerische  Sinn  seines  Fürstenge- 
schlechts hat  grossen  Einfluss  auf  die  Wechselfalle  seines 
Schicksals  gehabt.  Von  den  Männern  aus  dem  Hause  der 
Weifen,  welche  unter  dem  Braunschweiger  Dome  ruhen,  sind 
nur  Wenige,  die  nicht  in  offener  Schlacht  vor  dem  Feinde 
fielen  und  Keiner  trug  eine  Wunde  auf  dem  Rücken. 

Karl  Wilhelm  Ferdinand^  der  den  Verlust  der  Schlacht 
bei  Jena  nicht  überlebte,  hatte  seit  seinem  Regierungsantritt 
im  Jahre  1780,  durch  strenge  Sparsamkeit,  durch  kräftiges 
Auflreten  gegen  die  Anmassung  und  die  Ausnahmeansprüche 
der  alten  Feudalstände  und  durch  gute  Einrichtungen  im 
Geiste  des  Fortschritts  jener  Zeit  die  nachtheiligen  Folgen  der 
Regierungsweise  seines  Vaters,  des  Herzogs  Karl  (1735  bis 
1780),  wieder  gut  gemacht*  Der  neue  Herzog  Friedrich  Wil- 
helm konnte  nur  kurze  Zeit  in  seinem  Lande  sich  halten ;  der 
feindlichen  Uebermacht  weichend ,  -  aber  kämpfend  und  an 
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der  Spilze  seines  getreuen  Heerhaufens,  verliess  er  den  deut- 
schen Boden,  um  die  Eroberer  seiner  Heimath  auf  einem  an- 
dern Felde  aufeusuchen.  Das  Königreich  Weslphalen  zerfiel 
und  durch  eine  Proklamation  vom  26.  Dezember  1813  nahm 
Friedrich  Wilhelm  wieder  Besitz  vom  Herzogthum.  Allein 
die  Zeit  erheischte  ein  neues  Opfer  von  dem  hart  geprüften 
Lande  und  sein  Herzog  starb  im  letzten  Kampfe  gegen  den 
wiedergekehrten  Protektor  des  Rheinbundes,  an  der  Spilze 
der  Söhne  seines  Landes  am  16.  Juny  1815.  Bemerkens- 
werlh  ist,  dass  Braunschweig,  dessen  Fürst  und  Volk  mehr 
gelitten  und  grössere  Opfer  für  die  Befreiung  des  deutschen 
Vaterlandes  gebracht  hatten,  als  fast  alle  Genossen;  —  bei 
der  Vertheilung  der  Kriegsbeute  an  Land  fast  leer  ausgingen. 

Die  eormundschaftliche  Regierung  Georg  des  IV.  von  Eng- 
land (Patent  vom  18.  July  1815)  währte  bis  zum  31.  Oktober 
1823  (Patent  vom  16.  Oktober  1823),  und  wenn  man  auch 
den  Ministern  des  Vormundes  hinsichtlich  des  Systems  der 
Verwaltung  einzelne  gerechte  Vorwürfe  machen  kann,  so 
verdankt  doch  das  Land  der  vofmundschaftlichen  Regierung 
manches  gute  Gesetz,  manche  wohlthätige  Einrichtung  und 
vor  Allem  Ordnung  im  Staatshaushalt.  Hinreichendes  Zeug- 
niss  datür  allein  schon  bietet  der  Inhalt  des  Landtags -«Ab^ 
schieds  vom  11.  July  1823  dar.  Auch  die  aus  der  Verein- 
barung mit  den  Landsländen  hervorgegangene  LandschaftS' 
Ordnung  vom  25.  April  1820  soll  zu  den  guten  Gesetzen  gezählt 
werden ,  da  sie  ein  bedeutender  Schritt  zum  Besseren  war. 

Mit  dem  Regierungsantritt  des  Herzogs  Karl  (Patent  vom 
30.  Oktober  1823)  begann  eine  neue  Prüfungszeit  für  das 
Land.  Nicht  allein  mit  dem  früheren  Vormunde  ftihrte  der 
Herzog  einen  ärgerlichen  Streit,  über  angeblich  widerrecht- 
liche Ausdehnung  der  Vormundscliaft,  über  ständische  Ein- 
richtungen u.  s.  w.,  sondern  aus  gänzlicher  Nichtachtung  der 
Staats*  und  Rechts -Verfassung  gingen  die  traurigsten  Zer- 
würfnisse auch  mit  den  Landsländen  hervor.  Zu  vergleichen 
von  den  zahllosen  Aktenstücken  über  jene  Streitigkeiten  bei- 
spielsweise das  herzogliche  Patent  vom  10.  May  1827,  worm 
erklärt  wird,  dass  alle  zwischen  dem  30.  Oktc^er  1B22  und 

59* 
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18S3  erlassenen  Verordnungen  nicht  anerkannt  würden ;  auch 
das  BundestagS'Proiokoll  vom  4.  November  1830 :  ^dass,  nach 
^Art-  54  und  56  der  Wiener  Schlussakte,  die. in  anerkannter 
„Wirksamkeit  bestehende  erneuerte  Landschafls-Ordnung  vom 
n Jahre  18120  vom  Herzoge  nicht  auf  anderm,  als  auf  terfas- 
f^$ungsmäs9igem  Wege  abgeändert  werden  könne. *^ 

Die  Regierung  dieses  Fürsten  hat  viel  dazu  beigetragen, 
die  Achtung  zu  schwächen ,    welche    der  Deutsche   seinen 
Fürstengeschlechtern  widmet,  und  leider  hat  in  andern  Staa- 
ten das  schlimme  Beispiel  reichliche  Nachahmung  gefunden. 
Herzog  Wilhelm,  der  Bruder  des  am  7.  September  1830  aus 
seiner  Residenz  entflohenen  Herzogs  Karl,  übernahm,  auf  den 
dringenden  Wunsch  des  Landes  und  auf  Einladung  des  Bun- 
destags,   die  Zügel   der  Regierung   (z.  v.   die  Patente   vom 
28.  September,  26.  November,  7*  Dezember  1830  und  20.  April 
1831).    Zur  Sicherung   der  Ruhe  wurde  das  Hausgesetz  über 
die  Vermählungen  unter  dem  19.  Oktober  1831  erlassen  und 
mittelst  agnalischen   Erlasses   vom   14.  März  1833  über  das 
Vermögen  des  Herzogs  Karl  eine  Kuratel  angeordnet.     Die 
abermals  durch  Vereinbarung  entstandene  neue  LandschaftS" 
Ordnung  vom  12.  Oktober  1832  ist  ein  ferneres  Band  zwi- 
schen dem  Herzog  und  dem  Lande  geworden,   welches  ein- 
zelne Streitigkeiten  über  gegenseitige  Rechte  in  der  Folgezeit 
bis  1848  zu  lockern  nicht  vermocht  haben.     Verfassungs  -  Ge- 
sehe  aus  neuster  Zeit  sind:   vom  5.  April  1848  über  die  Oef- 
fenilichkeU  der  ständischen  Verhandlungen*,  vom  20.  April  1848, 
die  Aufhebung  des  §.  114  des  Landesgrundgesetzes  betreifend; 
vom  11.  September  1848  über  die  Zusammensetzung  der  Land- 
tags -  Abgeordneten  und  des  Ausschusses;   das  provisorische 
Wahlgesetz  von  demselben  Tage;  vom  12.  Oktober  1848  we- 
gen Veröffentlichung  der  Reichsgesetze ;  vom  14.  Januar  1849 
zur  Ausführung  der  Grundrechte  des  deutschen  Volks;   vom 
4.  May  1849  über  das  Verhältniss  der  Reichsgesetzgebung  zur 
Landesgesetzgebung;    vom  19.  März  1850,  zur  Abänderung 
einiger  die  Rechtspflege  betreffenden  Bestimmungen  des  Lan- 
desgnindgesetzes.     Die  kmdsiändische  Geschäfls-Ordnung  vom 
12.  Oktober  1832  hat  unter  dem  5.  July  1834  und  im  April 
1849  Ergänzungen  erfahren  (z.  v.  den  neuen  Entwurf  vom 
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IS. April  1849).    Eine  Uebersicht  der  landständüchen  Versamm- 
hmgen  dürfte  Interesse  haben. 

Eröffnung : 

819  Oktober  12.,  zar  BerathnDf  Ober  die  Landschafts  -  Ordnung. 

820  November  22.,  Landtags^Äbschied  Tom  11  •  July  1823* 
831  September  30. ,  Landtags-Abscfned  vom  12.  Oktober  1832. 
833  Jany  28.,  (1*  ordentl.  Ldtg.)  vertan^  31.  July. 

833  November  1«,  vertagt  28«  November. 

834  August,  vertagt  25.  August« 

834  Novomber  3«,  vertagt  22«  Dezember  1834  und  11«  März  1835. 

836  AprO  6,^  Landtags^AbscUed  vom  25.  May  1835« 

835  November  25*  (II.  ordenU«  Ldtg.)  vertagt  7«  Dezember. 

837  Januar  9«,  vertagt  28«  Mfirz« 

837  Juny  23.,  LandtagS'Abschied  vom  2.  August  1837« 

837  November  20.j  (ausserordentl.  Ldtg.)  vertagt  19.  Dezember.    Land^ 

tags- Abschied  vom  8.  März  1838. 
839  May  13.,  (ausserord.  Ldtg.)  Landtags-Abschied  vom  5.  August  1839. 

839  DesemlTer  9.,  0II.  ordentl«  Ldtg.)  vertagt  17«  Dezember. 

840  März  2.,  vertagt  13.  May  1840. 

841  Januar  4.,  vertagt  16.  Januar. 
841  AprU  15.,  vertagt  11.  Blay« 

841  November  1«,  mit  Unterbrechungen  bis  22.  Dezember. 

842  Januar  13«  bis  16.  Febr.  1842.   Landtags-Abschied  vom  18.  August 
1842. 

842  November  29.,  (IV.  ordentl.  Ldtg.)  vertagt  am  9«  Dezember. 

843  Februar  2.,  Wiederversammlung.  Vertagung  25.  März« 

843  Oktober  16.,  mit  Unterbrechung  bis  7.  Dezember« 

844  November  18.,  bis  17.  Dezember« 

845  Januar  6.  bis  1.  Februar.  Landtags-Abschied  vom  6.  May  1845. 

845  November  17.  (V.  ordentl.  Ldtg.)  vertagt  22.  November. 

846  Februar  16.,  bis  8«  AprU  1846.  Landtags-AbscUed  vom  4«  Juny  1847. 
848  März  3L,  (ausserordenU«  Ldtg.)  vertagt  29.  April  1848« 

848  July  29.,  (ausserordentl«  Ldtg«)  geschlossen  8.  Sept«  1848.     Land' 
tags-Abschied  vom  27«  November  1848« 

848  Dezember  18«,  (ausserordentl«  Ldtg.)  vertagt  23.  Dezember. 

849  April  17.  (desgl.)  vertagt  am  11«  August  1849« 

849  November  9.,  vertagt  22.  Dezember  1849. 

850  Januar  14.,  vertagt  16«  März  1850. 

850  Dezember  1.^  vertagt  am  20.  Dezember  bis  zum  18«  April  1851. 

Die  Formen   der    Braunschweigschen   Landtags- Verhand- 

Itmgen    haben   einige    wesentliche  Vorzüge.     Dabin  sind   zu 

echnen :  die  Landtags*Abscbiede  und  die  Yeriagungsberichte 

der  Ausschüsse,  in  welchen  ein  vortrefifliches  Material  zur  Ge- 
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schichte  der  Gesetzgebung  und  Verwaltung  liegt;  ferner  die 
Vertagung  der  Versammlungen  während  der  Dauer  kommis- 
sarischer Arbeiten;  auch  die  höchst  zweckmässige  Art  der 
VeröflFenllichung  der  Aktenstücke  und  Verhandlungen.  —  Die 
Abseordneten-Versaramlun«  hat  unter  dem  17,  Dezember  1850 
beantragt,  der  nächsten  Diät  den  verheissenen  Entwurf  eines, 
die  zeitgemässm  Aenderungen  der  Ijandes-Vetfassung  betreffen- 
den Gesetzes,  zur  Berathung  vorzulegen. 

Hinsichtlich  der  Verwalitmgs- Einrichtungen  ist  Folgendes 
zu  bemerken.  An  die  Stelle  des  am  I.März  1814  errichteten 
Geheimen-Rathskollegiums,  trat  durch  Verordnung  vom  31.  May 
18Ä7  ein  Staats -Ministerium.  Im  Jahre  1832  erschien  unter 
dem  12.  Oktober  ein  Gesetz  über  den  Zivilsfaatsdienst  und 
durch  fernere  Gesetze  von  demselben  Tage  wurde  der  Ge- 
schäftskreis und  das  Verfahren  der  Minislerial-Kommission  neu 
geordnet,  auch  eine  Landes- Direktion  eingesetzt,  welche  die 
mit  dem  1.  Januar  1833  aufhörenden  Kammer  und  Ober- 
hauptmannschaften ersetzte  und  aus  6  Kreisdirektionen  gebil- 
det wurde.  Die  technische  Leitung  des  gesammten  öffent- 
lichen Bauwesens  erhielt  durch  Gesetz  vom  15.  Oktober  1832 
eine  Baudirektion»  Dieses  Verwaltungs  -  System  bestand  im 
Wesentlichen  bis  zu  den  Gesetzen  vom  19.  März  1850,  über 
die  Neugestaltung  der  Landes-Verwaltungs-Behörden,  über  die 
Normal -Etat  des  Personals  und  der  Gehalte  nnd  über  die 
Polizei  -  Verwaltung  der  Stadt  Braunschweig.  Gleichzeitig  er- 
schien ein  Gesetz  über  die  Taggelder  der  Verwaltungsbeamten 
(16.  Februar  1850).  Ueber  Ruhegehalte  und  Versorgung  der 
Nachgebliebenen  der  Zivil  -  Staatsdiener  sind  Bestimmungen 
unter  dem  26.  July  1822,  19.  Dezember  1824,  18.  July  1837 
und  31.  August  1849  ergangen. 

Die  Gesetzgebung  wie  die  Verwaltung  sind  in  den  letzten 
Jahren  ausserordentlich  thätig  gewesen  und  die  Regierung 
scheint  eine  Ehre  darin  zu  setzen  vollständig  durchzuführen 
was  dem  Lande  im  März  1848  zugesichert  worden  ist. 

Die  Quellen  zur  DarsteUuag  der  Verhältnisse  des  Herzogthum 
DrauDschweig  siud  keinesweges  zahlreich  and  es  fehlt  namentlich  gänzlich 
an  amtlichen  MiUheilungen,  da  man  auf  die  Statistik  wenig  Werth  gelegt 
zu  hübe«  scheint«    ^liloklicherweüie  bieten  die  Stande- Verhandluiigen  und 


—    93Ö    — 

die  6686ize  einlgea  Ersatz  dafOr  und  zur  KenntnlM  der  letzter«!!  ist  daa 
Repertoriam  von  Bege  za  empfehlen ,  wovon  bis  einschliesslick  1848  in 
Wolfenbüttel  6  Bände  erschienen  sind«  FUr  die  IVtihere  Zeit  ist  Hassel 
and  Bege  geogr«  Statist.  Beschreibung  u«  s,  w«  1803  zu  empfehlen.  Ein 
kleines  geografisches  Handbuch  des  Herzogthuras  gab  Schichedanz  1818 
in  Hildeshefm  heraus;  im  Jahre  1826  folgte  die  erste  Anflage  von  Veti" 
tHtini's  Beschreibung  des  Herzogthums ,  Helmstedt ,  dessen  dritte  Anflage 
dAselbst  1847  erschienen  ist  (leistet  Alles  was  mit  den  vorhandenen  Httlfli- 
mittein  mOglich) :  Ludewig  gab  1835  in  Braunschwelg  eine  Vaterlands« 
künde  für  Schule  und  Haus ;  ein  seit  der,  Fremdherrschaft  erscheinendes 
Braunschweigsches  Adressbuch  enthält  manche  nützliche  Nachricht  über 
YerwaltuDgs- Einrichtungen,  Einzelne  Beiträge  zur  Landes-  und  Staats- 
konde  liefern:  die  Monatschrift  Brunonia  1838  bis  1840;  von  Büloroj 
Mitthellungen  znr  Erläuterung  der  Brannschw.  Geschiebte  und  Gesetzgebong, 
Braunschw«  1839;  von  Stromheck  y  StaatswissenschafUiche  Mittheilungen^ 
Braimschw.  1831;  die  Braunschweigschen  Anzeigen  mit  dem  Magazin^ 
(welches  viele  sehr  nützliche  Mittheilungen  enthält),  femer  die  Schriften 
über  das  Verfissungsrecht,  z.  B,  von  Grone^  Bode  ^  Bülow,  Dobheler, 
Siemackers  Privatrecht  des  Herzogthums  Braunschweig,  Wolfenbüttel  1843; 
Alphabetisches  Verzmchniss  der  Städte,  Flecken,  IH^rfer  u,  s,  w«,  Braun- 
schweig 1835  wovon  eine  neue  Anfinge  jetzt  noch  Beendigoog  der  Staat»* 
einrlchtungen  sehr  wünschenswerth  ist.  — 

Der  Fläthengehalt  des  Herzogthums  wird ,  nach  einer  um 
die  Mitte  des  18.  Jahrhunderls  vorgenommenen  Vermessung 
zu  71  □M.  oder  1,581000  Braunschw.  Morgen  angegeben, 
während  Bege  nach  Spezialkarten  nur  69  QM.  berechnet. 
Von  jener  Fläche,  welche  0,62  Vo  der  Gesammtgrösse  Deutsch- 
lands betragen  würde,  kamen  damals  in  Morgen  von  120  QR» 
(99  Braunschw.  Feldmorgen  =  97  preuss*  Mrgn.)  auf: 

Morgen*     Prsil^Anth. 
Ackerland    .    .    ,    .     518360  32,66 

Gärten 29800  1,88 

Wiesen    .    .^  •    .    .       71756  4,52 

Weiden  und^Aenger.     362244  22,82 

Teiche 3940  0,25 

Holzungen    ....      505100  31,82 

Städte,  Dörfer,  Wege       96100  6,05 

1,587300        100,— 
Weshalb  diese  aus  Venturini  genommenen  Zahlen  bei  der 
Aufzählung  mit  der  oben    gleichfalls   von  ihm  angegebenen 
Summe  nicht  stimmen,  war  nicht  zu  ermitteln.    In  Folge  der 
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fortschreitenden  Bodenkaltar  haben  obige  Angaben  und  also 
auch  die  Verhältnisszablen  sich  begreiflich  sehr  geändert. 
von  Lengerke  (in  seiner  landwirthschaftlichen  Statistik  der  deut- 
schen Bundesstaaten,  1840  I.  394  und  400)  hat  zum  Theil 
andere  Zahlen,  deren  Richtigkeit  man  vermuthen  sollte,  weil 
das  Bach  in  Braunschweig  erschienen  ist»  Er  giebt  die  Ge- 
sammtheit  der  ertragsfähigen  Oberfläche  zu  1,429000  Morgen 
an,  wovon  600000  auf  Ackerland,  74750  auf  Wiesen  und 
Weiden,  362244  auf  Triaen,  29781  auf  Gärten,  3941  auf  Teiche 
und  360000  auf  Waldung  kommen  sollen.  AlsErgebniss  einer 
im  Jahre  1827  Torgenomraenen  Vermessung,  verzeichnet  von 
Lengerke  für  sämmtliche  Forstgründe  357709  Waldmorgen 
von  160  DB.>  Venturini  a.  a.  O.  Seite  119:  366439  Wald- 
morgen; im  Addresshandbuch  für  1843  sind  361578  angege- 
ben, was  482104  Feldmorgen  entspricht.  Aus  einem  Berichte 
der  Herzoglichen  Kammerdirektion  der  Forsten  und  Jagden 
an  das  Herzogl.  Staatsministerium  vom  7.  July  1834  beträgt 
die  Gesammtfläche  des  zur  Holzerzeugung  verwendbaren  Bo^ 
dens  der  Oememde-,  InteresMenim-f  Pfarr-  und  JiTtrcAen*«.  i.«?. 
Waldimgen  76722  Waldmorgen  und  hiervon  gehören  zur  ersten 
Klasse,  welche  auf  1  Waldmorgen  muthmasslich  mehr  als  1 
Halter  Holz  jährlich  erzeugen  kann,  21956  Waldmorgen;  zur 
zweiten  Klasse,  in  welcher  auf  1  Waldmorgen  jährlich  V«  bis 
1  Malter  Holz  wachsen  kann,  42827  Waldmorgen ;  zur  dritten 
Klasse  aber,  welche  einen  geringern  Holzertrag  verspricht, 
11939  Waldmorgen.  Üeber  VertheUung  xOiA  Zer$tücklung  finde 
ich  nur  in  den  ständischen  Aktenstücken  vom  Jahre  1848  eine 
Nachricht  über  die  von  den  18405  HänsUngm  (Familien)  an- 
gebmiUn  22596  Morgen  Ackerländerei,  wonach  in  Benutzung 
hatten  (bis  zu  den  letzten  Klassen  ohne  Zweifel  Spaienhear- 
beitung) : 

von 
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von 


70  bis  79 GR. 

704 

80  ,  80  , 

598 

90  „  09  , 

833 

100  „  109  „ 

477 

HO  „  119  , 

353 

1  »   «Mgn. 

4061 

8  »   «  » 

1687 

3  «   4  „ 

701 

4  »   5  « 

361 

5  and  mehr 

526 

gar  kein  Ackerland  bebauten  881 

In  einem  ständischen  Kommissionsbericbte  ferner  vom  16. 
Dezember  t850,  die  Ackerbauscbule  in  Scböppenstedt  betref- 
fend, ist  die  Zahl  der  Acker-Halbipänner  und  grösseren  Koth- 
höfe  (mit  mehr  als  40  Morgen  Grundbesitz)  zu  ungefähr  3000 
angegeben,  welche  mindestens  250000  Morgen  Landes  be- 
sitzen sollen ;  die  Zahl  der  KoAstellm  unter  40  Morgen  zu  8000. 

In  Beziehung  auf  den  Ertrag  sind  die  öffentlichen  Nach- 
richten eben  so  durflig,  denn  Venlurini  erwähnt  nur  gelegent- 
lich, dass  durch  eine  1  Sfältige  Vermehrung  der  KartoffelemsdLBii 
in  guten  Jahren  gegen  80000  Wispel  (=1,813440  preass. 
Schffl.)  gewonnen  würden,  was  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung 
etwa  6,70  preuss.  Schffl.  giebt.  Ferner  soll  der  Ertrag  des 
Rockens  vom  5.  bis  10.  Korn,  des  Weizens  vom  6.  bis  10., 
der  Gerste  vom  6.  bis  12.,  des  Hafers  vom  10.  bis  15.  Korn 
der  Einsaat  steigen. 

Die  regelmässigen  Zählungen  der  Bevölkerung  begannen 
mit  dem  Jahre  1760,  wo  1 58980  Bewohner  gefunden  wurden. 
Die  am  1.  Januar  1813  im  Königreiche  Westphalen  vorge- 
nommene Zählung  ergab  (ur  den  Braunschweigschen  Theil 
209527,  wovon  101598  oder  48,49%  männlichen  und*  107929 
oder  51,51%  weibl.  Geschlechts  waren;  62661  oder  29,90 Vo 
in  den  Städten,  146866  oder  70,10%  in  Flecken  und  auf  dem 
Lande  wohnten;  es  gab  damals  36719  stehende  Ehen  und 
44595  Haushaltungen,  also  kamen  auf  jede  der  Letzteren  im 
Durchschnitt  4,70  Köpfe.  Ende  1830  wurden  245798  gezählt, 
1833:  248284,  1836:  255295,  1839:  259615,  1843:  268229, 
1849:  etwa  270500. 
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Die  letztere  Summe  vertheilt  sich  nach  Geschlecht  und 
Altersklassen  wie  folgt: 


männlich 
weiblich 


Kinder 

unier  14   Przt.-' 
Jahr.     AntheiL 
38294       14,90 
37854       14,74 


Personen 

über  14     Przt.  Znsammen.    Przt," 

Jahr.    Antheih  Aniheil. 

88034     34,28  126328       49,18 

92666     36,08  130520       50,82 


76148       29,64     180700     70,36        256848     100,   - 
Dazu  die  Bewohner  der,  laut  den  Verträgen  vom  16.  Ok- 
tober 1845  und  17.  Juny  1848,  dem  Steuerverein  angeschlos- 
senen Landestheile  mit  13295  Köpfen  ergiebt  270143  jn  60615 
Familien  von  durchschnittlich  4,46  Köpfen. 

Braunschweigs  Antheil  an  der  Gesammtbevölkerung 
Deutschlands  ist  0,66  %  und  auf  1DM.  wohnen  durchschnitt- 
lich 3862  Bewohner,  welches  dem  Lande  die  20.  Stelle  der 
Volksdichtigkeit  anweist.  Die  Bevölkerungszunahme  ist  bis 
1846  im  mittleren  Durchschnitt  0,88%  gewesen  und  für  ein- 
zelne Landestheile  war  der  höchste  Zuwachs  94%,  der  Ge- 
ringste 0,56  %. 

Amtliche   Thierzäblungen  sind  aus  nQuster  Zeit  mir  nicht 
bekannt;  Venturini  rechnet  (S.  66): 


Thierari. 

auf  1  UM. 

im 
Durchschnitt. 

zitr 

Bevölkerung 

wie  i  zu 

Pferde    .    .    . 

45000 

652 

6,01 

(1847:     .     . 

54216) 

(785) 

Rindvieh      .    . 

75000 

1087 

3,60 

(1827:      .    . 

86400) 

(1252) 

Schafe     .    .    . 

.       420000 

6087 

0,64 

(1813:      .    . 

.       258965) 

(3758) 

Schweine     •    . 

45000 

652 

6,01 

Bietienstöcke   . 

8000 

116 

'33.81. 

In  12  Städten,  16  Flecken  und  440  Dörfern  und  Weilern, 
nebst  etwa  150  einzelnen  Gehöften,  befinden  sich  an  30450 
Feuerstellen;  also  kommen  von  Letzteren  auf  jede  DM.  441 
und  auf  jede  Feuerstelle  fallen  im  Durchschnitt  fast  2  Fami- 
lien und  fast  9  Köpfe. 

Aus  der  Geschichte  des  Staatshaushalts  und  Abgabenu)esens 
sind  folgende  allgemeine  Umrisse  zu  geben,    vor  1814  nach 
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Ventorini,  später  nach  den  Gesetzsammlungen.  In  den  letzten 
Regierungsjahren  des  Herzogs  Karl  Wilhelm  Ferdinand  befan^ 
den  die  Finanzen  des  Herzogthums  sich  in  glänzendem  Zu-* 
Stande.  Die  aus  dem  siebenjährigen  Kriege  herstammenden 
oder  durch  den  übermässigen  Aufwand  des  Herzogs  Karl  ver- 
anlassten Landesschulden  waren  nicht  mehr  bedeutend.  Sie 
waren  grossentheils  von  den  Geldern  getilgt,  welche  der  Her- 
zog für  die,  im  Einver$iändnis8  mit  den  Landständen,  an  fremde 
Staaten  verliehenen,  durch  freie  Werbung  zusammen  ge- 
brachten Soldaten,  eingenommen  hatte,  und  dadurch  waren 
die  Früchte  dieses  Handels  mindestens  zum  Nutzen  des  Lan- 
des verwendet.  Im  Anfange  des  neunzehnten  Jahrhunderts 
war  das  Vertrauen  zu  der  braunschweigischen  Finanz- Verwal- 
tung so  fest  begründet,  dass  deren  Papiere  mit  Aufgeld  ge- 
sucht wurden.  Zu  jener  Zeit  berechnete  man  die  Einkünfte 
des  Herzogthums  auf  851549  Thlr«,  wozu  beitrugen: 

Pr»/.-i4«f  Aei7. 

Domänen 306219  35,96 

Klostergüter 57228  6,72 

Forsten 33404  3,92 

Bergwerke  und  Salinen    .    .  13305  1,57 

Posten 30000  3,52 

direkten  Steuern      ....        201067  23,61 

indirekten  Steuern    ....        175487  20,61 

verschiedene  kleinere  Gefälle  34839  4,09 

Die  Ausgabe  betrug  nur  741223  Thlr.  und  dieser  bedeu- 
tende Ueberschuss  mehrte  sich  jährlich  durch  die  höheren 
Pachtpreise  der  Domänen  und  Klostergüter,  durch  den  An- 
fall, der  Stifte  Ludgeri  und  Gandersheim,  durch  die  höhere 
Verwerthung  der  Naturalgefalle  u.  s.  w. 

Die  Rechtsverhältnisse  des  Kammerguts  bestimmte  nament- 
lich ein  (noch  jetzt  in  Geltung  befindliches  —  neue  Ldschf. 
Ordg.  §.  164)  Edikt  vom  1.  May  1794.  Die  von  den  Lan- 
deseingesessenen aufzubringenden  direkten  Steuern,  z.  B.  von 
liegenden  Gründen,  vom  Viehstande,  von  den  Gewerben, 
waren  eben  so  wenig  drückend,  als  die  Accise,  Zölle  u. s.  w. 
Es  gab  keine  Personal-  und  keine  hohe  Stempelsteuer;  die 
Bedürfhisse  der  Regierung  wie   des   Volks  waren  einfacher 
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und  bescheidener  and  Beide  standen  sich  besser  dabei.  Durch 
die  Kriege  mit  Frankreich  und  durch  die  westphälische  Herr- 
schaft wurde  das  ganz  anders;  vielmehr  diente  die  günstige 
Lage  des  Haushalts  des  Staats  wie  der  Privaten  zum  Vorwand 
und  Maassstab  der  Erpressungen.  So  z.  B.  wurde  ausgerech- 
net, dass  die  Domänen  und  ländesherrlichen  Gefälle  4,132285 
Franken,  die  Forsten  und  Gewässer  872346  Frk.,  die  direk- 
ten und  indirekten  Steuern  2,257240  Frk.  aufbringen  hönnien. 
Man  berechnete  femer,  dass  mit  dieser  Einnahme  von  zusam- 
men 1,869206  Thlr.  an  Landesausgaben  nur  1,340063  Thlr. 
zu  decken  seyen,  mithin  für  die  Eroberer  ein  Ueberschuss 
von  529143  Thlr-  bleibe.  Hiergegen  war  kein  Wiederspruch 
zulässig  und  da  kann  es  allerdings  nicht  befremden,  dass, 
mit  Einschluss  der  Opfer  für  den  Befreiungskrieg,  im  Jahre 
1815  der  Gesiunmibetrag  der  Landesschulden  auf  6,546805  Thlr. 
berechnet  wurde. 

Von  Beendigung  der  Fremdherrschaft  bis  zur  Wiederein- 
führung der  landständischen  Verfassung  blieb  die  gesatnmte 
Verwaltung  des  Staatshaushalts  in  den  Händen  der  Landesre- 
gierung (z.  V.  Verordnung  über  Einrichtung  der  Kammer  und 
deren  Geschäftskreis  vom  19.  May  1814).  In  jener  Zeit  und 
bis  zum  Jahre  1822  sollen  die  Einkünfte  des  Landes  sich  auf 
durchschnittlich  1,600000  Thlr.  jährlich  belaufen  haben  ^  der  be- 
reits anerkannte  Betrag  der  eigentlichen  Landesschulden  aber  war 
damals  3,606309  Thlr.  Eine  Verordnung  vom  9.  Januar  1814 
liess  die  bestehenden  Steuern  einstweilen  forterheben,  weil  sie 
augenblicklich  nicht  entbehrt  werden  konnten,  fernere  Verord- 
nungen vom  16.  Januar  1814  bestätigten  die  einstweilige  Beibe- 
haltung der  westphäl.  Grundsteuer  (der  Zuschlag  von  5  Vo  wurde 
unter  dem  21.  July  1814  aufgehoben),  Personensteuer  und  Gewer- 
besteuer (aus  der  Patentsteuer  mit  einigen  Ermässigungen  ge- 
bildet); so  wie  der  westphälischen  Verbrauchsabgaben  mit 
einigen  Erleichterungen  (in  der  Verordnung  vom  21.  July  1814). 
Durch  Verordnungen  vom  3.  Februar  und  28.  April  1815 
suchte  man  den  bestehenden  Accise-  und  Z^^tf-Bestimmungen 
die  Härten  und  das  Gehässige  zu  nehmen ;  sie  haben  dann 
mit  geringen  Abänderungen  (Ergänzung  vom  2.  November  1827] 
längere  Zeit  Geltung  behalten.    In  der  erneuerten  Landschafts- 
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Ordnung  vom  25.  April  182Ö  beging  die-  vormundschafUicbe 
Regierung  den  Fehler,  die  alte  Trennung  der  Verwaltung  des 
Kammerguts  (wozu  noch  die  Zölle,  Wegegelder  und  Pack- 
hausgebühren gerechnet  wurden)  von  der  mit  den  Ständen 
gemeinschaftlich  zu  führenden  Verwaltung  der  Steuern,  aufs 
Neue  zu  begründen.  Dem,  zur  Ausführung  der  §§.  19 — 22 
der  LandschaAsordnung,  am  1.  Januar  1822  in  Wirksamkeit 
getretenen  Landes-Steuer^KoUegium  (Verordnung  vom  29.  Ok- 
tober 1821),  wurden,  ausser  den  im  §.  20  benannten  Ge- 
schäften, die  Besorgung  des  Landesschuldenwesens  und  des 
Qiausseebaus  übertragen. 

Durch  Gesetz  vom  29.  Oktober  1821  (mit  Ergänzungen 
vom  14.  May  1840)  erfolgte,  als  Handlung  der  Gerechtigkeit, 
die  Ausgleichung  der  öffentlichen  Abgaben.  Vom  I.Januar  1822 
an  hörten  alle  Befreiungen  von  Steuern  und  Lasten  gänzlich 
auf,  d.  h.  jeder  Grundeigenthümer  musste  nunmehr  dazu  in 
demselben  Verhältniss  beitragen,  in  welchem  die  übrigen  Be- 
wohner des  Landestheils,  wo  sein  Grundbesitz  lag^  Beiträge 
leisten.  Ausser  der  Kontribution  waren  also  auch  der  Land- 
schatz, Schafschatz,  Zehntsohatz  und  das  Proviantgeld  von 
den  bisher  Befreiten  zu  entrichten«  Dafür  wurde  denselben 
eine  Entschädigung  in  Kapital  gewährt,  welche  unter  dem 
Namen  nSteuer-Reluitions-Scheine^ ,  mit  4  %  verzinst  wurde. 
In  diese  Zeit  fällt  noch  die  Erneuerung  der  Schafschat^-Ord" 
nung  vom  10.  July  1719  (4  Pfennig,  1  Mariengroschen  oder 
2  Mrgr.  vom  Stück),  mittelst  Gesetzes  vom  5.  July  1824. 

Die  wirklichen  Einnahmen  der  Steuer  -  Rechnungen  und 
deren  Ausgaben  sind  in  dem  Zeiträume  von  1822  bis  1830 
wie  folgt  gewesen,  in  Thlr.  Konv.-Müpze: 


• 

Einnahmen* 

Ausgäben. 

üeberschuss. 

1822  .  . 

.  729368 

695115 

34253 

1823..  . 

.    .  722647 

716201 

6446 

1824  . 

.  737851 

699733 

38118 

1825  .  , 

.  .  785353 

768363 

16990 

1826  .  , 

.  .  773642 

744301 

29341 

1827  .  , 

.  .  807747 

792794 

14953 

1828  : .  , 

.  .  757346 

795254 

-^-  37908 

18Ä9    .     •     .     749265  793272     ^     44007 

1830    .     .     .     731247  653638  77609 

Durchschnitt     754940  739852  15088 

Die  Einnahmen  der  Kammerkasse  (Kammergut,  Post,  Zölle, 
Fiscigebühren ,  Kammeraccise  u.  s.  w.)  sollen  in  jenem  Zeit- 
räume 720000  bis  740000  Thir.  betragen  haben;  der  Ertrag 
des  Klosterguts  125000  ThIr.  —  (Die  erbetenen  näheren  Nach- 
richten hat  das  braunschweigsche  Staatsministerium  versagt, 
der  Landtagstorstand  aber  hat  mein  Gesuch  um  Mittheilung 
bestimmt  bezeichneter  Nachrichten  aus  den  landst  Akten, 
nicht  einmal  einer  Antwort  gewürdigt.  Ein  Glück  für  meine 
Arbeit  ist,  dass  dergleichen  Erfahrungen  sehr  vereinzelt  da- 
stehen). — 

In  Folge  der  nenen  Landschafts -Ordnung  vom  12.  Okto- 
ber 1832  erhielt  die  Verfassung  auch  des  Staatshaushalts  eine 
völlige  Umgestaltung.    Es  wurde  nämlich  bestimmt: 

,,dass  zur  BefÖrderan^  einer  geregelten  Flnauzverwaltung  der  först- 
^,liche  Haushalt  von  dem  Staatshaushalte  getrennt;  das  gesammte^ 
,,zur  Bestreitung  der  Staatshaushaltsbediirftiisse  bestimmte  Einkommen 
„aus  den  Ueberschüssen  des  Kammerguts  und  der  Steuerverwaltiug 
,,aber  vereinigt  werden  solle.  Das  Kammergnt  ward  gebildet  ans 
„sämmtlichen  herzoglichen  Domänen,  Forsten,  Jagden  und  Fischereien, 
„den  damit  verbundenen  GefaUen  und  Grerechtsamen,  den  eingezogenen 
„SiHlen  und  Lehnen,  den  Berg-  und  Hüttenwerken,  den  Salinen, 
„Glas-  und  ZiegelhQtten,  den  Steinlurüchen ,  Kalk-  und  Gypsbren- 
„nereien ,  den  Braunkohlengruben  und  Torfstichen,  der  Porzellanflftbrik 
„und  der  MQnze.  Dieses  Kammergut  sollte  in  seinem  Bestände  er- 
„halten,  ohne  Zustimmung  der  Stände  nichts  davon  veraussert,  dessen 
„Aufkfinfte  aber  nach  Absatz  der  Administrations  -  und  Erhaltungs- 
„kosten  und  der  auf  die  Amortisation  und  Yerzin^iung  der  Kammer-^ 
,^chuld  zu  leistenden  Zahlungen,  wie  bisher  zunäclist  zur  Bestreitung 
„der  Bedürftiisse  des  FUrsten  verwendet  werden.  Der  alsdann  noch 
„Ueibtode  Ueberschuss  der  Einkünfte  des  Kammerguts  fliesst,  um  zur 
„Bestrettong  der  Landesbedürfnisse  mit  zu  dienen,  in  die  Hm>pt-Finanz- 
„kasse,  in  welcher  anserdem  nicht  nur  die  Einkünfte  der  früheren 
„Landessteuerkasse,  sondern  auch  die  jetzt  der  Kammerkasse  entzo- 
„genen  Lehnsgefälle  >  ZÖUe,  Mess-  und  Packhoi^ufkünfte,  Lotterie- 
„pacht,  G^erichtssporteln,  Post-  und  Chausseegeld  -  Intraden  verein- 
„nahmt  und  aus  welcher  alle  übrigen  Landesbedürfnisse  bestritten 
„werden,  in  so  fem  hierzu  nicht  der  Kloster-  und  Studienfbnds  bei- 
„trägt.    Der  leOitere,  gebildet  aus  den  oateni>  der  früfaereii  Klöster 
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,,wid  d€r  ehemaligen  Universität  Helmstedt  und  neben  dem  Kammer- 
,,gate  durch  die  herzogliche  Kammer  verwaltet,  dient  zur  Verwendung 
^,fOr  Kirchen,  Biidungsanstalten  nnd  wohlthätige  Zwecke  und  ist  gleich 
„dem  Kammergute  unveräusserlich.^' 

Im  Gefolge  der  neuen  Landschafts-Ordnung  befand  sich 
das  Gesetz  vom  12.  Oktober  1832  (Anlage  5  zum  Landtags- 
abschied vom  25.  May  1835)  über  die  Abtretung  des  Kam- 
roerguts  gegen  Vorbehalt  einer  ZwillUte  von  19000Thlr.  Gold 
und  218000  Thlr.  Konv-Mze.;  welche  aus  der  Kammerkasse 
in  monatlichen  Raten  an  die  Hofsiaats^Kasse  gezahlt  werden. 

Zur  ferneren  Ausführung  dieser  Vorschriften  wurde  durch 
Gesetz  vom  12.  Oktober  1832,  unmittelbar  unter  dem  Staats- 
ministerium ein  Finam-KoUegium  errichtet,  als  dessen  Geschäfte 
bezeichnet  wurden :. 

1.  Die  Verwaltung   des  Landes -Kredit-   und   Finanzwesens. 

2.  Die  Aufsicht  über  das  Rechnungs-  und  Kassenwesen. 

3.  Die  Führung  der  allgemeinen  Finanz-Kontrolle. 

Einer  durch  ferneres  Gesetz  von  demselben  Tage  gebil- 
deten Steuer  -  Direktion  wurde,  unmittelbar  unter  dem  Staats- 
ministerium, die  Verwaltung  der  direkten  und  indirekten 
Steuern,  der  Einkünfte  von  den  Packhöfen  und  Messen,  so 
wie  die  Aufsicht  über  den  Eingang  der  Gerichtssporteln,  an- 
vertraut. Dieses  Verhältniss  bestand  jedoch  nur  kurze  Zeit, 
indem  schon  das  Gesetz  vom  16.  Dezember  1834  die  Steuer- 
direktion zu  einem  Theile  des  Finanz -Kollegiums  umbildete 
und  darin  als  deren  Abiheilungen,  die  Verwaltungen  der 
direkten  und  der  indirekten  Steuern  schuf.  Die  Verfügung 
vom  23.  November  1836  giebt  diesen  Abtheilungen  den  Namen : 
Sieuer^KoUegium.  Ein  Gesetz  vom  20.  Dezember  1834  be- 
stimmt, welche  Verändenmgen ,  ohne  ständische  Zustimmung, 
mit  dem  Grundvennögen  des  Kammerguts  und  des  vereinigten 
Kloster-  und.  Studienfonds  (wozu  wie  gesagt  auch  die  Ein« 
künfle  der  vormaKgen  Universität  Helmstedt  gehören,  z.  v* 
Ldtgs.-Ab8cbd.  vom  11.  July  1823,  Art.  33),  getroffen  werden 
dürfen.  Aus  der  nächstfolgenden  Zeit  ist  noch  das  Gesetz 
vom  7.  May  1835,  wodurch  die  Grundabgaben,  die  direkten 
und  pdi:sönlichea  Abgaben,  so  wie  die  Stempelsteuer  vom 
1.  Januar  1836  an  in KQurtmijifild ^esQtzi  werden,  zu  erwähnen^ 
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dann  aus  neuster  Zeit  das  Gesetz  über  die  Gültigkeit  der  von 
äffentUchm  Kassen  »u  ertheilenden  Qmtlung  vom  2.  April  1849. 
Die  jetzige  QestaUung  der  Fmanxbehörden  erfolgte  durch  Gesetz 
vom  19.  März  1850,  wonach  für  die  Finanz  -  Verwaltung  und 
die  Angelegenheiten  des  öffentlichen  Verkehrs  folgende  Be- 
hörden bestimmt  wurden :  die  Kammer  mit  drei  Abtheilungen 
(für  Domänen,  Forsten  und  Bei^werke) ,  das  Finanz-Kollegium, 
die  Steuer  -  Direktion ,  die  Bau-Direktion,  die  Eisenbahn-  und 
Post -Direktion.  Die  Leihhaus- Kommission,  die  Lehns-  und 
Grenz  -  Kommission  und  das  Kammer- Direktorium  wurden 
aufgehoben.  Eine  Minist.- Mitth.  vom  9.  Dezember  1850  be- 
trifft den  Normaletat  der  Rülfebeamten  der  Mittelbehörden  für 
die  Finanzverwaltung,  wonach  die  Kammer  deren  1 5,  Finanz- 
Kollegium  und  Steuer- Kollegium  33,  Zoll  -  Direktion  9,  Bau- 
Direktion  11,  Eisenbahn-  und  Post-Direktion  17,  Alle  zusam- 
men 85  Hülfsbeamten  haben  sollen;  in  10  Gehaltsklassen  ein- 
getheilt,  wovon  die  Geringste  dOO,  die  Höchste  800  Thlr.  — 

Seit  dem  Jahre  i834  sind,  in  den  mit  den  Ständen  ver- 
einbarten Voranschlägen,  die  Einnahmen  und  Ausgaben  wie 
folgt  festgesetzt: 


ünDurchschn.  von     Eknnähmen. 

Ausgaben. 

1834/6    . 

.       1,018694 

1,018694 

^K^m» 

1837/9    . 

.       1,095888 

1,095888 

77194^ 

1840/2   . 

.       1,158316 

1,158316 

139622 

1843/5    . 

.       1,250714 

1,243125 

224431 

1846/8   . 

.       1,251571 

1,261859 

243165 

1849 

.       1,362000 

1,362000 

— 

1850 

•       1,332000 

1,332000 

— 

1851       . 

1,346000 

1,346000 

— 

Vorschriften  Über  das  Staats-Rechrnrngswesen  sind 
in  der  Verordnungs  -  Sammlung  nicht  zn  finden.  Das  JRecA« 
nungy'ahr  ist  dem  Kalenderjahre  gleich.  Das  Belriebs-KapUal, 
welches  aus  den  am  Schlüsse  eines  Rechnungsabschnitts  von 
3  Jahren  vorhandenen  Kassenbeständen  gebildet  und  in  den 
Landtags  -  Abschieden  festgestellt  wird,  betrug  für  1837/9: 
143690,  1840/2:  143770,  1843/5:  150000,  1850:  169472  Thlr. 

oder  12,72  %  der  Durchscbnitts-Ausgabe- 
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Bei  der  Sa^''FinaHZ''Kasse  werden  (Gesetz  vom  1«.  Ok- 
tober 1832  §.  17),  nach  der  Verschiedenheit  der  von  dem 
herzoglichen  Finanz -Kollegium  verwalteten  Einnahmen  und 
Ao^aben  folgende  Rechnungen  geRlhrt: 

1.  die  Staats-Haushalte- Rechnung  über  die  §.  5  bis  7  er- 
wähnten Einnahmen  und  Ausgaben, 
2»  die  Rechnung  über  die  Erhebung  und  Benutzung  der  für 
verkaufte  Grundstücke  und  abgelöste  Gefölle  des  Kam- 
roerguts  eingehenden  Kapital  -  Summen  (§.  11), 

3.  die  Rechnung  über  die  Verwendung  des  Reinertrags  aus 
dem  vereinigten  Kloster-  und  Sludienfonds  (§.  12), 

4.  die  Rechnung  über  die  Erhebung  und  Benutzung  der 
für  verkaufte  Grundstücke  und  abgelöste  Gefälle  des 
Kloster-  und  Studien fonds  eingehenden  Kapital  -  Zahlun- 
gen (§.  13), 

5.  die  Rechnung  über  die  Zivil- Bedienten -Wittwen-  und 
Waisen -Kasse  (§.  14)  und 

6.  die  Rechnung  über  die  Kasse  der  allgemeinen  Brand- 
versicherungsanstalt (§.  15). 

Die  Buch  -  und  Kassenftihrung  bei  der  Haupt-Finanz-Kasse 
wird  nach  diesen  Zweigen  gesondert. 

Von  den  Staatslasien  und  den  BefugnUsen  der  Landetände 
hinsichtlich  des  Staatsvermögens  und  Staatshaushalts  handelt 
die  neue  Landschafts-Ordnung  vom  12.  Oktober  1832  in  den 
§§.  39,  97,  119,  161  bis  170,  171  bis  190,  223  bis  225,  231. 

B.    Staats  -  EumabmeiL 

a)  Im  Allffemeliieii* 

Die  stehende  Vorklage,  dass  von  den  Einnahmen  von 
Staatsanstalten  und  zu  Staatszwecken  nur  ein  Theil  in  der 
Haupt-Staatsrechnung  erscheint,  muss  auch  hinsichtlich  Braun- 
schweigs  wiederholt  werden.  Hier  liefert  sie  sogar  fast  nur 
Bern -Einnahmen  oder  Ueberschüsse,  bietet  mithin  durchaus 
kein  ridMges  Bild  d^  Staatshaushalte  dar  und  ist  auch  schwie- 
rig zu  ergänzen,  weil,  selbst  aus  den  Belegen  und  Budget- 
verhandlftngen ,   hinsichtlich  einzelner  Einnahmezweige  (z.  B« 

B«4mi  FiBAAi-SUtiitik.  60 
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des  Leihhauses*  der  Lotterie,  der  Geiichtssporteln ,  da*  Ge- 
wölbegelder, der  Holzmagazine  uod  Sägemühlen,  der  Zorger 
Slaaisfabriken)  die  Ausgaben  auf  die  Gewinnung  nicht  zu  ent- 
nehmen sind.  Wie  höchst  bedeutend  der  Unterschied  zwi* 
sehen  der  Endsumme  des  amtlichen  Finanzetats  und  meiner 
(noch  immer  unvollständig  gebliebenen)  Zusammenstellung  ist, 
ergiebt  die  unten  folgende  Berechnung  für  das  Jahr  1850. 

Die  /{^tneinnahmen  sind  in  den  Finanzgesetzen  wie  folgt 
festgestellt  gewesen.  Nach  dem  Jahresdurchschnitt  für:  1834/6 : 


a 


BeieMiMig 


FinaiUE- 
Periodc 
1834/6. 


Hthlr. 
898054 

970508 
294367 


Finani- 
Periode 
1887/9. 


I. 

n. 
1. 


in. 
1. 

la. 


2. 
8. 
4. 
6. 


IV. 

V. 

VL 

VIL 

vm. 

IX. 
X. 


UebertchuflB  vom  Kamoiergate 

Direkte  Steuern 

Grand-Abg^aben 

PeraoneUe  Abgaben « 

Zosaounen  II. 

Indirekte  Steuern. 

ZoU 

AntheU  an  den  gemeinachafUichen  indirekten 
Abgaben  9  ao  wie  Einnabne  an  Waaaer- 
a5ilen>  an  atftdtiaeben  Abgaben  aua  Braun* 
tcbweig  uod  Wolfenbttttel  und  an  Pack- 
bofi-Aufkflnften 

Ueberacbüsae  vom  SaUnopopole    •    .    «    • 

Stempelateuer* 

Ctorichtssporteln 

Gewölbe  und  Boutiquengelder    .    •    .    .    • 

"  Zusammen  III. 

Cbauasee-)  Wege-^  Damm-,  BrOcken-  und 
Ffibrpachtgelder     ••••.•.•; 

LebnsgelBlIe    « «    .    •    .    . 

Poat-Intraden  (1851  und  Eiaenbabn)  .    .    . 
IJebersehasae  Ton  den  Leibbaua-Anatalten   . 

Lotterie-Intraden  •    .    .    • 

ZutiUlige  Einnabmen 

UeberacbOsae  der  Eiaenbahn-Betriebakasae  , 

Zuaammen 
Im  Durckachiiltt  auf  1  ^abr 


Htbk*. 
486162 

976000 
881659 


1,264895 


140207 


775952 

98041 
78000 
16423 


1,307559 


976707 
21000 

114000 
84600 
13500 


14086231  1,209807 


118737 
8000 
71000 
39000 
86278 
16600 


8,056082 
1,018694 


147839 
1950 
75000 
89000 
31147 
39700 


3,287664 

1,095888 


(. 
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1,018694;  —  18dT/9:  1.095888;  —  1840/3:  1,158316;  — 
1843/5:  1,250714  (wirkliche  Einnahme  1843 :  1,171605);  — 
1846/8:  1,251571;  —  1849:  1,359000;  —  1850:  1,332000;  — 
1851:  1,346000  Thl  Kour.;  —  also  Zunahme  gegen  1834/6: 
827306  Thlr. 

Die  Emadheiten  ergeben  sich  aus  nachstehender  EinHahme-; 
Tafel y  welcher  eine  Darstellung  der  AoA-Einnahmen  des  Jahrs 
1850  angehängt  ist  (die  liegten  Ziffern  bezeichnen  meine 
Zusätze). 


Flnaiiz-eeMU 
für 


1840/2. 


1843/5 


Wirk- 
liche 
Einnah* 

me  in 
1843, 


Finauz-Gesetz 

rar 


1816/8 


1851. 


Pro- 

Amlk«il 

an  4»w 

Eni' 

•umm«. 


ko«t«tt 
Prst«. 

Rok«üi- 
tt*kn«. 


V«rfl«ick«Bf 

4«a  Darok- 

•ckttittAJalirt 

18t4/i  Bil 

1861. 

•f-  m«hr 

4>  w«ttiftr. 


492458 

959268 
829700 


493738 

967860 
825790 


99035 

329570 
106744 


256987 

967052 
820673 


112500 

330600 
109700 


8,36 

24,56 
7.701 


67,41 


-;.   20185 


+ 

+ 


7091 
6578 


1,288968 


1,067820 

29454 

102000 

108650 

6400 


1,293640 


1,278680 

89900 

108710 

102360 

7200 


429314   1,287725 


431513 
13300 
39703 
33815 


434300 


1,831258 

40800 

108990 

83100 

11550 


82,26 


+   12669 


421000 

12000 

27000 

26000 

2000 


81,27 
0,89 
2,00 
1,93 
0,15 


74^4 

86,82i 
0,69 


4- 


46786 


174849 
6680 


^         8474 


1,828824 


151770 
900 
78500 
50000 
38481 
50048 


1,581800 


154245 
900 
86700 
84000 
25000 
12000 
70125 


518331 


49845 
192 
28900 
30000 
13354 
2634 


1,575693 


136645 

600 

100000 

132000 

15560 

9000 

240502 


488000 


38000 

200000 

65000 

5187 

8018 

miter  VI. 


36,24 


2,82 

1436 
4,88 
0,88 
0,22 


69,16 


— 


+   118459 


1579 
1000 
+  176888 
+  *  42000 
-r  6904 
-r-    2487 


8,4749491 
1,158816 


8,752148 
1,250714 


i,i7i605|3,754712|   --   1  —  I  — 
—  |l,25157l|l,346000|100,— I  45,15 


+  827806 
60* 
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Oesammt-JKoXNEinnabiiie 

des 

)9er30dtl)ttm0  |^rauitf4)uieto  im  Jal)re  1850. 


BezelehnnDg  der  Einnahme. 

(Di«  eincekUmmerttB  ZahUa  vreril«ii   »icht  mit 

anffe^ihlt,  weil   sie  bereits  in  den  unmittelbar 

vorhergehenden  Zahlen  stecken) 


Roh-Eiü- 
nalime. 


Rein- 
einnali- 
Dahme. 


Prat.- 
Antheil 
ander 
Roh« 
ein- 
nahm«. 


I. 
1. 

a. 

b. 

a. 


b. 

c. 

d. 
e. 


3. 

4. 
5. 
6. 

7. 
8. 


U. 
1. 

2. 

a. 


Landeskasse. 

IHrehte  Steoeni« 

Grundabgaben  (Nacb  Absatz  von  10826 

Hthlr.  für  Stifts-  imd^Klostergater)      . 

Personal-Abgaben ,    . 

Zusammen  I. 

Indirekte  Steuern. 

Antheil  an  den  dem  Zollvereine  gemein- 
schaftlichen indirekten  Abgaben,  Innern 
Steuern  u.  s.  w 

Gewinnungskosten  hierauf  24833  imd 
9075  Bthlr 

Vom  Salzmonopol 

Gewinnungskosten  davon   .    •    .    .    « 

Stempelsteuer .    . 

Hebegebühren  derselben 

Gerichtssporteln 

Gewölbe-  und  Boutiquengelder  (nach  Ab- 
satz der  Ausgaben) *    . 


Zusammen  2. 


Chaussee-,   Wege-,  Damm-  und  Fähr- 

pachtg^elder 4 

Lehnsgefälle  .«.*.«. 
Leihhaus-Einnahmen  .  •  « 
Lotterie-  (Rein-)  Ertrag.    . 

Extraordinär 

Post-Einnahmen 

Gewinnungskosten  davon    • 


Zusammen  Landeskasse 


Kanunerkasse« 

Domänen-Pachten  und  Gefälle  . 
Gewinnimgskosten  darauf   •    . 

Von  Forsten  u.  Jagden,  wilden 
Fischereien,  Sägemühlen  ti.  s.  w. 

Von  Bloch-,  Bau-,  Nute-,  Geräthe- 
und  Brennholz 

(ausserdem  sind  in  Gemässheit  des 
Art  11  des  Finanz-Neben- Ver- 
trages noch  für  1 15964Rth.  Frei- 
Hob:  abzugeben  zur  Untersttttz- 
ong  für  I^andes-Einwohner) 


329100 
102900 


329100 
102900 


432000 


432000 


468403 

(33908) 
82494  { 

(70794) ( 

32020  ( 

(220) ( 

24750 

2300 


609972 


38000 

200 

60000 

5186 

3063 

12761 o 

(86615) 


434500 


11700 

31800 
24750 

2300 


I 


605050 


38000 
200 

60000 
5186 
3063 

36000 


Rein. 
192270\ 


1,271036 


246666 
(54396) 


238442 


1,079499 


9,92 
3,11 


13,03 


14,12 

2,49 

0,97 
0,74 

0,07 


18,89 


1,15 
0,00 

131 
0,16 
0,09 

3,70 


88,33 


7,44 
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Bezdeknviig  der  EiiMlwe. 


Rein, 


Roh-Ein* 
nähme. 


Refn- 

Einnah- 

me. 


Prat.- 

Attth«U 

•ad«r 

Rok- 

Bin- 

nakm«. 


b. 
c. 
d. 

e. 

f. 
8- 

■ 

k. 
1. 


3. 


5. 


a. 


POr  Borke  . 

Von  der  Kohlaog     .    «    .    .    • 

Von  der  Mast 

Causserdem  Rthlr.  8  A*ei) 
Von  der  Jagd  und  Fischerei 
(ausserdem  sind  noch  frei  186  Rth.) 
An  ForstbesoldnngsbeitHlgen .    . 
An  Pachtgeldern  filr  Forstgrnnd 
Von  der  Grasnutzung  .... 
An  verschiedenen  Einnahmen     • 
Ans  dem  Forstbusswesen  .    .    • 
An  Ueberschflsseu  von  den  Maga- 
zinen und  SftgemQhlen    .    .     . 

Zusammen  2- 
(Die  im  Spezial-Ausgabe-Etat  ver- 
zeichneten Remisen  der  Forst- 
erheber, von  1806  Rth.  sind  hier 
einbegriffen  nach  Abzog  welcher 

verbleiben 

Davon  gebfthren  dem  Klosterfonds 
^/is  (welche  bei  der  Klosterkasse 
einbegriffen  sind  mit)*    •    •     • 

Demnach  ist  hier  die  Einnahme 

Da  aber  im  Jahre  1849  die  er- 
warteten Erträge  vollkomfden 
eingegangen  sind,  so  ist  ange- 
nommen, dass  im  Jahre  1850 
die  gleiche  Einnahme  aufkom- 
men werde  mit. 

Hierzu  obige  Remisen  von  1806 
Rthir,  giebt 

Von  den  Berg,  und  Hüttenwerken 
Gewinnungskosten  davon     •     . 

Ceberschnss  der  Hütten  Zorge 
und  Wieda,  luid  der  Zorger 
Maschinenfabrik  •  .  .  .  . 
(Dieser  Ueberschuss  ist  an  die 
Herzgl.Kammerkasse,  zur  Wie- 
dererstattung eines  Vorschusses^ 
welchen  die  Maschinenfabrik  er- 
halten^ abzugeben) 

Kapitalzinsen 

Zusammen  R.  Kamiiierkasse. 

Von   dem  s.  g.  i^ei/iertrage  der 
Kammerkasse  werden  vor  dessen 
Ablieferung  an  die  Landeskasse 
bezahlt: 
l«fQrHerzgl.HofiitaatBkasse  220722 
2.  Zum  Abtrag  a.  die  Schloss- 
baoschald 7957 


257ii5 


90849 


4945 
3950 
570^ 

3108 

3939 
3756 
1757 
1890 
3455 

15754 


{281566') 


(279760) 


{,27887') 


(253679) 


(4192) 


125276 


258921 

790859 

(700010) 

4192 


125276 


7,81 
23,86 


0,12 


3,78 


665510 


1,425914 


43,00 


950 


mm 


b. 


m. 
11. 


BMektaimg  der  Einidme. 


3.  Verwaltongs-Aoagabeii  1112229 
4«  Auf  Eriialtong;  des  Kam- 

nergats 87362 

5.  Aaf  d.  Kammerschalden- 

wesen      ......  114850 


nithin  verbleibt  fllr  die  aUgemeine 
Landeskasse  alsUeberschnss  ab- 
zuliefern   

Von  diesen  Ausgaben  mässen  je- 
doch zur  /^ort-Einnalinie  wie- 
der aufgenommen  werden,  als 
eigentliclie  liandesausgaben : 
l.Fflr  HerzogL  Hofstaatskasse    . 

2.  Zum  Abtrag  auf  die  Schloss- 
bauscbuld 

3.  Kosten  des  LandgestQts  (in  a.  4.) 

4.  Auf  das  Kammerschuldenwesen 

Zusammen  U. 

Eiienbalmkasse   .    .   . 

Gewinnungskosten  davon  •    .    • 

Tenraltiuig  des  Kloster-  ond 
Stidienfofeds« 

Einnahme  der  Yerwaltungskasse 
Gewinnungskosten 

Unmittelbare  Einnahme  der  Kasse 
des  Rein-Ertrags 


Zusammen  IT. 

Gesammt  Roh-EInnahme 

Gesammt  Reln-Einnahme 

Hierzu  die  liegenden  Zahlen  mit 

ergiebt  als  Gesammt -/?«tn-Ein- 
nahme 


JR^in» 


553010 


wmsessaem 

« 
Roh-Ein- 

nahme. 


Hein- 
Einnah- 
me. 


112500 


220722 

7957 

8600 

114850 


448000 
QSOSOOO^ 


166689 
(,36689) 

5000 


464629 
140000 


5000 


Prst«. 

Astkeil 

ander 

Roh- 

Bia- 

aalinie. 


13^ 


130000     6,02 


045 


171689  I    135000]     6,17 


3^16639 


1^332000 

487129 


100,— 


-I  - 


|t,dl9129 


Im  Allgemeinen  ergiebt  sich  aus  diesen  Zusammenstellun- 
gen, dass  die  Einnahmen  des  braunschweigischen  Staats  un- 
ter vier  Haupt'  Abtheilungen  (mit  selbstständigen  Kassen)  vor- 
kommen :  Prozent 'Antheil 

an  der 
^  Roh'        Rem" 

i.  Landeskasse:  Einnahme. 

a.  Direkte  Steuern  .......  13,03      23,75 

b.  Indirekte  Abgaben 18,39      27,76 

c.  Sonstige  Einnahmen 6,91        7,83 


38,33       59,34 
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2.  Kammerkasse : 

an  der 

Roh-       Rem-' 

Evmakme. 

a.  Domänen  -  Pachten  und  Gefälle 

•      7,44 

b.  Forsten,  Jagden,  Fischereien   • 

.       7,81         — 

c.  Bergbau  und  Hüttenwesen  .    . 

.     23,97         — 

d.  Kapitalzinsen 

3,77         — 

42,99       25,54 

3.  Eisenbahnkasse 13,51        7,70 

4.  Kloster- Kassen 5,17        7,42 

Ferner  geht  daraus  hervor,    dass,    anstatt  der  in  den 

Einnahmen  des  Staatshaushalts  -  Etats  erscheinenden  Summe, 
beispielsweise  Tür  1850  mit  1,332000  Thir.,  die  loirkKche  Rem- 
einnähme  der  Staatskassen  zu  1,819129  ThIr.  und  deren  Roh- 
einnähme  (soweit  solche  beizubringen)  auf  3,316639  ThIr.  sich 
berechnen.  Mit  den,  ihren  Geldbeträgen  nach  genau  nicht 
zu  ermittelnden  Gewinnungskosten  einiger  Anstalten ,  wird  die 
wirkliche  Roheinnahme  wahrscheinlich  an  V/2  Million  Tha- 
ler seyn, 

b)  Etniiiihmen  der  HmnmerluMMie« 

Unter  dem  12.  Oktober  1832  wurde  die  in  der  Einleitung 
bereits  erwähnte  Ueberekikumfi  zwischen  Herzog  Wühebn  und 
den  I^ndständen  über  verschiedene  Gegenstände  des  Staats- 
haushalts, zur  Äusrührung  des  §.  169  der  neuen  Landschafts- 
Ordnung,  abgeschlossen.  Sie  ist  Anlage  5  des  Landtagsab- 
schiedes vom  25.  Mai  1835  und  sonstige  Aktenstücke  über 
die  Sandenmg  des  Fürstlichen  Haushalts  vom  Staatshaushalte 
im  Jahre  1832  sind  dem  Protokoll  Nr.  94  vom  2.  May  1834 
beigefügt.  In  Gemässheit  dieses  Abkommens  wird  die  Kam- 
merkasse selbstständig  und  getrennt  verwaltet  und  liefert  zwar 
einen  s.  g.  Ueberschuss  an  die  Landeskasse,  zieht  jedoch 
vor  der  Ablieferung  nicht  nur  die  Gewinnungskosten  von  dem 
Rohertrage  ab,  sondern  leistet  auch  von  dem  dann  sich  er- 
gebenden Reinertrage  unmittelbar  die  in  der  Tafel  B.  aufge- 
führten Zahlungen:  an  die  Holstaats  -  Kasse ,  für  das  Landge- 
stüt und  fiir  Schulden. 
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Die  Katmnerbekörde  hatte,  auf  Grund  der  Verordnung 
vom  19.  May  1814,  ausser  der  Domanial Verwaltung,  das  Ab- 
gaben* und  Steuerwesen  nach  seinem  ganzen  Umfange  unter 
sich,  bis  die  Verordnung  vom  28.  Januar  1830  ihr  einen  ver- 
änderten Geschäftskreis  anwies.  Dieses  Verhältniss  dauerte 
nur  kurze  Zeit,  denn  die  Bestimmungen  der  Landschaflsord- 
nung  veranlassten  ein  Gt3setz  vom  12.  Oktober  1832,  welches 
der  Kammer  ihre  jetzige  Stellung  anwies ,  nämlich  unter  dem 
Staatsministerium,  bestimmt  zur  Verwaltung  des  Kammerguts 
und  des  vereinigte^  Kloster-  und  Studien-Fonds.  Gleichzeitig 
(durch  Gesetz  vom  15.  Oktober  1832)  wurde  eine  Behörde 
zur  technischen  Leitung  des  gesammten  öffentlichen  Bauwe- 
sens, unter  dem  Namen  der  Baudirekiion ,  eingesetzt*  Als 
hierher  gehörige  Bestimmungen  sind  noch  aus  dem  Landtags- 
Abschiede  vom  4.  Juny  1847  zu  bezeichnen:  Art  1.  eine  be- 
sondere Bewilligung  für  die  DomarUal -  Gebäude  betreffend; 
Art  2.  wegen  getrennter  Verzeichnung  der  Kapital  ^  Zimen j 
Art.  5.  wegen  Uebernahme  der  Kosten  der  Ablösungen  und 
SqparaHumen  auf  die  Kammer-  und  Kloster- Kapitalienfonds* 
Auch  ein  Minist-  Schrb.  vom  27.  April  1840  (Prot.  47  vom 
30.  April  1840,  Anh  1)  über  die  Beitrags -Quote  des  Kloster- 
fonds %ur  Kammerveru>aUung  ist  zu  erwähnen. 

Die  Einnahme-Etats  der  Kammerkasse  enthalten  als  (zumTheil 
Roh-,  zum  Theil  Rein-)  Ertrag  des  Kammerguis  die  eigene  Aus- 
gabe und  die  Ablieferung,  nachbezeichnete  Summen  in  Thlr.Kour. : 

Einnahme^      Ausgabe-      Ablieferung  an 
Etat  der        Etat  der  die  Hattpt- 

Kammer-K.    Karnmer-K,       Staatskasse» 

691202 

718697 

732558 

664779 

666772 

665512 

547500 

Das  Betriebskapital  der  Kammerkasse  beträgt  100000  Thir. 
Die  erste  Abtheilung  der  Einnahmen  der  Kammerkasse  ist  von  den 
Kammer 'Domänen  und  den  sonstigen  Domanial"  Intraden, 
Pachten  und  GefäUen. 


JahreS' 
durchschnitt. 

1837/9  . 
1840/2  . 
1843/5  . 
1846/8  . 
1849 
1850 
1851 


545815 

145387 

554544 

164153 

575480 

157078 

579913 

84866 

571772 

95000 

553012 

112500 

435000 

112500 
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'Sie  ist  in  obigen  Eiats  wie  folgt  berechnet,  für:  1837/0: 
349606,  1840/2:  341728,  1843/5:  338165,  1846/8:221870 
(Abrall  wegen  getrennter  Berechnung  der  Kapitalzinsen),  1849: 
190734,  1850:  192270,  1851:  192200  Thir.  Dies  ist  der 
Amertrag ,  während  die  /{oAeinnahme  z.  B.fiir  1850:  246667 
Tbir.  beträgt  (also  Gewinnungskosten  22,05%),  wovon  fallen 
auf:  Domanial- Pachtgelder  210342,  besonders  verpachtete 
Zehnten  1341,  besonders  verpachtete  Dienste  13491,  verschie- 
dene  Gegenstände  21383  ThIr.  u.  s-  w.  Auch  Getretdeem-' 
nahmen  finden  Statt,  jedoch  sind  die  AbgiAen  grösser  und 
die  Kornmagazin  -  Verwaltung  liefert  gleichfalls  keine  lieber- 
Schüsse.  In  Gemässheit  Art.  11  des  Finanz  -  Nebenverti^ges 
vom  12.  Oktober  1832  müssen  nämlich  den  Landeseinwohnern 
an  Getreideunterstützungen  jährlich  3360  Himpten  Rocken  ge- 
leistet werden  und  auf  Remissionen  an  Zinskorn  werden  grnnd- 
satzgemäss  Vio  des  Ertrages  in  Absatz  gebracht,  so  wie  für 
Remissionen  an  Geldeinnahmen  4000  ThIr.  Ein  allgemeiner. 
Grund  für  die  fortschreitende  Abnahme  dieser  Einnahme -Ab- 
theilung sind  die  Ablösungen,  wozu  in  den  drei  letzten  Jah- 
ren kleine  Ausfalle  kommen,  die  durch  die  Land  Verpachtung 
an  Häusler  entstanden  sind ,  weil  fiir  dieses  Land  den  Haupt- 
Pächtern  Entschädigung  gegeben  werden  musste.  Die  LaiKl- 
stände  haben  wiederholend,  sowohl  im  Interesse  der  Landes- 
einwohner,  als  der  Ersparung  an  Verwaltungskosten,  den 
Verkauf  von  Domanial-Sireugrundstücken  beantragt.  Seit  dem 
Jahre  1841  hat**d^r  ständische  Ausschuss  den  Auftrag,  bei 
Verkäufen  von  Kammer-  und  Kloster  -  Gütern  die  Ständever- 
sammlung zu  vertreten.  Ueber  den  jetzigen  Bestand  dieses 
Theils  des  Domanial  -  Eigenthums  liegen  mir  keine  Nachrich- 
ten vor. 

Die  Roheinnahme  von  Forsten,  Jagden  und  Fischereien,  von 
Sagemühlen  und  Holumagazinen  war  (nach  Abzug  der  dem 
Klosterfonds  von  dem  Rohertrage  zustehenden  Vaa)  nach  den 
Etats  für  1837/9:  238183,  1840/2:  243636,  1843/5:  267393, 
1846/B:  251670,  1849:  254616,  1850:  257116  ThIr.;  (1851: 
rein  135300,  weil  künftig  die  Forstkulturkosten  nicht  mehr 
durch  die  Hauptrechnung  laufen  sollen),  deren  einzelne  Be- 
staadtheile  die  oben  mitgetheilte  zweite  Einnahmetafel  enthält. 
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Die  landesherrlichen  Forsten  bestehen  aas  262019  Waldmor- 
gen von  160  D  R.,  wovon  mit  Nadelholz  89624  oder  34,21  %, 
mit  Laubholz  140067  oder  53,46  Vo  besetzt  sind;  32328  Mor- 
gen oder  12,33  Vo  aber  aas  nicht  taxirten  Waldflächen  und 
wie  es  scheint  theilweise  aus  Blossen  bestehen.  Vom  Laub- 
holze sind  94763  oder  67,64  Vo  Hochwald,  33526  oder  23,93  «/o 
Mittelwald,  11778  oder  8,43  %  Pflanz wald.  Von  diesen  For- 
sten ist  nur  noch  ein  kleiner  Theil,  durch  Ablösung  von  lästi- 
gen  fremden  Mitberechligungen ,  in  Unabhängigkeit  und  Ord- 
nung zu  bringen,  was  freilich -gewöhnlich  auf  Kosten  seiner 
Flächengrösse  geschehen  ist.  Auch  im  Wege  der  Gesetzge- 
bung sind  dergleichen  Berechtigungen  geregelt,  z.  B.  die  Be- 
darfeätze  der  Holzberechtigten  im  Kreise  Gandersheim  unter 
dem  7.  May  1846,  die  Brennholz  -  Abgaben  im  Amte  Seesen 
unter  dem  1 9.  März  1850.  Aus  den  Anlagen  des  den  letzteren 
Gegenstand  betreifenden  Minist.-Schrb.  vom  9.  Februar  1850 
ergiebt  sich  z.  B.,  dass  dort  der  jährliche  Zutcachs  auf  2  Mal- 
ter oder  160  Kubikfuss  von  einem  Durchschnittsmorgen  be- 
rechnet wird,  und  dass  der  Forstzinswerth  für  1  Malter  Brenn- 
bolz 1  Tblr.  7  Ggr.,  1  Schock  Waasholz  18  Ggr.  ist.  Von 
1826  bis  1835  betrug  in  den  Staatswaldungen  die  jährliche 
Durchschnitts- iVtitomg  288326  Malter,  was  von  t  Mgn.  des 
bestandenen  Forstgrundes  etwa  i%  Malter  oder  100  Kub.-Fs. 
ergiebt  Die  Forstwirthschaft  ist  in  neuerer  Zeit  musterhaft 
and  bemüht  sich  manche  ältere  Schäden  auszugleichen,  z.  B. 
den  theilweisen  Mangel  an  Bau-  und  Nutzholz.  Eine  in  fast 
allen  Landestheilen  gegen  fiiiher  eingetretene  Steigerung  der 
Holzpreise  hat  den  Landständen  zu  Anträgen,  sowohl  wegen 
der  Farittaxen  (z.  B.  im  Schrbn.  vom  19.  Februar  1850),  als 
wegen  Einrichtung  von  Gemeinde  ^  Hokmag(mnm  (Schreiben 
von  demselben  Tage),  Veranlassung  gegeben.  Eigenthtimliche 
Arten  der  Nutzung  sind  durch  die  Sagemühlen,  durch  das  Bau- 
$nag€ain  in  Braunschweig  und  die  Brennhohmagcaine  zu  Braun- 
sohweig  und  Wolfenbüttel;  von  alle  diesen  Anstalten  kommen 
jedoch  nur  Ueberschüsse  in  die  Hauptrechnung.  Des  Zusam- 
menhanges wegen  auch  einige  Worte  über  die  Forstvenoal-' 
hmg  (z.  V.  die  Instruktion  für  die  Forst -Prufungs-Kommission 
vom   10.  August  1843)  und  Forstgesetzgebung.    In  10  Ober« 


Forst-Bezirken   mit  61  He  vieren  sind  10  Oberforstbeamte  mit 
Besoldungen   von   700  bis  900  Thir.   ausser  freier  Wohnung, 
100  Thlr.  Tür  Dienstreisen,  Brennholzdeputal  und  50  ThIr.  Rir 
Büreaukosten ;  4  Forstschreiber,  61  Revierförsler,  welche  ausser 
freier  Wohnung,   Brennholz,  60  Thlr.  fiir  ein  Dienstpferd,  an 
Besoldung  500  bis  600  Thlr.  empfangen ;  38  Gehülfsröi*ster,  35 
ünterlbrsler  mit  160  bis  200  Thlr.  nebst  freier  Wohnung  und 
Brennholz;  50  Foi-slgehülfen,  zusammen  also  198  Personen  an- 
gestellt.   Ausser  den  Geld -Besoldungen,  deren   Betrag  nach 
den  Normal-Etats  (Anlagen  zum  Minist.-Schrbn.  vom  18.  Juny 
1849)  etwa  79000  Thlr.  ist  und  ausser  den  sonstigen  Dienst- 
einnahmen an  freier  Wohnung,  Brennholz  u.  s.  w.,  beziehen 
die  Forstbeamten  Accidenzien  (laut  Minist.-Reskr.  vom  10.  Fe- 
bruar 1836),   welche   in    dem  Elat   für  1850  zu  Gunsten  der 
Kamroerkasse  mit  6771  Thlr.  in  Ausgabe  gebracht  sind.    Die 
Forsterheber  empfingen  an  Remisen    1806  Thlr.     lieber  die 
Beiträge  der  Privat  -  Forstbesitzer  zu  den  Besoldungen,  be-  - 
stimmt   ein    Gesetz    vom  16.  Oktober  1834.    Die  ordentlichen 
FarstkultHrkosten  sind  seit  1837  von  1^00  auf  18000  Thlr.  an- 
"  gewachsen   (z.  v.  den  Bericht  der  Direktion  der  Porsten  und 
Jagden  vom  9.  Dezember  1844  (stand.  Prot.  11.  vom  19.  No- 
vember 1845,   Anlage  4  Unteranlage);  jedoch  sind  ausseror- 
dentlich, namentlich  auch  fiir  Waldwege,  bedeutende  Summen 
verwendet.    Der   Betrag   der   Gewinnungskosten   ist   nur   an- 
nähernd   zu  berechnen    und   stellt    sich   dadurch    auf  etwa 
126000  Thlr.  oder  50  %   der  Roheinnahme.    Die  jetzt  gülti- 
gen Forststrafgesette  sind  vom  26.  Jidy  1837  (z.  v.  den  Kom.- 
Ber.  Anl.  1  zum  Prot.  69   vom  27.  Juny   1837)   und  10,  May 
1838;  ein  Jagdstrafgesetz  ist  unter  dem  6.  Juny  1839  erlassen 
(z.  V.  das  Gesetz  vom  8.  September  1848,  über  die  Aufhebung 
des  fremden  und  die  Ausübung  des  eigenen  Jagdrechts);  ein 
Gesetz    vom   11.  Juny  1843   betrifft  die  Hegezeit  der  Fische 
in  öffentlichen  Gewässern.  —    (Eine  aktenmässige  Geschichte 
des  Forstbetriebes  steht  im  Jahrg.  1837  des  Bi-aunschw.  Ma- 
gazins). —    Von  den  einseitigen  und  mit  Hannover  gemein- 
schafllichen  Berghau  -  und  Hüttenwerken  so  wie  von  den  unter 
letzteren  befindlichen  Salinen,  gelangt  in  die  Hauptfinanzrech- 
nung nur  der  üeberschms  und    dieser   war  berechnet   fiir 
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1887/9  zu  103414,  1840/2:  133333,  1843/5:  127000,  1646/S: 
945552,  1840:  1OO«0O,  1850:  90849,  1851:  97000  Thlr.  Die 
Summe  für  1650  ergiebt  eich  aus  folgeDder  EinzeUtereckmmg : 


Die  Gewinnangskoslen  berechnen  sich  hiemach  (ohne  die 
Koslen  '  der  allgemeinen  Verwallung)  auf;  für  die  einseiligen 
Hüttenwerke  auf  95,95  o/o;  für  die  Saline  in  Schöningen 
«0,51  o/„;  in  Salzdahlum  33,03  %,  beide  Salzwerke  53,01  7«; 
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die  Ziegelhtitte  15.62  %;  die  Steinbrüche  91,67  %;  das  Braun- 
kohlenwerk 85,65  Vo;  die  Poraellan  •  Fabrik  91,93  %;  die 
Berghandlung  (falls  nicht  fremdartige  Ausgaben  darunter  sind} 
S8,57  %;  die  Hüttenwerke  zu  Oker  100  Vo;  zu  Gittelde 
91,56  %;  der  Zehnten  zu  Goslar  88,27  Vo. 

Nach  Venturini  a.  a.  O.  Seite  76  ist  der  durchschnittliche 
Verbrauch  der  einseitigen  Eisenhütten  in  den  letzten  Jahren 
281015  Zentner  Eisenstein  gewesen.  Daraus  sind  gewonnen: 
Roheisen  62250,  Gusscisen  17281,  Stabeisen  32474,  Zaineisen 
8772,  gespaltenes  Eisen  981  Ztr.,  Rohstahl  11025  Pfd.,  raffi- 
nirter  Stahl  24486  Pfd.,  Blech  900  Pfd.,  Drath  424  Ztr. 

Der  erst  seit  1822  in  einiger  Ausdehnung  betriebene 
Braunkohlenbergbau  bei  Helmstedt  setzt  jetzt  schon  jährlich 
an  20000  Fuder  (zu  96  Kub.  Fuss)  ab,  welche  im  Brennwerthe 
einer  Buchenholz  -  Scheitmasse  von  30000  Maltern  gleichkom- 
roen  und  beschäftigt  130  Bergleute.  Der  Preis  von  1  Fuder 
Kohlen  ist  zwischen  1  Thir.  2  ggr.  und  1  Thir.  20  ggr. ,  der 
/teingewinn  an  jedem  Fuder  6  bis  8  ggr. 

Die  Zahl  der  beim  einseitigen  Bergbau  und  Hüttenwesen 
beschäftigten  Bergleute  ist  ausserdem  nahe  an  300,  der  Hüt- 
tenleute etwa  450  bis  500,  der  Waldarbeiter  750  bis  800^ 
der  Fuhrleute  gegen  350.  Nach  dem  neuen  Nortnal-Etat  sind 
nachbezeichnete  Stellen  und  Gehalte  vorhanden : 

a.  Beim  Eisenslein-  und  Braunkohlenbergbau  und   den  Ei- 
senhütten :  Zahl.  Thlr. 

1.  Oberbeamte 2  —  3        800—1000 

2.  Betriebs-  und  Faktorei-Beamte 
(Hütten  -  Inspektoren ,  Hütten- 
Schreiber,  Bergmeister,  Berg- 
geschworene  ,     Oberfaktoren , 

Faktoren) 23        350  —  650 

3.  Gehülfen  (Hüttengehülfen,  Ober- 
steiger)   8        150  —  300 

/    800—1000 

b.  Salinen-Beamte  • 3    |  350  —  650 

(auch  für  den  Braunkohlenbau)  f   400  —  650 

600  —  800 

c.  Beamte  bei  der  Porzellan  -  Fabrik  8    {400  —  600 

150  _  800 
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Ausserdem  freie  Wpbnung  undFeueruog  zu  ertnäsBigtem  Preise ; 
Einige  a^  Haferdeputat  und  Biireau- Kosten.  Die  Gesammt- 
zahl  dieser  Beamten  ist  39,  ihr  Baarbesoldungsbedarf  jährlich 
etwa  19500  Thir.  Im  Jahre  1848  ist  die  Karlshütte,  im  Jahre 
1849  die  Ziegelei  zu  Querum  verkauft,  das  Salzwerk  Julius* 
halle  ist  eingestellt;  die  Uebergabe  der  PorzeUanf(Arik  in 
Privathände  zu  günstigerer  Zeit  soll  erfolgen ,  z.  v.  das  Minist. 
Schrb.  vom  10.  Dezerobor  1850,  dei*en  Absatz- Verhältnisse 
betreffend.  --  Auch  die  Aufhebung  der  MüMse  (welche  einen 
eigenthürolichen  Fonds  von  7473  Thir.  besitzt)  war  von  den 
Landständen  beantragt,  weil  sie  3369  ThIr.  Zuschuss  erfor* 
dert;  jedoch  ist  die  Ausführung  dieser  Maassregel  vertagt. 
Sehr  bemerkenswerthc  Bestimmungen  über  die  Grenzen  des 
landesherrlichen  Bergwerks  -  Regals ,  wodurch  namentlich  der 
Bau  auf  Stein-  und  Braunkohlen  hinein  gezogen  ist,  enthält 
der  LsHidtagS'Abschied  vom  13.  Juny  18^3  im  Art.  68.  Eine 
Instruktion  über  die  Prüfungen  zum  Bergbau-  und  Hütten- 
Dienste  ist  unter  dem  23.  Oktober  1840  erlassen. 

Noch  einige  besondere  Bemerkungen  über  die  Einnahme 
vom  Sab.  Die  Salinen  Schöningen  und  Salzdahlum  waren 
bis  zum  Schlüsse  des  Jahrs  1840  dergestalt  verpachtet,  dass 
der  Pächter  sämmtliches  Salz  gegen  den  Preis  von  21  ggr. 
Tür  100  Pfd.  an  die  Landes  -  Salzmagazine  zu  liefern  hatte, 
aus  welchen  dasselbe  zur  Versorgung  der  Kreise  Braunschwetg» 
Wolfenbüttel  und  Helmstedt,  für  2  ThIr  12  ggr.  die  100  Pfd., 
verkauft  wurde.  (Vor  der  Fremdherrschaft  war  der  Salz- 
preis für  den  Zentner  3  Thlr.  14V9  ggr.  gewesen ;  eine  Verfugung 
vom  20.  Januar  1814  setzte  ihn  auf  2  Thlr.  16  ggr.  Konv.Mze. 
herab).  In  diesen  Landestheilen  bestand  seit  alter  Zeit,  als 
Recht  des  Kammer6skuS|  das  Monopol  des  Sahhandels  (z.  v. 
VerordjDungen  vom  5.  Oktober  1775,  99.  July  1822^  18.  Au- 
gust 1825),  während  in  den  übrigen  Theilen  des  Staats,  näm- 
lich in  den  Kreisen  Blankenburg,  G^nder^heim  und  Holzmin- 
dien»  erst  durch  das  Gesetz  vom  8.  May  1835,  als  Folge  des 
Steuervereins- Vertrages  n^it  Hannover  Vom  1.  May  1834,  eine 
Sali 'Regie  eingeführt  und  durch  den  Verkauf  von  kannover- 
f^kem  Salze  genutzt  wurde.  Zu  vergleichen  darüber  femer 
di9  Belkanntmachung  vom  21.  Juny  1886  wegen  der  Dqrch- 
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febr  ausländiscbeD  Salzes;  das  Gesetz  vom  23.  Februar  18S7, 
über  den  Salzdebii  im  Amte  Thedtogbausen ;  das  Gesetz  vom 
21.  July  1837,  das  Verbot  der  Einfuhr  fremden  Salzes  und 
den  Hausirbandel  mit  Salz  betreffend ;  die  Bekanntmachungen 
vom  19.  August  1839  und  20.  Juny  1841,  über  die  Saldcon- 
trole  in  den  Kreisen  Gandersheiro  und  Holzminden;  das  Ge- 
setz vom  21.  Dezember  1841,  über  den  Salzdebit  in  den  zum 
Zollverein  gehörenden  Landestheilen.  —  Die  auf  den  eigenen 
Salinen  vorhandenen  Soolbrunnen  enthielten  nur  Soole  von 
4  bis  6  %  Salzgebalt,  welche  bis  auf  ISptündige  Starke  gra- 
dirt  und  dann,  in  Schöningen  mit  Braun-  und  Steinkohlen 
(12000  Ztr.  Air  8  ggr.  Selbstkosten),  in  Salzdahlum  mit  Torf 
und  Holz  (10000  Ztr.)  verkocht  wurden.  —  Mit  Anfang  1841 
nahm  die  Regierung  beide  Salinen  in  eigene  Verwaltung  und 
erzeugte  nun  100  Pfd.  Salz  durchschnittlich  in  Schöningen  für 
10  ggr.  9  pf ,  in  Salzdahlum  für  14  ggr.  3  pf.  Der  Ueberschuss 
vermehrte  sich,  obgleich  in  den  nächsten  Jahren  25750  Thir* 
aus  der  Salinenkasse  für  Bohrbrunnen  ausgegeben  waren. 
Man  war  nämlich  so  glücklich,  bei  Sehöningen  in  1700  Fuss 
Tiefe  ein  Sieinsaldager  zu  erbohren,  von  vorzüglicher  Güte 
in  bereits  auf  146  Fuss  bekannter  senkrechter  Mächtigkeit. 
Eine  Pumpvorrichtung  fördert  daraus  völlig  gesättigte  (27  Vo* 
balüge)  Soole  zu  Tage  und  sowohl  hierdurch  als  durch  sehr 
v^hifeiles  Braunkohlen  -  Feuerungs ->  Material  sind  jetzt  schon 
die  sämmtlidien  Erzeugungs- Kosten  in  Schöningen  auf  etwa 
6  ggr.  für  100  Pfd.  herabgebracht  (auf  den  nächst  belegenen 
preussisdien  Salinen  8  ggr.,  auf  den  hannoverschen  12  ggr.). 
Durch  Verbesserung  der  Siedeeinrichtungen  (wozu  aus  dem 
Kammer 'Kapitalien -Fonds  bereits  27000  Thln  bewilligt  sind) 
werden  nicht  nur  die  Erzeugungskosten  noch  mehr  ermäßigt, 
sondern  die  Menge  der  Erzeugung  wird  auch  so  erhöht  wer- 
den, dass  die  Saline  Salzdahlum  eingehen  und  doch  aüe  Lan- 
destbeile mit  mgenem  Salze  versorgt  werden  können.  Sollte 
dereinst  der  Salzhandel  in  Braunschweig  und  den  Nachbar- 
staaten frei  gegeben ,  auch  die  Salzerzeugung  der  Spekulation 
und  Konkurrenz  dergestalt  überlassen  werden,  dass  man  sie 
nur  einer  Erzeugungs- Abgabe  unterwürfe,  gleich  dem  Spiri- 
tus und  dem  Zucker,   so  würde  Schöningen  wabrscheinlioh 
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um  so  mehr  in  die  erste  Reibe  der  Salzwerke  treten,  da  es 
auch  sehr  günstige  Eisenbahn-  und  Chaussee  -  Verbindungen 
hat.  —  Die  bisher  von  der  Sah'DebiU'K<ute  bezahlten  Kauf- 
preise für  1  Zentner  Salz,  so  wie  deren  FrrÄrai^f preise  sind 
in  den  Kreisen  * 


Braunschweig ,   Wol- 
fenbüttel,  Helmstedt 

Emkaufspreu 
Thlr.    ggr, 

2        10 

Verkaufifpreii 
Thlr.     ggr. 

2        16 

al$ofäri 
7,68 

Gandersheim     .    .    . 

1 

4 

1 

21 

5,40 

Holzminden  .... 

1 

«% 

1 

21 

5,40 

Blankenburg     .    .    . 
Amt  Harzburg  .    .    . 
Pabstorf 

1 

2 
20 

1 

1 
3 

21   • 
21 

5,40 
5,40 
8,64 

Amt  Calvörde  (in  preuss.  Verwaltung). 

Für  1850  ist  der  Veberschnss  der  Salinen  zu  48500,  des 
Salzmonopols  zu  11720  Thlr.  angenommen. 

Die  Sahsteuer  (Erzeugungs  -  Abgabe)  beträgt  8  ggr.  von 
100  Pfd.  Die  grosse  Ungleichheit  in  der  Behandlung  der  ein- 
zelnen Landestheile  hinsichtlich  eines  der  wichtigsten  Lebens- 
bedürfnisse, welche  durch  obige  Zusammenstellung  an  den 
Tag  tritt,  ist  zwar  auf  althergebrachte  Berechtigungen  begrün- 
det, auch  in  andern  Staaten  anzutreffen.  Allein  dieses  for- 
melle Recht,  welches  überall  als  ein  materielles  Unrecht  sich 
darstellt,  weil  der  Preisunterschied  durch  Zwang  veranlasst 
ist,  —  wird  in  einem  kleinen  Staate  begreiflich  ungleich 
drückender,  was  die  geografische  Lage  des  Herzogthums 
Braunschweig  noch  vermehrt.  Deshalb  ist  zu  hoffen,  dass 
die  Vortheile  des  bedeutenden  Geschenks,  welches  die  Natur 
in  dem  Steinsalzlager  dem  Lande  gemacht  hat,  zwischen  des- 
sen Bewohnern  und  der  Staatskasse  getheilt  werden. 

Die  zuletzt  aufgeführte  Einnahmeabtheilung  der  Kammer 
kasee  begreift  die  KapUal-Zinsen,  im  Etat  für  1849  mit  120762, 
für  1850  mit  125276,  für  1851  mit  123000  Thlr.  stehend. 
Der  Betrag  des  (fast  ausschliesslich  aus  Ablösungsgeldern  ge* 
bildeten,  beim  Leihhause  belegten)  Kamtner-'KapiUUien^Famts 
war  im  August»  in  Thalern : 
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,o-,  C^öftt         Kourant. 

VT. »2000        a.78S600 

\IZ ®"**        3''*"550 

":« ®»*'»         3,6ai>600 

'**" '»4850        8,694350 

•)  Direkte  S«e«ern. 

Die  Einnahoie  von  den   einreinen   Arten   der  direkten 
Steuern  «t  z„  verschiedenen  Zeiten  wie  folgt  gewesen 

i.  Normalanschlag  nach  '  ^"^'""'  ^*'-*- 

.     Art  9  des  Landtages- 
abschieds  v.  ll.July 

*®*^       «33360     7960     95000  16000     392310 

und    40000 

2.  Im  Durcbschniu  der 
Jahre  1822  bis  1830 

(Rechnongsergebniss)  258449     7960  112248  31577     449775 

und    3954! 

3.  Nach  dem  Etat  fiir 
1837/9  durchschnitt- 

A   v^\^'     \,"     •    -330702     8181     74767  36752     449402 

4.  Nach  dem  Etat  für  *«»«u» 

1840/2  durchschnilt- 

I't^    ',.*/     •     •     .311796     7960     79606  30294     429656 
(ohne  die  11 524  Thlr.  «^i^ööö 

betragenden  Grund- 
abgaben desKloster- 

5.  Nach  dem  Etat  für 
1849(desgleichen  oh- 
ne 10849  Thlr.  KIo- 

iiTu^A^^'K'    '    '^**^*^     ^^^^     7825125743     430503 
«•  Nach  dem  Etat  für  '»omovq 

«50  (desgl.  ohne 

7   i!^^l^ A^'^^l      •  -^^"7«  ^»ÖO  77124  25859  432121 
7.  Nach  dem  Etat  für  .  * 

1851  (desgl.)  .  .  .  322640  7960    103700    434300 
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Die  Einnahme  von  den  direkten  Steuern  ab  Gesammt- 
heit  ist  hiemach  sehr  geringen  Schwankungen  unterworfen 
gewesen,  wogegen  allerdings  bei  den  einzelnen  Arten  dereel- 
ben  bedeutendere  Abweichungen  vorkommen,  deren  Ursachen 
aus  der  nachfolgenden  Darstellung  sich  ergeben  werden. 

K  Stftterarttflf  C^ntti^cliiabfit. 
Die  unter  der  Fremdherrschaft  eiogefiihrte  Gruädsteuer 
wurde  durch  Verordnung  vom  31.  März  1817  wieder  aufge- 
hoben, aber  anstatt  sofort  an  die  Vereinfachung  und  Verbes- 
serung der  Grundabgaben  zu  gehen ,  flihrte  man  das  vorma- 
lige Koniributions^System  wieder  ein.  Eine  Darstellung  dessel- 
ben hat  die  Regierung,  bei  Gelegenheit  ihrer  Anträge  vom 
18.  Dezember  1848,  behuf  Einführung  einer  neuen  allgemeinen 
Grundsteuer,  geliefert  und  es  wird  genügen  aus  derselben  die 
Hauptmängel  hervorzuheben,  um  damit  zugleich  eine  Schilderung 
desselben  zu  geben.  Diese  wesentlichsten  Gebrechen  des  bis 
auf  die  neuste  Zeit  geltenden  Kontributions -Systems,  sind: 

dass  die  Landgeneluden  der  alt-wolfenbQttelschen  LandestheOe,  die 
Stadtgemeinden  dieser  Landestheile ,  die  Aemter  Campen  und  Nenbrflck, 
die  Gemeinden  des  FDrstentliams  Blankenburg  und  des  Stiftsamts  Walken- 
ried and  des  Amts  Tliedinghaasen  nacli  völlig  von  einander  abweichenden 
Grundsätzen  veranlagt  sind,  die  durchaus  nicht  im  richtigen  Verhältnisse 
zu  dem  abweichenden  Werthe  der  in  den  verschiedenen  Landestheilen  be- 
legenen Grundstücke  stehen;  ^  dcus  selbst  innerhalb  der  Landestheile^ 
für  welche  ein  und  dasselbe  System  gilt,  manche  SteoergegensCfinde ,  wie 
z.  B.  Anbauer-  und  Brinksitserhäuser ,  unverhältnissmässig  hoch  belegt 
sind ;  —  dass  die  Besteuerung  auf  die  verschiedenartige  gutsherrliche  Be- 
lastung der  Grundstücke  Rücksicht  nimmt,  welche  grössentheils  nicht  mehr 
bestehen  und  binnen  ganz  Kurzem  durch  Ablösung  völlig  beseitigt  seyn 
werden ;  —  dass  ferner  die  Grundsteuer  keineswegs  unmittelbar  auf  allen 
fruchttragenden  Grundstücken  ruht,  vielmehr  einige  derselben,  wie  die 
Forsten  und  Aenger  meist  nur  mittelbar  durch  Erhöhung  der  Hofissteuer 
und  durch  die  Besteuerung  des  ganz  oder  theilwelse  auf  den  Aengern  er- 
nährten Viehes  betroflfeu  werden ;  —  dass  die  Steuer  für  die  Forsten  In 
Folge  dieser  Art  der  Veranlagung,  namentlich  bei  grösserem  Umfknge, 
derselben,  zu  einem  Minimum  herabsinkt  ; —  dass,  die  Viehsteuer,  weU 
auf  die  Haltung  des  Viehes  nicht  nur  der  Umfang  der  Aenger  und  Wei- 
deberechtigungen, sondern  im  gleich  wesentlichen  Maasse  der  UmOnng  der 
zur  Durchwinterung  benutzten,  jedoch  als  solche  bereits  versteuerten  Ae^er 
und  Wiesen  einwirkt,  durchaus  nicht  im  richtigen  Verhältnisse  sa  dem 
Werthe  der  von  den  einzelnen  Steuerpflichtigen  genutzten  Aeoger  und 
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WeldeberechtigUBfOi  steht;  —  dass  bei  dieser  Steuer  eine  nocli  frttssere 
Uog^leieliMt  dadurch  erwächst ,  dass  ein  Theil  derselben  nach  der  fHlher 
gdMteaen  Viehzahl  in_  den  einzelnen  Gemeinden  festg;esetzt  ist«  ein  an- 
derer Theil  aber  (der  Schafschatc)  nach  der  jeweiligen  Stückzahl  veran« 
lagt  wird;  und  endlich  «»  dass  die  Steuer  für  die  Aecker  nicht  nach  der 
GQte  der  einzelnen  Stflcke  ^  sondern  meist  nach  dem  dnrehsohnittlicimi 
Werthe  der  stamülchen  in  einer  Feldmark  belegenen  Gmndstficke  ver- 
anlagt ist. 

Die  erM'fthnten  Mängel  der  Veranlagung,  welche  seit  langer  Zelt  em- 
pAmden  sind,  und  seit  der  Verordnung  vom  29,  Oktober  18S(1,  die  Aus- 
gleichung der  lifentllchen  Abgaben  betreffend,  zu  wiederholteii  Zusicherun- 
gen Seitens  der  Landesregierung  und  zu  immer  erneuerten  Anträgen  Seitens 
der  Stände  Versammlung  wegen  baldiger  Regelung  Anlass  gegeben  haben; 
treten  jetzt  aber  mehr  wie  je  in  den  Vordergrund,  well  sie  es  fhst  un- 
möglich mached,  den  bei  den  Separationen  bewirkten  Um  -  und  Austau- 
schungen von  Aeckem ,  Wiesen ,  Aenger  und  Forsten ,  mit  einer  dem 
Werthe  derselben  und  den  bei  der  Separation  berttoksiehtigten  Aarochten 
der  verschiedenen  Interessenten  entsprechenden  Veranlagung,  zu  fiilgen* 
Sodann  auch  weil,  bei  eintretender  Flüchtigkeit  der  jetzt  meist  im  Pertf- 
nenzverbande  beindlichen  Grundstücke  das  bisherige  Steuersystem  deu 
Uebergang  angemessener  Steuerbeträge  auf  die  im  Einzelnen  zu  ver- 
äussemden  Grundstücke  und  die  entsprechende  Besteuerung  der  den 
verschiedenen  Klassen  der  Bauerhflfe  bislang  angehürig  gewesenen  Wohn- 
häuser verhindert.  (Für  die  Geschichte  und  das  Wesen  der  Grond- 
abgaben  sind  ferner  wichtige  Quellen:  Bode^  Beiträge  zur  Geachichte 
des  Herzogthnms  Braunschweig  1824  und  von  BüloWj  Beiträge  nur  Ge- 
schichte der  Braunschw.-Lüneburg.  Lande,  Braunschw.  1829). 

Die  bereits  erwähnte  Verordnung  vom  29.  Oktober  1821 
MesSf  vom  1.  Januar  1822  an  gerechnet,  alle  bestandenen  Be- 
freiungen von  Steuern  und  öffentlichen  Lasten  aufhören.  Das 
dahin  gänzlich  oder  theil  weise  befi'eit  gewesene  Grundeigen- 
thum  wurde,  nach  den  bestehenden  Grundsätzen,  der  Kontri- 
bution, dem  Landschatz,  Sphafschalz,  Zehntschalz  und  Proviant- 
geld unterworfen;  wogegen  die  Exemtensteuer  aufhörte  und 
für  das  mehr  zu  Zahlende  den  bis  dahin  Befreiten  eine  Eni- 
Schädigung  zuerkannt  wurde.  Diese  bestand  in  dem  25  fachen 
Betrage  der  Mehrzahlung,  wofür  Landesschuldpapiere  mit  dem 
Namen:  Sieuer - Rebdtionsscheine  ausgefertigt  wurden.  Die 
Steuerfreiheit  der  Kammergtiter ,  der  Kirchen,  Pfarren,  Pfarr- 
wittwentbümer  und  Schulen  wurde  beibehaltea.  (eine  Ausfüh- 
runga- Verordnung  ist  vom  20.  August  1822).  —  Die  im  Jahre 
1821  ertheilte  Zusage  ist  endlich  durch  das  Gesetz  aber  <Ue 
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dessen  Stelle  eine  Verordnung  vom  29.  Oktober  1821  trat. 
Gleichzeitig  durch  Verordnung  vom  7  Februar  1822,  wurde 
bestimmt,  dass  die  Kontribution  von  Nahrung  und  Handwer- 
ken, nach  Anleitung  des  10.  und  11.  Abschnitts  des  Kontribu- 
tionsfusses  und  in  demselben  Verhältnisse  wie  im  Jahre  1806, 
wieder  eintreten  solle.  Diese  keineswegs  glückliche  Maass- 
regel, konnte  durch  eine  Anzahl  späterer  Erläuterungen  und 
Vervollständigungen,  gründlich  nicht  gebessert  werden  und 
-man  setzte  deshalb  an  die  Stelle  aller  früheren  Bestimmungen 
das  Gewerbesteuer-Gesetz  vom  4.  April  1837  (z.  v.  den  stand. 
Kommiss-Ber.  Anl  5  zum  Protok.  25  vom  26.  Januar  1837). 
Gegen  diese  noch  jetzt  gültigen  Bestimmungen  scheinen  er- 
hebliche Ausstellungen  nicht  gemacht  zu  seyn;  namentlich  ist 
der  Steuertarif  massig.  Weshalb  aber  die  Hindemisse  der 
Heranziehung  der  Gildegenossen  in  Braunschwetg  und  Wol- 
fenbüttel noch  nicht  beseitigt  sind  und  ob  solche  nach  er- 
folgter Aufbebung  der  städtischen  Acoise  geschehen  wird,  gebt 
aus  meinen  Akten  nicht  hervor. 

d^  Indirekte  Ab^iilieii* 

^  üeber  den  Ertrag  der  unter  dieser  Hauptabtheilung  ver- 
rechneten einzelnen  Abgaben  giebt  nachstehende  Zusammen- 
stellung Auskunft. 

Mhurek- 

seknitt 

nm^it^.  Durchschnitt  nach  den  Finanzgesetzen  für 
1822/80  1837/9  1840/2  1843/6  1846/8     1860      1861 
1*  Getannite  Accise 

(1822/30  mit  den 

GreoKabgabeii)    187844      —  —  —  —  —  — 

2*  Antheil  an  denge- 

neinschafUichen 

indirekten  Ab^<- 

ben,  ferner  Was- 
serzölle und  städ-  _ 

tisdie  Abgaben  •  —  325569  362410  426210  443761  481600  421000 
8*  Ueberschösse  t. 

Salzmonopol  (z. 

y.  oben  Salinen)      —  7000      9818    13300    13600    11700    12000 

4.  Stempelsteuer    .    33991    38000    34000    34570    36330    31800    27000 
6.  Gerichtssporteln 

(fOr  1822/30  nur 

vom  Ober-Appl.- 

Gericbt) 781    28200    34660    34120    27700    24760    26000 

6.  Gewölbe-  n.  Bou- 

tikengclder  •  .  .      —         4600      2133      2400      3860      2300      2000 

Zasammeii  222616  403269  442941  610600  626281  606060  488000 
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1.  0nitHtiff|«fili4e  Vrtnj-JUiabot  un%  tantre  gtmfinr^aflüd^  Strumii 

iub|l  rtni^im  t infcttignt  Sibtiuinnal^mm. 

Die  geografische  Zerrissenheit  des  Herzogtburas  Braun- 
schweig hat  dennselben  zwar,  in  allen  territorialen  Fragen, 
einen  seine  politische  Bedeutung  weit  tiberwiegenden  Binfluss 
verliehen,  ist  aber  zugleich  die  Quelle  mannichfacher  Leiden 
für  seine  Bewohner  geworden.  Am  stärksten  tritt  dieses  bei 
den  Zollfragen  hervor.  Seit  zwanzig  Jahren  schwankt  das 
Herzogthum  zwischen  P^eussen  und  Hannover  hin  und  her; 
die  Interessen  eines  Theils  des  Landes  neigen  zum  Zoll- 
Terein,  ein  anderer  Theil  kann  die  hannoversche  Nachbar- 
schaft nicht  entbehren;  ein  Theil  seiner  Fabriken  verlangt 
nach  Schutzzöllen,  der  Messverkehr  bogehrt  möglichst  freie 
Bewegung.  Diesem  Staate  vermag  nur  eine  Zolleinigung 
Deutschlands  zu  helfen.  —  Die  Geschichte  des  nordwest- 
deutschen  Steuervereins  ist  bei  Hannover  erörtert,  der  Zoll- 
verein wird  am  passlichsten  bei  Preussen  geschildert ;  ich  be- 
schränke mich  deshalb  hier  auf  eine  kur»e  Andeutung  der 
ZoU'Sckicksäle  Braunschu>eigs,  obgleich  bei  fast  keinem  Staate 
80  viel  Material  über  diesen  Verwaltungszweig  vorhanden  ist, 
als  hier. 

Die  neue  Grenzzoll  -  Einrichtung  vom  10.  Mäi*z  1828  (bis 
wohin  der  Zolltarif  vom  3.  April  1700  noch  Gültigkeit  gehabt 
hatte)  halte  noch  nicht  sich  eingebürgert,  als  sie  durch  die 
Verträge  von  Kassel  und  Eimbeck  am  24.  September  1828, 
11.  Oktober  1829  und  27.  März  1830,  schon  Abänderungen 
erlitt.  (Der  Jahresertrag  sämmllicher  Einnahmen  dieses  Tarifs 
war  zwischen  43  und  50000  Thir.)  Diese  einen  s.g.  mitteldeutschen 
Handelsverein  (Preussen  gegenüber)  bezweckenden  Verträge 
kamen  bekanntlich  nicht  in  Wirksamkeit  und  Braunschweig 
näherte  sich  nunmehr  Hannover  (Präliminar  -  Vertrag  vom 
f.  Oktober  1831  und  Enklavenvertrag  vom  9.  Dezember  1831). 
S^ine  anfänglich  geringe  Neigung  einer  engeren  Verbindung 
mit  dem  stammverwandten  Lande,  wurde  durch  einige  künst- 
liche Mittel  vei^tärkt  und  daraus  folgten  zunächst  gemein- 
schaftlicher Getreidezoll  (Gesetz  v.  24.  Juny  1833);  dann  die 
Annahme  eines  gleichmässigen  und  gemeinschaftlichen  Sy^/em« 
der  indirekten  Abgaben  zwischen  Braunschweig  und  Hannover^ 


durch  Verträge  vom  1.  May  1834  und  14.  März  1835,  ads 
welchen  im  April  und  May  eine  Menge  AusfUhrungsgesetze 
hervorgingen.  Schon  im  Jahre  1837  aber  wurde  die  Noth- 
wendigkeit  getühlt  grössere  Gebietstheile  dem  Zollijf$ieme 
PreussenM  anzuschliessen  (Vertrag  vom  I.November  1837  und 
Gesetze  vom  20.  Dezember);  durch  den  Vertrag  vom  3.  July 
1839  trat  man  sich  näher  und  ein  Staatsvertrag  Braun$chweig$ 
mit  dem  Zollverein  vom  19.  Oktober  1841  übergab  das  ge- 
sammte  Herzogthum  dem  Zollverein.  Schon  in  den  nächstem 
Wochen  jedoch  trugen  die  goografischen  Schwierigkeiten  über 
die  politische  Missstimmung  den  Sieg  d&von,  denn  ein  Vertrag 
vom  16.  Dezember  1841  bestimmte,  dass  der  Han^-  «nfi  HV 
«er-HMlrji^Braunschweigs  noch  beim  Sleuervereifie  verbleiben 
solle.  Als  aber  die  Hinneigung  noch  stärker  wurde,  setzte 
eine  Protokollar-Uebereinkunft  vom  24.  Juny  1843  den  Ein- 
tritt auch  dieser  Landestheile  in  den  Zollvei'ein  auf  den  I.Januar 
1844  fest.  Nur  einige  Enklaven  und  abgesondert  liegende 
Gebietstheile  Braunschweigs  wurden  dem  Steuerverein  ange- 
schlossen, mit  zusammen  13295  Bewohnern  (Uebereinkunft  IV. 
vom  16.  Oktober  1845  und  Gesetz  vom  21.  Juny  1848).  Auch 
hinsichtlich  der  Besteuerung  innerer  Verbrauchsgegenstände 
trat  Braunschweig  in  das  System  Preussens  und  die  Jetzige 
Lage  dieser  Verhältnisse  ergiebt  nachstehende  Berechnung  des 
braunschweigisehen  Antheils  fiir 

1846/8       1850 
jährlich.  Thlr.Kour. 
1.  Wegen  der  im  Zolherein  unter  braun^ 

schweigischer    Verwaltung    befindlichen 

Landestheile  mit  einer  Bevölkerung  von : 

1846  1849 

Köpfen  Ende    .        236811  230668 

a.  von  den  Ein-, 
Aus-  u.  Durch- 
gangs-Abgaben 
der  Kopf  durch- 
schnittlich   .    .    20ggr.2Vipf.  16ggr.6pf.  199380  158584 

b.  von  den  Ueber- 

gangs-Abgaben   —   ^    4Va4  ,  —  t,  ««A  n      3325      2269 


1846/8        1850 

jährlich.  Thlr.Kour. 

c.  von  der  Maiscb- 

boitichSteuer  .    10ggr.6%pr.  I5ggr.4pr.  103720  147371 

d.  von  der  Brau- 

malz-Steuer     .     2    „    «»A  »    »  „     Vs «     21570     1975« 

e.  von  der  Tabaks- 
Steuer     .    .    .   —   ^      'A  ,,  "  »    Vi6„        280        loa 

f.  von  der  Rüben- 
zucker-Steuer .   —    „    3V8  Ä  —  i>  3V4T»       2580      2603 

Zusammen 330805  830733 

^  TMr.    fgr.    Thlr.  .    gfr. 

alsoauf  1  KoprimDurebschn.  1  9,52    1  10,41 

2.  Wegen  der  im  Zolherem  unter  preut^ 
Hscher  Verwaltung  befindlichen  Landes- 
theile,  bei  einer  Bevölkerung 

i84ß  i849 

von  Köpfen  .     .  25202  25376 

a.  an  Ein-,  Aus-  u. 
Durchgangs-Ab- 
gaben von  IKopf  20ggr.4V6pf«  t5ggr.8Viopf-  20350  16574 

(-^  5  Vo) 

b.  von  den  üeber- 

gangs- Abgaben   —  ^  4%4  »   —  «   2V4  „       340      242 

(-1-  3  0/0) 

c.  von  der  Maisch- 
bottich-Steuer .     8^1        ^      6  „    6V«  y,      7220    6917 

(-r  15  Vo) 

d.  von  der  Bi*au- 

malz-Steuer     .     1  «  11      ^      1  „    4      ^     1710    1410 

e.  von  der  Tabaks- 
Steuer      .     .    .   —  ^    2V8  „   —  «    IV9  ü       200      137 

(-t-  15  0/,) 

f.  von  der  Rüben- 
zucker-Steuer   .—  fl     —   „— .„3V4„       —        286 

Zusammen 29820  25566 
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1S46/B        1850 
jährlich.   Thtr.Kaur. 

TUr,  ggf,  TUr.  fgr. 

durchschniUlich  auf  1  Kopf  1  4,39       1  0,18 

Zusammmen  im  Zolherein:  3606^5      356299 

Thlr.  ffr.  TUr.  ffr. 

auf  1  Kopf  durchschnitll.  1  9,03       1  9,39 

3.  Wegen  der  im  Hannover -oldenburgi* 
sehen  SteHcreereme  befindlichen  Landes- 
theile,  bei  einer  Bevölkerung 

1846         1§49 
von  Köpfen  .    .    .    .    6216        13295 
an  Ein-,  Aus-  u.  Durch- 
gangs-Abgaben,Brannt- 
wein-,  Bier-  und  Salz- 
Steuer   24ggr.  24ggr.        6216       13295 

Zusammen  Einnahme  von  Zöllen  i  366841     369594 

I  TUr.   ffr.  TUr.  ffr. 

und  innem  Steuern  }  1  8,69      1  8,90 

4.  Neben  ^Einnahmen,  als:  Blei-  und  ZeU 
tel-Gebühren ,  Messkosten,  Miethgelder, 
Beiträge  anderer  Staaten,  zu  den  in- 
nem Verwaltungskosten,  Anrechnungen 

auf  die  Bauschsumme  u.  s.  w.    .    .    .       7289        8276 

Gesammte  Roh-Einnahme  (d.  h.  nach  be- 
reits geschehenem  Abzug  der  gemein- 
schaftlichen Kosten  des  Zollvereins)      .  374180  377870 

Auf  1  Kopf  der  Bevölkerung  durchschnitt-  tut.  ffr.  TUr.  ffr. 

lieh 1  9,46  1  9,67 

Davon  die  eigenen  Ausgaben  Braunschwgs.  23049  24833 

Bleibt  Aeiitertrag 351081     353037 

TUr.  ffr.        TUr.  ffr. 

oder  auf  1  Kopf  der  Bevölkerung  •    •    .      1  7,41     1  7,46 

2.  WofTrQoa. 

Das  Herzogthum  Braunschweig  nimmt,  in  Gemässheit  der 
Weserschifffahrts-Acte  vom  10.  September  1823  und  ihrer  Zu- 
sätze, Theil  an  den  auf  der  Weser  erhobenen  WassenöUen 
mittetet  einer  Hebestelle  zu  Holzminden  und  erhebt  zum  vol- 
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len  Zolle  1  ggr.  von  1  Schiffipfande  =  300  Pfd*  Braunschwei- 
ger Gewicht.    Der  Ertrag  dieser  Zölle  war: 

4Qjifi     4Qjk'7    tifi  DurchscknUt  Anschlag 
1846.    1847.         ^^^Q^„        für  1890. 

TMr.        Thlr.  Thlr.  TUr. 

an  Roh-Einnahme   .    1291     1731  1511  — 

davon  dieErhebungs- 
kosten     ....      473       453  463  — 

bleibt  Rdn-Erlrag   .      818     m8  1048  1000 

Tür  1851  nur  500  Thlr.* 

Auf  dem  Weserzoile  ruhen  Renten  oder  PrivatansprUche 
nicht.  'Die  Vertheuning  der  Weserfracht  durch  den  Weser- 
zoll triSi  nur  diejenigen  Gegenstände,  welche  lediglich  durch 
das  ZolhereifiS'Gebiei  sämmtlicher  Uferstaaten  auf  der  Weser 
transitiren. —  (Uebereinkunft  Braunschweigs  mit  Preussen,  Kur- 
hessen und  Fürstenlhum  Lippe  am  19.  Oktober  1841.)  We- 
gen der  Grenz  -  Kontrolle  auf  der  Weser  ist  unterm  15.  July 
1844  eine  Bekanntmachung  erlassen. 

8.  5t(Mt{4|f  JUialirtt  attf  itwnfdimtiB  un)  Woifmliüttrt. 

Diese  Abgaben,  welche  als  Ersatz  Tur  die  Grundsteuer 
und  einen  Theil  der  Gewerbesteuer  der  beiden  grossen  Städte 
zu  betrachten  sind,  werden  mit  EinfUhrung  der  neuen  Grund- 
steuer aufhören.    Ihr  Ertrag  war  nach  den  Etats  für 

1846/8         1850 

1.  Thor-Accise 21719        16719 

2.  HahMccise  und  Mahllohn    .    .    37505        S543d 

3.  Schlacht-Accise 31880        29600 

4.  Brückengeld 8270  6730 

Zusammen     99374        88484 
Davon  an  Gewinnungs-Kosten  .    .      9960  9075 

oder  Prozente  der  Roh*Einnahme      10,02        10,25 

Bleibt  Aeteertrag    89414        79409 
1851         —  79250 

Die  jetzt  für  diese  Abgaben  geltende  Gesetzgebung  ist 
vom  21.  Dezember  1841 ,  jedoch  ist  die  Schlachtaocise  von 
Schweinen  durch  Gesetz  vom  27.  July  1846  herabgesetzt. 
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4.  fßnmifmiu  nn$  Ut  Wtm^Umg  Ut  eiiifdt^eti  \Mttkttu  Jd- 

$tAtn  fkn%: 

Waage-  'und  Pfunde  -  Geld ,  NiederlagegebUbren  und  Hopfen- 
stempelgeld, für  1850  zu  1010  Thir.  für  1851  zu  1350  Thlr. 
veranschlagt.  / 

5.  Stmpti '  3ib$übtn> 

Die  Grundlage  der  Stempel-Abgaben  ist  das  Gesetz  vom 
29.  Oktober  1821,  wodurch  auch  das  bis  dahin  gültige  west- 
pbäische  Dekret  vom  28.  Juny  1812  aufgehoben  wurde;  es 
hat,  durch  Abschaflun|  der  Stempclabgabe  von  politischen 
Zeitungen,  mittelst  Gesetzes  vom  23.  Dezember  1848,  eine 
Abänderung  erlitten.  Die  Ertragsansätzo  der  einzelnen  Arten 
der  Steuer  sind  nach  dem  Etat  für  1850:  Papierstempel  (mit 
Einschloss  der  zur  Sporteltaxe  verwendeten  Slpl.)  18000,  von 
Inteiligenzblättem  210,  von  Kalendern  800,  von  Erbschaften 
10000,  von  Lehr-  und  Meister-Briefen  180,  von  Spielkarten 
2300,  insgemein  600;  zusammen  32090  Thlr.  oder  0,97  Vo 
aller  Roheinnahmen  und  nach  Abzug  der  Hebegebühren  mit 
220  Thlr.  oder  0,007  %,  Reinertrag  31870  Thlr.  (angenommen 
zu  31800  Thlr.)  Für  1851  sind  nur  27000  Thlr.  als  Reiner- 
trag berechnet. 

6«  0fri4t0-5|ifrteiii, 

welche  bis  auf  die  neueste  Zeit  nach  der  neuen  Sportelord- 
nung  vom  10.  May  1835  (mit  Abänderungen  und  Ergänzun- 
gen vom  13.  Dezember  1836)  erhoben  wurden;  haben  jetzt 
die  Anhänge  zur  bürgerlichen  Prozess -Ordnung  vom  19.  März 
1850  zur  Grundlage.  Ihr  Anschlag  (nach  Absatz  der  Hebege- 
bühr) war  für  1849:  28700,  für  1851  nur  26000  Thlr.;  der 
wirkliche  Ertrag  war  früher  33  bis  34000  Thlr.,  scheint  auch 
durch  Einziehung  der  Sportelan theile  einzelner  Beamte  wie- 
der dahin  gelangen  zu  können. 

7.  tffiDiike-  mit  iouttken-tfelBeri 

die  letzte  der  unter  der  Haupt -Abtheilung:  indirekte  Steuern 
aufgeführten  Einnahmen  ertragen  (nach  Absatz  der  Ausgaben 
mit  3000  bis  2700  Thlr.)  2  bis  3000  Thlr. 
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1*  tlßufn^,  Wrge-t  iamm-i  Jriilini-  an)  ii^paii^-tffl^tr« 

Die  Gesammüänge  der  ehaussirten  Staatsstrassen,  welche 
im  Jahre  1833  nur  44  Meilen  war,  betrag  im  Jahre  1846  be- 
reits 81  Meilen,   was  zum  Flächengehalte  ein  Verhältniss  er- 
giebt  wie  1,1T  zu  1.    Ausserdem  sind  115  Meilen  Wege  der 
Gemeinden  und  des  Domanium  (faslohne  Ausnahme  seit  1840) 
chausseemässig  ausgebaut;  also  zusammen  196  Längenmeilen 
KuDststrassen  vorhanden,  d.  i.  auf  jeder  Q  Meile  2.84  Meilen 
Länge.    Gesetzliche  Bestimmungen  über  die  Chausseegeid-Er- 
bebung,  den  Gebrauch  und  die  Polizei  der  Chausseen,  sind 
unter  dem  28.  May  1835  erlassen  (stand.  Protk.  Nr.  222  vom 
36.  Februar  1835),  mit  einem  Nachtrage  vom  25.  November 
1839  über  die  Breite  der  Radfelgen   und  das  Gewicht  der 
Wagenladungen.  Eine  auf  Nicht-Slaatsstrassen  sich  beziehende 
Wegeordnuog    vom   10.  März  1704    ist  durch   Gesetz   vom 
11.  May  1840  ersetzt  (z.  v.  die  Aktenstücke,  Beilagen  zu  den 
stand.  Protk.  Nr.  2,  7,  34  und    41    von  1839/40)  und  durch 
Verordnung  von  demselben  Tage  sind  die  Heerstrassen  einzeln 
bezeichnet.    Im  November  und  Dezember  1850  hat  der  Land- 
tag einen  Gesetzentwurf  mit  verschiedenen  Ergänzungen  und 
Abänderungen  des  Gesetzes  vom  II.  May  1840  berathen,  des- 
sen Inhalt  bemerkenswerth  ist.  —    Das  Enteignungsgesetz  ist 
vom  26.  März  1823  mit  Erläuterung   vom  4.  May  1835.    Die 
unentgeldliche  Leistung  von  Chaussee  -  Diensten  besteht  nur 
noch  in  Landfolge,  zur  WegschaSiing  plötzlich  eingetretener 
natürlicher  Hindernisse;  eine  Unterstützung  des  Wegbaus  aber 
geschieht  durch   die,  zum   Vortheil  der  Armen-  und  Wege- 
besserungs- Kassen ,   von   Verträgen,  Testamenten  u.  s.  w.  zu 
entrichtenden  Abgaben^    Die  Einnahme  an  Chaussee  -  u.  s«  w. 
Geldern    war    nach    dem  Durchschnitt    von    1834/7 :   39579 
(899  Thir.  von  1  Meile  L.)rVon  1843/5:    51415,   1846/S  nur 
45548,  nach  dem   Anschlag  fiir  1851  sogar  nur  38000  ThIr. 
(also  für  1   Durchschnittslängenmeile  469  ThIr.);   eine  Folge 
der  Eisenbahnbenutzung.    Die  Erhebungskosten  betragen  (bei 
68  Hebestellen)  etwa  2500  ThIr.,   also  6^58  Vo  der  Rohein- 
nahmer   Die  für  den  Staat  erhobenen  Wegegelder  deckten 
schon  früher  den  Aufwand  lur  den  Unterhalt  der  Staatsti'assen 
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nicbt,  wie  denn  z*  B.  in  eiiiem  Aesohlage  vom  18.  Febraar 
1837  for  die  Jahre  1837/9  durchschnittlich  155000  Thir.  ge- 
fordert wurden.  Auch  in  der  Folge  sollte  der  Unterhalt  einer 
Meile  Lange  im  Durchschnitt  jährlich  2300  ThIr.  erfordern,  wenn 
man  das  bis  dahin  verwendete  mangelhafte  Material  beibe- 
hielte,  mit  besserem  Material  nur  1600  ThIr. 

2.  JtottfrU  -  CDillltolHtt^ 

Die  Verordnungen  vom  4.  Januar  1757 ,  28.  November 
1771,  2.  July  1787  und  die  Bekanntmachung  vom  4.  Septem- 
ber 1836  enthalten  Bestimmungen  gegen  die  Theilnahme  an 
unerlaubten  auswärtigen  Lotterien  und  letztere  eine  Bezeich- 
nung deijenigen,  mit  welchen  Verabredungen  gegenseitiger 
Zulassung  bestehen,  wovon  später  jedoch, Hannover  ausgefal- 
len ist  Der  im  §.  46  des  Gewerbesteuei^esetzes  vom  4.  April 
1837  erwähnte,  am  1.  July  1843  abgelaufene  Lotterie-Pacht- 
vertrag ist  wieder  erneoert  und  der  Lotteriereifiertrag,  welcher 
im  Jahre  1843  nodi  13354  ThIr.  war,  ist  auf  5187  ThIr. 
gefallen. 

welche  der  Staatskasse  ihre  Ueberschüsse  abliefern,  ist  am 
passlichsten  bei  der  Staatsschuld  die  Bede.  Ihr  Ertrag  ist 
ausserordentlich  gewachsen ,  denn  während  die  Etats  von 
1834/9  im  Jahresdurchschnitte  nur  13000  Thlr.  Üeberschuss 
nachweisen,  sind  für  1843/5:  28000,  für  1846/8:  44000,  Air 
1851  sogar  65000  Thlr.  oder  4,83  o/^  aller  Aetneinnahmen  in 
Anschlag  gebracht. 

4.  tfintial^mtn  00m  Vofl-  un^  ^ifmlialitt-  (auch  Telegrafen-)  ttttitbt. 

Durch  §.2  des  Gesetzes  vom  19.  März  1850,  die  Orga- 
nisation der  Finanz-Behörden  betreffend,  sind  die  Verwaltun- 
gen der  Eisenbahnen  und  trösten  zu  einer  Behörde :  der  Her- 
zoglichen Eisenbahn-  und  Post-Direktion  —  vereinigt^  deren 
Stellung  durch  die  §§.  14  bis  19  bestimmt  ist.  Sie  ist  dem 
HerzogL  Staats -Ministerium  unraittellbar  untergeben  und  hat 
die  Eisenbahn-Hauptkasse  unter  sich,  welche  nur  Ueberschüsse 
in  die  Haupt -Finanzkasse  abliefert 
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Die  noch  jetzt  gültige  Pottverordnfmg  vom  13.  August 
1822  hat  Erläuterungen  und  Abänderungen  unter  dem  28.  März 
1833  (z.  V.  die  Bekanntmachung  vom  1.  Juiy  1842)  und 
24.  April  1835,  erfahren.  Eine  Positaxe  vom  12.  Februar 
1814  hatte  im  Wesentlichen  bis  zum  Erlass  der  Tax-Bestim- 
muDgen  in  obigen  Postveror^nungen  bestanden/  allein  auch 
diese  Portotarife  sind  durch  ein,  die  Brief-  und  Fabrpost«* 
Sendungen  umfassendes  Pofiogeseh  vom  15.  iuny  1849,  er- 
setzt Pur  das  Extrapostwesen  ist  die  Verordnung  vom  1.  May 
1822  noch  in  Kraft*  — 

In  den  Staatshaushalts-Etats  finden  sich  folgende  Ansätxe 
twr  PosHiberschUsse:  1834/6:  28666,  1837/9:  25000,  1840/2: 
24500,  1843/5:  28900,  1846/B:  33333,  1849:  36000  (AoAan- 
schlag  123019),  1850:  36000  (iZoAanschlag  122616  also  Ge- 
winnungs- Kosten  70,65  Vo)>  1851:  Posten  und  Eisenbahnen 
200000  Thir.  oder  14,86  Vo  aller  Reineinnahmen.  —  Der 
JioAertrag  des  Etats  ftir  1850  enthält  beispielsweise  nacKbe- 
zeichnete  Ein:ieAeiten :  1.  Von  den  Brief-  und  Fahrposten 
des  Landes  101000  ThIr.  (wovon  das  Hofpostamt  zu  Braun- 
schweig 53000)  oder  82,37  %;  —  2.  Transitoporto- Vergü- 
tung von  Preussen  und  Thurn  und  Taxis  13098  und  OOThJr., 

^oder  10,73  %;  —  9*  Vergütungen  und  Erstattungen  fbr  die 
Personenberörderung,  Beamten-  und  Eigen thums -Benutzung, 
von  Seitens  Preussens  und  Hannovers  4737  oder  3,87  %;  — 
4.  Zeitungsiiberschussgelder  2700  ThIr.  oder  2,20  % ;  —  5.  Son- 
stige verschiedene  Einnahmen  1021  ThIr.  oder  0,88  %. 

Die  Ausgaben  der  Haupt  -  Postkasse  waren  ftlr  1850  zu 
86616  ThIr.  berechnet,  wovon  auf  Besoldungen,  Remunerationen 
30582  ThIr.  oder   35,31  %;    auf  fixirte  Kontraktsgelder   der 

'Posthalter,  Postboten,  Wagenuntemehmer  38755  ThIr.  oder 
44,74  Vo;  fiir  Nebenwagen,  Vorspannpferde  4000  Thlr.  oder 
4,62  Voi  an  Hannover  und  Preussen  llerauszahlungen  4130 
Thlr.  oder  4,77  %;  an  unbestimmten  Verwaltungsausgaben 
3500  und  500  Thlr.  oder  4,62  %;  für  Benutzung  der  braun- 
schweigischen  (4000)  und  hannoverschen  (90)  Eisenbahnen  zu 
Postzwecken  4090  Thlr.  oder  4^72  Vo)  an  sonstigen  verschie* 
denen  Ausgaben  1059  Thlr.  oder  1,22  •/©.  —  Ungeachtet 
wesentlicher  Verbesserungen,  welche  das  brauDschweigische 
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Postwesen  in  nenester  Zeit  erfahren  bat,  ergeben  die  Stande- 
verbandluDgen  und  die  Presse  der  letzteren  Jahre  doch  noch 
manche  Schwächen,  wohin  vor  Allem  die  unsichere  Stellang 
und  ungenügende  Bezahlung  der  unteren  Beamten  zu  rechnen 
ist.  In  der  jetzigen  Verbindung  mit  den  Eisenbahnen  liegt 
das  Mittel  diesem  abzuhelfen. 

Schon  im  Jahre  1SS4  schienen  die  Pläne  zu  Eisenbahn* 
JMukm  ihrer  Verwirklichung  so  nahe,  dass  im  Anfange  1835 
die  Regierung  beim  Landtage  die  Ausdehnung  des  Enteig- 
nungs- Gesetzes  vom  26.  März  1823  auf  Eisenbahnen  bean- 
traste.  Jedoch  sliess  damals  die  Ausführung  auf  Hindernisse 
und  erst  unter  dem  1.  Hay  1837  wurde  eine  Eisenbahn-Kom- 
mission errichtet.  Die  Landstände  hatten  auf  Antrag  der  Re- 
ffierung  die  Geldmittel  zum  Bau  einer  Staats  -  Eisenbahn  von 
BrauMchweig  nach  Hanburg  bewilligt  (Ldtgs.  Abschd.  vom 
2.  August  1837,  Art  9:  400000  Thlr.  und  Ldtgs.  Abschd.  vom 
5-  August  1839,  Art.  3:  450000  Thlr.).  Die  Eröffnung  der 
Strecke  Braunschweig -Wolfenbüttel,  1,58  M. ,  geschah  schon 
am  1.  Dezember  1838;  die  4,49  M.  lange  Strecke  Wolfen- 
büttel  -  Harzburg  wurde  erst  in  den  Jahren  1840  und  1841 
mit  Pferdebetrieb,  am  8.  November  1843  aber  für  den  Lo- 
komotiv-Betrieb  eröffnet  (Steigung  V4s).  —  In  dem  Landtags- 
abschiede  vom  18.  August  1842,  Art.  8  wurde  die  Erbauung 
einer  Eisenbahn  von  WolfenbUUei  nach  Gr.  Osckersleben  (7,31  M. 
in  der  Richtung :  Braunschweig  -  Magdeburg)  bestimmt ;  zur 
Ausführung  eines  desfallsigen  Vertrages  mit  der  Krone  Prens* 
5en  und  mittelst  eines  Kapitals  von  f, 600000  Thlr.  Schon 
am  16.  July  1843  wurde  diese  Bahn  eröffnet.  —  Art.  12 
endlich  des  Landtgs.  Abschd.  vom  6.  Hay  1845  setzte  den 
Bau  eines  Schienenweges  von  Braunschweig  zur  hannof^erschen 
Grensie  (2.51  M.  Richtung  nach  Hannover)  fest,  dessen  Betrieb 
mit  dem  19.  May  1844  begann.  Dazu,  so  wie  zur  Anlage 
iweiier  Schienengeleise  zwischen  Braunschweig  *  Wolfenbiittel 
und  Braunschweig-Hannover  fLdlgs.  Abschd.  vom  4.  Juny  1847, 
Art  10),  zur  Erweiterung  des  Zentralbahnhofs  und  Umbau 
der  Strecke  Vienenburg- Harzburg,  wurden  1,123000  und 
105000  Thlr.  bewilligt.  —  Die  für  eine  Gesammtlänge  von 
15,89  geogr.  Meilen  und  4,09  Meilen  Doppelgeleise  ausgesetz- 
ten Summen  beiiefen  sich  hiernach  auf  3,678000  Thlr. ;  je- 
doch hatten  bis  Ende  1849  die  ganzen  Anlagen  (Neu-  und 
umbau,  Einrichtung  und  11,4  Meilen  elektromagnetischer  Te- 
legrafen) nur  3,594149  Thlr.  gekostet,  wovon  3,450000  Thlr. 
dnrch  angeliehene  Kapitalien  und  144149  Thlr.  aus  den  Auf- 
kiinflen  des  Bahnbetriebes.  Diese,  so  wie  die  nachfolgenden 
Angaben  über  die  Eisenbahnen,  sind  dem  am  1.  Dezember 
1850  veröffentlichten  (besonders  gründlichen  und  vollständi- 


-    977    - 


gen^  Betriebs-Berichte  der  Eisenbahn-  und  Post-Direktion  bis 
Enae  1849  entnommen),  während  in  dem  Etat  der  Landes- 
schuld für  1850  (Anlage  3.  G.  zu  Nr.  72)  das  gesammte  Ei- 
senbahn-Baukapital zu  (umgerechnet)  3,678000  Thh*.  Kour 
angegeben  wird,  mit  einem  jährlichen  Zinsenbedarfe  von 
13300  Thir.  Gold  und  113925  Thir.  Kour.  Legt  man  jene 
Angabe  von  3,594149  Tblr.  zum  Grunde,  so  kostet  jede  Meile 
der  Bahnlänge  im  Durchschnitt  226189  Thir.  und  vertheili  sich 
wie  folgt 


Ausgabe  in  Tblr.  K. 


nacb  den 

Ausgabe- 

Abthei- 

lungen. 


fOr  1 
Durch- 
•cbn.- 
Meile. 


1«  Grnndentschädigaugeii   ..••.... 
2*  Erdarbeiten 

3.  Brtteken  und  Kanfile 

(56  von  1%  Fius  und  mehr  Weite,  115  un- 
ter 1%  Fusa  'f  Gesammtweite  2963  FussO 

4.  Oberbau      .    « 

C31956  Ruthen  Hauptgeleise,    4081  H.  Ne- 

bengeleise ,  1  lauf«  B,  für  80,58  Thir.) 

5.  Auaweichungen    .*...*«... 
(109  Weichen,  wovon  1  vierspurig,  33  drei- 

spurig,  76  zweispurig.) 

6.  CeberfHhrten 

7.  Bahnhofe 

(10  mit  14  Drehscheiben,    1  gr.  und  1  kl. 

BoUOsch) 

8«  liOkomotiven « 

(20,  fQr  1  Stack  mit  Tender  ohne  Ersatz- 
stilcke  dnrchschnitüich  14690  Thir.) 

9«  Wagen 

43  bedeckte  P«  W.  mit  1 16  Axen,  wovon  1  A. 

durchschn«  881  Thir« 
16  oATene      „   „    „     32  Axen,  wovon  1 A. 

dnrchschn.  269  Thir. 
62  bedeckte  6.W.  „    181  Axen,  wovon  1 A. 

durchschn.  613  Thir. 
103  offene     „  „     „    248  Axen,  wovon  1  A. 

durchschn.  380  Thir. 
100  Erdwagen        „    200  Axen,  wovon  1 A. 

durchschn«  200  Thir. 

10*  Verwaltung 

(2;.4  ^/o  des  urspr&ngl,  Bau-Kapitals) 

11«  Zinsen    ..«• 

(3,1  ®/o  des  nrsprOngl.  Bau-Kapitals.) 
12»  Elektro  -  magneUscher  Telegraf     •    •    •    • 

(f&r  1  M.  Telegr.  Linie  962.) 
13,  Insgemein •    • 

Zusammen    « 
EtatM  risass«8uüftik. 


807000 
874000 
165000 


1,202281 


28200 


27000 
,494642 


310763 


842444 


19320 

23686 

9766 


76660 


1776 


1699 
81128 


19667 


21661 


83000 
107000 

10969 
162000 


8,694149 


6223 

6734 

690 

9666 


226189 
62 


8,64 

10,41 

4,81 


83,46 


0,78 


0,76 
18,76 


8,65 


9,68 


2,31 

2,98 

,0,30 

4,23 


100,00 
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Von  der  Gesammllänge  zu  15,89  Meilen  sind  horizontal 
12 J9,  in  Steigungen  8,81  (grössle  V45),  in  GePällen  4,29  (stärk- 
stes V346)i  in  geraden  Linien  10,57,  in  Krümmungen  5,32 
(kleinster  Halbmesser  225  Ruthen).  Die  grösste  Höhe  der 
Außräge  ist  13  Fuss,  die  grösste  Tiefe  der  Einschnitte  22  Fuss» 

Benutzung  und  Einnahtnen  der  Eisenbahn,  seit  ihrer  Er- 
öfifhung  auf  ganzer  Länge ,  ergeben  sich  aus  nachstehender 
Zusammenstellung  : 


1«  Beschaffte  FaArmeÜen 
(d.  b.  Beförderung  ei- 
nes Zages  Ober  1  Meile 
Entfemang) .    .    •    . 
2«  Personenverkebr : 
a.  Zabl  der  beförderten 
Personen    .    .    .    . 
b«  auf  die  mittlere  En(- 
femong  von  Meilen  . 
c.  also  Personenmeüen 

3.  Oftter- Verkehr  (ohne 
Freigut  Zentner): 

a.  Zentnermenge     «    . 

b.  auf  die  mittlere  Ent- 
fernung von  Meilen  • 

c.  also  Zen/y}^meilen  . 

4.  i?oA-£innahme : 

a.  aas  dem  Personen  ver- 
kehfie     •    «    .  Thlr» 

b.  aus  dem  GOter- 
(and  Gepäck-) 
Verkehre    .     . 


c.  Verschiedene  • 


d«  Zusammen 
6«  Einnahme  auf  ei- 

neDurchschnltts- 

meile  d.Bahn]ange  ,, 
6«  Einnahme  für  1 

Fahrmeile     •    . 
7.  Einnahme  fOr  1 

Person  auf  1  M. 

Entfernung  .  •  Pfg« 
8*  Einnahme  von  1 

Zentner  Gut  auf 

1  M*  EtitL   •  •  » 


V 


40918 


&00000 

2  91 
1^454000 


1,832000 

4,88 
0,836000 


155646 
61,80.0^ 


93954 

37,SI  % 

2242 

0,89% 

251841 


15740 
6,15 


30,83 


4,64 


40638 


563000 

3,38 
1,902000 


1,969000 

4,80 
9,459000 


173657 
56,65  % 


127606 

41,63% 

5288 

i,72% 

806551 


19160 
7,54 


26,29 


8,89 


49824 


585000 

3,53 
2,063000 


2,851000 

4,86 
13,850000 


187300 
50,48% 


179628 

48,41  % 

4108 

Ml% 
371036 


23190 

7,45 


26,15 


3,74 


54199 


645000 

8,67 
2,367000 


2,823000 

5,39 
(5,211000 


211984 
49,23  % 


212874 

49,43  % 

5765 

1,340/, 

430623 


26914 
7,95 

25,80 

4,03 


54440 


699000 

3,41 
2,448000 


4,438000 

4,98 
22,095000 


221098 
38,64% 


317396 
55,48  % 
33661 
5,88  % 

572155 


85760 
10,51 

26,06 

4,14 
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Die  auf  1  Meile  berechneten  Beförderungen  der  einzelnen 
Güterklassen  bilden  folgende  Prozente  der  Gesamnitbeförderung» 
1849:  Gepäck  %,b8,  Eilgut  und  Vieh  3,52,  Frachtgut  63,3», 
Produkte  28,04;  Reisewagen,  Pferde,  Hunde  0,77,  Freigut 
1,77  %  —  Das  Durchschnittsgewicht  einer  Lokomotive  ist 
leer  327  (191  Norris  bis  428  Egestorff),  mit  Wasser  361  Zoll- 
Zentner  (216  bis  468);  eines  Tender  leer  133  (85  Zorge  bis 
170  Zorger  Masch.-Fab.) ,  mit  Kokes  und  Wasser  195  (142 
bis  235)  Zollztnr.  Auf  1  Achse  kommen  als  Durchschnitts- 
gewicht, bei  den  Personenu^a^e;!  43,8,  bei  den  Gütertco^en 
32,4  Ztnr.  Die  Zahl  der  Bremsen  ist  an  sammtlichen  Perso- 
nenwagen 17,  an  sämmtl.  Güterwagen  35  Stück.  Die  Durch- 
schnittsleistung der  Wagen  war  (auf  Achsenmeilen  berechnet) 
für  1  P-W.  9162,  für  1  G.-W.  4415.  —  Der  ifotefverbrauch 
während  der  FoArzeit  betrug  im  Jahre  1849:  im  Ganzen  63253 
braunschw.  Ztr.,  d.  i.  für  jede  Stunde  der  Fahrzeit  585  braun- 
schweigsche  Pfd.,  für  jede  Längenmeile  123  Pfd.,  für  jede 
Zentnermeile  (1  Person  l'A  Zir.)  0,022  Pfd.;  also  für  Lokomo- 
tive und  Tender  allein  auf  horizontaler  Bahn  für  1  Meile  Ent- 
fernung 84  br.  Pfd.  Die  Durchschnitts-Kosten  des  Unterhalts 
1  Lokomotive  nebst  Tender  betragen  auf  1  zurückgelegte 
Meile  16,942  Ggr.;  der  Speisung  21,424  Ggr.  Der  Unterhalt 
der  Woffm  (nach  Abzug  der  Einnahme  für  altes  Material)  auf 
den  Durchschnitt  einer  Achsmeüe  berechnet,  erforderte  bei 
den  P.-W.  4,485  Pfg.,  bei  den  G.-W.  5,470  Pfg.;  ferifer  das 
Schmieren  0,270  Pfg.,  das  Putzen  0,183  Pfg.  —  Das  Ver- 
bältniss  zwischen  dem  beförderten  Rein  -  (Personen  und  Gü- 
ter), Thära-  (Wagen  und  Lokomotive)  und  Roh-  (Personen, 
Güter,  Wagen,  Lokomotive)  Gewichte  war,  dass  auf  1  Zent- 
ner Äetngewicht  3,82  Ztr.  (2,54  dpr  Wagen  1,28  der  Loko- 
motive) des  Gewichts  der  Thara,  oder  4,82  Ztr.  ÄoÄgewicht 
kämen;  wonach  also  das  Gewicht  der  Ladung  nur  etwa  Vs 
des  Gewichts  des  ganzen  Zuges  betrug,  deren  Durchschnitts- 
schwere 2260  Ztr.  war. 

An  die  Hauptfinandcasse  waren  vom  Eisenbahnbetriebe  an 
Ueberschuss  abzuliefern,  nach  den  Etats  für :  1843/5 :  23375  Thlr., 
1846/8:  80167  oder  für  jede  Längenmeile  durchschnittlich 
5045,12  Thlr.  ^1849:   120000  oder  durchschnittlich  7551,92 

62* 
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Thaler  1850:  140000  oder  durchschnittlich  8810,57  Thaler 
Von  dem  für  1850  berechneten  AoAertrag  mit  448000  Thln 
lieferten:  die  Personen -Beförderung  190724  oder  42,57  •/•, 
der  Güterverkehr  253268  oder  56,53  Vo»  sonstige  Einnahmen 
4008  oder  0,90  o/o.  Von  der  308000  Thir.  oder  68,75  o/^  be- 
tragenden Ausgabe  kamen  auf:  Verwaltungskosten,  der  ober- 
sten und  der  Betriebsverwaltung  25538  Thlr.  oder  8,29  Vo; 
den  Transportdienst  23726  oder  7,70  %;  den  Bahnhofdienst 
24719  oder  8,03  o/^;  den  Unterhalt  der  Bahnhöfe  5929  oder 
1,93  Voi  die  Bahnaufsicht  15488  oder  5,03  Vo;  den  Unterhalt 
der  Bahnen  nebst  Zubehör  20160  oder  6,55  Vo;  den  Unter- 
halt der  Dampfwagen  43790  oder  14,22  %;  den  Unterhalt 
der  V^Tagen  23170  oder  7,52  Vo;  das  Heizungs-  und  Beleuch- 
tungs-Material,  so  wie  die  Belriebs-Geräthschaflen  46336  oder 
15,04  %;  Bekleidungskosten  3770  oder  1,22%-,  den  elektro- 
magnetischen Telegrafen  1519  oder  0,49  %,  verschiedene 
Ausgaben  30854  oder  10,02  %;  ausserordentliche  Verwen- 
dungen 43000  oder  13,96  %.  —  Bringt  man  den  Zinsenbe- 
darf der  Eisenbahnschuld  von  dem  für  1851  berechneten 
Ueberschusse  in  Abzug,  so  wird  der  eigentliche  Gewinn  des 
Staats  vom  Eisenbahn-Betriebe  etwa  30000  Thlr.  betragen,  ein 
sehr  rasch  angewachsener  Ertrag,  dessen  bedeutende  Erhöhung 
nicht  ausbleiben  wird.  Nachdem  daneben  auch  der  Reserve^ 
fonds  auf  50000  Thlr.  gebracht  ist,  soll  mit  regelmässiger  Til- 
gung der  Schuld  begonnen  werden.  —  Die  wichtigsten  Be- 
Stimmungen  für  das  Eis^ahnwesen  finden  sich  in  der  Bahn- 
Ordnung  vom  9.  September  1840,  ausgedehnt  auf  die  ferner 
gebauten  Bahnstrecken  durch  die  Gesetze  vom  23.Junyl843 
und  6.  Januar  1845;  die  Betriebsordnung,  nebst  Tarif  und 
Meilentafet  vom  1.  Oktober  1845;  die  Gesetze  über  das  Ver* 
fahren  bei  Abfindung  der  Realberechtigten  an  den  abzutre- 
tenden Grundstücken  vom  17.  September  1841  und  20.  Juny 
1843;  die  Bekanntmachungen  wegen  der  Legitimationsfiihrung 
namentlich  vom  30.  Januar  1845;  das  Gesetz  vom  10.  März 
1848,  wodurch  der  Zollzentner  als  Eisenbahngewicht  einge- 
führt wird;  das  Gesetz  über  Bestrafung  der  Vergehen  gegen 
Tdegrafen-AnstaUen  vom  23.  Oktober  1849. 
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In  einem  Schreiben  vom  1.  November  1850  beantragt 
die  Regierung  eine  Bewilligung  von  7948  Thlr.  zu  den  Kosten 
der  Vorarbeiten  behuf  einer  Verbindungsbahn  zwischen  der 
braunschweig.  Harzbahn  und  der  im  Bau  begriffenen  hanno- 
verschen Südbahn  (Komm.-Ber.  vom  12.  November  und  stand. 
Genehmigung  vom  7.  Dezember,  z.  v.  den  Staatsvertrag  vom 
13.  November  1837);  — Bahnhof  bei  Börssum,  Burgdorf,  Salz- 
gitter, Seesen. 

C.  Staats -Augaben  Brannscliweigs. 

*•  Im  AUf^melnen« 

Unter  den  Ausgaben  des  Haupt- Finanzelats  erscheinen 
(der  Einnahme  entsprechend)  die  Ausgaben  der  Kammerkasse, 
der  Klosterkassen,  der  Eisenbahn-  und  Postkassen,  der  Salz- 
verwaltung, der  Stempelsteuer,  der  Gewölbe-  und  Boutiken« 
gelder,  des  Leihhauses,  der  Lotterie,  der  Bergbau-  und  Hüt- 
tenverwaltung nicht.  Ihr  Hauptbetrag  ist  mehr  als  iVa  Hill 
Thaler  und  bei  dieser  Art  der  Verrechnung  schien  es  eben 
so  wenig  möglich  als  auch  nur  rathsam,  Vergleichungen  hin- 
sichtlich der  Gesam$ntsummen  in  verschiedenen  Zeiten  anzu^ 
stellen.  Dies  kann  und  wird  bei  den  einzelnen  Ausgaben  ge- 
schehen, jedoch  musste  der  Versuch  gemacht  werden,  min- 
destens fiir  ein  Jahr  eine  Gesammtübersicht  zu  gewinnen  und 
diese  (obgleich  noch  keinesweges  ganz  vollständig  weil  Ein- 
zelnes nicht  zu  ermitteln)  ergiebt  für  das  Jahr  1850  eine  Ge« 
sammtausgabe  für  Staatszwecke  von  3,316$39  Thlr.,  wovon 
1,497510  Thlr.  oder  45,15%  der  Endsumme  als  Getcinnungs^ 
kosten  sich  darstellen.  Im  Nachfolgenden  wird  zunächst  eine  ver- 
gleichende Zusammenstellung  der  Ausgaben  der  Eaupt^Finan^ 
hasse,  nach  den  Ftnanzgesetzen  für  1834  bis  1848  sowie  für 
1851,  auch  deren  Rechnungsergebnisse  (mit  liegenden  Ziffern) 
von  den  Jahren  1837  und  1843;  sodann  die  vorerwähnte 
Ausgaben-Üebersicht  für  1850:  —  mitgetheilt. 
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• 

BezeiehBiiDg 

Finanz- 

Finanz- 

1 

< 

4«r 

Periode 

Periode 

?lu0gabtn. 

1834/6. 

1837/9. 

Rthlr. 

WirUieke 
Atu§«b0  in 

2928 

h 

A1lg;enelne  Landesveriifllchtiui^eii    .    .    • 

12000 

10500 

IL 

VerwalCungs-Ansgaben  beim  Herzoglichen 

2520$ 

Staatominüiterium 

70560 

74868 
3506 

m. 

Legationskosten 

9000 

10625 

2459 

IV. 

Hoheito-)  Lehns-  und  GrenzkosCen  .    .    , 

4350 

7572 

19674 

V. 

Landtagskosten  und  ständiaclie  Gehalte    . 

60000 

22820 

139664 

VI. 

Justizverwaltung  ..«..*... 

393848 

407571 

vn. 

Finanzverwaltong 

* 

47504 

1. 

Finanz-Kollegium •    . 

91189 

126689 
29/40 

%. 

Steaer-Kollegiom «    . 

150609 

85130 

8. 

Zoll-  und  Steuer-Direktion 

— 

41086 

4. 

Bau*Direktion 

99910 

119541 

A^WVW      m^  SA  ^#^MW*^rBM              •9V9«VWvW« 

m  M  W  V  & 

117730 

Zusammen  VII. 

341708 

331360 

VIU. 

Militär-Verwaltung  . 

A. 

LAufendes  Bedflrfkiiss 

1. 

der  Militftr- Verwaltung,  mit  Ausschluss 

j 

246981 

der  Kosten  des  Polizei-Militärs      .    .     .  1 

780000 

740942 

% 

der  gegenwartig  allein  sum  Polizeidienste  1 

25254 

bestimmten  Abtheilung  des  Militärs    .     . 

1 

72889 

B. 

Zur  Bestreitung  der  Unkosten  verschie- 

7000 

dener  neuer  Anschaflungen 

— 

21000 

C. 

Konzentrimngskosten  Im  Jahre  1843    .    . 

— 

17855 

D. 

Schwindender  Etat . 

80278 

60994 

W 

297090 

Zusammen  All. 

860278 

885775 

OC. 

Polizei-Verwaltung.                           ^ 

18566 

1. 

Kreis-rtrektionen .     .    - 

53460 

58879 
6137 

2. 

Medizinal-Anstalten •    .    . 

19175 

21612 

8967 

8. 

Landes-Oekonomie-Kommission    .... 

10968 

24642 

8646 

4. 

Ortspolizei  zu  Braunschweig  n. Wolfenbilttel 

29994 

29018 

42316 
184146 

Zosanunen  UL 

118697 
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Nach  dem 
von  Reg. 

Nach  dem 
▼on  Heg. 

Wirh 

Naek  d«m  end- 
liekcn  Biav«r- 

Finanz- 

Pro- 

Verglei- 
chang  der 

Durch- 

schnitts- 
jahre  1834/6 

mit  1851. 
-)-  Zimabme 
-f-Abnabme. 

^7 

a«  Standen 

featge- 

stellten 

Etat' 

1840/2. 

u.  Stünden 
festge- 
stellten 
Etat 
1843/5. 

Uche 
Aus- 
gabe in 
i843. 

Btindniaa  der 
Sünde  laut  Pro- 

tokoll  Nr.  tS 

Anl.  8  Tom 

IS.Aofuat  1848. 

1846/8. 

Gesetz 

fOr 

1851. 

■ant- 
Antkeil 
an  der 

Bnd. 
aumme. 

10276 

9000 

88000 

27682 

33138 

13000 

0,97 

+    9000 

84788 

82794 

44H 

81867 

22000 

1,64 

-4-    1520 

12425 

12425 

2248 

12425 

3500 

0,26 

* 

+    500 

8056 

6726 

i26iO 

6594 

— 

— 

-r    1450 

31270 

24354 

168844 

16302 

12000 

0,89 

—    8000 

446162 

479922 

48377 

448436 

141500 

10,52 

+   10217 

145455 

144804 

1459 

138107 

47000 

3,49 

+   16604 

90667 

4200 

28708 

4500 

11200 

034 

-r   39003 

80120 

73061 

23500 

1,75 

+   23500 

/ 

49064 

134930 

145090 

144600 

48000 

3,57 

+   14697 

127608 

371052 

374214 

• 

360268 

129700 
292000 

9,65 
21,69 

+   15797 

279679 

\ 

781743 

856297 

25059 

782129 
und  30867 

— 

-  \+      56000 

73881 

75320 

71406 

2400Q 

1,79 

— 

— 

22767 

— 

— 

— 

— 

10196 

40000 

28000 

19685 

3000 

0,22 

-r   ^3759 

337701 

895624 

959617 

904087 

319000 

23,70 

+   32241 

56818 

57316 

19611 

84889 

39000 

2,89 

+   21180 

22115 

22102 

7638 

21841 

7500 

0,56 

+    1108 

31872 

42855 

15534 

46173 

18000 

1,34 

+   14344 

29400 

29145 

9991 

28647 

9000 

0,67 

~    998 

140205 

151418 

52774 

181550 

73500 

5,46 

+   35634 
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r 

SS 


Bezdehnuig 
Siu0gabeti. 


Finanz- 
Periode 

1834/6. 


Finana- 
Periode 
1837/9. 


Baukosten. 

1.  Bei  der  Baa-DIrektion  « 

2.  bei  den  KreiB-Direkttonen 

3.  beim  Stener-KoUegium 

4.  bei  der  MUitarverwaKiuig  .  ^ 
6.     bei  verschiedenen  Behörden    •    •    •    ,    . 

Zusammen  X. 
XI.    Pensionen. 

1.     Bei  der  Zivil-Verwaltung 

t.    bei  der  BUlitftr-Verwaltung 

Zusammen  XI. 
XIL     Beknf  der  Landesschnld« 

1*    Kapitalzinsen    .    .    •    • 

2«    Tilgungsfbttds    .... 
3.    FiUr  Agio  auf  Gold   •    . 

Zusammen  XII. 
XIII.    Extraordinär     .    .    •    •    « 


Zusammen 
Im  Durchschnitt  auf  1  Jahr 


Rthlr. 

sttaoo 

86000 

10600 

8600 

1600 


879100 

103696 
102034 


206732 

874686 
90000 


464696 
141373 


152929 

890000 

30265 

62600 

6600 

81610 

5iOO 

16400 

521 

4660 


195715 
494160 

61557 
166606 

34107 
101826 


95664 
267432 

128599 

364920 

53500 

131600 


182099 

496420 

H4777 

144416 


3,066082 
1,018694 


1,15882b 
8,287664 
1,096888 
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Nach  dem 
Ton  Reg. 
n.  Standen 
festge- 
stellten' 

Etat 
1840/2. 

Nach  dem 
von  Heg. 
n.  Stfinden 
festge- 
stellten 
EUt. 

1848/5. 

Wirk- 
liche 
Aus- 
gabe in 

1843. 

Neck  dem  emd- 

liolien  Bimver* 

BlindM««  der 

Stinde  laut  Pro- 
tokoll Nr.  tS 
Aal.  S  VOM 

18.  Augoet  1848. 

1846/8. 

Finanz- 
Gesetz 
fQr 
1851. 

Pro- 

«ent- 

Antkeil 

en  der 

Bnd- 

■IHnme. 

Verglei- 

chung  der 

Durch- 

schnitts- 

jahre  1834/6 

mit  1851. 

-)-  Zunahme 

-i-Abnahme. 

890000 

73000 

22000 

18600 

5000 

890000 
88000 
20000 
20000 
18400 

130000 
31594 

6800 
12100 

5700 

328000 

82800 

23000 

15500 

4000 

104000 

30000 

5000 

9200 

4000 

7,73 
2,23 
0,37 
0,69 
0,30 

-r        3533 
+      18000 
+        1500 
+        6367 
+        3500 

603500 

198344 
94340 

536400 

188000 
99000 

186194 

64465 
35145 

453300 

188000 
99000 

152200 

78200 
47000 

11,32 

6,81 
3,49 

+      25834 

+      43634 
+       12989 

292684 

347000 
200000 

287000 

422700 
250000 

99610 
70000 

287000 

688440 

150000 
20000 

125200 

248000 

70000 
5000 

9,30 

18,43 

5,20 
0,37 

56623 

+     123155 

+  ^   40000 
+        5000 

547000 
133233 

672700 
108806 

70000 
m   13406 

858440 

90171 
und    52000 

323000 
30800 

24,00 
2,29 

+     168165 
-r-      16324 

8,474949 
1,158316 

3,729376 
1,243125 

okno 

tf7«7  Rtklr. 

fQr  Konmem^ 
trirtmgt~ 
kosten  im 

Jakre  184S. 

1,113364 

3,785578 
1,261859 

Der  Mekrbetrftf 

(«gern  die 
BuuieliMe  rllkrt 

deber,  dMs 

aunde  endlick 

den  Mekrbederf 

fttr  MiKtir  mU 

S08«7  Btklr. 

bewilligt  beben. 

1,346000 

100,— 

+    3273Q6 

—    086 


im 

)9er3ir0tl)tiitt  |^rauttfd)tiiet0  m  Jal)re  1850. 

(vervollständigt  durch  Heranziehung  der  Gewinnungskosten  und 

sonstiger  Ausgaben  für  Staalszwecke,  welche  in  der  jetzigen 

Haupt-Finanz-Rechnung  nicht  erscheinen.) 


I. 
1. 

a 

4. 
5. 
6. 

7. 
8. 


9. 
10. 
11. 
12. 
13. 
14« 

a. 

b. 

c. 


n. 
1. 

2. 

3. 

4. 
5. 
6. 

7. 


Ltndeskasse  (Haupt-Ffnanz-Kasse). 

All^emeiDe  Landes-Verpflichtangen 

Verwaltangskosten  beim  HenEOglichen  Staate-mini- 
ateriam 

Legationskosten . 

Hoheits-)  Lehns-  und  Grenzkosten « 

Reichs-  und  Landtagskosten   •«..«... 

Justiz* Verwaltung «    •    • 

Finanz-Verwaltung •    .    •     . 

Militar-Bedürfhiss  (ausser  der  Deckung  durch  die 
etwa  2000  Thlr.  betragenden  eigenen  Verwaltungs- 
Einnahmen) •    •    .    . 

Polizei-Vervi^altung •    .    •    .    • 

Baukosten    ..«..*.•.•«.•. 

Pensionen 

Behuf  der  Landesschulden 

Aussergewöhnliche  Ausgaben 

Ge  w  inniuigskosten 

Von  den  indirekten  Abgaben,  innem  Steuern  u.  s.w. 

Vom  Salzmonopol '  .     .    .     • 

Von  der  Stempelsteuer  (und  900  bis  1000  Thlr.  unter 
Nr.  7  bei  den  Ausgaben  fiU*  die  Zoll-  u.  Steuer- 
Direktion)  

Von  der  Postkasse 

ZusammenTT 
(Die /?€in-Einnahme  der  Landeskasse  ist  1,332000 
hierzu  die  Gewinnungskosten  (14.  a.— d.)  191536 
Bthl.  giebt  1,523636  Hthlr.) 

Kammerkasse. 

An  Herzogliche  Hofstaatskasse •    . 

Zum  Abtrag  auf  die  Schlossbauschuld  einschliessl. 
der  ersparten  Zinsen 

Verwaltungskosten . 

Auf  Erhaltung  des  Kammerguts  ..«.••• 

Auf  das  Kammerschuldenwesen  ....... 

Gewinnungskosten  der  Domänen,  Pachten  und  Ge- 
fälle      .    .    *    rt    .    .    . 

Remisen  der  Forsterheber  (Personal- Ausgaben  auf 
die  Forsten  in  Nr.  3.) 


16000 


20500 

0,62 

3500 

0,11 

2750 

0,08 

15000 

0,45 

147500 

4,45 

129200 

3,89 

313284 

9,45 

59600 

1,79 

152500 

4,59 

127990 

336 

305600 

9,21 

38576 

1,16 

33907 

1,02 

707n 

2,14 

220 

0,00 

86615 

2,62 

1,523536 


220722 

7957 

122229 

87252 

114S50 

54396 

1806 


0,48 


45,92 


6,66 

0,24 
3,69 
2,63 
3,46 

1,64 

0,06 
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Bi 


BezeieluDBg  der  Aisgabe. 


Thaler 
Kur. 


PrKt.« 
An- 
theil. 


5.  Gewinnungskosten  der  Berg-  und  Hüttenwerke    « 
9.     Wiedererstattung  der  HQtten  Zorge  u  Wieda  u.  der 

Zorger  Mascblnenfabrik  an  die  Herz^l.  Karomerkasse 

Zusammen  II» 

(Dtr  bei  der  Binnalime  der  Kamraerkaue  verbleibende  lieber- 
•cbuui  VOM  llt500  Hth.  Ut  an  die  HaMptflnaBskasee  abaulie- 
femj  dasa  aber  su  rechneB  die  PoeteB  1.,  t.,  ft.  und  von  4: 
8660  Rtb.  fBr  daa  Landgeatfit  nnaammen  mit  Uttt9  Rth.) 

ÜL  Eiseibalmkasse. 

1.  Verwalcungftkosten 

2.  Behuf  des  Transportdienstes 

8.  Behuf  des  Bahnhofdienstes 

4«  Behuf  der  Bahnhöfe •    •    . 

6.  Beaufsichtigung  und  Unterhalt  der  Bahnen  .    . 

6.  Unterhalt  der  Fahrzeuge 

7.  Heizungs-  u.  Beleuchtungs-Material  sowie  Betriebs- 

Geräthschaften « 

8.  Bekleidungskosten  der  Bahnbeamten 

9.  Behuf  des  elektromagnetischen  Telegrafen   •    .     . 

10.  Verschiedene  Ausgaben.    .......    y.     . 

11.  Zu  ausserordentlichen  Verwendungen 

12.  Zum  Heservedienst . 

Zusammen  m. 
(Der  Ueberschuss  der  Eisenbahnkasse  von  140000 
Bth,  ist  an  die  Hauptfiuanzkasse  abzuliefern  und 
unter  deren  Ausgaben  verwendet.) 

I?.        Yerwaltimg  des  Kloster-  und  Stndienfonds. 

A.  Ausgabe  der  Kasse  des  /?emertrags. 

!•    Gehalte  und  Verwaltnngskosten  beim  Herzoglichen 
Konsistorium    • 

2.  Verwendungen  a,  d.  höhern  Bildungs-Anst.  d.  I^andes 

3.  Dergleichen  auf  die  Gymnasien 

4«     Dergl.  auf  Schullehrer-Seminare   u.  Bürgerschulen 

in  Städten  und  Flecken 

6.     Dergl,  auf  die  Dorfschulen.    « 

6.  Gehalte  verschiedener  Kirchen-  u.  Schuldiener  u.  s.  w. 

7.  Ruhegehalte.    .  , 

8*     Definitive  and  temporäre  UnterstOtzungen     .    .    . 
9*     Fundationen 

10*     Baukosten « 

II*     Brand  Versicherungsbeiträge    .    • • 

1%    AussergewOhnlich .........    «    .    . 

Zusammen  A. 

B.  Ausgabe  der  VerwaitttngsliMae* 

1 .  Beitrag  zu  den  Verwaltungskosten  ...... 

2.  Auf  die  Erhaltung  des  Kloster-  n.  Studienfondi    . 

Znsammen  B. 

Znsammen  Vf. 

(Die/?^>t-Eiiinahme  von  IT.  mit  135000  Hth.  kommt 

in  der  Haupt-Finanzkasse  nicht  vor.)  

Gesajnmt-Ansgabe 


lOOOiO 
4192 


1,3i34i4 


25537 
23726 
24719 
5929 
356^9 
66961 

46336 

3770 

1519 

30854 

A3000 


303000 


8300 
24884 
21000 

13996 

5360 

6282 

1077 

15247 

!14650 

6000 

550 

7654 


135000 

15000 
21689 


21,10 
0,12 


39,60 


0,77 
0,71 
0,75 
04B 
1,07 
2,02 

1.40 
0,11 
0,05 
0,93 
1,30 


9,29 


0,25 
0,75 
0,63 

0,43 
0,16 
0,19 
0,03 
0,46 
0,74 
0,19 
0,01 


4,07 

0,46 
0,66 


8,3166391 100,— 
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%•  Bnxelite  Aii«ipiiben« 

!•  Jtt^tniid  (der  KiunnierkMie)  tt  lt(  jQeoo|lUI^  jf 0f|kootf  -  AolTlr. 
Die  jährlich  zu  bezahlenden 
Sammen  betragen  nach  dem  Fi- 
nanz-Nebenvertrage  vom  12.  Ok- 
iober 1832: 


Oold        Kont).-Mün%e 
1^000  Thir.  218000  Thh-. 

tu  Kour. 
224055  Thlr.  13  Ggr.  4  Pf. 


9250    ^    — 


3083 


8       «     — 


7500 
2500 


Davon  gehen  ab: 

1)  dem  Vertrage  vom  12.  März 
1835  gemäss  jährlich  Zinsen 
von  dem  Schloss-Ban-Anlehne 
der  300000  Thlr.  K.-Mze.  zu 
3  Vo  mit  »000  Thlr.  K.-Ibe. 

oder 

Zwölftel  Kapital -Abtrag  zu 
3000  Thlr.  K.-Mze.  oder  .    . 

2)  dem  Vertrage  vom  13.  März 
1837  gemäss  jährlich  Zinsen 
von  dem  Schloss-Bau-Anlehne 
der  250000  Thlr.   Kour.  zu 

3  %  mit 

Zwölftel  Kapital-Abtrag  zu   . 

Summe    22333  Thlr.    8  Ggr.  — Pf. 
Es  blieben  sonach  in 
monatlichen  Raaten  Tur 

das  Jahr  1850  auszu-        Gold  Kourmt 

zahlen 19000  Thlr.  —  201722  Thlr.  5  Ggr.  4  Pf. 

220722  Thlr.  5  Ggr.  4  Pf. 

Ausserdem  geniesst  der  Herzog:  1.  die  Zinsen  des  auf 
dem  Kammergut«  haftenden  Bevernschen  Kapitals  von  100000 
Thlr.  Gold  mit  jährlich  5000  Thlr.  Gold;  2.  den  Geldwerth 
einiger  (jetzt  abgelöster)  Naturalgerälle  mit  jährlich  2059  Thlr. 
Konv.-Mze. ;  —  3.  fireies  Brennmaterial ;  4.  freien  Bedarf  an 
Wildpret  und  Fischen;  —  5.  unentgeldliche  Benutzung  der 
Gebäude  und  Grundstücke  der  Hofhaltung.  —  Ohne  Anrech- 
nung der  unter  Nr.  5   bezeichneten  Gegenstände,  ist  mithin 


der  Gesaramtertrag  der  Dotation  auf  etwa  240000  Thir.  Kour. 
oder  7  %  aller  Staatsausgaben  zu  berechnen ,  wovon  jedoch 
22333  ThIr.  zeitlich  abgegeben  werden.  Versuche  der  Stände- 
versammlung, eine  Herabsetzung  der  an  die  Hofstaats  -  Kasse 
zu  zahlenden  Summe  zu  erwirken,  sind  ohne  Erfolg  geblieben. 
(Minist-Schrb.  vom  20;  Dezember  1849). -Die  Dotation  beruht 
auf  einem  Vertrage  und  ausserdem  bestimmt  §•  170  der  Land- 
sdiafts-Ordnung  von  1832,  dass  über  deren  Verwendung  und 
die  Benutzung  der  dazu  gehörigen  Gegenstände,  den  Ständen 
eine  Kontrolle  nicht  zustehe. 

2.  VenoaUun|0  -  jiusgaben  Irr  Htt^o^iiä^tn  Aommtr. 

Ihr  Durchschnittsbetrag  war  nach  den  Etatsansätzen  für 
183779:  112414,  1840/2:  114233,  1843/5:  142552,  1846/8: 
130628,  1849:  130758,  1850:  122229;  also  im  letzteren  Jahre 
3,69  Vo  3ller  Ausgaben,  9,31  Vo  der  Ausgaben  der  Kammer- 
kasse und  8,57  Vo  der  Roheinnahme  der  letzteren  Kasse. 
Rechnet  man  noch  die  Summen  der  Abtheilung :  auf  ErhaU 
tung  des  Kammerguis  mit  (ohne  die  Kosten  des  LandgestUts) 
78652  ThIr.  dazu;  so  bilden  beide  Hauptposten  zusammen 
6,06  %  aller  Ausgaben,  15.29  Vo  der  Kammerausgaben  und 
14,08  Vo  der  Kammer -Roheinnahme.  Die  Venoaliungs -^  AuS'- 
gäben  bestehen  (nach  dem  Etat  fiir  1850,  welchen  ich  allent- 
halben zum  Grunde  lege ,  wo  nicht  ein  Anderes  bemerkt 
ist)  aus: 

1.  Gehalten    und    Remunerationen  bei   der 

Kammer •    .    .    .  22424  ThIr. 

2.  Dergleichen  bei  der  Forstverwaltung  .    .  79223     „ 

3.  Verschiedenen,   theils  persönlichen  theils 
sachlichen  Ausgaben  ........  35582     ^ 

Zusammen    137229  Thin 
wovon  in  Gemässheit  des  Finanz-Neben- 
vertrages der  Klosterfonds  zu  vergüten  hat      15000     ^ 


wonach  bleiben  wie  oben    122229  ThIr. 
Von  den  Ausgaben  auf  ErhcMung  des  Kammer guts  ist  der 
Bauaufwand  der  bedeutendste  Posten^  indem  er  (abgesehen 
von    aofiserordentlichen    Verwendungen)    zwischen    36   und 
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50000  Thir.  sich  bewegt  hat;  obgleich  nach  Art.  10  des  Fi- 
nanznebenvertrages und  mit  Einrechnung  des  freien  Bauholzes» 
die  darauf  zu  verwendende  Summe  nur  35864  ThIr.  ist  Die 
Reallasien  und  festen  Ausgaben  betrugen  früher  14  bis  15000 
Thlr.  und  sind  jetzt  18281  Tblr.  An  Brandversichervngi^Bei^ 
trägen  werden  6250  Thlr.  bezahlt,  was,  mit  geringen  Ausnah- 
men, 6  Ggr.  8  Pfg.  oder  0,28  Vo  von  je  100  Thlr.  des  ver- 
fächerten  Kapitals  ist,  indem  dasselbe  fiir  die  Domanialge- 
bäude  2,025775  Thlr.,  für  die  Forstgebäude  223175  Thlr. 
beträgt. 

Die  im  Art.  63  des  Landtagsabschiedes  vom  11.  July  1823 
in  Aussicht  gestellte  Errichtung  eines  Landgestüts  geschah  1825 
in  Verbindung  mit  demMarstall,  von  welchem  dasselbe  durch 
Art  7  des  Finanzneben  Vertrages  von  1832  getrennt  wurde, 
um  nach  den  Bestimmungen  der  dortigen  Anlage  C  auf  Kosten 
der  Kammerkasse  unterhalten  zu  werden.  Ausser  den  eigenen 
Einnahmen,  welche  weder  durch  die  Hauptfinanzrechnung 
laufen  noch  in  den  Budgetverhandlungen  vorkommen,  hat  das 
Landgestüt  früher  6000,  dann  9000  Thlr.  Zu$chus$  empfangen 
und  steht  im  neusten  Etat  mit  8600  Thlr.  lieber  das  Ver- 
hältniss,  in  welchem  seine  Leistungen  zu  seinem  Kostenbedarfe 
stehen,  ist  bei  der  Unbekanntschaft  mit  der  Gesammtsumme 
des  letzteren  nicht  zu  urtheilen*  Aus  den  ständischen  Ver- 
handlungen ergeben  sich  Zweifel  über  die  nützliche  Wirksam- 
keit der  Anstalt  hinsichtlich  der  ilofterpferdezucht ;  wie  denn 
übeihaupt  auch  die  sonstigen  Maassregeln  für  Verbesserung 
der  Pferdezucht,  z.  B.  durch  Beförderung  guter  Privatbe- 
schäler (Gesetz  v.  4.  Juny  1834),  durch  Wettrennen,  Prämien, 
Thierschan  u.  s.  w.,  nur  in  einzelnen  Gegenden  des  Herzog- 
thums  den  beabsichtigten  Erfolg  gehabt  zu  haben  scheinen. 

4.  9'it  SiusBdhm  Ott  oUfltntttitnt  imUBJ^ttpfüd^tuti^nt 

welche  (gleich  den  übrigen  nachfolgenden  Abtheilungen),  aus 
der  Haupt-Finanzkasse  geleistet  werden,  bestehen  fast  nur  aus 
Leistungen  für  Bundeszwecke  und  sind  deshalb  begreiflich 
sehr  veränderlich.     Nach  dem  Etat  filr  1851  betragen  sie 
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13000  Thir.,  im  Durchschnitt  der  Jahre  iS!l2  bis  1830  wurden 
nur  2861  Thir.  ausgegeben. 

5.  9n  Crl)lirtro0  Ur  WtmQiiunB$au$^ühtn  htm  5iaat9miiti|leTittmi 

der  Legations-,  Hoheits-,  Lehns-  und  Grenz -Kosten,  ei^iebt 
sich  für  verschiedene  Zeiten  aus  der  obigen  Tafel 

6.  9tt  tfr^arf  fftr  j(oit)ta00ko|Un  um  (Idn^ifdir  Crljaitr 

hat  sich  zwischen  6  und  20000  Thir.  bewegt ,  nach  der  Dauer 
der  Landtage.  Durch  die  Geschäfts-Ordnung  vom  12.  Okto- 
ber 1832  sind  die  Taggelder  auswärtiger  Abgeordneten  auf 
3  ThIr.,  in  Braunschweig  Wohnender  zu  IVs  ThIr.  festgesetzt 
und  dabei  scheint  es  bei  der  Revision  von  1849  geblieben 
zu  seyn  (Komroiss.-Ber.  vom  15.  April),  mit  dem  Zusätze, 
dass  Angestellte  nur  beziehungsweise  2  und  1  Tbaler  em- 
pfangen. 

7.  Ktfl|t0-9fn0aihiit0. 
Schon  in  der  Einleitung  ist  angedeutet,  welche  grosse 
Verdienste  die  braunschweigische  Regierung,  im  Verein  mit 
dem  Landtage,  seit  Anfang  1848  um  die  Verbesserung  der 
Gesetzgebung  sich  erworben  hat.  In  keinem  Dienstzweige  ab^r 
tritt  dieses  entschiedener  hervor  als  bei  der  Rechtspflege  und 
mit  Bedauern  muss  ich  hier  darauf  verzichten  dieses  Zeugniss 
aus  dem  Inhalte  der  einzelnen  Gesetze  nachzuweisen.  Es  sind 
Nachbezeichnete : 

1848  AprU  20^  C^eMts  Aber  die   OeffhUUchheit  und  Mündüchkeii  der 
Bechtopflege  und  Geeckwornengerichte  in  Strafsachen, 

1849  Januar  11. ,  Patent,   wodurch  die  deutaehe  Wechselordnung  einge- 
führt wird« 

yy  August  %h ,  Gesetz  über  die  Gerichtsverfassung  (mit  Erweiterung 
vom  7.  August  18500 

yy  'August  22,,  Verordnung  womit  die  Siraf-Prozessordnung  verkün- 
det wird  (das  Stra^esetzbnch  ist  vom  10.  Jnly  1810). 

1850  Blärz  5,,  Gesets  Ober  die  Jbirriohtuiig  einer /Vtf^iiii^koauBission  für 
Rechtskandidaten. 

yy    Mftrz  19.,  Gesetz  über  die  Einführung  der  Gerichts^  Verfassung 

vom  21.  August  1849. 
9,    März  19.  y  Bürgeriiche  Prozess  -  Ordnung» 
,9    Mftrs  19, 9  Gesetz  über  ^e  gerichtliche  PoUzei  und  die  mit  deren 

Anaftboiig  beanftraften  Beuitao. 


—    »92    - 

1850  MUTS  18«  >  GeseU  fibcr  die  Verwandlang  der  Oeidstrafim  in  Ter- 
h&ltnissm&Mige  Freiheiisstrafen, 

yy    März  19.,  Jtdvokaten 'Ordnung  für  das  Herzogthum  Braunscbweig. 

9f  Man  19.,  Notariats 'Ordnung  fOr  das  HerzogUmin  Braunschweig 
(Druckfehler  der  letzten  8.  Gesetze  Seite  487  ff,) 

yy  Marz  19«,  Abänderung  einiger  die  Rechtspflege  betreffender  Bestim- 
mungen des  Landes-Grundgesetzes, 

yy  Harz  19.,  Gesetz  über  die  Normal-Gehalte  der  Gerichts-,  HQl£s- 
und  Unterbeamten. 

„  M&rz  19.,  GesetB  über  die  Verlegung  des  Amts  ITiedinghausen  an 
den  Kreis  Braunschweig. 

„  Mfirz  19.,  Gesetz  über  die  Erwerbung  dinglicher  Rechte  an  Grund- 
stücken und  die  Aufhebung  der  Nothwendigkeit  der  Bestätigung  der 
Verträge  über  Bauergütei% 

„  April  8* ,  Bekanntmachung  über  die  Zahl  der  berechtigten  Notare 
und  Advokaten. iZO  Notare,  61  Advokaten). 

„  Juny  10.,  Verordnung  über  die  Amtstracht  des  richterlichen  Per- 
sonals und  der  Advokaten. 

Die  Kosten  der  Rechtspflege  sind,  ungeachtet  der  damit 
vorgenommenen  bedeutenden  Veränderungen  und  als  Ausnahme 
von  der  gewöhnlichen  Folge  verbesserter  Einrichtungen,  nicht 
gestiegen,  sondern  haben  vielmehr  sogar  sich  vermindert.  Sie 
betrugen  nämlich  nach  den  Etats  für  1834/6:  131283,  1837/9: 
135857,  1840/2:  148721,  1843/5:  159974  (1843  sogar  168844) 
1846/8:  149479,  1849:  149200,  1850:  147500,  1851:141500. 
Von  der  letzteren  Summe  kommen  auf  das  Personal  126259 
Thir.,  darunter  für  das  Obergetjcht  25043.  Kreis-  und  Amts- 
Richter  51,  empfangen  Gehalte  von  600  bis  1000  Thlr. 

8.  Jtnaii^-VfrsMiUtiitg.' 
Die  unter  dem  12.  Oktober  1832  eingerichtete  Finanz- 
verwaltung hat  durch  das  mehrfach  bereits  genannte  Gesetz 
vom  19.  März  1850  eine  neue  Gestaltung  empfangen.  Die 
in  drei  Abtheilungen  (Domänen,  Forsten,  Bergwerke)  zerfallende 
Herzogliche  Kammer,  empfängt  ihren  Bedarf  wie  oben  be- 
merkt dMs  der  Kammerkasse.  Das  Ftnam&^Kotlegmn ,  dessen 
allgemeine  Wirksamkeit  nach  dem  Gesetze  vom  12.  Oktbr. 
1832  bestehen  bleibt,  nimmt  die  Leihhauskommtssion  als  be- 
sondere Abtheilung  in  sich  auf.  Sein  Bedarf  ist  dessenunge- 
achtet nidit  gestiegen ,  denn  der  Etat  für  1851  enthält  dafür 
nur  47000  Thln,  während  von  1840/5  <tefiir  48—49000  Thlr. 
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angesetzt  waren.  Die  Sieuei' -  Direktion  bleibt  in  dem  durch 
das  Gesetz  von  1832  ihr  angewiesenen  Geschäftskreise  und 
zerfallt  wie  bisher  (so  lange  die  Zoll  Verhältnisse  solches  nöthig 
machen)  nach  Vorschrift  des  Gesetzes  vom  16.  Dezember  1834 
Nr.  15  nnd  der  Verordnung  vom  23.  Dezeloiber  1841  Nr.  39 
in  die  Abiheilung  für  die  direkten  Steuern  (Steuerkollegium) 
und  für  die  indirekten  Steuern  (Zoll-  und  Steuer-Direktion). 
Eine  Folge  dieser  Einrichtungen,  vornehmlich  aber  der  Arbei- 
ten behuf  der  Grundsteuer- Veranlagung,  ist  die  Erhöhung  des 
Etats  des  Steuerkoüegitms  von  4500  Thir.  im  Durchsphnitt  von 
1846/8  auf  11200  ThIr.  für  1851.  Die  Ausgabe  für  die  Zoll- 
und  Steuer-Direktion  hingegen  ist  seit  1843/5,  wo  sie  zuerst 
im  Etat  erschien,  sogar  von  26707  auf  24354  und  für  1851 
auf  23500  Thln  gefallen.  Von  den  aus  der  Zollvereinskasse 
bezahlten  ZoU6eai9i/en  empfangen  125  bei  den  Zollabfertigungs- 
stellen angestellte  Personen  43725,  380  Zollaufsichtsbeamten 
97750  ThIr.  —  Auch  die  Bau-Direktion  bleibt  in  den  durch 
das  Gesetz  vom  15.  Oktober  1832  bestimmten  Verhältnissen, 
wonach  ihr  Geschäftskreis  die  technische  Leitung  des  gesamm- 
ten  öffentlichen  Bauwesens  umfasst,  sowie  die  fortwährende 
Beau&ichtigung  aller  baulichen  Gegenstände,  deren  Erhaltung 
und  Herstellung  auf  Kosten  des  Staats,  der  Gemeinden  und 
Korporationen  erfolgt.  Ihr  etatmässiger  Bedarf  war  1834/6: 
33303,  1837/9:  39847,  1840/2:44977,  1843/5:  48363,  1846/8: 
48200,  1849:  49900,  1850:  49500,  1851:  48000  ThIr.  Das 
Personal  der  Baudirektion  besteht  aus  einem  Direktor  mit  5 
Räthen,  11  Gehülfen  und  Unterbeamten;  das  ausführende 
Personal  in  6  Kreisen  aus  58  Beamten. 

9.  iBUttdr-Srnvaltung. 

Dieser  Zweig  des  öffentlichen  Dienstes  hat  auch  in  Braun- 
schweig mehrfech  zu  Ansichtsverschiedenheiten  zwischen  Re- 
gierung und  Ständen  Veranlassung  gegeben,  was  sich  dort 
sehr  natürlich  ans  dem  Kriegersinne  erklärt,  welcher  ein  Erb- 
gut der  Braunschweiger  Herzoge  zu  seyn  scheint,  Die  stän- 
dischen Verhandlungen  bieten  deshalb  ein  reiches  Material 
dar,  jedoch  enthalten  auch  Veniurini,  Stammgeschichte  des 
Braunschweig.  Truppenkorps,  Magdeburg  1836  und  Jacobi  in 

B«a«M  FiiMBS-BUtiiÜk,  6  3 
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seiner  Schrift  über  das  zehnte  Armeekorps,   Hannover  1847, 
schäfzenswerlhe  Beiträge. 

Die  gesetzgeberische  Thätigkeit  ist  hinsichtlich  der  Dceiuf- 
pßicht  sehr  fruchtbar  gewesen.  Abgesehen  von  den  Landwehr- 
(Truppenkorps  4000  Mann,  Landwehr  und  Reserve  4000  Mann) 
und  Landsturm-Verordnungen  des  Jahrs  1814,  wurde  eins.  g. 
Kanton-Reglement  unter  dem  30.  July  1821  erlassen,  welches 
bis  zu  dem  Gesetze  über  die  Verpflichtung  zum  Kriegsdienste  . 
vom  23.  Februar  1837  in  Kraft  blieb,  (z.  v.  die  Einfuhrungs- 
verordg.  vom  23.  März,  die  Instruktion  Tür  die  Gesundheits- 
beamten vom  12.  Oktober  1837  und  das  Abänderungsgesetz 
vom  15.  März  1843).  Ein  Gesetz  vom  18.  April  1848  ver- 
längerte die  Dienstpflicht  der  5.  und  7.  Altersklasse  der  Sol- 
daten; unter  dem  22.  August  1848  wurde  ein  prov.  Volks- 
wehrgeselz  erlassen;  am  11.  September  1848  ein  Gesetz  über 
die  Errichtung  einer  Landwehr  u.  s.  w.  (Ausdehnung  hinsicht- 
lich des  Pferdebedarfs  unter  dem  25.  November  1850);  nähere 
Bestimmungen  über  den  einjährigen  freiwilligen  Dienst  im 
stehenden  Truppenkorps  ergingen  unter  dem  6.  August  1849; 
ein  Gesetz  über  den  Waffendienst  behuf  des  Gemeinde$chutne$ 
wurde  am  19.  März  1850  erlassen.  —  Die  alten  Kriegsartikel 
vom  21.  November  1788  und  das  Kriegsgerichtsreglement  vom 
10.  März  1768,  wurden  durch  eine  Verordnung  vom  11.  Feb- 
ruar 1814  ersetzt,  welche  jedoch  den  neuen  Kriegsartikeln 
vom  29.  Oktober  1821  (Nachtrag  vom  27.  März  1837,  neue 
Fassung  vom  26.  May  1837)  weichen  mussten.  Eine  Verord- 
nung hinsichtlich  der  Militär-Rechtspflege  wurde  am  17.  April 
1815,  eine  Verordg.  über  die  Militärstrafen  am  29.  Oktober 
1821  erlassen.  —  Das  Einqvariimngs-  und  Militär-  Vorspann- 
wesen  betreflen  die  Verfügung  vom  14.  August  1815,  die  Be- 
kanntmachung vom  14.  Dezember  1831  (Entschädigung  in 
Friedenszeiten  für  Unteroffiziere  und  Soldaten  von  6  Ggr.  iauf 
4  Ggr.  täglich  herabgesetzt)  u.  das  Gesetz  vom  24.  April  1848.  — 
Durch  Gesetz  vom  13.  April  1849  wurde  eine  ünteroffizier- 
W^t«w?cw-  und  H^ai^ew-Versorgungs- Anstalt  eingerichtet  (auf 
Beiträgen  der  Betheiligten  beruhend«  bei  deren  Unzulänglich- 
keit die  Hauptfinanzkasse  eintritt).  Die  Grundsätze  über  Pen- 
sionirung  der  Offiziere  finden  sich  zusammengestellt  in  AnL'13 
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ZQ  AnL  3  zu  Nr.  45  der  stand.  Aktenstücke  vom  3.  July  1840.  *— 
Der  Landtag  hat  die  Vorlegung  eines  die  Militärgehalte  be- 
treifenden Normaletais  widerhoU  beantragt.  —  Mit  der  Krone 
Preussen  wurde  unter  dem  23.  Dezember  1817  eine  Durch- 
marsch- und  Etappen-Konvention,  wegen  des  Marschs  auf  der 
durch  das  Herzogthum  führenden  preussischen  Militärstrasse, 
abgeschlossen  (am  30.  Juny  1818  bekannt  gemacht);  wonach 
die  tägliche  Entschädigung  für  1  Unteroffizier  oder  Soldaten 
6  Ggr.  Kon  V.  Mze.  betrug.  Beim  Abschluss  eines  neuen  desfallsigen 
Vertrages  (bekannt  gemacht  den  22.  September  1835)  wurde 
diese  Vergütung  auf  4  Ggr.  in  Gold,  welche  Preussen  bezahlt, 
festgesetzt.  Unter  dem  24.  Dezember  1845  ist  di&  Konvention, 
mit  einigen  Abänderungen,  bis  zum  1.  July  1855  verlängert.  — 
Eine  ungleich  wichtigeie  und  folgenreichere  Uebereinkunft  ist 
der  V,erlrag  über  den  Anschluss  des  braunschweigischen  Bun- 
destruppen-  Kontingents  an  die  preussische  Armee  vom  1.  De- 
zember 1849,  vom  Landlage  genehmigt  am  15.  März  1850; 
dessen  Fortdauer  indess  allerdings  von  der  Entscheidung  über 
die  Frage:  wegen  Rechtsbeständigkeit  der  für  den  alten  deut- 
schen Bund  bestandenen  Kriegsverfassung,  abhängig  ist.  Die- 
ser auf  einen  Zeilraum  von  15  Jahren  abgeschlossene  Vertrag, 
setzt  die  braunschweigischen  Truppen  als  selbslständige  Brigade 
zur  preussischen  Armee  in  ein  ähnliches  Verhältniss,  wie  deren 
bisherige  Stellung  im  10.  Bundesarmee-Korps  war.  Zwar  tritt 
eine  grössere  Abhängigkeit  vom  Divisions-  und  Armeekorps- 
Kommando  ein  als  bisher,  jedoch  werden  alle  desfallsigen 
Bestimmungen  ohne  Zweifel  vorlheilhaft  auf  die  Tüchtigkeit 
des  braunschweigischen  Kontingents  einwirken.  Bedenklich 
könnte  scheinen,  dass  die  Landstände  thatsächlich  jeder  Ein- 
wirkung auf  den  Kostenpunkt  entsagt  haben,  wenn  nicht  über- 
haupt in  den  kleinen  Staaten  der  Einfluss  der  Stände  auf  den 
Militäretat,  den  bestehenden  Verhältnissen  nach,  ganz  unerheb- 
lich wäre.  Für  den  Augenblick  bewirkt  der  Vertrag  sogar 
eine  Ei-sparung,  wobei  die  Dauer  der  ununterbrochenen  Dienst- 
zeit des  Soldaten  von  18  auf  24  Monate  erhöht  wird*  Diesem 
Vertrage  gemäss  ist  die  Bildung  der  braunschweigischen  Bri- 
gade jetzt  folgender  Gestalt: 

63* 
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!•  Fnasvolk  der  Linie,  1  Regiment  von  %  Linien«  und  2  Landwekr- 
Biitaillonen,  deren  jedes  i>e8teht:  im  Frieden  ats  10  Offizieren^ 
1  Arzt,  66  Unteroffizieren  und  Spielleuten  und  400  Soldaten;  Im 
Kriege  ans  23  Offizieren,  3  Aerzten,  98  Unteroffizieren  und  Spiel- 
lent^  und  802  Soldaten;  dazu  der  Regiments- Stab  mit  23  Kdpfen, 
ergiebt  für  die  Linie  im  Frieden  1967,  im  Kriege  3727  KOpfe. 

2.  Jäger- Abtheilung,   2  Kompagnien,   mit  im  Frieden:   11  Offizieren, 

1  Arzt,  32  Unteroffizieren  und  Spielleuten,  180  Jägern;  im  Kriege: 
13  Offizieren,  2  Aerzteu,  50  Unteroffizieren  und  Spielleuten,  450  Jä- 
gern; also  im  Frieden  224,  in  KriegsstärlLC  515K5pfe. 

3.  Reiterei,  ein  Regiment  bildend,  aus  einer  Linie-  und  einer  Land- 
wehr-Division von  je  2  Schwadronen  bestehend,  mit  einem  Stabe  von 
4  Köpfen  und  jede  Division  im  Frieden  mit  1 1  Offizieren,  2  Aerzten, 
36  Unteroffizieren  und  Spielleuten,  2  Kurschmieden  und  234  Reitern; 
in  KriegsBtärke  mit  11   Offizieren,  4  Aerzten,  36  Unteroffizieren, 

2  Knrschmieden ,  320  Geflreiten  und  Reitern,  zusammen  im  Frieden 
574  Köpfe  mit  256  und  96  herzogliehen  Pferden,  im  Kriege  754  Köpfe 
mit  716  herzoglichen  Pferden. 

4.  Artillerie,  2  Kompagnien  mit  2  sechspfQnder  Batterien  von  je  6  Ge- 
schützen und  im  Frieden :  7  Offiziere ,  35  Unteroffiziere  und  Spiel- 
leute und  80  Kanoniere  mit  30  Zugpferden;  im  Kriege:  10  Offiziere, 
2  Aerzte ,  41  Unteroffiziere  und  Spielleute  und  200  Kanoniere  mit 
90  Zugpferden:  also  im  Frieden  122,  im  Kriege  253  Köpfe. 

5.  Pionniere,   Im  Frieden  1   Offizier,  5  Unteroffiziere  und  Spielleate 

und  15  IMonniere ,  zusammen  26 ;  im  Kriege  2  Offiziere ,  7  Unter- 
offiziere und  Spielleute  und  45  Pionniere  zusammen  54  Köpfe. 

Die  gesammte  Kopfzahl  des  Kontingents  beträgt  hiernach 
im  Frieden  2913  oder  1,08  Vo,  in  Kriegsstärke  5303  oder 
1,96 Vo  der  jetzigen  Bevölkerung;  wogegen  durch  Ausführung 
des  Beschlusses  der  deutschen  Reichs  Versammlung  vom  15.  Juny 
1848  die  bereit  zu  haltende  Truppenzahl  5147  Mann  seyn 
würde  (Minist.-Schrbn.  vom  27.  August  1848);  nach  dem  Fi- 
nanz-Komm.*  Ber.  vom  3.  July  1849  sogar  5380  Mann,  zur 
Hälfte  Feldtruppen,  zur  andern  Hälfte  Landwehr. 

Aus  einem  Vortrage  der,  zur  Feststellung  der  finanziellen 
Bedürfnisse,  im  Jahre  1821  niedergesetzten  ständischen  Kom- 
missionen ergiebt  sich,  dass  damals  vorhanden  waren :  aktives 
Militär  12654  Mann  (1,17  %  der  damaligen  Bevölkerung),  welche 
331675  Thlr.  Konv.-Mze.  kosteten,  wonach  auf  1  Kopf  durch- 
schnittlich i2S,4tA  Kaur.  Thlr.  kamen;  ferner  auf  Wartegeld 
stehend  oder  krank  S95  Mann,   welche  25044  Thlr.  und  354 
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Pensionäre  die  17020  Thir.  erforderten.  Der  gesammte  Mili- 
täretai  kostete  also  1821 :  373739  Thlr.  Konv.-Mze.,  wovon  in 
Konrant  berechnet  auf  1  Kopf  der  damaligen  Bevölkerung 
2,31  ThIr.  kamen.  —  Bis  zum  Jahre  1848  bestand  das  Korps 
(mit  Ausschluss  des  zum  Polizeidienst  verwendeten  Militärs) 
aus  2445  Mann  im  Dienst  und  700  Mann  Reserve*  —  Nach 
einer  im  Jahre  1834  den  Ständen  gemachten  Vorlage  war 
die  foirkliche  Ausgabe  der  Kriegskasse  in  den  folgenden  Jahren 
und  zwar:  1822:336580,  1823:  338298,  1824:  376114,  1825: 
345169,  1826:  347765,  1827:  349753,  1828:  366707,  1829: 
375914,  1830:  390085  ThIr.  Da  nun  die  Landstände  seit 
1822  unverändert  jährlich  350000  Thlr.  bewilligt  hatten  (Ldtgs.- 
Abschd.  vom  11.  July  1823  Art.  3),  so  war  nicht  zu  verwun- 
dem, dass  am  Schlüsse  des  Jahres  1830  ein  Ausgabeühet- 
schuss  von  78000  ThIr.  vorhanden  war.  Dies  gab  jedoch 
keine  Veranlassung  zu  höheren  Bewilligungen,  denn  die  Etatsätze 
der  folgenden  Jahre  für  das  Militär  (mit  Einschluss  des  zum 
Polizeidienst  verwendeten  Militärs  und  der  Pensionäre)  waren: 
1834/6:  320770,  1837/9:  328200,  1840/2:  .329987,  1843/5: 
352872,  1846/8:  334362  Thaler.  Im  Landlagsabschiede  vom 
25.  May  1835  ArL  5  bewilligte  die  Regierung  sogar  die  Ein- 
iheilung  der  Militärbedürfnisse  in  einen  dauernden  und  in 
einen  schwindenden  Etat;  jedoch  wurden  für  die  durch  die 
oberste  Bundesbehörde  veranlassten  ausserordenilichen  Ausga- 
ben der  Jahre  1841  und  1842  laut  Landtagsabschied  vom 
18.  August  1842  Art.  4  und  5 ,  beziehungsweise  39296  nnd 
76508  Thlr.  bewilligt.  Auch  im  Jahre  1848  (Landtagsabschied 
vom  27.  November  Art  2  und  5)  mussten  auf  gleiche  Veran- 
lassung 82868  und  140000  Thlr.  nachbewilligt  werden.  In 
den  Aktenstücken  und  Verhandlungen  des  Landtags  über  den 
MiKtäretat,  namentlich  in  den  Jahren  1834,  1837  (Infanterie- 
kasemebau),  1842,  1843.  1846  und  1848,  be6nden  sich  die 
schätzenswerthesten  Einzelheiten  über  die  Kosten  aller  Dienst- 
zweige. Eines  der  interessantesten  Aktenstücke  aber  ist  der 
ausfuhrliche  und  gründliche  Bericht  der  Finanz  -  Kommission 
über  den  Militäretat  für  1849  vom  3.  July  1849.  Die  Etat- 
sätze der  neusten  Jahre  sind,  Tür 
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1.  Laufendes  Bedürfniss     .    .    291569  286228  292000 

2.  Polizei -Militär 24600  23434  24000 

3.  Schwindender  Etat    .    .     .        5200  3621  3000 

4.  Pensionen 45450  50491  47000 

5.  Militärbanten 5600  6600  9200 


I.  Kriegskollegium    . 
n.  Kantonkosten  .    • 
in.  Hontirungskosten 

IV.  Zeugbauskosten  • 

V.  Kasemementskosten 
VL  Hospitalkosten 
VII  Gefangenkosten  . 

VIIL  Fouragekoslen     . 
IX.  Aktives  Korps 

X.  Polizeimilitär    .    . 

XI.  Kommandanturen 
Xn.  Ausserorden  tl.   Aus- 
gaben    ,    .    .    . 

Xin«  Agiobeträge    .    . 

Zusammen 


1846        18  i9       1861 

Tklr,  K0ur,     Tktr.  Kour,    Tkh»  Kour» 


Zusammen  372419  370374  375200 
Von  der  Gesammtsumme  für  1851  kommen  auf  1  Kopf 
der  Bevölkerung  1,39  Thlr. ;  von  der  Summe  des  laufenden 
Bedürfnisses  auf  1  Kopf  der  Friedensmannschaft  99,42  Thalen 
der  Bedarf  für  das  Militär  bildet  etwa  11,15  %  aller  Ausga- 
ben. Auf  dem  Pensumseiat  befinden  sich  22  Offiziere,  24  Un- 
teroffiziere u.  s.  w.  und  213  Soldaten.  —  Zum  Schluss  dieser 
Abtheilung  eine  Ehv^lnachtoeisung  der  wirklichen  Ausgaben 
im  Jahre  1846  und  der  Etatssätze  für  1849  und  1851. 

Przt^ 
Jnih. 
8353         7817         7727         2,4S 

1718  1764  1010  0,31 

28668  30328  30203  9,49 

9569  12794  10281  3,23 

10069  10917  12413  3.90 

4279  4051  4872  1,53 

906  836  621  0,20 

45698  33711  32742  10,29 

175752  179567  187265  58,82 

18789  24639  17881  5,61 

6561  6237  6279  1,98 


6435    5186 


1,79 
0,42 


316797  317847  318350  100, 


10.    90lbn-llrnoaUim||. 

Ein  Gesetz  vom  12.  Oktober  1832  hob  die  im  Jahr 
1814  neu  gebildeten  5  Oberhauptmannschaften  auf  und  setzte 
6  Kreisdirektionen  an  deren  Stelle  (aus  denen  eine  Landes- 
direktion sich  bildete),    welche  auch  in  -dem  Gesetze  vom 


1^.  März  18&0  beibehalten  sind,  jedoch  mit  Abänderung  ih- 
rer Geschäflsverhälinisse.  Sie  treten  nämlich  in  die  untere 
Verwaltung  ein,  indem  die  Aemter  und  die  Stadtpolizeibehör- 
den vom  1.  July  1^50  an  aufgehört  haben,  und  verkehren 
unmittelbar  mit  den  Gemeindebehörden  und  Gemeindevertre- 
tern, aus  welchen  Letzteren  KrMskonwiissionen  gebildet,  wer- 
den ,  an  deren  Mitwirkung  in  den  gesetzlich  bestimmten  Fäl- 
len die  Kreisdirektoren  gebunden  sind.  Ein  Gesetz  von  dem- 
selben Tage  betrifft  die  Polizei  -  Verwaltung  der  Stadt  Braun- 
schweig. —  Die  oberste  Leitung  der  Medmnal  ^  Anstalten  ist 
in  den  Händen  des  Ober-Sanitätskollegiums,  fiir  jeden  Amts- 
bezirk ist  ein  Physikus  angestellt;  die  Medizinalordnung  vom 
21.  Februar  ITfSI  scheint  im  Wesentlichen  noch  gültig;  in 
den  Zirkularen  vom  8.  Dezember  1832  und  9.  May  1833  fin- 
den sich  die  Vorschriften  über  die  Aufnahme  gmteskranker 
Personen  in  das  Pflegehaus  zu  Braunschweig ;  den  Handel  mU 
Arssneiwaaren  betrifft  das  Gesetz  vom  21.  März  1843.  —  Die 
Landes- Oekonomie-Kammission  (nach  dem  NormaUEtatsentwurf 
vom  10.  Dezember  1850:  12  Personen,  sodann  das  ausfüh- 
rende Personal)  erhielt  durch  das  Gesetz  vom  20.  Dezember 
1834  ihren  Geschäftskreis  angewiesen ,  welcher  sämmtliche 
Gegenstände  der  Entfesselung  des  Grundeigenthums  umfasst; 
auch  Abänderungen  und  Ergänzungen  durch  die  Gesetze  vom 
12.  Februar  1842  und  18.  Februar  1850  erfahren  hat.  Die 
GememheUstheilungsordnung  vom  26.  März  1823  wurde  durch 
ein  Gesetz  vom  20.  Dezember  1834  ersetzt,  mit  Nachtrag 
vom  18.  Februar  1850.  Das  Ablösungs^Gesetz  ist  vom  20.  De- 
zember 1834  und  hat  unter  dem  28.  Januar  1835  und  29.  July. 
1837  Ergänzungen  erhalten.  Die  Aufhebung  der  Feudalrechte 
erfolgte  durch  Gesetz  vom  28.  März  1837  und  der  Lehn  ver- 
band ist  gänzlich  beseitigt  durch  Gesetz  vom  13.  Dezember 
1849,  so  wie  auch  die  Familien  -  Fideikommisse  mittelst  Ge- 
setz vom  19.  März  1850.  Von  grosser  Wichtigkeit  ist  der 
von  der  Regierung  unter  dem  4.  November  1850  vorgelegte 
Gesetzentwurf  über  die  ErU-  und  Bewässerung  der  Grundsiiickey 
so  wie  aber  Stau  -  Anlagen ,  leider  jedoch  ohne  Erläuterungen. 
—  Ueber  die  Wirksofnkeit  der  Landes-Oekonomie-Kommission 
finde  ich  leider  keine  Nachrichten,  indessen  ist  bekannt,  dass 
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sowohl  die  Theilungen  gemeinsamen  Bigentbnms  als  die  Ab- 
lösungen im  Herzogthum  Braunscbwoig  bedeutend  vorgescbrit- 
ten  sind.  —  Die  Bedarfsummen  für  diese  einzelnen  Dienst- 
zweige zu  verschiedenen  Zeiten  ergeben  sieb  aus  der  Aus- 
gabetafel.  —  Eine  Ackerbau -Schule  in  Scböppenstedt  scbeini 
einzugeben  (z.  v.  Komroiss.  Ber.  vom  16.  Dezember  1850). 

11.  HatiKoftrn. 

Ausser  den  36  bis  46000  Tbirn.,  welche  für  Domänen- 
bauten und  den  18000  Thlrn..  welche  für  die  Gebäude  des 
Kloster-  und  Studien-Fonds  jährlich  ausgegeben  werden,  er- 
fordern die  sonstigen  Bauten  der  Landesbehörden  noch  150 
bis  190000  Thlr.,  welche  in  der  Ausgabetafel  einzeln  nach- 
gewiesen sind.  Welcher  bedeutende  Theil  davon  auf  den 
Strassenbau  kommt,  ist  schon  oben  bei  Gelegenheit  der  Ein- 
nahme vom  Strassengeld  erörtert  (von  1822  bis  1830  im 
Durchschnitt  91637  Thlr.)^  zur  Unterstützung  von  Gemeinde- 
wegebauten sind  3500  Thir.  ausgeworfen. 

12.  {Irnllonrn. 

Das  Gesetz  über  den  Zivil -Staatsdienst  vom  12.  Oktober 
1832  ist  ei^änzt  und  abgeändert  worden  durch  die  Gesetze 
vom  31.  August  1849  über  Ruhegehalte,  vom  16.  Februar 
1850  über  die  Taggelder  der  Verwaltungsbeamten  und  vom 
19.  März  1850  über  den  Normaletat.  Das  neuste  Gesetz  über 
die  Beamten- ff t/ftoen-  und  fTai^en-Versorgungs- Anstalt  ist 
vom  18.  July  1837;  Frühere  sind  vom  26.  July  1822  und 
19.  Dezember  1824.  —  Von  den  Pensionen,  welche  jetzt  fast 
4%  aller  Staatsausgaben  bilden,  kommen  78200  Thlr.  auf 
die  Zivilverwaltung,  wozu  jedoch  noch  einzelne  Ausgaben  der 
Kammer-,  Kloster-,  Eisenbahn-,  Post-  u.  s.  w.  Kassen  gerech- 
net werden  müssen.    Das  Nähere  ergiebt  die  Ausgabetafel. 

13.    3iu$$nht  r&r  Hird^ri  AUrus  ttn)  Ht  Unttrxiditsntftn* 

Wie  bereits  in  der  Einleitung  erwähnt  wurde,  bestimmt 
die  neue  Landschafts  -  Ordnung  im  §.  219  ff  die  Vereinigung 
des  Grund-  und  Kapital  -  Vermögens  der  Klöster  und  Stifter, 
mit  dem  von  der  vormaligen  Universität  Helmstedt  herrüh- 
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renden  Siadiefifonds;  so  vfie  deren  gemeinsame  Verwaltang 
mit  dem  Kammergute,  gegen  Leistung  eines  verbältnissmässi- 
gen  Beitrags  zu  dön  Verwaltungs  -  Kosten.  Bei  der  Kammer 
werden  demgemäss  besondere  Etats  und  eine  besondere 
Rechnung  über  die  VerwaUung  des  vereinigten  Kloster*  and 
Studienfonds  geführt  (Gesetz  vom  i2.  Oktober  1832,  Nr.  28, 
§.  16);  die  Berechnung  der  Verwendung  des  Aemertrags  da- 
gegen geschieht  in  einer  Reinet^trags  -  Kasse  bei  der  Haupt- 
Finanz  Kasse  (Gesetz  vom  12.  Oktober  1832,  Nr.  29,  §.  17). 
Die  Bestimmung  dieses  Reinertrags  ist,  für  Kirchen ,  Bildungs- 
Anstalten  und  wohlthälige  Zwecke  ver^wendet  zn  werden 
(neue  Landsch.  Ordg.  §.  221  und  Ldtgs.  Absch.  vom  12.  Ok- 
tober 1832,  Art.  6);  die  Etats  sowohl  der  Verwaltungs-  als  der 
Reinertrags  -  Kasse  werden  von  der  Regierung  und  den  Stän- 
den gemeinschaftlich  festgestellt,  welchen  Letzteren  auch  die 
Mitprüfung  der  Rechnungen  zusteht  (Ldsch.  Ordg.  §.  223). 
Dnrch  einen  gegen  den  Landgraf  von  Hessen  -  Homborg  im 
Dezember  1850  gewonnenen  Rechtsstreit  ist  diesem  Fonds 
das  bei  Blankenburg  belegene  Klostergut  Wimringm  zugefal- 
len.   Die  Eumahmen  dieser  Kassen  waren,  nach  dem  Etat  für 

i846/8        iS49        iB50      1851 
1.  Der  Kloster-  VerwaUungs^KtMe: 

a.  Ebimiliine  von  GrundbeaitztiDgeii) 
ReiübereclitigaDgeD  und  eonsti- 

gen  BlnkOnften 72211      68787      68582      71505 

(Hoher  trag  108000,  LokalMUh- 
gphen  44000  Thlr.) 

_  b.  Ki^italxuisen 64123      70073      68721      66902 

(Kapital  200000  Thaler  Gold, 
216000  Thlr.  Konvent-MOnse. , 
1,428000  Thlr.  Kour.) 
c  Einnahme  von  den  Forsten  r- 
C/ss  ^^^  EinkQnfte  aUer  Staats- 
forsten nach  Art.  12  des  Finanz- 
Nebenvertrags) ^ 26420      27940.     28887      24593 

162754    161800    166690    168000 
%  Der  Kloster -/?etner/ra^^- Kasse, 
eigene  onmittelbare  Einnahme 

(Agio) 4500        4500        4500        4500 

(FIscigebtthren) 500         500         500         500 

Gesanrntanmme    167754    166800      171690    168000 


-    1008 


18070 

18000 

18000 

1950 

1950 

tooo 

1780 

1739 

1730 

36800      36689      36739 


8328        8300       8100 


üi%  JlM^€A$^btkmbmg$H  stad  (oIum  die  voigedaditeii  örtScken 
Aofgabeiiy  welche  niclit  in  dieser  Kaoe  zum  Vorsclieiii  koniileB»  also 
aach,  gleich  dem  ganzen  KlosteribiidS;  in  der  Hanptllnanz*Kasse  fehlen) 
nach  den  Etats  fQr: 

i8i6/8        1849        18M        1851 
!•  Der  Kloster- Fi^nvoIhm^^Kasse : 
a«  Beitrige  za  den  Kosten  der  Ver- 
waltung (anstatt  der  im  Art.  14 
des  Finans-Nebenvertrags  fest- 
gesetzten 30000  ThlrJ    .    «    «      16000      16000      15000      15000 
b.  VerwenduDgen  auf  das  Eigen- 
fhum: 

aa«  Fftr  Bauten 16195 

bb«  BrandTersidiemags-Beitrige 

(Kapital  885000  Thlr.)  .    .        1920 
cc,  Forstkultorkosten  -  Beitrag 

(Vm) «        1711 

Zosammen  \.    84826 
t.  Der  Kloster -üdn^/ra^^- Kasse; 

a.  Gehalte  und  VerwaltnngB-Kosten 

beim  Konsistorium 8428 

(Verordnung  y.  14.  April  1814, 
Reglement  vom  10«  Dezbr.  1814, 
Kirchenordoung  von  1709,  6e- 
bQhren-Tarifvom  ll.Febr»18379 
Regulaav  vom  25.  Jimy  1850). 

b.  Verwendungen  auf  die  höheren 

Bildungs-Anstallen  «...  26030 
(davon  Zusckuss  zum  Prediger* 
Seminar  in  Wolfenbattel  2050 
Tblr.^  Verordnung  vom  2.  Febr. 
1836  und  Studienplan  vom  31« 
Dezember  1836,  12  KoU^iaten ; 
—  für  die  ßibüotheh  au  Wol- 
ftebattell525Thlr.;  —  für  da^ 
Koüegum  Karolinum  Zuschuss 
SU  dessen  eigenen  8600  Thlr.  be- 
tragenden Einnahmen,  welche 
durch  die  Klosterrechnung  nicht 
laufen,  14765  Thlr. ;  seit  seiner 
Umgestaltung  im  Jahre  1835  mit 
humaalstischeB,  technischen  und 
merkantilischen  Abtheilungen , 
mit  18Professoreu  nnd8fliUfs- 
lehrem«) 


25295     24884      24986 
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ia46l8        16^        1850        1851 

c.  ZoichüsM  für  die  5  Gymnasim      21000     20600     21000      20810 

(mit  64  Lehrern  md  etwa  520 
SehQlem;  Geeetz  Ober  die  Pril- 
tang  der  Kandidaten  .des  liölieren 
flehalamto  vom  20.Dezbr- 1837, 
PrttAmgsregl«  1880  vom  10«  Jan« 
Geatts  Ober  die  Scholpfliehtigkeit 
in  den  StidCen  vom  12.  May  1840) 

d.  2^chüsse  sa  den  SchuUehrer- 
Seminaren  in  Braonsobweig  und 
Wolfenbflttel>  Sil  15  Bfirgerscbu- 
len,  m  TÖebter-  nnd  Armen- 
sebnlen  in  Städten  und  Flecken, 
anir  Banf^werksMbale  In  Hols- 

miaden 14189      14008      18096      14252 

e.  Zuschüsse  zu  Dorftcbolen   •    .        4808       5267       5860       5807 

C1834/6:  1580,  1843/6:  2965; 

etwa  400  LandBcbullebrer,  deren 

geringiitei  Jabreeeinkommen  nacb 

Landt9i.-Ab«cbd.  vom  6.  May 

1845  Art  15,  neben  iteier  Dienet* 

wohnang  100  Thlr»  aeyn  aolli 

—  Landecbnjordnung  vom  20* 

September   1753  mit  Anbiagen 

vom  19»  November  und  10.  De- 
zember 1764,  Scbnlgeldverord- 

noag  vom  20.  Oktober  1823, 

Geeetz    Ober    Scbulpflicbtigkeit 

vom  23.  April  1840 ,  den  Inda- 

atrie-Unterricbt  betreffend,  vom 

5.  Oktober  1847,  Oeseta   Aber 

die  Auftaabme  in  die  Beamten  - 

Wittwoi-  und  Waiaen  -  Anatalt 

vom  9«  September  1848). 
r.  Gebalte   veraebiedener  Kircben- 

and  Scbnldiener  and  Zaachuaae 

zu  geringen  Pflurstellen ...        7026        6830        6282        5845 
g.  nubegebalte  (för  20  Peraonen)  .        1455         908        1078        1070 

b.  ünleAttttzonien 16392      16352      15247      15183 

i.  Stiftungen. 24267      24653      24649      24650 

k.  BankMten 4333        350a       6000        4500 

1.  Brandveraicherunga-Beitrage     .         525         550         550         550 

(veraicherter  Kapitalwerth 

196000  Tblr.)  ^^..         ^^, .        --._ 

jn,  Auaaergewöhnlicb  .    .    •    .    .        4474        3621    y  7654        7747 

Zaaainmen2.    132927    180000    135000    138000 


D.  ItaatHcindd  de«  Hanogthiiu  Braauclnreig. 

a)   Oeselilelitllelie«. 

Die  verhäUnissmässig  geringe  Schuldenlast  Ali-Braan- 
scbweigs  wurde  durch  die  Drangsale  der  Fremdherrschaft  und 
durch  die  Opfer  zu  ihrer  Beseitigung  so  ausserordentlich  hoch 
gesteigert,  dass  im  Jahre  1815  deren  Gesammtbetrag  zu 
6,546805  Thaler  berechnet  werden  musste  und  das  war  etwa 
30,60  Thir.  durchschnittlich  auf  jeden  Kopf  der  damaligen 
Bevölkerung.  So  beispielsweise  hatte  noch  im  Jahre  1814 
eine  4Voige  freiwillige  Anleihe  von  600000  Thaler  gemacht 
werden  müssen,  welche  ungeachtet  sonstiger  bedeutender  Aus- 
gaben binnen  4  Jahren  zurück  bezahlt  wurde  (z*  v.  Verord- 
nungen vom  20.  July,  29.  July  1814  und  15.  November  1818). 
Sofort  nach  hergestelltem  Frieden  begann  die  Ordnung  des 
Schuldenwesens,  indem  mittelst  einer  Verordnung  vom  4.  De* 
zember  1815  die  Klarmachung  und  Zinszahlung  verrügt  wurde, 
worüber  nähere  Bestimmungen  unter  dem  19.  Dezember  1816 
erfolgten.  Im  nämlichen  Jahre  noch  geschah  die  Auszahlung 
der  Zinsenrückstände  (Verordnungen  vom  6.  May  und  19.  De* 
zember  1816);  auch  wurde  unter  dem  6.  Januar  1818  eine 
Verordnung  wegen  des  gerichtlichen  Verfahrens  bei  Nichtig^ 
keiti'Erklänmg  der  auf  den  Inhaber  ausgestellten  Schuldver- 
schreibungen erlassen.  Nachdem  die  Vorbereitungen  getroffen 
waren,  erfolgten  im  Jahre  1821  die  schliesslichen  Maasregeln. 
Durch  drei  Verordnungen  vom  29.  Oktober  1821  wurden: 

1.  alle  während  der  westphälischen  Herrschaft  und  bis 
zum  I.November  1813  entstandenen  Schulden  und  Rück* 
stände  westphälischer  Behörden  für  nicht  anerkennungs- 
fähig  erklärt;  jedoch  später  durch  Art.  8  des  Land- 
tagsabschieds vom  2.  August  1837,  zu  Gunsten  der 
Dienstkautionen  und  gerichtlichen  Depositen,  eine  Aus- 
nahme dahin  gemacht,  dass  zur  Deckung  derselben 
eine  S'/i  prozentige  Landesschuld  von  73000  Thlr.  ge- 
schaffen ist. 

2.  Hinsichtlich  der  Schulden  herzoglicher  Kammer  wurde 
das  Landesgrundgesetz  vom  1.  May  1794  mit  einigen 
Abänderungen  bestätigt;  dazu  sollten  alle  Schulden  ge- 


hören,  welche  auf  den  Domanial-Gttlern  oder  andern 
landesherrlichen  Einkünften  nnd  der  Kammerverwaltung 
hafteten ;  ihre  Verwaltung  ging  mit  dem  1.  Januar  181^2 
auf  das  Kammer-Kollegium  über.  (Im  Jahre  18S9  liess 
die  Kammer  eine  Anzahl  älterer  Schuldverschreibungen 
g^gen  neue  Obligationen  auf  den  Inhaber  umtauschen). 
3.  Dem  gleichzeitig  ins  Leben  tretenden  Landessteuer- 
Kollegium  wurde  die  Besorgung  des  Landes-SchMen- 
w^ens  übertragen ;  auch  eine  neue  4  Voige  Schuld  unter 
dem  Namen  von  Steuer^ReMHamsf^emen  gemacht  zur 
Entschädigung  der  bis  dahin  von  einzelnen  Abgaben 
Befreiten. 

Zu  jener  Zeit  (1821)  war  der  KapitaWetrag  (in  Kurant 
das  Gold  zu  HO  berechnet)  der  Landesschuld:  3,822738,  der 
Kammerschuld  (mit  Binschluss  der  1671  übernommenen  Schul- 
den der  Stadt  Braunschweig,  s.  g.  Aerarien-Kapitale  1850: 
237000  Thlr.  Kur.)  2,444590  Thlr.,  zusammen  also  6,267328  Thlr. 
oder  auf  jeden  Kopf  der  damaligen  Yolkszahl  27,65  Thlr., 
Der  Aufwand  auf  die  Schuld  belief  sich  auf  etwa  228000  Thlr. 
jährlidi,  wovon  die  Landesschulden  130000  Thlr  erforderten. 
Die  letztere  Summe  verminderte  sich  bis  auf  100184  Thlr.  im 
Jahre  1830,  zu  welcher  Zeit  die  KapitaUumme  der  Landes- 
schuld  auf  3,511725  Thlr.  herabgegangen,  die  Kammerschuld 
aber  auf  2,565971  Thlr.  gestiegen  war.  Dies  machte  zusammen 
6,077696  Thlr.  oder  24,70  Thlr.  auf  einen  Kopf  der  damaligen 
Bevölkerung. 

Die  bald  darauf  eintretenden  Verfassungs-  und  Verwal- 
tungs-Aenderungen  führten  auch  zu  einer  Neugeitalhmg  de$ 
ScMdeHweseiü ,  zunächst  in  dem  Finanz*Nebenvertrage  vom 
12.  Oktober  1832,  dessen  Art.  6  festsetzt,  dass  zur  Schulden- 
tilgung mindestens  50000  Thlr.  jährlich  verwendet  und  auf 
Kammer-  und  Landes-Schulden  verhältnissmässig  vertheilt  wer- 
den soHen.    Sodann  durch  Gesetz  vom  19.  Dezember  1834 
mit  Ausfilhrungs- Verordnung  vom  4.  Dezember  1835.    Danach 
sollten : 
1.  sämmtUehe  Kammer-  und  Landesschuld  *- Kapitalien  (mit 
alleiniger  Ausnahme  der  unablöslidien  und  der  in  baarem 
Gdde  deppatrten  Kaotiona^-Kai^alien)  gegen  neue  auf 


deo    Inhaber    lautende   Schuldverschreibungen    ausge- 
^vechseli  werden.    (Bis  dahin  waren  die  Obligationen  an 
sehr  verschiedenen  Jahrestagen  ausgestellt,  also  auch 
täglich  Zinsen  zu  zahlen,  jedoch  nur  in  Jahresraten;  die 
Obligationen    lauteten    grösstentheils   auf  Namen    und 
über  die  verschiedenartigsten  Beträge/  oft  nur  von  weni- 
gen Thalern,  und  in  allen  möglichen  Münzsorten). 
t*   Die  in  Silbergeld  belegten  Kapitalien  sollten  auf  Kurant- 
geld  umgerechnet  und  in  dieser  Münzsorte  abgerundet 
die  neuen  Obligationen  ausgestellt  werden  (50, 100,  500, 
1000  Thaler.) 
.  3.   Der  Zinsfuss   blieb  wie  er  in  den  altern  Verbriefungen 
selbst  oder  durch  die  Verordnungen  vom  Z9.  Oktober 
1821  zugesichert  war.    Diese  Bestimmung  wurde  durch 
das  Gesetz  vom  20.   Februar  1837,  welches  den  71^ 
gungi^FofuU  ordnete,  dahin  abgeändert,  dass  alle  höber 
als  3Vs%  verzinsliche  Schulden  durch   Verlosung  ail- 
mählig  zurückbezahlt  werden  sollten,  mit  Ausnahme  der 
haaren  Geldkautionen.  —  Demgemäss  wurden, von  den 
Landesschulden  zuerst  die  5  und  4Vt%igon,  dann  die 
4%igen,  von  den  Kammerschuld  -  Kapitalien  aber  alle 
über  3Va%  tragende  auf  einmal  gekündigt;  so   dass 
schon    einige   Jahre  später    (mit  Ausnahme  derjenigen 
Kapitale,  wobei  Hindemisse  entgegen  standen)  nur  3Vs 
und  3Voige  Schuldverschreibungen  vorhanden  waren. 
Verhältnisse,   welche  damals  noch   nicht   vorherzusehen 
waren,  führten  indess,  neben  dem  allmähligen  Abtrag,   eine 
rasche  Vermehnmg  der  Schuld  herbei.    Schon  im  Jahre  1835 
(Gesetz  vom  12.  März  und  Ldtgs.-Absch.  vom  25.  May)  musste 
zum  Bau  des  abgebrannten  Schlosses  ein  Anlebn  von  300000 
Thlr.  Konv.  Mze.  zu  3%  gemacht  werden;  Tilgung  von  1839 
beginnend  mit  jährlich  8000  Thlr.  und  den  ersparten  Zinsen, 
ans  den  fiir  den  La^desherrn  vorbehaltenen  Kammereinkünften 
erfolgend:  —  welchem  zu  demselben  Zwecke  im  Jahre  1837 
(Landtgs.-Abschd.  vom  2.  August  Art.  12  und  Ahl.  4)  ein  fer- 
neres Anlehen  von  250000  Th|r.  Kur.  folgte  (zu  vengl.  Art.  2 
des  Ldtgs.-Ahscb«  vom  6.  May  1845  wegen  der  Verzinsung 
und  Tilgung).    Der  Lwdtag^libscbi^d  vo»»  9.  August  1837 
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bradile  nocb  im  Art.  10  eine  AiMke  von  110000  Thir.  za 
3%  ans  der  Kasse  des  Leibhauses  (z.  v.  Art  7)  behuf  des 
Baus  einer  Infimterie-Koieme  zu  Braunscbweig  und  im  Art«  9 
das  erste  EUenbahm-Bau-Anlehn  von  400000  Thir.  zu  ^%\ 
gleichfalls  aus  den  Mitteln  des  Leihhauses.  Der  Fortbau  der 
Eteembalm  erforderte  ferner  folgende  AnleUken :  von  450000  Thlr. 
Kur.  (Ldtgs.  Absch.  vom  5.  August  1839  Art  3),  welche  zu- 
sammt  obigen  400000  Thlr.  durch  Pariial-Schuldverschreibungea 
(Gesetz  vom  4.  Dezember  1835)  verbrieft  sind,  während  auch 
der  Tilgungsfonds  um  50000  Thlr.  jährlich  erhöht  wurde; 
welche  letztere  Bestimmung  jedoch  schon  im  Ldtgs.-Abscbd« 
vom  6.  May  1845  Art  4,  aus  Mangel  an  verfügbaren  Mitteln» 
etne  Aenderung  erlitt-  —  Driües  Eisenbahn-Anlehn  von  1^0000 
Thlr.  zu  3%  %  aus  der  Leihhauskasse,  bewilligt  im  Ldtg.- 
Absch.  vom  18.  August  iSitAti.  8:  —  viertes  Bisenbahn-An- 
lehn  von  1,133000  Thlr.  zu  3V2%  aus  der  Leihhaus-Kasse 
mittekt  Ldtgs.-Ab9ch.  vom  6.  May  1845  Art  12:  —  fünftes 
Eisenbahn- Anlehn  auf  Grund  des  Art  10  im  Ldtgs.*Absch.  vom 
4.JuDy  1847,  105000  Thlr.  zu  3Vs%  aus  der  Leibhauskasse :  -^ 
fMsammen  Anleihen  zum  Cisenbahnbau  3,678000  Thlr.  (z.  v. 
oben  unter  Eisenbahnen  Seite  977). 

Ausserdem  waren  im  Landtags  •  Abschiede  vom  6.  May 
1845  ein  Vorschuss  von  80000  Thlr.  (Art  4)  und  eineKriegs- 
kasse-Sohuld  aus  den  Jahren  181^9  und  1830  mit  dem  Beat 
voB  34431  Thlr.  (Art  8)  auf  den  Landesschulienetat  tibemoiiip* 
men.  So  kam  es  denn,  dass  im  Jahre  iB4Q  die  Landessdtuld 
4,005090,  die  Kammerscbuki  3,305 13d  Thlr.  betrug,  also  zu- 
sammen 7,400212  Thlr.  Kur.  oder  28,25  Thlr.  auf  jeden  Kopf 
der  Bevölkerung;  woAir  ein  jährlicher  Aufwand  von  321355 
Thh*.  erforderlich  war.  Im  Jahre  i846  war  die  Schuld  der 
Landeskasse  auf  6,599425  Thlr.  gewachsen,  die  Kammerkassen- 
schuld  hingegen  bis  auf  3,177625  Thlr.  verringert,  so  dass 
die  Geeammtschuld  (einen  Aufwand  von  410501  Thk*.  erfor^ 
demd)  9,777050  Thh*.  betrug  oder  36,15  Thlr.  auf  1  Bewohner 
des  Landes. 

Die  Ereignisse  des  Jahrs  1848  erforderiea  auch  in  Braun- 
sohweig  anaserordenliiohe  Hälfmitlei,  woraus  AmM^  von 
dOOOOO  XUr.  (Ldt0i.*Abseb.  vom  M.  Novemhur  1S48  JkxL  ^) 
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und  140000  Thir.   (daselbst  Art.  5  für  tBilHariscfae  Zw^e) 
hervorgingen. 

b)  Betras  der  Stuaf  acltultl,  fteren  Tersehledene 
Arten,  Kurs  der  Papiere,  Staatekredit,  lielUtaiui- 

AMStalt. 

Eine  für  das  Herzogthum  Braunschwetg  in  vielfacher  Be- 
ziehung höchst  wichtige  Anstalt»  welche  seit  ihrer  Entstehung 
in  der  letzten  Hälfte  des  vorigen  Jahrhunderts  aus  einem  ein- 
fachen Lombard  zu  einer  in  vielfacher  Richtung  thätigen  Lan- 
des*Kredit-Anstalt  sich  ausgebildet  hat;  ist  die  Leikhaus^An* 
siali.  Sie  steht  jetzt,  in  Gemässhei t  Gesetzes  vom  19.  März 
ljB50  §.  8  bis  1 1 ,  unter  unmittelbarer  Leitung  einer  Abthei^ 
lung  des  Finanz-Kollegiums  (früher  besondere  Leihhaus-Kom- 
mission, nach  §.  186  der  neuen  Landschafts  *  Ordnung«  §.  10 
des  Gesetzes  vom  i2.  Oktober  i83d  Nr.  29  und  den  §§.  22 
bis  24  des  Gesetzes  vom  7.  März  1842).  AbäuUungen  be^ 
finden  sich  in  Braunschweig,  Helmstedt,  Holzminden,  Blanken- 
bürg  und  Gandersheim.  Sie  hat  eine  besonders  nutzliche 
Wirksamksit  für  Staat  und  Bewohner  seit  einer  Reihe  von 
Jahren  geäussert  und  empfiehlt  sich  dadurch  sehr  zur  Nach- 
ahmung. 

Die  Leihhausanstalt  hat  Geld  in  Verzinsung  zu  nehmen, 
Deposita  aufzubewahren  (Verordnungen  vom  S.November  1708, 
1.  July  1782,  15.  März  1787,  12.  September  1797,  28.  Januar 
1828,  12.  July  1844),  Geld  gegen  Verzinsung  auszuleihen; 
das  Grundvermögen  der  Anstalt  soll  in  seinem  Bestände  er- 
halten, der  aus  dem  Geschäfts -Betriebe  hervorgehende  Ge- 
winn aber,  nach  Absatz  etwaniger  Ausfälle  und  Verluste,  so 
wie  der  Verwaltungskosten,  zur  Staatskasse  geliefert  werden. 
Der  dahin  gelangte  üti^erschms  betrug  beispielsweise  nach  den 
Etats  ftir  1834/9:  13000,  1840/2:  16666,  1843/5:  28000,  1846/8: 
44000,  1849:  60000,  1850:  60000,  1851  :  65000  Thlr.  bildet 
mithin  jetzt  schön  eine  ansehnliche  Einnahme.  In  Verbindung 
mit  dem  Leihause  stehen  Pfandleihen  (Verordnung  vom  2.  No- 
vember 1843)  und  Sparkassen  (Gesetz  vom  20.  Dezbr.  1834). 
—  Die  Anstalt  hatte,  in  Folge  der  durdi  die  Fremdherrschaft 
veranlassten  Bedrängniss,  einen  unbeschränkten  Stundungsbrief 
empfangen»   wekdier  jedoch  schon  durdi  Verordnung  vom 


) 
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i8.  Dezember  1815  beschränkt  wurde,   während  unter  dem 
19.  Dezember  1816  die  fernere  Abwicklung  ihrer  Verbindlich- 
keiten  verfügt  wurde.  —    Die  jetzige  Grundlage  der  Verhält- 
nisse und  der  Verwaltung  der  Leibhausansialt  in  ihrer  Eigen- 
schaft als  Landes-Kreditanstalt,  bildet  das  Gesetz  vom  7.  März 
1842,    mit  Abänderungen  vom   25.  August    1849,   beide  als 
Theile  des  Landes-Grundgeselzes  zu  betrachten;   sodann  das 
Finanz -Organisationsgesetz   vom  19.  März  1850  und   wegen 
des  Zmsfusses  ein  Gesetz  vom  23.  Februar  1850.    Der  Zins- 
fuRS  war  (durch  Bekanntmachung  vom  16.  Juny  1848)    auf 
3  Vo  för  belegte  und  4  %   für   ausgeliehene  Gelder  festge- 
setzt; jedoch  ist,  ungeachtet  der  geringen  Zinsen,  welche  die 
Anstalt  giebi,   der  Andrang  der  zu  belegenden  Kapitalien  so 
überflüssig  gross,  dass  obiges  Gesetz  vom  23.  Febr.  1850  er- 
lassen werden  musste.    Bestimmungen  über  die  zum  Abtrag 
der  w^U^jtui^ -Kapitalien,  bei  den  Leihhaus- Anstalten  zu  be- 
schaffenden Anlehnen,  enthalten  die  Gesetze  vom  20.  Dezem- 
ber 1834   und   13.  November   1837   mit  Ausf.-Verordn.   von 
draiselben  Tage,    lieber  das  Vermögen  der  Leihhaus-Anstalten 
soU  am  1.  July  des  3.  Jahrs  eines  jeden  Finanz-Abschnitt^  ein 
Abschluss  gemacht  und  solcher  den  Ständen  vorgelegt  werden 
(Ldtg&-Abschd.  vom  6.  May  1845  Art   7).     Am  Schlüsse  des 
Jahrs  1841  hatte  das  Leihhaus  636726  Thlr.  Gold  und  6,424408 
Tblr.  Kour.  Schulden,  welche  jedoch  durch  sein  Vermögen  um 
291401  Thlr.  übertroflen   wurden.     Am  31.  Dezember  1842 
war  das   Vermögen  1,325948  Thlr.   Gold  und  7,206770  Thlr. 
Kour.,  die  Schuld  dagegen  666371  Thlr.  Gold  und  7,663843 
Tblr.  Kour.    Das   Vermögen  bestand   in:    Ausständen  bei  den 
Landeskassen  334100  Thlr.   Gold  und  1.048973  Thlr.  Kour.; 
Ausständen  bei  den  Nebenanstalten  75500  und  1,415500;  Aus- 
stände auf  hypothekarische  oder  sonstige  Sicherheit  724003 
und  4,280798;  gegen  Hauspfänder  22530  und  204057;  Kauf- 
werth  der  Gebäude  32388  Kour. ;  Kassenvorrath  150232  und 
147274;  rückständige  Zinsen  19582  und  77780.     Die  Schuld: 
Verzinsliche  Forderungen  der  Landeskassen  17650  und  2,81 1125; 
verzinsliche  Forderung   der   Leihhauskasse  zu  Braunschweig 
75500   und    1,415500;    verzinsliche  Forderung   der  Privaten 
519660   und  8,265880;   Depositengelder   44542  und  109916; 

B«4tBs  Viaau-StttifUk.  64 
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rückständige  Zinsen  9019  und  61422.   Am  1.  July  1843  wurde 
der  Bestand  dieses  Vermögens  zu  268000  Thlr.  angenommen; 
am  1.  Jüly  1848  betrug  es  270206  Thlr.  —    Ungeachtet  des 
unbegränzten  Vertrauens,  welches  die  Leihhausanstalt  geniesst 
und  welches  ihr  zu  geringen  Zinsen  alle  kleinen  Kapitale  des 
Landes   und  der  Nachbarschaft  zuführt;   hat  doch  ihre  Be- 
nutzung als  Bankier  des  Staats  und  des  letzteren  grosser  und 
rascher  Geldbedarf  im  letzten  Jahrzehnt,  so  wie  der  Wunsch 
eines  erhöhten    Gewinnes  für    die  Staatskasse:   zur  Ausgabe 
t)on  Papiergeld  (im  Jahre  1840  von  Ständen  abgelehnt)  geführt. 
Schon  §.  13  des   Gesetzes   vom    7.  März  1842  bestimmt  die 
Ausgabe  von  unverzinslichen  Bankscheinen,   worüber  die  Ver- 
ordnungen vom   30.  Januar   1843  (von   1    und   5  Thlr.)  und 
vom   25.  März    1844  (20    Thlr.-Scheine)  nähere  Vorschriften 
enthalten.    Zu  dem  damals  gestatteten   Betrage  von  500000 
Thlr.  fügt  Art.  11  des  Ldtgs.-Abschd.  vom  4.  Juny  1847  noch 
100000  Thlr.   Ferner  ist  im  Jahre  1848  das  Leihhaus  zur  Er- 
theilung  von  Darlebnen,  zu  5  %  behuf  Beförderung  des  Han- 
dels- und  Gewerbebetriebes  unter  etwas  erleichterten  Bestim- 
mungen ,   angewiesen   und  zugleich  ermächtigt  behuf  solcher 
Verwendung  400000  Thlr.  (100000  in  5,  —  300000  in  1  Thir.-Sch.) 
unverzinslicher  Darlehns-  Bankscheine  auszugeben  (Gesetz  vom 
4.  May  1848,  mit  Ausführgs.-Verordn.  von  demselben  Tage 
und  Reglement  vom  10.  May;  Gesetz  vom  4.  May  1848  über 
die  Beförderung  des  Umlaufs  des  Leihhauspapiergeldes ;  Gesetz 
vom  8.  Februar   1850  über  dessen  Umtausch  gegen  baares 
Geld   bei  allen  Kreiskassen;   Gesetz  vom  8.  September  1848 
zur  Erleichterung  der  Aufnahme    von  Darlehnen;    auch  die 
Regierungsvorlage  vom   26.  November   1850,   mit  stand.  Ge- 
nehmigung vom  11.  Dezember  1850,  Darlehne  an  Gemeinden 
zum  Wiederausleihen  betreffend).    —    Die  Zahl  der  bei  den 
Leihhaus  -  Anstalten    angestellten  Personen    ist    32    mit  etwa 
14 — 15000  Thlr.  Besoldungen,  ohne  die  Naturalleistungen. 

Die  zu  Anfang  des  Jahres  1848   vorhandenen  Schulden 
zerfielen  in  folgende  Bestandtheile: 

Landesschuld      Kammerschuld 
6,97868i  9418798 

Davon  war  Gold    .     ifi4042ß  ifiößlQi 
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inslicb  mit 

6  %  .  • 

.  .      4160 

— 

5  %  .  .  . 

266130 

169798  * 

4  %  .  .  . 

234696 

8300  * 

3V»  Vo  .  . 

,  .   5,269350 

582000 

3V3  Vo   .  . 

1    •         ^"^ 

43558  * 

3'/,  %  .  , 

»    •         ""^ 

.  638  * 

3  »/o  .  .  , 

.  .   1,209245 

2,142867 

2%  Vo  .  . 

i         • 

24989 

2  Vo  .  .  . 

• 

11039 

Die  mit  *  bezeichneten  Kapitalien  sind  unkündbare. 
Wegen   Umrechnung  des   Goldes   zu  110  %  in  Kourant 
stimmen  die  aufgeführten  Kapitalien  nicht  mit  der  Hauptsumme. 

In  dem  Etat  für  iS5i  wird  der  Eapitalstand  der  Schuld  wie  folgt 
bereehoet : 


Landesschuld, 

0«lä,      I    Münne, 


Kammerschuld, 

Oold.     I    M*nu0. 


1.  Nea  verbriefte  Kapitale     •    .    . 
(Unter  den  Landesschld.-Kap.  be- 
finden sich  an  Eisenbahn^  Bau- 
Kapitalien   380000   Thaler  Gold, 
3JÖ0000  Thlr.Kur.  regnlirt)  noch 
nicht  regnlirt  105000  Thlr.  Kur. 
i.  Noch  SU  regnlirende  Kapitale 
3«  Von  der  Regalimog  anageflchlosaen 
und  zwar: 

a.  unablSsliche  Kapitale     .    .    . 

b.  für  jetzt  ala  unabldalich  zu  be- 
trachtende Kapitale  •    .    .    . 

c.  Baar  eingezahlte  Kantiona-Ka- 
pitale 

d«  Kapitale  wegen  deren  Amorti- 
sation das  Weitere  vorbehal- 
ten ist     

e.  Schlossban-Kapitale  .... 

4.  Anleihe  von  1850/1: 

a.  Anleihe  zu  8'/^%  behnf  der 
ausserordentlichen  Milit.  Bedrf. 
in  1848/9     

b.  Deiglelchen  zu  3^/o  behuf  der 
SchuldentUguog    .     .    •     •    . 

5.  Aerarien-Kapitale .    ♦    .    .         . 

Zusammen 

6.  Unverzinsliches  Papiergeld  der 
Leihhansanstalt 

Zusammen  in  Korant 


1;407600 


20 


37000 


4,628850 


346 


226860 
17020 


750 


545000 


100000 
150000 


1,196600 


122800 


3700 


846150 


6900 


7425 


471253 


237035 


1,444620 


5,668326 


1,000000 
10,472332  Thlr. 


1,322600 


1,567763 
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Zinsenbedarf  der  Landesschuldj    der  KammerschuUL 


% 


6    % 
5 

8V/o 


267 

13126 

7714 

190624 


36199 


8576 

2119 

20303 

1492 

21 

60369 

639 

197 


247920  93706 

Von  dem  obigen  Gesammtbeiragfi  der  braunschweijfischen 
Staatsschuld  (ohne  Abrechnung  der  Aktiva)  zu  10,472000  Thlr. 
Kun  kommen  durchschnittlich  auf  1  Kopf  der  Bevölkerung 
38,71  Thlr.;  sie  verhält  sich  zur  ümeinnahme  wie  7,86  zu  I 
und  zu  den  sammtlichen  Ausgaben  wie  3,16  zu  1.  Gegen 
1830  (6,077696)  hat  eine  Zunahme  von  4,394304  Thlr. ;  gegen 
1840  (7,400212)  eine  Zunahme  von  3,071788  Thlr.;  gegen  1846 
(9,777050)  eine  Zunahme  von  694950  Thln  Siatt  gefunden: 
jedoch  sind  davon  im  Eisenbahnbau  3,678000  Thlr.  zinstragend 
angelegt. 

Die  Landes- Oekönomie-Kommission  hat  die  Verpflichtung 
den  Kursioerth  der  Kammer-  undLandes-Schuldverschreibungen 
bekannt  zu  machen,  um  dadurch  zu  bestimmen  wie  dieselben 
bei  Ablösungen  in  Zahlung  gegeben  werden  können.  Daraus 
erhellt»  dass  bis  zum  Jahre  1848  der  Kursstand  der  31/2  % 
zwischen  95  und  100,  der  3%  aber  86  bis  90  gewe9en  ist. 
In  den  Jahren  1848  und  1849  war  begreiflich  der  Stand 
niedriger,  ging  jedoch  nicht  so  rasch  und  nicht  so  tief  herab 
als  in  den  mehrsten  andern  Staaten,  weil  die  Schuldscheine 
überwiegend  in  festen  Händen  und  zwar  mehrentheils  im 
Herzogthume  selbst,  sich  befinden.  Der  Kredit  des  Landes  ist 
festbegründet,  weil  die  Regierung  ihre  finanziellen  Verpflich- 
tungen stets  erfüllt  hat,  weil  Ordnung  und  Sparsamkeit  im 
Staatshaushalte  herrschte,  weil  keine  leichtsinnigen  Schulden 
gemacht  sind  und  weil  das  Staatsoberhaupt  das  vollste  Ver- 
trauen seines  Volks  verdient  und  geniesst. 
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a  $taat0|iait9|ialt-  m^  ^bgabeitttiefeit 


des 


GrOBisAierzogUiams  Oldenburg. 


A.  Im  Allgememen. 

Das  Grossherzogthuro  Oldenburg  wurde  erst  in  neuerer 
Zeit  aus  Landeslheilen  mit  verschiedener  Geschichte  und  ab- 
weichenden früheren  Schicksalen  gebildet. 

1.  Das  Herzoglhum  Oldenburg  ist  aus  den  Grafschaften 
Oldenburg  uiid  Delmenhorst  entstanden,  welche,  nachdem  sie 
Dach  dem  Tode  des  letzten  Grafen  Anthon  Günther  (1667)  an 
die  Krone  Dänemark  gekommen  waren  (1773),  gegen  die  An- 
sprüche der  Holstein-Gottorpschen  Linie  auf  Holstein,  an  den 
damaligen  Grosstdrsten  Paul  Petrowitsch  von  Russland,  als 
Haupt  der  älteren  Linie  des  Hauses  Holstein-Gottorp,  vertauscht, 
von  diesem  der  jüngeren  Linie  des  Hauses  Holstein-Gottorp 
abgetreten  und  (1774)  zu  einem  unmittelbaren  Herzogthum 
des  heil.  Römischen  Reichs  erhoben  wurden.  (Damalige  Be- 
völkerung 79071.)  Provisorischer  Vertrag  bei  der  Minderjährig- 
keit des  Grossfürsten  Paul  von  Russland  zwischen  Dänemark 
und  Russland  vom  21.  April  1767,  worin  der  Austausch  der 
Grafschaften  Oldenburg  und  Delmenhorst  gegen  den  Gross- 
fürstlichen  Antheil  von  Holstein  und  derselben  eventuelle  Ab* 
tretung  bestimmt  wird.    Schliesslicher  Vertrag  (nach  erlangter 
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Grossjährigkeit  des  Grossfürsten)  vom  31.  May  1773  zur  Be- 
slätigung  der  einstweiligen  Uebereinkunft.  Sodann  Abtretungs- 
urkunde vom  13.  July  1773.  üeberlrag  der  Grafschaften 
Oldenburg  und  Delmenhorst  an  den  Grossfiirsten  Paul  von 
Russland,  auf  dem  Schlosse  zu  Oldenburg,  am  lO.Dezbr.  1773, 
durch  Patent  vom  17.  August  1773,  veröflFenllicht  in  Olden. 
bürg  den  10.  Dezember  1773.  (Viertägige  Regierung  des 
Grossfiirsten  Paul  von  Russland}.  Mit  diesem  Herzogthpm  Ol- 
denburg wurden  durch  den  Reichsdeputationsschluss  vpm  25. 
Februar  1803  als  Entschädigung  für  den  aufgehobenen  Els- 
flether  Weserzoll  die  vormals  Münsterschen  Aemter  Vechta  und 
Cloppenburg  und  das  Hannoversche  Amt  Wildeshausen  verbun- 
den und  durch  Abtretung  des  Kaisers  Alexander  /,  von  Russ- 
land kam  (1818  April  18.)  auch  die  Herrschaft  Jever  hinzu, 
„damit  dieselbe  forthin  zu  ewigen  Tagen  mit  dem  Herzogthum 
unter  einer  Regierung  vereinigt  bleibe."  Durch  die  Wiener 
Kongressakte  war  (1815  Juny  9.)  dem  Herzogthum  Oldenburg 
noch  ein  Landestheil  mit  6000  Seelen  beigelegt,  welchen  Han- 
nover abtreten  mussle,  und  welcher  (1817)  dem  Kreise  Vechta 
einverleibt  ist.  Durch  das  Berliner  Abkommen  wurde  (1825 
Juny  8.,  vom  deutschen  Bunde  gewährleistet  den  9.  März  1826 
und  näher  bestimmt  durch  Vertrag  vom  28.  Februar  1834) 
festgesetzt,  dass  die  Hoheit  über  die  dem  Grafen  Bentinck  mit 
der  Landeshoheit,  wie  ihm  solche  vor  Auflösung  der  deutschen 
Reichsverfassung  zugestanden,  angehörende  Herrschaft  Knyp- 
hausen,  so  wie  über  den  Grafen  selbst  und  seine  Familie,  als 
Besitzer  dieser  Herrschaft,  jedoch  nur  so,  wie  sie  vorhin  bei 
Kaiser  und  Reich  gewesen  ist,  von  dem  Herzog  von  Olden- 
burg und  dessen  Nachfolgern  in  der  Regierung  dieses  Her- 
zogthums  ausgeübt  werde;  wogegen  derselbe  für  sich  und 
seine  Nachfolger  die  Pflichten  übernomnjen  hat,  welche  mit 
der  Reichshoheit  verbunden  waren.  —  (Zu  vergl.  Klüber  öffent- 
liches Recht  des  deutschen  Bundes  §.  319).  —  Von  den  Grafen 
von  Galen  als  Besitzern  der  Herrlichkeit  Dinklage  wurden, 
mittelst  Vertrages  vom  17.  März  1826,  bekannt  gemacht  am 
20.  Januar  1827,  verschiedene  Hoheilsrechte  abgetreten.  — 

2.  Das  FUrstenfhum  Lübeck.   Das  Bisthum  Lübeck,  welches 
der  letzte  Herzog  von  Oldenburg,  Peter  Friedrich  Ludwig,  als 
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erwählter  Bischof  besass,  wurde  durch  den  Reicfasdeputalions- 
schluss  vom  25.  Februar  1803  sekularisirt  und,  nebst  dem 
Dom -Kapitel,  als  ein  erbliches  Fürstenthum,  gleichfalls  zur 
Entschädigung  für  den  aufgehobenen  Weserzoll,  mit  dem  Her- 
zogthum  Oldenburg  vereinigt. 

3.  Das  Fürsienthum  Birkenfeld.  Durch  den  Artikel  49  der 
Schlussakte  des  Wiener  Kongresses  wurde  (1816  Juny9.)  be- 
stimmt, dass  der  Herzog  von  Oldenburg,  als  Entschädigung 
für  die  durch  die  französische  Okkupation  seines  Landes  und 
deren  Folgen  erlittenen  Verluste,  von  dem  ehemaligen  Saar- 
departement des  französischen  Reichs  einen  Landstrich  mit 
20000  Einwohnern  erhalle.  Hieraus  wurde  nachher  das  Für- 
stentfaum  Birkenfeld  gebildet.  — 

Den  durch  den  Art  34  der  Wiener  Kongressakte  (1815 
Juny  9.)  für  das  Herzoglich  Oldenburgische  Haus  anerkannten 
Grosske$*wgl%chen  Titel  nahm  erst  der  jetztregierende  Gross- 
herzog bei  seinem  Regierungsantritt  (1829  May  28.)  an  und 
verordnete,  dass  sämmtliche  Lande  dieses  Hauses  fortan  unter 
der  Benennung  des  Grossherzoglhums  Oldenburg  begriffen 
werden  sollten. 

Der  Zeitraum  der  Verbindung  Oldenburgs  mit  Dänemark 
(1667  bis  1773)  hat,  hinsichtlich  der  Gesetzgebung  und  der 
Verwaltungs-Einrichtungen,  unleugbare  Vortheile  für  Olden- 
bui^  gehabt;  denn  Dänemark  besass  seit  dem  Regierungsan- 
tritt des  König  Chriiiian  VI.  1730,  namentlich  durch  Bern- 
stor/fs  Verdienst,  eine  der  bessten  und  aufgeklärtesten  Ver- 
waltungen Europa's.  Dagegen  war  höchst  nachtheilig,  dass 
es  in  alle  Kriege  und  Streitigkeiten  des  Hauptlandes  mit  ver- 
flochten wurde  und  eine  der  üblen  Folgen  hiervon  war  der 
durch  finanzielle  Veriegenheiten  veranlasste  nutzniessliche 
Versatz  der  Grafschaft  Delmenhorst  und  einiger  oldenburger 
Voigteien.  Kur-Braunschweig-Lüneburg  besäss  diese  Landes- 
theile-  von  1711  bis  1731  für  ein  Dariehn  von  712646  Thlr. 
und  Christian  VI  (1730—46)  föste  sie  mit  einem  Theile  des 
Schatzes  ein,  welchen  sein  sparsamer  Vater  Friedrich  IV. 
(1699  bis  1730)  in  der  letzten  Zeit  der  Regierung  gesammelt 
hatte*  In  den  siebenjährigen  Krieg  wurde  Oldenburg  nicht 
verwickelt,  zog  vielmehr  als  neutrales  Nachbarland  manche 
Vortheile  davon. 
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Friedrich  August ,  der  erste  Herzog  von  Oldenburg,  hatle 
über  seinen  geisteskranken  Sohn  (Peter  Friedrich  Wilhelm, 
f  d.  Juiy  1823)  eine  Kuratel  angeordnet;  weshalb,  bei  seinem 
Ableben  am  6.  July  1785  sein  Bruderssohn  Peter  Friedrich 
Ludwig,  bereits  Fürst-Bischof  zu  Lübeck,  das  Herzogthum  Ol* 
denburg  als  regierender  Administrator  antrat.  In  seine  Re- 
gierungszeit fällt  die  Besitznahme  des  Landes  durch  die  Hol- 
länder vom  November  1806  bis  Januar  1807;  der  Beitritt  zum 
Rheinbunde  unter  dem  14.  Okiober  1808;  die  französische 
Besetzung  und  Einverleibung  vom  28.  Februar  1811  bis  Mitte 
November  1813.  Der  Hei*zog  nahm  durch  Patent  vom  1.  De- 
zember 1813  wieder  Besitz  von  seinem  Lande.  Die  Entschä- 
digungen  für  Verluste  während  der  Fremdherrschaft  blieben 
zwar  hinter  der  Wirklichkeit  zurück,  waren  aber  doch  an- 
sehnlich-  Der  Herzog  erhielt  Birkenfeld;  Gemeinden  und  Pri- 
vatpersonen 486773  und  557057  Thlr.  (zu  vergl.  Uebersichten 
vom  6.  Juny  1820  und  19.  Januar  1821). 

Schon  unter  dem  15.  September  1814  erschien  eine  Ver- 
ordnung über  die  Vertheilung  der  Geschäfte  unter  die  mit 
dem  1.  Oktober  1814  antretenden  Landesbehörden.  Sechs 
Kreise  (ausser  der  Herrschaft  Jever)  mit  20  Aemtern  und  84 
Kirchspielen.  Für  jeden  Kreis  ein  Landgericht,  Tür  jedes  Amt 
einen  Amtmann.  Als  Oberbehörde  die  Regierung  für  Olden- 
burg und  Jever  und  darunter  die  Justizkanzlei,  das  Konsisto- 
rium, die  Kommission  der  Römisch -Katholischen  Angelegen- 
heiten, die  Kammer^  die  General-Direktion  des  Armenwesens 
und  die  Direktion  der  Wittwenkasse.  Neben  der  Regiemng 
das  Ober -Appellations- Gericht  und  die  Militär  -  Kommission 
(beide  für  sämmtliche  Landestheile).  Alle  Behörden  unter  dem 
Kabinet.  — 

Eine  Regierungsbekanntmachung  vom  23.  Januar  1819 
regelte  das  Verfahren  bei  Dienstvergehen.  —  Der  Herzog 
Peier  Friedrich  Ludwig,  welcher  seit  1823  aus  eigenem  Rechte 
regiert  hatte,  starb  am  21.  May  1829  und  sein  Sohn  Paul 
FHedrich  August  nahm  durch  Patent  vom  28.  May  1829  Besitz. 
Sehr  bald  nachher  trat  eine  Umgestaltung  der  VerwaUungs- 
Behörden  ein  (Verordnungen  vom  15.  März  und  19.  März  1830); 
indem  der  Kammer,   welche  nur   die  Finanzsachen   behielt^ 
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die  Besorgung  der  Regierongs-  und  Polizeisachen  abgenom- 
men und  der  Regierung  übertragen  wurden,  wogegen  diese 
die  Aufsicht  über  die  Zivil  Verwaltung  an  das  Staats-  und 
KabinetS'Ministerium  abgab.  Kurz  vorher  (27.  Dezember  1828) 
waren  die  Verordnungen  vom  1.  November  1779  die  WiHtoen- 
und  Wai9en'Ka»$e  und  vom  11.  März  1782,  Leibrenten  be- 
treffend, auf  die  Herrschaft  Jever  ausgedehnt.  Sie  haben  einige 
Abänderungen  erlitten  durch  Erlass  vom  8.  März  1838.  Son- 
stige vom  Staate  bestätigte  Wittwen-  und  Waisen  -  Kassen 
bestehen  zu  Berne  (15.  Dezbr.  1837),  im  Jeverlande  (9.  März 
1846).  Eine  Verordnung^  über  die  Beaufsichtigung  der  Zwil- 
dienst  -  VerwaUtmg  im  Grossherzogthum  Oldenburg  ist  am 
22.  Dezember  1837  erlassen;  mit  Nachtragsbestimmungen 
vom  26.  July  1841. 

In  Beziehung  auf  die  Landes-Verfasamg  haben  im  Gross- 
herzogthum Oldenburg  ganz  eigen thümliche  Verhältnisse  ob- 
gewaltet. In  einzelnen  Beslandtheilen  desselben  waren  zwar 
Amts  -  Kirchspiel^  -  oder  Gemeinde  -  Versammlungen  altherge- 
bracht; eine  Landstandschaft  aber  fehlte  (z.  v.  Klüber  öffent- 
liches Recht  des  deutschen  Bundes  §.  288  c.)  Die  Einwohner 
konnten  deshalb  ihr  Anr^ht  auf  eine  Betheiligung  des  Volks 
bei  der  Gesetzgebung  und  dem  Staatshaushalt^  nur  aus  dem 
vieldeutigen  Art.  13  der  Bundesakte  herleiten  und  die  Voll- 
ziehung desselben  hat  in  Oldenburg  lange  auf  sich  warten 
lassen.  Bereitwillige  Erklärungen  sind  allerdings  mehrfach 
abgegebeh,  z.  B.  bei  Gelegenheit  der  Berathungen  am  Bun« 
destage  1817  —  19  über  die  Ausführung  des  Art.  13  von  der 
oldenburgschen  Gesandtschaft : 

„nir  die  Oldenburgischen  Lande,  bei  welchen  ^eichftiUfl  zum  Theil 
,^Dea  bericktigte  Territorial  -  VerbfUtnisse  zu  berQcksicbtigen  sind, 
),t8t  die  landständisobe  Verfanong  dorchaua  nea,  und  es  Ibrdert  reifs 
^Ueberlegang,  am  eine  heiUame  Einwirkung  der  Terscbiedenen  Kfais- 
9^n  der  Staatsb&rger  zweckmftwig  und  dauernd  zu  ordnen«  Vielen 
^st  bereits  vorgearbeitet,  und  ich  zweifle  nicht,  dass  die Bemfihungen 
,,8r.  herzogi»  Durchlaucht  bald  mit  erwQoschtem  Erfolge  gekrönt  sejn 
„werden." 

Sodann  in  einem  Erlass  vom  5.  Oktober  1830: 

„Zaversichtlich  darta  Wir  erwarten,  dass  Unsere  getreuen  Unter- 
^terthanen  da«  Vertrauen  zu  Um  liegen,  dass  Wfr  Alles,  was  durch 
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,,die  BandesrerftuHniiig  zugesichert  ist,  aaoh  gewissenhaft  erfUIen, 
,,werdeii,  wie  Wir  Selbst  eine  Berahigung  besonders  darin  linden, 
jybei  einer  etwaigen  Yeränderang  des  Steuer-  oder  Abgaben-Systems 
,,zuvor  die  Wünsche  Unserer  getreuen  üntertbanen  darüber  zn  ver- 
,,nehmen»** 

Eine  Gemeindeordnung  sollte  zur  Vorbereitung  einer  land- 
ständischen Verfassung  dienen  (Erlass  vom  28.  Dezember  1830); 
aber  die  Ordnung  fiir  Landgemeinden  vom  28.  Dezember 
1831  war  in  der  That  zur  Erfüllung  dieses  Berufs  durchaus 
nicht  geeignet.  —  Allerdings  war  die  Aufgabe,  —  in  Oldenburg 
eine  landständische  Verfassung  nach  dem  Maassstabe  der  in 
andern  deutschen  Staaten  bestehenden  einzurichten,  auch 
abgesehen  von  der  geografischen  Zersplitterung  und  Verschie- 
denheit der  einzelnen  Landestheile ,  —  schon  deshalb  sehr 
schwierig,  weil  in  Oldenburg  einzelne  VoIksHawen,  z.  B. 
grosse  Gutsbesitzer,  gewerbliche  Städte,  sehr  selten  sind. 

Die  Ereignisse  im  Anfange  des  Jahrs  1848  führten  eine 
rasche  Lösung  auch  dieser  schwierigen  Frage  herbei;  ob  sie 
aber  als  gelungen  betrachtet  werden  kann,  ist  durch  die  bis- 
herigen Erfahrungen  zweifelhaft  geworden. 

Unter  dem  10.  März  1848  erging  eine  landesherrliche 
Verordnung  über  die  Einführung  einer  Icmdständischen  Ver- 
fassung für  das  Grossherzogthum  Oldenburg  und  am  18.  des- 
selben Monats  eine  landesherrliche  Ansprache  über  die  Ein- 
führung derselben.  Ein  Landtag,-  zur  Vereinbarung  des  Staats- 
grundgesetzes ,  wurde  mittelst  Verordnung  vom  26.  Juny  1848 
berufen;  er  verhandelte  vom  1.  September  1848  bis  14.  Fe- 
bruar 1849  und  am  18.  Februar  1849  wurde  ein  Staatsgrund- 
geseiz  eerhiindet  Das  Wahlgesetz  erschien  an  demselben  Tage, 
allein  es  wurde  schon  unter  dem  17.  Dezember  1849  einsei- 
tig von  der  Regierung  abgeändert  und  dann ,  im  Einverständ- 
niss  mit  dem  Landtage,  unter  dem  31.  May  1850  durch  ein 
der  Regierung  minder  gefährlich  scheinendes  System  ersetzL 
Dass  diese  Berechnung  nicht  zutreffend  gewesen  ist,  ergiebt 
schon  eine  Uebersicht  der  bisherigen  tandtags-Versammlungen : 

L  allgem.  Landtag,  vom  31.  Julj  bis  2.  September  1849, 
also  33  Tage;  aufgelöst  2.^eptember;  Landtags-Ab- 
scbied  vom  13.  Okiober  1849. 
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II  allgero.  Landtag,    vom  2.  November  bis  4.  Dezember 
1849,    also  32  Tage;    aufgelöst  durch  Patent  vom 
16.  Dezember  1849;  einseitige  Abänderung  des  Wahl- 
gesetzes. 
HI.  allgem.  Landtag,  vom  16.  Februar  bis  27.  April  1850, 
also  70  Tage;  aufgelöst  am  19.  Oktober  1850;  Land* 
tags -Abschied  vom  21.  Oktober. 
IV.  allgem.  Landtag,  vom  18.  Dezember  1850  (verlängert 
bis  zum  12.  April  1851);  vertagt  am  4.  April  1851; 
also  thätig  106  Tage. 
Unter  den  benutzten  Schriflen  Ist  vor  AUen  der  Staats  -  Kalender 
SU  nennen,    welcher  seit  einer  Reihe  von  Jahren  mit  Nachrichten   zur 
Landes-  und  SCaatskande  so  befriedigend  wie  wenige  seines  Gleichen  aus- 
gestattet ist.     Sodann:   KohH,  Handbuch  einer  histor.  Statist,  geogr.  Be- 
schreibung des  Herzogth.  Oldenburg  und  der  beiden  FOrstenth.  Lübeck 
und  Birkenfeld,  3  Thle.   Bremen  1824/6;  eine  fleissige,  recht  brauchbare 
Arbeit,    welcher  deshalb  eine  neue  Auflage  tax  wOnschen  ist.     Geschichte 
des  Hersogth.   Oldenburg  von  von  Haiem,   8  Thle.,   Oldenburg  1794/6; 
Kurzgefaaste  oldenbg.  Chronik  von  Runde,  Oldenburg  1823;  auch  Vieles 
in  Arends  Nordseekfiste  und  in  dessen  Ostfh'iesland  und  Jeverland,  3  Bde., 
Emden  1818/20.    MRrdunann,  Geschiebte  und  Beschreibung  des  Fürsten- 
thums  Lübeck,   Eutin  1843.    Bamstedt,   Beschreibung  des  Fürstenthnms 
Birkenfeld,  Birkenfeld  1845,    und  von  Fmkh,  die  Yerflissung  und  Ver- 
waltung des  Fürstentlr.  Birkenfeld  am    Schlüsse  einer  25jfihrlgen  Hegie- 
mngsperlode^   Oldenburg  1842,    sind  zwei  Schriften,   wie   ein  L&ndchen 
gleichen  Uroftings   wohl  kaum   audu weisen   hat.     Der  Hechtsstreit  der 
Reichs  -  £rra/en  Bentmch    hat    über    die   Herrschaft  Knyphausen   eine 
Menge  Schriften  hervorgerufen,    deren  Titel  z.  B*  in  der  Bibiiotheca  Ju- 
ridica,    Leipzig  1849,   zu  finden  sind.    Hinrichs ,  Verfassungswesen  des 
Grossh.  Oldenburg^  Jever  1846;    Hinripha ,  der  Oldenbg.  VerlHssnngs- 
Streit,  Magdeburg  1846.  Koch.     Die  alteren  Verordnungs- Sammlungen^ 
das  Gesetzblatt  seit  1838;  die  Verhandlungen  der  Landstände.    Oldenburg 
besitzt  auffallend  viele   Blätter,    welche  vorzugsweise   mit  heimischen 
Gegenständen  sich  beschäftigen)    ein  gutes  Beispiel   für  andere  Staaten. 
Dahin  gehOren  vor  allen  die :  Oldenburgischen  BIfitter,  dann  Neuen  Blätter 
für  Stadt  und  Land,   verbunden  seit  dem  1.  Januar  1851  mit  der  Olden- 
bnrger  Zeitung;    der  Oldenburger  Volksfreund,   der  Beobachter,    die  Je- 
verländischen  Nachrichten,  das  Varreler  Unterhaltungsblatt,  und  von  den 
Volkshalendem  der  Oldenburgische  Volksbote   und   der  Gesellschafter. 
Auch  die  Oldenburgischen  Anzeigen  sind  zu  nennen;    für  einzelne  Ver- 
hältnisse aber  sind  besonders  wichtig  die  Verhandlungen  des  verdienst- 
lichen   Gewerbe  und  Hcmdels  -  Vereins  und  die  Nachrichten  von  der 
höchst  nützlich   wirkenden  LandnMhschafts  -  Gesellschaft.    Femer  für 


-    10«) 


di6  LAüdwlrtliBcliaft:  Trent^pokls»  OMeBburfiiche  Flora  i  bearbeitet  von 
Hagena,  OMenborg  1839;  Piaie,  VoUnwirthifcbamicbe  Zustande  des 
Grouh.  Oldenburg,  io  Baa  Archiv,  Bd.  YI>  S.  189^  VU.  S.  149;  (Mosle) 
Vehn-KolODien  und  Hnnte-Ema-Kaoal,  Oldenburg  1845;  Bericht  Qber  die 
Vornntersncbnng  zum  Hunte -Ems- Kanal,  Oldenburg  1847;  Einige  MU- 
theikmgen  fiber  den  Ackerbau  und  die  Viekzucbt  im  GromherzogUium  Ol- 
denburg, 1841. 

Der   FlächengehaU    und    die  Bevölkerung  der   einzelnen 
Landestfaeile  waren  wie  folgt: 


ZeU 

der 

'^: 

Bewohne* 

Zunahme 
in^lf^ 

Zähltmff. 

^ 

1. 

OUeHlHirg 

.    .     .     1890 

98,38 

183012 

— 

18i)l 

— 

190299 

— 

1828 

— 

203678 

1,00 

1833 

— 

207891 

0,41 

(Famil  40669) 

1835 

— 

208980 

0,25 

1.  July  1887 

— 

214751 

1.34 

,     »      18*0 

— 

217744 

0,46 

\ 

,     ,      i843 

— 

222956 

0,78 

»     «      1846 

— 

224218 

0,19 

2.  Jan.   18^0 

• 

221724 

-T-  0,31 

%. 

Knyphmutn  .    .    .    1828 

0,82 

2859 

1.  July  1837 

— 

31Ö6 

, 

,      •     1846 

— 

3213 

15.  Nov.  1849 

— 

3Q38 

8. 

FärtleiUhm  Läbeek    181t 

8,50 

18682 

(1 

Famil.  3792) 

1835 

— 

19700 

(Famil.  3933) 

1.  April  1838 

— 

19970 

1.  Febr.  1840 

— 

20749 

(Famil.  4081) 

1.  Febr.  1845 

• 

— 

21517 

8.  April  1850 

— 

22146 

4. 

Färtfenth. 

Birkenfeld  1835 

8,69 

26597 

Dezbr.  1837 

— 

27651 

(FtmiL  5165} 

-  1(»1  ~ 

Zeit        geogr.      Bemoktur^     Shmahme 

der         UM.  m%. 

Zähbmg. 

Dezbr.  1840  —  98669 

(Famil.  U22) 
„1843  —  29480 

(Famil.  6519) 
^       lg49  _  30966 

(Famil.  5902) 
Bei  der  am  2*  Januar  im  Herzogthum  Oldenburg  vorge- 
nommenen Zählung   fenden  sich   Ehepaare  33535,    Wittwer 
4481,  Wittwen  10138;  ferner  nach  Geschlecht  und  AUenklassen : 

Kinder  *  Personen 

unter  14   Pr^t.^  über  14     Pni.    Zusammen.    Przt.-- 

Jahr.     Antheil.  Jahr.    Äntheih                    AntheiL 

männlich     36098       16,28  74273     33,50       110371       49,78 

weiblich      35001       15,79  76352     34,43       111353       50,22 

Zusammen  71099      32,07     150625     67,93      221724     100— 

Die  Qssammtbevölkerung  des  Grossherzogthums  (mitKnyp- 
hausen  und  dem  Militär)  ist  hiemach  jetzt  zu  277963  Köpfen 
anzunehmen,  oder  zu  0,67  ^/o  der  Bewohner  Deutschlands. 
An  der  Einwohnerzahl  ohne  Knyphausen  nimmt  Oldenburg 
mit  80,68  %,  Lübeck  mit  8,05  %,  Birkenfeld  mit  11,27  % 
Theil.  Der  Flächengehalt  des  gesammten  Grossher%ogAums 
femer  ist  116,39  QM.  oder  1,02%  der  Fläche  Deutschlands. 
An  diesem  Flächenraume ,  ohne  Knyphausen,  ist  der  AntkM 
des  Herzogthums  Oldenburg  85,12  %,  Lübecks  7,36  %,  Bir* 
kenfelds  7,52  Vo.  Auf  1  Q  M.  wohnten  durchschnittlich ,  im 
Herzogthum  Oldenburg  2254,  im  Fürstenthum  Lübeck  2605, 
im  Fürstenthum  Birkenfeld  3563,  im  ganzen  Staate  2387 ;  wo^ 
nach  derselbe  in  Deutschland  Nr.  36  >  der  Volksdichtigkeit  er^ 
hält.  Die  Zunahme  der  Bevölkerung  bis  1847  war  durch* 
sdinittlich  im  Herzogthum  Oldenburg  0,40  %,  im  Fürstenthum 
Lttt»eck  0,82  Vo,  im  Fürstenthum  Birkenfeld  0,99  Vo,  im  ganzen 
Staate  0,36  V«*  Auf  eine  Familie  kommen  für  Lübeck  durch- 
scbmttlich  5,08,  fiir  Barkeofeld  5,25  Köpfe. 

Die  Zahl  der  Wohngebi^uäe  war  im  Herzogthum  Otdm- 
bürg  1821 :  32444,  also  kamen  auf  i  dersetben  durdisckBittt 
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lioh  5,86  Bewohner;  im  Januar  1885  fand  man  35389  Häuser; 
am  Schlüsse  des  Jahrs  1849  waren  die  entsprechenden  Zahlen 
56178  und  3,95;  der  Versicherungswerlh  aber  war  28,529745 
Thir.  Auf  1  D  M.  befinden  sich  571  Feuerslellen.  —  Das 
Fürstenlhum  Lübeck  besass  im  Jahre  1819:  2250,  im  Jahre 
1835:  2374  Wohngebäude;  wovon  auf  1  D  M.  durchschnilt- 
lich  378  kommen  und  welche  im  Durchschnill  von  8,29  Köpfen 
bewohnt  sind.  Im  Fürslenthum  Birkenfeld  befanden  sich  etwa 
4700  Wohngebäude,  also  540  auf  1  Q  M.  und  auf  1  dersel- 
ben fielen  6,59  Köpfe  der  Bevölkerung;  der  Gesammlwerth 
aller  dortigen  Gebäude  ist  im  Jahre  1844  zu  4,649527  fl.  er- 
mittelt Das  Herzogthum  Oldenburg  zerfällt  in  7  Kreise  mit 
28  Aemtern  und  107  Kirchspielen,  die  Herrschaft  Knyphausen 
hat  3  Kirchspiele;  das  Pürstenthum  Lübeck  besteht  aus  2 
Aemtern  mit  14  Kirchspielen;  Birken feld  aus  3  Aemtern  mit 
9  Bürgermeistereien. 

Der  Hausihierstand  scheint  vom  Pürstenthum  Lübeck  nicht 
veröffentlicht;  im  Pürstenthum  Birkenfeld  waren  im  Jahre 
1845:  1230  Pferde,  16367  Häupter  Rindvieh;  11850  Schafe, 
8050  Schweine,  2230  Ziegen.  Die  neuste  Aufnahme  im  Her- 
zogthum Oldenbwg  ist  vom  Januar  1835  und  ergab:  Pferde 
29301  oder  auf  1  Q  Meile  298,  Bindvieh  155713  und  1582, 
Schafe  218705  und  2223,  Schweine  33207  und  337,  Gänse 
18695,  Bienenstöcke  34631. 

Unter  der  Bevölkerung  des  Herzogthums  Oldenburg  im 
Jahre  1835  befanden  sich:  Landeigen thümer  19528,  Land- 
pächter 16659,  KauQeute  und  Krämer  1268,  Fabrikanten  739, 
Handwerker  8250.  —  Aus  einem  im  Oktober  1833,  bei  Ge- 
legenheit der  Ermittlung  der  Steuerquoten,  erstatteten  Be- 
richte geht  nachfolgende  Uebersicht  des  Umfangs  der  bedeu- 
tendsten landunrtbschaftUcken  Kulturen  im  Hei*zogthum  Olden- 
bürg ,  auf  öldenburger  Scheffelsaat  (6i'^V243  Rockenscheffel  Ein- 
saat ==  1  Kataster-Jück  von  64000  oldenb.  Q  Puss,  =  2,19585 
oder  fast  2%  preussiche  Morgen)  berechnet;  Rocken  311380» 
Weizen  33349,  Wintergerste  17751^  Sommergerste  44259, 
Hafer  176770,  Bohnen  39158,  Raps  und  Rübsamen  43642, 
Buchweizen  32158,  Kartoffeln  67761,  Flachs  14318,  Hanf  1473; 
zusammen  782019  Scheffelsaat,  oder  118769  Kataster« JUck = 
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251799  preuss.  Morgen.  Da  1  geogr.  Q  M.  nach  den  obigen 
Verhälln isszahlen  9791  Kataster  -  Jtick  oder  64467  Rocken- 
schefFei  Einsaat  enthalten  wird,  so  berechnet  sich  der  ganze 
Flächengehalt  de%  Herzogthums  Oldenburg  (98,38  Q  M.)  auf 
963238,58  Kataster -Jück,  oder  6,342263  Scheifelsaat.  Davon 
sollen  922338  Kataster-Jück  oder  95J5  V«  landwirthschaft- 
lieh  benutzt  werden  und  davon  waren  im  Oktober  1833  mit 
Getreide  bebaut  722637  Scheifelsaat  oder  109750  Kataster- 
Jtick,  also  11,89Vo  alles  landwirthschafllich  benutzten  Bodens. 
Dieser  zerfiel  in  442798  Parzellen,  was  die  Grösse  1  Durch- 
schnitts-Parzelle  zu  2,08  Kataster -Juck,  oder  13,69  Scheffel- 
saat, oder  4,57  preuss.  Morgen,  ergiebt;  während  im  Fürsten- 
thum  Birkenfeld,  welches  193200  preuss.  Morgen,  bei  unbe- 
schränkter Theilbarkeit  des  Grundeigenthums,  in  360000  Par- 
zellen enHiält,  auf  eine  Durchschnittsparzelle  (der  Gesammi" 
fläche)  0,536  preuss.  Morgen  kommen. 

In  Beziehung  auf  die  Geschichte  des  Staatshaushalts  und 
Abgabemoesens  ist  zu  bemerken,  dass  sie  an  die  Geschichte 
des  Staats  genau  sich  anschliessend,  in  Tünf  Abschnitte  zerlegt 
werden  kann.  Zur  Zeit  der  oldenburgischen  Grafen  war  von  , 
eigentlichen  Steuern  nur  selten  die  Rede.  Die  damalige  Ein- 
fachheit der  Staatsverwaltung,  die  geringe  iStoa/teorgfalt  für 
öffentliche  Anstalten,  die  verhältnissmässige  Wohlfeilheit  der 
Hofhaltung  u.  s.  w.  bewirkten,  dass  der  Ertrag  der  sehr  be- 
trächtlichen Wittekindschen  Allodialgüter,  vermehrt  durch  Kauf, 
Tausch,  Säkularisation,  Eroberung,  Weserzoll,  Eindeichungen 
u.  s.  w.;  für  den  regelmässigen  Bedarf  ausreichta  Die  Qeldr 
Einnahmen  daraus  werden  Tür  die  letzte  Hälfte  des  17.  Jahr- 
hunderts zu  170000  Thir.  angegeben.  Die  durch  den  dreissig- 
jährigen  Krieg  sehr  vermehrten  Militär-Ausgaben  wurden  an* 
fänglich  durch  zeitliche  Steuern,  dann  aber  durch  eine  be- 
ständige Kontribution  (Anschlag  von  1680)  gedeckt,  deren 
Betrag,  nach  Einrührung  des  Leipziger  Münzfusses,  etwa  60000 
Thaler  war.  Sie  bestand  bis  auf  die  neuste  Zeit,  gleich  den 
s.  g.  Ordmärgefäüen.  Unter  letzterem  Namen  begriff  man 
(Runde  a.  a.  0.  S.  69)  die  mancherlei  Abgaben  und  Dienste 
aus  gutsherrlichen  Verhältnissen  der  Eingesessenen  zur  Lan- 
desherrschaft» welche  in  dem  Zeiträume  von  1668  bis  1680 
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zu  Gelde  behandelt  und  ia  die  neu  eingerichteten  ErdbUcher 
als  Grundabgaben  eingetragen  wurden. 

Zur  dänischen  Zeit  kamen  nach  und  nach  mehrere  Ab- 
gaben hinzu,  als  das  Stempelpapiergeld,  Kuh-  oder  Vieh- 
und  Fruchlschatz,  Kopf-,  Vermögens-,  Gewerbe-,  Patent- 
und  Rang -Steuern,  vorzüglich  in  den  letzten  Jahren  der  Dä- 
nischen Herrschaft,  seit  1767  bis  1773,  wahrscheinlich  aus 
Noth,  weil  in  dem  schon  mehrere  Jahre  vor  der  Abtretung 
dieses  Landes,  zwischen  Dänemark  und  Russland,  abgeschlos- 
senen Vertrage,  Ersteres  eine  ^cAtf/tfeii/reJa  Uebertragung  des- 
selben an  Russland  versprochen  hatte.  Gleich  nach  der  Ueber- 
tragung  dieses  Landes  an  das  jetzige  Regentenhaus,  hörten 
die  bisherigen  dänischen  ausserordentlichen  Steuern  auf  und 
es  blieben  nur  die  alten  Oldenburgischen.  Wie  bescheiden 
indess,  nach  jetzigem  Maassstabe,  ungeachtet  der  ausserge- 
wöhnlichen  Abgaben,  die  Staatseinnahmen  damals  noch  waren 
ergiebt  sich  aus  nachstehender  von  Büsching  (Magazin  VIIL 
447)  mitgetheilter  Uebersicht  der  dänischen  Einkikuße  aus  den 
Grafschaften  Oldenburg  und  Delmenhorst  im  Jahre  1769. 

1.  Zoll-Intraden 41021 

2.  Extra-  und  Rang -Steuer 48049 

3.  Prozent -Steuer  von   Gagen ,  Pensionen 

und  Sportein '  6512 

4.  Ordinäre  Gefälle 62863 

5.  Kontribution      . *    •    •  60650 

6.  Pachtgelder      41191 

7.  Unständige  Hebungen .  28120 

Zusammen  Thir.  288406 
Der  Betrag  hob  sich  allerdings  bedeutend  unier  der  her- 
möglichen  Regierung ,  durch  die  neu  hinzu  kommenden  Lan- 
destheile,  durch  das  Steigen  des  Weserzolls,  durch  erhöhte 
Pachtgelder,  durch  die  Einnahme  von  der  Post,  durch  Land- 
zölle» durch  Ai^ehnung  der  Accise,  durch  Zusätze  zur  Kon- 
tribution u.  s,  w.  Die  Ereignisse  im  Anfange  des  neunzehn- 
ten Jahrh.  machten  dennoch  die  Anwendung  aussm'ordentli/^ier 
Hülfemitlei  nöthig»  z.  B.  .einer  Abgabe  theils  vom  Vermögm 
mit  3  von  Tausend,  theils  vom  Eisikommen  mit  Vt  bis  5  von 
Sondert  (1808 »  Xannar  4.>    Die^  diente  ztigleidi  als  Ifittel 


-    1025    ~ 

zur  Ausgleichung  der  für  eine  allgemeine  Landeslasl  erklärten 
(1809,  Januars.)  Einquartirung  und  Verpflegung  fremder  Trup- 
pen.   Eigenes  stehendes  Militär  (ausser  einer  Ehrenwache  von 
100  Mann)  hatte  Oldenburg,   seit  der  um  das  Jahr  1770  ge- 
schehenen Auflösung  des  s.  g.  National -Regiments,   nicht  ge- 
habt.   Der  Rheinbund  verpflichtete  zur  Aufstellung  eines  neuen 
Regiments,    dessen   Unterhalt  aus  einer  Zusatz  -  Qrunditeuer 
(ohne   irgend  eine  Ausnahme)   und   durch   eine  Accise  von 
Wein  und  Branntwein  bestritten  wurde.  —  Während  der  Zett 
der  fran%ö$ischen  Besetzung  galt  das   Napoleonische   Steuer- 
system und  die  wieder  eingetretene  herzogliche  Regierungs- 
Kommission  musste,  wegen  des  Geldbedürfnisses,   diese  Ab- 
gaben für  das  Jahr  1814  fortbestehen  lassen  (Bekanntmachung 
vom  6.  Januar  1814)    mit  einigen  Ermässigungen  (Bekanntm. 
vom  24.  Januar).    Durch  Verordnung  vom  29.  Dezember  1814 
und  Instruktion  für  die  Amiseinnehmer  vom  14.  Januar  1815 
wurden»  vom  1.  Januar  1815  anzurechnen,  die  vor  der  fran- 
zösischen   Besitznahme    bestandenen   Abgaben    mit  wenigen 
Veränderungen  wieder  hergestellt;  auch  die  oben  bezeichne- 
ten ausserordentlichen  Abgaben   und  anstatt   der  Binnenzölle 
ein  Grenzzoll  (1815,  April  1.  und  Einschluss  von  Jever  1817, 
Januar  14.).    Damit  aber  und  mit  den  französischen  Entschä- 
digungsgeldem  waren  die  grossen  Verluste  und  die  während 
der  fremden  Besetzung  eingegangenen  Verbindlichkeiten  noch 
nicht  zu  decken.     Die  im  Jahre  1808   errichtete  Sleuerkasse 
und  die  Jeversche  Kriegskasse  hatten  Schulden  machen  müs- 
sen; diese  und  die  Kosten  der  Durchmärsche  in  den  Jahren 
1813  und  1814  waren  auszugleichen.     Zur  Tilgung  der  dar- 
aus sich   ergebenden   Schuld   von   mehr  als  1,200000  Thlr. 
wurde  eine  besondere  Kriegs^  und  Äusgleichungs'Abgabe  vom 
Vermögen  angeordnet  (1815,  August  18.  und  Bekaontm.  vom 
IL  Januar  und  14.  May  1816).    Durch  Bekanntmachung  vom 
28.  Juny  1817   wurde  dieselbe  auf  die   Hälfte  herabgesetzt 
und  mittelst  Erlasses   vom  29.  Dezember  1818  die  Erhebung 
einstweilen  gänzlich  eingestellt;   Rechnung  abgelegt  darüber 
ist  in  den    wöchentlichen  Anzeigen  von   1821,   Nr.  6.     Auf 
diese  Weise  und  mit  Hülfe   der  von  auswärts  einkommenden 
^Vergütungen  und  Subsidien  gelang  es,  das  Land  schuldenfrei 
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zu  machen,  so  dass  im  Jahre  1823  nar  noch  die  vormals 
roiinsterschen  und  osnabrückschen  Landestheiie  den  geringen 
Rest  einer  mitgebrachten  Schuld  behielten.  Zu  jener  Zeit 
wurden  die  sämmUichen  Einkünfte  des  Herzogthwns  Oldenburg 
zu  700000  Thir.  berechnet. 

Die  gesammte  Verwaltung  des  Staatshaushalts  war  und 
blieb  auch  bei  der  Neugestaltung  vom  15.  März  1830  ein 
Geschäft  der  Herzoglichen  Kammer;  jedoch  bestanden  unter 
ihrer  Oberleitung  verschiedene  Kassen,  wie  die  Kammer- 
Kasse  >  die  Kasse  der  indirekten  Steuern,  die  Salzdebitskasse. 

Die  erste  wesentliche  Veränderung  im  Sleuerwesen  geschah 
durch  Verordnung  vom  18.  July  1836,  indem,  als  Folge  des 
neuen  Systems  der  indirekten  Steuern  (Vertrag  mit  Hannover 
und  Braunschweig  vom  7.  May  1836),  ein  Theil  der  bisherig 
gen  direkten  Abgaben  erlassen  wurde.  Diese  Erlassung  trat 
ein  für  das  Herzogthum  Oldenburg  mit  dem  3ten  Theile  der 
gewöhnlichen  und  zusätzlichen  Kontributionen  und  Sdiatznng, 
auch  der  Abgabe  vom  Brandkassen-Taxat.  In  der  Herrschaft 
Jecer  dagegen  mit  dem  3ten  Theil  der  zusätzlichen  Kontribu- 
tionen der  freien  Ländereien,  der  ganzen  zusätzlichen  Kon- 
tributionen der  übrigen  Ländereten;  einem  Drittheil  der  Ab- 
gabe vom  Brandkassen-Taxat  und  endlich  dem  Kuhschatz. 
Zugleich  ist  erklärt,  wenn  der  Reinertrag  der  gemeinschaft- 
lichen indirekten  Abgaben  und  der  Salz- Regie  bis  zum  Ab- 
iauf der  Vertragszeit  im  Durchschnitt  wider  Erwarten  höher 
als  auf  die  zu  140000  ThIr.  veranschlagte  Summe  hinausge- 
hen würden,  das  Mehrere,  unter  Vorbehalt  der  desfallsigen 
nähern  Bestimmungen,  zum  Besten  des  Landes  verwandt  wer- 
den soll. 

Aus  den  nächsten  Jahren  sind  nur  zu  erwähnen:  eine 
Bekanntmachung  vom  16.  September  1836,  wonach  die  Kas- 
sen der  mit  Hannover  und  Braunschweig  gemeinsamen  Ge- 
falle in  Kourani  geführt  werden  sollen;  eine  Verordnung  vom 
22.  November  1836,  wonach  für  dasmal  bei  Vermählung  der 
Königin  von  Griechenland  die  Prini^esüninensteuer  erlassen  wird; 
eine  Kammer-Bekanntmachung  vom  12.  May  1844  wegen  Be- 
fiahlung  Aqv  Gefälle  des  alten  Herzogthums  in  Gold;  eine 
Kam.  Bekanntm.  vom  14.  März  1845,  die  VenoeitAauftmgen  in 
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der  Herrschaft  Jever  betreffend.  Sodann  das  Mün&geseti  für 
Oldenburg  und  Jever  vomlO.July  1846,  wonach  im  14Thlr. 
Fuss  die  Grundmünze  der  Thaler  ist,  welcher  in  72  Grote 
von  je  5  Schwarte  getheilt  wird.  Vom  1.  Oktober  1846  an 
sollen  alle  Staats-  und  sonstige  öffentliche  Rechnungen  nach 
dem  14.  Thlr.  Fuss  geführt,  auch  alle  Abgaben  baldthunlicbst 
auf  die  neue  Landesmünze  umgerechnet  werden* 

Bevor  ich  zum  letzten  Abschnitt  der  oldenburgischen  Fi- 
nanzgeschichte übergehe,  welcher  mit  dem  Staatsgrundgesetze 
vom  18.  Februar  1849  beginnt,  noch  einige  Worte  über  das 
Abgabenwesen  in  den  andern  Landestheileo. 

Das  Fürsienthtun  Lübeck  hat  seine  Einnahmequellen  seit 
langen  Jahren  fast  ohne  Veränderung  behalten.  In  die  Eu- 
tiner Landeskassen  (Regierungs-,  Steuer-  und  Wegbau-Kasse) 
flössen:  ständige  Ordinär -Kameral- Gefälle  an  Geld  und  Na- 
turalien; feste  Laudemien- Antritts-  u.  s.  w.  Gelder;  Einnah- 
men von  Domänen  in  eigener  Bewiithschaftung ;  aus  den  For- 
sten; Antheil  am  Ueberschuss  der  Lüneburger  Saline;  Zeit- 
pacht-, Erbpacht  -  Gelder ;  Kontribution,  Zollgelder,  Papier- 
stempel; Sportein;  Klassensteuer  (zur  Steuerkasse);  —  Wege- 
gelder (zur  Wegbaukasse).  Das  Fürstenthum  war  bis  zum  Jahre 
1806  schuldenfrei ;  die  folgende  Zeit  aber  beschwerte  es  mit 
einer  verhältnissmässig  so  bedeutenden  Schuldenlast,  dass, 
ungeachtet  einer  besondern  Kriegssteuer  und  mancherlei  vom 
Herzog  gewährter  Hülfen,  es  noch  jetzt  nicht  schuldenfrei 
geworden  ist.  Der  grösste  Theil  der  jetzigen  Schuld  ist  je- 
doch durch  den  Wegbau  entstanden  und  die  Ausgaben  leiden 
eine  regelmässige  Verminderung  durch  das  Aussterben  der 
Angehörigen  des  früheren  Domkapitels  und  Kollegiatstifts. 

Das  Füfätenthum  Birkenfeld  ist  von  1792  bis  1814  im  Be- 
sitze Frankreichs  gewesen  und  hat  einen  Theil  des  Saar-De- 
partements ausgemacht.  Es  ist  während  dieses  Zeilraums  auch 
d;er  französischen  Steuer  -  Gesetzgebung  unterworfen  gewesen 
und  hat  an  direhim  Abgaben:  Grundsteuer,  Personal-  und 
Möbel-,  Thür-  und  Fenster-,  Patent-  und  Bergwerks- Steuer 
entrichtet.  Der  indirekten  Abgaben  gab  es  eine  Menge :  Wein-, 
Bier-  und  Branntweinsteuer,  Tabak-  und  Salz-Regie,  Abgabe 

von  öffentlichen  Fuhren  zu  Lande  uod  zu  Wasser,  von  Pul- 
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ver  und  Salpeter,  Stempel  auf  Spielkarlen,  femer  allgemei- 
ner Stempel,  Hypotheken-  und  Transcriptions-Gebühren ,  En- 
registrement ,  Briefposttaxe  und  Douanen-Gebühren.  Von  al- 
len diesen  waren  die  erstgenannten,  unter  der  Benennung 
«droits  r^unis**  bekannten  Abgaben  schon  wegen  der  Erhe- 
bungsweise die  Gehässigsten  ,  sowie  die  Einregistrirungs  -  Ge- 
bühren wegen  ihres  sehr  hohen  Betrags,  vorzüglich  bei 
Erbschaftsrallen.  Auch  an  einer  Abgabe  für  Titel-  und  Adels- 
Verleihungen  fehlte  es  nicht  seit  Entstehung  des  Kaiserreichs. 

In  dem  Besitznahme  -  Edikt  vom  2.  September  1817  war 
§.  4  bestimmt,  dass  die  damals  vorgefundenen  Einnahmen 
der  Staatskasse  aufrecht  zu  erhalten  seyen.  Dies  ist  hin- 
sichtlich der  direkten  Steuern  geschehen,  denn  nur  die  in  den 
s.  g.  Landesfonds  fliessenden  Zusatz- Centimen  haben  eine  Er- 
höhung erfahren.  Sie  werden  für  das  Kataster,  für  den 
Wegebau  und  behuf  gemeinnütziger  Anstalten  verwendet. 
Die  indirekten  Abgaben  haben  sich,  durch  den  im  Jahre  1830 
erfolgten  Anschluss  des-  Fürstenthums  an  den  deutschen  Zoll- 
verein, wesentlich  verändert.  Von  den  Domanial-Einnahmen 
ist  nur  der  Forstertrag  bedeutend.  Neben  der  Staats -Kasse 
ist  als  deren  Zahlkasse  die  Renteikasse  und  eine  Sportelkasse 
vorhanden,  welche  ihren  Ueberschuss  an  jene  Haupt -Ein- 
nahme-Kasse  abliefert.  Der  oben  gedachte  besondere  Lan^ 
desfonds  schliesst  jährlich  in  Einnahme  und  Ausgabe  mit  glei- 
chen Summen  ab. 

In  dem  Staaisgrundgesetze  vom  18.  Februar  1849  betrifift 
Art  61  das  Steuer-  und  Abgaben wesen  (zur  Ausführung  z.  B. 
Verordnung  vom  11.  November  1850,  die  Herstellung  der 
Steuergleichheit  im  Amte  Varel  betreflfend,  auch  das  Gesetz 
wegen  der  Entschädigung  für  aufgehobene  Freiheiten  und 
Begünstigungen  im  Beitrage  zu  den  Staats-  und  Gemeinde- 
Lasten);  —  die  Art.  208  bis  215,  das  Staatsgut,  Krongui 
u.  s.  w.,  Art.  216  bis  223,  den  Staatshaushalt.  Beigefügt  als 
Anlage  I,  aber  einen  Theil  der  Verfassung  bildend,  ist  eine 
Vereinbarung  vom  5.  Februar  1849  zwischen  Grossherzog  und 
Landtag  (angenommen  mit  26  gegen  5  Stimmen)  über  die 
Abtretung  der  Nutzung  des  Domanialvermögens  gegen  eine 
auf  das  Domanium  begründete  Zivilliste.     Anlage  IL  ist  ein 
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Verzeichniss  der  im  Lande  belegenen  zum  Prieat- Vermögen 
der  regierenden  Familie  gehörigen  Grundstücke.  Dieselbe 
besitzt  ausserdem  bedeutende  Privatgüter ^  welche  in  Holstein 
einen  Flächenraum  von  3V4  Q  M.  oder  35355  Tonnen  Landes 
mit  mehr  als  8000  Einwohnern  einnehmen ,  auch  etwa  40000 
Thlr.  Jahres  -  Ertrag  liefern.  Das  Privat-Kapitat^Vermögen  der 
Grossh.  Familie  beträgt  etwas  über  400000  Thlr.  Sehr  be- 
merkenswerth ,  auch  für  Leser  ausserhalb  Oldenburgs,  sind 
die  Aktenstücke  und  Verhandlungen  wegen  Ueberlassung  des 
Domaniums  zur  Nutzung  an  den  Staat,  in  dem  Zeitraum  vom 
September  1748  bis  Februar  1849  (z,  v.  auch  die  Flugschrift : 
Die  Domänen  und  die  Zivilliste  im  Grossh.  Oldenburg,  Oldbg. 
1848,  Schulze).  Die  durch*  den  Vertrag  vom  5.  Februar  1849 
gefundene  Lösung  dieser  schwierigen  Fragen  scheint  mir  eben 
so  günstig  für  das  Land  als  ehrenvoll  für  den  Grossherzog. 
Wenn  eine  Regierung  den  Vertretern  des  Volks  mit  solcher 
Offenheit  und  Bereitwilligkeit  entgegen  kommt,  wie  die  Re- 
gierung von  Oldenburg  seit  dem  Jahre  1848,  so  ist  es  auf 
der  andern  Seite  Pflicht,  nicht  kleinlich  zu  rechnen  und  zu 
markten.  Auch  sollten  alle  Landstände  stets  eingedenk  seyn, 
dass  sehr  häufig  politische  Rücksichten  finansiielle  Bedenken 
beseitigen  müssen. 

Zur  Ausführung  der  Art.  153  und  223  des  Staatsgrund- 
gesetzes, ist  durch  Verordnung  vom  13.  August  1849  (unter 
Aufhebung  der  Kabinetskasse)  »für  die  Erhebung  und  Zahlung 
^der  Gesammt- Einnahmen  und  Ausgaben  des  Grossherzog- 
»thums  eine  Zentral-Kasse^  —  errichtet.  Fernere  Bestimmun- 
gen hierüber  enthält  das  Gesetzblatt  nicht.  —  Das  Rechnungs- 
jahr scheint  mit  dem  1.  Oktober  zu  beginnen. 

Die  Rechnungen  werden  im  Herzogthum  Oldenburg  seit 
dem  1.  Oktober  1846  im  14  Thlr.-Fuss  geführt,  1  Thlr.  zu 
%%  Grote  von  5  Schwären  {Miimgesetz  vom  10.  July  1846 
mit  Ausführungs- Verordnung  vom  2.  September  und  ferneren 
Bestimmungen  vom  7.  September  1846);  im  Fürstenthum 
Lübeck  in  Schleswig-Holsteinschem  Kourant  (zum  preuss.  Kour. 
wi€^  5  zu  6)  1  Thlr.  von  48  Schilling;  im  Fürstenthum  Bir- 
henfeld  im  24%  fl.  Fuss  (Dresdener  Münz-Konvention  vom 
30.  July  1838),  mit  Ausnahme  jedoch  der  Verrechnungen  bei 
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den  Kassen  des  indirekten  Steuer-  und  des  Poslwesens,  wo 
in  preuss.  Hunzsorten  gerechnet  wird. 

Ob  der  im  Januar  1851  von  der  Regierung  vorgelegte 
Gesetzentwurf  über  die  Umgestaltung  der  Skuits  -  und  Gemeinde^ 
Behörden  zur  Ausführung  kommen  werde,  ist  Tur  jetzt  noch 
nicht  zu  entscheiden. 

B.    Staats -Eiimaliiiieii  des  Crrosshenogtluiffls  Oldenburg. 

a«  Im  Allyemeliicii. 

Eine  klare  Darstellung  der  Verhältnisse  des  Staatshaus- 
halts dieses  Grossherzogtbums,  findet  ausser  den  gewöhnlichen 
noch  ganz  besondere  Hindemisse:  in  der  Verschiedenheit  der 
Gesetzgebung,  der  Verwallungs-Einrichtungen,  des  Rechnungs- 
(sogar  des  Münz-)  Wesens  der  einzelnen  Landestheile;  in  der 
Neugestaltung  fast  aller  Einrichtungen  u.  s.  w.  In  die  Zeit 
r>or  1848,  hinsichtlich  der  Getamm^ -Vergleichungcn  zurück  zu 
gehn,  schien  deshalb  ganz  unthunlich ;  auch  im  Einzelnen  feh- 
len dazu  häufig  Anhaltspunkte  und  die  Unvollständigkeit  der 
Rechnungsübersichten  ist  hier  wie  fast  überall  zu  tadeln,  ob«i 
gleich  gegen  den  Zustand  vor  1849  schon  ausserordentlich 
viel  gebessert  wurde  und  namentlich  die  Erläuterungen  zu 
den  Voranschlägen  von  1849,  1850  und  1851  recht  umsichtig 
bearbeitet  sind.  Auch  die  Einrichtung  der  Landtagseerhand^ 
lungefi  trägt  dazu  bei  die  Schwierigkeiten  zu  vermehren^  in- 
dem Protokolle,  Stenograph.  Berichte  und  Aktenstücke  durch- 
einander gehen,  ohne  selbst  nur  durch  Register  zugänglicher 
gemacht  zu  seyn.  —  Abgesehen  von  einigen  Zweigrechnun- 
gen, welche  nur  ihre  üeberschüsse  abliefern,  besteht  in  jedem 
Landestheile  eine  Hauptrechnung  für  Einnahmen  und  Ausga- 
ben und  ausserdem  eine  ilti«^a6erechnung  der  Zentralkasse 
in  der  Residenz,  welche  ihren  Bedarf  aus  den  drei  Haupt- 
kassen empfängt,  lieber  den  Beitrag  der  eifVielnen  Landes- 
theile zu  diesen  gemeinsamen  Ausgaben,  ist  schon  bei  Er- 
richtung des  Staatsgrundgesetzes  viel  Streit  gewesen,  weil 
die  Vergangenheit  gar  keinen  haltbaren  Maassstab  dafür  dar- 
bot-   Endlich  einigte  man  sich  im  Art  233  dahin: 
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„dass  die  Vertheilung  der  gemeinsamen  Ausgaben  auf  die 
„Provinzen  nach  deren  Steuerkräften  geschehen,  jedoch 
„bis  zu  deren  genügender  Ermittlung,  Oldenburg  80, 
„Lübeck  IIV«  und  Birkenfeld  S'/aVo  beitragen  solle.''  — 
Diese,  weder  dem  Flächen-  noch  dem  Bevölkerungs-Anlheile 
entsprechende  Vertheilung,  scheint  dennoch  einstweilen  bei- 
behalten werden  zu  müssen ,  weil ,  auf  Grund  einer  kommis« 
sariseben  Untersuchung,  unter  dem  20.  Dezember  1850  das 
Staatsministerium  dem  allgemeinen  Landtage  eiklärte,  dass 
die  Vertheilung  nach  den  Steuerkräften  als  unausführbar  sich 
darstelle.  Von  den  daPür  angegebenen  Gründen  scheint  mir 
nur  derjenige  stichhaltig,  dass  jetzt  die  dazu  erforderlichen 
Materialien  nicht  vorhanden  sind;  dass  aber  eine  richtigere 
Grundlage  zur  Vertheilung  gefunden  werden  könne,  dürfte 
keinem  Zweifel  miterliegen,  weil  dergleichen  in  andern  Slaar- 
ten  geschehen  ist  und  die  Art  der  Theilung  im  Staatsgrund- 
gesetze, gar  keine  befriedigende  Grundlage  zu  haben  scheint. 
Die  vom  Verfassungsausschusse  in  seinem  betreffenden  Berichte 
bovorwortete  Art  der  Theilung,  zur  Hälfte  nach  den  dauern- 
den Domanial-Einkünften  und  zur  Hälfte  nach  der  Einwohner- 
zahl; dürfte  nur  als  einstweiliges  Auskunftsmittel  befriedigen* 
Die  Einführung  einer  gleidhmässigen  Abgaben -Gesetzgebung 
wäre  allerdings  am  wünschenswerthesten. 

Die  von  mir  versuchte  vergleichende  Zusammenstellung 
der  Roh'Einnahmen  der  einzelnen  LandestheHe  des  Grossher- 
zogthums  Oldenburg,  nach  den  Voranschlägen  für  die  Jahre 
1848,  1849  und  1850,  auf  den  14  Tblr.  Fuss  berechnet,  lasse 
ich  hier  folgen. 
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• 

Geldbetrag  nach  den  Vor- 

Pmi. 

Otwia- 

9 

9 

Bezelchiimig 
<f  t  tt  n  a  i)  m  e. 

anschlägen  für 

IrrO« 

seat- 

AatlieU 

an  4«r 

Ena. 
•umme. 

llttllfSo 

kostta 

1 

< 

1848. 

1849. 

1880. 

rrsM. 
'4er 

BobtM- 
naliaie« 

h 

Ertrag  d.  Oomaneo,  For- 
8t6D>  Jagd  und  Fische- 
reL 

a.  HerzogiL  Oldenburg  • 

b.  Fttrstenth.  Lübeck.    . 

353126 
932(9 

322800 
85376 

322180 
85111 

23,94 
6,32 

96 

Por«t«a. 
63 

c«  FOrstenOi.  Birkenfeld. 

35100 

41800 

32890 

2,44 

Fersten. 

71—72 

ZoBammen  I. 

Forsten. 

481435 

449976 

440181 

32,70 

u. 

Regalien  und  Abgaben  für 
den  Gebrauch  von  Staats- 
anatalten. 

1. 

Post-Regal  (Oldenburg). 
(In  Lübeck  und  Birken- 
feld verliehen  ohne  Ver- 
gütung.) 

68553 

pp.69000 

77600 

5,77 

85--86 

2. 

Von  Gewerbs-Regaiien. 

• 

a.  Oldenburg     .... 

9327 

9400 

9500 

0,70 

b.  Lübeck 

— 

838 

782 

0,07 

Zusammen  2. 

und     68 

9327 

10238 

10350 

0,77 

8. 

Von  Fiscl-Rechten  (Geld- 
strafen,  Konfiskationen^ 
Abschoss). 

/ "  • 

a.  Oldenburg     .... 

2276 

2000 

1900 

0,14 

b.  Lübeck 

— 

360 

360 

0,03 

c.  Birkenfeld     .  ^    .    . 
Zusammen  8. 

— 

2450 

2450 

0,18 

2276 

4810 

4710 

0,35 

4« 

Für  den  Gebrauch   von 
Staatsanstalten  nament- 
lieh  Sportein 

a.  Oldenburg     .... 

84860 

65450 

66440 

Ein 

a.(6eioU- 
bUttaber- 

und  2500 

und  2500 

5,12 

schaH.) 

b.  Lübeck 

3750 

4008 

2760 

0,20 

c.  Birkenfeld     .... 
Zusammen  4. 

3500 

6015 

5710 

0,43 

92110 

77973       774101 

5,75 

5. 

Münzregal 

•— 

6. 

Wege-,  Brücken-,  Hafen- 
Ffthr,-  Waage -Gelder 
(zum  Theil  Ueberschüsse) 

a.  Oldenburg     .... 

19584 

18190 

17840 

1,83 

b«  Lübeck 

2453 

2701 

2701 

0,20 

e.  Birkenfeld     .... 
Zusammen  6. 
Zusammen  11. 

1250 

2200 

1600 

0,12 

232871 

230911     221411     1,651 

f95553\ 

185112\ 

19mi 

uM 
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< 

Geldbetrag  nach  den  Vor- 

Pro- 

Gewin. 

BezdchBHBg 

C  t  n  it  a  ^  m  e« 

■ 

anschlägen  fOr 

se«(. 

Anlheü 

an  der 

Ead. 

•amme. 

roX: 

184S. 

1M9. 

1880. 

rrsse. 
4er 

EoHein. 
nakmu 

m. 

Ertrag  der  Steuern. 

1. 

Direkte  Steoem. 
a.  Oldeabarg. 

(Von  Grund  u.  Boden, 

t(        1 

Kontribution^Geb&ude- 

steuer) 

193546 

188800 

192100 

14,27 

— 

b.  Lübeck. 

(Kontribution  n,  Klaa^ 

sensteuer  ..... 

10113 

10652 

10722 

0,80 

— 

0.  BirkenMd* 

(Grundsteuer,  Perso- 

nen und  Möbelsteuer, 

Thiir-  u.  Fenstersteoer, 

♦ 

Patentsteuer,     Berg- 

werkssteuer und  Uau- 

sirscheln-C^ebühren)   • 
Ausserdem  1800  Tblr. 

u.  lim     ^^^^ 

41904 

8,11 

— 

Weinkaufli-Krenzer* 

(Zuschlag 

* 

Zusammen  1. 

Prosente.) 

242901 

241548 

244726 

18,18 

t. 

Indirekte  Steuern. 

aa. 

Grenz-Abgaben  u.  s.  w. 

a.  Oldenburg    (gemein- 
schafUioh  mit  Hanno- 
ver:   Grenzzölle   und 

% 

Branntweinsteuer)     . 

254357 

267500 

270000 

20,06 

24—25 

b.  LObeck  (Zollgelder  ge- 

meinschaftlich mit  Hol- 

stein, Biermalz-Accise 

88500 

87932 

37932 

2,82 

20—80 

c  BirkenfeldCZoBgefftlle, 

Branntwein,  Braumalz, 

Rflbenxuckersteuer)    . 
Zusammen  aa. 

28263 

28263 

29202 

2,17 

2-3 

821120 

833695 

837184 

25,05 

bb. 

Einnahme  vom  Saizdebit. 

' 

a.  Oldenburg 

24400 

24400 

24400 

1,81 

n-t9 

b.  TiQbeck    (Anthett    an 

der  Saline  LQneburg, 

Refaiertrag)  .    •    •    . 

4430 

3675 

8675 

0,27 

e.  Birkenfeld     ,    •    .    « 
Zusammen  bb. 

10000 

9650 

9400 

0,70 

' 

38880 

37725 

37475 

2,78 

ce* 

Stempel-Abgabe. 

a.  Oldenburg    •    .    •    • 

11500 

11000 

11800 

0,87 

10 

a.  littbeck 

850 

878 

878 

0,07 

15 

G«  Birkenfehl    .    •    «    « 

3000 

4000 

3100 

0,23 

^ 

Zusammen  cc* 

15350 

1     15878 

15778 

1     1,17 

I 
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i 


BeieMiBiuig 

4er 

<f  t  n  n  a  i|  m  e. 


Geldbetrag  nach  den  Vor- 
anschlHgen  fttr 


184S. 


1849. 


1880. 


Pr«r 

Anlheil 
ander 
Bai- 

eumne. 


GewiB« 

BHOfS- 

koetea 

Frste.- 

4er 

Bohe&B* 
nähme. 


dd. 


IV. 


Neben-Einnalunea. 

a.  01denbiii;g     .    . 

b.  Lfübeck     .    .    . 
(Prozent-Steuer.) 


Zusammen  dd. 
Zuflammen  %, 


Zusammen  III. 

AusserordeBtltdie,  zufäl- 
lige, vermiscbte  Ein- 
nahme. 

a.  Oldenburg  .  .  .  . 
(and  aus  Fonds  fOr 
das  Kirchen-  u*  Schul- 
wesen)   .    •    .    •    . 

b.  Lübeclc 

c.  Birkenfeld    .    .    «    . 


Zusammen  IV. 


4000 
217 


40001 
217 


0^ 
0,01 


—      I        42171       42171     0,ai| 
B75300I   3915151    394604 1  29,32 1 


618201 

633063 

49920 

76360 

1890 

600 

und  8500 

(ZllMtS, 

Prsle.) 

4200 

644 

1860 

639330   47,50 


67740 


3605 

941 

1834 


5,30 

0,07 
0,14 


609101      820641      74120|     5,5l| 


6esammtsumme|l,356099|l,3502I5|l,345d42|100,— I 

Dia  Endsamme  dieser  Einnahmen  (worunternoch  einzelne 
jB6werträge  sich  befinden ,  weil  die  Rohsummen  nicht  zu  er- 
mitteln) war  im  Jahre:  1848:  1,356099  Thir.,  1849:  1,350215 
Thlr.,  1850:  1,345842  Thlr.  Zu  letzterer  Summe  trugen  bei: 
Herzogthum  Oldenburg  1,071605  Thlr.,  oder  Prozente  79,62 
Fürsten thum  Lübeck    .       146147     ^         «  „        10,86 

„  Birkenfeld       128090     ^  „  »  9,52 

Der  Beitrag  femer  der  einzelnen  Einnähmeabtheilungen  zur 
Gesammtsnmme  von  1850  war:  Domänen  32,70  %,  Regalien 
und  von  Staatsanstalten  14,29  %,  direkte  Steuern  18,18  %, 
indirekte  Abgaben  29,32  %,  sonstige  Einnahmen  5,51  %. 

Ausser  diesen  Geldmitteln  besitzt  das  Grossberzogtbum 
noch  eine  Menge  Fonds  deren  Einnahmen  grösstentheils  zu 
Staatszweoken  verwendet  werden,  di^  mithin  der  Staats- 
kasse eine  bedeutende  Erleichterung  gewähren.  Sehr  ver- 
dienstlich ist  die  Zusammenstellung   derselben  für  Oldenburg 
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und  Jever,  welche  in  Nr.  50  der  neuen  Blätter  fiir  Stadt  und 
Land  vom  Jahre  1850  beginnt.  Die  dort  einzeln  beschriebenen 
Fonds  (ohne  die  Ei^sparungskassen)  haben  zusammengenommen 
ein  Vermögen  von  etwa  518000  Tblr.  Kour.  Werth,  in  Kapi- 
taUoD,  Grundbesitz,  Gefallen  u.  s.  w.;  wovon  der  Jahresertrag 
etwa  20700  Thaler  seyn  mag.  —  Art.  249  des  Staatsgrund- 
geseizes  gewährleistet  diese  Fonds. 

b*  ElüBelne  Siiiait«eIimAlimeH« 

Der  Gesammtertrag  dieser  Abtheilung  ist  nach  dem  Etat 
für  1850:  440181  Thlr.,  wovon  auf  Oldenburg  73,19  o/o, 
Lübeck  19,33  o/o,  Birkenfeld  7,48  %  kommen.  In  den  im 
Jahre  1848  gemachten  Vorlagen  berechnete  die  Regierung 
den  Rohertrag  des  vorhandenen  Domanialvermögens  (jedoch 
mit  Einschluss  der  Sportein,  Regalien  und  ähnlicher  Einnah- 
men) auf  508200  Thlr.,  wovon  aus  Oldenburg  375633  oder 
73,91  Vo,  Lübeck  97452  oder  19,18  Vo,  Birkenfeld  35115 
oder  6,91  %  (Ldtgs.-Verdl.  1848  S.  790).  Unter  den  ständischen 
Verhandlungen  über  die  Ausscheidung  des  Kronguts  im  Jahre 
1850  finden  sich  manche  schätzenswerthe  Nachrichten  über 
den  Bestand  des  Domanium,  allein  leider  sind  sie  nicht  so 
vollständig,  dass  eine  Gesammtübersicht  daraus  zusammenzu- 
stellen wäre.  Von  dem  Domanial-ffnimfeigenthum  (ohne  For- 
sten) im  Herzogthum  Oldenburg  mit  Jever  kommen  auf 


FläekeMsehalt 

der  Ormnd' 

stäche  im 

KotMtef  -  Juck, 

BrandveT' 

1. 

Gebäude,  Mühlen,  Betriebs- 
Anstalten,  auch  behausete 

Landstellen 

434740  20788  27618 

a. 

Unbehausete  Grundstücke 

—         3188     6803 

3. 

Eingedeichte     Grodenlän- 

dereien 

12220    7292  20888 

4. 

Aussengroden  und  Sande 

10050  24191  17591 

Zusammen     pp.  13500    457010  55459  7290a 

oder  in  Kour. 
187471 
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Unter  Nr.  1  befinden  sich  26  in  Zeilpacbt  gegebene  Müh- 
len mit  12867  Tblr,  Kour«  Durcbscbnittsertrag. 

In  eigener  Yenoaitwi^  befinden  sich  im  Herzogthum  Ol- 
denburg, ausser  der  Ziegelei  und  Vehnanstalt  zu  HundsmüMeti, 
nur  die  Forsien.  Die  Waldungen  sind  jetzt  überhaupt  bedeu- 
tend kleiner  als  in  älteren  Zeiten  und  auch  die  Vorsorge  für 
dieselben  (Forstordnung  vom  28.  September  1840,  wegen  Prü- 
fung für  den  Forstdienst  vom  6.  May  1846,  hinsichtlich  der 
foi*stpolizeilichen  Aufsicht  über  Privatholzungen  vom  19.  May 
1849)  hat  bisher  die  früheren  Verwüstungen  nicht  wieder  gut 
machen  können.  Der  iloAertrag  der  Staatsforsten  ist  deshalb 
nur  24  bis  25000  Thlr.  und  da  die  Betriebs-  und  Verwal- 
tungs-Kosten  auf  23  bis  24000  Thlr.  sich  belaufen  oder  auf 
96  Vo.  so  bleiben  nur  etwa  1000  Thlr.  ßemertrag.  Die  Ver- 
wertbung  der  Forsterzeugnisse  geschieht  regelmässig  im  Wege 
Öffentlicher  Versteigerung.  —  Unter  den  Zei/pachtgegenstän- 
den,  welche  133  bis  134000  Thlr.  ertragen  und  2700  bis  3000 
zu  verwalten  kosten,  befinden  sich  auch  die  Rekognilionen 
für  die  Benutzung  der  Viehweiden,  Schaflriflen,  Plaggenmatte, 
Buchweizenmoore  u.  s.  w.  auf  den  grundsätzlich  als 'Staatsgut 
betrachteten  (vermuthlichen)  Ueberschüssen  von  Gemeinwei- 
den,  ungetheilten  Mooren  u.  s.  w.  Der  Rohertrag  der  Erb- 
pacht -  GetäWe  ist  25  bis  26000;  der  ^rifitdfterrltcAeyt  Geralle 
138000  Thlr. 

Im  FUrsieiUkwn  Lübeck  sind  in  eigener  Benutzung,  ausser 
dem  Bau-  und  Beutiner  Hofe  (5000  Thlr.),  etwas  Gras*  und 
Rethgewinnung  (300);  nur  die  für  das  kleine  Land  bedeuten- 
den Forsten  und  Moore.  Ihr  AoAertrag  ist  jährlich  25  bis 
30000  Thlr.,  die  Gewinnungskosten  betragen  18  bis  19000  Thlr. 
oder  63,33  %•  (Prüfung  für  den  Forstverwaltungsdienst  §.  4 
der  Verordg.  vom  6.  May  1846).  Von  dem  in  Zwackt  gege- 
benen Staatsgut  kommen  12—13000  Thlr.,  von  dem  vererb- 
packteien  Domanium  11000  Thlr.,  von  gnmdherrHchen  Berech- 
tigungen und  Gefällen  (Dienstgeld,  Pflichthafer,  Gänse-,  Hühner-, 
Eier-,  Ziegel-,  Spinn-  jund  Futtergeld,  Pferdehaargeld,  Katen- 
geld q.  s.  w.)  30  bis  31000  Thlr.  jährlich  auf. 

Ipi  Fiirsienikum  Birkenfeld  ertragen  die  in  Zeilpacht  aus- 
gege|)Qnen  Grundstücke  nur  1400,  die  Gmndrenten nur 23  Thlr.; 
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wogegen  die  itoAeinnahme  von  den  Forsten  und  der  Jagd 
(100  Tbir.)  31  bis  S2000  Tblr.  isU  Letztere  verursachen  i2 
bis  23000  Tblr.  Ausgabe,  also  71,87%  Gewinnungskosten, 
worunter  7080  Tblr.  als  Wertb  unentgeldlicher  Verabfolgungeh 
(an  Mitberechtigte;  als  Besoldungstheile  u.  s.  w.)>  welche  durch 
Einnahme  und  Ausgabe  laufen.  Von  77153  Morgen  WaldflScbe 
sind  25417  oder  32,03  %  Eigen thum  des  Staats.  Der  jährliche 
Material-Ertrag  aller  Forsten  des  Fürstenthuros,  ist  nach  massi- 
gen Anschlägen  110500  Kub.  Fss.  Bau-  und  Nutzholz  und 
1,221550  Kub.  Fss.  feste  Holzmasse  Brennholz,  wovon  auf  die 
Staats-  (und  454  Mgn.  Kirchen-)  Waldungen  beziehungswase 
60000  nnd  538000  Kub.  Fss.  kommen.  Die  jetzige  Regelung 
des  Forstwesens  geschah  unter  dem  6.  July  1841,  jedoch  ist 
für  den  Geschäftsgang  auch  die  Verordnung  vom  16.  May  1814 
mit  Nachträgen  vom  13.  July  und  7.  Dezember  1843  maass- 
gebend  (z.  v.  Barnstedt  Beschreibung  a.  a.  0.  S.  82  und  230.) 

2.    lUfaiirii  uti)  Alatlrtt  fAr  itn  •fkroNit  im  Atüi-iliiloiteti. 
Diese  Abiheilung  bildet  14,29%  aller  Einnahmen  und  da- 
von kommen  auf  Oldenburg  175780  Thir.  oder  91,45  %  der 
Abthl«,  auf  Lübeck  6671  ThIr.  oder   3,47  Vo,  auf  Birkenfeld 
9760  Tblr.  oder  5,08  V«- 

a»    Pest-Regale 

Eine  Darstellung  der  Entsjlehung  und  der  früheren  Ein- 
riditungeo  des  Postwesens  im  Herzogthwn  Oldenburg  befindet 
sich  in  Nr.  3  und  4  der  Oldenbg.  Blätter  von  1821.  Daraus 
ergiebt  sich  namentlich,  dass  die  Rechte  des  kaiserlichen 
Reichspostmeisters  durch  die  der  kaiserlichen  Hoheit  trotzende 
Macht  der  dänischen  Besitzer  von  Oldenburg,  beseitigt  wur- 
den (1740).  Die  Post  Verwaltung  blieb  jedoch  in  den  Händen 
von  Privatpersonen,  welche  eine  geringe  Abgabe  dafür  an  die 
Kammerkasse  zahlten,  bis  zum  Jahre  1800;  wo  Brief-  und 
fahrende  Post  auf  herrschaftliche  Rechnung  übernommen  wur- 
den. Eine  umfassendere  Verordnung  über  das  Postwesen 
nebst  Taxe  erging  unter  dem  16.  Februar  1810  und  wurde, 
nach  Beendigung  der  Fremdberrschaft,  durch  Verfügung  vom 
23.  Dezember  1813  wider  hergestellt.  Neue  Posttaxen  er- 
schienen uQter  dem  10.  Dezember  1827  und  22.  May  1831; 
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z.  V.  wegen  des  britischen  Porto  die  Bekanntmachmig  vom 
23.  Dezember  1843.  Binq  Verordnung  gegen  die  Beeinträcfa- 
Ugang  der  Posten  yom  1.  May  1800  ist  unter  dem  27.  De- 
zember 1817  in  Erinnerung  gebracht  Die  jetzt  geltenden 
Reglements  für  Beförderung  der  Exiraposten  und  Konrire  sind 
vom  31.  Dezember  1820,  25.  Juny  1821,  9.  November  1824 
und  16.  Juny  1834.  Die  PostdirekHon' ist  eine  der  Regierung 
untergeordnete  Behörde ;  die  Zahl  der  Postämter,  Verwaltungen 
und  Speditionen  ist  56.  Der  JRaAertrag  der  Postanstalt  war 
im  Etat  fiir  1850  auf  77600  Thir.  berechnet,  die  Ausgabe 
davon  zu  66600  Thir.  oder  85,83%,  wonach  der  AfMertrag 
11000  Thir.  seyn  würde  —  Oldenburg  wird  sich  dem  An* 
schluss  an  den  deutsch-österreichischen  Postverein  und  dem- 
nach  einer  verbesserten  Einrichtung  seines  Postwesens,  nicht 
entziehen  können*  — 

Im  FwrstenSwm  Lübeck,  wo  früher  das  Postwesen  unter 
Verwaltung  der  Rentenkammer  stand,  (was  durch  die  Verord- 
nung vom  18.  Februar  1846  w^en  Aufhebung  des  s.  g.  Or- 
donnanz-Fuhrwesens beseitigt  wurde);  ist  die  Postverwaltung 
durch  Vertrag  vom  17.  August  1845  der  Königl.  Dänisdien 
General -Post -Direktion  übertragen.  Daneben  besteht  jedoch 
unter  Aufeicht  der  Regierung  noch  das  s.  g.  Lohn-Fuhrwesen, 
nebst  oldenburgischen  Posten  in  Eutin,  Schwartau  und  auch 
in  LübecL 

Die  Ausübung  der  Postgerechtsame  im  FürttenikwB  Btr- 
kenfeld  (früher  dem  Fürsten  von  Thurn  und  Taxis  übertragen^ 
Verordg.  v.  4.  August  1817),  mit  Einschluss  d^  Beförderang 
von  Extraposten  u.  s.  w.  ist,  mittelst  Vertrages  vom  3.  Aug. 
1836,  seit  dem  4.  August  1837  zunächst  auf  10  Jahre  dem 
Königl.  preussischcn  General-Postamte  überlassen;  ein  Ver- 
hältniss,  dessen  Verlängerung  durch  Vertrag  vom  24.  März 
1847  eingetreten  ist  Die  landesherrlichen  Hoheitsrechte  in 
Postsachen  werden  vom  Verwaltungssenate  der  Regierung 
wahrgenommen  (Barnstedt  a.  a.  O.  S.  225  und  124)^  Im 
Jahre  1844  war  bei  den  vier  Postexpeditionen  die  Zahl  der 
für  die  EUwagen  eingeschriebenen  Personen  6621,  der  einge- 
gangenen portopflichtigen  Pakete  2606,  Briefe  17614;  der  por- 
tofreien herrachafUichen  Pakete  680,  Briefe  6141;  der  Beirag 
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der  Sendungen  an  baarem  Gelde,  portopflichtig  137345,  herr- 
schaftlich llOtS;  des  eingenommenen  Personengeldes  nebst 
Ueberfrachtporto  5S35,  des  Brief-,  Geld-,  und  Paket -Porto 
3143  Thlr«;  die  Zahl  der  gelieferten  Bxtraposten  war  187,  der 
zn  haltenden  Postpferde  63. 

b,  Gewerbs-jRehognüioneny  Sjportebi^  Gebühren* 

TJnter  den  Gewerbs-Rekognitionen  finden  sich  in  O/den- 
Imrg:  von  Gastwirthschaften  u.  s-  w.  4300,  Tanzmusik  1009, 
HUMen  2772,  Ziegellden,  Töpfereien  904,  Hausierhandel  und 
Hademsammlung  ö26jhlr.  Die  Sportein  und  Gebühren,  mit 
EniscMuss  der  Abschriftgebühr  und  der  Stempelpapiergelder 
für  Protokolle  und  Ausfertigungen,  beträgt  in  Oldenburg:  bei 
den  Gerichten  31000,  Hypotheken  -  Bewahrem  1000,  obeni 
VerwaltungsnBehörden  9900,  Deichamt  540,  Aemtem  24000  Thlr. 

c.  Wege-j  Brücken-^  Hafen"^  Fähr-y  Waage  -  Gelder* 

Von  der  18  bis  20000  Thlr  betragenden  Einnahme  dieser 
Abtheilung  im  Herzogthum  Oldenburg  kommen  16  bis  17000 
auf  Chaussee-,  Wege-  und  Brückengelder,  welche  von  etwa 
45  Heilen  Chausseelänge  erfolgen,  also  von  1  Meile  durch- 
schnittlich 378  Thlr.  Ein  Theil  der  Hebestellen  ist  verpachtet. 
Aufsicht,  Erhebung  und  Unterhaltkosten  25000  Thlr..,  worin 
jedoch  auch  die  Ausgabe  füi*  das  Pei*sonal  des  iVenbaus  zu 
seyn  scheint  Verordnung  über  das  Weggeld  vom  16.  Juny 
1841,  über  die  Benui!6ung  der  Kunststrassen  vom23.July  1841. 
^  Hafen-  und  Kaje- Geidev  werden  in  Elsfleth,  Brake,  Gros- 
«ensyhl,  Feddorwardersyhl  und  Hooksyhl  erhoben  und  liefern 
zusammen  900  Thlr.  Ueberschuss-  —  Im  Fürsienikum  Lübeck 
ertragen  etwa  5  Meüen  Chausseelänge  2700 Thlr;  imFünien" 
ihum  Birkenfeld  befinden  sich  etwa  14  Meilen  Staatsstrassen 
(Bamstedt  a.  a.  0.  S.  117),  'wovon  nur  1600  Thlr.  Einnahme 
in  die  Slaatsrechnung  kommen,  unter  denen  sieh  sogar  noch 
eine  Vergütung  von  600  Thlr.  befindet ,  welche  die  preussische 
Postverwaltung  jährlich  zahlt. 

3.  ^ttxea  Ut  ^irtKtdt  Sttutm. 
Die  direkten  Steuern  sind  18,18  %  aller  Rohetnnahmen 
und  von  ihrem  Ertrage  kommen  auf  Oldenburg  192100  Thlr. 
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oder  78.60  «/•,  Lübeck  10722  Thir.  oder  4,88  V«»  Birkenfeld 
41904  Thlr.  oder  17,12  Vo. 

a.  Im  Herzogthun  Oldenburg» 

Die  in  der  Einnahmetafel  angegebene  Hauptsumme  der 
direkten  Steuern  vertheilt  sich :  auf  die  Koniribuiion  und 
Schätzung  auch  additionelle  Kontribution  und  Schätzung  mit 
160000;  Jl^tierfetf/e- Schutzgeld  und  Kontribution  1500  (Ver- 
ordnung vom  10.  Harz  1682);  auf  die  provisorische  Grundr 
Steuer  (in  den  Kreisen  Vechta  und  Kloppenburg  3  gn  Konv.- 
Münze  von  jedem  Juck  der  aus  den  Gemeinheiten  in  das  Pri- 
vateigenthum  übergehenden  Grundstücke) ,  mit  2000 ;  auf  die 
Qebäudesteuer  (Verordnung  vom  29.  Dezember  1814)  mit 
28400  Thlr.  Die  Air  die  Kontribution  ausgeworfene  Summe 
begreift: 

1.  im  alten  Herzogthum  die  Kontribution  nach  der  Verord- 
nung vom  10.  März  1682  und  den  von  da  an  im  Laufe 
der  Zeit  erfolgten  neuen  Ansotzungen; 

2.  in  den  Kreisen  Vechta  und  Kloppenburg  und  in  dem 
vormals  hannoverschen  Yheile  des  Amts  Wildeshausen 
diejenige  alte  Schätzung  und  Kontribution,  mit  welcher 
belastet  diese  Landestheile  an  Oldenburg  übergegangen; 
jedoch  sind  im  Amte  Damme  die  aus  den  vormals  Osna- 
brück'schen  Distrikten  entrichteten  derar^gen  Abgaben 
mit  der  Schätzung  aus  den  vormals  Münsterschen  zu- 
sammengeworfen und  nach  bestimmten  Grundsätzen  über 
das  ganze  Amt  vertheilt; 

3.  in  der  Herrschaft  Jever  die  im  Jahre  1729  angelegte  und 
1798  herabgesetzte  ordinäre  und  die  1743  verglichene 
extraordinäre  Kontribution ; 

4.  die  additionelle  Kontribution  und  Schätzung,  durch  die 
Verordnung  vom  29.  Dezember  1814  dem  ganzen  Her- 
zogthum aufgelegt; 

5.  die  durch  Art.  61  des  Staatsgrundgesetzes  denjenigen 
Grundstücken  auferlegte  Steuer,  welche  bisher  von  den 
unter  1  bis  3  aufgeführten  Steuern  frei  gewesen.  Es  be- 
steht dieselbe: 

a.  aus  133300  Thlr.   von  bisher  schon  Pflichtigen  Grund* 
stücken , 

b.  aus  26900  Thlr.  von  bisher  s«  g.  freien  Grundstücken- 
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Unter  dem  24.  Februar  1836  wurde  die  Vermesimg  der 
vormals  roühsterschen  Landestheile  verfügt ,  behuf  eines  voll- 
ständigen Grundkatasters  zum  Zweck  richtigerer  Vertheilung 
der  Grundsteuern  [Grundtnass  der  oldenbg.  Fuss  von  131,1619 
pariser  Linien;  1  Kalast.-Ruthe  =  10  oldenbg.  Fs.  =  9,427 
rhein.  Fuss;  Flächenmaass  das  Jiick  allen  Maasses  =  64000 
oldenbg.  D  Fuss ,  gelheilt  in  640  Q  Kalasl-Ruthen  von  je 
100  Q  Fuss) ;  —  ausgedehnt  auf  ganz  Oldenburg  und  Jever 
durch  Verrügung  vom  23.  November  1838.  Sehr  lesenswertbe 
Artikel  über  die  oldenburgischen  Grundsteuern  enthält  Jahrg. 
1846  dei*  neuen  Blätter  für  Stadt  und  Land.  Im  Sommer 
1850  hat  die  Regierung  zur  Ordnung  dos  Ginindsteuerwesens 
eine  besondere  Kommission  niedergesetzt,  welche  Kataster- 
Kommission  zunächst  mit  Ausarbeitung  eines  Gesetzentwurfs 
beschäftigt  ist.  —  Auch  der  Versuch  der  Einfuhrung  einer 
allgememen  Einkommensteuer  ist  in  Oldenburg  durch  den  von 
der  Regierung  im  Jahre  1850  zur  öffentlichen  Besprechung  be- 
kannt gemachten  Gesetzentwurf  gemacht.  Die  darin  enthal- 
tene Beslimmung  (§.  11.  Nr.  2),  dass  das  steuerbare  Einkom- 
men von  Grundstücken  und  Gebäuden  0,9  %  als  Steuerbei- 
trag zahlen  solle,  ist  Gegenstand  mehrfacher  Angriffe  gewor- 
den,  durch  Erörterung  der  Frage:  welche  Natur  eine,  lange 
Zeit  hindurch  unverändert  gebliebene  Grundsteuer  angenom- 
men habe?  Der  Amtsauditor  Dr.  Janssen  hat  in  einer  kleinen 
Schrift  den  Versuch  gemacht ,  aus  allgemeinen  Gründen  nach- 
zuweisen,  dass  die  Belegung  der  bereits  von  der  Kontribution 
getroffenen  Grundstücke  mit  der  Einkommensteuer,  eine  Un- 
gerechtigkeit sey.  Ob  dieser  (unter  gewissen  Voraussetzungen) 
richtig«  Lehrsatz  in  seiner  dortigen  Anwendung  richtig  ist, 
lässt  sich  desh€Üb  nicht  beurtheilen,  weil  der  Herr  Janssen 
über  die  oldenburgischen  Verhältnisse  sehr  wenig  mittheilt. 

Beiläufig  ist  auch  der  Hundesteuei*  zu  gedenken,  obgleich 
deren  Ertrag  mit  etwa  5000  Thir.  Jährlich  in  die  Gemeinde- 
kassen.  fliesst  (Verordnung  vom  9.  July  1830  §.  7),  weil  sie 
für  Kirchen,  Schulen,  Arme,  Wege  u.  s.  w.  verwendet  wird. 

6.   Im  Fürstenthum  Lübeck 

beträgt  die  Kontribution  jetzt  5900  ThIr.  preuss.  Kour.,  weil 
dieselbe  nach  §.61   des  Staatsgrundgesetzes    um  450  Thlr, 
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erhöht  ist.  Für  die  ^Klassensieuer  (Verordnung  vom  15.  März 
1834)  sind  4819  Thir.  ausgeworfen,  als  Ergebniss  von  2  Simp- 
len mit  den  Zusätzen,  welche  §.61  des  Slaatsgrundgesetzes 
vorschreibt. 

c.    Im  Fwrstenthum  Birkenfeld 

sind  die  direkten  Steuern  mannichfaUiger  (Barnstedt  a.  a.  O.S.  47 
und  234)  und  von  ihnen  erträgt  die  Grundsteuer  29071,  die  Per- 
sonal- und  Möbelsteuer  5949,  Thür-  und  Fenstersteuer  2121, 
Patentsteuer  4500,  Bergwerkssteucr  193,  Hausierscheingebüh- 
ren 70  Thlr.  Diese  Summen  enthalten  auch  die  Zusatz-Cen- 
timen, welche  bis  1850  in  besondere  Kassen,  die  s.  g.  Lan- 
desfandSf  flössen;  jedoch  fehlen  noch  die  Weinkauf  skr  euaer, 
eine  mit  etwa  1800  Thlr.  jährlich  von  öffentlichen  Versteige- 
rungen unbeweglicher  Gegenstände  erhobene  Abgabe,  welche 
für  Schulen  verwendet  werden  und  in  eine  besondere  Wein- 
kaufskasse (weshalb  noch?)  fliessen.  Diese  Steuern  beruhen 
im  wesentlichen  auf  der  bekannten  französischen  Gesetzgebung. 

Die  indirekten  Abgaben  bilden  29,32  Vo  aller  Einnahmen 
und  an  ihnen  haben  Theil:  Oldenburg  mit  310200  Thlr.  oder 
78,61  o/o,  Lübeck  mit  42702  Thlr.  oder  10,82  %,  Birkenfeld 
mit  41702  Thlr.  oder  10,57  %. 

a,   Uerzogihutn  Oldenburg. 

Grenzabgaben,  Branntweinsteuer,  Salz  verkauf  und  Stem- 
pel bilden  die  einzelnen  Arten  der  indirekten  Abgaben  in 
diesem  Landestheile.  Wie  bei  Hannover  ausführlich  entwickelt, 
besteht  hinsichtlich  der  Grem^abgaben  und  der  Maischbottich' 
Steuer  eine  Gemeinschaft  mit  Hannover,  Schaumburg- Lippe, 
einigen  braunschweigischen  und  preussischen  Gebietstbeilen ; 
auf  Grund  des  am  7.  May  1836  abgeschlossenen  Vertrages, 
eingeführt  durch  Gesetz  vom  18.  July  1836,  verändert  durch 
die  Gesetze  vom  22.  März  1845  und  16.  Februar  1849  (z.  v. 
wegen  Erhöhung  der  Branntweinsteuer  die  Verhandlungen 
des  Landtags  vom  26.  Januar  1849  Seite  1065  S.)  Für  1850 
ist  der  Rohertrag  veranschlagt,  von  den  Eingangsabgaben 
auf  200000 Thlr.,  Durchgangsabgaben auf8000 Thlr.,  Ausgangs- 
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abgaben  auf  3000  Thir.,  zusammen  Grenzabgaben  211000  Thlr., 
oder  0,94  Thlr.  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  mit  Knyphau- 
sen  (welches  von  Oldenburg  eine  Abfindung  empfängt).  Nach 
einem  Durchschnitt  der  Jahre  1826/8  hatten  der  alle  Grenz" 
zoll  (Verordnung  vom  27.  Februar  1815),  und  die  Accise  (Ver- 
ordnung vom  29.  Dezember  1814)  42858  Thlr.  Kour.  aufge- 
bracht, was  auf  1  Kopf  der  damaligen  Bevölkerung  nur 
0,214  Thlr.  beträgt.  Ferner  Branntweinsteuer  58500  und 
defraudirte  Gefälle  500  Thlr.  Die  Gewinnungskosten  dieser 
vier  gemeinschaftlich  verwalteten  Abgaben  sind  auf  20  Vo  dee 
Rohertrages  zu  berechnen,  der  Maiscbsteuer  allein  aber  auf 
etwa  10  Vo.  —  Einseilige  dergleichen  Einnahmen  Oldenburgs 
sind  das  Avei'sum  des  Freihafens  Brake  (Freihafenpalent  vom 
28.  November  1834  mit  Ausführungsverordnung  vom  6.  De- 
zember 1834;  Bekanntmachung  vom  6.  Apr4l  1836);  Blei-, 
Siegel-  und  Zettel -Gebühren  800  Thlr,  und  Steuer -Straf- 
gelder 1400  Thlr.  —  Eine  von  Hannover  beantragte  und 
von  der  oldenburgischen  Regierung  befürwortete  Erhöhung 
verschiedener  Sätze  des  Tarifs  für  Eingangs- Abgaben  (Kolonial- 
waaren,  Wein),  ist  von  letzterer,  mittelst  Schreibens  an  den 
Landtag  vom  26.  April  1850,  wieder  zurückgezogen. 

Das  Monopol  des  Sal^terkanfs  wurde  in  Folge  dos  mit 
Hannover  am  7.  May  1836  geschlossenen  Vortrages,  durch 
Gesetz  vom  18.  July  1836  eingeführt.  Eine  Bekanntmachung 
des  Kammerdepartements  der  indirekten  Steuern  vom  8.  Au- 
gust 1836,  enthält  Bestimmungen  wegen  des  Verkaufs  des 
Salzes  und  hinsichtlich  der   Niederlagen,     Auf  diesen  ist  der 

Preis  bestimmt: 
!•  fär  das  wangerooger  H\\\z\   gedarrt  die  Last  s&u  4200  Pfaad  Kölo.^ 

58  Thlr.  Kour.  (im  Kleinen  Htr  das  ZoU  Pfd.  0>44  Sgr«) 
2«  für  das  engl.  8alz,  ungedarrt  die  Last  zu   4200  Pfd.  KOJn.,  50  Thlr. 

Kour.  (1838  May  21.  Erhöhung  des  Debitpreises  für  die  Last  von  4200  Pf. 

KQln.   auf  Thlr.    56  Kour«  ausschliesslich   der  YergHtung   der  Säcke, 

also  10  Orot  1  Pf.  flir  das  Köln.  Pfd.;  für  1  Zoll  Pfd.  0,43  Sgr.) 
3   ftlr  das  preuss.  Salz,  ungedarrt  die  Last  zu  420Q  Pfd.  Köln»  60  Thlr. 

Koor.  (im  Kleinen  für  das  Zoll  Pfd.  0,45  Sgr ) 
4.  fßr  das  Liineburger  Sals : 

A.  ungedarrt  die  Last  zu  4000  Köln.  Pfd.  60  Thlr.  Kour. 

B.  gedarrt       „      „     „      „        „       „     66     „        „     (im  Kiel- 

nen  für  das  Zoll  Pfd.  0,50  Sgr.) 

66* 
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aoBsdiliesslick  der  Vergatung  ffir  die  Säcke  die  lOr  die  fjast  Thir.  6  Koar. 
betragt. 

Bei  Verkauf  aus  angebrochenen  Sacken  bis  zu  10  Pfd.  herab,  werden 
die  Preise  dergestalt  gesetzt,  dass  z.  B.  10  Pfd.  Köln.  Gew.  vom  IQnen- 
bnrger  gedarrten  Salze  12^  ungedarrt  11  Orot  prenss.  ungedarrt  11  Orot, 
wangerooger  ged.  10  Grot  %  Pfg,  engl,  ungedarrt  9  Grot  1  Pf.  kosten. 

Salz  darf  nur  nach  dem  Gewichte  verkauft  werden  (Ver- 
ordnung vom  27.  Dezember  1837)  und  über  die  Förmlich- 
keiten der  Durchfuhr  des  Salzes  bestimmt  eine  Kammer- Ver- 
fü^ng  vom  8.  November  1850.  —  Die  Reineinnahme  vom 
Salzmonopol  betrug  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  durch- 
schnittlich 1838/9:  3  Grote,  3  Schw.,  1843/4:  4  G.,  4  Schw., 
1846/r  5  G.,  4  Schw.,  1848/9:  7  Gr. ,  1  Schw.;  der  jetzige 
Ueberschuss  für  die  Staatskasse  ist  21000  ThIr.;  die 'fifetrtft- 
nungskosten  betragen  22  bis  23  Voi  der  Verkaufspreis  des 
Salzes  steht  zum  Einkaufspreise  im  Verhältniss  wie  etwa  12 
zu  7;  der  Durchschnittsverbrauch  auf  den  Kopf  lässt  sich  zu 
18,3  Zoll  Pfund  berechnen.  Die  jährliche  Erzeugung  des 
Privatsalztoerks  Wangerooge  (aus  englischem  Steinsalz  und  See- 
wasser) ist  etwa  800  Last  von  4200  Pfd.  Köln,  oder  31402 
Zollzentner. 

Die  SlempeUAbgabe  beruht  hinsichtlich  des  Papiers tempels 
auf  der  Verordnung  vom  31.  Oktober  1821,  deren  Sätze  auf 
Kour*  bestimmt  sind  durch  Verordnung  vom  23«  September 
1846  (neues  Slempelpapier  vom  I.Januar  1851  an);  hinsicht- 
lich des  Spielkartensiempeh  auf  den  Verordnungen  vom 
1.  Februar  1786,  30.  September  1822.  22.  März  1837  und 
26.  Juny  1839;  die  Stempelung  auswärtiger  Kalendef*  ist  unter 
dem  12.  September  1825  verfügt*  Der  Ertrag  der  Abgabe 
ist  11800  Thlr.—  Als  städtische  Abgabe  kommt  die  Oft/rot  vor. 

b.    Fürsienthum  Lübeck. 

Die  Einnahme  von  den  indirekten  Abgaben  in  diesem 
Landestheile  ist  von:  Zollgeldem  und  Zollstrafen  37  bis  38000 
Thlr.  oder  1,71  Thlr.  auf  1  Kopf  der  Bevölkerung,  Stempel^ 
papier  (Verordn.  vom  13.  May  1734  und  10.  März  1834)  850 
bis  900  Thlr.;  Biennah-Accise  (Bekanntmachung  vom  28. May 
1678  und  7.  Juny  1837;  wird  nach  Aufhebung  der  Malzsteuer 
wegfallen)  130  bis  140  Thlr.;  Prosentsieuer  von  Jmmobilien 
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aas  den  vormals  holst.  Ortschaften  210  bis  220  Thlr.,  Alles  in 
Kour.  des  14  Thir.  Fusses  umgerechnet.  —  Durch  Staalsver- 
trag  vom  4.  Januar  1839  zwischen  dem  Herzogthum  Schles- 
wig-Holstein und  dem  Fürslenthum  Lübeck,  verlängert  nach 
Verordnung  vom  14.  Oktober  1849  bis  1.  Januar  1851  und 
seitdem  ferner,  bilden  beide  nebst  Theilen  hamburgischen 
Gebiets  einen  gemeinsamen  Zollverein ;  über  welchen  Einzel- 
heiten bei  der  Darstellung  der  Herzoglhiimer  geliefert  werden. 

c.    Von  den  indirekten  Abgaben  des  Fürsienthums  Birhenfeld 

sind  gemeinsam  mit  den  übrigen  Staaten  des  Zollvereins  und 
beziehungsweise  den  Westprovinzen  Preussens,  die:  Grenzab- 
gaben, Branntwein-,  Maisch-,  und  Brau -Malz -Steuer  (Staats- 
verträge mit  Preussen  vom  24.  July  1830,  31.  Dezember  1836 
und  8.  May  1841),  nach  dem  neusten  Etat  28902  ThIr;  so- 
dann die  Rübenzuckersteuer  (seit  1840)  300  ThIr.,  die  Salz- 
abgabe 9400  ThIr.  (Slaatsverlrag  mit  Preussen  vom  28.  No- 
vember 1832,  verlängert  31.  Dezember  1836,  preussische 
Preise).  Die  ganze  Einnahme  von  den  Zollgefallen  und  von 
der  Brenn-  und  Biersteuer  fliesst  in  die  preussische  Kasse, 
aus  welcher  eine  Abfindung  von  28.  Sgr.  für  jeden  Kopf  der 
bei  den  Zählungen  gefundenen  Bevölkerung  an  Birkenfeld  be- 
zahlt wird. 

Eine  einseitige  Einnahme  ist  die  durch  Stempelpapier,  auf 
Grund  der  Verordnung  vom  5.  Dezember  1817;  deren  Betrag 
früher  etwa  4000  Thlr.  jährlich  war,  während  er  jetzt  nur 
zu  3100  Thlr.  angenommen  wird. 

Zu  sämmtlichen  EfftnaAmen /ro^en  bei :  Oldenburg  1,071605 
Thlr.  oder  79,62  %,  Lübeck  146147  Thlr.  oder  10,86  o/o,  Bir- 
kenfeld 128090  Thlr.  oder  9,52  %. 

C.  Staatsansgaben  des  Grossherzogthiim  Oldenbarg. 

a.  Im  Allsenaelnen. 

Der  Haupt -Ausgabe -Rechnungen  sind  vier: 

1.  Mtx  3fntrot-iio|re 
für  die  gemeinsamen  Ausgaben  der  drei  Landestheile ,  deren 
Endsumme  1848  etwa  466021,  1849:  1,125640,  1850:  696002, 
1851:  634000  Thlr.  war;  wenn  man  nämlich  die  Ausgabe  für 
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die  regierende  Familie  (welche  von  den  Domanialeinnahraen 
der  einzelnen  Landestheile  vorweg  abgezogen  wird)  dazu 
rechnet.  Zu  den  Aasgaben  dieser  Kasse  tragen  die  Provinzen 
in  dem  bei  der  Einnahme  erörterten  Verhältniss  bei.  Für 
1850  ist  dieser  Beitrag  für  Oldenburg  zu  659600  Thir.,  Lübeck 
zu  78430  Thlr.,  Birkenfeld  zu  57970  ThIr.  berechnet. 

2.-4.  Mit  50ntirnrrd)nun0rn 

der  drei  Landestheile,  deren  Endsumme  nach  meiner  folgen- 
den Zusammenstellung,  im  Jahre  1850  beträgt:  für  Oldenburg 
768606  Thlr.,  Lübeck  124545  Thlr.  und  Birkenfeld  112855. 
Thlr.  Hiernach  würde  der  Belauf  des  Beitrags  zu  sämmtlichen 
Ausgaben  seyn:  für  Oldenburg  1,328206  Thlr.  oder  78^04  Vo, 
Lübeck  202975  Thlr.  oder  11,92  %,  Birkenfeld  170825  Thlr. 
oder  10,04  %. 

Die  nachstehende  Tafel  enthält  eine  vergleichende  Dar^ 
stdltmg  aUer  gemeinsamen  vnd  Sonder-Ausgaben  der  Theile  des 
Grossherzogthum  Oldenburg,  in  den  Jahren  1848  ,  1849  und 
1850  und  zwar  des  ersteren  Jahrs,  soweit  dieselben  den  da- 
mals geführten  Rechnungen  zu  entnehmen  sind.  Die  Ausgabe- 
Anschläge  einzelner  Landestheile  sind  für  1851  bis  jetzt  (Ende 
April  1851)  noch  nicht  veröffentlicht. 
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s 


BezeiehnuBg 

der 

?l  II  0  g  a  b  r. 


Geldbetrag;  nach  den  Voran- 
schlagen für 


1848. 


1849. 


1850. 


1891. 


Pro- 
sent- 

Antheil 

•n  der 
Bild- 

•amme. 

V.  1860 


I. 

a 
in. 

IV. 

V. 

VI. 
VII. 

via 


Gemeiiisame  Ausgaben  der 
drei  Landestaelie. 

Für  die  regierende  Familie 


158244 

12840 

6000 


Für  den  allgemeinen  Land- 

-  rag     ••••*•• 

Stnats-Ministerium  .    .     . 

Zentral-BehÖrden  und  An- 
stalten auch  der  Haus- 1 
Orden 

Ausgaben,  welche  aus  dem  { 
deutschen  Bundesverhalt-< 
niss  entspringen 

Gesandschaften,  Konsulate 
und  Korrespondenz   .     • 

Pensionen  j  Wartegelder, 
Unterstützungen  .    .    • 

Vermischte  und  ausser- 
ordentliche, unvorherge- 
sehene Ausgaben  *    . 


33787 

14835 

1110 

13440 
1320 


IX. 
X. 


136000 
15240 
14400 

7500 
13400 
22990 


67500 


• 


MUitar-Etat 


Auf  die  gemeinschaftliche 
{Staatsschuld     .    .    .    . 


Znsammen  A. 


187913 
18103 
19429 


1950 

9788 

20213 
816659 


150000 
19550 
14450 

llOOO 
19534 
23811 


53520 


1625 
9825 

12546 
360141 

20000 


150000 
19560 
14450 

15000 
20962 
23763 


46300 


1626 
8682 

18089 
801079 

19500 


8,81 
1,15 
0,85 

0,64 
1,15 
1,40 


8,14 

0,09 

0,58 

0,73 
21,16 

1,18 


466021 1 1,1256401    696002|634000 


B. 
I. 

II. 

lU. 


IV, 
1. 


Augaben  einzelner  Landestheile 


1848. 


1849. 


Provinzlal- Volksvertretung 


\ 


'  -1  :: 


Wartegelder,  Pensionen,  Unter- 
stätzungen  

Vermischte  und  ausserordentliche  \ 
Ausgaben,  z.  B«  auch  öffentliche ) 
Bibliotheken 

Verwaltung  des  Innern» 

Obere  Verwaltiuig. 

a.  Oldenburg 

b.  LUbcck 

c.  Birkenfeld 


Zusammen  1. 


30903 
2400 
5686 
7570 

15386 
5000 


15257 

11976 

9335 


9000 
1800 
2000 

20991 
4806 
6953 
8409 

15421 


18034 

9846 

11708 


1890. 


40,89 


Pro- 
Bent- 

Anth«tl* 

•n  <dcr 

Snd- 

■umme. 

V,  1850. 


9000 
1800 

2500 
18609 
2091 
6559 
8291 
15001 


865681  89688 


18896 

0905 

10819 


0,53 
0,10 
0,15 
1,10 
0,12 
0,39 
0,50 
0,88 


1,11 
0,58 
0,63 


89620|  2,32 
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J 


BciekliBVBg 

4er 

31  u  0  0  a  b  t. 


Geldbetrag  nach  den  Vor- 
anschlfigen  fQr 


1S48. 


1S49« 


18S0. 


Pro- 
seat- 

Aniheil 

ander 
Bnd. 

ramaie. 

V.  1850 


8. 


4. 
6. 


6. 


7. 


8. 


V. 


Untere  Yerwaltunga-Behdrden. 

a.  Oldenburg    « 

b.  Lfibeck 

c.  Birkenfeld    ....... 

Zusammen  2. 

Landeshoheit,  Öffentliche  Ordnung 
nnd  Sicherheit,  Straflinstalten^ 
Gefangenh&user. 

a.  Oldenburg 

b.  Lübeck 

c.  Birkenfeld 

Zusammen  3. 
Deichwesen,  Uferbau,  Abwässe- 

rang 

FQr  die  Landwirthschaft,  Gewerbe^ 

SchiimUirt,  Handel. 

a.  Oldenburg    ....... 

b.  Lübeck 

c.  BirkenMd 

Zusammen  5. 
Gesundheits-  nnd  Armen-Pflege. 

a.  Oldenburg    ....... 

b.  Lfibeck 

c.  Birkenfeld 

Zusammen  6. 
Landstrassen  und  Brücken. 

a.  Oldenburg 

b.  Lübeck 

c.  Birkenfeld     ..•.*.. 

Zusammen  7. 
Sonstige  vermischte  nnd  ausser- 
ordentliche Ausgaben. 

a.  Oldenburg 

b.  Lübeck     . 

c.  Birkenfeld 

Zusammen  8. 
Zusammen  IV. 

Hechtspflege.                               • 
a*  Oldenburg 

b.  Lübeck 

c.  Birkenfeld    ••..... 

ZusanuDen  V. 


53665 

50781 

54777 

u.  145G1 

7402 

6781 

6781 

7118 

6146 

6982 

und  5715 

und  5423 

5849i 

27427 

39936 

89868 

20850 

15188 

19229 

19304 

22961 
120 
115 

87935 
120 
115 

19304 

4386 
5052 
1800 


23196 

10638 
8097 
1502 


38170 

10151 
3097 
1522 


11238 

20708 

2492 

11130 


15237 

99788 
9444 
7002 


14768 

69797 
4715 
8550 


34330 


39285 

3484 

10402 


116234 

83062 

11033 

8549 

11250 

— 

3,22 

0,40 
0,75 


2,34 
1,14 


2,22 
0,01 
O.Ol 


2,24 

0,59 
0,18 
0,09 


0,86 

4,10 
0,28 
0,50 


4,88 


0,50 


53 1 71 1   22283|   8549|  0,50 


291289 


80911 
9385 


340793 


81500 
5456 


317655 


78000 
5286 


unter  IV*  1.  n.  2. 


18,66 


4,58 
0,31 


902961  869561  83286|  4,89 
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D 
3 

i 

< 


BezekkMiiig 

der 

91  u  0  g  a  b  t. 


Geldbetrag;  nach  den  Vor- 
aiiAchlfigen  fQr 


1848. 


1849. 


1830. 


Pro- 
seBt- 

Anllieil 

•■der 
Bad- 

■omme. 

r.lMO 


VL 
1. 


%. 


vn. 

I. 


lUrcke  and  Schale. 
KirchenweaeD. 

a.  Oldenburg  .  .  •  . 
aa.  Evangelischer  Kidtoa 
bb.  Katholischer  KnUos 

b«  Lübeck 

c.  Birkenfeld  .... 


Zusammen  1. 


Oeffentlicher  Unterricht. 

a.  Oldenburg  .... 
aa.  Evangelischer  Kultus 
bb.  Kathollbcher  Kultus. 

b.  Iii(beck 

c.  Birkenfeld   .    .    «    . 


26150 

136S 
9605 
und  1066 


11637 

4645 

917 

4398 


16036  1,26 
5457 

917  0,05 

4828  0,29 


88084 


35.V.VIJ. 


2. 


Zusammen  2. 


Zusammen  VI. 


Finanz- Verwaltung. 
Obere  Verwaltung 

a.  Oldenburg     .    . 

b.  li&beck    .    .    . 
c«  Birkenfeld    •    • 


Zusammen  1. 


Kassen- Verwaltung. 

a.  Oldenburg    •    . 

b.  Lübeck    . 

c.  Birkenfeld 


z.v.VU. 
Z.V.V1.3. 


21597 


12363 
3655 
3716 

5823 


27238 


13961 
4648' 
2592 
5814 


—   I   254571   27018 


38084 


17666 


47064 


21374 

(m.v.lV.I.) 

(desgl.) 


21200 

(m.v.IV.l.) 

(desgl ) 


176661  21374   21200 


.    •   •♦     • 


.    • 


3. 


Zusammen  2« 

Auf  ^t  Landesschuld  und  Kau- 
^tionen  (z.  ▼•  oben  gemeinschaft- 
liche Schuld.) 

a.  Oldenburg 

b.  LObeck 

c.  Birkenfeld    • 


1049 


19075 
2730 
2928 


1049 


4. 


Zusammen  3. 


Verwaltung  des  Staatsguts 
a«  Oldenburg    .    •    •    .    • 

b.  Lübeck 

c«  Blriiwfeld 


Zusammen  4. 


43704 

26763 

6560 

und  6514 


18460 
2730 
3276 


24733 


66584 
3976 
1120 


24466 


75056 
13447 
13348 


83541 


40416 

4849 

16718 


71680r  101851 


42315 
17482 
24543 


39820 
20939 
22850 


1,60 


1.09 

0,15 
0,34 


1,58 


54256   3,18 


1,25 


1,25 


1,08 
0,16 
0,19 


1,48 


4,41 
0,79 
0,79 


5,99 


2,34 
1,23 
1,84 


619881  848401   83609|  4,91 
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I 

sa 


5. 
6. 


7. 


9. 
10. 

11. 


Bezeidmviig 

der 

31  u  0  g  a  b  e. 


Geldbetrags  nach  den  Vor- 
anschlägen für 


1848. 


1849. 


1890. 


Post-Verwaltung  .     .    . 
Verwaltung  des  Stempelpapiers. 

a.  Oldenburg 

b.  Lübeck 


Zusammen  6* 

Verwaltung   der   indirekten   Ab- 
gaben, 
a.  Oldenburg 


56453 


pp.56000 

1180 
132 


66600 

1180 
132 


Pro- 
sent- 

ABtheil 

•B  der 
Bad. 

summe. 

V.  1860. 


8,92 
0,07 

0,01 


b,  Lübeck 

c.  Birkenfeld 


•    •    • 


♦     •    • 


Zusammen  7. 


6.  Staatshauwesen  (so  weit  derglei- 
chen Ausgaben  nicht  unter  an- 
dern Abtheilungen  vorkommen.) 

a.  Oldenburg 

b.  Lübeck 

c«  Birkenfi^ld  • 


54357 

und  4400 

9962 

1112 


1312 


63245 

10992 

862 


1312 


65275 

11112 
862 


0,08 


3,83 

0,65 
0,05 


69831 


38752 

10825 

3984 


75099 


14033 
6244 
2020 


Zusammen  8.  | 


77249 


17550 
5244 
1959 


4,53 


1,03 
0,31 
0,11 


Landesvermessung,  Kataster  . 

GemeinheitstheUungen  j  Moor-Re- 
gulirungen,  Anbaupflege.  (Ol- 
denburg)  

Vermischte  und  unvorhergesehene 
Ausgaben  ...•••.« 

Znsammen  VII. 
Gesammtsumme 


53561 
13500 

12957 


7344 
3900 
1010 


22297 

15390 

330 

1792 


5189 
21617 
10557 

2811 


24753 

23717 

330 

9042 


6429 
28313 
15163 

2922 


1,45 
1,39 
0,02 
0,53 


0,38 
1,66 
0,89 

0,17 


8827951    4145211    486956|  28,60 
T,335430|2,084344I  1,702006|  100,— 

h.    Allgemeine  und  semeliuieliamielie  Anssaben. 

1.  Wit  ^U00abrn  für  ^as  rr^ierrn^r  jQaus 

bilden  mit  184000  Thir.,  10,81  o/^  aller  Ausgaben.  Bereits  in 
der  Einleitung  iei  erwähnt,  dass  die  jetzigen  Verhältnisse  des 
Kronguis  und  der  Gebührnisse  der  grossherzoglichen  Familie 
auf  dem  Staatsgrundgeselze  Art.  208—15  und  dessen  Anlagen 
I  und  II  beruhen.  Die  wichtigsten  ständischen  Aktenstücke 
und  Berathungen  hierüber  finden   sich  in  den  Verhandlungen 
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von  1848  Seko  698,  789,  791,  998,  1095  und  1850  Seile  184 
und  Anlage  zu  Seite  208, 

2.  iür  ^m  oUirmrintn  fontitafl 
sind,  nach  der  erwarl^en  Dauer  seines  Beisammenseins ,  7500 
bis  15000  Thlr.  ausgeworfen  worden.     Die  Taggelder  beiragen 
für  auswärtige  Abgeordnete  V/2  Thlr.,  Tür  in  Oldenburg  Woh- 
nende IV4  Thlr. 

3.    9a0  ^taotsminißrriumi 

aus  5  Mitgliedern  und  4  Referenten  mit  10  Unterbeamlen  be- 
stehend, bedarf  20962  Thlr.,  wovon  auf  Gehalte  17476  Thlr. 
kommen.    Der  Geldbetrag  der  einzelnen  Gehalte  ist  massig, 
allein  die  Zahl  der  Mitglieder  des  Ministeriums   darf  jetzt  im 
Verhällniss  zu  andern  Staaten  hoch  genannt  werden.    Ob  es 
demnächst  dabei   verbleiben   werde,    ist  deshalb  zweifelhaft, 
weil   eine   gänzliche    Umgestaltung  der  Staats  ^  und  Oenmnde^ 
Behörden  bevorsteht.    Im  Januar  1851  hat  die  Regierung  dem 
Landtage  eine  betreffende   Vorlage  gemacht,    deren  Rinfluss 
auf  die  Ausgaben  jedoch  im  Etat  für  1851  noch  nicht  berück- 
sichtigt scheint.     Nach  diesem   Entwürfe  vereinigen  sich  alte 
Verwaltungsgegenständo   im   Staatsministerium,    welches   da- 
durch das  Staatsoberhaupt  in  den  Stand  setzt,  sich  in  allge- 
meiner Uebersicht  derselben  zu  erhalten.     Die  Einzelbearbei- 
lung  der  verschiedenen  Dienstzweigo  geschieht  in  Abtheilun- 
gen des  Staats  -  Ministeriums  (Einzel -Ministerien).     Die    vielen 
bisher  bestandenen  Mitielbehörden  (Regierung,  Kammer,  Kon- 
sistorium,  obere  Armenbehörde,   Militär  -  Kollegium   u.  s.  w.) 
werden  aufgehoben  und  eine  Anzahl  Kreisämter  wird  errichtet, 
welche  unmittelbar  unter  den  Ministerien  die  Verwaltung  be- 
sorgen.   Einem  Kreisarotmann  werden  für  gesetzlich  bestimmte 
Fälle -3  bis  5  Kreisabgeordnete  theils  mitentscheidend,    theils 
begutachtend  zur  Seite  gestellt.     Die  Geschäfte  der  örtlichen 
Verwaltung  sollen  (Kirchspiels-)  Gemeinden   von  mindesteng 
1500  Bewohnern  anvertraut  werden,    mit  einem  Bürgermei- 
ster an  der  Spitze ,    welchem  Beigeordnete  als  Gehülfen  zur 
Seite  und  ein  Gemeinderath  als  Vertreter  der  Gemeindege- 
iTossen  gegenüber  steht.  —   Ein  in  vielfacher  Hinsicht  recht 
empfeblenswerther  Plan. 
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4.  Jittttrol  -  Btl^hlitn  unt  JÜnltoltrii 
nach  jetziger  Einrichtong  sind:  Gesetikommission  3400  Thir. 
(Verordg.  über  Errichtung  eines  besondern  Gesetzblatts  für 
Oldenburg  vom  16.  Dezember  1844);  Archiv  1545  ThIr. ; 
Oberappella(ion8''Gevicl\i  15819  Thlr.  i^nd  1330  Thlr.  Sportein, 
welche  (warum?)  nicht  durch  die  Staalsrcchnung  laufen  und 
wovon  auch  die  Geschäftskosten  der  Gesetz-  und  Prüfungs- 
Kommissionen  bestritten  werden.  Ferner  die  Wittwen^,  Wai- 
*eii-  und  Leibrenten^ Kasse,  welche,  auf  Grund  der  Verordnung 
vom  1.  November  1779  (z.  v.  Reskript  vom  23.  Januar  1811 
und  die  ständische  Verhandlung  darüber  1850  S.  243),  einen 
Zuschuss  von  2300  bis  2400  Thlr.  empfängt  und  deren  Ge- 
sammtvermögen  nach  dem  Abschluss  vom  1.  Januar  1850: 
705525  Thlr.  betrug;  Zentralkasse  600  bis  700  Thlr.  —  Das 
Oberappellations '  Gericht  ist  die  höchste  Rechtsbehörde  des 
Grossherzogthums ,  führt  unter  dem  Ministerium  die  Aufsicht 
über  den  gesammlen  Rechtsdienst  (Verordnung  vom  9.  De- 
zember 1813,  10.  Januar  1814,  7.  Februar  1814);  vertritt  hin- 
sichtlich der  Herrschaft  Knyphausen  die  vormaligen  Reichsge-' 
richte  (Abkommen  vom  8.  Juny  1825,  Vertrag  vom  28^  Febr. 
1833);  entscheidet  über  die,  gegen  die  Justiz-Kanzlei  zu  Eutin 
und  den  Justiz-Senat  der  Birkenfeldcr  Regierung,  eingewand- 
ten Rechtsmittel.  —  Nach  dem  NeugestaUungs- Plane  sollen 
eine  Anzahl  Friedensgerichte  (Justizäroter  mit  Einzelrichtern) 
von  8  bis  10000  Bewohnern,  Landgerichte  als  zweite  und  ein 
Obergericht  als  höchste  Instanz  eingerichtet  werden;  ferner 
Schwurgerichte  und  Staatsanwaltschaft.  Zu  vergl.  sind  auch 
der  Gesetzentwurf  und  die  Verhandlungen  über  ein  Dienstge'" 
rieht  in  den  Jahren  1849  und  1850.  —  Uebersichten  der 
Ergdmisse  der  Rechtspflege  sind  bereits  seit  einer  Reihe  von 
Jahren  durch  die  Oldenburgischen  Blätter  veröffentlicht. 

Auch  der  HauS"  und  Verdienst-Orden,  gestiftet  am  27.  No- 
vember 1838,  ist  zu  erwähnen,  obgleich  dafür  seit  1849  eine  Aus- 
gabe bei  der  Zentralkasse  nicht  ausgeworfen  ist.  Sein  Geldbedarf 
ist  verhältnissmässig  ziemlich  bedeutend ,  weil  ein  Theil  der 
Ordeninhaber  Dotationen  empfängt.  Mittelst  Verfügung  vom 
19.  August  1839  sind  dazu  vorläufig  die  Einkünfte  der  aufge- 
hobenen Johanniter-Ordens-Kommende  Lage  mit  1800  bis 


-    10S3    - 

1900  Thlr.  bestimmt,  und  das  weitere  Erforderniss  erfolgt  aus 
der  Grossh.  Schatullkasse  (z.  v.  Ldtgs.-Yerhandl.  von  1850 
S.  234  ff) 

5.  Pttifionttif  WüvUQtlhtr  u.  f.  id. 
für  1850:  8682  Thlr.,  kommen  auch  in  den  Rechnungen  der 
einzelnen  Landestheile  noch  vor,  woraus  sich  deren  Gesammt- 
betrag  zu  etwa  36000  Thlr.  oder  2,11  Vo  aller  Ausgaben 
stellt;  wozu  noch  auf  dem  Militäretat  1400  Thlr.,  Wartegeld 
für  Acrzte  und  die  Ruhegehalte  des  Jnvalidenfonds  kommen 
(Ldtgs.-Verhandlungen  von  1850  >S.  120).  Das  von  den  Land« 
ständen  in  den  Jahren  1840  und  1850  berathene  Pensums- 
geseti  (1849  S.  68,  185p  S.  177)  scheint  noch  nicht  ver- 
kündet zu  seyn. 

6.  Jlufoanli  für  Vit  2initi\)t 
vom  22.  Februar  1849  (99500  Thlr.  Gold  und  98000  Thlr. 
Kour.)  Zinsen  zu  4  %  und  Vso  Abtrag  19500  Thlr.  Ausserdem 
müssen  in  den  einzelnen  Landestheilen  noch  101851  Thlr. 
auf  Schulden  verwendet  werden,  womit  der  Gesammtaufwand 
die  Summe  von  121351  Thlr.  oder  7,13  Vo  aller  Ausgaben 
erreicht. 

7.  ^Uttftr-etat 
Der  Bedarf  des  Militär-Etats  ist  nach  den  Voranschlägen 
Tür  1848:  225445,  1849:  816659  (wovon  jedoch  nur  etwa 
621000  Thlr.  verbraucht  sind,  1850:  360141  (z.  v.  Ausschuss- 
Bericht  1850  S.  228,  wo  eine  Ermässigung  bis  auf  349552 
Thlr.  vorgeschlagen  ist);  1851:  301079  Thlr.  oder  21,16  % 
aller  Ausgaben  von  1650  und  (mit  Zurechnung  von  3762  Thlr. 
Ausgaben,  welche  durch  innere  Einnahmen  der  Verwaltung 
gedeckt  werden  und  10654  Thlr.  Servisgeldern)  1,135  Thlr. 
auf  1  Kopf  der  Bevölkerung;  so  wie  (nachdem  ferner  die 
Beiträge  der  Hansestädte  und  Knyphausens  mit  29531  Thlr. 
hinzugerechnet  worden)  71  Thlr.  auf  jeden  Kopf  des  Kontin- 
gents. —  Bei  Vorlegung  des  Budgets  für  1850  erklärte  die 
Regierung  ihren  Entschluss: 

„mit  der  Entwickelung  des  Truppen  -  Kontingents  bin  zu 
^den  geforderten  2  Vo  vorläufig  nicht  über  die  Grenzen 
„der  alten  Bundes- Verpflichtung  von  IV«  Vo  ausdehnend 
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„fortzuschreiten;  jedoch  die  auf  2  %  berechnete  neue 
^Formation  mit  ihren  Kadres,  soweit  letzte  vorhanden, 
„vorläufig  zu  konserviren,  bis  ein  neues  maassgebendes 
„Verhältniss  von  der  ßundesgewall  festgestellt  sei.^ 

Seitdem  ist  die  Regierung  noch  weiter  zurückgegangen 
und  hat  thateächlich  eine  Bildung  des  oldenburgischen  Trup- 
pen-Kontingents eintreten  lassen ,  welche  einer  Stellung  von 
IVa  %  der  alten  Bundesmatrikel,  nach  den  Folgerungen  der 
Bundes-Kriegsverfassung,  entsprechend  ist.  Die  in  Folge  Be- 
schlusses der  Reichszentralgewalt  eingetretene  Ortgftna/- Reiter- 
stellung jodoch  ist  beibehalten,  weil  die  Reichsgcwalt  die 
frühere  nachgelassene  Umwandlung  der  matrikularmässigen 
Anzahl  Reiter  in  die  dreifache  Zahl  Fussvolk,  aufgehoben  hat. 
Auf  dieser  Grundlage  fussend  ist  der  nachstehende  Kosten- 
Voranschlag  (Beilage  des  Voranschlags  der  Zentralkasse  für 
1851)  errichtet: 

Thlr.  Przt' 

Kour.  Anth" 
I.  Geld  und  Natural- Verpflegung: 

1.  Löhnung  an  Offiziere  und  Mannschaft     116421  38,02 

2.  Pferde  Rationen 52107  17,02 

3.  Lebensmittelportionen 47584  15,59 

4.  Krankenpflege  und  Arznei      ....        4442  1,45 

5.  Quailiergelder 11178  3,65 

6.  Ilaushaltungszulage    an    verheirathete 

Unteroffiziere 3135  1,02 

7.  Alterszulage  an  Unteroffiziere     .    .    .  2888  0,90 

8.  Unterhalt  von  Waffen  und  Lederzeug  609  0,20 

9.  Kompagnie-Unkosten     (Unterhalt    der 
Montirungsstücke  und  Stiefel)     .    .    .  4438  1,45 

10.  Bureau-  und  Schreibgelder    •    .    .    .        1117        0,37 

11.  Unterhalt  der  Geschütze,   Fuhrwerke, 
Pferdegeschirr  der  Artillerie      .    .     .  227        0.07 

12.  Unterhalt  des  Reit-  und  Sattel -Zeugs 

des  Reiterregiments ."         220        0,07 

13.  Hufbeschlag  und  Gesundheitspflege  der 

Pferde 1099        0,36 

14.  Pferde-Putzzeug  .    .  ^ 375       0,12 


-    J056    - 

Kour.  Antk. 

15.  Für  Schiessübungen       87  0,03 

16.  Für  Musikinstrumente  und   Musikalien          217  0,07 

17.  Sonstige  kleine  Ausgaben  .    .    .    .     .          898  0,29 

Zusammen  I.  247041  80,68 

II.  Montirung 14100  4,60 

m.  KriegsmateriaL    .........  3414  1,11 

IV.  Allgemeine  Ausgaben : 

1.  Militär-Bild ungswesen  (Brigade-Militär-     - 
schule  in  Oldenburg  mit  veränderter 

Einrichtung  seit  1.  May  1846)    .    .     .        2966        0,97 

2.  Remonte  (jährlich  das  9.  Pferd,  Ankauf- 

preis  22  Ldr.) 5010        1,64 

3.  Reisekosten,  Diäten 1700        0,55 

4.  Wartegeld  an  die  fiir  den  Krieg  ange- 

nommenen Aerzte 1400        0,46 

5.  Militär-RechtspHege UlOj       0,36 

und     800)        0,26 

6.  Militär- Verwaltung,  Aushebung    ...         3162        1,04 

7.  Sonstige  allgemeine  Ausgaben    .    .    .        1700        0,55 

Zusammen  Iv!      17848        ö^ 

V.  Garnison- Verwaltung: 

1.  In  Oldenburg 15577         5,09 

(wovon  auf  den  Unterhalt  der  Militär- 
Gebäude  1992  Thir.) 

2.  In  Eutin  (54  Mann  Garnison)      .    .    .        6004        1,96 

3.  In  Birkenfeld    ...         2231         0,73 

Zusammen  V.      23812        7,78 

Gesammtsumme    306215     100,— 

Die   eigenen    und   unmittelbaren  Einnahmen   der  Militär- 
Verwaltung  bestehen  aus : 

1.  dem  vertragmässigen  Beitrage  der  3  freien  Städte 
Hamburg,  Bremen  und  Lübeck  zu  den  Kosten  des 
Brigade  -  Stabes  der  Artillerie  und  Militär -Schule, 
25000  Thlr.  Gold  oder 28125 

2.  vertragmässiger  Beitrag  der  Herrschaft  Knyphau- 

sen  1250  Thk.  Gold  oder 1406 
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3.  Miethe  und  Pacht 448 

4.  An  Yerkaufs-Erlösen 2160 

5.  An  sonstigen  verschiedenen  Einnahmen  ....      1154 

Zusammen  (nicht  durch  die  Staatsrechnung  laufend)  33293 

6.  Servisgelder   aus     dem    Herzoglhum    Oldenburg 

(unter  vermischten  Einnahmen) 10654 

Wenn  man  die  Kosten  der  Geld  -  und  Natural- Verpflegung, 

,  der  Montirung,  des  Kriegsmaterials  und  der  Remonte  anf  die 
eingehen  Truppen- Arten  vertheilt,  so  fallen  auf  das  Fussvolk 
122297  Thlr.  oder  45.32  o/^,,  auf  die  Reiterei  96813  Thir. 
35,88  Vo,    auf  die   Artillerie  33391  Thlr.   12,3  8  Vo    auf  den 

•  Stab  17319  THir.  6,42  %. 

Bis  zum  Jahre  1848  war  (nach  Jaco&t,  das  zehnte  Armee- 
korps, Hannover  1847)  der  Friedenseiai  des  oldenburgischen 
Truppenkorps:  Stab  6  Offiziere,  zwei  Infanterie -Regimenter 
70  Offiziere,  292  Unteroffiziere,  76  Spielleute,  3132  Gemeine 
(und  684  Mann  nicht  ausgebildeter  Ersatzleute);  Artillerie 
11  Offiziere,  44  Unteroffiziere,  5  Spielleutc,  4^6  ausgebildete 
Gemeine;  zusammen  also  4072 Streitbare:  deren  Ausrückungs- 
stärke  im  verstärkten  Bundesaufgebot,  mit  £linschluss  der  Nicht- 
streitbaren, 4376  Köpfe  war.  —  In  Folge  Beschlusses  der 
Reichsversammlung  vom  15.  July  1848  sollte  dieses  Kontin- 
gent erhöht  werden  wie  folgt  (Ldtgs.-VerhdI.  1849  S.  1143): 
Stab  der  Brigade  und  4  Bataillone  Infanterie,  mit  Einschluss 
der  Pionniere  3796  Mann,  1  leichtes  Bataill.  von  3  Kompag. 
600  Mann,  1  Reiter-Regiment  von  4  Schwadr.  800  Mann,  Ar- 
tillerie  mit  10  Geschützen  404  Mann,  zusammen  5600  Mann. 
Die  Ausgabe  für  die  erste  Ausrüstung  des  Reilerregiments  war 
wie  folgt  veranschlagtr: 

Geldbetrag    also  für 
in  die  Em* 

Thlr.  Kour.       heit. 

1.  Bekleidung  für  das  ganze  Regiment  .  37724  47,155 

2.  Waffen  und  Lederzeug  desgleichen  18020  22,525 

3.  Ausrüstung  für  709  Pferde  ....  20915%  29,500 

4.  Pferde  366  Stück 45750  125,000 

5.  Putzzeuge  366 610  1,666 

Zusammen    123019%    153,775 


^ 
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Bis  Ende  1849  waren  indess,  sowohl  für  diesen  Zweck 
als  für  Vervollständigung  der  Ausrüstung  des  Fussvolks  und 
der  Artillerie,  nur  etwa  80000  Thir.  verwendet;  (Reg.-Mitth. 
vom  2,  November  1849).  Die  Kosten  des  JahresunterhaUs 
dieses  Regiments  waren  zu  77076V6  Thlr.  berechnet,  also  auf 
1  Kopf  durchschnittlich  96,34  Thlr.  —  Dieses  neuerrichtete 
Reiterregiment  gab  zu  vielen  Ansichtsverschiedenheiten  unter 
Regierung  und  Landtag  Veranlassung.  Jene  glaubte  sowohl 
einer  Bundesverpflichtung  zu  genügen,  wenn  sie  die  in  früherer 
Zeit  ausnahmsweise  Oldenburg  (gleich  Nassau  und  19  kleineren 
deutschen  Staaten ,  Bundesbeschluss  vom  30.  April  1831)  in 
Fussvolk  angerechnete  Reiterstellung,  in  Folge  der  Auffor- 
derung der  prov.  Zenlralgewalt,  nunmehr  bewerkstelligte; 
als  sie  es  auch  Tür  höchst  rathsam  hielt,  sich  in  die  Lage  zu 
versetzen  dieser  dereinst  ohne  Zweifel  abermals  geschehenden 
Anforderung  entsprechen  zu  können.  Der  Landtag  hingegen 
erbliQkte  nicht  nur  in  dem  Beschlüsse  der  Reichsversammlung 
vom  15.  Julyl848  lediglich  eine,  durch  die  damaligen  drohen- 
den Verhältni^e  veranlasste  vorübergehende  M^assre^el ,  deren 
Gründe  jetzt  nicht  mehr  vorhanden  seien,  weshalb  man  zu 
den  alten  Vorschriften  der  Bundeskriegs  -  Verfassung  zurück- 
kehren müsse;  sondern  glaubte  auch  den  grossen  finanziellen 
Nachtheilen^  welche  die  Reiterstellung  mit  sich  führe,  auswei- 
chen zu  müssen,  indem  die  Jahreskosten  für  einen  Jnfanteri- 
sten  70 Vs,  für  einen  Reiter  aber  162  Thaler  seien.  Dazu 
komme,  dass  eine  deipnächst  unfehlbar  nöthig  werdende  Rei- 
terkaserne für  144  Mann  und  136  Pferde,  an  70000  Thlr. 
kosten  werde;  dass  eine  günstige  Wirkung  auf  die  Pferde- 
zucht mindestens  in  sehr  entfernter  Aussicht  liege,,  weil  für 
jetzt  sich  nur  wenige  brauchbare  Reitpferde  im  Lande  ge- 
funden hätten;  dass  die  Neigung  zum  freiwilligen  Dienste 
(im  Gegensatze  zu  Hannover  und  Braunschweig)  so  gering 
sey,  dass  von  337  eingestellten  Reitern  nur  63  diese  Waffe 
freiwillig  gewählt  hätten  u.  's.  w.  —  In  neuster  Zeit 
(13.  Februar  1851)  hat  der  Landtag  den  Ansichten  der  Re- 
gierung in  soweit  sich  genähert,  dass  er,  unter  Offenhaltung 
der  Rechtsfrage,  die  Kosten  für  die  Reiterei  bis  zu'  dem  Be- 
trage, welchen  die  bundesmässige  Mebrstellung  an  Fussvolk 

BeitM  FlMU-SlatiBtalu  67 
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erfordern  würde,  mit  60000  Thlr.  bewilligt  hat.  —  Der 
jefüge  Bestand  des  oldenburgischen  Truppenkorps  scheint  zu 
seyn  (Ldlgs.-Yerhdl.  1850  S.  153): 

1.  Bei  der  Fahne;  Fussvolk  69  Offiziere,  298  Unteroffiziere 
und  Spielleule,  532  Gemeine;  Arlillerie  180  Köpfe;  Stab 
38  Köpfe,  Reiter  270  Kppfe;  zusammen  1387  Köpfe. 

2.  Beurlaubt:  Fussvolk:  79  Unteroffiziere  und  3020  Geraeine; 
Reiterei  330  Köpfe. 

Die  gesofnmie  Kopßahl  wäre  also  hiernach  4816.  Eine 
Aenderung  hierin  und  ei/ie  vorübergehende  Mehr  -  Belastung 
dürfte  dadurch  herbeigoruhrt  werden,  dass  die  Militär -Kon- 
vention mit  den  Hansestädten  von  diesen  gekündigt  ist  und 
demgemäss  der  Brigadoverband  mit  dem  l.May  1851  aufhört 
(stenogr.  Berichte  von  1850  S.  374). 

Die  jetzige  Grundlage  der  milUäruchen  Dienstpflicht  ist  die 
Verordnung  vom  19.  July  1837  mit  Nachtragen  und  Abände- 
rungen vom  15.  April  und  28.  Dezember  1843,  ein  neues 
Wehrgeselz  liegt  dem  Landtage  vor;  die  Militär -Straf-  und 
bürgerliche  Ikechi&gesetmebung  ist  unter  dem  1.  May  1841  ge- 
ordnet, jedoch  liegt  ein  Gesetzentwurf  wegen  Abänderung  einzel- 
ner Bestimmungen  dem  Landtage  vor;  hinsichtlich  der  Bequartie- 
rung  und  Verpflegung  habe  ich  neuere  Vorschriften  als  in 
den  Bekanntmachungen  vom  27.  Januar  1814  und  28.  Novem- 
ber 1815^  nicht  aufgefunden;  ein  militärisch  gebildetes  Laad- 
dragoner-Korps  wurde  durch  Verordnung  vom  22.  Oktober 
1817  errichtet;  das  Sercisgeld  wurde,  durch  Verfügung  vom 
3.  May  1823,  a<if  16  Thlr.  48  Grote  Gold,  das  Quartiergeld 
auf  jährlich  20  Thlr.  Tür  jedes  volle  Haus  in  Oldenburg  herabge- 
setzt. Ein  Gesetz  über  den  Ruliestand  des  Militärs  ist  nicht 
vorhanden,  jedoch  hat  die  Regierung  einen  Gesetzentwurf 
hinsichtlich  der  Offizierpensionen  veröffentlicht;  den  InoaUdeH" 
Fonds  habe  ich  bereits  erwähnt.  —  Die  Beetdigung  des  Mi-- 
Utärs  auf  die  Staatsverfassung  ist  unter  dem  11.  März  1849 
geschehen. 

•)  AuMi^abeii  einzeliier  JLaiiile«tKelle« 

Hit  Bezugnahme  auf  die  oben  Seite  1047  mitgetheiUe 
Ausgabetafel,  in  welcher  die  gleichartigen  Ausgaben  zusam- 


—    1059    - 

mengestellt  sind,  hebe  ich  nur  einzelne  besonders  wichtige 
Gegenstände  hervor;  weil,  wie  bereits  erwähnt,  in  fast  allen 
Verwaltungszweigen  durchgreifende  Umgestaltungen  bevor- 
stehen«' 

1.  WnUt  Un  Üusgabtn  auf  lit  iffmiidit  (^tUun^  titi^  SiäftT^tit 
stehen  für  die  Landdragoner  in  Oldenburg  16900  Thlr.  (Ver- 
ordnung vom  22.  Oktober  1817  und  Dienst.-Instr.  vom  26.  May 
1835;  Bekanntmachungen  über  ihre  Thätigkeit  in  den  Olden- 
burger Blättern);  für  die  Landreuter  in  Lübeck  2400  Thlr. i.  für 
9  Gensdarmen  in  Birkenfeld  2220  Thlr.  (Instrukt.  vom  5.  Ok- 
tober 1814).  —  Die  Strafanstalten  und  Gefangenhäuser  erfor- 
dern in  Oldenburg  13191  Thlr*.  wovon  auf  die  Strafanstalten 
zu  Vechta  (Verordg.  vom  29.  May  1821)  ein  Zuschus$  yon 
9683  Thir.  kommt,  auf  die  Strafanstalt  zu  Jever  nur  860  Thir. ; 
in  Lübeck,  wo  die  Sträflinge  theils  nach  Vechta,  iheils  nach 
Glückstadt  gesendet  werden ,  980  Thir. ;  in  Birkenfeld  desgl. 
nadi  Kaiserslautern,  1509  Thir. 

2.'  Hie  StaoKKalTr  ^u  J9ri30gt4um0  Oi^eiibtirg 

verwendet  19  bis  20000  Thir.  jährlich  auf  das  Deichwesen,  den 
Vferbau  und  die  Abwässerung,  die  Last  der  Verbände  u.  Privaten 
ist  bei  weitem  grösser  und  so  schwer,  dass  man  im  Binnen- 
lande kaum  einen  Begriff  davon  hat  (z.  v.  eine  Darstellung  in 
den  Oldenburger  Blättern  von  1840  Nr.  51).  Sie  erfordern 
in  gewöhnlichen  Jahren  eine  baare  Ausgabe  von  140  bis 
150000  Thir.  und  an  Naturalarbeit  für  45  bis  50000  Thir. 
Ihre  Gesammüänge  ist  33  bis  34  Meilen  und  bei  ihrer  und 
der  Syhle  (Abwässerungsmiindungen)  ausserordentlidier  Wich- 
tigkeit, sowohl  fiir  die  Marsch  als  auch  für  den  Moorstreifen 
und  die  Geest,  ist  begreiflich  die  Gesetzgebung  sehr  thätig 
gewesen.  Aus  neuerer  Zeit  sind:  die  Verordnung  vom  19. 
März  1825  über  die  Beikiüfe  :&ur  DeicharbeU  in  der  HeiTSchaft 
Jever;  vom  26.  August  1830,  Neue  Instruktion  (ür  die  SyhU 
geschwomen  im  Herzogth.  Oldenburg;  vom  26.  August  1829 
de^L  für  Deich*  und  Sghlrichler  m  der  Herrschaft  Jever;  die 
BdumnUnaohoog  vom  5.  November  1839  wegen  Ertnihung 
dar  Beiträge  von  den  deichfreien  Läiidereien  zu  den  D^icb^ 

67* 
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lasten.,  vom  6.  November  1839  wegen  Eioselzung  einer  Kom- 
mission zur  Unlersuchung  der  Syhtfre%heUen\  vom  5.  Dezbr. 
1845  neun  Bestimmungen  über  die  Gebühren  der  Deich-  und 
Syhl-Richfer  in  der  Herrschaft  Jever^  Verordnung  vom  11. 
November  1846,  wodurch  die  BeitragspflicM  zu  den  Deich- 
lasten in  der  Herrschaft  Jever  neu  geordnet  wird ;  vom  5.  May 
1848  Bestimmungen  über  die  Beitragspflicht  zu  den  Syhilasten 
im  Herzogthum  Oldenburg. 

verwendet  das  Herzogthum  Oldenburg  3831  Thir.  und  zwar 
auf  Geschäftskosten  der  Ablösungsbehörden  400  ThIr.  (Beschluss 
vom  7.  Juny  1808  wegen  Aufhebung  der  Eigenbehörigkeit 
gegen  Entschädigung;  Dekret  vom  9.  Dezember  1811  ,  wo- 
durch die  lehn-  und  gutsherrlichen  Verhältnisse  aufgehoben 
oder  ablösbar  erklärt  wurden,  bedeutend  beschränkt,  nach 
dem  Aufhören  der  Fremdherrschaft,  durch  die  Verordnung 
vom  10.  März  1814  mit  Nachtrag  vom  26.  May  1814,  jedoch 
wurden  die  durch  gültigen  Vertrag  beseitigten  Lasten  nicht 
widerhergestellt  und  suspendirt  blieben  Zwang-  und  Bannrechte 
und  Patrimonial-Gerichtsbarkeit;  Anordnäng  einer  Kommission 
zur  Regelung  der  Entschädigung  fiir  aufgehobene  grundherr- 
liche Rechte  am  26.  Septembier  1820;  Gestattung  der  Allodi- 
fikation  landesherrlicher  Lehne  unter  dem  3.  Oktober  1822; 
Verordnung  vom  2.  August  1830,  mit  Abänderungen  vom  12. 
April  1837  und  20.  Jüny  1846,  die  aufgehobenen  und  be- 
schränkten gutsherrlichen  Rechte,  so  wie  die  Entschädigung 
dafür  betreffend;  Gesetz  vom  14.  Oktober  1849  über  die 
Rechtsverhältnisse  der  von  einem  guts-  oder  schutzherrlichen 
Hörigkeits-  oder  Unterthänigkeits-Verbande  befreiten  Stellen 
und  die  Entschädigung  wegen  der  aufgehobenen  gutsherrlichen 
und  sonstigen  Lasten  betreffend).  Ferner  als  Zuschuss  zu  den 
Kosten  der  Landtoirthschafts-Gesellschaß  338  ThIr.  (Bestätigung 
unter  dem  20.  July  1818;  nützliche  Wirksamkeit;  Volksfeste); 
sodann  zur  üntei'stützung  der  Vereine  für  Pferde-  und  Rind- 
vieh-Zucht  478  Thlr. ,  sowie  die  Kosten  der  Hengst-  und  S^- 
tm-Köhrungen  mit  2616  Thlr.  (Anordnung  einer  jährlichen 
Köhrung  der  Beschälhengste  am  20.  Dezember  1819;  wegen 
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Verwendung  guter  Stuten  vom  1.  July  1840;  jährliche  Thler- 
schauungen  mit  Preisvertheilung  in  den  Kreisen;  jährliche  Be- 
kanntmachung der  zugelassenen  Beschäler  und  mit  Preisen 
belohnten  Zuchtstulen;  Pferdemärkle ;  Grossh.  Marstall  und. 
Gestüt;  viele  und  gute  Mittheilungen  in  den  oldenburger  Blät- 
tern). —  Unter  den  Ausgaben  auf  die  Finanz- Verwaltung  kom- 
men noch  6429  Thlr.  für  Gememheitstheilungen ,  Moor -Reguli* 
rungon,  Anbaupflege,  vor  (Regulativ  wegen  der  Torfmoore 
vom  14.  August  1820,  begonnen  vor  70  Jahren  und  fast  vol- 
lendet; z.  V.  Kohlt  a.  a.  0.  I.  S.  113  und  327)  und  für  die 
Landesvennessung  23  bis  24000  Thlr.  —  Im  Für»ienthum  Lübeck 
werden  nur  120  Thlr.  aus  öffentlichen  Mitteln  für  die  Land- 
wirthschaft  verwendet  und  zwar  zu  Preisen  auf  der  Thierschau 
und  für  Raubvogelschussgeld;  im  Fürstenthum  Birkenfeld  nur 
115  Thlr.  zur  Belohnung  von  Privathengsten. 

4.    JDrr  JiufiDon^  fftr  tfnprrbr  tin^  jQan^el 

im  Herzogthum  Oldenburg  520  Thlr.,  zerfällt  in  den  Zuschuss 
für  die  Gewerbeschule  in  Oldenburg  mit  120  Thlr.  (Erlass  wegen 
deren  Errichtung  vom  25.  Februar  1848);  Zuschuss  für  den 
Getceibe-  und  Handels- Verein  225  Thlr.  (errichtet  im  Jahre  1841 ; 
umsichtige  Leitung  und  erfolgreiche  Wirksamkeit»  z.  v.  dessen 
Verhandlungen ,  herausgegeben  vom  Vorsitzenden  Hofralh 
Lasius) ;  zur  Hebung  det*  Letnenindustrie  mittelst  Vertheilung 
vom  Prämien  175  Thlr.  Die  Leinen-Leggeansialt  scheint  sich 
selbst  zu  erhalten;  mindestens  findet  sich  kein  Ausgabe- Ansatz; 
jedoch  sollte  auch  ihr  Geldumsatz  durch  die  Staatsrechnung 
laufen,  da  sie  Staatsanstalt  ist.  Auf  der  Legge  zu  Damme 
wurden  im  Jahr  1848:  2277  Stück,  zu  Zetel  (mit  Kunstbleiche 
verbunden)  410  Stück  Leinen  geleggt;  die  Leggeordnungen 
sind  vom  18.  März  1826  und  14.  Juny  1847. 

5.   3um  BtfUn  Itt  54ifffol)rt 

werden  im  Herzogthum  Oldenburg  aus  der  Staatskasse  ver- 
wendet 33584  Thlr.;  ausserdem  jedoch  manche  nicht  durch 
die  Staatsrechnung  laufende  eigene  Einnahmen  der  Anstalten. 
Davon  fallen  beispielsweise  auf  die  Geschäftskosten  der  Schif- 
fahrls^Kommission  in  Brake  200  Thlr.  (Verordg.  vom  7.  April  1842) ; 
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Naüigaiionsichule  in  Elsfleth  250  Thir.  (Bekanntmaohong  vom 
W.  Augast  1832);  Zuschus$  zum  Looisenwesen  300  Thlr.  (In- 
struktion für  die  Lootsengescllschaft  zu  Elsfleth  und  Regulativ 
fiir  die  Gesellschaft  der  Sjouverleute  zu  Hooksyhl  vom  24. 
September  1816);  föv  Leuchtfeuer^  Signaltonnen,  Baaken,  über- 
haupt Seeieichen    1500    Thlr.   (wegen    Widerhersteilung   des 
Leuchtthurms  auf  der  Insel  Wangerooge,  Bekanntmachung  vom 
29.  August  1814;  Leuchtthurm  mit  Lampenlicht  daselbst»  an- 
statt des  bisherigen  Steinkohlen feuers  vom  O.September  1830; 
Bekanntm.  wegen  Belonnung  des  Fahrwassei*s  der  Jahde  vom 
19.  April  und  15.  September  1843,  4.  Juny  1844  und  2.  Sep- 
tember 1850;    wegen  Bezahlung  der  Tonnengelder  auf  der 
Jahde  vom  2.  März  1848;  Strandungs-Ordnung  vom  29.  July, 
1844);  —  für  Hafenansialien  in  Elsfleth,  Brake,  Grossensyhl, 
Feddörwardersyhl ,  Hooksyhl    23146   Thlr.    (Reglements  und 
Bestimmungen  über  den  Hafen  Brake  vom  30.  November  1803, 
3.  May  und   1.  July  1814,  28.  November  und  6.  Dezember 
1834  Freihafen,  26.  Januar  1846  Schiflsunkosten ;   Bekanntm. 
wegen  Benutzung  der  4  Stedinger  Syhie  vom    1.  May   1835; 
Hafen-  und  Kajegeld  zu  Fedderwardersyhl   vom   14.  August 
1838);  —  für  das  Fahrwasser  der  Hunte  3845  Thlr.  (Tarif  des 
Hafen-  und  Liegegeldes  im  Stau  zu  Oldenburg  vom  11.  August 
1835;  gegen  Verunreinigung  des  Hunteflusses  vom  28.  Dezem- 
ber 1836;   Regulativ  für  die  Schiffiahrt  auf  der  untern  Hunte 
vom  25.  July  1842);  —  zu  Vorarbeiten  behuf  desHunfe^Ems- 
Kanals  500  Thlr.   (eine  jetzt  der  AusRihrung  nahe,  für   das 
Land  höchst  wichtige  Anlage,   deren  Anregung  ein  Verdienst 
des  Obersten  Mosle  ist  v  z.  v.  die  Schriften :  Vehnkolonien  und 
^  Hunte-Ems-Kanal,  Oldenburg  1845  und  Bericht  über  die  Vor- 
untersuchung zum   Hunte-Ems-Kanal,  auf  Veranlassung  des 
Handels-  und  Gewerb- Vereins  1847). 

6.    Hie  Jittü^abm  für  Crfunti^tts-  uKb  Üxmtnpfit^t  fittb : 

Für  das  lateinische  Kollegium  medicum  in  Oldenburg,  neu- 
gestaltet durch  Verordnung  vom  30.  März  1832,  832  Thlr.;  Tür 
7  Kreisärzte  und  7  Kreiswundärzte  2539  Thlr. ;  für  Hebammen 
u.  s.  w.  420;  für  den  Ober-Thierarzt  222;  allgemeine  Aus- 
gaben Tür  Gesundheitspflege  800 ;  Tür  die  Hebammenanstalt  zu 
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Oldenburg  400 ;  Unterstützung  der  Heilanstalt  für  Stotternde 
in  Delmenhorst  113  (habe  ich  sonst  in  keiner  Staatsrechnung 
gefunden);  Zuschuss  zum  Hospital  in  Oldenburg  1639;  zusam- 
men für  1850:  6965  Thir.  Für  die  unter  dem  1.  März  1820 
in  Wildeshausen  errichtete  Taubsiummen-Xmiah  findet  sich  kein 
Beitrag.  Verordnungen  für  Gesundheitspflege  sind:  vom  14 
September  1818  wegen  deren  Gestaltung;  hinsichtlich  der 
Seebadeanstalt  Wangerooge  vom  19.  Juny  1819,  31.  März  1821; 
wegen  Einführung  der  hannoverschen  Pharmakopoe  vom  28. 
August  1824  und  2.  July  1833;  «Arzeneitaxe  vom  14. April  1830; 
Arzeneigewicht  vom  14.  April  1847;  Blutegelfang  vom  21.  März 
1825;  Prüfungen  des  Gesundheitspersonals  vom  20.  März  1830; 
30.  April  1831  und  28.  Juny  1836.  —  Im  Fürstentkwn  Lübeck 
1200  ThIr.  für  vier  Aerzle;  in  Birkenfeld  950  ThIr.  für  den 
Amtsarzt  und  Landesthierarzt. 

Die  Einrichtung  der  Armenpflege  im  Herzogtbum  Oldenburg, 
(Verordnungen  vom  1.  August  1786,  9.  May  1814,  31.  März 
1817,  24.  Dezember  1832,  29.  März  1833  Beschränkung  des 
frühen  Heiratbens,  3.  Juny  1840)  und  in  der  Herrschaft  Jever 
(Verordnungen  vom  17.  März  1798,  20.  May  1817,  17.  März 
1834,  3.  Juny  1840j  wegen  der  Ersparungs-Kdisse  vom  18.  Ok- 
tober 1833,  7.  April  1837,  15.  July  1846)  hat  in  sofern  Aehn- 
licbkeit  mit  der  Armenvei^orgung  in  England,  dass  dafür  durch 
eine  besondere,  gesetzlich  vorgeschriebene  Steuer  gesorgt  ist. 
Der  Bedarf  der  Armenkassen  war  veranschlagt  für  Oldenburg 
mit  Jever,  für  das  Jahr  1845  zu  96093  Thlr.  Kour.,  1846  zu 
115175,  1847:  137157,  1848:  158567,  also  binnen  4  Jahren 
65%  Zunahme  und  im  letzten  Jahre  auf  1  Kopf  der  Bevöl- 
kerung von  1846  durchschnillhch  21,21  Sbgr.  Dieses  rasche 
Steigen  hat  mancherlei  Bedenken  erregt,  welche  in  einem 
lesenswerthen  Aufsatze  in  Nr.  79  der  neuen  Blätter  für  Stadt 
und  Land  von  1850,  zusammengestellt  sind.  Allerdings  v^rd 
von  Stiftungen  und  von  der  Staatskasse  (3186  Thlr.)  einTheil 
jener  Summe  getragen,  allein  es  kommen  noch  die  sonstigen 
Gemeindelasten  (als Deich-Abwässerungs-Anstalten, Nebenschulen, 
Servis,  Delinquentenkosten,  Kirchspielsgemeindeausgaben  u.s.  w.) 
hinzu.  Diese,  mit  der  Armenpflege,  sind  für  1847  (ohne  den 
WerUi  der  Naturaldienste)  zu   569555   Thlr.  berechnet  und 
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davon  baar  erhoben:  darch  Umlagen  371430  Thir.  (also  von 
1  Kopf  im  Durchschnitt  1,65  Thlr.)  durch  Anleihen  21327  ThIr.— 
Die  obere  LeUung  des  Armenwesens  besorgt  in  Oldenburg 
die  General-Direktion  des  Armenwesens  (unter  welcher  auch 
die  Irren-  und  Pflege-Anstalt  zu  Blankenburg,  deren  Neugestal- 
tung beabsichtigt  wird,  steht);  in  Jevcr  die  General-Armen- 
Inspektion.  Die  Spezial  Direktionen  der  Kirchspiele  bestehen 
aus:  Amtmann,  Pastor,  Kirchspielsvogt,  Juraten,  Provisor  und 
Armenvätern.  Die  Beitreibung  der  Armensteuer  geschieht  im 
Verwaltungsv/ege,  Von  gesetzlichen  Aenderungen  der  jetzigen 
Armenpflege-Ordnung  ist  wie  es  scheint  noch  nicht  die  Rede. 
Im  Fürstenthum  lAlbeck  ist  die  Armenpflege  seit  1791  ähn- 
lich eingerichtet  und  der  Beitrag  der  Staatskasse  jetzt  jährlich 
1896  Thlr.;  für  Birkenfeld,  wo  571  Thlr.  beigetragen  werden, 
ist  die  Armenverordnung  vom  14.  Juny  1841  maassgebend. 

7.  ifir  £on)i|lro|nt  un^  ürüxKrn 

werden  durch  die  Staatskasse  80  bis  90000  Thlr.  jährlich 
ausgegeben,  wovon  auf  Oldenburg  70  bis  75000  Thlr.,  auf 
Lübeck  5  bis  6000 ,  auf  Birkenfeld  8  bis  9000  Thlr.  kommen. 
In  Oldenburg  betragen  die  Kosten  des  Bau  -  und  Aufsichts- 
Personals  (2  Oberbeamte,  4  Aufseher,  64  Wärter),  mit  Ein- 
schluss  von  800  Thlr.  Tür  die  Erhebung,  8399  Thlr.;  der  fa«*- 
fende  Unterhalt  von  45  Meilen  Chausseen ,  erfordert  mit  Ein- 
schluss  der  darin  vorhandenen  Brücken  (1909)  18409  Thlr., 
also  1  Längenmeile  durchschnittlich  409,09  Thlr.;  ftir  den 
Neubau  sind  42588  Thlr.  angesetzt;  an  Zuschüssen  für  son- 
stige Wege  2310  Thlr.  —  Im  Fürstenthum  Lübeck  kosten 
1  Wegeinspektor  und  9  Wärter  1368  Thlr.,  6  Einnehmer 
642  Thlr  ;  der  Unterhalt  von  etwa  5  Meilen  2454  Thlr. ,  also 
im  Durchschnitt  1  Meile  490,80  Thlr.;  —  in  Birkenfeld  werden 
für  14  Strassen  Wärter  1680  und  für  die  Erhebung  310  Thlr. 
bezahlt;  der  Unterhalt  von  14  Meilen  Slaatsstrassen  erfordert 
5760  Thlr.,  wonach  auf  1  Durchschnittsmeile  411,36  Thlr. 
kommen. 

8.  Bit  Aafttn  t>er  ilrd)t0|i(lr0e  ^ 

welche  jedoch  durch  die  bevorstehenden  Umgestaltungen 
dieses  Dienstzweiges  Abänderung  erfahren  dürften,   belaufen 
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sich  auf  etwa  90000  Tbir.,  wovon  auf  Oldenburg  78  bis 
81000  Tbir.;  dazu  kommen  ferner  für  die  geraeinsamen  Rechts- 
Behörden  etwa  20000  Tbh*.  und  diese  110000  Tblr.  bilden 
6,46  Vo  aller  Ausgaben.  Die  Per^ofto/kosten  sind  in  Oldenbftr§ : 
bei  der  Justizkanzlei  (9  Mitglieder,  7  Unterbeamte)  13373  Thir.; 
bei  7  Landgerichten  (26  Mitglieder  und  40  Unterbeamte) 
37192  ThIr.;  die  sämmtlicben  gewöhnlichen  Oeschäft$ko8ien 
25074  ThIr.  Reglement  fiir  die  Geschäftsrührung  der  Justiz- 
kanzlei vom  18.  November  1817;  Strafgesetzbuch  vom  10.  Sep- 
tember 1814  mit  einer  Menge  von  Nachträgen  und  Abände- 
rungen; Prozessreglement  vom  15.  März  1824.  —  Archiv  für 
die  Praxis  des  gesammtcn  im  Grossherzogthnm  Oldenburg 
geltenden  Rechts,  seit  1844.  — 

9.  Ht  Airdit  uit^  Alrruf. 

Im  Herzoglhum  Oldenburg  (ohne  die  Herrschaft  Jever)  er- 
fordert das  evangelische  Konsistorium  4743  ThIr.  Nach  der 
Verordnung  vom  7.  Oktober  1837  ist  es  in  allen  Gegenstän- 
den der  landesherrlichen  obersten  Aufsicht  und  der  gesetz- 
gebenden und  ausübenden  Gewall  in  Kirchen-  und  Schulsa- 
chen, eine  unmittelbar  der  höchsten  Stelle  untergebene  be- 
rathende  und  ausfuhrende  Behörde.  Zur  unmittelbaren  Auf- 
sicht über  die  Kirchen  und  Schulen  sind  Special -Superinten-' 
denten  (Verordnung  vom  26.  Februar  1842),  welche  aus  der 
Staatskasse  nur  608  ThIr.  empfangen.  Die  für  die  Herrschaft 
Jever  angeordnete  besondere  KonsistoriaM?epti/afion  (Rescript 
vom  28.  August  1826  und  obige  Verordnung  vom  7.  Oktober 
1837)  macht  eine  Ausgabe  von  1662  Tblr;  auch  ihr  ist  ein 
Spezial-Superintendent  untergeordnet  (Instruktion  vom  7.  Ok- 
tober 1836).  Als  Zuschüsse  zu  den  Ausgaben  einzelner  Ge- 
meinden enthält  der  Staatsvoranschlag  3041  und  482  ThIr. 
(z.  V.  Regulative  über  die  Anwendung  der  Landgemeindeord^ 
nung  auf  Kirchen-  und  Scbulsacben  vom  10.  Dezember  1832 
und  7.  Februar  1834);  Vertreter  der  Kirchengemeinden  sind 
die  Kirchen  -  OfBzialen  oder  Vorstände.  Die  Bestimmung  im 
Art.  73  des  Staatsgrundgesetzes,  wodurch  der  Kirche  (Reli- 
gionsgesellschaft) die  Befogniss  zur  selbstständigen  Ordnung 
und  Verwaltung  ihrer  Angelegenheiten  beigelegt  ist;  hat  eine 
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durchgreifende  Veränderimg  dieser  Verh&ttoisse  bewirkt  (Ver- 
ordnung vom  16.  Januar  1851  über  die  gegenseitigen  Ver- 
hältnisse der  ReHgionsgesellschaflen).  —  Ein  durch  eine  Ge-* 
neral-Synode  ausgearbeitetes  Verfassungs^Gesei^  der  etange^ 
Uichen  Kirche,  (Oldenburger  Volksbole  für  1850  S.  1  und  Ge- 
setz- und  Verordnungs-Blatt  für  die  evangelische  Kirche)  unter 
dem  3.  Angust  1849  landesherrlich  bestätigt;  hat  dieser  Re- 
ligionsgemeinscliaft  eine  völlig  unabhängige  Stellung  nach 
aussen,  neben  inneren  republikanischen  Einrichtungen,  ver- 
Kehen.  Ein  Oberkirchenrath,  Tür  welchen  im  Budget  5500  Thlr. 
ausgeworfen  sind,  und  Gemeinde-Kirchenräihe  sind  die  leiten- 
den Behörden ;  die  Kirchenpolizei  welilicken  Ursprungs  ist  der 
Regierung  zugewiesen  (Bekanntm.  vom  6.  Januar  1850;;  die 
alten  Konsitorien  bestehen  vorläufig  noch  fort  als  Ober- SchuL 
behörden.  Die  Landessynoden  gehen  aus  der  dem  Kirchen- 
verfassungsgesetze beigefiigten  Wahlordnung  hervor.  —  Die 
Unabhängigkeits^  Erklärung  der  Kirche  muss  für  die  Staats- 
kasse den  Wegfall  des  grössten  Theils  ihrer  Ausgaben  für 
kirchliche  Zwecke,  zur  Folge  haben.  —  Die  Verhältnisse  der 
ktUKoUsdien  Kirche  sind  durch  die  unter  dem  5.  Januar  1830 
geschlossene  Uebereinkunfl  (Verordn.  vom  5.  April  1831)  be- 
stimmt Sämmtliche  römisch-katholische  Pfarreien  des  Her- 
zogthums  Oldenburg  und  der  Herrschaft  Jever  bilden  den 
oldenburgischen  Bezirk  des  Bisthums  Münster,  dessen  Leitung 
durch  das  Bischöfliche  0/fhialat  in  Veckta  (2741  und  447  Thlr. 
nebst  den  Sportein)  geschieht;  während  die  landesherrlichen 
Hoheitsrechte  von  einer  besondern  Kommission  wahrgenommen 
werden  (774  Thln;  Verfbgungen  vom  5.  April  und  6.  May 
1881 ;  z.  V.  auch  den  Staatsvertrag  mit  Preussen  vom  10«  May 
1837).  Für  die  örtliche  Verwaltung  ist  das  Regulativ  vom 
1.  August  1833  und  die  Instruktion  von  demselben  Tage 
roaassgebend. 

10.  Jf&t  Xtttrrriil)t  ml  Zryitl^nng. 

Die  Verfassung  der  Schulgemeinden  auf  dem  Lande  ist, 
nach  den  Grundsätzen  der  Landgemeindeordnung,  durch  die 
Sdmlverordnmig  vom  14.  Januar  1836  geregelt;  wird  also 
gleich  ihrer   Grundlage  Abänderungen   erleiden.     Die  obere 
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Leitung  des  Schulwesens  war  bbher  in  den  Händen  der  Kon- 
sistorien und  beziehungsweise  des  katholischen  OfBzials;  in 
den  einzelnen  Schulachien  bestehen  Schulvorstände.  Unter- 
richtsplan und  Schulgebühren  (werden  von  den  Amtsoinnehmern 
eingezogen)  sind  durch  Verordnung  vom  6«  August  1838  be- 
stioHnt»  mit  Einfuhrungs- Verordnung  vom  24.  April  1839.  Hin- 
sichtlich der  Diensieinkünfie  der  evangelischen  Volksschullehrer 
ist  durch  Verordnung  vom  17.  Januar  1845  festgesetzt,  dass, 
neben  freier  Dienstwohnung  und  Garten,  der  gei-ingsle  Satz 
reiner  Diensleinnahme ,  auf  der  Geest  100  Thir.  Gold,  in  der 
Marsch  125  ThIr.  Gold  seyn  solle.  Durch  Verfugung  vom 
10.  July  1848  ist  zwar  das  Schulgeld  in  den  Volksschulen 
herabgesetzt,  jedoch  zugleich  bestimmt,  dass  der  Ausfall  nach 
dem  Fuss  der  Armensteuer  vergütet  werden  solle;  auch  wegen 
der  den  Volksschullehrern  durch  die  neuen  Einrichtungen  ver- 
mehrten Lasten,  sollen  sie  Entschädigung  erhalten  (Verordnung 
vom  25.  Februar  1850).  Für  die  Witlwen  und  Waisen  der 
evangelischen  Volksschullehrer  ist  unter  dem  3.  Novbr.  1841 
eine  Ikierslüiiinngs  -  Ansiali  errichtet;  dass  ausserdem  schon 
aus  älterer  Zeit  eine  Menge  besonderer  Fonds  zu  ähnlichen 
Zwecken  vorhanden  sind,  ist  bereits  erwähnt. —  Eine  lesens- 
werthe  Darstellung  der  Verhältnisse  der  Volksschulen  im  kaiho- 
ÜBchen  Theile  des  Herzoglhums,  findet  sich  in  den  neuen 
Blättern  Tür  Stadt  und  Land  von  1847  Seite  21  ff.  Für  das 
gesammte  Schulwesen  ist  das  ^Olden burgische  Schulblatt*^  seit 
1850  erscheinend.  —  Die  Zuschüsse  zum  etangelischen  Volks- 
schulwesen aus  der  Staatskasse  betragen  4215  ThIr.  und 
iOOO  Thir.-rür  neue  Schulhäuser,  wovon  auf  das  ScknlUhrer- 
Senrnar  in  Oldenburg  2700  Thlr.  kommen;  zum  katluriisehen 
Volksschulwesen  1255  und  500  Thlr.  Für  die  höheren  Lekr- 
ansiaUen  werden  in  den  etangeHschen  Landestheilen  6885  Thlr 
zugeschossen  (z.  K  für  das  Gymnasium  io  Oldenburg  2700 
Thlr,  12  Lehrer  und  78  Schüler,  Gesetze  vom  22.  November 
1847;  (tir  die  Jeversche  Provinzial- Schule  7  Lehrer  mit  66 
Schüiem,  2378  Tkh*.;  flir  die  höhere  Bürgerschule  und  die 
Vorschule  in  Oldenburg  563  Thlr.,  11  Lehrer  mit  209  Schü- 
lern); —  für  das  kafhoHscke  Gymnasium  mit  Normabohule  in 
Vecäta  1060  Tbb*. 
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11.  JUfao^  ß^  ^i<  iiftims-Vfniiüttita 

Der  Geldbetrag  dieser  Ausgaben  ist  in  der  Ausgabetafel 
(oben  Seite  1049)  für  jeden  Landestheil  und  für  jeden  Zweig 
der  Finanz  -  Verwaltung  vor  Aiigen  •  gebracht  und  über  die 
leitenden  Behörden  ist  bereits  in  der  finanziellen  Einleitung 
das  Erforderliche  bemerkt.  Deshalb  nur  noch  einige  mehr 
ins  Einzelne  gehende  Angaben. 

a.  Im  Herzogthum  Oldenburg  beträgt  die  Summe  der  Abga- 
ben und  Lasten  vom  Grundeigenlhume  des  Staats  (ohne 
die  Forsten)  4700  Thlr;  die  Beauüsichtigung  desselben 
kostet  1889  Thlr. ;  für  Erhaltung  und  Verbesserung  wer- 
den 2700,  für  neue  Erwerbungen  7290  Thlr.  verwendet- 

—  Im    FUrstenihum  Lübeck    beträgt    der    entsprechende 
'  Aufwand  1908  Thlr.;  in  Birken feld  300  Thlr. 

b.  Von  der  Ausgabe  auf  die  Forsten  kommen  in  Oldenburg 
auf  Verwaltung  und  Schutz  11627  Thlr.  (Forstmeister, 
Forstamtsassessor,  2  Oberföi*ster,  2  Distriktsforster,  9  För- 
ster, 19  Holzwärter,  10  Aufseher);  die  Forstbetriebskosten 
betragen  10113  Thlr.,  der  Werth  der  unentgeltlichen  Ver- 
abfolgungen (Staatsgrundgesetz  Anl.  I.  Nebenanl.  A  Ziffer  27) 
1500  Thlr.  (Forst-Rechnungsjahr  vom  1.  July  beginnend). 

—  Im  Fürstenthum  Lübeck  betragen  die  Personalkosien 
4128  Thlr.  (1  Oberförster,  1  Distriktsförster,  2  reitende 
Förster,  3  Förster,  12  Aufseher,  Wärter  u.  s.  w.),  die 
Betriebskosten  7464  Thlr,  die  unentgeltlichen  VerabfoU 
gungen  7434  Thlr.;  —  in  Birkenfeld  die  Personalsiusghben 
(1  Forstmeister,  1  Forstauditor,  2  Distriktsförster,  15  Re- 
vierförster, 7  Forstwärter)  8715  Thlr,  die  Betriebskosten 
6335  Thlr.,  die  unentgeltlichen  Verabfolgungen  7080  Thlr. 

c.  Die  Kosten  der  Verwaltung  der  indirekten  Abgaben  ver-* 
theilen  sich  wie  folgt :  im  Herzogth.  Oldenburg:  Zentral- 
Verwaltung  16704,  Direktion  3700,  5  Inspektoren  4253, 
Aufsichtsbeamte  (7  Oberkontroleure ,  103  Steueraufseher 
mit  durchschnittl.  175  Thlr.,  Mannschaft  des  Huntewacht- 
schifis  600)  22475  ,  Erhebungsbeamte  (11  Grenzämter  1*  KL, 
13  G.A.  2.  Kl.,  10  O.A.  3.  Kl.,  6  innere  Haupt-  und  13 
innere  Neben  -  Steuerämter)  10232,  Bekleidung  und  Be* 
waShung  1700,  Erhebungsunkosten  2650,  Rückerstattun- 
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gen  und  Vergütungen  t^lOO,  Unterstützungen  960,  son- 
stige Ausgaben  500  Thlr.  —  Im  Fürsitnih.  Lübeck:  ge- 
ineinscfaafllicber  Ausgaben-Antheil  10512  Thlr.  (2  Zoll  Ver- 
walter. 7  Kontrol.,  1  Assistent,  7  Grenzzollwächter  zu 
222,  5  Grenzzoll-Reiter  144,  3  Sonstige);  einseitige  Aus- 
gaben 600  Thlr.  —  Im  Fürsienth.  Birkenfeld  862  Thlr. 
(2  Steuer -Aufseher,  1  Salzfaktor), 
d.  Vom  StacUsSautoesen  lässt  sich  leider  keine  vollständige 
UeberBioht  gewinnen,  weil  die  Ausgaben  dafür  theils  in 
den  einzelnen  Dienstzweigen  versteckt  sind,  theils  aus 
besondern  Fonds  getragen  werden. 


D.    Staatsschuld  des  Grossh.  Oldesbnrg  und  seiner 

emiemen  Theile. 

Von  den  vor  dem  Jahre  1810  entstandenen  Schuldver- 
pflichtungen waren  (nach  einer  am  10.  November  1848  ge- 
machten Aufstellung)  Ende  1848  noch  89794  ThIr.Kour.  nicht 
zurück  bezahlt.  Darunter  befanden  sich  7871  Thlr.  mit  den 
mUnsterschen  Landestheilen  übernommene  Schulden  (z.  v. 
Verordg.  vom  12.  März  1840,  zur  Ausführung  des  Vertrages 
mit  Preussen  und  Hannover  vom  16.  Oktober  1839). 

Die  frühste  Schuld  $e%t  der  Fremdherrschaft,  von  welcher 
idi  Spuren  aufgefunden  habe,  ist  eine  Anleihe  zu  4%  von 
150000  Thlr.  Gold  im  Jahre  1825,  zu  Vorschüssen  an  die  durch 
Sturmfluthen  beschädigten  Landeseinwohner  bestimmt.  Von 
1832  an  sollte  jährlich  Vio  abgetragen  werden,  jedoch  scheint 
die  Tilgung  rascher  bewirkt  zu  seyn.  —  In  den  folgenden 
Jahren  entstanden,  auf  verschiedene  Veranlassung,  neue 
Schuldverpflichtungen.  So  zur  Erwerbung  und  Verbesserung 
(Grodeneindeichung)  von  Staatsgütern  in  Oldenburg  109192 
Thlr*;  durch  Defekte,  für  welche  der  Staat  eintreten  musste, 
6658  Thlr.  Gold  und  7490  Thlr.  Kour.;  in  Lübeck  gleichfalls 
für  erworbenes  Grundeigenthum.  Ferner  in  allen  drei  Lan- 
destheilen durch  Anleihen  zum  Chausseebau  und  in  Olden- 
burg und  Lübeck  auch  durch  die  von  Staatsdienern  und  Päch- 
tern eingezahlten  Sicherheitsgelder.  Daher  kam  es,  dass  im 
Jahre  1848  (November  10.)  dem  Landtage  in  nadifolgeader 
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UeUrHckt  eine  verhäliaissmäasig  nicht  unbedeutende  Schul- 
denmenge  mitgetheilt  wurde. 
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Hier  ist  zu  bemerken: 

Die  Münzsorte  ist  Kourant  des  14  ThIr.  Fusses  und  sind 
die  unter  den  Schulden  begriffenen  Geld  -  Beträge  nach  dem 
Verhältniss  von  8:9,  das  Schleswig  -  Holsteinische  Kourant 
von  5  :  6  und  die  Rheinischen  Gulden  von  3Vs  :  2  darauf 
umgerechnet.  — '  Der  Zinsfuss  der  Schulden  ist  folgender : 
2400  ThIr.  zu  b^/o',  —  1200  zu  V/^%]  —  433603  zu  4%; 
—  990246  zu  372%;  —  26940  zu  3%;  —  2900  zu  2% 
jährlich;  —  91407  ThIr.  tragen  keine  Zinsen.  Unter  der  Ge- 
sammtsumme  sind  193495  ThIr.  begriffen«  welche  einzelne 
bisher  getrennt  verwaltete  Abtheilungen  der  Landeskassen  sich 
unter  einander  schulden  und  welche  bei  der  Kassen- Vereini- 
gung den  Schuldenbestand  mithin  auf  die  Summe  von  1,355201 
ThIr.  herunterbringen.  Zieht  man  hiervon  die  im  Jahre  1S46 
für  ausserordentliche  Hililärbedürfnisse  gemachte  Anleihe  von 
120000  ThIr.  (240000  Mk.  Banko)  ab,  so  stellt  der  Gesoimnt- 
beirag  aller  Schulden  im  Anfange  des  Jahres  1848  sich  für  das 
Hensogtbum  Oldenburg  zu  1,207163  ThIr.,  oder  auf  den  Kopf 
der  damaligen  Bevölkerung  5,40  ThIr;  für  iMbeok  zu  152692 
Tbir.  und  7,04  ThIr.;  für  Birkmfeld  zu  58922  Tblr.  und  1,92 
ThIr.  Ausser  jenen  240000  Mk.  Bko*  hat,  gleichfalls  für  aus- 
serordentliobe  Militärbedürfnisse,  mittelst  Gesetzes  vom  22.  Fe- 
iNTuar  1S49  eine  4  Voige  Anleihe  fiir  das  gesummte  Grqssher- 
zoglhum  aufgenommen  werden  müssen,  welche  209937%  Thlr. 
beurug,    Oura  VeridimiMüigeo^  tbaik  auf  Iiihi})er>  dieik  oAf 
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Namen  lautend,  sind  von  Seiten  der  Gläubiger  unkündbar, 
werden  jedoch  von  1850  an  jährlich  mit  mindestens  5  %  mit- 
lebt  Verloosung  zurück  bezahlt.  —  Auf  Grund  eines  zweiten 
Gesetzes  vom  22.  Februar  1849  sind  Tür  das  Herzogthum  0/- 
denburg  zu  Wegbauten  19000  Thlr.  angeiiehen.  —  Nach  den 
Voranschlägen  Tür  1850  stellen  der  Kapiialbetrag  und  die  ew- 
ieb%en  Arten  der  Schulden  sich  wie  folgt : 

I.  Gemeinschaflliche  Schuld   und   zwar  das  An-        Thlr. 

lehen  vom  22.  Februar  1849 209937 

und  ferner  die  zur  Deckung  der  Zentral-Aus- 
gaben  aufzunehmende  Anleihe  (§.  23  des  Vor- 
anschlags d.  Z.  A.) 75000 

Zusammen       284937 

IL  Herzogthum  Oldenburg. 

1.  ältere  Schulden  des  alten  Herzogthums.    .         81923 

2.  neuere  Schulden   des  ganzen  Herzogthums       141581 

3.  Antheil  des  Anlehns  von  1848  zu  den  aus- 
serordentlichen Mililtärkosten 99060 

4.  Zum  Chausseebau  verwandte  Kapitalien     .        701334 

5.  Anleihe  nach  dem  Gesetz  vom  22.  Februar 

1849 19000 

6.  Kautionen  von  Staatsdienern 169989 

7.  Standesgelder  einzelner  Pächter  von  Staats- 
guter    5569 

Zusammen  Oldenburg     1,218456 

III.  Fürstenthum  Lübeck    (in   Thlr.   Kour.  umge- 
rechnet). 

1.  Allgemeine  Landesschuld 55685 

2.  Chausseebau  -  Schulden .  54189 

3.  Kautionen  der  Kassenbeamten 12680 

4.  desgl.  der  Pächter  von  Staatsgütern .    •    .  12991 

Zusammen  Lübeck        135495 

IV.  Fürstenthum  Birkenfeld 48245 

Die  gemeinschaflliöbe  Schuld  und  die  Schulden  der  ein- 
zdnen  Landestheile  betragen  hiernach  zusammen  1,687133 
Thlr.  Kour. 
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Eine  besondere  SchMeniUgvngS'Kasse  besteht  noch  nicht, 
'jedoch  hat  die  Regierung  in  dem  Landtags- Abschiede  vom 
2.  Februar  1850  nachfolgende  Erklärung  hinsichtlich  derselben 
abgegeben : 

^7.  Der  eventuelle  Antrag,  iiir  den  Fall,  dass  die  ge- 
nWünschte  AmoriisoHons^Kasse  nicht  bald  sollte  ins  Leben 
^treten  können,  die  Verwaliung  derjenigen  fsniei'  Aufsicht 
^der  StaaiMregierung  siehenden  Fonds,    deren  Verhältnisse 
»dieses  gestatten,   zu  veranlassen,   aus  den  disponibeln 
»Geldern,  so  viel  irgend  thunlich,  auf  Amortisationsrente 
„und  mit  der  Befugniss  zu  kleineren  Abschlagszahlungen, 
»gegen  angemessene  Sicherheit,  auszuleihen  und  eine  be- 
»treffende  Bekanntmachung  zu  verfügen,    hat  theilweise 
»seine  Erledigung  durch  die  Bekanntmachung  der  birek- 
»lion  der  Wittwon-,  Waisen-  und  Leibrenten-Kasse  vom 
»20.  Dezember  1849  gefunden,   und  sind  Verhandlungen 
»darüber  eingeleitet,    ob  eine  ähnliche  Einrichtung  wie 
»bei  der  Wittwenkasse  bereits  bestana,  auch  bei  andern 
»Kassen  eingeführt  werden  kann.^ 
Die  Schulden   haben   übrigens   bei   Oldenburg   durchaus 
nichts  Bedenkliches,  denn  sie  sind  verhältnissmässig  sehr  ge- 
ring und  die  Verwaltung  ist  im  Allgemeinen  sparsam  und  um- 
sichtig.   Bei  der,  im  Vergleich  mit  den  mehrsten  andern  Staa- 
ten  günstigen   Finanzlage,    würde  ohne  Zweifel  selbst   eine 
neue  Anleihe  den  Kredit  des  Landes  durchaus  nicht  beein- 
trächtigen,   und  ich  hoffe,    dass  die  Anlage  von  Eismbahnen 
auf  Staatskosten   recht  bald    Veranlassung   dazu  giebt.      Es 
scheint,    als  ob  Oldenburg  fast  schon  zu  lange  gezögert  hat, 
diesen  gefährlichen  Konkurrenten  sich  selbst  dienstbar  zu  ma- 
chen.   Die  Ausführung  der  hannoverschen  Westbahn  macht 
•es  noch  dringender,   und  in  der  That  die  geografische  Bele- 
genheit des  Herzogthums  ist  so  günstig,    dass  ein  unverzeih- 
licher Fehler  wäre  davon  nicht  Nutzen  zu  ziehen. 
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10.  Staat5|)ait5|)alt-  imD  ^h^^htmtftn 

der 

Grossherzogthümer  Meklenburg. 
A.  Im  AllgememeiL 

Die  letzte  der  unseligen  Erb-  und  Länder- Theilungen, 
welche  eine  grosse  Schuld  an  der  deutschen  Klein-Staaterei 
tragen,  geschah  in  Meklenburg  durch  den  Hamburger  Vergleich 
vom  8.  März  1701.  Schwerin  und  Strelitz  sind  seitdem  ge- 
trennt geblieben.  Herzog  Friedrich  Wilhelm  zu  Schwerin  (seit 
1692)  regierte,  unter  fortgesetzten  Streitigkeiten  mit  den  Fen- 
dofetänden,  unter  dem  Einfluss  einer  kaiserlichen  Kommission 
und'  unter  den  Schrecknissen  schwedischer  und  russischer 
Raubzüge;  noch  bis  1713.  Sein  jüngerer  Bruder  und  Nach- 
folger jrar/Le()p(?M  war  zwar  bis  zu  seinem  im  Jahre  1747  erfolg- 
ten Tode  dem  Namen  nach  Herzog  des  Landes,  allein  einen 
grossen  Theil  dieser  Zeit  war  er  landesflüchtig  vor  kaiserlichen 
Kommissarien  und  Exekutionstruppen.  Er  brachte,  in  Gemein- 
schaft mit  den  aufsätzigen  Ständen,  mit  russischen  Hülfs-  und 
lUneburgischen,  schwarzburger  und  holsteiner  Exekutions-Söld- 
uem ;  sich  selbst  um  alles  Ansehn,  den  Staat  fast  zur  Auflösung, 
die  Einwohner  an  den  Rand  des  Verderbens.  Die  tleichspro- 
zess-Kosten  betrugen  mehr  als  300000  Thlr.,  die  Exekutions- 
kosten etwa  1,100000  Thlr.  N.  Vs  und  da  ist  nicht  überraschend, 

Bei«M  FiiiM-ButiaUk.  6  8 
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dass  bedeutende  Landestheile  an  Preussen  und  Kurbraunschwetg 
verpfändet  werden  mussten  und  ausserdem  der  Landkasten 
tief  verschuldet  wurde.  Dem  Bruder  ChrisHan  Ludwig  IL 
(1747  bis  1756)  gelang  es,  durch  den  kmdesgrundgeseiilichen 
Erbcergleich  vom  18.  April  1755,  bestätigt  vom  Kaiser  den 
14.  April  1756  (Literatur  bei  Klüber,  öff.  Recht  §.287  Noteb). 
die  Eintracht,  sowohl  mit  den  Ständen,  als  auch  mit  der  Re- 
gierung des  Herzogthums  Strelit^  widerherzustellen.  Der  Stifter 
dieser  Linie  Adolph  Ftiedrich  IL  war  schon  1708  gestorben 
und  sein  Sohn  Adolph  Friednch  IIL  (f  1752)  hinterliess  nur 
Töchter,  weshalb  dessen  Neffe  Adolph  Friedrich  IV.  folgte,  den 
der  Kaiser  im  Alter  von  15  Jahren  für  volljährig  erklärte  um 
den  Streit  über  die  Vormundschaft  zu  beseitigen.  Die  Stre- 
litzer  Regierung  schloss  mit  Schwerin  unter  dem  14.  Julyl755 
eine  Zusatzakte  zum  Hamburger  Vergleich  und  trat  am  30. 
September  1755  dem  Eibvergleich  bei. 

Christian  Ludwigs  ältester  Sohn,  Friedrich  von  Schwerin 
(der  Gute  1756  bis  1785)  einer  der  besten  Fürsten  Meklen- 
burgs,  verstand  es,  ungeachtet  der  Drangsale  des  siebenjähri- 
gen Krieges,  einen  Theil  der  Wunden  zu  heilen,  an  welchen 
das  Land  so  lange  Zeit  schon  litt.  Eine  Menge  vortrefflicher 
Gesetze,  namentlich  für  den  Landmann,  das  Gewerbe,  die 
Schulbildung  u.  s.  w.  verdankt  man  ihm ;  auch  wirthschaAete 
er  so  gut,  dass  die  im  Jahre  1765  niedergesetzte  ReluiHons- 
Kommission  schon  1766/8  mit  1,535000  Thir.,  die  im  Jahre 
1734  an  Hannover  verpfändeten  8  Domänen-Aemter,  einzulösen 
vermochte.  Seines  Bruders  Sohn  Friedrich  Pram  (1785  bis 
1837  Februar  1.)  wurde  sein  Nachfolger,  da  Herzog  Friedrich 
keine  Kinder  hatte*  Die  52jährige  Regierung  dieses  Fürsten 
stand  in  ihrer  grösseren  ersten  Hälfte  unter  dem  Einflüsse  von 
Ereignissen,  denen  selbst  die  mächtigsten  Staaten  Europa*s 
nicht  sich  haben  entziehen  können.  Eine  seiner  ersten  Hand- 
lungen war  der  Beitritt  zum  Fürstenbunde»  durch  weldien 
Friedrich  der  Grosse  Bayerns  Selbstständigkeit  den  österreichi- 
schen Tauschplänen  gegenüber  rettete.  Er  schloss  im  Jahre 
1788  den  neuen  grundgeseizlichen  Erbvergleid^  ab,  in  welchem 
die  Stadt  Rostock  zuerst  unter  die  volle  Landeshoheit  der 
Regierung  sich  beugte.    Er  erwarb  durch  den  Vertrag  von 
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Malmoe  1803  die  seit  155  Jahren  von  Meklenburg  getrennte 
Herrschaft  Tf'i^mar  von  der  Krone  Schweden  für  1,628000  Thh-. 
N.  Vs,  allerdings  nur  zu  100 jährigem  Pfandbesilz.  Und  da- 
neben waren  die  Kosten  des  Reichskriegs  gegen  Frankreich 
(270000  Thlr.)  und  dann  die  Kosten  der  bis  zum  Lüneviller 
Frieden  1801  währenden  bewaffneten  Neutralität  (1,200000  Thlr.) 
zu  bestreiten.  Ausserdem  noch  wurden  so  viel  Schulden  ab- 
gezahlt, dass  deren  Betrag  im  Jahre  1803  nur  noch  495000 
Thlr.  war.  Die  Jahre  1806  und  1807  machten  Meklenburg- 
Schwerin  zum  Schauplatze  des  Kampfes  und  der  Verheerung; 
vom  Oktober  1806  bis  Februar  1807  betrug  der  Schaden  des 
Landes  7,218000  Thlr.  Der  Herzog  Friedrich  Franz  musste 
es  verlassen  (8.  Januar  bis  11.  July  1807);  zwar  setzte  der 
Tilsiter  Friede  ihn  wieder  ein,  aber  der  Beitritt  zum  Rheinbünde 
(22.  März  1806)  war  die  Folge  davon.  Der  Herzog  hätte  jetzt 
das  Beispiel  der  süddeutschen  Rheinbundgenossen  nachahmen 
und  aus  der  erlangten  Souveränetät  die  Berechtigung  ableiten 
können  früheren  staatsrechtlichen  Verpflichtungen  sich  zu  ent- 
ziehen. Es  wäre  sogar  ein  Glück  für  das  Land  gewesen  und 
hätte  demselben  viele  bis  in  die  neuste  Zeit  reichende  Äerger- 
nisse  erspart.  Er  that  es  indessen  nicht,  gewährleistete  viel- 
mehr auf  dem  am  1.  September  1808  zu  Rostock  eröffneten 
Konvokationstage  die  ständischeVerfassung  aufs  Neue.  (Schlötzers 
Staatsanzeigen  LIH.  278).  Am  14.  März  1813  schon  (noch  von 
Feinden  umlagert)  sagte  der  Herzog  sich  vom  Rheinbunde  los 
und  leistete  mit  Aufwand  aller  Kräfte  seinen  Beitrag  zur  Be- 
kämpfung der  Franzosen.  Der  Frieden  brachte  ihm  die  ge- 
raubten Kunstschätze  wider  und  einen  Kriegsbeute-Antheil  von 
2,150000  Frkn.;  eine  Frucht  des  Wiener  Kongresses  war  die 
grossherzogliche  Würde  (17.  Juny  1815). 

Auch  Meklenburg '  StreUti  hatte  durch  den  siebenjährigen 
Krieg  gelitten,  obgleich  Herzog  Adolph  Fiiedrich  IV.  neutral 
bleiben  wollte.  Ihm  folgte  1794  sein  ältester  Bruder  Karl 
Ludwig  Friedrich  (f  6.  November  1816),  der,  in  gleicher  Be- 
drängniss  mit  Schwerin,  im  Februar  1808  dem  Rheinbunde 
beitreten  musste  und  am  30.  März  1813  denselben  wieder 
verliess.  Auch  er  empfing  vom  V<riener  Kongresse  (17.  Juny 
i815)  die  grossheraogUche  Würde}  ausserdem  aber  aus  dem 

68* 
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Saardepartcment  10000  Seelei^  welche  sein  Sohn  Georg  Fried- 
rich Karl  Joseph  im  Jahre  1819  (Verträge  vom  18.  September 
1816  und  21.  May  1819)  für  1  MilHon  Thaler  (100  Thir.  jeder 
Kopf)  an  Preussen  verkaufte.  Der  strelitzer  Antheil  an  der 
französichen  Kriegsbeute  betrug  340237  Franken. 

Meklenburg  gehört  zu  den  wenigen  deutschen  Staaten, 
ist  eigentlich  der  Einzige  an  dessen  Verf(issungs  -  und  Ver- 
icaUungs' Einrichtungen  die  Umwälzungen  und  Kriege  eines 
Vierteljahrhunderts  fast  gar  keine  Spuren  hinterlassen  hatten. 
Die  alten  Rechte»  aber  auch  die  alten  Schäden  waren  geblie- 
ben und  daraus  entsprang  die  seltene  Erscheinung,  dass,  in 
dem  gleichfalls  unvermeidlich  gewordenen  Kampfe  zwischen 
dem  A)ten  und  dem  Neuen ,  bis  auf  die  jüngste  Zeit  die  Ae- 
gierung  den  ForUchriil  verfocht,  die  alten  Feudalstände  aber 
an  das  Bestehende  hartnäckig  sich  anklammerten.  Für  den 
vorliegenden  Zweck  können  aus  den  desfallsigen  Verhandlun- 
gen nur  einige  Andeutungen  gemacht  werden.  Zunächst  ist 
zu  bemerken,  dass  bis  zum  Jahre  1849  diese  Landstände  nur 
aus  den  Besitzern  der  ritterschaftlichen  Güter  und  den  Abge- 
ordneten der  landtagsfähigen  Städte  bestanden;  indess  gab  es 
in  den  Füi<stenthümern  Schwerin  nnd  Ratzeburg  so  wie  in 
der  Herrschaft  Wismar  gar  keine  Landstände  und  von  den 
Städten  waren  Wismar,  Bützow,  Warin,  Neustrelitz  und  Schön- 
berg nicht  landtagsfähig.  Diese  Stände  wurden  jährlich  ein- 
mal, gemeinschaftlich  durch  beide  Grossherzoge  zu  einem  für 
beide  Staaten  gemeinsamen  Landtage  berufen.  Durch  den 
Landesvergleich  von  1755  halte  dieser  Landtag  das  Recht 
die  jährlich  vom  Lande  zu  erhebenden  Steuern  festzusetzen 
und  über  die  von  den  Regierungen  gemachten  Gesetzesvor- 
schläge zu  berathen,  welche  grossentheils  nur  durch  Beistim- 
mung der  Stände  Gültigkeit  erhielten.  Ausserdem  bestand, 
zu  fortwährender  Vertretung  der  Landstände  und  zur  Theil- 
nahme  an  manchen  Verwaltungs-Geschäflen ,  in  Rostock  ein 
s.  g.  engerer  Ausschüsse  zusammengesetzt  aus  zwei  Land- 
räthen  (für  das  Herzogthum  Meklenburg  und  das  Herzogthum 
Güstrow)  drei  Abgeordneten  der  Ritterschaft  (aus  dem  meklen- 
burgischen,  wendischen  und  stargardschen  Kreise),  einem  Ver- 
treter der  Stadt  Rostock  und  drei  Abgeordneten  der  Vorder^ 
Städte  Parchim,  Güstrow  und  Neubrandenburg* 
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Es  liegt  am  Tage^  dass,  neben  solchen  Landständen,  mit 
solchen  ständischen   Rechten,    die  Staatsverwaltung  nicht  so 
frei  sich  bewegen   konnte;   als  ihre  Bestimmung  zum  Wohle 
des  Landes  es  erforderte.   Sie  musste  mithin  nalurgemäss  mit 
solchen  Ständen   in  Streit  gerathen,   oder  Alles   beim  Alten 
lassen.    Letzteres  ist  nun  allerdings  in  SireliU  so  ziemlich  ge- 
schehen; in  Schwerin  dagegen  schien  die  Regierung  dieNoth* 
wendigkeit    der  staatlichen    Entwicklung   zu    fühlen.     Dahin 
deutet   zunächst  ihr  Bestreben   die   Streiligkeiten  zu   irgend 
einem  Ende  zu  führen,   was  durch  die  für  beide  Meklenburg 
gemeinschaftliche   Verordnung  vom  28*  November   1817  ge-' 
scbehen  sollte.     Diese  betrifft  den  Gerichtsstand  der  Landes- 
herren, der  Mitglieder  des  regierenden  Hauses  und  der  Lan* 
desbehörden,  so  wie  die  Instanz  ftir  Streitigkeiten  über  Lan- 
des-Verfassungs-Angelegenheiten  (z.  v.  auch  die  Ober-AppeL- 
Gerichts-Ordng.  vom  1.  July  1818).    In  der  Sitzung  des  Bun- 
destags  am  22.  Dezember  1817    wurde   die  Gewähr    dieses 
Staatsgesetzes  von  Meklenburg  beantragt  und  nach  geschehener 
Instruktions  •  Einholung   einstimmig  erlhoilt*    Gleichzeitig  hatte 
Meklenburg  beantragt,  der  Bundestag   möge  mit  Ausführung 
des  Art.  13  der  Bundesakte  sich    beschäftigen  und  dies  ver- 
anlasste am  25.  May  1818  folgenden  Beschluss  des  Bundestages: 
«es  sei  mit  gerechter  Beruhigung  die  Versicherung  ent- 
„nommen,  dass  die  betreffenden  Regierungen   diesen  Ar- 
«tikel  der  Bundesakte  auf  eine,  seinem   hohen  Zwecke 
„angemessene  Weise  in  Vollziehung  zu  bringen  und  dabei 
yjede   nicht  in  der  Sache  gegründete  Verzögerung  zu  ver- 
y^meiden  kräftigst  entschlossen  und  beflissen  sind.^  — 
Dass  von  Seiten  Meklenburgs   zur  Erfüllung  des  Art.  13 
der  Bundesakte,   bis  zum  Jahre  1848  ferner  nichts  Erfolgrei- 
ches geschehen  ist,  fällt  nicht  der  Regierung  zur  Last,  welche 
bei  ihren  Ständen  wiederholte   desfallsige  erfolglose  Versuche 
gemacht  hat.     Ein  anderer   verfänglicher  Schritt  Meklmburgs 
in  seiner  bundestäglichen    Wirksamkeit  war   die   Anfrage   am 
14.  Juny  1819: 

^wie  man  bei  organischen  Einrichtungen,  deren  der  Bund 
„doch  zu  seiner  eigenen  Erhaltung  und  allmähligen 
„weiteren  Ausbildung  nothwendig  bedarf  und  die  man 
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^unmöglich  vod  einzelnen  Widersprüchen  abhängig  lassen 
„kann,  weiter  zu  verfahren  hat,  sobald  sich  eine  EmkeU 
-nligkeit  der  Stimmen  darüber  nicht  erreichen  lässt?^ 

Ein  interessantes  Komissions  -  Gutachten  ist  hierüber  am 
ä9.  July  1819  erstattet,  dass  aber  die  für  die  „nächste  Zeil" 
angesetzte  Berathung  Statt  gefunden  habe,  melden  die  Proto- 
kolle der  Bundesversammlung  nicht. 

Bemerkenswerth  ist  ferner,  dass  in  Meklenburg,  ohne 
durch  Verfassung  oder  sonstige  Verordnung  gewährt  zu  seyn, 
thatsächlich ,  ungeachtet  der  Bundesgesetze  Pressfreiheit  be- 
standen hat. 

Die  Landtage  wurden  in  althergebrachter  Weise  alljährlich 
im  November  und  Dezember  abgehalten;  sie  währten  fast 
regelmässig  nur  vier  Wochen  und  einen  Theil  dieser  Zeit 
nahmen  Berechtigungs-Streitigkeiten  und  Verhandlungen  über 
die  Verfassung  selbst  in  Anspruch ,  denn  zu  dem  Streite  zwi- 
schen Regierung  und  Ständen  war  noch  ein  Kampf  zwischen 
einzelnen  Bestandtheilen  der  Versammlung  gekommen.  Seit 
dem  Jahre  1843  ist  auch  dem  Entfernterstehenden  vergönnt 
einen  tieferen  Blick  in  jene  Verhandlungen  zu  werfen,  indem 
dieselben  theils  durch  einzelne  Theilnehmer,  theils  amtlich  ver- 
öffentlicht sind.    Die  betreffenden  Landtage  sind 

eröffnet  geschlossen 

1843  November  8.  —  1843  Dezember  5. 

(Bericht  des  Dr.  Schnelle  auf  Buchholz,  Parchim  1844). 

1844  November  14.  —  Dezember  13. 

(Bericht  des  Dr.  Schnelle,  Parchim  1845). 

1845  November  12.  —  Dezember  16. 

(Bericht  des  Dr.  Schnelle,  Parchim  1846). 

1846  November  11.  —  Dezember  22. 

(Aktenmässiger  Bericht,  Rostock  1847). 

1847  November  16.  bis  Dezember  22. 

(Berichte  in  allen  grösseren  meklenburgischen  Blättern, 
namentlich  in  der  rostocker  Zeitung). 

Jeder  Landtag  wurde  durcb  einen  gemeinschaftlichen 
Landtagsabschied  geschlossen,  welcher  gleichfalls  eine  Ueber- 
sicht  der  Verhandlungen  und  Beschlüsse  giebt. 
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Ab  Grossherzog  Friedrich  Franz  von  Schwerin  nach 
5!2 jähriger  Regierung  am  1.  Februar  1837  ^tarb,  folgte  ihm 
sein  Enkel  Paul  Friedrich,  indem  dessen  Vater  Friedrich  Lud- 
wig 1819  verstorben  war.  Schon  am  7.  März  1842  schied 
Paul  Friedrich  aus  dem  Leben  und  sein  Nachfolger  war  sein 
Sohn  Friedrich  Ft^am*  Unter  ihm  geschah  eine  gänzliche 
Umgestaltung  der  Staatsverfassung,  Eine  Proklamation  des 
Grosshertogs  vom  1^3*  März  1848,  sehr  lesenswerthen  Inhalts 
und  die  Berurung  der  alten  Stände  vom  27.  März  leiteten  die- 
selbe ein.  Am  26.  April  1848  wurde  der  ausserordentliche 
Landtag  eröffnet;  am  17.  May  schon  erging  der  Langtags- 
Abschied.  Aus  diesem,  so  wie  aus  dem  einstweiligen  WaM^ 
geselle  zum  Zweck  der  Bildung  einer  vereinbarenden  Ver- 
sammlung, vom  13.  Juny  (mit  Nachträgen  und  Erläuterungen 
vom  4.  und  9.  September)  ergiebt  sich,  dass  die 

«getreue  Ritter-   und  Landschaft  sich  bereit  erklärt  hat^ 

»ihre  bisherigen  Landstandschaftsrechle  zu  der  Folge  auf- 

«zugeben,  dass  künftig  die  Ständeversammlung  nur  durch 

«gewählte  Vertreter  gebildet  werde.'' 

Diese  am  31.  Oktober  1848  eröffnete  und  am  *18.  August 
1849  von  der  Regierung  zu  Strelitz  am  22.  August  von  der 
Regierung  zu  Schwerin  wieder  aufgelöste,  vereinbarende  Lam^ 
desver Sammlung,  brachte,  durch  Vertrag  mit  dem  Grossherzoge 
von  Schwerin,  das  Staats-Grundgesetz  vom  10.  Oktober  1849^ 
(verkündet  im  offiz.  Wochenblatt  Nr.  38  Beil.)  nebst  Anlagen, 
worunter  ein  Wahlgeset:^  zu  Stande.  Der  Grossherzog  von 
Schwerin  hat  es  am  23.  August  1849  vollzogen  und  zu  halten 
gelobt  (ofBz.  Wochenbl.  Nr.  33).  Durch  Gesetz  Von  demselben 
Tage  wurde  die  bisherige  landständische  Verfasssung  für  Mek- 
lenburg-Schwerin  aufgehoben. 

Mit  dem  Grossherzog  von  Strelitz  kam  eine  Vereinbarung 
nickt  zu  Stande ,  weshalb  dort  die  alte  Verfassung  noch  zu 
Recht  besteht.  Die  Regierung  zu  Strelitz  hatte  bereits  in 
einer  Bekanntmachung  vom  8.  März  1849  eben  so  entschieden 
die  Auflösung  der  alten  Verfassung  vor  dem  Zustandekommen 
einer  Neuen  abgelehnt,  als  wiederholend  versichert,  dass  sie 
das  Versprechen  der  Umgestaltung  in  eine  Repräsentativ-Ver- 
fassung  halten    werde  (offizieller  Anzeiger  Nr*  8).  Erst  nach- 
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dem  alle  Vereinbarungsversuche  erschöpft  schienen,  erfolgten 
die  Grossherzoglich  Strelitzschen  Erklärungen  an  die  Landes- 
Versammlung  vom  11.  August  (Anlage  A  zum  Protokolle  vom 
16.  August)  und  vom  18.  August  1849  (Anlage  C  zum  Proto- 
koll vom  19.  August).  Man  kann  der  Grossh.  Regierung  zu 
Strelüi  den  Vorwurf  machen ,  in  ihren  Zugeständnissen  nicht 
weit  genug  gegangen  zu  seyn,  obgleich  die  Landesversamm- 
lung ihrerseits  übertriebene  Forderungea  machte;  allein  des 
Mangels  an  Offenheit  und  der  Wortbrüchigkeit  kann  man 
diese  Regierung  mcht  beschuldigen. 

Die  Regierung  zu  Schwerin  eröffnete  den  auf  Grund  der 
neuen  Staatsverfassung  berufenen  ersten  ordentlichen  Landlag 
am  27.  Februar  1850,  vertagte  denselben  am  4.  April,  löste 
ihn  am  1  July  auf;  setzte  durch  Verfugung  vom  22.  August 
die  ausgeschriebenen  neuen  Wahlen  aus,  verkündete  unter 
dem  4.  September  ein  s.  g.  schiedsrichterliches  ürtheil  über 
den  Rechtsbestand  des  beschworenen  Staatsgrundgesetzes 
vom  10.  Oktober  1849;  eriiess,  auf  Grund  dieses  Urtheils,  am 
14.  September  eine  Verordnung,  welche  den  Zweck  hat  das 
Staatsgrunflgesetz  aufzuheben  und  die  alte  Verfassung  wieder 
herzustellen;  erklärte  auch  durch  Erlass  vom  5.  Oktober  1850» 
dass  die  in  ganz  Meklenburg  als  Landesgesetz  verkündeten 
Grundrechte  des  deutschen  Volks  ungültig  seyen.  Mittelst 
Verrdgung  vom  13.  Januar  1851  wurde  sodann  ein  s.  g.  all- 
gemeiner Landtag  (nach,  der  alten  aufgehobenen  Ordnung) 
berufen  und  am  15.  Februar  1851  eröffnet.  Unter  den  Stre- 
litzer  Vorschlägen  befindet  sich  die  Fortsetzung  der  Verhand- 
lungen wegen  der  Verfassungs- Angelegenheit,  welche  auch 
die  Schweriner  Regierung  wieder  von  vorn  anzufangen  ge- 
denkt. Als  am  23.  März  1851  der  Landtag  geschlossen  wurde, 
blieb,  wie  vorauszusehen,  die  Verfassungsfrage  in  der  Lage, 
wrelche  sie  seit  einem  Jahrzehnt  gehabt  halte.  Die  Folge  wird 
lehren,  wieviel  von  dem  guten  Willen  der  Feudalstände  zu 
erlangen  ist.  — 

Die  Verwaltungs '  Einrichtungen  haben  bis  auf  die  neuste 
Zeit  wenig  durchgreifende  Veränderungen  erfahren  können, 
weil  auch  dabei  die  alte  Verfassung  hindernd  im  Wege  stand 
und  selbst  auf  die  von  solchem  Einflüsse  unabhängigen  Diepst- 
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zweige,  hat  dieses  indirekt  eingewirkt.  Hervorzuheben  sind' 
die  Sckfoeriner  Verfugungen :  über  den  Geschäflskreis  der  Re- 
gierung vom  1.  July  1818^  über  eine  Neugestaltung  der  ober- 
sten Staatsbehörden  vom  10.  Oktober  1849,  abgeändert  durch 
Verordnung  vom  15.  April  1850.  Von  den  Bestimmungen 
über  einzelne  Dienstzweige  weiter  unten. 

Die  Literatur  nur  Staats -,  lindes-  und  Volks^  Kunde  von 
Mecklenburg  ist  keinesweges  so  dürftig  als  gewöhnlich  ge- 
glaubt wird.  Schon  die,  sowohl  in  Schwerin  als  Strelitz  recht 
zweckmässig  eingerichteten  Staatskalender,  (welche  namentlich 
auch  eine  Uebersicht  der  Literatur  und  der  Ereignisse  des 
abgelaufenen  Jahrs  enthalten),  dann  die  Gesetzsammlungen 
(z.  B.  von  Raabe  systematisch  geordnet)  und  die  oben  he* 
zeichneten  Landtagsverhandlungen  der  letzteren  Jahre ;  ge- 
währen dem  emsig  Forschenden  eine  gute  Ausbeute. 

HempetSj  Geogr,  histor.  «tatist.  Handbuch  des  Meklenbar|;er  Lrfuides, 
Parcbira  Bd.  1  18U  (1887),  Bd.  2,  1843  ist  ein  unentbebrliehes  Hfllfs- 
mittel;  eine  rnnsterliafte  Scbulsclirifk  ist  Botis  natargescbicbtlicbe  und 
geograflsche  SchUderang  von  Mekicnburg,  Neu-Brandenburg  1847;  von 
Sacbkande  und  Umsicht  zeugend  ist  Voll(n*ügge,  das  Landvolk  im  Grossb* 
Meklenburg-Scbwerin,  Gflstrow  1835;  ancb  von  Lengerke,  Darstellung 
der  meklenburgiscben  Landwirtbscbaft  und  van  Lehsten^  Bäuerllcbe  Ver- 
baltnisse  in  Meklenbnrg-Scbwerin ,  sind  su  erwähnen«  Eine  Statistisch- 
historische  Tabelle  von  Meklenburg ist  1840  erschienen;  ein  älteres  Staats-  • 
recht  von  Hagemeister.  Einzelne  Beiträge  liefern:  das  Meklenburgische 
Volksbuch^  Hamburg  1846  ff, ,  herausgegeben  von  Raabe ;  die  Meklenb« 
VolkS'-Bibliotkek y  Schwerin;  der  Geschä ftS'Kalender  fUr  MMenhurg) 
Baabes  Jahrbuch:  Meklenburg,  Parchim  seit  1844;  die  Jahrbilcber  und 
Jahresberichte  des  Vereins  (Dr  Meklenburgische  Geschichte  und  Alter- 
thumskunde,  Schwerin  seit  1836;  der  Haus-  und  Geschäfts  -  Sekretär 
fOr  die  Grossh.  Meklenburg,  Schwerin  1847 ;  Biedermanns  deutsche  Monats- 
schrift 1845  S.  201,  296,  407,  482  (Meklenburg,  seine  Verhältnisse^  und 
seine  SteUung  zu  Deutschland))  die  Zeitschrift  des  Vereins  fiir  deutsche 
Statistik^  1847  Seite  694,  wo  Schröder ,  Statistiche  Nachrichten  Ober  das 
Grossh«  Meklenburg-Strelitz :  1847  S.  1091^  1848  S.  124,  603,  687;  BoU^ 
Beschreibung  von  Meklenburg-Schwerin ;  1848  Seite  999,  Spengler^  Sta- 
tistik des  Grossh.  Meklenburg-Strelitz;  1848  S.  790,  902,  Sehultze,  Dar- 
steUung  des  Wesens  und  der  Ergebnisse  der  Öffentlichen  Abgaben  tn  den 
Grossh.  Meklenb.  u.  s.  w.;  1848  S*  204,  Thiem,  Die  Verhältnisse  der 
GeisUichkeit  im  Grossh.  Meklenb.-Sehwerin;  1848  S.951  Loh/f,  das  Volks- 
schulwesen in  Meklenburg-Schwerin  u.  s.  w.,  sich  befinden.  —  Auch  im 
Ktrchen-  und  Schulblatt  fllr  Meklenburg;  In  Wiggers  Kirchengeschichte 
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MeUenbnrfi,  ParcUm  1S40|  In  Thölj  Volkarecht,  JuriateiireckC  ä.  s.  w«, 
Scbwerin  1846;  Rudloffj  pragmat*  Handbacb  der  Mekleobargischen  Ge- 
schiebte 4  Bde.,  Schwerin  1780  C ;  von  Lützow,  Veniach  einer  pragnial. 
Geschichte  von  Bleklenburg,  3  Bde.,  Berlin  1830/3,  nicht  vollendet;  Lischy 
Meklenburg  in  Bildern,  Rostock,  1842/4;  Langmann j  Flora  der  beiden 
Grossb«  Meklenbnrg  und  als  Anhang  dazu,  Brückners  Entwarf  einer 
Piansengeogralle  Meklenbargs,  Nenstrelitz  1841 ;  Aber  die  Erwerbs  «Ver- 
UUtnisse  von  Meklenbnrg ,  in  Raus  Archiv  1848  Vlif.  S.  33;  im  ft^i- 
mQthigen  Abendblatt y  Schwerin;  im  politisch-praktischen  Wochenbiatij 
Rostock;  in  den  Heklenbarger  Blättern,  Rostock;  —  finden  sich  einzelne 
für  den  vorliegenden  Zweck  werthvoUe  Nachrichten.  Vor  Allen  aber  in 
den  landmrtkschaftUchen  Annalen  des  Meklenburgischen  patriotischen 
VereinSy  Rostock  seit  1799 ,  neue  Folge  seit  1846;  eines  um  Meklenburg 
hodiverdienten  Vereins,  dessen  Geschichte  bis  1837  3ftcA«/«en  geschrieben 
hat^  GOstrow  1837. 

Der  Flächengehalt  wird  in  den  Staatshandböchern ,  Tür 
das  Grossh,  Schwerin  zu  228  Q  Meilen  oder  1,99  %  des 
Fläcbengehalls  von  Deutschland;  für  das  Grossb-  Streliisi  zu 
47  Q  Meilen  (wovon  auf  das  genau  vermessene  Fürslenthuai 
Ratzebui^  6V4  Q  Meilen  komroen)  oder  0,41  7o  von  Deutsch- 
land, angegeben. 

Einzige  Grundbesitzer  sind  das  Domanium,  die  Ritterschaft 
und  die  Städte  (Landschaft)  und  ihr  Antheilverhältniss  am  Lan-- 
desfiächengehalt  ist  wie  folgt : 

A.  Im  Grossherzogthum  Schtoerin: 

1.  Das  Domanium,  mit  Einschluss  des  durch    u^*   PzirJnth^ 
das  Staatsgrundgesetz  vom  10.  Oktober 

1849  ausgeschiedenen  Grossb.  Hausguts, 
welches  (ausser  1,662369  Q  R.  Forst- 
grund) einen  Hufenstand  von  229V4  Hufen 
von  je  600  Scheffel  Einsaat  hat;  jedoch 
mit  Ausschluss  der  s.  g.  inkamerirten 
Güter,  d.h.  der  seit  1748  zum  Domanium 
erworbenen  ritter-  und  landschaftlichen 
Privatgüter,  deren  Flächengehalt  unter 

Nr.  2 95,92      42,07 

(226,149157    Q  Ruth,   also   1    D  Meile 
=  2,243006  O  Ruth.) 

2.  Die  riUerschapüchen  und  übiigen  Land- 
güter,  995  HauptgUter  (628  Lehn,   367 
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Altodien)  wovon  im  Besitze  des  Domanium  a  M.  PzL-Jnih. 
67  (inkamerirte  Güter  mit  240 1/4  Hufen, 
wovon  83%  an  das  Hausgut  übergegan- 
gen sind) ;  des  Fürsten  von  Schaumburg- 
Lippe  7,  von  607  Privat  -  Familien  788 
(264  adelige  Familien  425  6.  343  bür- 
gert. Famil.  363  G.);  von  13  geistlichen 
Stiftungen  85,  von  19  weltlichen  Ge- 
meinden 43,  von  6  Bauerschaften  6 ;  mit 
zusammen  3739  Hufen  236  Scheifel  .  .  107,65  47,21 
3.  Die  zu  Stadtrechi  liegenden  Feldmarken, 
unter  40  Städte  sehr  ungleich  vertheilt 
(einzeln  angegeben  im  Staatskalender  für 
1850  S.  122  bis  148) 24,43       10,72 

228,00      100— 
E  Im  Grossherzogthum  SireUtz : 

1.  Kabinets-Güter  und  Domänen   ....      30,00      63,83 

2.  RitterscbafUiche  und  übrige  Privat-Güter 
(beitragspflichtige  ritterschaftliche  Hufen 

448V4,  Pfarrhufen  23V4) 11,62      24,74 

3.  Stüdtische  Besitzungen 5,38      11,43 

47  D  M.  100— 

lieber  die  Art  der  Benutzung  des  Bodens  giebt  es  keine 

vollständige  und  zuverlässige  Nachrichten,  jedoch  lässt  für  das 

Grossh.  Schwerin  dieselbe  sich  annähernd  wie  folgt  bestimmen : 

D  M.    Przi.  Antk. 

Adcerland 160        70,17 

Waldboden 26        11,40 

Wiesen 20  8,78 

Weiden,  Haiden,  Brüche,  Torfmoore      12  5,26 

Unland,  Wege,  Gewässer      ....      10         4,39 

228       100 
Könnte  man  für   die   47  Q  M.   des   Grossh.  StreHU  ein 
ähnliches  Verhältniss  annehmen,  (jedoch  mit  Vorabnahme  der 
zu  etwa  10  Q  M.  bekannten  Forstfläche  dieses  Staats  so  wie 
mit  Verminderung   der  drei  letzten  Klassen;  so    würde  die 
Vertheilung  etwa  wie  folgt  sich  stellen : 
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d'm. 

Ackerland 30,00 

Waldboden     . 10,00 

Wiesen 3,00 

Weiden,  Haiden  u.  s.  w. 2,50 

Unland,  Wege,  Gewässer 1,50 

Hinsichtlich  des  Ertrages  kann  nur  nach  landwirthschaft- 
lichen  Durchscbnitts-Schätzungen,  die  Weizenerndte  zu  10  bis 
14,  Rocken  zu  6  bis  10,  Gerste  zu  8  bis  12,  Hafer  zu  5  bis 
10  Kömern  angenommen  werden.  Obgleich  der  Preii  der 
meklenburgischen  Landgüter,  in  Folge  vermehrter  Kauflust 
und  wirthschafllicher  Verbesserungen,  in  den  letzten  Jahr- 
zehnten bedeutend  gestiegen  ist,  steht  doch  der  Preis  der 
Grundstücke,  im  Verhallniss  zu  den  norddeutschen  Nachbar- 
staaten, dort  noch  sehr  niedrig;  wie  man  denn  z.  B.  den 
Preis  von  75  Thir.  für  1  Scheffel  Aussaat  (100  G  R )  des 
besten  Bodens  fiir  hoch  hält.  Der  Umfang  des  Grundbesii%es 
der  verschiedenen  Klassen  der  Landwirthe  ist  sehr  abwei- 
chend: Landgüter  durchschnittlich  2  bis  400000  D  B-  (H^Vt 
DR.  =  1  preuss.  Morgen)  oder  1702  bis  3404  preuss.  Mor- 
gen; Bauergehöfte  und  zwar  ritterschaflliche  2  bis  5000  QR. 
=  17  bis  42  Morgen,  Domanial  =  (160  bis  180  Scheffel  Aus- 
saat und  20  Fuder  Heuertrag)  etwa  20000  Q  R.  oder  170 
Morgen;  Büdnereien  150  Q  R.  oder  IV4  Morgen.  — 

Die  Isolirung  der  Bevölkerung  nach  Kasten  j  die  grossen 
Ungleichheiten  in  deren  bürgerlicher  Berechtigung  verbunden 
mit  den  Hindernissen,  welche  der  Erwerbung  eines  kleinen 
Grundbesitzes  entgegen  stehen;  treten  nicht  nur  jeder  Ent- 
wicklung und  Verbesserung  entgegen,  sondern  helfen  auch 
Ereignisse  vorbereiten,  die  zu  einem  gewaltsamen  Umstürze 
führen  können. 

Die  Bevölkerung  war  im  Grossherzogthum  Schtoerin  Ende 
Novembers : 

auf  1  D  Jf.   jährücke  Durch- 
schnUtS'Ztmahme. 

1820   .     .     .     393326       —       1725       — 

1830  .     .     .     448668       —       1968       —       1,407 

1834  .     .     .     463362       —       2032       —       0,818 
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1837  .  .  .  476499  _  2090 
1840  .  .  •  494530  —  2180 
1843  ...  504156  —  2211 
1846  .  .  .  522144  —  2290 
1849  .  .  .  534394  —  2344 
oder  1,28  %  der  Bevölkerung  Deulchlands. 

Im  Gross  herzogthum  Streliiz  im  July: 
1817   .     .     .       72587       —       1544 


auf  t  O  M.  jährhche  Durch- 
schmUS'Zundhmt^ 

—       0,946 


1,260 
0,647 
1,189 
0,780 


1829 
1889 
1845 
1848 


83613 
89528 
94614 
96292 


1779 
1905 
2013 
2049 


1,266 
0,707 
0,947 
0,594 


oder  0,23  Vo  der  Bevölkerung  Deutschlands. 

Von  der  für  das  Grossherzogthum  Schicerin  im  Jahre  1849 
gefundenen  Bevölkemng  wohnten 


in  den  Städten 166276 

auf    den  Kämmerei  -  Gütern   der 

Städte 13748 

auf  den  Domänen 203696 

auf  den  ritterschaftlichen  Gütern  141687 

auf  den  Kloster-Gütern   ....  8987 


Pr^.'Anth. 
31,11 

2,57 
38,12 
26,51 

1,69 


534394 

mithin  kann  man  368118  oder  68,89  Vo  aller  Bewohner  min- 
destens, als  die  vorzugsweise  durch  die  Landwirthschaft  be- 
schäftigte Bevölkerung  betrachten.  Davon  gehören  höchstens 
8000  Köpfe  grundbesitzenden  Familien  und  grossen  Pächtern 
an  und  von  dem  grundbesitzlosen  Ueberreste  ist  wahrschein- 
lich die  Hälfte  auf  die  s.  g.  Tagelöhner-Klasse  zu  rechnen. 
Dies  ist  ein  so  eigenthümliches  und  fast  einzig  dastehendes 
Verbältniss,  dass  man  im  Interesse  des  Staats  wie  der  Bevöl- 
kerung die  allmählige  Bildung  eines  Bauernstandes  wünschen 
moss« 

Im  Grossherzogthum  StreUt%  sind  die  Verhältnisse  ähnlich, 
nur  besitzt  das  Domanium  (mit  Batzeburg)  einen  noch  grössereo 
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Antheil,   denn  die  Bevölkerung  von  1848  war  wie  folgl  ver- 
(heilt: 

in  den  Städten 30595  31,25 

auf  den  Kabinets-.  Domänen-  und 

inkamerirten  Gütern 33649  34,94 

auf  den  rilterschaftlicben,  städtischen 

und  Oekonomie-Gütern      .    .    .  16630  17,27 

im  Fürstenthum  Ratzeburg    .    .    .  15918  16,54 

96292 

also  landwirthschaftliche  Bevölkerung  mindestens  66197  oder 
68,75  Vo. 

Die  Zahl  der  vorhandenen  Hamtkiere  ist  nicht  bekannt ; 
nach  Schätzungen  und  Probe-Ermittlungen  sollen  beide  Gross- 
herzoglhümer  enthalten: 

auf!  C  M.  dutchsckn, 

Pferde 112000  408 

Rindvieh 145000  528 

(Andere  rechnen  275000) 

Schafe     .....     1,694000  6160 

Schweine     ....       140000  .  508 

Die  Zahl  der  Wohnpläl^  im  ganzen  Lande  ist  3151, 
nämlich  49  Städte,  11  Flecken,  3091  Dörfer,  Höfe,  Meiereien 
und  einzelne  Gehöfte.  Meklenburg  -  ScAirerm  hat  von  diesen 
40  Städte,  9  Flecken,  308  grössere  Dörfer  (über  200  Einwoh- 
ner), 1252  Höfe,  180  Meiereien  und  908  kleinere  Dörfer  und 
einzelne  Gehöfte,  zusammen  2697  Ortschaften.  Von  den  Dör- 
fern haben  395  Kirchen,  35  Kapellen,  1048  Schulen  und  27 
die  Jahrmarktsgerechtigkeit.  Meklenburg-S/reM!»  9  Städte, 
2  Flecken,  48  grössere  Dörfer,  171  Höfe,  47  Meiereien,  177 
kleinere  Dörfer  und  einzelne  Gehöfte,  zusammen  454  Ort- 
schaften.—  Von  den  Dörfern  haben  134  Kirchen,  221  Schulen 
und  nur  eins  die  Jahrmarktsgerechtigkeit.  — 

Die  Zahl  der  Wohngebäude  scheint  amtlich  nicht  ermittelt. 

Ihr  Vwrickenmge- Kapital  ist,  nach  den  in  den  Staats- 
Kalendern  fdr  1851  gemachten  Angaben  wie  folgt: 
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Thir.  Koar. 

1.  bei  der  Domanial -Brandkasse  zu  Schwerin 

(am    1.   Dezbr.   1850)    13,490475    N  Vs  =       15,738887 

2.  bei  der  ritterschaftlichen  Brand  Versicherungs- 
gesellschaft des  meklenburgischen  und  wen- 
dischen Kreises  (Oktober  1850)      ....       18,966920 

3.  bei  der  Brandversicherungs-Gesellsohaft  der 
Städte  des   meklenburgischen,    wendischen 

und  Stargardischen  Kreises  (Michaelis  1850)       32,965475 
darunter  wegen  Meklenburg  -  Schwerin 
27,589100  Kour. 

4.  bei  der  rostocker  Brand-Assekuration(l.July 

1850) 6,515716 

5.  bei  der  wismarschen  Brand  -  Assekuration 

(Michaelis  1850) 2,483570 

6.  bei  der  vaterländischen  Feuer- Versicherungs- 
Gesellschaft  in  Rostock  (24.  Oktober  1850)       10,300000 

7.  bei  der  Mobiliar  -  Assekuranz  für  Landbe- 
wohner zu  Neu-Brandenburg  (2.  Sept.  1850) 

35,186650  Gold 39^878203 

darunter  wegen  Meklenburg-Schwerin 

6,276500  ThIr.  Gold. 

8.  beim  Feuer- Versicherungs-Verein  Air  Meklen- 
burg zo  Güstrow  (2.  September  1850)   .    .      24,542974 

Zusammen     151,39 1745 

Die  Domanial  -  Pachthöfe  sind  gegen  Feuersgefahr  nickt 
versichert 

Zu  einer  geschichilicken  Dantelhmg  des  SiaakhaushaUi 
tutd  Abgabmtceiens  in  beiden  Meklenburg  findet  sich  nicht 
nur  in  der  Cresetzgebung  und  in  den  Landtags-Verhandlungen, 
besonders  seit  1846 ,  eine  ausserordentliche  Menge  Material ; 
sondern  die  Steuerfragen  haben  auch  viele  Federn  in  den 
Meklenburger  Blättern,  in  den  Stetliner  Börsen -Nachrichten 
der  Ostsee,  in  den  Hamburger  Zeitungen  u.  s.  w.,  in  Bewe- 
gung gesetzt  Besonders  wichtig  zur  Kenniniss  dieser  Ver- 
hältnisse sind  einige  in  den  letzten  Jahren  ersdiienene  Flug- 
schriften f  von  denen  die :  Gedrängte  Darstellung  des  Wesens 
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und  der  Ergebnisse  der  gesamroten  öffentlichen  Abgaben  und 
Landesanlagen  in  den  Grossberz.  Meklenburg  u.  s-  w.  vom 
Steuerrath  SchuUze  in  Schwerin,  Schwerin,  Januar  1849  (aus 
der  Zeitschrift  des  Vereins  für  deutsche  Statistik  1848  mit 
Zusätzen)  die  bei  weitem  Bedeutendste  ist.  Ausserdem  sind 
zu  nennen:  Langfeldt,  Beiträge  zu  den  Verhandlungen  über 
Reform  des  Steuerwesens  in  Meklenburg,  Güstrow  1846;  Otto, 
die  rechtlichen  Grundsätze  über  Staatsauflagen  und  Steuern, 
oder  Beberzigungen  zur  bevorstehenden  Reform  des  Steuer- 
wesens in  Meklenburg,  Schwerin  1846 ;  Folgen  der  direkten 
Beiteuerung  Meklenburgs  für  seinen  Handel  u.  s.  w.,  Rostock 
1847  (und  viele  andere  die  handelspolitische  Stellung  Meklen- 
burgs betreffende  Abhandlungen);  Saeßow,  ein  Woi*t  über 
unsere  Steuer-Reform,  Neu-Slrelitz  1848. 

Die  Einnahmen  des  Meklenburgischen  Staats  Oiessen  zum 
grösslen  Theile  aus  dem  Domamum,  aus  nutzbaren  Hoheits- 
rechten und  Gebühren  des  Fiskus.  Diese  sind  in  Strekti  noch 
zu  alleiniger  Verfügung  des  Grossherzogs,  weil  die  Verein- 
barung mit  der  Landesversammlung  misslang;  in  Schwerm 
dagegen  sind  dieselben  Johannis  1849  an  den  Staat  abgetre- 
ten, vermöge  eines  zwischen  Grossherzog  und  Ständen  ab- 
geschlossenen Vertrages  unter  Vorbehalt  des  Hausguts,  der 
Krondodation,  des  Privateigenthums  und  ferner  (ausser  einigen 
vorübergehenden  Zahlungen)  einer  ZwilHste  von  jährlich 
175000  Tblr.  Kour. ,  wofür  die  Domänen  und  inkamerirten 
Güter  besonders  verhaftet  sind«  Die  sonstigen  Einnahmen 
zerfallen  in  Steuern  und  Zölle,  Die  Steuern  sind : 
A.    Ordentliche  Landessteuern 

a.  im  Domanium: 

1.  Hufensteuer, 

2.  Nebensteuer  (Grund-,  Vieh-  und  Personal  -  Steuern) ; 

b.  der  Ritterschaft,  mit  Einschluss  der  Kloster  - ,  Rostocker-, 
Distrikts  - ,  städtischen  Kämmerei  -  und  Oekonomie-Güter^ 
1.  Hufenstener, 

i.  Nebensteuer; 

c.  der  Landstädte: 
1.  Häuser-, 

3.  Aedcer-  und  Wiesen-, 
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3.  Vieh-, 

4.  Scharren-  und  Hausschlachten, 

5.  Mahl-, 

6.  Handels-, 

7.  Nahrungs  -  Steuer ; 

d.  der  Seestadt  Rostock: 

1.  vom  zur  See  aus-  und  eingehenden  Getreide, 

2.  Accise  von  Waaren, 

3.  Mahl -Accise, 

4.  Schlachtsteuer;  ' 

e.  der  Seestadt  Wismar: 

1.  Staatsgeld, 

2.  Lizent  (Seezoll)  von  allen  zu  Wasser  aus-  und  ein- 
gehenden Waaren  (die  Sladtaccise  dient  für  Gemeinde- 
zwecke). 

B.    AttiMerordentliche  Landessteuern. 

a.  Landes -Kontributionen,  nach  dem  neusten  Edikt  vom 
3t.  Dezember  1840:  Hufen-,  Kopf-,  Haus-,  Acker-, 
Pacht-,  Erbpacht-,  Wiesen-,  Gärten-,  Einkommen-, 
Professions-,  Vieh-,  Karakler-,  Vermögens-  u.  s.  w. 
Steuern. 

b.  Prinzessin-Steuer,  eine  Grundabgabe,  welche  mit  20000 
Thir.  ausgeschrieben  wird  so  oft  eine  Prinzessin  auszu- 
statten ist. 

c.  Stempel-  und  Kollateral-Erbsteuer  (nur  in  Schwerin), 
I*  Papier-,  Kalender-,  Spielkarten. Stempel, 

2.  Kollateral -Erbsteuer; 

d.  Probenreuter  -  Steuer  (Gewerbesteuer  von  fremden  Han- 
delsreisenden) ; 

e.  Branntwein-Impost,  d.  h.  Eingangs-Abgabe  von  fremdem 
Branntwein. 

Die  einzelnen  Arten  der  Zölle  sind: 

A.  Landzölle,  wovon  der  Durchgangszoll  auf  der  Beflin- 
Hamburger  Eisenbahn  am  wichtigsten. 

B.  Elbzölle  zn  Boizenburg  und  Dömitz. 

C.  Sonstige^  Wasserzölle,  auf  der  Eide,  Havel. und  Stör. 

D.  Damm-   und  Brückenzölle,    in   grosser  Zahl  und  Ver- 
schiedenheit. 

Reitst  ViBMVSiiiisÜk.  69 
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Aus  dieser  Aufzahlung  schon  ergiebt  sich,  dass  das  Mek*« 
lenburgische  Abgaben^y^/em,  wenn  man  es  überhaupt  so  nennen 
könnte,  mehr  Spuren  seiner  Kindheit  noch  an  sich  trägt  als 
irgend  ein  Anderes  in  Deutschland,  oder  eigentlich  dem  kind- 
lichen Zustande  noch  gar  nicht  entwachsen  ist.  Es  dürfte 
sich  deshalb  der  Mühe  dasselbe  geschichtlich  zu  entwickeln 
um  so  weniger  verlohnen,  weil  sein  längerer  Forlbestand, 
unter  allen  Verhältnissen,  höchst  unwahrscheinlich  ist.  Des- 
halb nur  einige  allgemeine  Bemerkungen  über  die  Natur  der 
Steuet^  und  die  seitherigen  Steuer-  und  ZoU'Verbe$$erung9' 
Verhandlungen  (im  Wesentlichen  nach  Schnitze). 

Die  Steuern  iu  den  beiden  GrossherzogthQmern  Meklenburi;- Schwerin 
und  Meklenbarg  -  Strelitz  sind  nach  ihrem  Rechtagrunde  1)  ordeniUche 
und  itusserordentliche ;  nach  dem  Umfange  2)  allgemeine  und  besondercy 
je  nachdem  sie  entweder  gleichzeitig  siimmtliche  Einwohner ,  oder  doch 
alle,  welche  zu  einer  gewissen  Klasse  gehören;  oder  nur  eine  gewisse 
Klasse^  oder  fiberall  nur  einzelne  Einwohner  angehen;  mit  Bezug  auf  die 
Person,  welche  sie  treffen  sollen,  sind  sie  3)  direkte  und  indirekte.  Jene 
sollen  dem  Pflichtigen,  dem  sie  bemessen  werden,  selbst  cur  Lasi  flülen, 
sie  werden  daher  von  dem  Vermögen  oder  Einkommen  erhoben  und  von 
dem  Pflichtigen  unmittelbar  gezahlt.  Diese  sind  solche,  welche  in  der 
Voraussetzung,  dass  sie  der  Zahler  nur  vorschiesst  und  nicht  selbst  tragt, 
erhoben  werden,  oder  noch  denUicher  ausgedrückt,  welche  man  vom 
nfichften  Besten  fordert,  und  ihn  mit  der  Wiedererhebnng  an  andere  ver- 
weiset Sie  werden  entweder  bei  der  Einftihr  fkremder  Erzeugnisse  oder 
auch  bei  der  Ausfuhr  einheimischer  Fabrikate  gefordert,  —  der  Kauf- 
mann u.  s.  w.  geht  damit  gewissermassen  nur  in  Vorschuss,  und  sie 
treffen  mittelbar  den  Verbraucher.  Uücksichtlich  des  Gegenstandes,  den 
sie  belegen^  sind  endlich  in  beiden  Heklenburg  die  Steuern  4)  Real'  und 
jRprjofmikteuem,  je  nachdem  sie  das  unbewegliche  Eigenthum  und  Kapital 
oder  persönliche  Erwerbung,  d.  i.  Arbeit  oder  ihre  Ertragnisse  belegen. 

Von  den  oben  verzeichneten  öffentlichen  Abgaben  niHssen  alljährlich 
auf  den  Landtagen  besonders  verkündigt,  bewilligt  und  ausgeschrieben  wer- 
den, die  ordenUichen  Steuern  des  Donianiums,  der  ilitterschaft  und  der 
Iiandstadte>  und  die  ausserordentlichen  Landes-Kontributionen ;  desgleichen 
die  Prinzessinsteuer,  so  oft  sie  erhoben  werden  soll.  Alle  andern  Abga- 
ben bestehen  nach  Verständigung  mit  den  Landstanden  für  einen  gettissen 
Zeitabschnitt  oder  bis  auf  weitere  desfallsige  Restimmungen  der  Landes- 
herren. Die  stände  haben  nach  der  Staats- Verftissung  das  Bewilligungs- 
recht für  ordentliche  und  ausserordentliche  Abgaben  zur  Deckung  der 
Staatsbedürfnisse,  und  daneben  theilweise  auch  die  Einhebung  und  Verwal- 
tung solcher  Abgaben. 

Ueber  Steuer-  und ZoUverbesserungeu,  vorzugsweise  wegen  der  un- 
gerechten  und  uachtheüigen  Zölle  und  Accise^  sind  zwischen  den  Regie'- 
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riiBgen  und  Standen  schon  seit  dem  Jahre  1824  —  wiewohl  mit  jahrelaa- 
gea  Cnterbrechiingen  —  auf  Landtagen  Berathungen  gepflogen;  doch  die 
Verfechter  der  über  200  Jahre  alten  Zollrollen  and  der  auch  baM  100 
Jahre  zählenden  Steuer-  und  Accise  -  Tarife  behielten  stets  das  letzte 
Wort.  Diese  Verfechter  aber  waren  die  Stande,  und  lediglich  sie  erhiel- 
ten bisher  das  alte  Wesen,  dessen  Grundziige  schon  in  der  Anlage  ver- 
kehrt erschienen  und  dessen  Mangel  durch  späteres  Flickwerk  noch  ver- 
grössert  sind.  Diese  Vertreter  der  Feudalrechte  wollten  bisher  nicht  er- 
kennen, dass  sie  selbst  und  ihre  Einrichtungen  haltlos  geworden  sind  und 
eine  tfichtlge  und  wirl&same  Umgestaltung  erfordern.  —  Der  neuste  An« 
stoas  zu  Aenderungen  wurde  seit  dem  Jahre  1843  durch  die  Eisenbahnen 
gegeben  und  ohne  Zweifel  wird  in  nächster  Zeit  und  fortgesetzt  die  Steuer- 
fhkge  Gegenstand  der  lebhaftesten  Verhandlungen  werden  ^  und  so  lange 
bleiben,  bis  eine  der  jeüsigen  Stufe  volkswirthschaftlicher  Bildung  and  der 
Gerechtigkeit  entsprechende  Einrichtung  erlangt  ist.  Ob  sich  dal>ei  die 
bisher  In  Meklenburg  gegen  den  Anschluss  an  den  deutsehen  Zollverein 
im  Ganzen  vorherrschende,  fast  erbitterte  Stimmung  mildem  werde,  muss 
man  abwarten ;  man  sollte  es  glauben.  —  Bei  den  Verhandlungen  in  den 
letzten  Jahren  Qber  die  Neugestaltung  des  Steuer-  und  Zollwesens  wur- 
den Berathungen  Ober  die  Rathsamkeit  des  Beitritts  Meklenburgs  zum 
2^üverein  gäisslich  bei  Seite  geschoben,  und  unter  Festhaltang  eines 
eigenen  Steuersystems  verhandelte  man  nur  über  Urogestaltong  der  vor- 
sEugsweise  in  Frage  gestellten  Steuern  und  Zölle,  und  Qber  Aufbringungen 
zur  Ablösung  derselben  auf  direktem  und  indirektem  Wege.  Die  Re^e- 
rnngen  und  die  Landstädte  wollten  indirekte  Steuern  und  Grenszölle,  well 
sie  Mekleuburgs  ^Wohl  durch  ausschiiesHlich  direkte  Steuern  gefährdet 
gtaabten;  die  Ritterschaft  aber  sträubte  sich  dagegen.  Sie  wollte  nur 
direkte  Einkommens-  und  Vermögenssteuern^  ohne  jedoch  im  Allgemeinen 
den  Forderungen  der  Gerechtigkeit  insoweit  nachzukommen,  dass  sie  sich 
bereit  erklärten,  zur  folgerechten  Durchführung  eines  solchen  direkten 
Steuersystems ,  welches  einen  Jeden  nach  seiner  Beitrags  -  and  Steuer^ 
l&hlgkeit  an  den  Staatslasten  heranzieht,  die  Hand  zu  bieten.  — 

B.    Staats -EiimaluneQ. 

Die  vorenthaltene  geschichtliche  Einleitung  dürfte  die 
zahllosen  Schwierigkeiten  einer  vergleichenden  Zusammen- 
stellung früherer  und  neuster  Rechnungsergebnisse,  ohne 
weitere  AusRihrung  dargethan  haben.  Wenn  ich  deshalb 
nur  wenige  Jahre  aus  letzter  Zeit  in  die  nachfolgenden  Er- 
örteiningen  ziehe,  so  geschieht  selbst  dieses  lediglich  mit  dem 
Vorbehalt,  dass  damit  für  deren  Vollständigkeit  nicht  gebürgt 
werden  kann.  Die  Angaben  haben  zusammengesucnt  und 
dem  neusten  Etat  bestmöglichst  angepasst  werden  müssen. 
Dieser  x\e\xsiQ  Schweriner  Voranschlag  viv  1850/1  aber  (obgleich 
erster  Versuch  unter  sehr  schwierigen  Verhältnissen)  leistet 
mehr  als  man  irgend  erwarten  konnte,  denn  er  enthält  in 
zweckmässiger  systematischer  Anordnung  und  gewissenhafter 
Treue,  einen  fast  vollständigen  Nachweis  sämratlicher  itoA-Ein- 
nahmen,^  Hit  ihm  vergleichend  zusammengestellt  habe  ich  die 
Rechnungsergebnisse  von  den  Jahren  Johannis  1843/4  und  1848/9. 
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■enU 

Von 
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•<bU 

der 
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1 
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Johanni 
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Anlheil 
«n  der 
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Antheil 
•B  der 

tf  t  n  n  i  ^  m  t. 

1843/4« 

End- 

1848/9. 

End- 

1860/51. 

Büd. 

< 

0 

•umme. 

•umiiie. 

•umme. 

•ia- 
nahme. 

d. 

Nebeofitener  dersel- 

ben     

-^ 

... 

13241 

0,32 

11000 

0,80 

'  — 

e. 

Landstiidlische  or- 
dentliche   Steuer, 
mit  Einschluss  der 
erbdiiten  Steuer 

« 

aa.  Hftnsersteuer  . 

«— 

— 

8007 

0,20 

10386 

0,29 

— 

bb*  Landerei«teuer 

— 

— 

2866 

0,07 

8612 

0,10 

— 

cc.  Vlelisteuer  •    . 

— 

• 

2881 

0,07 

2968 

0,08 

— 

dd.  Handelssteuer. 

— . 

— 

62842 

1,54 

64372 

1,79 

— 

ee.  Erwerbsteuer  . 

— 

— 

18176 

0,45 

22024 

0,62 

— . 

ff.  Ausserordent- 
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— 

— 
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0,01 

— 
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-           -    1      954111 
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26,46 

Zusammen  J. 

^— 
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a. 
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— 
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b. 
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0.02 

938 
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— 
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0,02 
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0,24 

— 
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v.vm.A. 

a. 
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.— 

— 

— 

— 
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— 

b. 

Von  See-  n.  andern 

Städten  •    .    .    • 

— 

— 

— 

— 
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0,29 

— 

Zusammen  3. 

v.vm.A. 

— 
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— 
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1,98 

— 

4. 
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a. 
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-- 

^m. 

— 

— 
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2/)0 

h. 
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... 

—— 

— 

— 
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1,60 
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c. 

Hufensteuer  d.  (vor- 
ma]ig.)ritterschaft- 

liehen  Güter    .    • 

— 



— 

— 
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1,73 

— 

d. 

Personalsteuer  der 
(vormaligen)  Hit- 

terschaft.    .    .    . 

_ 

— 

— 
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1,64 

— 

6. 
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^"^ 

96800 

• 

ten     

— 

^ 

»,70 
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^ 
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f. 

Von   Rostock    mit 

WarnemOnde  .    « 

— . 

— 

-— 

m~— 

38700 

1,08 

8,00 

g- 

Von  Wismar    .    . 

— 

— 

— 

— 

12500 

0,35 

8,00 

^ 

Zusammen  4. 

280000 

7,02  vHaupts. 
3  u.  4. 

— 

351795 

9,80 

8,00 

Zusammen  3  u.  4. 

— 

— 

124378 

3,06 

423033 

11,781    — 

Zusammen  A* 

n.325500 

8,00 

716376 

17,96 

778437 

19,13 

725261 

20,20 

— 

B. 

fudlrekte  Steuern. 

v.vm.A. 

1. 

Scharren-  n.  Haus- 

schlachten  .     .    . 

— 

~- 

11081 

0,27 

llOll 

0,30 



%. 

Maldsteuer  .    . 

— 

— 

88078 

0,94 

43190 

1,»1 

_ 

8. 

Accise  zu  Rostock 

«• 

Von  Schlachten     . 

— 

— 

3560 

0,09 
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0,09 

.^__ 

b. 

Vom  Mahlen     .    . 

— 

— 

14380 

0,35 

12780 

0,36 

^_ 

c. 

Accidenzien .    .    . 

— 

.» 

5480 

0,14 
0,00 

4200 

0,11 

_ 

d^ 

Bliethen  a.  s.  w.  . 

—           — 
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0,00 

— 

Zusammen  3. 

v.VllLA. 

— 
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0,58 
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0,56 

— 

4. 
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\ 

Dörfern  .... 
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— 
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^^ 

5. 
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~ 

tischen  Accise .    . 

V.VIU.A. 
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0,01 
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0,01 

._ 

6. 

Papierstempel  •    . 
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0,70 
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28200 
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9,00 

7. 

Kartenstempel  .    • 

2916 

0,08 

2916 

0,07 

2700 

0,08 

r 

8. 

Kalenderstempel    . 

in 

0,01 

513 

0,01 

440 

r 

0,01 

^ 

9. 

Kollateral  -  Erb- 

» 

-   ■ 

steuer     .... 

7000 

0,18 

7000 

0,17 

10000 

0,28 

— 

38429 

0,97 

und  vgl. 

Zusammen  B. 

a.VIII.A. 

114912 

2,82 

119795 

3,83 

— 

Zusammen  A.u.B« 

754805 

18,93 

893349 

.  ai,95 

845056 

23,53 

8,68 

C. 

ZöUe 

304563      7,63 

1. 

Bei  den  Landzoll- 

(Zölle  und  swar 

ämtorn    .... 

BlbsAll«  zu  DOmitB 

37380 

0,92 

32650 

0,91 

19,08 

2. 

Eisenbahn-Transit- 

uad  BoiUenbarx, 
Blde  und  Stdrsölle, 

r  ^ 

2S011     .      •      .      .      • 

Landsölle.) 

56000 

1,38 

70000 

1,95 

.» 

8. 

Elb-WasserzöUe  . 

r 

f      4 

a. 

zu  Boitzenburg     . 

— 

— 

130900 

3,22 

76200 

2.12 

7,94 

b. 

zu  Dömitz  .    • 

— 

— 

71800 

1,76 

95820 

2,67 

Ifii 

Zusammen  8. 

— 

-    1 

2027001 

4,98| 

172020} 

4,7»( 

— 
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BezdduivBg 

d«r 

tf  t  n  n  a  ^  ttt  (. 


Von 
Johanui 

1843/4. 


Pro- 

»ent- 

Antheil 

•n  der 

Bnd. 

summ*. 


Von 
Johann! 

1848/9. 


Pro- 

sent- 

Aatheil 

am  der 

Bnd- 
•amme. 


Von 
Johauni 

18^/51 


Pro- 

a«Bt- 

Aatheil 

•Ader 

End. 

summe. 


Gewin» 

nvngt- 

kosten 

Pro- 

senU 

der 

Roh- 

oin- 

nohme« 


4.1  Eide-   nnd    Stör- 

I  %6\\e 

5.1  See -Zoll  (Lizent) 
SU  Wismar  .    .    • 

6,  Acclse  (Ton  ein-  und 
ausgehenden  Ge- 
genständen) ssuKo- 
stock.    .    •    •    • 

7.  Impost  auf  fremden 
Branntwein .    .    . 


v.vm.A. 


Zusammen  €• 


B. 
I. 


n. 
III, 

IV. 


Zusfunmen  A. 

Unlsteriiim  des 
iBiern. 

Unmittelbare  Ein- 
nahme beim  Minis- 
terium (Civll-Ver- 
waltung)  .  .  • 
Landarbeitshaus  zn 

Güstrow.  .  .  . 
Landgestüt  zu  Re- 
deflu  •  •  •  •  • 
Sonstige  kleineEin- 
nahmen   .    .    »    . 

Znsammen  B. 


V.VIII.A. 


3045631     7,63 


5250 
15200 


54630 


0,13 
0,37 

1,34 


3600 
15260 


44600 
1000 


0,10 
0,42 

1,25 
0.03 


22,21 

18,78 
10,00 


3711601     9,12 


3,331666 


83,50 


(Lohns-  und  Regie- 
vangs-Gorichts-Ge- 
bQhren,  Laudemien, 
KAmmoroi  in  Lud- 
wigslasl.  Geiillich- 
keit,  ÜBiversillt» 
Gymnssien,  Schul- 
lehrer-Seminor,  ^ 
Tsubütummen-Insti- 
tut,  Bargerschttlen, 
Medisinsl-KoUe- 
gium,  Irren-Heü- 
AnsUlt^   Straf- An- 
stauen, Gerichte.) 


3,722505 


23132 

7622 

14460 


91,49 


185023 


C.    HiDisteriimi  der 
Jnstii. 

1.  unmittelbar  beim 
Ministerium  z.  He- 
bung kommende 
Sportein.    .    •    . 

II.  Bei  den  Justiz-Be- 
hörden   .    •    .     • 

IIL  Bei  der  Lehnkam- 
mer   «    .    «    .    • 

IV.  Bei  dem  Departe- 
ment für  das  ritter- 
schaftliche Hypo- 
thekenwesen   .    . 

V.  Bei  der  Prftftings- 
KommissiOD  fiUr 
Rechtskandidaten« 

VI.  I  StrafBinstaltz.  Drei- 
bergen    .... 

Vn.  I  Sämmerei  zu  Lnd- 
trigalunt.    •    •    I 


in  B. 

desgU 

desgl. 

desgl. 

desgl. 
desgl. 
.desgl. 


4,64 


45214 


in  B.  1. 
45208 
36380 


0,57 
0,19 
0,35 


3391301  9,45|  11,78 


3,368050 


1870 

12000 

12493 

247 


93,82 


0,05 
0,34 
0,35 
0,00 


35,30 


1,11 


26610 


8000 

760 
15790 
'889v 


0,74 


2600 
29532 
30462 


7000 


1,11 
0,89 

0,20 

0,02  760 

0,39|     13468 
0,211    «M8ft 


0,07 
0,82 
0,85 


0,19 

0,02 
0,38 
9p 
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tf  t  n  n  a  1)  m  (. 


1 


Von 
Johanni 

1843/4. 


Pro- 
sent- 
Aatheil 

Eod- 
•amme. 


Via|  Die  bei  dem  Dona- 

nium  ioAbzn^ge-fiA  L  U. 
braclite  Einnalune)  einbe- 
derJostljB^-Polizei-/  griffen, 
and  AmtB-Verwal- 

Zasammen  C.  vgl.  B.  u. 

D.    Wiilsteriiim  der 

auwirtfreii  Auge 

legenlieReii «  der 

ffeistllchen,  uBter- 

richts-  und  lilit&r- 

sacheii. 

Unmittelbar  beim 
Hiniflterium  auf- 
kommende Sportein 

11.    Kirche  und  öffent- 
licher Unterricht. 

1.    Bei  den  geisüichen 
Behörden    •    .    . 

%^    Bei  der  Landesoni- 

Iyerfiit&tzuHostocl 
Bei  den  Schulan- 
stalten    .    .    . 


m. 


iV. 


V. 


Zaaammen  It 

Hedizinal-Verwal- 
tang  ♦    .    .    . 


Bei  yerschiedene  fQr 
allgemeine  Landefl- 
zwecke  bestehende 
Institute  (Biblio- 
tiiek,  Hegierungs- 
blatt^  Intelligenz- 
blatty  Kalender- 
Verlag).    »    .    , 


HOitSr- Verwaltung 
Zusammen  D. 


B.  I  Aus  der  Hof-Ver- 

J  waltung, 
L I  BttOflltoog  •   •    J 


132361    0,33 
u.  ▼•B.u.l 
A.ll.u]V.| 

(Hofsuat  and  Hof- 
haluing^  Hofliauteo. 
Hoilh«ai«r,Kap«Ue. 
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'™" 

BBBSa 

'=*""=-! 

1              lUwin- 

t 

Beulchmg 

Von 

Pro- 
aeat- 

Von 

Pra- 
nant- 

Von 

Pro. 

senl« 

snnga- 
kaalan 

1 

5 

4er 

€  in  n  a  If  ntt. 

Johanni 
1843/4. 

Aathail 

an  4er 

Sb4. 

aamme. 

Johanni 

1848/9. 

Aatheil 

ander 

Sn4- 

aamate. 

Johanni 
1850/51. 

Antliail 
an  4  er 
Snd. 

aamat«. 

Pra- 

seata 

4er 

Bob- 
Bin- 

^^^^ 

■        1 

nakme. 

11. 

HofCheater  •    .    . 

21870 

0,54 

in. 

Marstiill  .... 

» 

— . 

5030 

0,12 

_- 

^M 

^^ 

IV. 

Gestüt  Babenstein- 

w 

IWd    .    .    .   <    . 

— 

— 

3710 

0,09 

— 

— 

— 

Ziisaminen  E. 

29084      0,73 

(verwenAet  sum 

32200 

0,79 

— 

. — 

ChaaaMe-Uaterh«ll» 

HaUaakaaf,  Hals- 

Trasaport^Porto  uni 

p. 

Auflseror  deutliche 
oDd    venckiedeiie 

Bxtrapoai«»  in  herr- 

•ckafflichen  Auge- 

leganlieitea.) 

Einoaluneii  •    •    . 

8^54 

2,16 

2340 

0,06 

.. 

_ 

.^ 

6. 

Nach  Vertrilgeii  mit 

den  Stfinden    .     . 

75S67 

L89 

17016 

0^2 

—. 

... 

^^ 

(verwenAat  ««ati 

Bua4aa-MUiUr, 

Reathoea^am  a»  iit 

fltaAt  Raatoek,  s« 

iw  J«atia.KaBs- 

leien  «.  a.  w.) 

H. 

Von  d^  relulrten 
Aemter  sur  Dek- 
kang  der  Zinsen^ 
Kapital-Abtrag  n. 
8.  w«  der  Schuld- 
eumoieT.  4465025 

6,75 

- 

Kthlr.  N.  */s    .    . 

269500 

— 

— 

— 

— 

— 

Zusammen 

3,990330 

|100,- 

4.067915 

100,« 

3,589824 

100,- 

1  84,14 

Zur  Gesammleinnahroe  des  Etats  liir  1850/1  tragen  bei: 
die  Domänen  46  %»  die  Forsten  und  Jagden  5,89  %,  die 
Postverwallung  6,85  %,  das  Lotterie-Regal  0,14  Vo,  also  Do- 
mänen- und  Hoheitsrechte  58,88  Vo;  —  die  direkten  Steuern 
20,20  Vo;  —  die  indirekten  Abgaben  3,33  Vo;  —  die  Land- 
ond  Wasser-Zölle  9,45  Vo;  —  Kapitalzinsen,  Sportein,  Ver- 
waltungseinnahmen u.  s.  w.  8,14  Vo«  Die  oberste  VerwaUung 
des  Staatshaushalts  geschieht  durch  das  Finanz  -  Ministerium, 
welches  nach  dem  Staatskalender  für  1850  in  4  Abtheilungen 
zerfällt,  nämlich: 

i.  für  das  Etat-,  Kassen-  und  Rechnungswesen,  Staatsbau- 
ten (mit  den  Staatsstrassen),  Saline,  Gypswerk,  Lotterie, 
Münze ; 
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2.  ftlr  die  Verwaltung  der  Steuern  und  Zölle; 

3.  für  die  Verwallung  der  Staatsdomänen  und  Foreten; 

4.  für  die  Verwaltung  der  Posten  und  Telegrafen. 
Unmittelbar  unter  dem   Ministerium  stehen    die  Renierei 

(Generalkasse),  die  RelmHons ^ Kommission  (unten  bei  Staats- 
schuld), die  Schulden  ^Tilgung* -Kommission  (desgleichen),  die 
Zivil'  AdministratioTiS"  Kasse  (Ausgabekasse  für  die  festen  Be- 
soldungen,  mit  Ausnahme  des  Hof-,  Kamcral-  und  Militär- 
Etats) ,  der  Landkasten  zu  Rostock  (bisherige  gemeinsame  ' 
Kasse  der  Landstände  für  Schwerin  und  Streh'tz  unter  Leitung 
des  engeren  Ausschusses  von  Ritter-  und  Landschaft),  der 
Landkaiastm^  zu  Rostock  (in  Verbindung  mit  dem  Landkasten), 
die  Inspektion  der  Staatschausseen,  die  IoWme-Direktion,  das 
Steuer^  und  Zo//- Departement,  die  allgemeine  Landes- fie- 
zeptur^  und  Stempel -Dlrekiion  zu  Rostock,  das  üfamwicr- Kol- 
legium ,  das  Forste  Kollegium ,  die  General  -  Po«/-  Direktion. 
Eine  nur  durch  die  bisherigen  Verhältnisse  gerechtfertigte, 
übermässig  grosse  Zahl  von  Behörden;  welche,  nach  dem 
Beispiel  anderer  Staaten,  bei  veränderten  Einrichtungen,  unbe- 
denklich um  die  Hälfte  verringert  werden  können;  ^m  Vor- 
theil  der  Kasse  und  mit  Gewinn  ftir  den  Geschäftsgang.  Mek- 
lenburg  ist  in  der  seltenen  Lage,  durch  Umgestaltung  seiner 
veralteten  Einrichtungen  ersparen  zu  können,  denn  auch  die 
Mehrzahl  der  Diensteinnahmen  ist  verhältnissmässig  hoch;  dass 
dieses  aber  von  der  jetzigen  Regierung  geschehen  werde  und 
den  jetzigen  Landständen  gegenüber  geschehen  könne :  durfte 
zu  bezweifeln  seyn. 

Vom  Ch'ossherzogthum  Strelitz  ist  nur  ein  Etat  bekannt 
geworden/ nämlich  das  Rechnungs-Ergebniss  von  Johannis 
1847/8,  welches  nachstehend  mit  der  Bemerkung  eingerückt 
wird,  dass  eine  mehr  systematische  Anordnung,  die  Ersetzung 
der  jReiit-  durch  ßoAerträge  und  die  Ergänzung  mittelst  der 
Einnahmen  der  landständischen  Kassen;  von  mir  versucht 
worden  ist 
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I  n  n  a  h  m  e 

bei  der  Grossh.  Meklb.  Strelitzschen  Rentei,  dem  Kabinets- 

Atnte  und  (annähernd)  den  landständischen  Kassen  im 

Rechnungsjahre  von  Johannis  1847/8. 


m 


I 

5 


S 


BcMichnnif  der  EhiiAhme. 


trag  *«l 
prcuss. 
Karant 
b«r«eb- 
aeU 


Gew.- 

Koflteo 


Prst.- 

An- 
theil. 


A. 

1. 
%. 
3. 


4. 


B. 
1. 
2. 


C. 

D. 
£. 
F. 

1. 

2. 

a. 

4. 
5. 


6. 

6. 
1. 

3. 


Einnahme  von  den  Kabinetsgtttern  und  den 
Domtinen : 

KabinetsgOter  —  16289  G.  und  2296  K. .    , 

Donifinen  im  Stargardter  Kreise  256029  G. . 

Geldwerth  der  Näturalaufkflnfte  von  den  Do- 
miUien,  welcbe  unmittelbar  verwendet 
werden •    .    .     .    . 

Ratzeburger  Kämmerei-Pachtnngen  (mit  Ein* 
scUnaa  der  davon  nickt  zu  trennenden  Kon- 
tributions- und  Forst-Binnahmen)  122481  G. 

Naturalerträge  des  Fflrstenthums  Ratzeburg 

Zusammen  A. 

Einnahme  von  den  Forsten  (z«  v.  A.  IV.)  : 

Baare  Einnahmen  905^5  G 

Geldwerth  der  Naturalabgaben  76000  G,      . 

Zusammen  B. 

Landemialgelder,  Rekognitionen  und  Urbede, 
Korn-  und  Geidpachte  4963  G 

Postverwaltung     . 

Einnahme  von  den  Staatsstrassen    .    .    *    • 

Steuern  (direkte  ordentliche): 

Domanial-Hufensteuer  12003  G 

Domanial-Nebensteuer 

Ritterschaftliche  Hnfensteuer,  4938  G,  .  • 
„  Nebensteuer,  1221  G.      .    . 

Quartalsteuer  aus  den  Stftdteu/  3989  G.  •  . 
und  3%  von  der  Roheinnahroe,  als  abgezo- 
gene Hebegebflhren  (z.  v.  I.)  120  G.    «    . 

Probenreutersteuer  (Vf  Antheil  für  Strelitz) 

Zusammen  F. 

Zu    den  ordentlichen  und  ausserordentlichen 

Landes-Nezessarien : 
Beitrag  der  Domänen  (z.  v.  Ausgaberechnung 

Yü.  Nr.  3  und  4)  4684  G 

Beitrag  der  Ritterschaft  und  der  Städte  p.p. 

4684  G 

Aus  dem  Fftrstenthnm  Ratzeburg  9102  dfinisch 

Kour.  oder  N.  */,  zu  31  Schillg.*     .    .    . 

Zusammen  G. 


20757 
290166 


59727 


138812 
19223 


50,51 


33,14 


528685 


102595 
85000 


187595  61,19 


5625 
28000 
14121 

13605 

5596 
1384 
4521 

156 
1250 


90,35 
93,89 


26512 

5308 

- 

5308 

— 

11200 

— 

2J5 
30,09 


6,19 


UM 
2.00 


64,82 


10,64 
8,81 


19,45 


0,58 
2,90 
1,47 

Ml 

0/68 
0,14 
0,47 

0,02 
0,18 


—        2/75 


0,66 

0,55 
1,16 


218161     —    I     2,26 
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I 

^  S 


H. 

1. 


L 

1. 


S* 


1. 
2. 

a 


4. 


H. 
O. 


Bezdchiug  der  EliiahM. 


GelMe. 
trag  auf 

Kouraat 
b«r«ch- 

B«t. 


Gew.- 

Kosten 


AuflserordenÜiche  Kontribution : 

Beitrag  der  Dom&nen  aas  dem  Herzogtham 

StreliU  16911  6 

Beitrag  der  Ritterschaft  und  der  Städte  16911 6. 

(ankernd)  .    .    • >    • 

Znsaninien  H. 

Einnahme  von  indirekten  Abgaben. 
Haoptsamme  der  Verbrauchssteuer  aus  den 

Städten  1660S  6.  ........    . 

Antheilsgelder,  Deputate  und  Unterstützungen 

(welche  vorweg  abgezogen  sind)  1107  6. 

und  660  Kour 

3  %  Hebegebflhren  (desgl.)    «...    .    . 

Zusammen  I. 

Einnahme  von  Sportein,  FiscigebQhrenu«s.w. 

Bei  den  Justizbehörden  15506  G 

Bei  den  Verwaltungsbehörden  27751  G.  .    . 

Ans  den  Fiskoskamen  der  Landesregierung, 
des  Kammer-  nnd  Forst -Kollegiums,  der 
Justizkanzlei  und  der  Untergerichte,  79836. 

Ueberschoss  der  Nebenkasse  des  Strelitser 
Anzeigers  600  G . 

Znsammen  K. 

Einnahme  von  den  LandzöUen  3676  G.    «    . 

Boitzeoburger  Elbzoll-Antheil 

Schleusengelder,  717  G«    ' 

Sonstige  verschiedene  Einnahmen,  16627  G. 

Hauptsnmme 


18082 
18032 


36064 


17676 


1805 
681 


19962 


17672 
81461 


9047 
667 


68637 

4062 

13800 

812 

18844 


Prut- 

An- 
(heii. 


964526]     - 


1,87 

1.87 


3,74 


1^2 


0,19 
0.06 


2,07 


1,82 
3^26 


0,93 
0,06 


6,07 

0,42 
1,44 
0,08 
IM 


100,- 


Der  ßeiti^ag  der  einzelnen  Einnahmezweige  zur  Gesammt- 
summe  ist:  Kabinetsgüler  und  Domänen  Cmitden  Raizeburger 
Kontributions-  und  Forsteinnahmen,  welche  davon  nicht  zu 
trennen)  54,82  Vo>  Forsten  19,45  Vo,  Laudemialgelder  u.s.  w. 
0,58  Vo.  Posten  2,90  Vo*  zusammen  Domänen  und  Hoheits- 
rechte 77,75  Vo;  —  direkte  Steuern  8,75  Vo;  —  indirekte 
Abgaben  2,07  Vo;  —  Land-  und  Wasserzölle  1,94  Vo;  — 
sonstige  Einnahmen  9,49  Vo«  —  Aus  einer  von  Schullze  a. 
a.  O.  Seite  49  mitgetheilten  Berechnung  ergiebt  sich  nach- 
stehender DurchschnitisbeUrag  der  Bewohner  zur  ordinären  und 
extraordinären  Kontribution  und  zu  den  Gemeindeabgaben : 
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1.  im  Meklenburg-Schtcerinichen  Domanium  1       1^7       6     „ 

2.  im  Mehlenburg-StreHlXichen  Domamum  1       20       5     „ 

3.  der   Riiterschaft  Meklenburgischm   und 
Wendischen  Kreises    ..,.,..  1       42       7 

4.  der  Ritterschaft  des  Siargardschen  Kreises  1       22       7 

5.  der  Mehlenburg  "Schtoerinschen  Land^  - 
Städte 3      —       » 

6.  der  Meklenburg-Sti  entaschen  Landstädte  2      26      11 

7.  der  Seestadt  Wismar,  bloss  durch  die 
ausserordentlichen  Kontributionen  und 

und  Kommunal -Abgaben 2      35     11     » 

und  Lizent  und  Accise  hinzugerechnet    5      18       3    „ 

8.  der  Seestadt  Rostock,  bloss  durch  die 
ausserordentlichen  Kontributionen  und 

Kommunal- Abgaben 3      46     10    ^ 

und  die  Aufkunfl  an  Accise  und  die 
halbe  Erhöhung  derselben  hinzuge- 
rechnet      8      34       1     ^ 

Nach  einer,  behuf  der  Steuerreform,  für  die  Jahre  1844/5 
aufgestellten  Nachweisung  ist  in  Schtüerin  der  Anä^eil  der 
Stände  an  den  Steuern  (ohne  Stempel  und  Kollateralerbsteuer) 
und  Gemeindeabgaben  (welche  jedoch  für  die  Ritterschaft 
nicht  vollständig  sind),  wie  folgt:  Domänen  264150  oder 
28,31  Vo,  Riiterschaft  245266  oder  26,28  %,  Landstädte 
212432  oder  22,77%,  Seestadt  Rostock  158798]  oder  17,01  o/^, 
Seestadt  Wismar  52535  oder  5,63  %,  zusammen  933181  Tblr. 
(z.  V.  Zeitschr.  d.  V.  f.  d.  Statistik  1848  S.  610).  —  Durch 
Verordnung  vom  12.  Januar  1848  wurde  fiir  Schwerin  der 
ii  Thtr.  J^Vf««  eingeführt -,  Aust-Yerordnung  vom  25.  Nov.  1850. 

b«  Eiiuielne  StaaOielnnalimen. 

a)  Domanial^  und  Hoheiis -- Einnahmen ,  Monopole* 

1.  lom  iontoirt^fdittfliii^nt  90maitiai-tfrun)ri0tntt)iim  ntßli  imnllirrr- 

iiäftn  JUinalffU 

Im  Orossherzogthum  Mekienburg  •  Schwerin. 

Hauptarten  der  Benutzung  der  Güter  und  Grundstücke 
sind  durch  Vererbpaohtung  und  durch  Zeitpacht«    Es  giebt: 
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104  Erbpachlköfe  mit  zusammen  90  Hufen  und  155  Scheffel- 
saat, wovon  die  Einnahme  49020  Thh*.  Kour.  ist,  also  im 
Durchschnitt  für  1  Scheffelsaat  0,90  Thir.  mit  Schwankungen 
jedoch  von  0,47  (Amt  Neustadt)  und  1,25  (Amt  Meklenburg). 
821  bäuerliche  Erbpächter  mit  163  Hufen  310  Scheffelsaat, 
also  im  Durchschnitt  Jeder  mit  119"/«  Scheffelsaat.  Der  Er- 
trag ist  80155  Tlilr.,  oder  von  1  Scheffelsaat  0,82  ThIr., 
schwankend  zwischen  0,46  Thlr.  (Amt  Poel)  und  1,58  ThIr. 
(Amt  Toitenwinkel).  6379  Büdner  besitzen  91  Hufen  98  Schef- 
felsaat, mithin  kommen  auf  1  Büdnerei  im  Durchschnitt  8,57 
Scheffelsaat  und  da  ihr  Kanon  68335  Thlr.  beträgt,  davon  auf 
1  Scheffelsaat  durchschnittlich  1,25  Thlr.  Schwankungen  des 
Kanon  sind  0,92  Thlr.  (Amt  Hagenow)  und  3,56  Thlr.  (Amt 
Wredenhagen).  Von  Erbleihmiihlen  kommen  14215  Thlr,  von 
sonstigen  Erbpächtern  11140  Thlr.  auf.  Der  Gescunmtertrag 
der  Erbpachtungen  war:  222865. 

In  Zwackt  befinden  sich:  188  Höfe  von  454  Hufen  und 
566  Scheffelsaat,  welche  606285  Thlr.  Einnahme  abwerfen, 
also  ini  Durchschnitt  jedes  Scheffelsaat  2,22  Thlr.  Der  höchste 
Pachtertrag  ist  4,73  Thlr.  (Amt  Poel),  der  Geringste  1,19 Thlr. 
(Amt  Wredenhagen.)  4504  Bauergehöfle  ertragen  506510  Thlr.; 
sie  enthalten  905  Hufen  440  Scheffelsaat,  also  1  Gehöft  im 
Durchschnitt  120,65  Scheffelsaat.  Der  durchschnittliche  Pacht- 
zins Tür  1  Scheffelsaat  ist  0,93  Thlr.,  steigt  aber  auf  2,80  Thlr. 
(im  Amte  Poel)  und  Tällt  auf  0,60  Thlr.,  (im  Amte  Criwitz). 
Die  Pachteinnahme  von  Bii^cbierstellen  ist  11870  Thlr.  von 
Mühlen  50845  Thlr.,  sonstige  60335.  Die  Gesammtsumme  der 
Zeifpachien  toar:  1,235845  Thlr. 

An  grundherrlichen  Abgaben  werden  1500  bis  1800  Thlr. 
eingenommen,  durch  Gelreideverkauf  1500  bis  1700  Thlr.,  an 
fremden  Beeden  und  Pachten  (uralte,  aus  rilterschaftlichen 
Gütern,  Städten  und  Stiftungen  erfolgende  Abgaben)  2861  Thlr.^ 
Insgemein  12989  Thlr.  Sodann  kommen  noch  die  (unter  eine 
andere  Einnahme- Abtheilung  gehörigen)  Erträgnisse  der  JustMss-, 
Poüzei'  und  AnUs-Veru>altung  mit  25  bis  29000  Thlr.  vor. 

Die  oben  dargelegte  bedeutende  Verminderung  der  Zeit- 
pachteinnahmen im  Etat  für  Johannis  1850/1  ist  Folge  der 
Ausscheidung  der  (bei  Abtretung  der  Domänen  an  den  Staat) 
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zum  Grossh.  Hausgute  übergegangenen  Pachthöfe  and  Bauer- 
gehöfte, mit  einem  ÄoAerlrage  von  jährlich  Ä834^  Thir.  — 
Die  Erbpächter  haben,  ausser  dem  oben  angegebenen  Kanon, 
auch  die  auf  ihre  Ländereien  fallende  ordentliche  Hufensteuer 
mit  zusammen  9070  Tblr.  zu  tragen,  welche  jetzt  unter  den 
direkten  Steuern  verrechnet  ist.  Die  Don^anial-Zettpacht-Bauern 
aber  müssen,  ausser  dem  Pachtzins,  vertragsgeroäss : 
!•  zur  ausserordentlichen  Hufensteuer  nach  Maassgabe  des 
Hafenstandes  ihrer  Gehöfte  beitragen. 

2.  bei  Kirchen-  und  Pfarrbauten  zu  den  von  den  Kirch- 
spiels-MitgKedem  aufzubringenden  baaren  Baukosten,  die 
filr  ihre  Gehöfte  nach  der  Hufenzahl  umgelegten  Beiträge 
leisten. 

3.  die  Brandkasse-Gelder  bezahlen  (Domanial-PachtAd/e  sind 
nicht  versichert). 

Im  Staatskalender  sind  die  Bestandtheile  der  Domänen 
Wie  folgt  aufgerührt  (die  in  Klammern  gesetzten  Zahlen  deuten 
an  was  davon  zum  Hausgute  genommen  ist):  Pfarrkirchen 
200  (7),  Filial-Kirchcn  80  (1),  Kapellen  26,  Stadt-  und  Land- 
^alen  786  (t7),  Marktflecken  6,  Pachthöfe  258  (68),  Erb- 
pachtstellen 886(8)^  Hauswirthstellen  4539(39),  Büdnerstellen 
6681  (63),  Häuslerstellen  913  (21),  Forst-  und  Holzwärter- 
Gehöfte  183  (15),  Erbmuhlen  110  (3).  Pachlmühlen  62  (1), 
Papiermühlen  3,  Erbschmieden  84  (3),  Pacht-  und  Büdner- 
Schmieden  228  (12),  Erbkrüge  72  (1),  Pachtkrüge  204  (6), 
Kalbrennereien  7,  Ziegelleien  42  (1),  Theeröfen  5  (1),  Stein- 
schl^ferei  1 ,  Fischereien  75  (4) ,  Frohnereien  26 ,  Salzwerk  1, 
Gypswerk  1,  See-,  Stahl-  und  Schwefelbad  1,  Soolbad  1, 
Irrenheilanstalt  mit  Filial,  Gestüte  2  (1),  Wasser-,  Land-  und 
Brücken-Zölle  66.  —  Der  Flächengehalt  dieses  Grundbesitzes, 
welcher  nach  einem  Kataster  von  1628  zu  4477 Ve  Hufen  an- 
gegeben war,  ist  durch  Verfügung  vom  29.  August  1807  nach 
dem  Maassstabe  der  katastrirten  ritterschaftlichen  Hufen  be- 
stimmt (Raabe  a.  a.  O.  zweite  Folge  L  211)  und  zu  26067« 
Hufen  =  217,079149  Q  Ruthen,  festgesetzt.  Dazu  kommen 
in  den  Aemtem  Neukloster  49V,2  Hufen  =  4,455771  □  R., 
Wismar-Poel  28V5  Hufen  =«  1,187526  Q  R-,  an  geistlichen 
Grundstöcken  2,426711  Q  R.  und  die  inkameririen  Güter  mit 
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240V4  Hufe.  Der  gesammte  Damamal^'GrmdbesU»  beträgt  also 
2961  Hufen  von  241,005657  n  R»  was  etwa  2,045572  preusst- 
sehen  Morgen  gleichkommen  mag. 

Unter  dem  Domanialgrundeigenthum  befinden  sich  Fabrik 
ken  ttnd  andere  gewerbliche  Anstalten  mit  einem  Roh-Ertrage 
von  130  bis  133000  Thir.  Davon  kommen  auf  Ziegelleien 
51320,  Kalkbrennereien  14000,  auf  das  (j^JK^^rft  bei  Lübtheen 
1320  (Gew.-Kost.  1120  also  84,84  %).  Ferner  auf  die  Saune 
»u  SüU  61760  und  22050  Ausgabe,  wodurch  die  Gew.-Kost. 
auf  35,70  %  sich  stellen.  Die  Saline  Sülz,  4%  Meile  östlich 
von  Rostock  am  Rande  [des  weiten  Flussthals  der  Recknitz 
belegen  (z*  v.  Virck,  Mittheilungen  über  die  Saline  zu  Sülz, 
Parchim  1846  und  Albrand ,  das  Soolbad  zu  Sülz>  Parchim 
1846)  liefert  aus  etwa  70  Fuss  Tiefe  eine  5VoigeSoole  (d.h. 
5  Theile  Salz  in  100  Theilen  Flüssigkeit,  wogegen  eine  ge- 
sättigte Soole  27  Theile  Salz  in  100  Theilen  Flüssigkeit  enU 
hält).  Nach  6maliger  Gradirung  wird  dieselbe,  dann  gewöhnlich 
21  Theile  Salz  enthaltend,  bei  T(7r/Teuerung  (30  Mill.  Soden  jähr- 
lich) versiedet  und  jeder  Siedeprozess  liefert  binnen  36  Stunden: 
28  Körbe  Vorsalz,  118  Körbe  Hauptsalz  und  18  Körbe  Muckesalz; 
zusammen  164  Körbe  von  je  Va  Rostocker  Scheffel  also  109 
Scheffel  von  etwa  50  Pfd.  Ausser  den  Beamten  sind  298 
Personen  beschäftigt,  wovon  beim  Torfbetriebe  etwa  200. 
Das  Salz  wird  mehrentheils  zu  Schiff  verführt,  einerseits  in 
der  Richtung  nach  Malchin,  andererseits  nach  Fischland  u.  s.  w. 
Der  Abioi»  des  Salzes  geschieht  theils  an  die  mit  bestimmten 
Quoten  gesetzlich  (Verordnungen  vom  8.  September  1777, 
5.  August  1803,  21.  März  1818,  2.  April  1818,  29.  April  1837), 
oder  vertragsgemäss  zur  Abnahme  verpflichteten  Domamal" 
ein  wohner,  zu  V4  bis  Va  des  Ganzen;  thäls  an  freiwillige 
Käufer.  Die  geringste  Zwangeqvote  für  eine  Familie  ist  1  Schef- 
fel, Kossäten  müssen  schon  1  %,  Vollhufner  4  Scheffel,  sämmt- 
liche  Beamte  von  2  bis  6  Scheffel  jährlich  nehmen;  wonach 
der  ZvidLfigß^ Durchschnittsverlfrauch  iiir  den  Kopf  auf  etwa 
18  Pfd.  zu  berechnen  seyn  würde,  während  die  nachstehend 
erwähnte  Regierungsvorlage  den  (selbst  mit  allem  Vieh-  und 
Gewerbe-Salz)  zu  hohen  Satz  von  40  Pfd.  meklenb.  für  1  Kopf, 
als  wirklichen  Bedarf  veranschlagt.  —    Nach  Strelitz  geben 
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etwa  15000  jährlich.  Die  Einfahr  und  der  Veilcauf  fremden 
Salzes  ist  durch  die  Verordnungen  von)  9.  Oktober  1669, 
8.  Oktober  1703  und  5.  August  1803  untersagt,  lieber  die 
finanssielhH  Verhältnisse  der  Saline  Sülz  geben  die  Erläuterun- 
gen zu  einem  Gesetzentwurfe  (unerledigt  geblieben)  über  die 
Aufhebung  des  Salzzwanges  und  Einführung  einer  Eingangs- 
steuer von  ausländischem  Salze,  welcher  Anfangs  1850  dem 
Landtage  vorgelegt  wurde :  vortreffliche  Auskunft.  Der  Nor^ 
malpreis  des  Salzes  für  die  Doroanial-Jnsassen  betrug  bei  der 
Saline  Tür  1  Roslocker  Scheffel  32  Schlg.  N  V?»  oder  Tiir  1  Zoll- 
pfund 0,44  Sgr.  aus  den  Niederlagen  40  Schlg.;  jedoch  ist  der- 
selbe seit  Johannis  1847  für  Einlieger,. Häusler  und  Handwer- 
ker ohne  Grundbesitz  bis  auf  24  Schlg.  Kour.  ermässigt,  d.  i. 
für  1  Zollpfd.  0,36  Sbgr. ;  auch  Tür  die  übrigen  Pflichtigen  zu 
37  Schlg.  Kour.  an  der  Saline  und  46  Schlg.  Kour.  oder  Tür 
1  Zollpfd.  0,68  Sbgr.  aus  den  Niederlagen  festgesetzt.  Die 
bisher  im  Durchschnitt  erseugie  Salzmcngä  betrüg  jährlich 
137180  Scheffel  (1824:  174709  Scheffel  von  54  Pfd.)  oder 
71833  Zollztnr.;  die  Erzeugungs-  und  VertoaltungS'Ko9ten  be- 
liefen sich  auf  12  Schlg.  9.  Pfg.  Kour.  für  den  Scheffel  od?r 
18,93  Sgr.  für  1  Zollztnr,  wird  aber  die  Saline  rein  als  Fab- 
rikanstalt betrachtet,  so  ermässigcn  sich  die  Erzeugnngs-Kosten 
auf  8  Schlg.  9  Pfg.  Kour.  für  1  Scheffel  oder  12,98  Sgr.  für 
1  Zollztnr.  Englisches  Salz  (common  white)  kostet  im  Söhiff 
zu  Rostock  und  Wismar  25  Schlg.  Kour.  der  Zentner,  oder 
17  Sgr.  der  Zollztnr.;  großes  hannoversches  Salz  in  Boitzen- 
burg 33  Schlg.  Kour.  der  Ztnr.  oder  1  Zollztnr.  22,39  Sgr. 

Im  Grossher  zog  thwn  Meklefihurg^Strelitz 

sind  zu  unterscheiden:  ^afrinef^güter  im  s.  g.  Kabineisamte 
mit  1110  Einwohnern,  zum  Stargardischen  Kreise  (oder  dem 
eigentlichen  Herzogthum  Strelitz)  gehörig;  Domänen-Güter  in 
den  Domänenämtern:  Feldberg  (im  Domanium  5183,  auf  den 
inkamerirten  Gütern  3156  Einw.),  Mirow  (7360  Einw.),  Star- 
gard  (9406  und  691  E.),  Strelitz  (6439  und  184  E.),  und  dem 
Fürstenberger  Amtsbezirk  (mit  146  E.)*,  Ralzeburger  Kammer- 
guter  in  5  Domänen -Voigteien.  Hempel  a.  a.  0.  I.  S.  140 
verzeichnet  für  Strelitz:  Höfe   oder  Landguter  92,   Meiereien 

RedtM  riüMi^SuUttik.  70 
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oder  NebeDgüter  12,  Erbpacht-  oder  Erbenzios-Gehöfle  55, 
Bauern  und  Kossäten  845,  Büdner  oder  Kolonisten  381.  — 
Die  KiAineisgüter  sind  zwar  Privateigenthum  des  Landestür« 
sten,  gehören  jedoch,  gleich  den  inkamerirten  Domänen,  dem 
Korps  der  Ritterschaft  an,  sind  also  auch  steuerpflichtig.  Ihr 
Steueranschlag  ist  zu  25  Hufen  und  20  Scheffelsaat.  Im  Rech- 
nungs-Jahre von  Johannis  1847/8  war  der  Rohertrag  der  Ka- 
binetsgüter  16289  Thir.  Gold  und  2296  Thir.  preuss.  Kour. 
wovon  auf  Pacht-  und  Grundgelder  15792  Thir.  Gold  und 
128  Thir.  Kour.,  auf  Forstgelder  1610  Thir.  Kour.,  auf  den 
Ziegellei -Ueberschuss  497  Thir.  Gold  und  558  Thir.  Kour. 
kamen.  Von  dieser  (auf  Kourant  umgerechnet)  20757  Thir. 
betragenden  Einnahme  gingen  ab :  an  Verwaltungskosten,  mit 
Einschluss  des  Unterhalts  der  Schlösser  und  Gärten,  Gehalte, 
Bauten  u.  &  w.  4631  Thir.  Gold  und  5236  Thir.  Kourant, 
also  in  Kourant  10484  Thir.  Ausgabe  oder  50,51  V«  der 
Einnahmen;  was  einen  Ueberschuss  von  10273  Tbir.  Kourant 
ergiebt. 

Die  DofnänengiUer  im  Stargardischen  Kreise  umfassen  nebst 
den  inkamerirten  Domänen  etwa  691  Hufen  und  ihr  Rohertrag 
(ohne  Forsten)  war  im  Jahre  1847/8:  256029  Thir.  Gold  oder 
in  Kour.  290166  Thir.  Davon  kamen  in  Gold  auf  :  PachU 
gelder  von  Meiereien  188225,  Pacht-  und  Dienstgelder  von 
den  Bauern  37779,  kleine  Pachtungen  von  Grundstücken,  Müh- 
len, Fischereien,  der  Kalkbrenneroi  8090;  dergleichen  für 
Häuser,  Gärten,  Weide,  Grundgeld  kleiner  Leute  auf  dem 
Lande  19180;  den  Torfverkauf  1868,,  Rentei  -  Quittungsgelder 
887  Thir.  Ausserdem  aber  hat  das  Domanium  noch  bedeu- 
tende Natural' Auf künfte,  welche  grösstentheils  zum  unmittel- 
baren Verbrauch  des  Hof-  und  Landes -Staats  abgegeben 
werden  und  nicht  durch  die  Hauptrectftiung  laufen,  z.  B. 
Mauer .*  und  Dachsteine,  Kalk,  Torf,  Rohr,  Stroh,  Getreide^ 
Fische,  Schweine.  Ihr  durchschnittlicher  Geldwerth  muss  mit 
59727  Thir.  Kour.  der  Domanial  -  Einnahme  des  Stargarder 
Kreises  zugesetzt  werden ,  wodurch  dieselbe  auf  349893  Thir. 
Kour.  sich  stellt. 

Der  Flächengehalt  der  Ral^eburgischen  KammerpacMungen 
beträgt  3,119097   Q  Ruth,  oder  4744*Hufen.'   Die  Einnahme 
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davon  ist  veränderlich,  veeil  die  Hauswirtbe  nach  den  Lübecker 
Martini  -  Rockenpreisen  ihre  Pachtzinse  entrichten*  Die  Roh» 
eitmakme  betrog  (mit  Einschluss  der  nicht  davon  zu  trennenden 
Kontrtbutions-Einnahnie  und  des  Ertrages  der  1,1 4541^6  Q  R* 
grossen  Forstm)  in  Golde  121^481  Thir.  oder  in  Konr.  138812 
Tbir.;  die  Au$gabe  an  Gehalten,  Pensionen,  Verwaltangskosten 
u.  s.  w.  war  40588  ThIr.  Gold  =  46000  TbIr.  Kour. ,  wonach 
93812  ThIr*  Kour.  Ueberschuss  verblieb.  Auch  hier  jedoch 
sind  NaturaUen  an  gebackenen  Steinen,  Torf  und  Holz  in  Ein- 
nahnie  und  Ausgabe  zu  bringen,  mit  19223  Thtr.  Konr.  und 
dann  beläuft  sich  die  gesarrnnte  Rohebmakme  der  Orosihenog" 
Uch  SireiUzschen  Domänen  (ohne  die  Forsten  in  den  Domänen- 
ämtern  des  Stargardischen  Kreises)  auf  507928  ThIr.  Kour« 

Die  obere  Venoalhmg  der  Domänen  und  Domanial-Forsten 
ist,  nach  der  Verordnung  vom  29.  Januar  1829,  in  den  Hän- 
den des  Kammer-  und  Forst-Kollegiums  zu  Neu-Strelitz. 

2.  (Einnahme  Doit  ^nt  iorftrti. 

Der  Fläehengehali  und  Bestand  der  Staatsforsten  in  Mek^ 
tenbwrg^Sehfcerin,  durch  im  Jahre  1817  geschehene  Berichti- 
gung älterer  Karten  und  Register  und  später  vorgenommene 
Vermessung  und  Abschätzung  einzelner  Theile  ermittelt,  dann 
aber  dnreb  Führung  der  Ab-  und  Zugänge  in  Ordnung  ge- 
balten; betrug  am  Schlüsse  des  Jahi*s  Johannis  1847/8: 
49,623000  D  R.  oder  etwa  422320  preussische  Morgen.  Da- 
von war: 

mekl  a  R.    Frzl-Anth. 

Bestandener  Holzbodeo  ....  42,905000  86,46 
Waldblössen,  Torftnoore,  Forstwiesen  5,600000  1 1,29 
Ferstdienst-Grundstücke      ....      1,118000         2,2S 

Hiervon  sind  1,882000  Q  R.  oder  3,79  %  zum  Grossh. 
Hausgute  übergegangen.  Der  bei  weitem  grösste  Theil  der 
Haopt-  und  Neben  -  Nutzungen  der  Forsten  besteht  in  unetU- 
getdlichen  oder  zu  abgeminderten  Preisen  geschehenden  Ab- 
jfobm  von  Bau-,  Nutz-, ^Brennholz  und  Torf,  zu  den  Bedürf- 
nissen des  Domanium,  der  Forsten  selbst,  der  sonstigen  Staats- 
banten  and  für  Deputate  der  Angestellten.  Der  Verkaufstr^fA 
dieses  menigddacken  Naturalabgangs  ist  403363  ThIr.  N.  Vs 

70* 
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oder  470590  Thlr.  Kour.  und  mit  Einschluss  desselben  ist  der 
Rohertrag  der  Forsten  im  Jahre  1847/8:  616366  Thlr.  N.  Va 
oder  718977  Thlr.  Kour.  gewesen.  Die  gesammien  bctaren 
Ausgaben  betrugen  hiervon  145007  Thlr.  N.  Vs,  wodurch  die 
Gewinnungskosten  auf  2S,bZ  %  der  Roheinnahme  und  der 
Ueberichuss  auf  471259  Thlr.  N.  Vs  oder  549802  Thlr.  Kour. 
sich  stellen.  Rechnet  man  aber  zu  den  baaren  Ausgaben  die 
unentgeldlichen  Naturalleistungen,  wie  solches  bei  der  Ein- 
nahme geschehen,  so  stellen  sich  die  Gewinnungskosten  auf 
88,98  %.  Es  lieferten  also  in  jenem  Jahre  jede  100  Q  R. 
einen  Aemertrag  von  45  Schilling  7  Pfg.  N.  Vs,  d.  i.  ein 
preuss.  Morgen  1  Thlr.  9,05  Sgr.  Kour.  Rechnet  man  aber 
zu  den  baaren  Ausgaben  die  unentgeldlichen  Naturalleistungen, 
wie  solches  bei  den  Einnahmen  geschehen,  so  liefern  100  QR. 
einen  Reinertrag  von  nur  6  Schilling  7  Pfg.  N.  Vsi  d.  i,  für 
1  preuss*  Morgen  5,63  Sgr.  Kour. 

Aus  einem  Vortrage  des  Landoberforstmeisters  von  Bülow 
in  der  Doberaner  Versammlung  deutscher  Land-  und  Forst - 
wirthe  1841  geht  hervor,  dass  damals  die  zur  forstlichen  Be- 
nutzung iiberlassene  Domania/- Waldfläche  51,795076  mekl. 
D  R.  oder  440809  preuss.  Morgen  betrug.  Von  dem  bestan- 
denen Holzboden  kamen  auf 


Holzart, 

Grundfläche  in 
mekl.  O  Btähen, 
Prztr 
Anth 

Ertrag  1888/0  m  mekl. 

Kub.'Fuss. 
Z/usammen-       von  100 
genommen,       D  R,  im 
Durchsckn. 

Eichen    .    .    . 

3,635611 

8,21 

984421 

27,08 

Buchen    .    •    • 

9,309594 

21,01 

3,384049 

36,35 

Nadelholz    •    . 

22,562330 

50,93 

3,331347 

14,76 

Weichholz   .    . 

8,795238 

19,85 

1,384162 

15,74 

44,302773     100  9,083979         20,54 

Damals  war  der  Geldwerlh  der  fmentgeUlichen  Nutzungen 
378224  Thlr.  N.  Vs,  der  bezahlten  Nutzungen  1$2114  Thlr. 
N.  Va  (oder  30  %  des  Ertrages),  die  Gesammtnutzung  also 
mit  Einschluss  der  Jagden  (Roh-  8462,  Rein -Ertrag  1^1), 
540338  Thlr.  N.  Va-  Die  baaren  Ausgaben  betrugen  119032 
Thlr.  oder  22,03  Vo,  mithin  war  der  IJeberschuss  zwar  421306 
Thlr.,  jedoch  kamen  zur  Kasse  nur  43082  Thlr,    Im  Voran- 
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schlage  für  1850/1  stellt  das  Verhältniss  sieb  noch  ungünstiger, 
indem  der  Ueberscbuss  aus  der  Forstverwaltung  nur  zu  23420 
Thir.  Kour.  angesetzt  ist.  Der  Roherfrag  ist  veranschlagt  wie 
folgt:  Für  verkauftes  Bau-,  Nutz-  und  Brennholz  138839, 
verkaufte  Lohe  7900,  Kohlen  1216,  aus  der  Theerschwelerei 
404,  für  verkauften  Torf  28705,  fijr  Mast  442,  für  verpach- 
tete Aecker,  Wiesen,  Weide  17682,  für  verkauftes  Heu,  Rohr 
und  Streu  1001,  für  Waldsämereien,  Plaggen,  Pflanzen  ü.s.  w. 
2551;  an  Forst-,  Straf-  und  Pfand  -  Geldern  1410,  an  son- 
stigen «Einnahmen  918;  —  zusammen  201068  Thlr.  Kour.  und 
wenn  man  auch  hier  wie  oben  fiir  die  unentgeldlichen  Nutzun- 
470590  Thlr.  Kour.  zusetzt,  671658  Thlr.  Kour.  Verordnungen 
in  Forstsachen  sind:  vom  11.  Februar  1841  über  Prüfung 
und  Anstellung;  Instruktion  der  Forstgeometer  vom  25.  April 
1817  und  16.  May  1836;  Instruktion  zur  Führung  der  Forst- 
register vom  23.  Juny  1825 ;  Veränderung  in  den  Einnahmen 
und  Ausgaben  bei  der  Forstverwallung  vom  28.  April  1832 
(die  Hauptforslkasse  sollte  Johannis  1850  aufgelöst  werden); 
Mastordnung  von^  1.  September  1832;  Holztaxen  vom  Jahre 
1817;  Forstfrevelgesetz  vom  l.Mäi*z  1842  nebst  Erläuterungen 
vom  19.  Juny  1848;  Vorschriften  wegen  des  Forstbauwesens 
vom  10.  Januar  1835.  — 

Im  Grossherzogthum  Streliiz  beträgt  der  Flächengehalt  der 
Domanialforsten :  in  den  Kammer-Aemtern  19,217446  Q  R., 
im  Fürstenthum  Ratzeburg  1,145426  Q  R.,  also  zusammen 
173301  preuss.  Morgen,  wozu  noch  die  etwa  800000  Q  R. 
betragenden  Forsten  des  Kabinetsamts  kommen.  Der  Roher^ 
trag  der  er^^gedachten  Forsten  (von  den  letzteren  ist  er  ge- 
trennt nicht  angegeben),  war  im  Jahre  1847/8:  90525  Thlr. 
Gold  baar,  wozu  der  Geldwerth  der  Naturalabgaben,  mit 
75000  Thlr.  Gold  kommt.  'Dann  stellt  sich  der  eigentliche 
Rohertrag  jener  Forslfläche  auf  187595  Thlr.  Kour.  oder 
1  Thlr.  4,04  Sgr.  Kour.  von  einem  preuss.  Morgen  durch- 
schnittlich. Eine  neuere  Hohtaxe  nebst  beigefügter  Instruk- 
tion ist  vom  1.  May  1820;  eine  JPlwcAerei-Ordnung  vom  I.Ok- 
tober 1795. 
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DieRobeinnahme  von  2460Q0  Thir.  Kour,  welche  der  Etat  fiir 
1850/1  enthält,  entsteht  aus  dem  B^ie^  u.Fracht-PortOBiill617O0 
oder  65  J3  %,  dem  Personenporto  mit  66000  oder  26.83  Vo.  dem 
Zeitungs-Debit  mit  6000  oder  2,44  % ;  Bestellgeld,  Schreibgeld  u. 
sonstige  zusätzliche  Hebungen  4100  oder  1,66  %,  vertragsmässige 
Zahlungen  anderer  Staaten  7030  oder  2,86  Vo»  Mietbzins  174,  Ver- 
kauf abgängiger  Gegenstände  150,  Sfrafgefälle,  Agio  u,  s.  w.  846 
ThIr.  Da  die  Ausgaben,  wie  in  dem  betreffenden  Ausgabe^Ab" 
schnitt  dargelegt  wird,  220800  Thlr.  betragen,  so  sind  die  CfetM- 
nungskosten  89,75  %  und  der  Ueberschuss  25200  Thlr.  Die  Ein- 
nahme hat  gegen  frühere  Jahre  sich  vermindert.  Dies  i$t 
theils  eine  Folge  des  mit  dem  1.  Hay  1848  eingefbhrten  Por- 
totarifs (Verordnung  vom  8.  April  1848),  welcher  bedeutende 
Ermässigung  enthält,  jedoch  binnen  wenigen  Jahren  auch  die 
finanziell  nützlichen  Folgen  der  Verkehrserleichterung  darthun 
wird;  um  so  mehr  als  die  Regierung  von  Schwerin  mittelst 
Vertrages  vom  18.  Dezember  1850  seit  dem  I.  Januar  1851 
MitgUed  des  deutsch- österreichischen  Postvereins  gewordei^ 
ist  Die  wirkliche  Einnahme  an  Brief-  und  Fracht-Porto  war 
im  Jahre  1847/8:  211524  Thlr.  K.  Auch  der  Ertrag  des  Pet" 
sonengeldes  hat  durch  die  Eröffnung  der  Meklenburgischea 
Eisenbahnen  einen  Ausfall  von  28000  Thlr.  erlitten,  wogegen 
allerdings  auch  eine  Anzahl  entsprechender  Aufgaben  aufhörte. 
Sodann  ist  die  Aufhebung  des  8(alumsgeldes,  mittelst  Verfügung 
vom  5;  July  1849,  zu  erwähnen.  Die  Provision  für  den  Zeif 
tungsdehii  beträgt  nach  der  Verordnung  vom  20.  Juny  1849 
allgemein  25  %  vom  Reineinkau&piieise.  —  Die  obere  Verwais 
tung  der  Posten  war  vom  4.  März  1810  bis  15.  Oktober  1830 
in  den  Händen  eines  General-Postmeisters,  ging  dann  an  das 
Kammer-Kollegium  und  vom  I.November  1849  an  dasFinan^^ 
Ministerium  über,  dessen  Abtheilung  Tur  Posten  und  Telegrafen 
eine  neu  errichtete  General -Postdirektion  bildet  (Verordnung 
vom  29.  Oktober  1849).  Unter  demselben  stehen  45  Post- 
ämter und  15  Expeditionen,  bei  denen  etw^  147  Personen 
ang^tellt  sind.  —  Die  Zahl  der  Verordnungen  und  Verfii^ 
gungen  ist  so  ausserordentlich  gross  (z.  v.  Raabe  a.  a.  0. 
zweite  Folge  I.  S.  591 — 733),  dass  sie  für  ein  zehnmal  gros- 
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seres  Land  iiberrasdien  würden;  ohne  dass  bis  zur  neusten 
Zeit  das  m^lenburgische  Postwesen  grossen  Rufe  sich  erfreut 
hätte.  Die  alle  Postordnung  vom  1.  Januar  1770  scheint  noch 
zu  gellen,  auch  die  Verordnungen  vom  S.April  1755,  S.Feb- 
ruar 1818  und  19.  May  1810  wegen  Beeinträchtigung  des 
Postregals-  Die  Entfernungen  der  Ortechaflen  sind  besonders 
gemessen  und  durch  Verfügungen  vom  11.  April  und  16.  Ok- 
tober 1816  bekannt  gemacht  (1  noekibg.  Meile  =  25236,  887 
mekibg.  Landmesser-Fuss  =  22713,  198  pariser  Fss).  Das 
Poiifuhnoesen  ist  durch  Verordnungen  vom  4.  August  und  24. 
August  1837,  4.  April  1840  und  25.  April  1843  geordnet.  Die 
postfreien  Behörden  sind  in  Bekanntmachungen  vom  9.  Juny 
1840  bezeichneU  Z.  v.  Tur  die  jetzige  Zeil  das  Verordnung^'- 
blatt  für  die  Grossh.  Mekib.  Schwerinsche  Postverwaltung. 

Hinsichtlich  des  Grossh.  Meklenburg-Streliiz  ist  die  Aus* 
ttbting  des  Postregals  im  Fürstenth.  Ratzeburg  einstweilen  an 
Meklenburg-Schwerin  überlassen;  im  Hei*zogth.  Strelitz  leitet 
das  Kammer«  und  Forst-Kollegium  dasselbe.  Unter  demselben 
stehen  10  P.  A.  oder  P.  E.,  sowie  die  Zentral-Postkasse.  In 
der  Rechnung  für  1847/8  steht  zwar  ein  Postgelderüberschuss 
von  5002  Thlr.  Gold,  jedoch  beträgt,  nach  den  beigefügten 
Erläuterungen,  der  eigentliche  Jahresüberschuss  nur  2000  Thlr*  G«, 
wovon  jedoch  noch  Pensionen  (180),  Reisediäteo,  Baukosten  und 
Natnral-Deputate  (296)  abgehen  ;  so  dass  der  wirkliche  Ueber- 
schuss  sich  auf  etwa  1000  Thlr.  Gold  beschränken  wird.  Die 
Kosten  der  Postanstalt  betrugen  1846/7  :  25298  Thlr.  Kour. 
und  die  ebengedachten  etwa  1000  Thlr. ,  wonach  die  Robr 
einnähme  zu  28000  Thlr.  Kour.  und  die  Gewionungs^Kosteii 
zu  90,9k  %  sich  berechnen  lassen.  Dies  ist  dm  Ergebnis« 
eiaes  Miniatur^Postgebiets  und  hoher  Tarife. 

• 

4.    fottrrir-lUdOt 

Nachdem  die  Wismarsche  Zahlenlotterie  durch  Verord*- 
imng  vom  1.  July  1805  aufg(^hoben  ist^  besteht  nur  noch  die 
io  6  Klassen  getbeilt^  Schweriner  Lotterie,  welche  regelmässig 
alle  Jahre  gezogen  wird*  Ihr  Ertrag  ist  fiir  das  Zuchthaus 
zu  Dömilz.oder  sonstige  gemeinnützige  Anstalten,  jede  achte 
Lotterie  aber  Air  d^  Waisen*  oder  Zuchthaus  in  Rostock  be- 
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stimQit.  Der  Ertrag  jeder  Lotterie  ist  ibr  4627  Thir.  K.  und 
408  ThIr.  Nebenleistungen  an  die  Schweriner  Waisenbaus- 
kasse, verpachtet;  die  regelmässigen  Ausgaben  betragen  587 
Thlr.  oder  11,81%.  der  Ueberschuss  also  4040  ThIr.  Strafbe- 
stimmungen  gegen  fremde  Lotterien  sind  vom  2.  November 
1830;  die  Verordnungen  vom  16. November  1831  und  O.Ok- 
tober 1839  enthalten  yorschriften  über  das  Verhältniss  der 
Spieler  und  KoUekteure.  — 

^  Eine  Einnahme  vom  Glücksspiele  in  Doberan,  welches  bis 
1848  einen  jährlichen  Durchschnittsreinertrag  von  13208  Thlr. 
lieferte,  findet  im  Etat  von  1850/1  sich  nicht  mehr.  Im  Jahre 
1846  war  dessen  Aufhebung  vom  Landtage  beantragt  (z.  v. 
Ldtgs.  VerhdI.  S.  134,  auch  den  Bericht  des  Finanz-Ausschusses 
vom  20.  Dezember  1848). 

Die  Schweriner  Münzanstalt  liefert,  namentlich  seit  An- 
nahme des  14  Thaler  Pusses,  keinen  Ertrag  mehr;  ihr  Ausgabe- 
Etat  bt  3500  bis  4000  Thlr.;  Strelitz  lässt  in  Schwerin  prägen. 
Der  Finanzausschuss  hat  unter  dem  6.  Dezember  ,1848  die 
Aufhebung  beantragt. 

Ii)  ElmMtame  aus  Aktlv-Hapltallen* 

Beträgt  nach  dem  Schioeriner  Eieii  für  1850/1:  an  31/2  Vo 
Zinsen  auf  347500  Hk.  B.  Obligationen  der  Meklenburg-Hei* 
neschen  Eisenbahn-Anleihe  (zu  151  Vo)  6122  Thlr.  Kour.;  4 Vi 
Vo  Zinsen  vonr  dem  der  Meklenburgischen  EisenbahngeselU 
schaft  geliehenen  371000  Thlr.,  16695;  Dividende  auf  die  zur 
Beriin-Hamburger  Eisenbahn  vom  Staate  genommenen  Aktien 
Lit«  A.  (nach  Abzug  der  davon  veräusserten  50000  Thlr.) 
250000  Thlr.;  7500;  Zinsen  auf  die  im  Besitze  des  Staats  be- 
findlichen LitB.  Aktien  1,500000  Thlr.  derselben  Eisenbahn,  0 ; 
Dividende  von  8000  Thlr.  Aktien  zur  Wismarschen  DampfechifF- 
fahrt,  0 ;  3500  Thlr.  zur  Rostock-Neubrandenburger  Chaussee,  0 ; 
81666  Thlr.  N.  %  zur  Eide-  und  Stör  -  Schiflbarmachung,  0; 
2000  Thlr.  N.  Vs  zum  Müritz-Erddamme,  0 ;  von  sonstigen  Ka- 
pitalforderungen 8000  Thlr.;  400  Thlr.  Zusammen  in  Kourant : 
K(^al  2,412685  Thlr.  und  Zmsenertrag  31435  Thlr. 

Im  SlrelUsier  Etat  finden  dergleichen  Einnahmen  sich  nicht. 
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e)  Etanalune  wm  den  Bimm^mnwmtmen» 

Bau-  und  Beaufeichiigung  der  fi^too/^slrassen  leitet,  unter 
dem  Finanz-Ministerium,  das  Kammer-Kollegium  als  Chaussee- 
bau-Inspektion;  die  iliMai-Cbausseen  (etwa  26  Meilen  lang), 
so  wie  die  Wege^BerichHgtmgS'Behörden  (Verordnungen  vom 
29.  Juny  1824,  19.  Februar  1842  und  31.  Oktober  1849) 
sieben  unter  dem  Ministerium  des  Innern.  Vor  25  Jahren  gab 
es  in  Meklenburg  kaum  einen  Landweg,  welcher  den  Namen 
einer  Kunststras^e  verdiente  (z.  v.  die  landesherrlichen  Bekannt- 
machungen vom  23.  März  und  IG.July  1825);  Hempel  a.a.O. 
Seite  144  und  Anhang  zählt  Tür  1842  schon  54%  Meile  Chaussee- 
strecken  auf  und  jetzt  gibt  es  obige  26  Meilen  Aktienstrassen,  62  Vs 
Meilen  Staatsstrassen  u.  30 Va  Meilen  sonstiger  chaussirter  Wege, 
zusammen  118V8  Meilen,  welche  das  Staatshandbuch  S*  191  ff 
einzeln  aufzählt;  also  auf  1  D  Meile  Flächengehalt  im  Durch, 
schnitt  0,52  Längenmeilen.  (Die  Chausseemeilen  sind  zu  24000 
rheinld.  Fss.  berechnet).  Der  Landtag  von  1830  bewilligte 
fiir  100  Meilen  Chausseen  1  Million  Thir.  N.  Vs  als  Landeshülfe, 
welche  seit  1834  auf  15000  ThIr.  für  jode  Meile  erhöht  sind. 
Zu  vergl.  Landtagsverhandlungen  von  1844  S.  127,  242,  269 
(aus  der  Chausseebaukasse  waren  vom  1.  July  1831  bis  dahin 
1844  zu  Chausseebauten  1,158116  ThIr.  gezahlt);  1845  S.  68, 
243  (bis  1.  Juli  1845  desgl.  1,303120;  Schuld  der  Chaussee- 
baukasse 1,120400  ThIr),  251;  1846  S.  143  ff,  381  (Schuld 
dieser  Kasse  der  Landeshülfe  für  den  Chaussee-  und  Wasser- 
bau pro  term.  Johannis  1846  incl.  1,346000  Thlr.  N.Va). 
Sir  elü»  nimmt  nur  an  diesem  alten  Baufonds  für  die  im  Jahre 
1830  bezeichneten  100  Meilen  Theil,  nicht  aber  an  dem  Neuen. 
Baurechnungen  finden  sich  in  den  Aktenstücken  nicht. 

Die  im  Schweriner  Etat  für  1850/1  einzeln  bezeichneten 
62  Vs  Meilen  Staatsstrassen  sollten  37687  Thlr.  K.  eintragen, 
also  jede  Meile  durchschnttl.  603  Thlr.  Davon  sind  37560  Thlr« 
Chausseegeld  (worunter  von  den  Posten  3852),  welches  in 
Gemässheit  des  Tarife  vom  12.  März  1827  für  die  Berlin- 
Hamburger  Strasse  berechnet  ist,  obgleich  es  viele  Abwei- 
chungen davon  auf  einzelnen  Strecken  giebt*  Früher  kamen 
1000  bis  1200  Thlr.  von  einer  Durchscbnittsmeile  auf,  jetzt 
entziehen  die  Eisenbahnen  den  wichtigsten  Staatsstrassen  einen 
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Tbeil  ihres  VmMun.  ~  Kaiga  der  btmerkmmoirikeiim  Ver- 
oriiMingm  ÄnA:  vom  14.  Joly  1827  Polizeiordnung  fiir  die 
Berlin-Hamburger  Chaussee;  vom  3.  Juny  1843  revidirie 
Chaussee  -  Polizeiordnung ;  vom  10.  Dezember  1846,  BeseiU- 
guug  der  Hindernisse  auf  Chausseen  betreffend.  Für  nichi 
chauMsirie  Strassen  die  Wegeordnung  vom  29.  Juny  1824, 
das  Verzeichüiss  der  Haupt-  und  Landstrassen  vom  12.  May 
1829,  das  Gesetz  wegen  des  Unterhalts  der  Konmiunjkatjons' 
wege  vom  19.  Februar  1842;  sodann  .die  Zwtmgsmieigmuims- 
OaeUe  vom  9.  April  1827,  11  May  1832,  3.  Januar  1837, 
6.  Januar  1842,  29.  März*lS4$. 

Die  im  Herzogthum  StrelÜ%  vorhandenen  1 6  Meilen  Staate* 
Strassen  stehen  unter  Leitung  des  Baudepartement,  des  Kam- 
mer- und  Forst-Kollegiums;  die  Oberaufeioht  über  dieSohön- 
berg  -  Aolnefriir^er,  Chaussee  fiihrt  der  dortige  Landdrost  In 
den  Etat  des  Grossberzogthums  Streiitz  wird  vveder  eine  Ein* 
nähme  noch  eine  Ausgabe  von  diesem  Dienstzweige  aufge*» 
nommen,  weil  bbher  die  C^uuee^AdmimsiraHaH$-Kass9  keiner 
Zuschüsse  bedurft  hat ;  obgleich  die  ord*  Posten  kein  Chaussee* 
geld  erlegei),  auch  die  Beautzung  sehr  abgenommen  hat 
Die  Rohehmaime  dieser  Verwaltung  war  im  Jahre  vom  1.  Ok- 
tober 1847/8  (mit  105  Thk*.  für  Naturalien)  14121  Thk.,  alao 
fiir  1  Längenmeile  im  Durdiacbnitt  882ys  Thlr.  die  Jmgabe 
U»60  Thb*.  Kourant. 

Stenent« 

Ungeachtet  langjähriger  Bemühungen,  sowohl  von  Seites 
der  Regierung  als  einzelner  vaterlandsliebender  Männer  aus 
den  Reihen  der  Feudaistäode,  befindet  sich  das  Steaerwesen 
Makleoburgs  noch  im  Zustande  mittelakerlicher  Kindheit-  Da« 
StaalsgmQdgesetz  von  1849  batle  auiCb  den  Steuer-Bann  ge*- 
brochen^  welcher,  wie  es  schien  noch  lange  Zeit  auf  diesem 
schönem  und  reichen  Lande  lasten  sollte«  Allein  bevor  die 
Vorschriften  der  Gerechtigkeit,  welche  hinsichtlich  der  Tragung 
dar  Staatslasten  auch  jetzt  noch  in  allen  andere  Staateo 
Deutschlands  aneikaont  werden,  in  Bleklenkurg  zur  Au$fiihnm§ 
gelangen  konnieo,  bftt  die  BegieruMg  aetbst  ein  Werk  zer>« 
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stören  belfen,  welobas  vonragiwaise  ihre  Stelkmg  verbessert 
haben  würde.  Die  Regiorang  ist  dadurch  in  die  alte  Ab* 
bängigkeit  von  den  Vertretern  der  ^firoMfofinieressen  zurück- 
verfallen  und  jede  Verbessernag  wird  begreiflich  auf  die  alten 
Hiodremisse  stossen.  Die  Regierung  wird  deshalb  dereinst 
bereuen  ihre  Bundesgenossen  in  den  Reiben  der  eigetUlM^m 
Gegner  einer  starken  monarchischen  Gewalt  gesucht  m  haben. 

IKe  direkten  Steuern  in  Meklenburg  sind  in  Jformdler  Be- 
ziehuflg  (denn  der  ttrspriingliche  Karakter  dieser  Eintheilung 
nftdi  ihrem  Verwendungszwecke,  ist  nicht  mehr  durchgreifend) 
&rdmiliche  und  aui9erordmiliche  Landesstenern ;  in  beiden 
Ablheiiongen  befinden  sieh  aber  auch  einzelne  indirekte  Ab- 
gaben. In  Beziehung  aof  den  Oegensiaml  dar  Besieuenmg 
kann  man  unterscheiden:  Steuern  vom  Boden,  vom  Vieh, 
vom  Vermögen,  vom  Erwerbe,  vom  Verbranche,  von  Waaren. 
^  In  der  Reibefolge  des  Etats  für  1850/1  sind  die  unter 
diese  Abtbefluag  |;ehörigen  Steuern  Folgende: 

i.  OriMttIdks  Koatribitloi, 

zu  Gamisons-,  Fortifikations-  und  Landes -Adminislrations- 
Kosten  (in  Schtoerin  seit  den  Vei'ordnungen  vom  1!^.  Oktober 
und  17.  November  1848  in  Kourant  ohne  Aufgeld  erhoben.) 

1.  Domamal' Hu/ensteHer ,  von  MO6V4  Normal  -  Hufen, 
welche  durch  Nenkloster  und  Wismar-Poel  auf  2684Vm  Hufen 
sich  vermehren.  Nach  einer  Seite  68  des  Staatskalenders  für 
1850  enthaltenen  Einzelnach  Weisung ,  enthalten  diese  Hufen 
(einad)liesslidi  9,426711  Q  Ruthen  geistlicher  Grundstticke) 
225,149157  Q  B.,  also  1  Hufe  82980  Q  R-  oder  126775 
rbeinl^nd.  D  ^'>  oder  704,30  preuss.  Morgen.  Der  aligemeine 
$iatz  fiir  jode  katastrirte  Hufe  (von  durchschnittlich  600  Sobeifel 
rxustooker  Maass  Komaussaat  nach  dem  Landtgs,*AbsGb.  vom 
4.  Oktober  1808)  ist  22  Thh*.  N.  Va,  jetzt  25  Thhr.  82  Schill 
ling,  was  fiir  1  preuss.  Morgen  1,09  Sbgr.  Koqr.  betragM 
wurde.  Ausnahmsweise  betraf  der  Sat;^  (Verordnung  voi« 
H  3epAwiber  1810),  von  einer  Kleämh  91  Thlr.  28  ächUliag 
Kopr.,  von  einer  iß/tsttiufe  18  Tblr.  32  ßdJJUing  Kour^  von 
einer  Sonclhufe  14  Thlr.  28  Schilling  Konr.  ^  Der  GeUbelrag 
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im  Ganzen    ist    in  Schwerin   13075  Thir.  Kour.,    in  SirdÜ% 
12003  Thlr.  Gold. 

2.  Domanial' Nebensteuer ,  auch  Kopfsteuer  genannt,  in 
Grand-,  Vieh-  und  Personal- Steuern  bestehend,  nach  dem 
neuen  ordentlichen  Kontributions-Edikt  vom  4.  Oktober  1643*. 
Geldansatz  in  Schwerin  74100  Thlr.;  in  SlreliU  0. 

3.  Hufensteuer  van  den  (vormab}  ritterschaftlichen  Gütern, 
wozu  auch  diß  inkamerirten  Domänen,  die  Kloster- ,  Rostocker-, 
Distrikts-,  städtischen  Kämmerei  und  Oekonomie- Güter  gehören. 
Diese  Steuer  ist  nach  dem  Erbvergleich  und  der  Vereinbarung 
vom  25.  April  1808  von  3744V4  Hyfe  mit  22  Thlr.  N.  Vs  oder 
25  Thb*.  32  Schilling  Kour.  zu  zahlen;  jedoch  entrichten  19V4 
darunter  befindliche  Pfarrhufen,  nach  der  Verordnung  vom 
8.  May  1810  nur  die  Hälfte  dieses  Betrages.  Für  die  inka- 
merirten Güter  wurde  in  SohiDerin  bisher  diese  Hufensteuer 
aus  der  Hauptkammerkasse  zum  Landkc^ten  (d.  h.  der  unter 
besonderer  Verwaltung  des  engem  Ausschusses  der  Ritter- 
und Landschaft  beider  Meklenburg  stehenden  Kasse)  gezahlt 
und  von  dort  an  die  Renkrei  (Staatshauptkasse)  abgegeben. 
Diese,  so  wie  manche  sonstige  aus  der  Standes-  und  Inter- 
essen-Spaltung entsprungene  durchaus  unzweckmässige  Ein- 
richtung, war  durch  die  Neugestaltung  im  Jahre  1849  be- 
seitigt; weshalb  im  Etat  Tür  1850/1  die  Hufensteuer  von  den 
dem  StaaU  verbliebenen*  1 56  Hufen  inkamerirter  Güter,  sowohl 
in  Einnahme  als  Ausgabe  gestrichen  ist.  Der  Geldbetrag  ist 
in  Schwerin  91876  Thlr.  Kour.;  in  StrelU:^  von  448 V«  ritter- 
schaftlichen und  23V4  Pfarrhufen,  4938  Thlr.  Gold. 

4.  Nebensteuer  aus  den  CoormaW)  ritterschaftUchen  Gütern, 
welche  auf  den  i$üiamerirten  Gütern  nach  den  Bestimmungen 
der  Domanial-Nebensteuer  erhoben  wird,  hat  auf  den  ritter^ 
schaflUchen  Besitzungen  die  Natur  einer  reinen  Kopf-  und 
Personal-Steuer*  Sie  wird  nach  der  vei^lichenen  und  festge- 
setzten Norm  (Verordnungen  vom  23.  Juny  1828,  14.  März 
1836,  14.  Dezember  1840  und  22.  Dezember  1842)  von  den 
ausser  den  Hufen  wohnenden  Leuten  entrichtet.  Ihr  Ansatz 
ist  in  Schwerin  11000  Thlr.  Kour.;  in  Strelit»  1221  Thlr.  Gold. 

5.  Landstädtische  ordentUche  Steuer,  mit  Einschluss  der 
erhöhten  Steuer.   Nach  §.  47  des  Erbvergleichs  von  1755  sind 
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In  den  Landstädten  (im  Grossh.  Meklenburg-Schwerin  38  mit 

129000  Einw.,  in  Strelitz  7  mit  23000  Einw.)  nachbezeichnete 

Steuern  zu  erheben: 

aa.  von  Häusern  (in  den  Scbwerinschen  Landstädten  14570, 
In  den  Strelitzschen  2396  zusammen  zu  etwa  26,180000 
Thir.  versichert)  und  zwar  für  1  volles  Haus  1  Thir.,  für 
%  Haus  24  Schilling,  Tür  V4  Haus  12  Schilling  jährlich; 
jedoch  mit  sehr  verschiedenen  Veranlagungsgrundsätzen. 
Geldansai»  für  Schtoerm  im  Etat  Tür  1850/1:  10386  ThIr. 
Kour,  Diese  und  die  folgenden  Steuern  werden  noch 
jetzt  nach  den  in  s.  g.  Meklenburgischer  Valeur  (1 1  Va  ThIr. 
Münzfuss)  bestimmten  Sätzen  der  Rolle  von  1755,  mit 
Aufgeld  erhoben.  In  StrelH:s  wird  diese  und  die  nach- 
bezeichneten direkten  städtischen  Abgaben,  als  Qnarial' 
Steuer  zusammengefasst,  mit  3989  ThIr.  Gold  vereinnahmt. 

bb.  Ländereisteuer   von   städtischen  Grundstücken  und  zwar 

1  Morgen  (1  städtischer  Morgen  =:  4  Scheffel  =3  300  QR.) 
Acker  jährlich  4  Schilling,  wenn  er  in  Schlägen  liegt  und 

2  Schilling  wenn  er  nicht  in  Schlägen  liegt,  von  jedem 
vierspännigen  Fuder  Heu  2  Schilling,  von  einem  zwei- 
spännigen  Fuder  Heu  1  Schilling;  von  100  Hopfenkuhlen 
4  Schilling.  Im  Herzogthum  StreUtz  sind  die  Aecker  und 
Wiesen  nach  Scheffel  Aussaat  (1  S.  A.  Berliner  Haass 
9  Pfennig  jährlich)  und  Fuder  Heu  (1  Schilling)  katastrirt. 
—  Der  Ertragsansaiz  ist  Tur  Schwerin  3512  ThIr.  Kour. 

cc.  Viehsteuer,  jährlich  Schillinge,  von  1  Ackerbaupferde  4, 
Nichtackerbaupferd  8,  Ochsen  4,  Kuh  3,  Schaf  1,  Schwein  I, 
Ziege  2,  (Strelitz  16).  Schweiiner  Ertrag  2968  ThIr.  Kour. 
{Schleicht'  und  Mahlsteuer ^  unter  indirekte  Abgaben  ver- 
setzt.) 

dd.  Handelssteuer,  welche  in  den  Landstädten  von  allen  Ge- 
genständen des  Einkaufs  mit  1  Schilling  vom  ThIr.  der 
£tfiAati/«summe ,   hinsichtlich  geistiger  Getränke  aber  mit 

3  Schilling  erlegt  wird.  Pferde-  und  Viehhändler  zahlen 
von  jedem  Thaler  des  Verkaufs  2  Schilling.  Künstler  und 
Handwerker,  auch  fremde  Handelsleute  desgleichen.  Wäh- 
rend nun  fast  alle  sonstige  Personen  und  Gegenstände 
von    dieser  Abgabe    frei  sind,    muss    der   Kaufmand 


-    1118    ~ 

sogar  alle  tem  eigmen  Verbraach  bezogenen  Gegenstände 
versteuern,  aueh  von  den  erlegten  Zöllen  noch  die  Sfener 
bezahlen.  Der  Ertrag  ist  in  Schwerin  643ft&  Thlr.  Koar.; 
^e  Summe,  welche  im  Verhältniss  zum  Wertho  der 
steaa*pflicbligen  Gegenstände  geringe  im  Verhältniss  aber 
zu  den  zu  Gebote  stehenden  Kontrollemassregeln,  noch 
idumer  hoch  genug  genannt  werden  kann. 

ee.  ErwerMmter,  welcher  nur  ein  Theil  der  Gewerbtreiben- 
den  (z.  B«  Bäcker,  Brauer,  Branntweinbrenner,  ScUachter 
nicht)  mid  die  s.  g.  Eximirten  gar  nicht  unterworfen  sind. 
Ertrug  kn  Sckwermer  Etat  22024  Thin  Kour. 
Zu  diesen  Summen  iat  der  Beitrag  der  5  Domanial^Ptecken 

in  Schwerin:  Viehsleuer  46,  Handelssteuer  3939,  Erwerbsteuer 

&99  Thh*.  Kour. 

Die  BeUräge  der  See$tädie  Rostock  und  Wismar  zur  ordent- 

Ucben  Kontribution  sind  unter  indirekte  Abgaben  versetzt. 
Im  Durchschnitt  der  Jahre  f  839--44  war  von  tämmttichen 

landstädtischen  ordinären   Abgaben  in  N.  Va  der  Bohertrag 

115297,  der  Reinertrag  84776,  der  Gewinn.  Aufwand  30521 

Thhr.  oder  26,46  Vo- 

B.  Senitlgs  feftttehenit  dirsMt  Stsieni. 

1.  FrohemreuttTiteuer ,  nach  Verordnung  vom  12.  Februar 
IMO  eine  zum  Schutz  des  inländischen  Verkehrs  firettiden 
Kaufleuten  aufwiegte  Steuer  von  30,  20  und  10  Tblr.  Gold. 
Ansatz  im  Schtotriner  Etat  7500  Thir.;  in  StreUiz  scheint  sie 
direckt  für  die  Staatsschuld  verwendet  zu  werden  und  wird 
Cnach  dem  Theilungsmaassstabe  von  V?  und  V?)  etwa  1250 
ThIr.  Kour.  betragen. 

2.  Ausserordentliche  Kauf-  und  Handelssleuer  von  freunden 
Kaufleuten^  von  jedem  Thaler  des  Eiiöses  1  Schilling ,  anstalt 
der  ausserordentlichen  Landes^Kontribution.  Ertrag  t^t  Sckioerin 
938  Tblr. 

C.  SUtt  der  Mhscta  Liaietialicra  ton  Uadksit», 

stehen  im  4^i9^rMier  Etat  flir  1850/i  nur  60622  Thlr.  von 
den  Hufen  und  10616  Thh*.  von  den  See-  und  andern  Städten, 
weil,  wegen  geschehener  Einziehung  der  Steuer -^Erhäiungs* 
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Kaase,  die  aus  dieser  zum  Laodkasteo  geleisteten  Beiträge 
nicht  berücksichtigt  sind.  Diese  Landes- Anlagen ,  welche  siilf 
den  alten  Landtagen  festgesetzt  wurden,  umfassen  die  Bet^ 
träge  der  Stände  zu  den  s.  g.  ordentlichen  tmd  euaerädtnh 
Hohen  Netessmien  d.  h.  für  die  Landesschuld,  Tür  den  Unter- 
halt des  Oberappellationsgerichts,  des  Kriminalgerichta,  der 
Landarbeitshäuser,  zum  erhöhten  Etat  der  Justizkanzleien,  zur 
Unterstützung  Hülfsbedürfliger,  für  ausserordentliche  Pensianeft 
u.  s.  w.  Beispiel  einer  solchen  Rechnung  im  Landtaga-Berichte 
für  1844  S.  78.  Zu  den  ordenäichen  Landesnezessarien  tragen 
Domänen,  Ritterschaft,  Landstädte  und  Stadt  Rostock  nach 
alt  vereinbarten  Quoten  bei;  bei  der  Umlage  auf  die  Ersteren 
fielen  auf  1  Hufe  etwa  17  Thir.  Kour.  jährlich,  was  auf  1  preosa 
Morgen  0,72  Sgr.  betragen  würde. 

D.  Di«  aof  ssrordeitUohe  KoitribiitiOB 

ist  im  Schweriner  Etat  zu  4  Symplen  ohne  Agio  -  Au&chlag 
gegen  N.  Va  mit  351795  ThIr.  Kour.  (also  1  Simplum  S7040 
Thlr.)  in  Ansatz  gebracht;  in  der  Strelit»er  Rechnung  stehen 
1525d  und  661  Thlr.  Gold  (für  militärische  Zwecke  und  Di- 
strikfsbusaren)  und  5904  Thlr.  Gold  (desgl.)  aus  dem  Fürsten- 
thume  Ratzeburg  (welche  bereits  in  G.  3  der  Einnahmetafel 
aufgeführt  sind).  Die  s.  g.  extraordinäre  Landes-Kontribution 
wurde  im  Schtoeiinschen  auf  dem  Konvokalionstage  1808  vom 
1.  July  1809  an  auf  dreissig  Jahre  bewilligt  und  zwar  zum 
Abtrag  gemeinschaftlicher  Schulden.  Sie  fliesst  in  eine  unter 
ständischer  Milverwaltung  stehende  Rezeptur- Kasse  zu  Rostock, 
welche  deshalb  eigentlich  eine  Schuldentilgungskasse  ist  und  wird 
nach  Bedarf  mit  1  bis  4  Symplen  (bisher  gewöhnlich  3)  jähr- 
lich bewilligt.  (Vereinbarung  vom  25.  April  1809,  Verordnung 
vom  8.  May  1809,  Vertrag,  über  den  Beitragsfuss  vom  4,  De* 
zember  1830^  über  die  Kollegiroagsbehörden  vom  12.  Dezbr« 
1835,  neustes  Kontributionsedikt  vom  31*  Dezember  1840; 
Raabe  a.  a.  0.  L  442  ff.).  Sie  hat  auch  über  das  lahr  1839 
hinaus  fortbestehen  müssen  und  das  jetzt  ihre  Grundlage  bil- 
dende Kontributions-Edikt  ist  vom  3L  Dezember  1840,  Dieses 
sehr  ausführliche  Edikt  enthält  in  seinen  Hauptabschnitten: 
Hnfea-,  Kopf-,  Haus-,  Acker-,  Pacht-,  Erbpacht-,  Wiesen-, 
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Gärtea*,  Einkommen-,  (Pensionen,  z.  v.  Verordnung  vom 
11.  November  1850)  Professions-«  Vieh-,  Karakter-,  Ver- 
mögens-Steoem.  Die  im  Si^toermer  Etat  angegebenen  Em- 
»elerii'äge  sind : 

1.  Hufenstener  von  den  Domänen  25205  Thir.  Kour.,  mit 
dem  regelmässigen  Satze  von  17  Tblr.  16  Sdhillg.  von  1  Hufe 
(also  von  1  preuss.  Morgen  diese  4  Simplen  0,74  Sgr.  und  1 
Simpel  0,18  Sgr.). 

2.  Persanalsteuer  aus  den  Domanial  -  Gütern  und  Flecken 
57500  Tblr.  Kour. 

3.  Hvfensteuer  der  (vormals)  ritierschafilichen  Güter,  gleich- 
falls mit  17  Tblr.  16  Schilling  von  jeder  Hufe,  62190  Tblr. 
Kourant 

4.  Personaliieuer  von  der  (vormaligen)  Ritierschafi  58900 
ThIr. 

5.  Von  den  Landstädlen  96800  ThIr. 

6.  Von  Rostock  mit  Warnemünde,  38700  Tblr. 

7.  Von  Wismar  12500  Thlr. 

Die  Kollekturgebahr  beträgt  nach  dem  Gesetze»  vom 
22.  März  1850:  3  Vo  (z.  v.  jedoch  die  Bekanntmachung  der 
allgem.  Land.  Rezept.  Direkt,  in  Rostock  vom  17.  Oktober  1850.) 

In  Meklenburg-S/re/ifs  wird  die  ausserordentliche  Kontri- 
bution nach  den  jedesmaligen  Edikten  vpn  der  Zentral-Steuer- 
Direktion  in  Neubrandenburg  erhoben. 

Als  eine  nur  in  bestimmten  Fällen  vorkommende  Abgabe 
ist  die  Prin^ssin-Steuer  zu  erwähnen  (Landes vergleich  Art.  II), 
welche,  so  oft  eines  regierenden  Herrn  Tochter  auszustatten 
ist,  mit  zusammen  20000  Thlr.  von  beiden  Landestheilen  er- 
hoben wird. 

e«  Elnni^luNe  mnm  der  ¥eniriiltuiiv  der  InfUrekieii 

Alii^alieii* 

1.  ^euer  vom  Scharren-  und  Haus- Schlachten,  gehört 
zur  ordentlichen  Kontribution  und  ist  vom  Fleischverbrauch  in 
den  Landstädten  zu  entrichten;  mit  beispielsweise:  1  Thlr. 
von  einem  Ochsen,  32  Schilling  von  einer  Kuh,  6  Schilling 
von  einem  Kalbe,  5  von  einem  Schweine  (beim  Hausschlach- 
ten etwas  geringer).     JSIrt^a^^ansatz  für  Schwerin  9233  und 
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1778  Thlr.  In  der  StrelU^^er  Rechnung  findet  sich,  für  diese 
und  die  folgende  Steuer,  eine  Einnahme  von  15508  Thh-.jGold 
als  Konsumtionssteuer  aus  den  Städten;  deren  Ertrag  von 
1839  bis  44  durchschnittlich  18274  Thlr.  N.  %  war 

Ä.  Mahl"  Steuer ,  deren  Ertrag  in  Schwerin  43490  Thlr. 
Kour.  ist,  muss  von  jedem  Bewohner  der  Landstädte,  welcher 
behuf  der  Verarbeitung  Gefreide  zur  Mühle  sendet,  mit  einer 
bestimmten  Abgabe  vom  Scheffel  (7  meklenburg.  =  5  berliner 
Scheffel)  bezahlt  werden;  vom  Weizen  5  Schilling,  Rocken 
3  Schilling,  Halz  5  Schilling,  Branntweinschrot  6  Schilling  (die 
Branniweinei*zeugung  aus  Kartoffeln  ist  nicht  besteuert),  Futter- 
schrot 2  Schilling,  Korn  zu  Grütze  oder  Graupen  2  Schilling. 

• 

3.  3it(i(t  iu  HolUdi. 

Die  See^adt  Rostock  mit  22000  Bewohnern  hat  ihr  ganz 
abgesondertes  Steuersystem  und  ist  in  steuerlicher  Beziehung 
als  Ausland  zu  betrachten.  Die  Rostocker  ordentliche  Accise 
wird  nach  der,  in  Folge  des  Vertrags  zwischen  Herzog  Chri- 
stian Ludwig  und  der  Stadt  Rostock  vom  26.  April  1748  neu 
festgestellten  Acciserolle  vom  26,  Juny  1748  und  nach  der 
Ermässigungs-Akte  für  Speditions  -  Waaren  vom  15.  Oktober 
1776  erhoben.  —  Ausserdem  erhebt  aber  noch  die  Stadt 
Rostock  zu  ihren  eigenen  Bedürfnissen  eine  sogenannte  Accise- 
Zulage,  welche  der  Stadt  im  Jahre  1772  bewilligt  wurde. 
Alle  diese  in  mekl.  Valeur  gemachten  Tarifsätze  werden  seit 
dem  1.  May  1848,  mit  einem  Aufgelde  von  20  Vo,  in  Münze 
des  14  Thir.-Fss.  erhoben.  Die  einzelnen  Arten  und  Erträge 
dieser  Accise  sind:  vom  zur  See  ausgehenden  (10000)  und 
zur  See  ankommenden  (200)  Getreide  10200  Thlr.  Kour.;  von 
sonstigen  Waaren  die  zur  See  aus-  und  eingehen  23000  Thlr.; 
von  zu  Lande  einkommenden  fremden  Waaren  7400;  von  zu 
Lande  ein-  und  ausgehenden  einheimischen  Erzeugnissen 
4000  Thlr.  Diese  Erträgnisse  mit  zusammen  44600  Thlr. 
haben  eine  reine  Gränz-  oder  Binnen^&oM  -  Natur  und  sind 
deshalb  in  der  Einnahmetafel  unter  die  Abtheilung  Zölle  ver- 
setzt. —  Ferner  Accise  vom  Schlachten  3000,  vom  Mahlen 
12780,  Accidenzien  4200,  Mietben  u.  s.  w.  250  Thlr.  Kour. 

Redeit  FiMAi-SliUitak.  7 1 
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Der  Darcbschnittsertrag  aller  Arien  der  Rostocker  Accise 
im  Durchschnitt  der  Jahre  1839  bis  44  war  in  Thlr.  N.  V3: 
Roh  68297,  Rein  55458,  Gewinnungskosten  12839  oder  18,78  «/o 

4.    Staat§Bf^^  von  19i0mar. 

Die  Seestadt  Wismar  mit  12000  Einwohnern  liefert  in 
die  Landeskasse  den  unter  dem  Namen  Lizent  erhobenen  See- 
zoll, (wovon  unter  Zöllen),  ausserdem  aber  eine  unter  der 
Benennung:  Staatsgeld,  seit  alter  Zeit  bestehende,  jetzt  zu  jähr- 
lich 3150  Thlr.  Kour.  festgestellte  Abgabe,  welche  sie  mittelst 
der  Stadlaccise  aufbringt.  In  dieser  16  bis  17000  Thlr.  N.  Vs 
eintragenden  Abgabe  stecken  auch  Einnahmen  von  allen  zu 
Wasser  ein-  und  ausgehenden,  so  wie  von  den  zu  Lande  ein- 
kommenden  Waaren,  welche  unter  Zölle  gehören  würden; 
ferner  der  Ertrag  einer  Hahl-,  Schlacht-  und  Maisch-Steuer. 
Für  Erhebung  der  städtischen  Accise  werden  467  Thlr.  jähr- 
lich an  die  Staatskasse  gezahlt. 

5.    9trmprtab0abnt. 

Von  diesen  bisher  zur  Landes-Rezeptur-Kasse  (Schulden- 
kasse) verrechneten  Abgaben,  giebt  (nur  in  M.  Schwerin)  es  drei 
Arten:  den  Papierstempel  (Verordnung  vom  16.  August  1827, 
12.  Dezember  1829  und  11.  Dezember  1835)  28200  Thlr.  K.; 
den  üfarfenstempel  (Verordg.  vom  28.  April  1809;  20.  Jan.  1829; 
8.  July  1839  und  1.  April  1848)  2700  Thlr.,  den  Jfa/eiK/etstempel 
( Verordng.  v.  28.  April  1 809)  440  Thlr.  —  Z.  v.  ton  Wickede,  Ueber 
die  Aufhebung  der  Stempel-  u.Kollateral-Erbs  teuer,  Rostock  1846. 

6*    §iüliatnai'€tbfitutu 

Nur  im  Grossh.  Schwerin  und  gleichfalls  zur  Landes-Re- 
zeptur-Kasse fliessend,  mit  etwa  10000  Thlr.  Kour.  jährlich 
(Verordg.  vom  12.  Februar  und  18.  Dezember  1835,  7.  Fe- 
bruar 1837,  25.  Januar  1840).  Die  Steuersätze  sind  1,  2,  5 
Prozent  des  Betrages  der  Erbschaft;  in  Rostock  besteht  da^ 
neben  noch  eine  besondere  Kollateralsteuer  von  2  Vo«  —  — 

Eine  im  Schweriner  Etat  unter  dieser  Abtheilung  noch 
vorkommende  Einnahme  vom  Import  fremden  Branntweins  ist 
mit  1000  Thlr.  unter  die  Zölle  versetzt,  wohin  sie  gehört. 
Sie  wird,  nach  den  Verordgn.  vom  22.  November4l836,  24.  De- 
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zember  1839  und  25.  Januar  1841  mit  13  Tblr.  Gold  vom 
Oxhoft  (9"/8  Thlr.  Kour.  vom  preuss.  Ohm)  zur  Landes-Rczep- 
lur- Kasse  erhoben* 

f)    Zoll-ElniiAluNeii« 

1.  im'^ySiU. 

aa.  Bei  den  51  LandsuMänUem  des  Grossh.  Schwerin 
32650  Thlr.  Kour.  Die  Erhebung  der  Landzölle  geschieht  noch 
heutigen  Tages  nach  den  Tür  die  verschiedenen  Zollstellen 
gültigen,  unter  einander  sehr  abweichenden  uralten  Zollrollen. 
Eine  "durchgreifende  allgemeine  Zollordnung,  ein  Zollsystem, 
ist  für  die  verschiedenen  Hebestellen  nicht  vorhanden,  Alles 
beruht  auf  allem,  durch  den  Artikel  XV  der  Reversalen  vom 
Jahre  1621  bestätigten  Herkommen,  und  die  damals  bestan- 
denen Tarife  sind  noch  jetzt  gültig.  Seit  jener  Zeit  sind  zu- 
folge der  angeführten  Bestimmung  der  Reversalen  und  des 
in  den  §§.  280  bis  292  des  landesgrundgesetzlichen  Erbver- 
gleichs  vom  18.  April  1755  ausgesprochenen  Verbotes  der  An- 
legung neuer  Zölle,  dergleichen  nicht  errichtet;  wohl  aber 
deren  mehrere  nach  und  nach  eingezogen  worden.  Die  Ge- 
fälle werden  auf  jeder  Zollstälte  nach  der  für  dieselbe  erlas- 
senen Rolle,  ohne  Rücksicht,  ob  die  zollpflichtigen  Gegenstände 
eingeführt  oder  ausgeführt,  oder  nur  innerhalb  Landes  von 
einem  Orte  zum  anderen  verführt  werden,  wahrgenommen- 
wo  nicht  Gesetz,  Privilegium  oder  altes  Herkommen  von  der 
Zollpflicht  befreien.  Bis  hierher  sind,  ausser  den  Grossher- 
zoglichen Posten  und  dem  Fürstengute,  die  Gutsbesitzer,  deren 
Pächter,  die  Domanialpächter,  die  Bürger  einzelner  Städte,  ins- 
besoodere  Rostocks,  ÜilitäreiFekten ,  inländische  Woll&brikate, 
sowie  Zu-  und  Abfuhren  zu  Woll-  und  Buttermärkten;  von 
Erlegung  des  Landzolles  befreit  gewesen.  Der  Ueberschuss 
der  Landzollämter  ist  26420  Thlr,  wodurch  die  Gewinnungs- 
kosten auf  19,08Vo  der  Roheinnahme  sich  stellen. 

In  den  Jahren  von  18i89 — 44  war  in  N.  Va  von  denLand- 
zöllen  durchschnittlich  der  Rohertrag  44584,  der  Reinertrag 
38287,  die  Gew.  Kosten  6293  Thlr.  oder  14,11  Vo. 

Die  Einnahme  an  Zollgeldern  in  Strelü:^  ist  nur  3575  Thlr. 
Gold,  d^  Betrag  der  Gewinnungskosten  ist  nicht  zu  entnehmen. 

71* 
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Nach  einem  Durchschnitt  der  Jahre  1839—44  ertrugen  in  N.Va 
die  LandzöHe  4094  Thlr,  der  Fürstenbergei^  Wasserzoll  1457 
Thir.  —  Vorschläge  zur  Aufhebung  der  BitmenMlIe  und  meh- 
rerer städtischer  indirekter  Abgabe  finden  sich  beispielsweise 
im  Landtagsbericbte  Tür  1844  Seite  181;  1845  S.  138;  1846 
S.  36  und  153.  Die  Zollfrage  ist,  durch  die  grundgesetzliche 
Abstellung  ihrer  Mängel  und  die  dann  erfolgte  Aufhebung  des 
Staatsgrundgesetzes,  in  die  Lage  gekommen,  dass  man  sich 
im  Veru>aUungsviefi,e  auf*  etwas  eigenthümliche  Weise  zu  helfen 
sucht  (z.  V.  den  Erlass  des  Steuer-  und  Zoll-Departements  in 
Schwerin  vom  6.  Januar  1851). 

bb.  Eisenbahn-DurchgangswU,  70000  ThIr.  Kour.  Die  Be- 
rechtigung zur  Erhebung  des  Eisenbahn  -  Transitzolles  beruht 
auf  dem  Vertrage ,  welcher  zwischen  der  Preussischen ,  Däni- 
schen und  Meklenburgischen  Regierung  und  den  Hansestädten 
Hamburg  und  Lübeck,  die  Herstellung  einer  Eisenbahnverbin- 
dung zwischen  Berlin  und  Hamburg  betreffend ;  unterm  8.  No- 
vember 1841  (Off.  Wochenbit.  1845  Nr.  10)  abgeschlossen 
worden.  Im  Artikel  21  desselben  ist  vorläufig  bis  zum  1.  Ja- 
nuar 1868  die  Durchgangs-Abgabe  von  100  Pfd.  roh  Hambur- 
ger Gewicht  der  durch  Meklenburg  transitirenden  Gegenstände 
zu  2Vt  Schilling  nach  dem  17  Guldeniliss  bestimmt;  abgaben- 
frei sollten  nach  diesem  Vertrage  nur  Steinkohlen  und  das 
Passagiergut  der  Reisenden,  auch  deren  Wagen,  seyn.  In 
einem  späteren  Schlussprotokolle  zu  diesem  Vertrage  befindet 
sich  die  nähere  Bestimmung,  dass  bei  Anwendung  der  Durch- 
gangsabgabe von  2V2  Schilling  auch  rohe  Baumwolle,  Eisen 
in  Stäben,  Eisenbahnschienen,  rohe  Häute,  Kaffee,  Reis,  Oel, 
Wolle,  Leinwand,  Zink,  Getreide,  Knochen,  Kalk  und  andere 
Steine  von  derselben  ganz  frei  bleiben  sollen,  und  die  Gross- 
herzogliche Regierung  versuchsweise  zunächst  nach  Eröffnung 
der  Bahn  nur  einen  Durchgangszoll  von  2  Schilling  im  obge- 
dachten  Münzfusse  erheben  lassen  werde,  wobei  jedoch  nicht 
auch  die  vorerwähnten  Gegenstände,  sondern  nur  die  im  Ar- 
tikel 21  des  Vertrages  sub.  a  1.  erwähnten  (nämlich  Stein- 
kohlen und  das  Passagiergut  der  Reisenden)  zollfrei  transitiren 
sollen.  Dabei  ist  vorbehalten,  nach  Ermessen  den  Durchgangs- 
zoll auf  2Vs  Schilling,  mit  den  vorgedacbten  erweiterten  Be- 
freiungen, zur  Hebung  bringen  zu  lassen.  — 
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Die  Darcbgangsabgabe  ist  in  dem  auf  der  Berlin-Ham- 
burger Bahn  in  Anwendung  kommenden  Frachttarife  mitbe- 
griffen ,  wird  dieserhalb  von  der  Verwaltung  der  Eisenbahn 
zagleich  mit  der  Fracht  erhoben  und  nach  den  über  diese 
geführten  Registern  und  darauf  zugelegter  Liquidation  allmonat- 
lich an  die  Schweriner  Staatskasse,  ohne  Abzug  von  Erhebungs- 
kosten,  abgeliefert. 

Hier  ist  zu  erwähnen,  dass  mittelst  Vertrages  vom  2.  De- 
zember 1826,  veröffentlicht  unter  dem  10.  Januar  1827,  vor- 
läufig auf  10  Jahre  und  dann  verlängert,  die  Schwerinschen 
Ortschaften  Rossoto,  Netzeband  und  Schönberg ,  mit  jetzt  etwa 
1100  Seelen,  dem  Zolhereine  beigetreten  sind  (Raabe  a.  a.  0* 
I.  552  ff). 

Zu  den  Landzöllen  ist  auch  die  (oben  bereits  erwähnte) 
Einnahme  von  1000  Thir.  Kour.  von  eingeführtem  Brannttoein 
zu  rechnen,  unbedeutend  zwar  hinsichtlich  ihres  Ertrages,  aber 
bemerkenswerth  als  das  einzige  Beispiel  eines  Schutizolls  in 
Meklenburg  (Verordnung  vom  22.  November  1836,  Instruktion 
vom  1.  September  1838,  Verlängerung  vom  24.  Dezember  1839). 

2.    eib-19arreriiUr. 

Ihr  Ertrag  ist  nach  den  Ansätzen  im  Schweriner  Etat  für 
1850/1,  zu  Boitzenburg:  Zoll  von  fremdem  Transit  84220,  von 
meklenb.  Ausfuhr  600,  von  meklenb.  Einfuhr  5000,  Gebühren, 
Strafgelder  u.  s.  w.  180,  zusammen  90000  Thlr.,  wovon  Mek- 
lenburg-^/re/ito  (nach  Art.  3  des  Hamburger  Vertrages  vom 
8.  März  1701)  9000  Spezies,  welche  unter  dem  26.  Aug.  1845 
auf  13800  Thlr.  Kour.  festgestellt  sind,  empfängt.  Die  Rohein- 
nahme Schwerins  bleibt  mithin  76200  Thlr.  Kour.  und  da  der 
Ueberschuss  70150  Thlr.  ist,  so  betragen  die  Gewinnungskosten 
7,94 Vo.  —  Zu  Dömitz:  Zoll  von  fremdem  Transit  92000  Thlr., 
von  meklenb.  Ausfuhr  3700,  Gebühren,  Strafgelder  u.$.w.  120, 
zusammen  95820  Thlr. ;  wovon  die  ßemeinnahme  89070  Thlr. 
beträgt,  wonach  die  Gewinn.  Kosten  auf  7,04  %  sich  stellen. 
FrÜhei^e  Erträge  waren  wie  folgt: 
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Hiernach  isl  der  7  jährige  Durchschnitt  des  ft^ertrages 
2180574/7,  wovon  auf  Meklenhur^-Schtcerm  204057V7  Thlr, 
kommen. 

An  ElbzoU  wird  nach  der  am  23.  Juny  1821  zu  Dresden  unter  den 
interessirenden  Staaten  abgeschlossenen  und  durch  die  Revisionen  in  den 
Jahren  1824  und  1844  mehrßich  abgeänderten  Elbschifffahrts-Akte  ^ 

auf  der  Strecke  zwischen  Melnik  und  Hamburg  1  Thlr.  3  Sgr^ 
11  Pfg.  (im  14  ThalerAisse)  für  den  Elbzoll-Zentner  (s=s  50  Kilo- 
grammen) Roh-Ge wicht  der  Schiffsladung 
erhoben,  mit  Ausnahme  der  durch  die  jfingste  Additionai  -  Akte  vom 
13.  April/ 26.  July  1844  im  Elbzoll  ermässigten  oder  ganz  bef^ten 
Waaren- Artikel,  und  zwar  von  Oesterreich  2  Sgr«  l  Pfg«,  Sachsen  6Sgr. 
4  Pfg.,  Preussen  16  Sgr.  7  Pfg.,  Anhalt-KOthen  10  Pfg.,  Dessau  10  Pfg.^ 
Bembnrg  10  Pfg.,  Hannover  3  Sgr.  2  Pfg.,  Meklenburg  t  Sgr.  3  Pfg., 
Dänemark  l  Sgr.,  zusammen  1  Thlr.  3  Sgr.  11  Pfg.  — ' 

Das  Boitzenburger  Elbzollamt  erhebt  den  Zoll  f&r  alle  Waarensen* 
düngen  bei  der  Auffahrt.  Seit  Eröffnung  der  Berlin  -  Hamburger  Eisen- 
bahn werden  die  Einnahmen  des  Elbzolls  bei  diesem  Zollamte  von  Jahr 
zu  Jahr  geringer ,  da  der  Verkehr  auf  dieser  Bahn ,  vorzOglich  mit  der 
Elbschlfffohrt  aufwärts,  in  Konkurrenz  getreten  und  den  Transport  der 
GQter  von  Hamburg  nach  Berlin  in  steigendem  Hasse  an  sich  zieht.  Bierin 
und  weniger  in  der  durch  die  politischen  Ereignisse  der  letztabgewiehenen 
beiden  Jahre  veranlassten  Handels-Stockung  ist  die  geringere  ZoUeimiahne 
des  Boitzenburger  Zollamtes  hauptsächlich  zu  suchen. 

Anders  ist  es  bei  dem  DömUzer  ZoUamte«  Hier  wird  der  Elbzt^ 
für  aUe  Waarensendungen  in  der  Nieder  fahrt  erhoben ,  auf  welche  der 
Eisenbahn  -  Verkehr  weniger  einwirkt.  Die  Einnahmen  bei  diesem  Zoll- 
amte haben  sich  in  den  letzten  Jahren;  namentlich  in  dem  Jahre  1849—50 
sehr  gehoben,  besonders  durch  die  AosAihr  von  Zink  und  Sämereien.   Die 
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▼origjäbrige  ZÜkBrnMat  war  00  bedeotond^  dass  dieser  Artikel  alleiii 
81  ^/^  zu  den  Einnahmen  bei  der  Nieder ftihrt  beigetragen  bat«  Nach  bei 
dem  Finacnz-Ministerium  eingegangenem  Berichte  ist  dlesei^  ganz  ansserge- 
wdhnliche  Transport  freilich  besonders  dadurch  veranlasst,  dass  bei  dem 
niedrigen  Wasserstande  der  Oder  im  Spfitsommer  und  Herbst  1848  die 
Zinkladungen  auf  dem  langen  und  beschwerlichen  Wasserwege  der  Oder^ 
Spree  und  Havel  erst  im  Harz  1849  zur  Weiterverschiffung  in  Witten* 
berge  eintrafen,  und  insofern  ein  ansserge wohnlicher  Fall.  Es  stehtjedoch 
aus  anderen.  Ober  den  Verkehr  auf  der  Eibe  abwärts,  gemachten  Erfiih- 
rungen  zu  hoffen  y  dass  die  im  Etat  für  1850/51  fttr  diesen  Transit  ange- 
nommene Einnahme  von  92000  Thir,  erreicht  werden  wird.  — 

3.  9itt'  Uli)  St&V'iiiit. 

Diese,  nach  dem  Schweriner  Etat  3600  Thlr.  betragenden 
Wasserzölle,  werden,  mit  den  der  Elde-SchiflfTahrts-Gesellschaft 
zustehenden 'Rekognitionen  und  Schleusengeldern,  nach  Grösse 
und  Fracht  der  Prahmen  erhoben  und  ohne  Abzug  von  Kosten 
zur  Staatskasse  geliefert.  Nach  einem  Durchschnitt  der  Jahre 
1839—44  war  der  Ertrag  4293  Thlr.  N.  Vs-  Die  Kanalisirung 
der  Eide  und  Stör,  zur  Herstellung  einer  schiflfbaren  Wasser- 
verbindung zwischen  Havel  und  Eide  von  etwa  24  Meilen 
Länge,  ist  zwischen  1831  und  1836  mit  einem  KostQn^ Auf- 
wände von  etwa  650000  Thlr.  N.  Vs  durch  eine  Aktiengesell' 
Schaft  bewirkt.  Aktienplan  zur  Schiffbarmachung  der  Eide» 
Havel  und  Stör  vom  6.  Juny  1831;  Abgaben  im  Regulativ 
vom  21.  Februar  1835,  7.  März  1835,  15.  July  1836,  31.  De- 
zember 1840;  Deichordnung  vom  2.  Juny  1842;  Schifferpa* 
tenie  vom  25.  Januar  1845;  Entwässerungsgesetz  vom  31.  July 
1846.  —  Die  Binnenschifffahrt  auf  diesen  Gewässern  beschäf- 
tigte 1846  schon  283  Fährzeuge.  —  StreliH  hat  eine  Schleu- 
sengelder-Einnahme von  717  Thlr.  Gold. 

4.  5fr-j0U  3U  IVismor. 

Sein  Ertrag  ist  nach  dem  ^cAereriner  Etat  für  1850/1  roh 
15260  Thlr.,  rein  11870;  die  Gewinnungskosten  betragen  also 
22,21  %.  ,  Die  AoAeinnahme  besteht  aus  dem  Lizent  nebst 
Urogeldern:  von  einkommenden  Schiffen  und  Waaren  4260, 
von  ausgehenden  Schiffen  und  Waaren  9100,  von  ein-^  und 
ausgebenden  Booten  190;  dann  an  Schreib-  und  Passgeldern 
1710  Thlr.  Kour.    Nach  einem  Durchschnitt  der  fiinf  Jahre 
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1839 — 44  war  inN.Va!  Rohertrag  iÄ370,  Gewinnungsaufwand 
2871,  Reinertrag  9499,  also  G.  K.  23,21  o/o.  Die  Erhebung 
dieses  Seezolls  für  die  Staatskasse  geschieht  noch  nach  der 
Schwedischen  Ltisen/^^rc/nim^  vom  20.  August  1661.  Der  Lizent 
wird  von  den  lizentpflichtigen  Gegenständen  nach  Maass,  Ge- 
wicht und  Prozenten,  von  den  in  der  Lizentrolle  nicht  nament- 
lich aufgeführten  Artikeln  mit  3%  vom  Werthe,  erhoben. 
Ausserdem  wird  noch  eine  nach  der  Lastengrösse  der  Schiffe, 
je  nachdem  sie  mit  Ladung  oder  Ballast  aus-  und  eingehen, 
bestimmte  Nebenabgabe  das  s.  g.  Ungeld,  wahrgenommen.  Die 
Beamten  erheben  von  den  Schiffen  nach  Lastengrösse  dersel- 
ben ein  nicht  unbedeutendes  Accidenz,  Schreib^'  und  Passgeld 
genannt.  Sämmtliche  von  Schweden  ankommende  Produkte 
und  Waaren  sind  zur  Zeit  und  bis  dahin,  dass  die  Regulirung 
der  Wismar  sehen  Abgaben-Verhältnisse  zu  Stande  gekommen 
seyn  wird,  von  der  Litzentabgabe  befreit.  — 

Die  bereits  oben  erwähnte  Rosfocker  Accise  gehört,  so 
weit  sie  den  Ein-  und  Ausgang  trifft,  hierher  mit  etwa  44600 
Thir.  Kour. ,  so  wie  der  Impost  von  fremdem  Branntwein  mit 
1000  ThIr.  und  dann  ist  die  Gesammtsumme  der  ZoUeUmahmeH 
339130'  ThIr.  oder  11,78  Vo  aller  Einnahmen. 

i^)  Elniialiiiieii  uns  dem  DlenstlireUie  des  MiiiUite- 

rlains  des  Iiutern« 

1.  Die  unmittelbaren  Einnahmen  dieses  Ministeriums  aus  Spor- 
tein und  Gebühren  verschiedener  Art  sind  im  Schweriner 
Etat  für  1850/1  zu  1870  ThIr.  angenommen. 

2.  Das  Landarbeitshaus  zu  Güstrow  hat  eine  eigene  Einnahme 
von  11950  ThIr.  (Verordg.  wegen  dessen  Errichtung  vom 
18.  März  1816,  Landarb.  Haus-Ordnung  vom  3.  Februar 
1817,  Aufnahme-Bedingungen  vom  22.  Oktober  1836). 

3.  Von  dem  Landgestüte  zu  Redefin,  um  das  Jahr  1780  er- 
richtet, sind  12493  ThIr.  vereinnahmt  (Vorschriflen  we- 
gen Benutzung  des  Landgestüts  vom  26.  Januar  1828, 
Maassregeln  zur  Verbesserung  der  Pferdezucht  vom  3.  July 
1834,  Aufhebung  des  Deckzwanges  der  Domanialbauem 
vom  21.  Juny  1839,  Regulativ  vom  13.  July  1849). 
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4.  Nebeneinnabmen  dieses  Ministeriams  sind :  50  Thlr.  Aich^ 
gtbUkren  und  247  Thlr.  Gebühren  für  PHtf^ng  der  Bau^ 
handwerker.  —  Die  Oesamtntännahme  ist  26610  Thlr. 

h)    Efmiiilunen  ^em  Jfnmtim  -  MlnlsterluMis 

zusammen  für  Schu)eriH  mit  91857  Thlr.  berechnet  (wozu  je- 
doch noch  25770  Thlr.  Domanial-,  Justiz-,  Polizei-  und  Amts- 
verwaltungs- Einnahmen  y  wenigstens  grösstentheils,  kommen, 
welche  bisher  unter  Domanialabgaben  verrechnet  wurden)  — 
zerfallen  in:  Ministerial- Sportein  2600  Thlr.,  Sportein  beim 
Ober -Appellationsgerichte  zu  Rostock  2032  Thlr.,  bei  den 
Justiz  -  Kanzleien  zu  Schwerin  6090,  Güstrow  5040,  Rostock 
4150;  bei  den  üntergerichten  11670,  beim  Kriminal-Kollegium 
zu  Bützow  550;'  bei  der  Lehnkammer  30462;  bei  der  Ab- 
theilung für  das  ritterschaflliche  Hypothekenwesen  7000;  bei 
der  Prüfungs-Kommission  für  Rechtskandidaten  760;  bei  der 
Strafanstalt  Dreibergen  13468  (Verordg.  wegen  deren  Errich- 
tung vom  16.  November  1839,  wegen  der  Unterhaltsgelder 
vom  19.  May  1840  und  31.  Januar  1845) ;  bei  der  Kammerei 
zu  Ludwigslust  8035  Thlr. 

I)    Etnnalinieit  beim  Ulliitoteriaiii  ^mr  muiwArtlKeii 

Angele venlieiieit  9  der  velstllelteiiy  Unter rleltt«-)  de- 

•mtdilieite-  midi  JHlUtftr-SaelieB  (Sohweriii). 

1.  Ministerial- Sportein  850  Thlr. 

2.  Bei  der  Landes  -  Universität  zu  Rostock  4576  Thlr. 

3.  Bei  Schulanstalten  18720  Thlr. 

4.  Gebühren  der  Medizinal-Kommission  zu  Rostock  830  Thlr. 

5.  Eigene  Einnahme  der  IrrenheUansialt  Sachsenberg  31360 
Thlr.  (Reglement  vom  13.  Oktober  1829  wegen  deren 
Errichtung;  über  Verpflegungskosten  vom  14.  November 
1829,  17.  September  1832,  20.  Dezember  1843 ,  7.  März 
1848;  wegen  der  Bekleidung  vom  15.  September  1830). 

6.  Desgleichen  der  PflegeoMiaU  «u  Dömiti  (für  unheilbare 
Geisteskranke,  Verordg.  vom  21.  November  1850),  Ver- 
pflg.  Gelder  für  60  Kranke  dritter  Klasse  zu  112  Tbir., 
6720  Thlr. 
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7.  Einnabmeo  des  Seebades  zu  Doberan  9916  Thir.,  wozu, 
wie  es  scheint,  noch  die  Einnahme  von  der  Spielpachi 
kommen  wird,  deren  Aufhebung  im  Jahre  1849  zwar 
beabsichtigt  war,  jedoch,  nach  eirter  im  Februar  1851 
Statt  gehabten  Landtags- Verhandlung  zu  urtheilen,  nicht 
erfolgt  ist.  Sie  betrug  früher  25400  Thlr.  Gold,  wovon 
Tür  die  Spielgeber  u.  s.  w.  48  Vo,  also  12192  Thlr.  ab- 
gingen, wonach  für  die  Domänenkasse  13208  Thlr.  Kour. 
blieben. 

8.  Das  SooWad  m  Sab  hat  583  Thlr.  eigener  Einnahmen. 

9.  Bibliothek,  Regierungsblatt ,  Jntelligenzblatt  und  Kalender- 
verlag ergeben  2868  Thlr. 

10.  Aus  eigenen  Einnahmen  der  Militär  ^  Vertoaltwig  erfolgen 
1614  Thlr. 

In  der  Rechnung  des  Grossh.  Mehknbttrg  -  StrelUz  finden 
sich  folgende  unter  diese  Abtheilung  gehörige  Einnahmen: 
Irländische  Pensionsgelder  (ein  dem  Grossherzog  auf  Lebens- 
zeit zustehender  Jahresgehalt  von)  9571  Thlr.  Gold;  Rekog- 
nition  und  Urbede  (Tür  Freimeisterprivilegien,  Abdeckerei,  Vieh- 
schnitt) 296  Thlr.  G.;  Haus-  und  Boden-Miethe  237  Thlr.  G.; 
Mühlenzins  der  Stadt  Friedland  117  Thlr.  G.;  Feuerschaden- 
vergütung, Kautionskapitale  u.  s.  w.  6819  Thlr.  G.;  Laude- 
mial- Gelder  4550  Thlr.  G. 

G.   Staats  •  insgaben  ■eklenbirgs. 

n)  Im  Allsemelneii. 

Eine  vollständige  oder  doch  nur  einigermassen  befriedi- 
gende Nach  Weisung  der  Ausgaben ,  vom  Grossh.  Schtoerin  ist 
aus  den  mir  vorliegenden  ständischen  Aktenstücken,  Berich- 
ten, Schriften  u.  s.  w.  für  frühere  Jahre  nicht  zusammen  zu 
stellen,  weshalb  ich  mich  darauf  beschränken  muss,  bei  den 
einzelnen  Ausgaben  in  die  Vergangenheit  zurück  zu  gehen, 
hief  aber  den  für  Johannis  1850/1  vorgelegten,  mit  grosser 
Umsicht  und  Genauigkeit  bearbeiteten  Etat  auszugsweise 
und  nebst  einigen  Zusätzen  mittheile.  3eine  Erledigung  durch 
die  Abgeordneten  -  Versammlung  ist  unterblieben. 
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Gegemtand  der  AuMgabe. 

I.  Für  das  grossherzogliche  Haas  und 
den  Hof  (ohne  die  unenigeldlichen 
Natural  -  Nutzungen) 

II.  Ministerium  dor  Fihanzen: 

1.  Ministerium 

2.  Zentral- Finanz- Verwaltung  .    • 

3.  Auf  die  Staatsschuld : 

a.  Zur  Verzinsung     ..... 

b.  Renten  u.  sonstige  der  Sts*  S-  V. 
nicht  überwiesene  Leistungen 

c.  Kapital -Abtrag     .    •    .    .    . 

d.  Verwaltung 

Zusammen  3. 

4.  Staatsbauten  (ausser  den  in  den 
Etats  der  einzelnen  Verwaltungen 
vorkommenden  Posten)      .    .    . 

5.  Pensionen,  Gnadenbewilligungen 


^*  ^^^'  Endsumme. 


258919 

18220 
82765 


10928 
91564 
15077 


52955 


6.53 

0,46 
2,09 


405888    10,24 


0,27 
2,31 

0,38 


523457    13,20 


1,34 


und  sonstige  Unterstützungen 

297920 

7,51    . 

6.  Dispositions- Fonds 

60000 

1,51 

Zusammen  II.  1.  bis  6. 

1,035317 

26,11 

7.  Specielle  Verwaltungs-Kosten  und 

1 

Lasten  einzelner  Dienstzweige: 

a.  Der  Domänen 

642420 

16,21 

b.  Der  Forsten  und  Jagden  .    . 

183792 

4.64 

c.  Bei  der  Post-Verwaltung  .    . 

220800 

5,57 

d.  Bei  der  Verwaltung  d.  Steuern 

77300 

1,95 

e.  Bei  der  Verwaltung  der  Land- 

und  Wasser- Zölle    .    .    .    ., 

36220 

0,91 

f.  Staatsstrassen 

63978 

l,ei 

g.  Lotterie -Verwaltung     .    .     . 

1190 

0,03 

Zusammen  7. 

1,225700 

30,92 

II.  Etatsumme  des  Finanz*Minist. 

2,261017 

67,03 

in.  Ministerium  des  Innern: 

U  Ministerium 

29667 

0,75 
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Gegemtand  der  Auggabe.  m  Tkh.       ^^^^ 

P^'^^*   Endsumme. 

2.  Zu  allgemeinen  o.  örtlichen,  po- 
lizeilichen, auch  Gemeinde-Zwe- 
cken     ,  5326  0,13 

3.  Landarbeitshaus  zu  Güstrow  .    .  46333  1,17 

4.  Für  landwirthschaaiiche  Zwecke  48648  1,23 

5.  Für  die  Gewerbe 3785  0,09 

6.  Dispositions  -  Fonds     .....  2000  0,05 

Zusammen  DL        135659         3,42 

IV.  Ministerium  der  Justiz : 

1.  Ministerium 15083         0,38 

2.  Oberappellationsgericht  (nach  Ab- 
satz des  Beitrages  des  Grossh. 
von  Strelitz  mit  3500  und  des 
Stargardter  Kreises  mit  1726  Thir., 
nicht  aber  der  Einnahme  der  Fis- 
kuskasse) in  Rostock      ....  28539         0.72 

3.  Drei  Justizkanzleien 67033         1,69 

4.  Städtische  Untergerichte    .    .    .  35580         0,89 
(Amtsgerichte    und    Patrimonial- 

gerichte  ausserdem) 
5«  Kriminal-Kollegium  zu  Bützow    .  36302         0,92 

6.  Departement  für  das  ritterschaft- 
liche Hypothekenwesen  .    .    .    •  6043         0,15 

7.  Prüfungs- Kommission  ....  1684  0,04 
8. 'Kämmerei  zu  Ludwigslust  .  .  12771  0,32 
9.  Strafanstalten  zu  Dreibergen  und 

Dömitz 26246         0,66 

(nach  Absatz  des  Strelitzer  Bei- 
trags 580  Thlr.) 

10.  Insgemein 3000        0,08 

Zusammen  IV.        232281         5,85 

V.  Ministerium  der  auswärtigen  Angele- 
genheiten, der  geistlichen,  Unter- 
richts-, Medizinal-  u.  Militär-Sachen : 

1.  Ministerium 40760         1,03 
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Gegmitand  der  Ausgrabe, 

2.  Kostend.  Beziehungen  zu  Deutsch- 
JdnQ     •••••••••• 

3.  Landesvertretung  (neue  und  alte) 

4.  Staatsabgaben  an  die  Kirche.    • 

5.  OefFentlicher  Unterricht : 

a.  Universität  zu  Rostock  .    .    . 

b.  Für  drei  Gymnasien      .    .    . 

c.  Für  zwei  Reabchulen    •    .    • 

d.  Für  die  Taubstummenanstalt  • 

e.  Für  das  Schullehrer-Seminar 

f.  Für  die  Navigationsschulen    • 

g.  Für  einige  Stadtschulen  -  .  . 
(Loiufschulen  bei  den  Doma- 

nialämtern  berechnet) 
h.  Sonstige  Ausgaben    .... 

Zusammen  b.  bis  h. 

Zusammen  &. 

6.  Gesundheitspflege: 

a.  Irren-,  Heil-  und  Pflege -An- 
stalten zu  Sachsenberg  und 
Dömitz 

b.  Seebäder  Doberan  (15330)  u. 
Sülz . 

c.  Sonstige  gesundheitspolizeili- 
che Zwecke 

Zusammen  6. 

7.  Hoflheater  und  Hofkapelle     •    • 
8*  Archive»  Bibliotheken,  Sammlun- 
gen, Statistik,  öffentliche  Blätter, 
Stipendien,  milde  Stiftungen  .    . 

9.  Militärverwaltang  (ausser  den  in 
II.  5.  steckenden  Ruhegehalten , 
Gnadenbewilligungen  u.s.  w.  mit 


Geldbe^g    ^ffi" 
P^'f^^-  Endwmme. 


46410 

1,17 

49020 

1,24 

28555 

0,72 

4303« 

1,09 

22690 

0,57 

9000 

0,23 

3630 

0,09 

8180 

0,21 

3740 

0,09 

1990 

0.05 

2890 


52120 


95156 


37676 


16075 


7096 


60847 
42379 


11413 


0,07 


1,31 


2,40 


0,95 


0,41 
0,18 


1,54 
1,07 


0,29 


^ 
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Geldbetrag    ^ff^f 
GegtHMtand  dfi-  Auiggbe.  m  Thbr.        mder 

pr.Kaur.   j^^i^^^^,^^ 

etwa  95000  Thlr.)  nach  der  spä- 
ter zu   liefernden  Einzelberech- 

nung 701917        17  Jl 

Zusammen  V.  1,0764S7       27,17 

Hauptsumme  aller  Ausgaben  3,964333         ~ 

Ausserdem  ein  ausserordentlicher  Etat  mit  folgenden  Posten : 

Geldbetrag    Prxt.^ 
3nWr.        Jnth. 

1.  Zeilpächterische  Kapiialien:  Pachtvor- 
schüsse, Inventarien-Gelder  •    .    .    •      29460        5,84 

2.  Landeshülfen  zu  Chaussee-Neubauten      96860      19,21 

3.  Bau  eines  S(ändehauses  in  Schwerin      25000        4,96 

4.  Zum  Schweriner  Schlossbau  nach  Ar- 
tikel IX  der  Vereinbarung  über  Abtre- 
tung der  Domänen  an  den  Staat  auf 
acht  Jahre  von  Johannis  1849  an  be- 
willigt jährlich 100000       19,83 

5.  Uebernahme  und  Einrichtung  der  Mal- 
chower  Maschinenanstalt   als  Staats- 

Anstalt 13900        2,75 

6.  Ausserordentliche  Bedürfnisse  für  den 
Jngtizbaufonds  und  auf  ausserordent- 
liche Justizkommissionen 42000        8,33 

7.  Einmalige  Unterstützung  des  Fleckens 
Dessow  zur  Einrichtung  seines  Schul- 
wesens            1000        0,20 

8.  Zur  Einrichtung  einer  Zentral -Hebam- 
menanstalt in  Rostock 14000        2;78 

9.  Zu  ausserordentlichen  Bedürfnissen  bei 

der  Militär- Verwaltung      ....    .    182000      36,10 

Zusammen    504220    100— 

wogegen  auch  eine  e/nmalige  ausserordentliche  Ei$mahme  von 
zusammen  142640  Thlr.  vorkommt  und  würden  demnach 
361580  Thlr.  zu  decken  seyn;  eine  Summe,  welche  indess 
sehr  bedeutend  gewachsen  ist  (z.  v.  den  Abschfiitt  Staats- 
schuld) obgleich  einzelne  obiger  Ausgaben  nicht  Statt  gehabt 
haben  mögen.  — 
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A  n  0  ar  a  b  e 

bei  der  Grossh.  Mekibg.  Strelitzschen  Rentei,   dem  Kabinets- 
amte  und  (annähernd)  den  landständischen  Kassen  im  Rech- 
nungsjahre von  Johanuis  1847/8. 


il 


A. 

B. 


% 

8. 

4. 

5. 
6. 

C. 
D. 

£. 
F. 


6. 
1. 


3. 

4. 

5. 
6. 

7. 
8. 

9. 
10. 
11. 

1%. 


Beieiehmf  der  Augabe. 


KourMt    I  •■*•' 


GroashenioxHclief  Haus  und  Hof  224680  Gold  und 
500  N^  */g 

Ausgaben  Ar  die  oberste  Staatsverwaltung  (Mi- 
nisterium, Landesregierung)  Scbulden  Verwaltung, 
Gresandschaften : 

Besoldungen  und  Standesgelder  11040  6.  und 
(946  6«  und  1299  K.) 

Aus  den  fiporteln  der  Verwaltungsbehörden  (Ein- 
nahme K.  2)  27761  G 

Aus  der  Fiskoskasse  der  Landesreglening  (Bln- 
nahme  K.  3)  3669  G. 

Aus  dem  Uebersohusse  des  Strelitier  Anseigers 
(Einnahme  K.  4)  600  G 

Für  Schreibmaterial  und  Kanilei-Bedarfnisse  786  G* 

Gesandschaften  und  Kommissionen  1924  G..    •    . 


Zusammen  B. 

Pensionen  und  Gnadengelder,  13239  G 

Ausgaben  für  Zwecke  des  deutschen  Bundes, 
7877  G.   .    .    .     

Laodtags-Kosten,  6816  G •    > 

Ausgabe  auf  die  Staatsschuld  (deren  Verwaltuugs- 

kosten  In  B)  61140  G.. •    « 

und  f&r  ZentraUSteuerkasse,  Landkasten  u.s«w. 

Ausgaben  auf  die  DomAnen-Verwaltung : 

Kammer-  und  Forst-Kollegium^  Rentel,  Bau  -  De- 
partement, sonstige  Kammerbeamte,  Reservaten 
und  Zollberechner,  12706  G.  684  K*   •    •    .    . 

Geldwerth  der  Naturalverwendungen  (Einnahme 
A.  3.) 

Dergleichen  im  FOrsienihum  Batzeburg  (Einnahme 
A.  6.) 

Ausgaben  aus  der  Piskuskasse  des  Kammer-  und 
Forst-KoUg.  (Einnahme  K.  8)  607  G.  .    .    •   ^ 

Domanial-Bauaufwand,  28723  G 

Hemissionen  und  Bauemhttlfe,  1094  G 

Verbesserungen  auf  den  Domftuen,  842  G.  .    •    . 

Unterhalt  der  Ziegeleien  und  Kalkbrennereien^ 
9668  G 

Brandvendcherung  und  Feuerldschanstalten  1912  G* 

Extraflihren  der  Bauern,  1280  G.  •    .    •    .    .    • 

Gewinnungskosten  der  KabinetsgQter,  4631  G.  und 
6286  IL 

Gewinnungskosten  der  Ratzebnrger  Kammerel- 
pachtangen^  40688  G.    «    .    • 


266060 


14862 

81461 

4147 

667 

891 

2180 


64098 
16004 

8927 
7726 

67969 
12486 


14988 

69727 

19228 

688 

82668 

1240 

964 

10961 
2167 
1894 

10484 

46000 


26,06 


1,46 
8,08 
0,41 

0,06 
0,09 
0,21 


6,80 
1,47 

0,87 
0,76 

6,68 
1,22 


1/46 

5,81 

1,89 

0,07 
8,21 
0,12 
0,09 

1.08 
0,21 
0,14 

4,58 


Zusammen  G.  1   8008U|  19/64 
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1. 

4. 
6. 


E. 

1. 

2. 

8. 

4. 


L. 


N. 
1. 


t. 
8. 
4. 

6. 


0. 
1. 

a. 

3. 
4* 
6. 


BezeickBUg  4er  Augabe. 


AuBgabea  der  Forst-  und  Jagd- Verwaltung : 
Zentralverwaltungsausgaben  (fi,  1.— 4  )  .    .    •    . 
Forst-  und  Jagd-Beamte,  5895  G.  4137  K.  .     .    . 
Geldwerth  der  Natural-Verwendungen  (Einnahme 

B.  t),  —  750086 

Auf  ForstTerbesseruBgen ,   Forstvermessung  und 

Jagd,  8010  6 

Auf  den  TorCiticli,  8718  G *    ♦    . 

^  Zusammen  H. 

Ausgaben  auf  die  Postverwaltung^  25)98  K«  und 

1000  G 

Ausgaben  auf  die  Landstrassen: 

Auf  den  Unterhalt  der  Staatsstrassen 

Wege-y  Kommissions-  und   Besserungs  -  Kosten, 

1848  G. 

BauhOlfligelder  für  Prlvatatrassen  im  Heriogthum 

StreliU,  2644  G 

Dergleiehen  im  FQrstentham  Batseburg  (Binnahme- 

rest  von  G.  3.)     ...•,...    .    .    , 

Zusammen  K, 


Ausgaben    der    landstandisohen  Kassen  (nur  an- 
nttemd  lu  berechnen ,  wie  in  Einnahme  G«  — 

l.  und  1 :  9368  G.) 

Ausgaben  auf  die  Verwaltung  und  Erhebung  der 
8^em  (Einnahme  F.  5.  und  I.  2.  und  3.)  •    . 
Ausgaben  tfSir  Kirche,  Klerus  und  Unterrieht : 
Konsistorium  mit  Einschiuss  der  Geistlichkeit,  der 
SehuUehrer  in  den  Stfidten  und  der  Besoldungen 
beim  Seminar  vuMirow,  12448  G.  und  1189  K 
Ffir  KOster  und  Schullehrer,  247  G.  1947  K.  • 
Bauaufwand  für  geisUiche  Gebfiude,  17802  Gold 
Entsdiftdigung  an  Prediger  und  sonstige  geistliche 

Abgaben,  2511  G 

Seminar    zu    Mirow    (Gehalte   unter   Nr.    1. ) 
1369  G 


Zusammen  N 

Ausgaben  auf  die  BechtspOege: 

Beitrag  zum  Unterhalt  des  Ober*Appellationsge 
richte  in  Rostock,  8784  G 

Justis-Kanalei  in  Neustrelitz  (Gehalte  und  Stan- 
desgelder) 7651  G.  und  12  K 

Stadtgerichte,  4292  G.  und  290  K 

Aemter  und  Amtsgerichte,  7749  Gold  und  680  K 

Ausgaben  aus  den  Sportelkassen  der  Justizbdiör- 
den  (Einnnhme  K«  1.)  15605  G 


6el4b««raf 

«if  pr«ttM. 

K«arMt 

b«r«cl»tl. 


10818 

85000 

9078 
9880 


114776 

26431 

13260 

1528 

2996 


Prsl.- 

Aatk««! 

aa  4er 

Ba4- 

■uaiai«. 


22293 


10617 
2542 


15247 

2227 

20175 

2846 


42046 


4288 

8688 
5154 
9462 

17572 


1^ 

8,33 

0,90 
0,97 


11,26^ 

2,60 
1|30 
0,15 
0,29 


4509   0,45 


2,19 

1.04 
0^25 


1,49 
0,22 
1,98 

0,28 


1551   0,15 


4,12 


0,42 

0^ 
0,51 
0,93 
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• 

BezelehnoBg  der  Ausgabe. 

auf  pr«aM. 

Kuraat 
ber«chB«t. 

Prmt.- 
Aathtil 
•B  der 

Bnmm«. 

6. 

Ausgaben    aus    den    Ftskuskassen    der   Justiz- 
Kanzleien   und  Untergericbte  (Einnahme  K.  3) 
3717  G 

4212 
891 

0,42 
0,09 

7. 

Schreibmaterialien  und  Kanzlei-BedÖrfhisse,  786  O. 

P. 
1. 

2. 
3. 

4. 

• 

5. 
6. 

7. 

8. 

Zusammen  0. 

Ausgaben  auf  die  innere  Verwaltung. 

eesrndheitspflege,  1^590  6.  1188  K 

Armenpflege,  4669  6,    .«.«.....    • 

Gnadengeschenlce ,  Prämien  fHr  die  Landespferde- 
zucht u.  s.  w.)  3473  6 « 

Landarbeitshaus  in  Strelitz  und  (Beitrag  zur)  Straf- 
anstalt Dreibergen,  7361  6 

Distriiits-Husaren-Korps,  4489  6.       .    «    .     .    • 

Auf  Kornankauf^  fQr  die  Husaren,  Deputate,  tn- 
terstUtzungen  13061  6 

Zu  gemeinnützigen  Zwecicen  (worunter  auch  die 

Sonstige  verschiedene  Ausgaben^  1350  G.    .    .    . 

50262 

15457 

6292 

8M6 

8342 
5087 

14791 

4016 
1530 

4,93 

1,51 
0.58 

0,38 

0,82 
0,60 

1,45 

0,39 
0,15 

0. 
1. 

2. 

3. 

Zusammen  P. 

Ausgabe  auf  das  Militär: 

Militar-Koliegium  (theilweUe  in  B.  U)  508  G.      . 
Militär-Pensionen  (desgl.  in  C.)  4803  G.     •    .    • 
AlitiYes  Militfir,  59961  G 

58451 

576 

5445 

67956 

6691 

5,73 

0,06 
0,53 
6,66 

4. 

Miiitarausgabe   von  Hatzeburg  (Einnahme  G«  3«) 
5904  G 

0,65 

Zusammen  Q. 

806681     7,90 

Hauptsumme 

1,019649 

iioo,- 

1.  JiU00Oht  fftr  lüB  Clr0fl)ri300ltd)f  jQaus  mt  ttn  jQnf. 
Im  Grossherzogthum  Schwerin  hat,  wie  bei*eits  in  der 
Einleitung  entwickelt,  in  dem  Slaatsgrundgesetz  vom  10.  Ok- 
tober 1849  und  dessen  Anlagen,  die  Abtretung  der  Domänen 
an  das  Land ,  gegen  Ausscheidung  einer  Krondaialion  -(Anl.  3 
des  Slaatsgrundgesetzes  und  Staais-Kalender  von  1850  S.  64) 
und  eines  Hausguts  (Staats- Kai.  S.  ^9),  auf  welches  die  Zivil- 
liste von  jährlich  175000  Thir.  Kour.  (Vereinbarung  Art.  10 
und  11)  gelegt  worden;  mittelst  Vertrages  Statt  gefunden. 
Daneben  ist,  für  die  Lebensdauer  des  jetzt  regierenden  Gross- 
berzogs,  zur  Erhaltung  der  zur  Krondotation  gehörigen  Schlös- 

RedeM  Fi«MS-8tMi«tik,  72 
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ser,  Gebäude  u.  s.  w.,  eine  Summe  von  10000  ThIr.Kour.  aus- 
gesetzt   Das  Hausgut  soll  sich  unter  einer  von  Verwaliong 
der  Staats-Domänen  getrennten  Verwaltung  befinden,  jedoch 
hkisiohtlich  der  Rechtd-Polfeei  -  und  Kuratet^Pflege  einsl weilen 
noch  in  Verbindung  mit  den  Domanial-Aemtern  bleiben.    Die 
WUthUmer  und  Apanagen  werden  nach  Anlage  5  obiger  Ver^ 
einbarnng  festgesetzt  und  betragen  nach  dem  Etat  für  1850/1: 
Air  die  Grossberzogin  Wiiiwe  251^00,  für  die  Erbgrossherzogin 
Wittwe  18783,  für  den  Herzog  Gustav  14103,  für  die  Her- 
zogin Louise  (VerRlgung  vom  5.  Dezember  1849)  5833,  (ur 
Herzog  Wilhelm  10000;  —  zusammen  73019  Thlr.  Kour.  Die 
ßegammkmsgabe  dieses  Kapitels  beträgt  also  jetzt  (ausser  den 
unentgeldlichen  Natural  -  Nutzungen)  258919  Tblr.  Kour.  oder 
6^3  %  aller  Ausgäben.     Im  letzten  Etat  vor   dem  Staats« 
grundgesetze  finden  sich  folgende  Ansätze:   fiir  die  Schatdle 
46667,  für  Witthum  und  Apanagen  65528,  für  ausserordent- 
liche Familien-Ausgaben  und  unvermeidlichen  Hohetts-Aufwand 
29742  Thln,  für  die  Hofhaltung  201590,  für  Hofbauten  22500, 
Tür  die    Gemäldegallerie  u.  s.  w.  2677,   für  das  Hoftheater 
67520,  für  die  Hofkapelle  15320;  für  den  Marstall  59930,  fiir 
das  Privat- Gestüt   Rabensteinfeld    10570:  —  zusanunen  also 
622044  Thlr.  Kour.  ohne  die  Ausgaben  auf  Familienschulden, 
Hof-INensionen ,  Renten  und  Gnadenbewilligungen,   fiir  Porto 
und  Botenlohn,   auch  ohne  den  Werth  der  Naturalleistungen, 
wofür  zusammengenommen  noch  etwa  56000  Thlr.  gerechnet 
werden  können.  —  Die  eigenen  unmittelbaren  Einnahmen  der 
Hof'VertoaUung  betrugen  32200  Thlr.  Kour.,   welche  von  der 
Ausgabesumme  abzusetzen  sind.   Im  Gi*osshei*zogthum  Strelüz, 
wo  keine  Vereinbarung  zu  Stande  gekommen  ist,  steht  dem 
Landesfürsten    noch    die    frühere    freie  Verfugung  über   die 
Domanialeinnabmen   zu.      Nach   der  vorliegenden   Rechnung 
von  Johannis   1847/8  sind   verausgabt:  fiir  den  Grossherzog 
Handgelder   16400   Thlr.  Gold,  für  die  Grossherzogin    8000 
Thlr.  Gold,  fiir  den  Erbgrossherzog  und  die  Erbgrossherzogin 
14000  Thlr.  Gold,   fiir  den   Herzog   Georg  7059  TUr.  Gold; 
für  Arznei  259,  fiir  Reisen  der  Grossh.  Familie  9847,  zu  Ge- 
schenken u.  s.  w.  2978;  —  fiir  Besoldungen   und  Pensionen 
49968,  fiir  die  Hofmarscballamts-Ka$sen  32620,  fiir  das  Theater 
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15105  (die  Auflösung  des  Hoftheatere  ist  verfiigi);  für  die 
IbrgtaUkasse  (und  das  6e$HU,  weiches  ausserdem  noch  500 
Thin  N.  Vs  ans  der  Ratz^nirger  Hauptkasse  emj^angt)  8194; 
air  das  Hofbauamt  15698,  für  die  Bibliothek  992,  fiir  Hof- 
wd  Köchen -Fuhren  76;  —  zusammen  181191  Tfalr.  Gold 
und  500  Thir.  N.  ^/s,  wozu  noch  der  Werlh  der  gelieferten 
Naturalien  mit  30289  und  ein  Theil  der  für  den  Kornankauf 
(Abth.  X)  verwendeten  Summe,  mit  13Q50  ThIr.  Gold  kommt. 
Die  Gesammtsumme  der  Verwendungen  für  Grossh.  Haus  und 
Hof  »u  StrelUi  ist  hiernach  in  Kourant  berechnet  255050  Thh*. 
gewesen ,  oder  25,05  %  aller  Ausgaben ,  deren  unverhältniss- 
mässige  Höhe,  theils^lurch  die  Bestreitung  mancher  auf  den 
Dotationen  anderer  Fürsten  nicht  lastender  Ausgaben ,  theils 
durch  den  Umfang  des  Domaniums,  sich  erläutert«  Die  Zivil- 
Vtsie-Forderuttg  des  Grossherzogs  war  224000  Thlr. 

2.  MinllUtUm  %n  ;ßiMtt3fR* 
Nach  dem  Schweriner  Etat  fiir  1850/1  ist  der  Oe$ammh 
bedarf  dieses  Ministeriums  2,261017  Thlr.*Kour.,  deren  Ver- 
theilung  auf  die  einzelnen  Dienstzweige  und  Bedürfnisse,  aus 
der  oben  mitgetheilten  Ausgabe-Tafel  sich  ergiebt.  Sie  ver- 
anlassen nachstehende  Bemerkungen: 

aa)  MitUsleritun. 
Ausser  dem  MinisteriaUVorstande,  welcher  neben  Dienst- 
wohnung 4000  Thlr.  empfing  (der  jetzige  Jütm^tergehalt  ist 
nicht  bekannt)  ist  ein  Direktor  und  ein  Rath  für  das  Rech- 
nungswesen vorhanden;  Unlerpersonal  7;  Gesammterforder- 
niss  18220  Thlr. 

bb)  Zentral  -  Finanz  -^  VertoaÜwiig> 
Theilt  sich  in  ein  Revisions- Departement,  22  Beamte 
18400;  die  General  -  Staatskasso  11  Beamte  14370;  dki  Ver- 
waltnng  der  Steuern  und  Zölle  14  Beamte  16900;  das  Bau- 
Departement  18  Beamte  mit  Einschluss  der  Landbaumeistei* 
und  Ld.  B.  Kondukteure  33095  Thlr.  Kour. 

cc")  Aufwand  anf  die  Staatsschuld. 
Die  Staatsschuld  aserföllt ,  wie  später  ausTohrlicher  darge- 
legt wird,  formell  in  die  der  Staaisschuklen-Verwaltiing  (Re- 

72* 
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luitions-Kommission  und  Schuldentilgungs-Komm.)  überwiesenen 
Schulden  und  in  die  ihrer  Verwaltung  nicht  untergebenen 
Schuldverpflichtungen.  Die '  Letzteren  erfordern  nach  dem 
Schtoeriner  Eiai  für  1850/1  jährlich  10928  Thlr.  Kourant; 
Jene  512529  Thlr.  (wovon  15077  auf  die  Verwaltung  und 
91564  auf  den  Kapitalabtrag)'  zusammen  523457  Thlr.  oder 
13,20  %  aller  Ausgaben. 

dd)  Siaatsbauien. 

Für  Hochbauten  sind  25200  Thlr.  berechnet,  jedoch  ist 
dieses  nur  der  Kostenbetrag  für  den  Unterhalt  eines  Theils 
der  Gebäude  in  Schwerin  (1200)  und  für  das  Bauholz  zu  den 
Staatsbauten  in  einigen  Aemtern  (24000),  welches  aus  den 
nahe  belegenen  Staatsforsten  nicht  erfolgen  kann.  Derlei 
weitem  grössere  Theil  des  Bauaufwandes  befindet  sich  auf 
den  Etats  der  einzelnen  Verwaltungen  und  wenn  man,  soweit 
solches  thunlich  ist,  die  Ausgaben  für  den  Hochbau  in  der 
Staatsrechnung  zusammenrechnet;  so  ergiebt  sich  eine  £fe- 
sammUumne  von  281366  Thlr.  mit  Einschluss  der  Kosten  des 
Bau-Departements.  — 

Auch  von  den  Ausgaben  für*  den  Wegebau  stehen  nur 
3100  Thlr.  in  diesem  Etat,  für  den  Unterhalt  der  Wege  im 
Schweriner  Schlossgarten;  die  Kosten  des  Unterhalts  der 
Staatsstrassen  haben  ihren  besonderen  Etat  und  die  ein- 
maligen Landeshülfen  zu  Chausseeneubauten  sind  auf  dem 
ausserordentlichen  ßtat  des  Finanzministeriums. 

Für  Wasserbauten  werden  24655  Thlr.  gefordert,  wovon 
auf  die,  auf  der  Elbschifffahrts-Komm.  zu  Dresden  beschlos- 
sene Verbesserung  des  Eibfahrwassers 'MOOOO  Thlr.  kommen; 
auf  den  Unterhalt  der  Schleusen ,  Deiche  und  Dämme  an  der 
Elbe,  Sude,  Schaale  u.  s.  w.  2185  Thlr.;  auf  die  Instandhal- 
tung und  Erweiterung  der  Anlagen  behuf  Entwässerung  und 
zur  Bewässerung  der  Lewitz  (Gesammlkosten  110000)  12470 
Thlr.  Kour. 

ee)  Pensionen,  Gnadenbewilligungen  und  sonstige  Unter- 
stützungen 
bilden  mit  ihrer  Gesammtsumme  von    297920  Thlr.  7,51  V^ 
aller  Staatsausgaben.     Davon   kommen   auf  die  eigentlichen 
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Rnhegehalte  von  Zivilstaatsdienern  72331^,  von  Hofbeamten 
(Vereinbarang  wegen  Abtretung  der  Domänen  Art.  17)  42510, 
von  Militärdienern  65773;  zusammen,  mit  dem  Werthe  einiger 
Naturalleistungen,  181165  Thir.  Ferner  auf  lebenslängliche 
Gnadenbewilligungen  44547  Thlr.,  wovon  für  Hofbediente  5197, 
Tür  Militärdiener  9954;  —  auf  bedingte  und  zeitliche  Gna- 
denbewilligungen 26686  Thlr.,  wovon  für  Hofbediente  1706, 
für  Blilitärs  4022.  Sodann  auf  Unterstützungen  an  Wittwen- 
Anslalten  15522  Thlr.,  wovon  für  Militärs  etwa  5000.  End- 
lich zur  Disposition  30000  Thlr.,  wovon  für  Militärs  5000. 
Von  der  Gesammtsumme  der  297920  Thlr.  sind  etwa  52500 
auf  die  Hofbedienten  und  95000  Thlr.  auf  das  Militär  mit 
Wittwen  u.  s.  w.  zu  rechnen.  —  Die  Staatidiener- Verhältnisse 
sind,  wie  vieles  Andere  in  Meklenburg-Schwerin ,  durch  that- 
sächliche  Aufhebung  des  Staatsgrundgesetzes  in  die  eigen- 
thümliche  Lage  gekommen  ,  dass  über  Gültigkeit  oder  Nicht- 
geltung  mancher  früheren  Gesetze  abweichende  Ansichten 
herrschen.  Ein  eigentliches  Staatsdiener-  und  ein  Pensions- 
Gesetz  hat  es  überall  noch  nicht  gegeben,  wogegen  eine 
Menge  einzelner  Bestimmungen  über  einzelne  Arten  der  Ange- 
stellten erlassen  sind ;  vorzugsweise  hinsichtlich  der  Domanial- 
Beamten,  über  welche  dem  Grossherzog  die  unbeschränkteste 
Verfügung  zustand.  Beispiele :  Ordnung  des  Aeancem^s  unter 
den  Staatsdienern  vom  19.  April  1782;  über  Berechnung  und 
Auszahlung  der  Pensionen  und  Gnadengelder  vom  17.  Septem- 
ber 1832  und  11.  November  1834;  A\q  Domanialbeamüen"  und 
Pensionarien  -  Ore&iiiit^  vom  24.  May  1687;  \ihev  Ad&  Aufrücken 
der  Beamten  vom  20.  Februar  1830;  über  die  Anstellung 
u.  s.  w.  der  AmtsaudUoren  vom  15.  Januar  1836;  über  die 
Verhältnisse  der  AmtsprotokoUisien  vom  3.  April  1839;  über 
die  Fixirung  des  Gehalts  sämmtlicher  Amtsbediente  vom 
17.  März  1840  (die  Vergütung  der  Komdeputate  geschieht 
nach  den  jährlich  im  Reg.-Bl.  veröffentlichten  Martini-Markt- 
preisen); Statuten  des  WUttoen-Insiituts  vom  1.  Seplbr-  1797. 
dessen  Rechnungsabschluss  am  1.  April  1848  eine  Einnahme 
von  46775,  Ausgabe  von  47332,  Kapitalvermögen  von  290000 
Thlr.  Alles  in  N.  Vs,  auch  einen  Personalstand  von  1518  bei- 
tragenden Mitgliedern   und  467  Wittwen  ergab;  —  Statuten 
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des  WiUwm'-IniiituU  ftir  Kirohen-  and  Sdialdtener  vom 
i%.  May  1835»  dessen  Einiiabme  17869/  Ausgabe  1644S,  Ver- 
mögeü  am  1.  Apni  1848  143000  Thir.  Kapital  Alles  in  N.  V, 
war.  Die  Zahl  der  beitragenden  Mitglieder  war  1035,  näm- 
lich 357  Prediger  imd  studirle  Scholinänner  ond  678  nicht 
studirte  Schulmänner;  Witt  wen  52  von  Jenen  und  119  von 
Diesen. 

ff)  Der  Dispositionsfonds 

des  Finanzmirasteriums  ist  jetzt  zu  60000  Thin  oder  1,51  % 
der  ganzen  Etatsumme  dieses  Ministeriums,  angenommen;  in 
den  früheren  Rentereietats,  welche  nur  die  landesherrliche 
Verwaltung  umfassten,  war  sein  Betrag  30000  Thlr. 

gg)  Vertoalhmgskosten  und  Lasten  einzelner  Einnahme-Zweige* 

1.  Der  Domänen  642420  Thlr.,  wovon  auf  die  Domanial- 
Aemter  437395,  auf  die  Zentral  Verwaltung  205025;  diese  Ge- 
winnungskosten bilden  36,96  V«  der  Roheinnahme.  Die  m- 
zelnen  ÄusgabeÜtel  sind: 

Besoldungen 155170  24.16 

Geschäftsbetriebs-Kosten 21150  3,29 

Staats-,  Gemeinde-  u.  kirchliche  Lasten  u.zwar : 

Gerichtskosten 9600  1,49 

Armenpflege  und  Gesundheits-Polizei .    .  77250  12,02 

Geistliche  Abgiften 25780  4,01 

Zuschuss  zu  Schuikassen  (ohne  die  Bau- 
verwendungen) ' 13^70) 

und 680| 

Regulirong  Hind  Verbesserung  der  Feld- 
marken    21420  3,34 

Auf  Salinen-,  Gyps-  und  dgl.  Werke     .  23170  3,61 

Auf  Ziegelleien      .    .    .    • 30410  4,73 

Auf  Kalkbrennereien 7010  1,09 

Entschädigungen  und  Erlasse    ....  45370  7,06 

losgemein 3615  ,0.55 

Aussergewöhnlich .    .  3400  0,53  ' 

Domanialämter 437395        68,08 
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Besoldungsetat  der  Domäne»kammer .  37700  5,67 

Gesdiäfts-Ausgaben M40  0,79 

Baukosten 90830  14,14 

Desgleichen  geistKcher  Gebäude,  aus  Pa-* 

tronat^  oder  Parrocbial-Pflichten  .    .  34953  5,44 

Brandbauten 11000  1,71 

Sonstige  Ausgaben ^5500  3,97 

*  642420 

Bei  27  Domanialämtem  mit  200537  Bewohnern  sind  95 
Beamte  und  Amtsmitarbeiter,  56^  (Jnterbeamte  und  B9  Amts- 
unterbediente angestellt.  Die.  Diensteinnahroe  der  Beamten 
I.  Klasse  ist  von  1750  bis  2575,  IL  KK  von  1250  bis  1600, 
m.  KL  650  bis  1000,  A.  Mitarb.  350  bis  580  Thir.  Kour.;  der 
Unterbeamte  350  bis  1200^  der  A.  Uuterbediente  100  bis  400 
ThIr.  Die  Mitglieder  des  Kammerkoliegiums  empfangen  zwischen 
2000  und  3000  Thh\;  die  Kammersekretäre  2342  bis  2566; 
die  Registratoren  und  Kanzliston  600  bis  1484  ThIr.  —  Von 
den  Banio^/en  kommen  auf  Dienstwohnungen  6082,  Päcbthöfe 
31268,  Mühlen  901,  Bauergehöfte  13297,  Fabriken  13165» 
sonstige  Domaniälgebäude9756;  Schulen  3473,  Schleusen  2539, 
Wege  und  Brücken  10349.  —  Die  Patronat-  und  Parrochial- 
Leistungen  zu  Kirchen-,  Pfarr-  und  sonstigen  geistlichen  Bau- 
ten werden  nach  der  Verordnung  vom  27.  Dezember  1824 
mit  Nachtrag  vom  21.  April  1832,  bestimmt  Sie  treten  da- 
nach tiberall  nur  ein,  wenn  das  Kirchenärarium  nicht  vermö* 
gend  ist  den  erforderlichen  Aufwand  zu  bestreiten,  beschrän- 
ken sich  dann  auch  auf  Lieferung  des  Materiab  gegen  Er- 
stattung der  Bereitungskosten  und  auf  Tragung  der  Hälflle 
aller  übrigen  haaren  Ausgaben.  Die  andere  baare  Hälfte  trifft 
die  Pfarreingesessenen  und  wird  in  den  Domänenämtern  unter 
diese  regelmässig  nach  der  Grösse  ihres  Ländereibesitzes  ver- 
theilt. 

2.  In  der  Farstvertoaliung  betragen  die  Gewinnungskosten 
(mitEinschluss  der  Jagd-Verwaltuug)  183792  Thlr.  oder  86,93% 
der  Roheinnahme.    Sie  vertheilen  sich  wie  folgt : 
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PrzL'Anth. 
Besoldungen  und  Verwallungskosten  (924) 

bei, den  Forst-Inspektionen  ....  70877  39,91 

Hau-,  Säge,  TorCstich-  und  Mielerlohn    .  28499  16,05 

Auf  Forstkulluren 29709  16,72 

Für  abgelöste  Forst-Dienstbarkeiten  •    •  722  0,41 

Holzankauf  für  die  Holzhöfe  u.  s.  w.      •  23456  13,20 
Besoldungen  und  Geschäftskosten  (190) 

beim  Forstkollegium' 7440  4,18 

Auf  Forstkulluren  (Vermessung  Reguli- 

rung) 2000  1,13 

Rechtsstreitigkeiten 100  0,05 

Forstbauten      .    .    •    . 13486  7,59 

Sonstige  verschiedene  Ausgaben    .    .    .  1360  0,76 

Zusammen     177649      100,— 
oder  auf  1    preuss.  Morgen   des   bestandenen    Forstgrundes 
(42,905000  meklbg.  DK,)  14,60  Sbgr.  — 

Für  die  JagdrVenoaltung  ist,  neben  einer  Roheinnahme 
von  10347  Thlr,  eine  Ausgabe  von  6142  Thir.  im  Etat  fiir 
1850/1  angesetzt;  also  Gewinnungskosten  59,36%  Hinsicht- 
lich der  Zahl  und  Dienfteinnahme  der  im  Forstfache  Angestell- 
ten ist  zu  bemerken:  dass  der  Oberjägermeister  3808,  der 
Forslrath  3175  ThIr.  empfängt;  19  Forstinspektionsbeamte, 
von  1639  bis  2465  ThIr.;  t2  Förster  43231  also  jeder  durch- 
schnittlich 600  ThIr.;  139  sonstige  Forst-,  Verwaltungs-  und 
Schutz-Beamte  23628  ThIr.  Der  Werth  der  Dienstwohnung, 
Feuerung  u.  s.  w.  ist  in  obige  Beträge  einbegrifien,  auch  sind 
die  Kosten  des  Dienstaufwandes  davon  zu  stehn. 

3.  Der  Gewinnungsaufwand  der  Postvenoaliüng  ist  220800 
Thlr.  oder  89,75  Vo  des  Rohertrages.  Die  einzelnen  Ausgabe- 
posten sind: 

PriL^Anih. 

Besoldungen 68900        31,21 

Auf  Dienstwohnungen  und  Unterhalt  der 

Postgebäude 1835         0,83 

Büreaukosten 13494  6,11 

Beförderungskosten  und  zwar: 
Vertragsmässige  Zahlungen  an  die  Post- 
halter    . .    •      83349        37,75 
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Fuss-  und  Bootposten 720  0,32 

AusserordentKch  für  Beiwagen,  Beipferde  16000  7,25 

Postwagen «  9041  4,09 

Kurs*  und  Bureau-Uhren 221  0,10 

Wege-,  Brücken-,  Fahr-Geld     ....  13200  5,98 

Bekleidung  der  PosUllone 2520  1,14 

Erleuchtung  und  sonstige  Beförderungs« 

kosten    ,    * 900  0,41 

125951         57,04 

Zahlungen  an  fremde  Staaten  ....        7950         3,60 
Sonstige  Ausgaben 2670  1,21 

220800  100,~ 
lieber  Personal  und  dessen  Diensteinnahtne  .Folgendes: 
Während  der  Chef  des  Postwesens  3245  Thir.  empfängt ,  ist 
der  Gehalt  des  nächsten  Mitgliedes  der  Zentralbehörde  nur 
990,  des  dann  folgenden  Postsekretärs  nur  770  Thlr.  Kour«; 
die  Oberpostamtsdirektoren  empfangen  1860  bis  2800  Thlr., 
die  Postmeister  400  (Nebenamt)  bis  2000,  die  Poslsekretäre 
700  bis  1000,  die  Postschreiber  350  bis  700,  Postaccessisten 
und  Praktikanten  240  bis  350  Thlr.  In  diesen  Diensteinnah- 
men befinden  sich  auch  die  den  Beamten  zu  eigener  Erhebung 
überwiesenen  Nebeneinnahmen  durch  den  Zeitungsdebit,  Pro- 
kura, Expeditionsgebühr,  Bestellgeld ;  desgl.  die  Naturalbezuge. 
Die  Vorstände  der  Postanstalten  haben  den  Dienstaufwand 
daraus  zu  bestreiten,  dessen  Gesammtveranschlagung  9244  Thlr. 
ist.  Die  Zahl  der  Posthalterstationen  ist  42  mit  etwa  336 
Stück  Normalpferde-Bestand. 

4.  Hinsichtlich  der  Konten  der  Sievererhebung  ist  Folgendes 
zu  bemerken :  Die  Domanial  -  Hufensteuer  und  Nebensteuer 
wurden  bisher  von  den  Domanialbeamten  erhoben,  die  Ritter- 
schafts-, Hufen-  und  Nebensteuer  aber  von  den  Gutsbesitzern 
ohne  Abzug  von  Hebungskosten  zum  Landkasteu  eingesandt 
und  von  dort  zur  Renterei  abgegeben.  Diese  Steuern,  zum 
Gesammtbetrage  von  190051  Thlr.,  verursachten  also  der 
Staatskasse  gar  keinen  Gewinnungsaufwand.  Für  die  land- 
ständischen ordentlichen  und  erhöhten  Steuern  dagegen  wur- 
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den  (6km»  die  Abgiften  an  S<;hützenzüafle  und  Stadtkämme- 
reien  mit  5849  Thh*.)  3671^1  Thir.  ausgegeben,  was  M,4eVo 
der  ftoheinnabme  ausmacht  Die  Auegabe  auf  die  Rostocker 
Accise  (ohne  den  vertragsmä$sigen  • —  Vergleich  vom  1 4.  März 
iSVt  —  AntheH  der  Stadt  an  der  Reineinnahme  zu  14400 TMr.) 
betrag  11480  Thh^,  oder  IT^TlVo  der  Roheinnahme.  För  die 
feststehenden,  in  die  Landesrezeptur-Kasse  fliessenden  Steuern, 
wurden,  ausser  den  Ausgaben  dieser  Kass<»,  2640  Thlr.  ver- 
wende! und  zwar  für  die  Papierstempelerhebung  3  Vo  des  Er- 
trages» vom  Branntweinimpost  10%  des  Ertrages.  Die  Lokal- 
erhebungskosten der  ausserardentUchm  Kontribution,  betragen 
für  die  Hufen-  und  Personalsteuern  2Vo>  fiir  die  land-  uod 
seestädtischen  Steuern  3  %  des  Ertrages. 

5.  Die  Ausgabe  für  die  Landwllämter  (25  mit  26  Neben- 
ämtern) ist ,  der  geringen  Einnahme  entsprechend ,  nur  6230 
Tbln,  also  19,08,Vo  des  Rohertrages.  Die  Berechner  empfangen 
jäu'lich  zwischen  9  und  250  Thlr.;  die  Nebenzöllner,  Thor- 
sohreiber  u.  s.  w.  4  bis  50  Thlr. 

6.  Die  WasserzoUbeamten  werden  höher  besoldet,  denn 
die  ersten  Stellen  sind  mit  1300  bis  1800,  die  Revisoren-Stel- 
len mit  500  und  700  Thh*«  dotirt.  Die  gesammten  Gewin- 
nungskosten betragen  fiir Boitzenburg 6050,  fdr  Dömitz  6750Thlf. 

r.  Die  Erlangung  des  SeeuilU  zu  Wismar  kostet  3390  Thlr. 

8.  Siaai$$ira$ien  62%  Meile,  deren  Verwaltungs- ,  Rebe^ 
und  Aufeicbts-Ausgaben  23066  Thlr.  oder  36,05  Vo  aller  Ver- 
wendungen, Unterhalt  35375  Thlr.  oder  55,30  Vo,  sonstige  Erfor- 
nisse  5537  Thh^.  oder  8,65  Vo»  zusammen  63978  Thh*.  betra- 
gen; d«  i.  auf  1  Meile  Länge  durchschnittlich  1023,65  Thlr«  — 
Die  Dienitdnnahfne  der  Einnehmer  bewegt  sich  (neben  freier 
Wohnung,  Gartenland  und  1  Kuhweide)  zwischen  150  und 
im  Thhr.;  die  Wärter  empfangen  98  Thlr.  Gehalt,  16  Thlr. 
zur  Dienstkleidung  und  12  bis  18  Thlr.  für  Feuerung.  — 
JLMmi»,  z.  v.  oben  Seite  Uli. 

Die  dieser  Ausgabe-Abtheilung  entsprechenden  Ausgaben 
des  Orossherzogth.  Strelit»  sind  Folgende: 
1.  Besübkmgem  und  Standgelder  77562  Thlr.  Gold;    Penrio- 

neu  und  Gnadengelder  13239,  dazu  für  Besoldungsdepn- 

tate  an  Holz  (6  bis  2^  Faden)  und  an  Rocken  (12  bis 
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2A  Scheffel)  eMa  18000  Thin  Korn*.,  für  Sportrin  43256 
TMr.  Gold ;  ferner  fitr  das  Fürstenib.  Ratzebarg  annä- 
hernd (von  40688  Tbir.  Gold  Betrag  aUer  Verwahungs- 
ko6ten)  30000  Tbh^.  Kour.;. —  fiu$ammm  Pen0nattto$iem 
199931  Thir.  Kotir.  oder  19,68  V»  aUer  Ausgaben.  Die 
BtmMimgen  uml  Stanäesgelder  des  Herzogtb.  Streiiti,  ohne 
Sportein  und  Natural  -  Bezüge,  veriheitm  sich  wie  folgt 
(auf  Thir*  Kour.  ungerechnet) :  Miaisteriam,  Landesregie- 
rung, Geheime  Konunission  (fiu*  das  SchuMenwesen),  aus* 
wärtige  liinister^  Resktenten  14868;  Justizkanzlei  8683; 
8  Stadtgerichte  5154;  4  Aemter  und  Amtsgerichte  »462; 
Ka0imer-  und  Forst -Kollegium,  mit  Rentei,  Bawfeparte- 
ment,  den  übrigen  Kammerbeamten,  Reservaten  und 
Zollberechner  14933;  Forst-  vmd  Jagd-Beamte  10818; 
Konsistorium  mit  der  Geistfichkeit ,  den  Schullehrem  in 
den  Städten  und  dem  Seminar  zu  Mirow  15247;  Küster 
und  Schullehrer  2227;  Gesundheitspflege,  an  Aerzte, 
Hebammen  u.  s.  w.  6502 ;  im  Allgemeinen  Dienstkleidung 
und  Natural  -  Vei^ütungen  2370  Thlr.  — ^  Die  Errichtung 
einer  Witttoenkasse  hat  bisher  nicht  gelingen  v^oiten,  wes- 
halb die  Witlwen  Gnadenpensionen  eropfongenc 

2.  Der  SckMeneUU  von  1847/8  ist  für  die  geheime  Kom- 
mission 51140  Tbh*.  Gold  oder  57959  Thh*.  Kour.;  Tür 
die  Zentral -Steoerkasse,  den  Landkasten  u.  s.  w.  12486 
Thir.  Kour.,  zusammen  also  70445  TMr.  Kour.  oder  6,90  Vo 
alter  Ausgaben ;  jedoch  muss  derselbe  durch  die  Verwal- 
Inngs  -  Aosgaben  und  sonstige  Schuldverpflichtungen  sich 
erhöhen,  wie  unter  dem  Abschnitt:  Staatsschuld,  darge- 
legt wird. 

3.  Die  Ausgaben  auf  die  Domänmt$noalkmg  belaufen  sich 
auf  200814  Tbln  Kour. ,  worunter  etwa  56  %  Personal« 
kosten  und  für  Bauten  (jedoch,  wie  es  scheint,  ohne  die 
Kosten  des  grössten  Theils  des  Baumaterials,  z.  v.  die 
CDlgende  Nummer)  32553  Thlr.  Verordnung  vom  26.  De- 
zember 1848  wegen  Destelbng  des  Bemdepartemenis  zur 
Leitung  aller  Zweige  des  Bauwesens. 

4.  Unter  den  114776  Thlr.  Kour.  (ohne  die  Zentralverwal- 
tungsausgaben)  betragenden  Kosten  der  jpbr^-  und  Jagd^ 
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Vtrwätmg  befindet  sich    der   Geldwerth  der  Natural- 
Verweodangen  mit  der  verhältnissraässig  hohen  Summe 
von  85000  Thlr. 
9.  Die  PattoenoaUmg  erfordert  26431 ; 

6.  der  Wegebau  »2293  Thlr.  Instrul^tion  vom  30.  September 
1799  und  Errichtung  einer  Wegebesserungs -Kommission 
unter  dem  24.  Jüny  1817. 

7.  Die  Gewinnungskosten  der  Steuern  sind  aus  den  voriie- 
genden  Aktenstücken  nicht  vollständig  ersichtlich,  wes- 
halb Gleichheit  der  Verhältnisse  mit  Schwerin  angenom- 
men ist;  ob  femer  die  in  der  Einnahmetafel  aufgeführte 
XofMboUeinnahme  Reinertrag  ist,  konnte  nicht  ermittelt 
werden. 

3.  iKtnifUrium  Itn  %xmtn  (9ii^rttii). 
Die  Hauptsumme  der  dauernd  etatroässigen  Ausgaben  ist 
für  1850/1  zu  135659  Thlr.  Kour.  angegeben.    Davon  fallen: 

aa.  auf  die  Gehalte  beim  Ministerium  selbst  (Minister,  7  Räthe, 
6  Unterbeamte}  26067,  auf  dessen  Geschäftskosten 
3500  Thlr. 

bb.  Auf  das  Ltmdarbeitshaus  zu  Güstrow  46333  Thlr.»  wo- 
von 11950  durch  dessen  eigene  unmittelbare  Einnahmen 
bestritten  werden  (Landarbeitshausordnung  vom  3.  Fe- 
bruar 1817).  Das  Personal^  aus  13  Beamten  und  28 
Dienstleuten  bestehend,  erfordert  11002  Thlr.  (Aufseher 
I.  Kl.  228,  II.  Kl.  214  Thlr.,  III.  Kl.  200  Thlr.  mit  Ein- 
schluss  aller  Nebenbezüge);  Büreaukosten  675;  Bauten 
4200;  der  Unterhalt  von  400  Gefangenen  19104  Thlr., 
also  auf  den  Kopf  im  Durchschnitt  48%  Thlr.  (nach 
ISjährigem  Durchschnitt  1  Kopf  jährlich  in  Kourant  för: 
Beköstigung  34 ,  Bekleidung  9 ,  Lagerung  2  .  32  Schll., 
Krankenpflege  1 .  37  Schll. ,  Reinigung  30  Schll. ,  zusam- 
men 47  Thlr.);  —  Inventar  1650;  Feuerung  1600;  Er- 
leuchtung 600;  Kosten  ausserhalb  der  Anstalt,  z.  B.  für 
Geisteskranke  und  Sträflinge  3740;  sonstige  verschie- 
dene Ausgaben  3529  Thlr.  Von  der  Gesammtsumme 
kommen  durchschnittlich  auf  1  Gefangenen  11 53/4  Thlr. 
Die  Anstalt  scheint  besonders  gut  verwaltet. 
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CG.  Für  allgemeine  pdUeUicke  Zicecke  (Beaufeichtigung  der 
Chausseen,  Bisenbahnen,  der  Presse,  von  Maass  und 
Gewicht  u.  s.  w.)  sind  2509;  Tür  örtliche  Polizeizwecke 
817;  zur  Regelung  des  stiidtischen  GemeäKfotO€«6ii«  2000 
Thlr.  ausgeworfen. 

dd.  Für  Handel,  Schiff  fahrt,  Gewerbe  und  Landwirthschaft 
werden  52433  Thlr.  verwendet.  Unabhängig  davon  be- 
steht ein  Industtiefonds,  dessen  Zinsen  nicht  durch  die 
Staatsrechnung  laufen.  Sein  aus  verschiedenen  Quellen 
slainooendes  Kapitalvermögen  beti'ägt  etwa  40000  Thlr. 
und  sein  Zweck  ist,  Vorschüsse  zu  gewerblichen  und 
sonsligen  Zwecken  zu  machen.  Er  trat  im  Jahre  1841 
an  die  Stelle  des  aufgehobenen  Wollmanufaktur* Unter- 
stützungs-Fonds.  —  Von  obigen  52433  Thlr.  empfangen 
die  vorhandenen  31  städtischen  Getoerbeschvlen  2300 
Thlr.;  für  Beaufsichtigung  des  WoUengetoerbes  werden 
1100  Thlr.  verwendet;  die, seit  Ostern  1849  wieder  in 
Staatsverwaltung  getretene  Maschinen  ^  vnd  LohnanstaU 
»V  Flau  (für  das  Wollgewerbe)  bedarf  keines  Zuschus- 
ses aus  Staatsmitteln,  hätte  aber  dennoch  in  Einnahme 
und  Ausgabe  vorgeführt  werden  sollen;  in  Schwerin 
besteht  eine  Behörde  zur  Hebung  und  Beförderung  in- 
ländischer Industrie  und  Fabriken;  die  Prüfungskommis- 
sion für  Bauhandicerker  empfängt  210  Thlr.;  für  Stroh" 
flecht' Lehrerinnen  in  den  Aemtern  Grabow  und  Hage- 
now  werden  175  Thlr.  bezahlt;  —  ein  Etatsatz  von 
1167  Thlr.  ist  für  Zwecke  des  patriotischen  VeränSj  na- 
mentlich zu  Thierschauungen  und  behuf  ländlicher  Aus^ 
Stellungen,  bestimmt  (entstanden  durch  Erweiterung  des 
Zwecks  der  vormaligen  landwirtb.  Gesellschaft  —  Verf. 
vom  14.  Oktober  1817,  und  Michelsen  (1er  mekib.  pa« 
trioU  Verein,  Güstrow  1837  —  und  seitdem  nützlich  und 
erfolgreich  wirkend,  namentlich  durch  Herausgabe  sei- 
ner landwirthschaftlichen  Annalen);  —  für  Bienenzucht- 
Prämien  werden  70  Thlr.  bewilligt  (zu  vergl.  z.  B.  Kam- 
merbekanntoL  vom  25.  September  1850) ;  —  behuf  der 
Pferderennen  zu  Doberan  und  Güstrow  wird  die  ver- 
baltoissmässig  bedeutende  Summe  von  3187  Thlr.  be^ 
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zahlt  (Verfg.  vom  28.  Fdmiar-isls  wd  2«  Febrnar 
1845).  —  Die  Ausgabe  des  l/mdgettiiti  zu  Redefin  (Re- 
gulativ vom  13.  July  1848  und  BekaDiUm.  vom  16.  und 
.22.  Januar  1850)  ist  44224  Thir.,  wovon  12493  ans  ei- 
genen Einnahmen  erfolgen.    Von  12  Vdlblut-  und  118 
Landbescbäl-Hengsten  sind  im  Jahre  1848:  5253,  1849: 
4600  Stuten  gedeckt;    der  jährliehe  Ersatz  beträgt  12 
im  14  Hengste ,  abo  10,77  % ;  die  Besoldungen  und  De- 
putate erlördem  9568  Thlr«  (1  Direktor,    1  Berechner, 
i  Landstallmeister,  1  Gestüiroesarzt ,  1  Bereiter,  1  Fut- 
termeister,    27  Knechte  200  Tfaln  mit  Naturalleistungen, 
5  Scallburschen) ;    die  Betriebs-,    Unterhaus '^  und  Ver- 
besseruogskosten  betragen   25084  Thir.     Mit  dem  Ge- 
stüte i^t  die  Pachtung  Redefin  verbunden,   wofUr  4000 
Thlr.  Pachtzins  au  die  Staatskasse  entrichtet  werden. 
Wegen  der  Tkkrarmei'Sehule  in  Schwerin  ist  beispiels- 
weise die  Verordnung  vom  29.  November  1832  zu  ver- 
gleichen ,    wegen  Eröffiiung  eines  freien  Klinikums  bei 
derselben.  —  Der  DisponHonsfonds  des  Ministeriums  des 
Inoera  beträgt  2000  Thlr.;  Tür  1850/1  war  eine  ausser^ 
ürdet^tiche  Ausgabe  von  139000  Thlr.  beabsichtigt,  zur 
Uebemahme  und  Einrichtung  der  Malchower  üfoscAtneii- 
arniaU. 
Im  Grossherssgthum  Strdiia  kommen  folgende  Ausgaben 
auf  die  inture  VtrwaUwng  vor:  für  die  Gesundheitspflege  (Ver- 
ordnungen  vom  22.  April  1812,  28.  Juny  1815,  24.  Februar 
1818,  1.  Februar  1849  preuss.  Arzneitaxe)  15457,  Armenpflege 
5292,  (Einführung  einer  ständigen  Abgabe  »im  Unterhalt  der 
Armen,  durch  Verordng.  vom  12.  September  1798):  —  Gna- 
dengeschenke^  namentlich  Pränoien  iiir  die  Landespferde&ucht 
8986  (ein  Domanial-Landgestiit  besteht  inGeraässheit  Rescripts 
vcmi  26.  Januar  1825);  —  Tür  die  Strafanstalt  Dreibergen 
{Beilrag)  und  das  LandarbeUskans  zu  Strelitz  8342  (Landar- 
beits-,   Zucht-    und   Irrenhaus  zu   AlUtrelilz  errichtet  unter 
4em  4.  Januar  1805;  Bekanntmacbungen  vom  23.  April,  6.  May 
md  22.  August  1849);  —  IHMtrMs'Husaren'^Karpt  5M7  Thlr. 
uod  Natura^^etreidelieferung  (1  Wachtmeister,  2  Unteroffiziere, 
22  Husaren;  verm^rt  durch  ein  Korps  Fus^eodarmen  mittelst 
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&eg.-V6rfg.  vom  ^  Febniar  18i9}}  —  för  QtkM^mAöMfe 
zu  Deputaten,  Untersiätzuiigen  u.8.w.  14791;  —  (Ur  IFiiMer- 
bauko9te&  u.  s.  w.  4016;  —  Air  sonstige  Erfordernisse  1590; 
—  zusammen  58451  Tblr.  oder  5,73  ^o  aller  Ausgaben,  je- 
doch ohne  die  Personalkosien  der  Verwaltung,  wdche  in  Ab- 
theilung B  der  Tafel  sich  befinden. 

4.  JBinilUrium  l^cr  3ji(tb  (Sdpvrrin.) 

Im  Voranschlage  fiir  1850/1  stehen  als  ordentliches  BedOrf- 
niss  238087  Thlr..  als  ausserordentlicher  Bedarf  aber  »0004  Thir» 
hehuf  Neugestaltung  der  Rechigpflege.  Die  eigenen  Bimiafamen 
der  Verwaltung  betragen  hingegen  im  ordentl.  Etat  01857  Thlr. 
und  ausserordentlich  (AUodifikationskapilale)  6000  Thlr.  Von  jener 
Summe  der  ordentlichen  Ausgaben  fftkm  jedoch  naobbezeidi- 
Bete  Summen  ab  (welche  durch  die  Einnahme  nicht  laufen) : 
der  vertragsmässige  Beitrag  zum  Ober -Appellat  -  Ger. ,  des 
Grossh.  von  Slrelilz  mit  3500,  der  Ritter-  und  Landschaft  des 
Stargardter  Kreises  mit  1726  Thlr.;  ferner  ein  ausserordent^ 
lidier  Zuschuss  zu  den  Unterhaltskosten  des  Qber-Appellat- 
Gerichts,  welcher  mit  4900  Thlr.  aus  den  Fiscigebühren  dieses 
Gerichts  gedeckt  wird;  endlich  ein  Sti^litzer  Beitrag  zur 
Strafanstalt  Dreibergen  mit  580  Thlr.  Nach  Abzug  dieser 
10706  Tblr.  bleibt  die  Endsumme  des  ordentlichen  Justizetats 
227381  Thb*.  oder  5,76  7o  aller  Ausgaben;  wovon  die  Ptt^ 
joMrikosten  wie  folgt  sich  vei*lheileu:  beim  Ministerium  (Mini«- 
ster,  3  Räthe,  4  Unterbeamte)  13131;  beim  Ofaer-AppeUations- 
Gericht  (2  Präsidenten,  6  Räthe,  6  Unterbeamte)  32307;  bei 
den  Justizkanzleien  zu  Schwerin  (2  Direktoren,  %  Räthe,  10 
Unterbeamte)  21903;  zu  Güstrow  (desgl.)  19679;  zu  Rostook 
(2  Direktoren,  3  Räthe,  9  Unterbeamie)  21991;  beim  Krimi- 
naUKollegium  zu  Butzow  (1  Direktor,  2  Rathe,  5  Gehülfen, 
11  Uitterbeamte)  13045;  bei  den  Amtsgerichten,  aus  den 
Ueberschüssen  der  Domanialämler  bestritten  und  zu  den  Amts- 
kassen berechnet;  bei  den  städtischen  Niedergerichten  (35  Un- 
tergerichte, in  der  Regel  aus  1  Richter,  Beisitzer  und  Aktuar 
bestehend)  30459;  beim  Departement  fiii*  das  ritterschaftliche 
Hypothekenwesen  (5  Personen)  5792 ;  -*  m$ammm  aUo  Ju^Üsir 
pw'sonalkoitm  (ohne  iüe  Amtegerichte)  145175  Tblr.  oder  60% 
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d^r  Gesammtausgabe  auf  die  Rechtspflege.  —  Der  Gesammt" 
bedarf  \si  für  das:  Ministerium  15083  Thlr.;  Aberappellations- 
gericht 33765,  wovon  5226  aufStrelilz  fallen;  fO.-A.-G.-Ordg. 
vom  8.  July  1818,  revidirt  20.  July  1840) ;  drei  Justizkanzleien 
67033  (Schwerin :  Kanzlei-Ordnungen  von  1569,  1612.  25.  Au- 
gust 1637,  Gerichtssprengell.  July  1818;  Güstrow:  24. Aug.  1818; 
Rostock:  Kanzlei-Ordng.  vom  26.  Oktbr.  1617,  2  März  1669);  die 
städtischen  Niedergerichte  35580;  das  Kriminalkollegium  36302 
(errichtet  am  12.  Oktbr.  1812;  führt,  nach  Vorschrift  der  Krim.- 
6er«*0rdnung  vom  31.  Januar  1817  und  der  Verordnung  vom 
12.  Januar  1838,  die  Krimin.-Unters.  aus  dem  ganzen  Lande); 
das  Departement  für  das    ritterschaftliche  Hypothekenwesen 
6043;   die   Prüfungs- Kommission   fiir  Rechtskandidaten  1684; 
die  Kämmerei  zu  Ludwigslust  (Rechtspflege  und  Verwaltung) 
12771;  Insgemein   3000  Thlr.  Kour.     Auch  die  Strafanstalten 
befinden   sich    auf    diesem  Etat   und   zwar:   Dreibergen  mit 
23848  Thlr.,  wovon  13468   eigene  Einnahmen  (Arbeitsertrag 
fbr  1   Jahr  und  1    Kopf  24  Thlr.)   aus  der  Verwaltung  und 
580  Thlr.    Kostenbeitrag   von  Strelitz,  abgehen.    Von  der  Ge- 
iammtausgabe   dieser  Anstalt  kommen  auf  Besoldungen  5860, 
Löhnungen  (20  Wächter  u.  s.  w.  mit  52  bis  1 50  Thlr.  Dienst- 
einnahme) 2398,  Honorare  465,  Naturalemolumente  des  untern 
Dienstpersonals  2345,  Büreaukosten  und  Bibliothek  247;  Unter^ 
halt  von    174  Sträflingen  6691,  also  1  Kopf  im  Durchschnitt 
38,4  Thlr*,  wovon  auf  die  Beköstigung  von  156  Gesunden  30  Thlr., 
Von  18  (oder  10,24  %)  Kranken,  33  Thlr,  kommen  (auf  die 
Bekleidung  6  Thaler);  —  Baukosten  3275;  Unterhalt  des  Inven- 
tars 460;  Feuerung  (1000),  Erleuchtung (230)  u. s.w.  2107  Thlr. 
Kour.  Zuchthaus  :&u  Dömitz  1532;  Festung  (^/ocfcftati«)  zu  Dömiiz 
1446  (12  Sträflinge).  — 

Die  Regierung  hat  im  März  1850  dem  Landtage  Gesets^ 
entwürfe  über  die  Gerichtsverf^ung,  die  Aufhebung  der  Pri- 
vatgerichtsbarkeit,  (jetzt  Grundlage  die  Verordnung  vom 
21,  Juny  1821),  einer  bürgerlichen  Prozessordnung,  über  die 
Hülfsvollstreckung,  einer  Slraf-Prozessordnung ,  vorgelegt;  je- 
doch ist  keines  dieser  Gesetze  erledigt,  jetzt  auch  nicht  zu 
erwarten ,  dass  diese  und  andere  sehr  nöthigen  Verbesserun- 
gen der  Rechtspflege  bald  eintreten  werden. 
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Die  Ausgaben  auf  die  üechispftege  in  der  SlrelUzer  Rech- 
nung belauren  sieb*  auf  50262  Thlr.  oder  4,93  %  aller  Aus- 
gaben; sie  sind  in  der  oben  Seile  1137  mitgetheilten  Tafel 
einzeln  angegeben.  —  Einige  wichtige  Verordnungen  sind: 
über  die  Justiz  -  Kamlei  vom  25.  Oktober  und  4*  November 
1718  und  26.  November  1778;  die  Hypotkekenordnnnf^  vom 
i2.  Dezember  1819  und  15.  Januar  1820;  die  Prokuratoren- 
Ordnung  vom  21.  September  1819;  die  Sportdtaxe  für  die 
Amtsgerichte  vom  11.  Dezember  1819.  — 

5.  JKu40abrn  in  l^rtt  HitnftKrrifen  tts  iHiniflrriums  trr  auttobtiflni,  o^i(l- 
H^ttti  l(ntrrnd)(0-,  iHrl^binal-  un)i  JKtlttfir- Jitt0rU0rttl)tUen  (9(4iDmn). 

aa.  Der  Bedarf  des  Ministeriums  ist  40760  Thlr.,  wovon  Be- 
soldungen und  sonstige  Diensteinnahmen  34483  (Minister 
10195,  Mililärabtheilung  5640;,  Kon^ti/o/kosten  500  (In- 
struktion vom  29.  July  1818.) 

bb.  Als  auswärtige  Angelegenheiten  kommen  die  Beziehungen 
zu  DeuLschland  vor,  welche  nach  dem  Etat  für  1850/1: 
46410  kosten  sollen. 

cc.  Die  neuere  Landester Iretung  verui'sacht  eine  Ausgabe  von 
28750  Thlr.  (Taggeld  der  60  Abgeordneten  3  Thlr.);  die 
aus  der  früheren  landständischen  Verfassung  (jetzt  wieder 
im  thatsächlichen  Besitze)  übernommenen  Verpflichtungen 
gegen  landständische  Beamte  u.  s.  w.  sollten  20270  Thlr. 
erfordern. 

dd)  Kirche  und  Klerus* 

Die  Angelegenheiten  der  evangelisch -lutherischen  Kirche 
wurden  bis  zum  Jahre  1849  unter  besonderer  Oberaufsicht 
der  Regierung  geführt ;  das  Konsistorium  zu  Rostock  war  vor- 
zugsweise kirchliche  Gerichtsbehörde,  die  Ehegerichte  zu 
Bestock  und  Wismar  daneben.  Fünf  Superintendenten  (Sup.- 
Ordnung  vom  31.  Januar  \hi\)  und  36  Präpositen,  ftihrten 
über  329  Pfarrstellen  mit  470  Kirchen  die  Aufsicht.  Das 
Staatsgrundgesetz  vom  10.  Oktober  1849  bestimmt  im  §.  25: 
^dass  jede  Religions-Gesellschaft  ihre  Angelegenheiten  salbst- 
^ständig  ordnet  und  verwaltet"  und  dadurch  veranlasst  wurde 
durch  Verordnung  vom    19.  Dezember  1849    eine,   zur  Aus- 
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Übung  des  oberbischöflicben  Amts  des  Landesherrn  bestimmte 
ständige  Behörde,  unter  dem  Namen  Oberkirchenrath ,  vom 
Grossberzog  eingesetzt.  An  diesen  wird,  mit  der  innern  kirclw 
Jieben  Verwaltung,  ein  grosser  Theil  der  auf  dem  Ausgabe- 
etat befindlichen  Posten  übergehen.  Die  kirchlichen  Regieningi- 
kosten  der  evangelisch -/u/Am«cAen  Kirche  belaufen  sich  auf 
19646  und  679  unmittelbar  überwiesene  Sportein  (Oberkir- 
chenrath  8000,  Konsistorium  zu  Rostock  lß60);  ~  diePalra- 
naUlasien  des  Staats  betragen  5783.  —  Für  die  rrformirie 
Kirche  werden  607,  für  die  vömlsch'kaiholische  1519  (Verord- 
nungen vom  ld5.Januar  1811,  15.  August  1817,  30.  März  1821); 
für  die  jüdische  Kirche  1000  Thir.  verausgabt. 

ee)  Oe/fentlicher  Unterricht, 

Die  Gesammtsumme  der  Verwendungen  Tür  den  öffent- 
lichen Unterricht  in  diesem  Etat  ist  95156  oder  2,40  %  aller 
Ausgaben.  Der  Bedarf  der  Universität  Rostock  ist  43036  und 
davon  kommen  auf  die  Besoldungen  der  Lehrer  28967  (eines 
ordentlichen  Professors  zwischen  700  und  1200  Thlr.  N.  Vs); 
auf  das  Üniversitäts-Verwaltungs- Personal  1349;  auf  die  wis- 
senschaftlichen Anstalten  12370;  auf  Insgemein  350  Thlr.  Erst 
durch  den  Vertrag  vom  14,  März  1827  ist  die  Universität  aus 
dem  Mitpalronat  der  Stadt  Rostock  in  die  alleinige  Hand  des 
Staats  übergegangen,  in  Folge  wessen^  mittelst  Regulativs 
vom  8.  September  1827  deren  Verhältnisse  geordnet  wurden. 
Ein  Reglement  für  die  Verwaltungs-Immediat-Kommission  ist 
unter  dem  14.  Juny  1834  erlassen;  ein  Normal  -  Bedarfetat 
am  13.  April  1840  festgestellt.  Das  Kapital -Vermögen  der 
Universität  beträgt  65003  Thlr ;  die  Zahl  der  Lehrer  ist  40, 
der  Hörer  90  bis  100. 

Die  Zuschüsse  des  Staats  zu  den  Schulanstalten  belaufen 
sich  auf  52120  Thlr.,  nämlich:  Tür  die  Gymnasien  zu  Güstrow 
(4870,  neue  Einrichtungen  1840  und  1848),  Parchim  (9450, 
neue  Einrichtungen  1827  und  1841),  und  Schwerin  (8370,  neue 
Einrichtungen  1818  und  1847);  mit  27  Lehrern  und  893 
Schülern ,  22690  Thlr. ;  (die  Gymnasien  zu  Rostock  und  Wis- 
mar werden  lediglich  aus  städtischen  Mitteln  erhalten)  —  für 
die  Realschulen  zu  Ludwigslust  (3000),  Schwerin  (6000);  mit 
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16  Lehrern  und  470  Schülern,  9000  Thir.;  ^  für  die  Ibii6- 
HwmMMMtalt  in  Ladwigslust,  mit  6  Lehrern  und  50  Zöglin- 
gen 3630  Thlr.;  —  für  des  SchuUehret-^minar  zn  Lüdwigs- 
liist  (gestiflet  in  Schwerin  29.  April  17812,  nach  LudwigsluBt 
verlegt  26«  April  1786;  Aurnahmebedingungen  in  derBdcannt^ 
roacbung  vom  21.  Februar  1850)  mit  7  Lehrern^  9  Unterleh- 
rem  der  Seminarschulen,  64  Seminaristen  nnd  &86  Schülern 
und  Schülerinnen,  8180  Thlr.;  —  Tür  die  NaviffuHonM^ukn 
zo  Wustrow  aor  dorn  Fischlande  Amts  Ribnitt  im  Jahre  1846 
errichtet  mit  5  Lehrern  und  65  Schülern  (2260),  für  die  Na- 
vigations-Vorbereitungs- Schulen  zu  Dändorf  mit  2  Lehrern 
und  18  Schülern  (460)  und  Dierhagen,  1  Lehrer  und  20  Schüler 
(1020),  8740  Thlr.;  Regulativ  für  die  Steuermanns-  und  Sohif- 
kr-Prüfimgen  bestätigt  unter  dem  1.  Oktober  1850,  Anl.  zu 
Nr.  45  des  Reg.  Bl.;  —  für  Stadtschulen  (Elementarschulen  in 
den  Landstädten  grösstentheils  aus  andern  Mitteln  erbalten) 
1990  Thlr.;  —  Insgemein  890  Thlr.;  —  zur  Vnterstühung 
hülfsbedürfliger  Schull^rer  2000  Thlr. 

Sämmlliche  Einnahmen  und  Ausgaben  fiir  die  {Volk»-') 
Schulen  in  den  Staatsdomänen,  werden  noch  zur  Zeit  bei  den 
Bomanialämlern  berechnet.  Die  aus  Staatsmitteln  zu  tragen- 
den Kosten  bestehen  in  Beihülfen  zu  Schulbauten  und  zu  den 
übrigen  Schulbedürfnissen.  Jene  betrugen  nach  der  Rechnung 
für  1847/8:  23538  Thlr.  Kour.  Diese  14020  Thlr.,  wodurch 
die  Summe  der  Verwendungen  aus  Staatsmitteln  fUr  diese 
Landschulen  auf  37558  Thlr.,  so  wie  die  Gesammtsumme  der 
Ausgabe  der  Staatskasse  fiir  den  öffentlichen  Unterricht  auf 
132714  Thlr.  Kour.  sich  stellt.  Neben  diesen  Leistungen  über- 
nimmt der  Staat  die  Dotirung  der  Domanialschulen  nach 
Vorschrift  eines  Regulativs  vom  30.  März  1827  und  ergänzt 
die  dem  entsprechende  Kompetenz  der  Lehrer.  —  Ausser 
<lem  städtischen  und  Staats-  (Domanial-)  Schulwesen,  giebt 
es  in  Meklenburg  noch  zMveiche  Schulen  in  den  ritlerschaft'- 
liehen  Distrikten,  welche  (mit  sehr  vereinzelten  Ausnahmen)  in 
einem  so  traurigen  Zustande  sich  befinden  wie  in  keinem  an- 
<)em  Staate  Deutschlands.  Einzelheiten  hierüber,  sowie  i^er 
das  Scboiwesen  Meklenburg  im  allgemeinen,  enthalten  Aut- 
sälze:   in  der  Zeitschr.   des  Ver.  für  deutsche  Statistik  Jahr- 
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^ang  1848  Seite  951  ff.  und  in  den  meklenb.  landw.  Annalen 
JBd.  in.  Abthlg.  1  Heft  1  Seite  98.  —  Ein  dem  Landtage  von 
1848/9  vorgelegter  Entwurf  eines  Schulgesetzes  ist  nicht  erle- 
digt. —  Nach  einer  Mittheilung  des  Dr.  Schnelle  in  Nr.  2  der 
meklenb.  Blätter  von  1847  besass  damals  Meklenburg-Sch wenn 
,1015  Volksschulen  mit  1277  Lehrern.  Davon  kamen  im  Do- 
manium  606  Lehrer  auf  207067  Einwohner,  also  1  auf  342; 
im  Ritterschafllichen  446  Lehrer  auf  146270  Einwohner,  also 
1  auf  628;  in  den  Städten  925  Lehrer  auf  168802  Einwohner« 
also  1  auf  750,  wobei  jedoch  zu  berücksichtigen  ist,  dass  in 
den  Städten  sich  besonders  diejenige  Jugend  befindet,  welche 
nicht  zur  Fi^tt^sehule  geht.  Unter  den  1277  Lehrern  befinden 
sich  etwa  50  Studirte.  —  Meklenburg-S/reßte  mit  einer  Be- 
völkerung von  etwa  100000  Einwohnern,  hatte  230  Volks- 
schullehrer, also  i  auf  434. 

Die  im  Grossherzogthum  StreliU  aus  landesfürstlichen 
Mitteln  erfolgenden  Ausgaben  für  Kirche,  Klerus  und  Unterricht 
sind  in  der  Ausgabentafel  (oben  Seite  1136)  einzeln  angegeben; 
ihr  Gesammtbelrag  ist  42046  Thlr.  Kour.  oder  4.12  «/o  aller 
Ausgaben.  An  der  Spitze  der  Behörden  des  geistlichen  Etats 
steht  das  Konsistorium  in  Neustrelilz  und  eine  Superindentur 
daselbst;  56  Kirchengemeinden  sind  in  6  Synoden  (Präposi- 
turen) vcrlheilt.  Die  Verwaltung  des  Kirchenvermögens  ge- 
schieht upier  Oberaufsicht  des  Konsistoriums;  das  Gesammt* 
ärar  der  Grossh.  Patronatkirchen  (Reglement  vom  7.  März 
1832)  besass  Johannis  1849:  94056  Thlr.  Gold.  Eine  Verord- 
nung vom  30.  März  1798  betrifft  die  Einkommen- Verhältnisse 
der  Prediger,  vom  14.  Januar  1795  den  Unterhalt  der  geist- 
lichen Gebäude.  —  Die  Geschäfte  eines  Ober-Schulkollegiums 
besorgt,  nach  dem  Reskripte  vom  20.  May  1809,  das  Kon- 
sistorium; höhere  Lehranstallen  sind  in  Neustrelitz,  Neubran- 
denburg und  Frißdiand;  sonstige  städtische  Schulen  in  Wol- 
degk,  Strelitz,  Fürstenberg,  Wesenberg,  Stargard  und  Mirow; 
gewerbliche  und  Sonnlagsschulen  in  Neustrelitz  und  Wesen- 
berg; eine  Bildungsanstalt  für  Küster  und  Landschullehrer  seit 
1820  in  Mirow  (Reglement  vom  24.  April  1819  und  Bekannt- 
machung vom  20.  Dezember  1845  mit  den  Aufnahmebedin- 
gungen.) 
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IfJ  Ausgäbe  auf  die  Gesundheitspflege ,  ^0847  Thir.  oder 
1,54  %  allor  Ausgaben  (Medizinalordnung  vom  18.  Februar 
1830,  Taxen  vom  26.  März  und  25.  April  1848,  über  die 
Physikateberichte  vom  3.  September  1831,  Apothekertaxe  vom 
29.  März  1848),  mit  folgenden  Abiheilungen:  Gesundheitspoli- 
zeiliche  Anstallen  (Medizinalkommission,  12  Kreisärzte,  Stadt- 
krankenhaus in  Schwerin)  5113;  fiir  den  Hebammen-Unterricht 
1983  ThIr.  (ausser  der  Mediz.  Ordg, .  die  Verordg.  vom  21.  Fe- 
bruar 1820  und  31,  Dezember  1839).  Ferner  für  Irren-,  Heü- 
und  Pflege -'Anstalten  37560  ThIr.,  und  zwar  für  Sachsenberg 
(Reglement  vom  13.  Oktober  1829  mit  Nachtag  vom  17.  Sep- 
tember 1832;  wegen  der  Verpflegungspreise  vom  7.  März 
1848)  mit  156  Kranken  und  36  Wärtern  und.  Wärterinnen 
31858  Thlr.,  also  auf  jeden  Kopf  der  Ersteren.  204,21  Thlr., 
wovon  die  eigene  Verwaltungseinnahme-  von  31360  Thlr.  ab- 
geht, so  dass  die  Ansialt  nnr  498  Thlr.  Zuschuss  bedarf;  — 
für  Dömitz  (durch  Verfügung  vom  21.  November  1850  Zweig- 
anstalt für  unheilbare  Geisteskranke)  mit  60  Kranken  und 
6  Wärtern  5818  Thlr.,  also  auf  1  Kopf  96,1!  Thlr.,  welche 
darch  tl2  Thlr.  Verpflegungsgelder  mehr  als  gedeckt  werden; 
die  Beköstigung  ist  auf  7  Sbgr.  täglich  veranschlagt,  für  Be- 
kleidung, Wäsche  und  Betten  kommen '8%  Thlr.  auf  1  Kopf. 

—  Sodann  die  Badeanstalten  mit  16075  Thlr.,  wovon  auf 
Doberan  15330  (Bemerkungen  ilber  üoberan  im  freimülhigen 
Abendblatt  von  1846^  Nr.  1425),  auf  Sülz  745  Thlr.  kommen. 

—  Als  ausserordentliche  einmalige  Ausgabe  ist  die  Errichtung 
einer  Zentral^  Hebammen ^Vnierrichtsanstalt  zu  Rostock  nöthig 
geworden,  von  deren  Gesammlkosten  zu  28952  Thlr.  14000 
im  Etat  Tür  1850/1  stehen. 

gg)  Ausgabe  bei  verschiedenen  für  allgemeine  Landeszwecke 
bestimmten  Anstalten:  Staatsarchiv  zu  Schwerin  5017,  Landes- 
archiv  800,  Regierungsbibliothek  und  Landesbibliothek  430. 
statistisches  Bureau  (soll  erst  errichtet  werden)  und  Redaktion 
des  Staatskalenders  1117,  Alterthumssammlungen  48,  Regie- 
rungsblatt 350,  Intelligenzblatt  650,  milde  Stiftungen  2476, 
für  Wissenschaft  und  Künste  (Stipendien)  525;  —  endlich  für 
das  Hoftheater  42379,  wovon  auf  die  Hofkapelle  13800  Thlr. 
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hh)  Ausg0b€  ßr  (He  MUUär-VenDaUmig. 
Die  Bfoklenbiirgiscbe  Brigade  des  to.  Armeekorps  besteht^ 
ia  ihrer  frükeren  bundesoiässigen  Friedenss4ärke^  aus  4S9d 
KenbaUanten »  wovon  aof  Strelitz  718  kommen,  ^veil  Schwe- 
rin Reiterei,  Artillerie  und  Jäger  für  Strelitz  übernommen  bat, 
wogegen  diesem  soviel  mehr  Limeninfanterie  stellu  Allein  der 
wirUicke  Beskmd  war  bei  Schwerin  grösser,  indem  auch  das 
Reserve-Kontingent  aktw  mit  aufgestellt  war  (Jacobi  a.  a.  O* 
S.  396).    Demgemäss  besass  schon  vor  1848  Schwerin: 

KopfoaU, 
Strei"     Nichh      nt^A^ 
ter.      Sireii$r.    ^^^' 

Stäbe 11  49  71 

FussvoHc 3525         ISO  137 

Reiterei 773  6»  884 

Artillerie 46«  87  466 

Proviantkolonne  ......  —  48  86 

Lazareth — 84  58 

Zusammen        4775         467        1494 

grossherzogl. 
und  20a  son- 
stige PMe. 
StrelU%: 

Infant.  BatL 718  6 

Resere 359    (nicht  aufgestellt) 

ohne  25  Districtshusaren  und 
Gendarmen. 
Die  Antgäbt  ßr  das  MilUär  war  vor  1848 :  in  Schwerin 

(so  weit  aus  den  Vorlagen  zu  erkennen  mit  den  Pensionen) 
MtOOO  Thlr  Kour.  oder  auf  1  Kopf  des  obigen  verstärkten 
Kontingents  112,74  Thlr.-,  in  SlrelUz  etwa  80000  Thlr.  Kour. 
(8  %  aller  Ausgaben,  wozu  Ritter-  und  Landschaft  2S500  Thlr. 
Gold  beitragen,  z.  v.  Ldtg.  Verhdl.  von  1846,  S.  20),  d.  l 
auf  1  Kopf  110,5  Thlr.  Seit  1848  haben  diese  Verhältnisse, 
in  Folge  des  Verstärkungsbeschlusses  der  Reichsversammlung, 
in  Schwerin  sich  verändert,  während  in  SfreHiz  jener  Be- 
schluss  anschauend  nicht  ausgeführt  ist,  obgleich  die  Verord- 
nungen über  Aushebung  und  Einberufang  vom  6.  und  13.  Ja- 
nuar, 8.  März  und  28.  April  1849  die  entgegengesetzte  Ab- 
sicht andeuten.  Für  Schwerin  sind  den  neusten  Mitthetlungen 
folgende  Angaben  entnommen: 
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Vergleichende  Zusammenstellung  und  Vertheilung  der  Militär- 
ausgaben nach  dem  Etat  für  1850/1. 

1*    Vertheilung  nach   den  Diensiztoeigen. 


^K-             ^      ^ 

Pro- 

^    tk   ma  A 

4r|lan1i.    | 

Bezdchniiiig^ 

Geld- 
betrag 

sein- 
Aetbeil 
Ml  der 

• 
• 

1 

• 

• 

'S.  ^• 

• 

• 

Bemer- 

1l 

der 

91  11  0  (1  a  b  r. 

in 
Thlr. 

Bnd- 

•umMe 

doe 

2 

s 

i 

1 

0« 

kungen. 

•f 

Kour. 

erdentl. 

o 

0 

m 

^  • 

Butt. 

1 

s 

1. 

Groflsherzogl.  Adju- 

Dazu  kom- 

(antur   .... 

8375 

M9 

.— . 

'-^ 

— 

— 

— 

men  noch  '/s 

2. 

Verwaltung .    .    . 

2105 

0,31 

-i_ 

— 

— 

.— 

Antheil  am 

3. 

aktives  Kontingent. 

Mkiisterge- 

a. 

Brigadestab  .    .    . 

17861 

2,54 

5 

4 

4 

1373 

20 

haltem.8308 

b. 

Grenadier  -  Garde- 

TUr.  und  ftir 

Bataillon    .    .    . 

71769 

10,22 

23 

522 

86 

124 

9  dieMÜUilrab- 

c. 

I.  Muskelier  Batail- 

1 

theilang5640 

lon    

64160 

944 

23 

522 

4 

116 

9 

Thlr. 

d. 

n.  MiiBlcetier-Batail- 

lon 

66208 

9,44 

23 

522 

6 

120 

9 

Den  einzel- 

c. 

Jftger-Bataillon     . 

53605 

7,64 

22 

406 

4 

124 

7 

nen  Abthel-» 

f. 

Artillerie .... 

53777 

7,66 

14 

243 

8 

218 

70 

lungen  sind 

S« 

Pionnfer-Abtbeilting 

6390 

0,91 

2 

39 

-» 

156 

t 

threFoumge- 

h. 

Dragoner-Regiment 
(Pferdeersatz  Vio 
jährlich) 

154641 

22,03 

23 

482 

11 

290 

642 

Feuenings-u. 
s.w.Antheile, 
welehefHiher 

• 

1. 

1.   Landwehr  -  Ba- 

abgesondert 

taillon  .    «    •    . 

12880 

1,81 

14 

600 

2 

21 

3 

berechnet 

k. 

IL  Landwehr -Ba- 

N 

wurden,  sih 

taillon    .    .    «    . 

12611 

1,80 

14 

600 

2 

20 

3 

gesetzt.  — 

1. 

m.  Landwehr -Ba- 

taillon .    «    .    . 

12424 

1,78 

14 

600 

2 

20 

3 

DieErhdhung 

in. 

Landwehr  -  Kaval- 

des Bestandes 

lerie 

lia75 

1,67 

6 

246 

46 

11 

auf  1  %  Vo 

(Die  wirkt  For- 

hat <U»era]l 

mationscheint  noch 

gegen  die 

niohtgeschehen  ku 

froheren 

seyn.) 

Etats  eine 

n« 

Zeughans-Personal 

3082 

0,44 

1 

— 

10 

280 

% 

Ausgabe- 

Zusammen  3. 

541043 

77,08 

184 

4786 

88 

107 

WßO 

Vermehrung 

4. 

€k>nvernement  und 
Kommandanturen 

20078 

4,14 

bewirkt. 

5. 

Gendarmerie     .    . 

(whrd  ihremZwecke 

nach  V.  MiUtftretat 

abzusetzen  seyn.) 

33824 

4,82 

X 

tr 

546 

e. 

Ckumison  und  Inva- 
liden-KomraandOfl 

17480 

2,49 

7. 

Militär  -  BUdungs- 
Anstalt  (sollte  in 

4000 

0,57 

eine  Divisiors- 

Neues  Rej 

dement  < 

^om  23.  Januar  1845, 

schnle  umgewan- 

abgeänd 

ert  27. 

Mürs  1848,  neustes 

delt  werden)  •    . 

R 

eglei 

nent 

von 

l20. 

Jana 

ar  1819. 

—    1160    - 


— — ■ 

Geld- 

Pr«t.- 

-1 

BeieMim^ 

betrag 

AatktU 
an  der 

iS 

der 

in 

Bad. 

Bemerkungen. 

«  9 

31  u  0  g  a  b  e. 

TMr. 
Kour. 

summe 

des  ord. 

BUts. 

B. 

Reisekosten,  Diäten^  Kotn- 

mandozalagen      .    .    . 

7000 

1,00 

(die   früheren   Kequisi- 

tionsfahren  sollten  weg- 

fallen.) 

9. 

Heilanstalten  und  Medi> 

zinalwesen«    .... 

4000 

0,57 

10. 

Rekrutirung .    .... 
(froher  besondere  Re- 
krutirangskasse,  vom 
engern  Ansschuss  ver- 
waltet)   

4800 

0,69 

11, 

Zu  militärischen  Uebun- 

gen 

2500 

0,36 

• 

n. 

Munition  ...... 

8000 

1,14 

13. 

Ersatz  an  Armatur  und 

Equipementsstflcken .    . 

600 

0,09 

14« 

Feuerungsbediirfhisse.     . 
(für  Wachen,  Lazarethe, 
Arrestlokale  u.  s.  w.) . 

6000 

0,85 

15. 

Militär-Bauten  und  Repa- 

raturen      

16300 

2,32 

16. 

Mobiliar-  und  Utensilien 

der  Militär-Anstalten   . 

5000 

0,71 

17. 

Insgemein 

3722 

0,53 

18. 

Zum  Reservefonds  für  un- 

vorhergesehene Fälle   « 

8000 

1,14 

Haoptsumme 

701917 

100,— 

Die  eigenen  Einnahmen  der 

Hierzu  an  emmaiigenunäi 

Militärverwaltung  sind  ku 
1614  Thlr.  veranschlagt. 

ausserordenilicken\\\S' 

'■^ 

gaben: 

'  a. 

Kosten  der  ersten  Ausrüs- 
tung    und    Eqnipiruug 

des  vermehrten  Militärs 

150000 

__ 

b. 

Für  die  erste  Einrichtung 
des  neuen  Militärlaza- 

reths  in  Wismar     •    . 

3000 

_ 

c. 

Der  Stadt  Schwerin  Bei- 
hiUf^  zu  den  ausseror- 
dentlichen Serviskosten 

von  1849   

5000 

._ 

d« 

Neubau-Kosten  .... 

24000 

— 

Zusammen 

1820001 

— 

-    1161    - 

S.    Verlhdtung  nach  den  eitaebien  Gegtn»tändm  der 
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Die  Haopliamnie  des  ordentKchen  Etats  mit  70 IM 7,  so- 
dum  die  etwa  MOOe  («848/9:  MOOe)  Thir.  Pensionen,  Gna- 
denbewilliguDgen  u.  s.  w.  an  Militärs,  zusammen  also  797000 
Thlr.  Kour.  bilden  17,71  Vo  aller  Ausgaben;  auf  1  Kopf  des 
Kontingents  kommen  durchscbnittlich  1 57  ThIr. ,  auf  1  Kopf 
der  Bevölkerung  1,49  ThIr.  Recht  bemerkenswcrlh  und  die 
Ibhän^gkeil  der  Regierung  von  den  Fwdalsiänden  grell  be- 
aeidmend,  ist,  dass  die  Schweriner  Regierung  nicht  nur  ach 
bat  gefallen  lassen,  dass  die9e  Stände  ihre  Bewilligung  itir 
das  Militär  am  Bedit^imgen  knüpften,  sondern  auch  sonst  eine 
Naebgiebigkeit  gezeigt  hat,  welche  dem  Ansehen  des  Lan- 
desherm  nidit  förderlieh  seya  wird*  -^  Einzelnes  über  die 
/Mriicktfii  Amsgabm  fäi'  die  Gememen  der  verschiedenen  Trup* 
penkörper  ei^bi  nachstehende  Zusammenstellung: 
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Zusammen     76%4      85%      243      277iVf4. 

Die  frühere  mUitärieche  Eintheihmg  des  Grossh.  Schwerm 

in  6  Dtsirikle,   in  Gemässheit  des  RehtUirungfreglements  vom 

20.  Dexember  iSI9,  ist  durch  die  Verfügungen  vom  14.  Mkrz 

und  tö.  Dezember  1920  in  eine  Eintheilung  in  zwei  ungleiche 
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Distrikte  (Sehwerin  und  Güstrow)  veräDdert    Die  oben  Ver* 
waUung  der  MititärangelfgeBiieiten  wird  durch  die  (einstwei* 
len  mit  dem  Minist,  d.  ausw.  Angel,  verbondeno)  Abtbeilmig 
fiir  Militär-Sachen  (Verordg.  vom  5.  Januar  IMO)  gefiihrt  -^ 
Ein  neues  Krieg$recht  oder  Miliiärgoselzbueh  wurde  unter  den 
10.  November  1810  veröffentlicht.    Das  revidirte  MtkruHnmgM* 
gesetn  vom  22.  Februar  1830,  hat  Abänderungen  durch  die 
Verordnungen  vom  18.  Januar  1842,  7  Jaauar  1845  (16.0k* 
tober,  27.  und  30.  Dezember  1848),  3.,  6.  und  10.  März  184t 
und  27.  März  1850  erfohren;  auch  die  ritterschaftlichen  Aus*- 
bebungsbebörden  wurden  unter  dem  22.  November  1849  auf- 
gehoben,   jedoch  schon  mittelst  Verfügung  vom  16.  Septem*  . 
ber  1850  wieder  hergesicUt;   eine  Bekanntmachung  der  MiU* 
tär  -  Distrikisbehörden  vom  14.  September  185.0  betrifft  das 
Verfahren  bei  einer /ausserordentlichen  Aushebung.  —  Der  u«-* 
ter  dem  22.  May  1849  mU  Preussen  abge$chle$sene  MiHtär» 
Vertrag  wird  auch  auf  die  militärische  Dienstpfliobt  erheb- 
lichen Einfluss  aussein ,  —  wetm  die  Feudalstände  ihren  VlHe* 
.  derspruch  dagegen  fallen  lassen ;   was,   nach  dem  Beschlüsse 
vom  18.  März  1851  (auf  das  Grossh.  Reskript  vom  16.  März), 
keinesweges  der  Fall  zu  seyn  scheint.  —   Ein  Bürgtrtoekr^ 
Statut  der  Stadt  Schwerin  ist   vom  22.   April   1848,    jedoch 
diirfle  diese  Einrichtung  dort  nicht  mehr  Lebensfähigkeit  ha- 
ben als  an  andern  Orten  in  Ihutsehkmd.  — •  Eine  allgemetne 
5ert>jftabelle  wurde  am  31.  Oktober  1810  erlassen;  ein  ffili- 
tär  -  FeMNm#  -  Regulativ   vom  1.  August  1814,    ei^nzt  den 
24.  July  1845;    eine   Militär  -  AiArordiNM;  nebst  Tarif  am 
14.  Juny  1823.     Verschiedene  Verordnungen  md   Verträge 
gegen  ausgelreiene  BBHtärpfiichiige. 

In  SiräÜA  ist  das  Militär-Kollegium  (Reskripte  vom  29.  Juny 
1813  und  3.  Oktober  1842)  die  oberste  Behörde. 

D.  Staatnckild  leUatbnrKi. 

ii>  Cleselitelitltslie«. 

V\rie  in  Meklenburg  durch  starres  AnUamroeru  an  den 
uralten  Einrichtungen  AHes  künstlich  getrennt  gehahen  ist,  was 
im  Interesse  der  Staatseinheii  und  der  öfifentKcheft  Wehlfhhrt 
in  andern  Staaten  längst  naturgemäss  verbunden  wurde,   so 
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sind  auch  die  Scboldverhältnisse  doit  in  gleichem  Sinuc  be- 
handelt. Es  giebt  noch  jetzt  getrennte  Schulden  der  Doniä-* 
nen,  der  Ritterschaft,  der  Landstädte,  der  Stadt  Rostock,  der 
Stadt  Wismar  und  daneben  Schulden,  welche  Allen  oder  Meh- 
reren gemeinsam  sind.  In  den  allen  landesherrlichen  Rever- 
salen  und  mi  Landesvergleichc  von  1755  sind  einzelne  fie^ 
Stimmungen  über  das  Schuldenwesen  enthalten,  namentlich 
gegen  die  Uebernahme  landesrürstlicher  Schulden,  wegen 
strenger  Scheidung  der  Schulden  der  verschiedenen  Stände, 
wegen  Aufbringung  der  Geldmittel  zur  Vei-zinsung  u.  s.  w« 
In  welche  finanzielle  Verlegenheiten  die  Regierung,  durch 
die  Ereignisse,  deren  Schauplatz  Meklenburg  war,  seit  Anfang 
des  18.  Jahrb.  gesetzt  .wurde ,  ist  in  der  Einleitung  dargelegt 
Unter  dem  11.  May  1805  erliessen  Grossherzog  und  Erbprinz 
von  Schwerin  ein  Edikt  über  das  künftige  Kreditwesen  des 
herzoglichen  Hauses  (Raabe  a.  a.  O.  I.  1.);  eine  Yerrügung 
ühev  Veräusserung  herrschaftl.  Grundbesitzes  erging  am  6.  April 
1838  (I.  dl 3).  Die  im  Jahre  1765  niedergesetzte  ReluUions^ 
kommission  (Insiruktion  vom  3.  Februar  1766)  besorgte  schon 
in  den  Jahren  1766/8  die  Wiedereinlösung  der  an  Hannover 
1734  verpfändeten  acht  Domänenämter  und  verwaltete  dann 
dieselben  abgesondert  behuf  des  Schuldenabtrags*  Zu  glei- 
chem Zwecke  wurde  ihr  später  die  Verwaltung  der  neu  er- 
worbenen Aemter  und  Voigteien ,  so  wie  des  Elbzolls  in 
Boitzenburg  übertragen;  seit  Johannis  1837  aber  wurden  die 
Verwaltungsgesöhäfte  ihr  abgenommen  und  die  Reluitions- 
kommission  zu  Schwerin  hat  jetzt  nur  noch  den  Abtrag  der 
Reiuitionskasse- Schulden  zu  besorgen.  Einer  Landes -- Kredit^ 
Kommission  (gemeinschaftlich  zwischen  Regierung  und  Land* 
ständen)  wurden  seit  dem  1.  Januar  1807  die  Anschaffung  und 
Bezahlung  der  durch  den  Krieg  erwachsenen  Bedürfnisse  und 
Ausgaben  des  ganzen  Landes,  auch  seit  1.  July  1814  alle 
Geschäfte  der  vorhin  abgesonderten  Militär-Verpflegungs-Kom- 
mission; auf  den  gemeinschaftlichen  Kredit  der,  gemeinsam 
dafür  verhafteten  Mekib.  Schwerinschen  Domänen,  der  Rit- 
terschaft und  Städte  beider  Herzoglhümer,  des  Fürstenthums 
Schwerin  und  der  Herrschaft,  Wismar^  übertragen.  Sie  be- 
stand bis  zum  1.  July  1825,    wo  die  Sorge  Tür  den  Abtrag 
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ihrer  Schulden  auf  die  Söbulden-^Tilgungs-^KöiuinissioQ  ubei'- 
giug.  Diese  Schulden- TilgungB- Kommission  und  deren  Kasse 
wurden  milielst  Verordnung  vom  25.  April  1809  errichtet  und 
aus  einer  desfallsigcn  Bekanntmachung  vom  8.  Hay  1809  ist 
darüber  Folgendes  zu  entnehmen.  Vom  1.  July  1809  an  für 
30  Jahre  ist  durch  Vertrag  zwischen  dem  Ministerium  und 
ständischen  Deputirten,  zum  Zweck  des  Abtrags  landeaherr*- 
licher  und  ständischer  Schulden,  unter  Verpflichtung  und  Mi(r 
Wirkung  des  ganzen  Landes,  eine  allgemeine  Rezeptur  er^ 
richtet  Dieser  Kasse  soll  zu  jenem  Zwecke  eine  Summe  von 
mindestens  SOOOOO  Thir.  jährlich,  durch  direkte  und  indirekte 
Steuern,  namentlich  Stempeltaxen,  geschafft  werden,  wovon 
sie  zahlt: 
i.  In  die  Kasse ;  welche  zum  Abtrag  der  Rent&reiSdtixMen 
errichtet  wird  150000  Thin  N,  Va. 

3.  An  die  KredUkommission  127000  ThIr.  N.  Va. 
3»  An  den  Landkast^n: 

a.  zur  Verzinsung   und  j^llmähligem   Abtrag  von   150000 
Thlr.  riUerschaftliche»  Schulden  9750  Thlr.; 

b.  zur   Verzinsung    und  allmähligem  Abtrag   von  150000 
Thlr,  Schulden  der  Landstädte  9750  Thlr. 

4.  An  die  Stadt  Rostock  (wenn  sie  dem  Vergleiche  beitritt)  ' 
wegen  35000  Thlr.  zu  gleichem  Zweck  2275  Thlr. 

5.  An  die  Stadt  Wismar  wegen  12000  Thlr.,  780  Thlr,  — 
Die  Rechnung  dieser  Kasse    wird  jährlich   am  30.  Juny 

geschlossen  und   dann    von   landesherrlichen  und  ständischen 
Deputirten  aufgenommen. 

Um  diese  Rezeptur- Kasse  zu  begründen,  wurde  ein  Zoll 
auf  verschiedene  Ausfuhrgegenslände  gelegt;  ein  Stempel  auf 
Karten  und  Kalender,  sowie  der  Papiei*stempel  angeordnet 
(zu  vergleichen  die  Verordnungen  über  Zahlungsanweisungen 
der  Rezepturkasse  vom  10.  Sept.  1834;  Geschäftsverkehr  dei' 
Steuererhebungsbehörden  mit  der  Rezepturkasse  und  der  Re- 
zept urkommission  von  1835  Dezbr.  12.  und  1838  Sept.  22.; 
über  Zahlungen  an  die  Rezepturbehörden  von  1839  Febr.  13.) 
—  In  Folge  des  eben  erwähnten  Vertrags  von  1809  April  25. 
zahlt  die  Renterei  gleichfalls  30  Jahre  lang  jährlich  85000  Thlr. 
K  Vs  in  die  Rezepturkasse.    Dagegen  f,\ebi  sie  alle  ihre  oft- 
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Scfaalcten  mit  4»0e0000  Thir.  N.  Vs  an  dte  Schutden- 
tilgiMigskssse  ab;  welche  dieselbe  mit  4  %  verzinst  und  mit 
jeneD  MbMO  Tbir.  (150000  und  85000  Tfalr.)  nach  Abzug 
der  ZJasen  und  Verwaltungskosten,  die  Tilgung  bewirkt  Die 
Tiiguogsvorschrißen  konnten  schon  in  den  nächsten  Jahren, 
als  Folge  da*  ausserordentlichen  Kriegslasten,  nidit  eingebal- 
ten werden  und  es  blieb  kein  anderes  Hüifsmittel  als  (sowohl 
fiir  die  Schulden -Tilgungs-  als  Tür  die  Landes  -  Kredit-Kom- 
misskm)  im  Jahre  1812  eine  Kapital' ZaUungssperre  anzuord- 
nen, welche  bis  1817  bestand.  Dann  aber  geschah  ein  um 
so  rascherer  Abtrag  dadurch,  dass  man  die  von  fremden 
Staaten  (Frankreidi,  Russland,  England,  Preussen)  empfangenen 
Entschädigungsgelder  mit  dazu  verwendete.  Ein  grosser  Schritt 
zur  Ordnung  femer  geschah  durch  den  im  Jahre  1820  unter 
den  Ständen  über  die  Kriegsschäden  abgeschlossenen  Ver- 
gleich. Diese  als  übertragungsrähig  zur  Summe  von  3,865000 
ThIr.  ermittelt,  wurde  dem  Domanium,  der  Ritterschaft  und 
den  Städten,  behuf  privativer  Ausgleichung  unter  sich,  über- 
wiesen; wodurch  jene  Summe  als  Lamlesschu\d  beseitigt 
wurde,  gegen  Uebcrnahmc  einer  (auf  die  Rezepturkasse  fundir- 
ten)  den  Städten  auf  25»/«  Jahr  zugesicherten  Rente  von  jähr- 
lich 7500  Thlr.  —  Zu  Anfange  des  JoAr*  1837  betrug  die 
Geioinrntschuld  des  Grossh.  Meklenburg -£fcfttret*m  und  seiner 
einzelnen  Stände  etwa  7,400000  Thlr.  N.  Va  oder  in  preoss. 
Kour.  durchschnittlich  auf  1  Kopf  der  damaligen  Bevölkerung 
18,12  Thlr.  Eine  wesentliche  Aenderung  in  der  Stellung  der 
Rcluitions-Kommission  und  in  den  Verhältnissen  ihrer  Schuld- 
verpflichtungen,  wurde  durch  die  Verardnung  vom  iO.  Augtist 
1837  bewirkt.  Diese  kündigte  und  bezahlte  alle  Forderungeh, 
tur  welche  nicht  nachstehende  Bedingungen  angenommen 
wurden:  —  ünkündbarkeit  von  Seiten  der  Gläubiger;  4  % 
Zinsen;  Schuldverschreibungen  auf  Namen  oder  Inhaber; 
Stücke  von  200,  300,  500,  1000  Thlr.  in  N.  Va  oder  500  und 
1000  Thlr.  Gold;  THgung  durch  VeHoosung  mit  jährlich  min- 
destens 50000  Thlr.  N.  Vs;  Realsicherheit  durch  Verpfändung 
der  Domanialämter  und  Voigteien  sowie  des  Elbs^oHs  zu 
Boitzenburg,  als  unzertrennlich  und  gemeinsam  verhaftet  (die 
Va^waiHmg  iJieser  Landestheile  jedoch   wurde  der  Reluttions- 
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kommission  abgenommen);  Anlegung  von  Schuld-  und  Hypo- 
thekenbudiern  in  jenen  Aemtern,  Ermächiigung  der  Landes^ 
gerichte;  Klagen  wegen  dieser  Schuldforderangen  anzunehmen 
und  zu  entsdieiden.  Als  F^elge  dieser  Maassregehi  erging 
unter  dem  5.  März  1838  eine  Verordnung  2um  Sekuiu  der 
auf  den  Inhaber  ausgeslellten  Papiere  der  Reluitionskommission^ 
welche  entsprechend  auf  eine  fernere  im  Jahr  1843  gemachte 
Anleihe  ausgedehnt  wurde  am  ^8.  September  1841.  —  Im 
Jahre  1839  nachdem  diese  Umgestaltung  beendigt  war,  M 
der  Stand  aller  Schulden  wie  folgt  gewesen : 

1.  der  Reluitionskasseschuld  im  Johannistermine  4,855900 
Thir.  N.  Va  oder  5,665216  Thir.  Kour.; 

2.  der  Schuldehülgungskoromission ,  und  zwar  Landeskredit- 
kommissionsschulden  im  Antonilermin  426369  ThIr.  N.  Vs 
oder  497430  Thlr.  Kour.  Zinsfuss  ermässigt  auf  3%  %; 
gegenseitige  Kündigungsbefugniss ; 

3.  derselben  und  zwar  der  Rcntereischuldcn  (1809:  4  MilL 
Thlr.)  im  Johannistermine  6100  Thlr.  H.  Kour.,  726468 
Thlr.  N.  Va  und  476373  Thlr.  Gold,  zusammen  in  preuss. 
Kour.  1,394971  Thlr.  Zinsfuss  5  %,  unkündbar  von  den 
Gläubigern;  abgetragen  bis  1847; 

4.  derselben  und  zwar  der  als  Landeshülfo  bchuf  der  Eide 
und  des  Strassenbaus  angcliehenen  Kapitalien,  im  Johan- 
nistermine 536700  Thlr.  N.  %  oder  626150  preuss.  Kour. 
Zinsfuss  31/2  und  4  %;  Kündigungsbefugniss  der  Gläubi- 
ger erst  1848  eingetreten; 

5.  des  Landkastens  d.  i.  der  ständischen  Korporationen  der 
Ritter-  und  Landschaft  von  Schwerin  und  Strelitz  (53200), 
im  Johannistermine  447463  Thlr.  N.  Vs  und  270  Thlr. 
Gold,  also  (nach  Absatz  des  StreHlzer  Antheils)  in  preuss. 
Kour.  460280  Thlr.    Regelmässig  3V2  V». 

Im  Jahrc  1839  waren  also  (ohne  die  ihrem  Betrage  nach 
nicht  bekannten  Renten  und  sonstigen  Verpflichtungen)  insge- 
sammt  8,644047  Thlr.  Kour.  Schulden  vorbanden,  d.i.  aof 
1  Kopf  der  damaligen  Bevölkerung  17,48  Thlr. 

Im  Jahre  1843  wurden  100000  Thlr.  preuss.  Kour.  in 
Pfand  verschreibungen   von   1000  Thlr.   auf  den    Inhaber  zu 
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BVa  %,  unler  der  Benennung  Schweriner  Domänen-Pfamker^ 
Schreibungen  f  angeliehen«  Rückzahlung  vom  2.  July  1846  ab, 
durch  Yerloosung  mit  jährlich  mindestens  10000  Thir. 

Eine  Atüeihe  von  3,750000  Mark  Banko  (1,875000  Thir. 
preuss.  Kour.)  in  Stücken  von  500,  1000  und  2000  Hk.  zu 
3Vs  Vo  aur  den  Inhaber  lautend,  wurde  mii  dem  Bankier- 
hause  Salomon  Heine  im  Jahre  1843  gemacht,  behuf  Beschaf- 
fung der  GeldmitleLfiir  die  von  Regierung  und  Ständen  über- 
nommenen Aktien  Lilt.  A  (zu  200  Thir.)  der  Berlin^Hamburger 
Eisenbahn.  Zinszahlung  am  1.  Februar  und  1.  August;  Abtrag 
durch  Yerloosung  von  1848  an  mit  jährlich  mindestens  1  % 
des  Nennbetrages;  Kündigung  von  Seiten  der  Gläubiger  un- 
zulässig; Verpfändung  der  in  die  Rezepturkasse  zu  Rostock 
fliessenden  allgemeinen  Landessteuern. 

Laut  einer  unter  dem  13.  Januar  1844  gemachten  Be- 
kanntmachung ist,  für  militärische  Bundeszwecke  und  behuf 
Ae^  Schweriner  Schlossausbaues,  vom  Grossherzog  eine  syaVoige 
Anleihe  von  700000  Thir.  N.  73  gemacht  worden;  gegen  un- 
kündbare Obligationen  bei  der  Reluitionskasse ,  welche  (unter 
abgesonderter  Fundimng  derselben)  mit  deren  Verzinsung  und 
Abtrag  von  1  Vo  jährlich  beauftragt  ist.  — 

Nachdem,  mit  dem  bis  Johannis  1846  erfolgten  Abtrage 
der  Renlerei- Schulden,  der  ursprüngliche  Zweck  der  1809 
eingesetzten  Sohuldentilgungs-Kommission  erledigt  war,  ist  für 
die  dei'selben  ausserdem  übertragen  gewesenen  Geschäfte 
mit  dem  1.  July  1847  eine  neue  Behörde,  gleichfalls  unter 
dem  Namen  „Schulden -Tilgungs- Kommission"  in  Schwerin 
eingerichtet  (Bekanntmachung  vom  1.  April  1848,  oflz»  Wbl. 
Nr.  17).  Sie  hat  die  Verwaltung  der  Landeskreditkassen- 
'  Schulden;  Berlin -Hamburger- Eisenbahn -Anleihe;  der  dem 
Staate  gehörigen  Aktien  Litt.  A  (250000)  und  B  (1,500000  Thir. 
Kour.)  dieser  Eisenbahn;  der  Chaussee-  und  Wasserbau- 
Schulden.  Ein  die  gemeinsame  Verwaltung  aller  Staalsschul- 
xlen  (§,  156  des  Staatsgrundgeselzes)  bezweckender  Gesetz- 
.entwurf,  welcher  am  19.  März  1850  der  Abgeordnetenkammer 
vorgelegt  wurden  ist  unerledigt  geblieben. 
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1b)  Betnm  und  elnmelne  Arien  4ep  SelmMeii , 

Zu  Anrang  des  Jabrs.  18.48  war  der  Beirag  aUer  Schulden 
des  Grossh.  Meklenburg-ScAtrerm  etwa  wie  folgt: 

G^dbetrftg  in  Tlialer 
N.  "/j    preuss,  Kaur. 
Bei  der  RelviHanskasie  zu  Schwerin, 

alte  Schuld  .    .    .    .    .    .    .  •.    •    •    4,222200    4,025900 

neue  Schuld 468300       546350 

Bei  der  Sckulden^TUgungs^KsiSse  zu 
Schwerin,  Landes-ürrfdU-Kom.  S.    .    .      400115       466801 
Berlin  -  Hamburger    Eüenbahn  Schuld 

Mark  Banko 3,712509     1,881376 

Landes  -  Anleihen  zu  Chaussee-  und 

Wasser  -  Batifen     .    .    ....    .    .     1,355950     1,581942 

Bei  dem  Landkasten  in  Rostock  Schul- 
den der  Ritlerschaft  des  mekl.  und  wen- 
dischen Kreises »    •    •       143310       167195 

Schulden  der  Landschaft  des  mekl. 

und  wendischen  Kreises 57235         66774 

Zusammen  Tbir.  Kour.  9,636338 
Dazu  an  Schuldverpflichtungen,  welche  der 
Staatsschuldenverwaltung  nicht  überwiesen  sind 
(Zinsen,  Renten  u.  s.  w.  nach  Anlage  XIX.  des 
Etats  für  1850/1,  jedoch  ohne  die  später  hinzu-^ 
kommende  Abth.  D.)  auf  Kour.  berechnet  etwa        131175 

Zusammen  Schwerint     9,767513 
Dies   bt  seit   1839  eine  Vertnehrung  von  (ohne  die  Ren- 
ten u.  s.  w.)  etwa  1,000000  Thir.  und  auf  1  Kopf  des  Jahrs 
1848  kommen  durchschnittlich  18,29  ThIr. 

Betrag  und  Theile  der  Schuld  des   Grossh.  Ifeklenburg.   ' 
StrelitA  im  Jahre  1848: 

Bezeichnung  der  Schuldverpflichtung,     ^^'^^c;^  *V^Ä 
1.  Verwaltung  der  geheimen  Kommission  : 
Anleihe  durch   Archivrath  Kestner  in 

Hannover      ...    ^    ....    #        337900 
Kirchen^   und  Schul -Kapitalien,  Le- 
gate u.  s.  w. *    i  39043 

und  -        154233 

aU4«M  riMWi-SUtittik-  7  4 
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Bezeichnung  der  Schuldveiyflichtung.     ^^^^J^  '%.']&!' 

Für  herrschaftliche  Kassen     •    •    .    •  9500 

und  —            5983 

Unkündbare  Schuldverschreibungen  auf 

den  Inhaber      ...,.,..  100000 

Für  sonstige  Gläubiger..  ........  .46598Ä 

und  —          31969 

Zinslose  Dotal-  und  Depositen-Gelder  13558 

und  —               10 

Zusammen  1.         965983     192195 

2.  Pachtyorschüsse  der  Pächter  u.  Bauern 
(unverzinslich) 241398 

und  —  59842 

3.  Ghausseebau-Unterstützungs-Kasse  des 

Fürstenthums  Ratzeburg —  57111 

4.  Zentral  -  Steuerkasse  (Regierung  und 
Ständen  gemeinsam)  zu  Neubranden- 
burg       ....     .        126800 

und  31000  N.  «A  oder ^      —  36167 

5.  Landkasten   in   Rostock,    Ritterschaft 

des  Stargardschen  Kr.  27150  N.  %    .  —  31675 

Landschaft  des  Stargardschen  Kreises 

4650  N.  Vs        _  5425 

Zusammen  Strelitz:     1,334181     382415 

Zu  i.  Ausser  den  51140  Thir.  Gold  betragenden  festen 
Etatsgeldern  der  geheimen  Kommission,  werden  die  bei  der 
Rentei  aufkommenden  Erbstandsgelder  und  Ueberschüsse  an 
dieselbe  abgegeben. 

Zu  3.  Errichtet  in  Folge  Anschlusses  des  Fürstenthums 
Ratzeburg  an  den  meklenburgischen  Chausseeverband. 

Zu  4.  Von  dem  Ertrage  der  ausserordentlichen  Edikte 
(36000  ThIr.  Gold)  werden  7500  ThIr.  und  der  Ertrag  der 
Gewerbscheinsteuer  mit  1000  ThIr.  Gold  zur  Verzinsung  und 
Tilgung  dieser  Schuld  verwendet. 

Von  obiger  Strelitzer  Schuld  kommen  auf  1  Kopf  der 
Bevölkerung  von  1848:  19,67  ThIr.  und  die  Schuld  verhält 
sich  zur  Einnahme  wie  1,96  zu  1.  —   Während  die  Strelitzer 
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Sdiolden  seit  1848  nicht  wesentlich  zugenommen  zu  haben 
scheinen  9  sind  die  Schtoeriner  im  raschen  Fortschreiten  be- 
griffen. Im  Mäi*z  1849  wurde  eine  4  Voigo  Schuld  von 
600000  Thlr.  Kour.  mit  1  %  Tilgungs  -  Fonds  fundirt  und  am 
2.  Januar  1850  mussten  von  Lutterolh  und  Komp.  in  Ham- 
bni^  600000  Mk.  Bko.  gleichfalls  zu  4  Vo  angeliehen  werden. 
—  Die  bedeutendste  Vermehrung  aber  geschah  durch  üeber- 
nähme  ebter  Gewähr  Tür  die  Prioritätsanleihe  von  1,600000  Thlr. 
Kour.  der  meklenb.  Eisenbahn-Gesellschaft,  worUber  der  nach- 
stehende Erlass  Auskunft  giebt. 

^Wir  Friedrich  Franz  u.  s.  w.  thun  hiermit  kund,  dass» 
nachdem  von  der  Meklenburgischen  Eisenbahn-Gesellschaft  in 
die  Zurückgabe  de^  ihr  unterm  14.  März  1848  ertheilten  lan- 
desherrlichen PrivilegU  zur  Kontrahirung  eines  Prioritätd-Dar- 
lehns  von  1,800000  Thlr.  pr.  Kour.  mit  der  Erklärung  gewil- 
liget ist,  dass  sie  von  diesem  Privilegio  bisher  noch  keinerlei 
Gebrauch  gemacht  habe,  zugleich  aber  von  der  genannten 
Eisenbahn-Gesellschaft,  in  Folge  slattgehabier  kommissarischer 
Verhandlungen  über  die  Beschaffung  der  zur  Vollendung  der 
Eisenbahn -Anlage  annoch  fehlenden  Geldmittel,  darauf  ange^ 
tragen  ist,  Wir  geruhten,  ihr  die  Kontrahirung  eines  Darlehns 
von  einer  Million  Sechshunderttausend  Thalern  Koarani,  gegen 
Ausstellung  auf  den  Inhaber  lautender,  mit  Zinsscheinen  ver- 
sehener Prioritäts-Obligationen,  zu  gestatten  und  den  hier  an- 
gehefteten, die  bei  jenen  kommissarischen  Verhandlungen  re- 
gulirten   näheren  Bedingungen   und   Maassgabe  des  Darlehns 
enthaltenden   Nachtrag    zu    dem    Gesellschafts  -  Statute  vom 
10.  März  1846  zu   genehmigen,    —    Wir,    solchem  Antrage 
willfahrend,  nicht  nur  Unsere   landesherrliche   Genehmigung 
zur  Emission  der  gedachten  Prioritäts  -  Obligationen  hiermit 
ertheiltn,  sondern  auch   den  hier  anliegenden  Nachtrag  zum 
Statute  in  allen  Punkten  kraft  dieses  landesherrlich  genehmi- 
gen und  konfirmiren  wollen,  wohingegen  das  Eingangs  er- 
wähnte Privilegium    vom    14.  März  1848    hierdurch   wieder 
aufgehoben  und  ausser  Kraft  gesetzt  wird.  —    Für  das  ver- 
möge Unserer  gegenwärtigen  Konfirmations-Akte  der  Meklen- 
burgischen Eisenbahn-Gesellschaft  gestattete  Prioritäts-Darlehn 
von  1,600000  Thlr.  Kour.  ist  aber  voa  Uns,  in  Berücksichti- 

74* 
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guhg  der  Gemeinniilzlichkeit  des  Unternehmens,  die  landet- 
herrliche  GaranHe  zu  der  Wirkung  übernommen,  das  Unsere 
Regierung  für  die  Einhaltung  der  bedungenen  planmassigen 
Verzinsung  und  Amortisation  der  Prioritäts-Obligationen  Sei- 
tens der  Eisenbahn-Gesellschaft,  mit  den  Einkünften  aus  Un- 
sem  Domänen,  so  viel  dazu  von  Nöthen,  selbstschuldnerisch 
verhaftet  seyn  soll.  Urkundlich  unter  Unserm  Handzeichen 
und  Insiegel.  Gegeben  durch  Unsere  Regierung,  Schwerin, 
am  2Zf  Junius  1849,    Friedrich  Franz.    L.  von  Lützaw.^ 

Von  dieser  etwa  20  Meilen  (38740  Ruthen  oder  lOVs  M. 
Anl.  Zum  Prot«  der  zweiten.  Gen.-Vers.)  langen  Bahn  wurde 
die  Strecke  Seh  worin- Wismar  im  July  1848,  Schwerin-Hagenow 
(Einmündung  in  die  Berlin  -  Hamburger  Eisenbahn)  schon  am 
.1.  May  1847  dem  Verkehre  übergeben,  der  Rostocker  Flügel 
aber  nebst  seiner  Zweigbahn  Bützow-Güstrow  im  May  1850 
eröffnet.  Ständische  Aktenstücke,  welche  auf  diese  Eisenbahn 
sich  beziehen  sind  vom  19*  Jan.,  8.,  9.  Febr.  und  16.  July  1849. 

Eine  fernere  Anleihe  wurde  durch   Reg.-Bl  Nr.  52  vom 
12.  Dezember  1850  wie  folgt  verkündet: 

Se.  KönigK  Hoheit  der  Grosshei*zog  haben  auf  desfallsigen 
Vorschlag  des  unterzeichneten  Ministerii  allerhöchst  zu  ge- 
nehmigen geruht,  dass,  zur  Abtragung  der  in  den  Vorjahren 
-erwachsenen  Schulden,  so  wie  zur  Deckung  ausserordentlicher 
Bedürfnisse  der  Renterei,  eine  Anleihe  zu  4Vt  %  pro  Anno 
Zinsen  auf  die  hypothekenfreien  grossherzoglichen  Domänen 
und  die  Revenuen  der  Renterei  kontrahirt  werde.  Das  unter- 
zeichnete Ministerium  bringt  solches  hierdurch  zur  öffentlichen 
Kennlniss  und  fordert  zu  allgemeiner  Betheiligung  bei  dieser 
Anfeihe  auf,  indem  es  die  grundleglich  zu  machenden  Be- 
dingungen nachfolgend  verkündet:  1.  Die  Anleihe  wird  in 
preussich  Kourant  zu  V/t  %  pro  Anno  Zinsen  auf  halbjährige 
beiderseitige  Kündigung  gemacht;  2.  Kapitalien  unter  200  Thir. 
Kour.  werden  nicht  angenommen;  3.  die  Einzahlung  geschieht 
nach  Konvenienz  der  Anleiher  entweder  in  Termine  Antonii 
oder  in  den  Monaten  Februar,  März  und  April  k.  J.;  4.  die 
Zinsen  werden  zu  Johannis  und  Antonii  halbjährig  von  gross- 
herzoglicher Renterei  portofrei  berichtigt,  also  zuerst  in  Termine 
Johannis  k,  J.;  J5.  von  Einzahlungen,  welche  nach  dem  An- 
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tODii-Termine  erfolgen,  werden  die  Zinsen  bis  zum  Johannis- 
Ternoine  nach  Monaten  berechnet-,  6.  zur  Sicherheit  der  Ka- 
pital-Rückzahlung, wie  der  Zinszahlungen  werden  die  hypo- 
thekenfreien Domänen  und  die  Revenuen  der  grossherzog- 
lichen Renterei  als  Hypotheken  konstituirt;  7.  Anmeldungen 
sowohl,  als  Einzahlungen  werden  von  dem  Kommissionsrath 
Hinrichscn  hierselbst  entgegen  genommen,  der  dagegen,  je 
nachdem  die  Kapitalien  vorher  angemeldet  sind,  oder  ohne 
Anmeldung  eingezahlt  werden,  die  allerhöchst  vollzogenen 
Verschreibungen  aushandigen,  oder  Interimsscheine  ausstellen 
wird,  welche  letztere  nach  acht  Tagen  gegen  die  Verschrei- 
bungen auf  gleichen  Betrag  umzutauschen  sind.  Schwerin, 
den  10.  Dezember  1850.  Grossherzoglich  meklenburgisches 
Finanz-Ministerium,    v.  Brock. 

Sie  ist,  nachdem  750000  Thir.  Kour.  gezeichnet  waren, 
geschlossen  (Bekanntm.  vom  7.  Januar  1851),  obgleich  aus 
einer  im  Februar  1851  den  alten  Feudalständen  gemachten 
Vorlage  hervorgeht,  dass  noch  ein  Rest  schwebender  Schuld 
vorhanden  ist.  In  einem  s.  g..  Landlagsahschiede  vom  23.  März 
1851  giebt  die  Regierung  hierüber  den  Feudalständen  folgende 
Erklärung  ab: 

,,Was  die  dritte  Proposition  betrifft,  so  haben  Seine  Kö- 
„nigliche  Hoheit  mit  lebhafter  Befriedigung  die  Bereit- 
^Willigkeit  wahrgenommen,  mit  welcher  Ihre  getreuen 
„Stände  zur  Mitüberiragung  einer  Schuld  sich  verstanden 
„haben,  deren  Kontrahirung  zur  Aufrechterhaltung  des 
„Landesregiments  unter  den  beklagenswerthen  Verhäll- 
„nissen  der  nächstvergangenen  Jahre  unvermeidlich  war. 
„Allerhöchstdieselben  sind  erfreut,  darin  nicht  minder  den 
„bewährten  Patriotismus  Ihrer  getreuen  Stände  zu  er- 
„kennen,  als  jene  Treue  und  Hingebung,  mit  der  die 
„Stände  Meklonburgs  ihren  angestammten  Landesherren 
„stets  zugethan  gewesen  sind.  Seine  Königliche  Hoheit 
„nehmen  die  Bewilligung  der  Uebertragung  der  landes- 
„herrlich  kontrahirten  Schuld  von  1^050000  Thlr.  Kour. 
„auf  den  Fonds  der  Schuldenlilgungskasse  und  die 
„Verzichlleistung  auf  Rückzahlung  oder  Anrechnung  der 
„aus   der  Rezepturkasse   gemachten  Vorschüsse  gnädigst 
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„an  und  erklären  sich  einverstanden  mit  den  näheren 
^Bestimmungen  über  die  Fundirung  und  den  Abtrag  der 
^Schuld.  Dagegen  wollen  Se*  Königliche  Hoheit  Ihren 
^getreuen  Ständen  die  gewünschte  Zusicherung  hierdurch 
»gnädigst  gern  ertheilen :  dass  alles  dasjenige,  was  früher 
»oder  später  auf  die  liquidirten  oder  noch  zu  liquidiren- 
„den  Kosten  der  Feldzüge  nach  Schleswig -Holstein  und 
»Baden,  sowie  wegen  der  Küstenbefestigung  und  für 
»Durchmärsche  fremder  Truppen,  von  Bundes  wegen  an 
»Vergütung  geleistet  werden  möchte,  der  allgemeinen 
»Schulden-Tilgungskasse  zur  Verwendung  auf  deren  Zwecke 
»überwiesen  werden  soll.* 

Die  Schukherpfiichttmgen  von  Mehlenburg^Sckwerin  werden 
demnach  für  1851  wie  folgt  zu  berechnen  seyn : 

Bemchnung  der  Schuld.  ^-    ÄfÄ. 

1.  Rest  der  Reluitionskasseschixld  von    \  4      )     ^lynoat^A 
1837  (5  Mill.  Thir.  N.  Va)     .    •    .    I  3%  (     V«8öö0 

2.  Von  der  Anleihe  von  1844  (700000    {  4      )        qaqraa 
ThIr.  N.  Va)     ........    I  3vJ       ®^®^^^ 

3.,  Von  der  im  März  1849  gemachten 

Anleihe  (600000  ThIr.  Kour.)     .    .       4  594000 

4.  Rest  der  älteren  Schuld  der  vor-    j  4      /       4^0320 
roaligen  Lande$'-KredU''Komm,    .    .    f  3i/t  j 

5.  Rest  der  Berlin-Hamburger-Eisen- 
bahn-Anleihe         31/2         1,829868 

6.  Schuld  der  Chaussee-  und  Wasser-    (4      i     .  ««^^00 
baukasse    .    .    . (  3%!     ^'^^^^^^ 

(  ^      ) 

7.  Ritterschafts-Schuld ^V«  j  90434 

(  3      ) 

8.  Landschafts-Schuld IL/  .62107 

9.  Ausserordentliche  Anleihe  von  1851      V/t  750000 

10.  Kapital  der  Zinsen,  Renten  u.  s.w., 
welche  der  Staatsschulden-Verwal- 
tung nidW  überwiesen  sind   .    .    , 195483 

Zusammen    .    •    •     11,197144 

11.  Gewähr   für    die  meklenburgische 

Eisenbahn 1,600000 
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VoD  dieser  Schuldsorome  kommen  auf  1  Kopf  der  jetzi- 
gen Bevölkerung  23,04  Tbir.  ond  das  Verhallniss  derselben 
znr  Staatseinnabnoe  ist  wie  3,56  zu  1. 

Der  Staat  hat  unveninsKchei  Papiergeld  nicht  ausgegeben, 
jedoch  der  Rostocker  Bank  in  deren  unter  dem  27.  Februar 
1850  bestätigten  Statuten  die  Ausgabe  von  Banknoten  von 
10,  20,  50,  100  und  200  Thir.,  bis  zum  Betrage  des  Stamm- 
kapitals  O'elzl  500000  ThIr.,  §.  37)  gestattet.  Von  den  5000 
Aktien  zu  200  ThIr.  sind  bis  jetzt  nur  2500  ausgegeben ,  de- 
ren Verzinsung  mit  4Vo  geschieht.  Die  Dauer  dieser  Depo- 
sito- Giro -Leih -Bank  ist  vorläufig  auf  10  Jahre  festgesetzt; 
sie  besitzt  Korporationsrechte,  Porto-  und  Steuer -Freiheit. 
Die  Regierung  übt  ein  strenges  Beaufsichtigungsrecht  aus 
(§.  43  bis  47}^  Ein  ständischer  Kommissionsbericht  über  die 
Bank  ist  vom  29.  März  1849.  —  Die  meklenbnrgischen  Schuld- 
papiere  kommen  fast  nur  an  der  Hamburger  Börse  und  in 
den  dortigen  Kourszelteln  vor.  Sic  sind  grösstentheils  in  fe- 
sten Händen  und  deshalb  bedeutenden  Schwankungen  nicht 
unterworfen,  wie  denn  z.  B.  die  Papiere  der  3Vt  Voigen 
Schweriner  Anleihe  zwischen  86  und  92  Prozent  sich  bewegt 
haben.  Der  Kredit  des  Landes  ist  —  ungeachtet  der  'miss- 
lichen pohtischen  Verhältnisse,  trotz  der  grundschlechten 
Steuerverfassung  und  ungeachtet  der  höchst  unzweckmässigen 
Finanzverwaltung  —  festbegründet,  weil  die  inländischen  oder 
benachbarten  Gläubiger  wissen,  dass  das  Land,  selbst  auf 
der  jetzigen  niedern  Stufe  der  Entwicklung  seiner  Erwerbtha- 
tigkeit,  mit  Leichtigkeit  seine  Verpflichtungen  zu  errüllen  ver- 
mag. Allein  der  Erwerb  muss  in  Meklenburg  eine  andere 
Grundlage  erhalten,  wenn  nicht  allmäblig  —  in  Folge  ver- 
änderter Handelsverhältnisse  und  veränderter  Verkehrsrich- 
tungen ,  so  wie  als  Folge  der  nicht  mehr  zurück  zu  haltenden 
geistigen  Regung  —  eine  Verarmung  der  eigentlichen  Erwer- 
benden eintreten  soll.  Die  Zahl  der  Grundbesitzer  ist  (wie 
oben  dargelegt)  sehr  gering,  die  Zahl  der  Besitzlosen  über- 
mässig gross.  Es  ist  unmöglich,  dass,  nach  den  gemachten 
Erfahrungen  und  bei  ihren  jetzigen  Aussichten ,  diese  besitz- 
lose Bevölkerung  die  moralische  SlUi^se  behalte,  welche  als 
uncrlassliche   Bedingung   des   fortschreitenden   Erwerbes  be- 
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trachtet  werden  musß*  Diese  moralische  Stütze  ist  das  Ver- 
trauen auf  die  eigene  Erwerbskraft  und  der  Glaube  an  die 
Wahrscheinlichkeit  einer  Verbesserung  ihrer  Lage.  Könnet^ 
sie  diese  Träger  ihrer  Arbeit  festhalten«  wenn  sie  sehen  und 
hören,  zu  welcher  Stellung  der  Bauernstand  aller  Nachbar- 
länder in  den  letzten  Jahren  gelangt  ist  und  wenn  sie  ihre 
eigene  Lage  damit  vergleichen  ?  Wenn  irgendwo  die  so  sehr 
missbraucbte  und  missverstandene  Organisation  der  Arbeit 
möglich  und  nöthig  scheint,  so  ist  dies  in  Meklenburg. 
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des 

Königrdchs  Sachsen. 


i.  Im  AIIgemeineiL 

Sachseiu  geografische  Lage  hat  seiner  SelbstsäDdigkeit 
und  Ri/he  häufig  grosse  Gefahren  gebracht.  Eingezwängt 
zwischen  die  beiden  mächtigsten  deutschen  Staaten,  war  es 
gezwungen ,  jedes  Leid  mitzutragen ,  was  einen  derselben  traf 
und  Partei  zu  ergreifen,  sobald  diese  Staaten  feindlich  ein- 
ander gegenüber  traten.  Femer  an  einer  der  grossen  na- 
türlichen Verbindungsstrassen  zwischen  dem  Westen  und  Osten, 
dem  Norden  und  Süden  Europas  belegen,  ist  es  von  fast 
jedem  europäischen  Kriege  direkt  oder  indirekt  berührt  wor- 
den. Wenn  es  dessenungeachtet  bis  zum  Jahre  1815  unzer- 
stückelt  blieb,  so  ist  dieses  wohl  nur  dem  Umstände  zuzu-^ 
schreiben,  dass  das  Land  zu  schön,  zu  reich,  zu  wichtig 
war»  um  als  Kriegsbeute  einem  der  streitenden  Theile  zuge- 
standen zu  werden.  Obgleich  im  siebenjährigen  Kriege,  nächst 
Oesterreich,  Sachsen  Friedrich  des  Grossen  erbittertster  Geg- 
ner gewesen  war;  obgleich  der  Preussenkönig  das  Land  jah- 
relang bereits  besetzt  und  benutzt  hatte,  obgleich  gegen  Ende 
des  Jahrs  1762  nur  noch  Oesterreich  und  Sachsen  ihm  gegen- 
überstanden, gab  doch  der  preussische  König  im  Hubertsbur- 
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ger  Frieden  (16.  Februar  1763)  alles  Eroberte  zurück.  — 
Schon  damals  war  das  geroeinscbartliche  Band  der  deutschen 
Staaten,  die  Reichsverfassung,  nur  noch  auf  dem  Papiere 
vorhanden.  Für  die  mächtigeren  Reichsstände  waren  Land- 
fnede  und  Reichsgesetze  keine  Hindernisse  mehr  gegen  innere 
Kriege,  welche  man  zwar  auch  zu  jener  Zeit  noch  für  einen 
Landfriedetisbmch  erklärte  (z.  B.  —  wenn  gleich  damals  mit 
grossem  Unrecht  [Dohms  Denkwürdigkeiten  IV.  197]  —  die 
Besetzung  Sachsens*  durch  Friedrich  IL  im  August  1756),  ohne 
jedoch  dadurch  etwas  anders  zu  erreichen,  als  dass  das  Er- 
eigniss  einen  Namen  erhielt  —  der  ihm  nicht  mehr  schadete. 
Wenn  im  siebenjährigen  Kriege  Sachsen  dem  Könige  von 
Preussen  gegenüber  gestanden  halte,  so  findet  man  es  fünf- 
zehn Jahre  später  mit  Preussen  gegen  Oesterreich  in  den 
Waffen,  wofür  im  Teschner  Frieden  (13.  May  1779)  die  Lehns- 
herrlichkeit über  die  Schönburgischen  s.  g.  Rezessherrschaften 
und  6  Hill  fl.  ihm  zufielen.  —  (Im  Jahre  1775  enthielt  Kur- 
sachsen, mit  dert  inkorporirten  und  übrigen  Landen,  1,695226 
Bewohner,  nach  Büschings  Mittheilungen).  —  Ebenso  war  Kur- 
sacbsen  eins  der  frühsten  Mitglieder  des  FUrstetUnmdes  (mit 
Preussen,  Hannover  und  fast  allen  norddeutschen  Reichsstän- 
den am  23.  July  1785),  welcher  den  Zweck  hatte,  für  die 
Erhaltung  der  Reichs  Verfassung,  so  wie  der  Besitzungen  und 
Gerechtsame  ailer  Reichsstände,  gemeinsam  zu  wirken.  Al- 
lein dieser  engere  Bund  schützte  nicht  und  hielt  nicht  Stand 
gegen  äussere  Einflüsse  und  Feinde,  denn  nachdem  im  Kriege 
mit  Frankreich  Preussen  schon  den  Separatfrieden  zu  Basel 
geschlossen  hatte  (5.  April  1795),  riefen  auch  Hannover,  Kur- 
sechsen und  andere  ReichssiÄnde  ihre  Kontingente  von  der 
AetdUarmee  zurück  (1796).  Jeder  sorgte  auch  schon  damals 
nur  noch  für  rieh  selbst  und  so  war  es  denn  Kursachsen 
nicht  zu  verargen ,  dass  es ,  nach  der  unglücklichen  Wendung 
des  Krieges  zwischen  Frankreich  und  Preussen  im  Jahre  1806, 
seinen  abermaligen  Bundesgenossen  Preussen  verliess,  um  dem 
Rheinbunde  beizutreten  (11.  Dezember  1806).  Die  Berech- 
nung war  diesesmal  richüg  gewesen,  denn  der  Kurfürst  von 
Sachsen  erlangte  vom  Reichsfeinde  die  Kömgstoürde  und  das 
Herzogthum  Warschau,    wogegen  die   Abtretungen   an   das 
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neae  Königreich  Westphalen  nur  unbedeutend  waren.  Als 
treuer  Verbündeter  Frankreichs  von  der  Zeit  an,  empfing 
Sachsens  Regierung  auch  bei  den  folgenden  Friedensschlüssen 
ihren  Antheil ,  ohne  jedoch ,  gleich  den  süddeutschen  Genos- 
sen des  Rheinbundes,  den  Freund  und  Protektor  zur  Zeit 
der  Gefahr  zu  verlassen.  Zwar  erklärte  der  König  von  Sach- 
sen bei  Annährung  der  Russen,  der  bewaflfhcten  Vermittlung 
sich  anschliessen  zu  wollen,  welche  Oesterreich  beabsichtigte, 
allein  er  folgte  sofort  der  Aufforderung  Napoleons,  nach  Dres- 
den zurück  zu  kehren  und  seine  Truppen  mit  den  franzö- 
sischen  Heeren  zu  vereinigen.  Wegen  dieses  freiwillig  er- 
neuerten Bündnisses  wurde  Sachsen  als  erobertes  Land  be- 
handelt und  verlor  demnächst  (Wiener  Kongress-Akte  Art.  15  ; 
Friedensvertrag  zwischen  Preussen  und  Sachsen  vom  18.  May 
1815;  Hauptkonvenlion  zu  dessen  Vollziehung  vom  28.  Au^ 
gust  1819  und  Konvention  vom  4.  April  1825)  mehr  als  die 
Hälfte  seines  Flächengehalts  und  fast  die  Hälfte  seiner  Bevöl- 
kerung. Gänzlich  von  Sachsen  getrennt  wurden  hierdurch 
der  WUtenbergtr  y  der  Thüringer  y  der  Neuslädfer  Kreis ^  und 
die  Niederlauritz,  ausserdem  Theile  vom  Meissner  und  JLetp- 
xiger  Kreis  und  der  Oberlausitz;  ferner  gingen  verloren  die 
zum  Voigtländischen  Kreise  gehörenden  Encläven  im  Reussi- 
schen, das  Fürstenthum  Querfurth,  der  grösste  Theil  des 
Hochstifts  Naumburg-Zeih  und  Merseburg,  das  königliche  säch- 
sische Henneberg  und  Mansfeld,  im  Ganzen  367  Vi  D  M.  mit 
einer  Bevölkerung  von  864404  Einwohnern;  es  blieben  Sach- 
sen übrig  271,676  Q  M.  mit  einer  damaligen  Bevölkerung  von 
1,182744  Menschen.  Sachsen  war  der  Haupt-Schauplatz  der 
Kriege  der  letzten  Jahre  gewesen  und  es  konnte  sich  nur 
sehr  langsam  von  den  ausserordentlichen  Verlusten  erholen, 
welche  es  dadurch  erlitten  hatte.'  Die  Regierung,  obgleich 
mit  dem  redlichsten  ^llen  zu  helfen,  ergriff  die  dazu 
geeignetsten  Mittel  nicht.  Sie  Hess  den  Bodenbau,  die  Ge- 
werbe, das  Steuerwesen  in  der  früheren  Lage,  sie  befreite 
dieselben  nicht  von  den  Hindernissen  kräftiger  Entwicke- 
lung,  ungeachtet  der  ausserordentlich  grossen  Erfolge,  wel- 
che sie  im  Nachbarlande  Preussen  vor  Augen  hatte.  Auch 
in  den  Landständen  konnte  das  Land  keine  Stütze  finden; 
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denn,  obgleich  die  Sächsische  Regierung  die  mit  Frankreichs 
Hülfe  erlangten  Souveränetäls- Rechte  nicht  so  ausgedehnt 
ausgelegt  hatte  als  andere  Mitglieder  des  Rheinbundes,  welche 
kraft  derselben  die  ganze  ständische  Verfassung  aufhoben:  so 
that  sie  doch  auch  fast  gar  nichts  zur  Verbesserung  der  allen 
Stände-Einrichtungen.  Zwar  wurde  im  Jahre  1821  tur  die 
alten  Erblande  eine  neue  allgemeine  Kreistags -Ordnung  er- 
lassen und  im  Jahre  1824  erhielt  die  Landtagsverfassung  einige 
Zusätze;  ebenso  wurden  in  der  Oberlausilz  einige  der  ärgsten 
Uebelstände  beseitigt  (Mandat  vom  12. März  1821)  auch  wurde 
gestattet  aus  den  Verhandlungen  der  in  den  Jahren  1821, 
1824  und  1830  gehaltenen  Landtage  eine  kurze  gedruckte 
Nachricht  zu  geben.  Allein  es  bedurfte  doch  widerum  erst 
des  französischen  Einflusses  um  die  Sächsische  Regierung  ernst- 
lich auf  die  Bahn  der  Reformen  zu  bringen.  Der  König  Anton 
(-J-  1836  Juny  6.),  seit  dem  am  5.  May  1827  erfolgten  Ableben 
des  Königs  Friedrich  August  regierend,  betrat  diese  Bahn  nun- 
mehr mit  Aufrichtigkeit  und  eine  gewichtige  Bürgschaft  dafür 
lag  in  der  Ernennung  seines  Neffen  Friedrich  August  zum 
Mitregenten  (1830  Septer.  13.).  Der  Inhalt  ferner  des  Land- 
tags Abschieds  vom  7.  Septbr.  1831,  sowie  der,  durch  Einver- 
ständniss  zwischen  Krone  und  Landständen  zu  Stande  gekom* 
menen  Verfassungs-Urkunde  vom  4.  September  1831  und  Wahl- 
gesetzes  vom  24.  September  1831;  liefern  davon  ehrenvolle 
Beweise.  Beide  Gesetze  haben  später  Abänderungen  erfahren, 
welche  hier  gleich  angedeutet  werden  können.  So  bestimmte 
ein  Gesetz  vom  19.  Juny  1846,  dass  die  Mitglieder  des  Minis- 
teriums und  Königl.  Kommissarien,  nur  bei  den  Abstimmungen 
durch  Namensaufruf  in  geheimer  Sitzung,  abtreten  sollten. 
Ein  provisorisches  Gesetz  vom  15.  November  1848  und  zwei 
dergleichen  vom  31.  März  1849,  die  Eigenschaften  der  Wähler 
und  Abgeordneten,  den  Geschäftsbetrieb,  das  Verhäitniss  zwi- 
schen Regierung  und  Ständen  u.s.  w.  betreffend,  sollten  durch 
einen  dem  VIL  Landlage  am  28.  November  1849  vorgelegten 
Gesetzentwurf  ersetzt  werden.  Auch  die  Verordnungen  vom 
2.  März  und  20.  April  1849,  wodurch  das  Reichsgeselz  über 
die  Grundrechte  des  deutschen  Volks  veröffentlicht  und  die  Aus- 
führung  einiger  Bestimmungen    derselben    angeordnet  wird; 
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sind  hier  zu  erwähnen.  Hinsichtlich  der  Wahlen  hat  das  prov. 
Gesetz  vom  15.  November  1848  (mit  Ausführungs-Yerordnongen 
vom  17,  November  1848  und  vom  19.  Sept.  1849)  wesentliche 
Abänderungen  gegen  das  früher  Geltende  gebracht;  nachdem 
das  ursprüngliche  Wahlgesetz  vom  !^4.  September  1831  schon 
durch  die  Gesetze  vom  4.  Januar  und  l.Novbr.  1834,  so  wie 
durch  die  Verordnungen  vom  30.  May  1836  und  18.  März  1839, 
endlich  durch  das  Gesetz  über  die  Wählen  der  Vertreter  des 
Handels-  und  Fabrikwesens,  vom  7.  März  1839,  wichtige  Zu- 
sätze und  Aenderungen  erhalten  hatte. 

Landlage  vor  der  neuen  Verfassung  fanden  im  Jahre 
1817/8,  vom  15.  November  1820  bis  11.  Juny  1821,  vom  6. 
Januar  bis  1.  August  1824  vom  6.  Januar  bis  8.  July  1830 
und  vom  1.  März  bis  7.  September  1831  Statt. 

Die  Zeit  und  Dauer  der  ständischen  Arbeiten  seit  Erlass 
der  Verfassungs-Urkunde,  ergeben  sich  aus  nachfolgender  Zu- 
sammenstellung : 

I.  Landlag,  Anfang  1833  Januar  22.  bis  1834  Oktober  30. 
(z.  V.  das  Wirken  der   Slaatsregierung  und  Stände  des 
Königr.  Sachsen  von  Z.  A.  H.  Leipzig  .1834). 

U.  Landlag  von  1836  Novbr.  8.  bis  1837  Dezember  3. 

IIL        ^  ^     1839       ^       5.  bis  1840  Juny  22. 

IV.  y,  „1842      »15.  bis  1843  August  21. 

V.  «  «     1845  Septbr.  9.  bis  1846  Juny  17. 
Ausserordenll.  Landtage  von  1847  Januar  18.  bis  März  24« 
Äusserer dentl.  Landtag,  von  1848  May  18.  bis  Novbr.  17. 
VL  Landlag,  von  1849  Januar  17.  bis  April  29.  (Auflösung) 
Vn.       y,         von  1849  Novbr.  26«  bis  1850  Juny  1.  (AuQösung). 

Dann  hat  noch  eine,  durch  Verordnung  vom  3.  Juny  1850 
einberufene  Versammlung  vormaliger  Landtagsabgeordneten, 
seit  dem  15.  July  1850  bis  12.  April  1851  Statt  gefunden; 
über  deren  Berechtigung  nachbezeichnete  Schrift  zu  verglei- 
chen ist:  Biedermann,  die  Wiedereinberufung  der  alten  Stande 
in  Sachsen  aus  dem  Gesichtspunkte  des  Rechts  und  der  Poli- 
tik. Zugleich  eine  Rechtfertigung  der  Kammern  von  1849—50 
Leipzig  1850.  Bülau  (ein  Anhänger  des  jetzigen  Systems)  sagt 
in  seinem  Verfassungsrecht  des  Königr.  Sachsen  (1833) : 
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„Bin  wahrhafter  Verfassungsbraoh  findet  dann  staU,  werni 
„eine  Gewalt  im  Staate  den  Versach  wagt^  eigenmächtig 
„die  Verfassung  umzuändern,  ihr  einen  andern  Charakter 
„aufzudrücken  und  so,  für  den  Fall  des  Gelingens,  selbst 
„die  Möglichkeit  einer  Herstellung  der  V^letzung  aufzu* 
„heben.**  — 

Als  VerfassungS'-Qesetie  muss  ich  noch  das  Königl*  Haus- 
gesetz  vom  30.  Dezember  1837  (veröffentlicht  mittelst  Verord- 
nung vom  9.  Februar  1838)  und  ein  Gesetz  vom  3.  Februar 
1838  über  das  Verfahren  in  den  an  den  Staatsgerichlshof  ge- 
langenden Sachen;  erwähnen.  Die  sächsische  Regierung  hat 
die  Verfassung  nicht,  gleich  andern  Staaten,  unter  den  Schutz 
des  deutschen  Bundes  gestellt;  vielleicht  weil  es  von  jeher 
ihr  Grundsatz  gewesen  ist,  der  obersten  Bundesbehörde  mög- 
lichst wenig  Einfluss  einzuräumen  (zu  vergl.  z.  B.  Jhre  Ab- 
stimmung über  den  Antrag  Meklenburgs  auf  Ertüllung  des 
Art.  13  der  Bundesakte  im  Jahre  1818).  — 

Nachdem  Sachsen  ein  konstitutioneller  Staat  geworden 
war,  begann  die  Regierung  auch  hinsichtlich  der  Ordnung  der 
VerwaUung  das  einigermaassen  Versäumte  nachzuholen.  Eine 
Verordnung  vom  7.  November  1831  richtete  die  Minütei-ial-' 
DeparhmenU  ein;  unter  dem  16.  November  d.  J.  wurde  der 
Staatsrath  geschaffen;  die  Verhältnisse  der  Zivilstaatsdiener 
wurden  durch  Gesetz  vom  7.  März  1835  geordnet,  während 
eine  Verordung  vom  2.  November  1837  die  Verpflichtungen 
der  Zivilstaatsdiener  und  anderer  in  öffentlichen  Funktionen 
stehenden  Personen  aussprach;  mehrere  Verordnungen  regel- 
ten in  den  Jahren  1835  bis  1837  das  Pensionswesen,  Da  die 
Vorschriften  über  einzelne  Dienstzweige  später  erörtert  werden, 
habe  ich  hier  nur  nodi  zu  bemerken,  dass  eine  Umgestaltung 
der  Verwaltungs-Jli//eb/e/fe/t  durch  die  Verordnung  vom  6.  April 
1835  geschah;  indem  an  die  Stelle  der  Landesdirektion,  der 
Ober-Amtsregierung  zu  Budissin  und  der  Kreishauptmannschaf- 
ten ;  die  vier  Kreisdirektionen  zu  Budissin ,  Diesden ,  Leipzig 
und  Zwickau  (mit  14  Amtshauplmannschaften  und  den  Schön- 
burgschen  Rezessherrschaften),  traten.  — 

Ein  GeseU  über  das  Vereins-  und  Versammlungsrecht  ist 
vom  14.  November  1848,  eine  demselben  entgegen  tretende 
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cktroirie  Verordnung  wurde  unter  dem  S.Juny  iS50  erlassen. 
Oeseise  über  die  Presse  vom  18.  November  1848,  haben  am 
3.  Juny  1850  oklroirte  Zustälsse  erhalten. 

Die  Literatur  des  Königreichs  Saclisen  ist  iti  Aist  allen  Zweigen  des 
Staats-  und  Volkslebens  stärker  vertreten,  als  man  bei  d^n  Obrigen  Staa- 
ten Deutschlands  findet;  Staatsrecht  und  Staatshaushalt  bilden  die  viel- 
leicht einzigen  Ausnahmen.  Von  den  Schriften,  Welche  eine  Darstellung 
aller  Verhaltnisse  zur  Aufgabe  haben,  Ist  vor  allem  das  vortrefTlich  ein- 
gerichtete Staatshandbuch  zu  nennen,  bisher  vom  Direktorium  des  sta- 
tistischen Vereins  herausgegeben,  demnächst  vom  statistischen  Bfireau; 
sodann  Engelhardts  YAierltmdBlmüde  fftr  Schule. u|id  Haus,  ein  Buch, 
welches  seinem  Zwecke  so  sehr  genügt,  dass  die  zahlreichen  Auflagen, 
welche  es  erlebt  hat,  wohlverdient  zu  nennen  sind.  Fieissig  und  gewis- 
senhaft gearbeitet  ist  die  zweite  Auflage  des  Handbuchs  der  Geogfi^ 
phie,  Statistik  und  Topographie  des  Königr.  Sachsen  von  H,  von  Böse, 
Dresden  1846.  Schiffher* s  Handbuch  der  Geographie  und  Statistik  des 
KÖnigr.  Sachsen,  Leipzig  1837,  war  die  erste  umftissende  Beschreibung 
neuster  Zeit;  auch  Richter's  Beschreibung  des  KÖnigr*  Sachsen,  Freiberg 
1847,  und  das  KÖnigr«  Sachsen  in  allen  seinen  Beziehungen,  Leipzig  1840 
Polet,  verdienen  Erwähnung.  Von  den  geschichtlichen  Werken  sind: 
Weisse,  Geschichte  der  kurf. ,  dann  der  königl.  Sachsischen  Staaten ;  jPd- 
HtZj  Geschichte  des  KÖnigr.  Sachsen;  G(ünther)  die  Genchichte  Sachsens 
fQr  Volk,  Schule  und  Haus;  und  „Sachsen  sonst  und  jetzt,  Dresden 
1848^'  zu  nennen.  Weisse,  Lehrbuch  des  K.  Sächsischen  Staatsrechts; 
Leipzig,  2  Bde.,  1824  und  1827,  ist  leider  veraltet;  BüiaUy  Verfassung 
und  Verfiissungsrecht  des  KÖnigr.  Sachsen,  Leipzig  1833,  enthalt  auch 
die  damaligen  Ansichten- des  Verfiuisers  Aber  konstitutionelles  Staatsleben; 
Miihauser,  das  Staatsrecht  des  KÖnigr.  Sachsen  u«  s.  w.  erschien  1839 
und  zu  gleicher  Zeit  gab  Ramming^  Haans  kirchlich-statistisches  Hand* 
buch  ntr  das  Königreich  Sachsen,  heraus.  —  Die  Mittheilungen  des  sta^ 
tistischen  Vereins  ffir  das  Königreich  Sachsen  (seit  1831  bis  jetzt  18 
Lieferungen)  enthalten  eine  Menge  der  schäizbarslen  Beiträge  zur  Kennt- 
niss  des  Landes  und  seiner  Bewohner,  haben  jedoch  manche  Zweige  der 
Statistik  wenig  berührt,  erschienen  auch  zu  verspätet.  Für  einzelne 
Theile  der  Statistik  ferner  finden  sich  sehr  iesenswerthe  Mittheilungen  in 
den  Beiträgen  zur  Statistik  des  KÖnigr.  Sachsen  von  v«  Flotow  (Rau's 
Archiv  1846);  dem  Sächsischen  Jahrbuch  (flr  vaterländische  Geschichte, 
Geographie,  Statistik  und  Topographie  von  U.  von  Böse  fTir  1849,  Dres- 
den 1850,  in  der  landwirthschaplichen  Zeitschrift^  Dresden  und  Leip- 
zig, seit  1850  Zeitschrift  fßr  deutsche  Landwirthe;  in  der  deutschen 
Gewerbe ^Tteitaxkgy  Leipzig;'  in  der  Zeitibchrift  des  Vereins  för  deutsche 
Statistik ;  in  den  zum  Theil  vortrefflichen  Berichten  Ober  die  Inätistrie^ 
Ausstellungen;  in  der  Zeitung  fQr  Rechtspflege  und  Verwaltung  zunächst 
IQr  das  KÖnigr.  Sachsen,  Leipzig«    Sammlungen  von  AktenstttckeD  sind; 
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dM  GeseU-  und  Vf rordnoags-Blatt  lOr  das  KSnlgr.  Sachsen ;  der  Ckidex 
Saxonictis  von  1255  bis  Ende  1840  von  Sekaflhtfh,  Leipsig  1841/2;  Funke^ 
die  PolixefjseseUe  and  Verordnungen  des  Kdnign  Sachsen^  Leipiig  1846/7, 
4  Bde»  (eine  gründlieke,  fleissige  Arbeit).  Femer  systematisebe  Bearbei- 
tungen: Flathf  Darstellung  des  im  Königr.  Sachsen  geltenden  PolizeU 
rechts,  Dresden  1841;  Curtius,  Handbuch  des  im  Königr.  Sachsen  gel- 
tenden Civilrechts,  4.  Auflage  ^  Leipzig  1849;  EmminghauSy  Pandekten 
des  gemeinen  sftchsischen  Hechts»  Jena  1849  (systematische  QueUensamm- 
lung);  DieUch,  Sächsischer  Rechtsfreund,  Meissen  1847;  Haubold  ^  Lehr- 
buch des  KÖnigU  Sächsischen  Privatrechts,  3«  Aufl.  von  Hansel 9  Oratz 
1848.  — 

Das  Könin^reich  Sachsen,  welches  nach  mangelhaften  Er- 
mittlungen im  Jahre  1817  auf  1^71,68  Q  Meilen  1,205996  im 
iahre  1827  aber  1,358003  Einwohner  besass;  hatte  nach  den 
Zollvereinszählungen  Ende  1834:  1,595668;  1837:  1,65dl  14; 
1840:  l,706d76;  1843:  1,757800;  1846  auf  271,913  Q  M. 
(=  2,704757  sächsische  Acker  von  300  D  R.  zu  7  Ellen 
14  Zoll;  6  Acker  =13  preussische  Morg.;  die  geografische 
D  M.  zu  9947  Acker  75,75  Q  R.  gerechnet)  1,836433  Be- 
wohner, Ende  1849:  1,894431  Seelen.  Der  Grenzumfang  be- 
trägt 163,5  geogr.  Meilen  und  das  Königreich  enthält  2,37  Vo 
des  Flächengehalts  von  ganz  Deutschland* 

lieber  die  Veriheilung,  Zerstückelung,  Beschaffenheit  und 
Benutzung  des  Bodens  giebt  nachstehende  Uebersicht  Aus- 
kunft, welche  den  bis  zum  Jahre  1843  bei  Vermessung  und 
Abschätzung  zur  Grundsteuer  erlangten  statistischen  Nachrich- 
ten, entnommen  ist  (z.  v.  landwirlhschaflliche  Zeitschrift  Jahr- 
gang 1847  S.  124,  293;  1848  S.  257). 

Die  Zahl  der  Grundbesitzer  war  215369,  der  Pai*zellen 
1,779710,  mithin  kamen  im  grossen  Durchschnitt  8,2  Grund- 
stück theile  auf  einen  Besitzer;  jedoch  ipi  Kreisdirektionsbezirk 
Leipzig  10,5;  Dresden  9,3;  Bautzen  7,3;  Zwickau  6,9  Grund- 
stücküieile. 

Sodann  waren  vorhanden  in  Sächsischen  Pr«/.- 

Ackern :  Anth. 

i.  Ackerland 1,344474  50,31 

2.  Waldungen 827225  30,95 

3.  Wiesen 301550  11,29 

4.  Weideplätze 56168  2,10 
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5.  Weinberge 

6.  Gärten 

7.  Teiche      .    .    .' 

8.  Steinbrüche,  Sand-,  Lehm^ 
und  Tbon-Gruben,  TorCstiche, 
Kohlenbergwerke  .    .    .    •    . 

9.  Kirchen  und  Kirchhöfe  .    .    . 
10.  Wege,  Flüsse,  Bache,  Felsen 

u.  s.  w.  .  . 


3080 
76024 
20373 


0,12 
2,84 
0,76 


3121 
649 

39829 


0,12 
0,02 

1,49 


Zusammen    2,672473      100,— 

Der  Finanz-Direktor  von  Flotow  berechnet  in  seinen  sehr 
verdienstlichen  Beiträgen  zur  volkswirthschafilichen  Statistik 
des  Königreichs  Sachsen  (Rau,  Archiv  1846  Bd.  V.  S.  1)  für 
die  gesammte  Grundfläche  2,690881  Acker;  ein  Unterschied, 
welchen  ich  ebenso  wenig  zu  erläutern  vermag,  als  die  Ver- 
schiedenheit von  der  nach  der  Q  M.  Zahl  gemachten  Be- 
rechnung. — 

Rüoksichtlich  der  Veriheilung  des  Grundbentaes  ergaben 
sich  Acker  Pfluglandes  auf  einen  Besitzer 

im  ganzen  Landen  im  Kr ei$direkHonS' Bezirk 

Druiden,    Leipnif^  Zmichmu,  Mamiwemp 

mit  Einschluss  der  Rittergüter    10,96     12,5    11,9      9,61     9,5 
mit  Ausschluss  der  Rittergüter      8,9     10,7 

AckerUmd,      Qärten,         Wieien, 

im  ganzen  Lande  .      6,2        0,50        1,37 


9,61 

9,9         8,2    6,7 

■« 

WeitUn,      Wmldtmgfn, 


0,25         2,61 


Kreisdirektions-Bez 

Dresden .  . 

Leipzig  •  . 
Zwickau 

Bautzen  • 


rk 


7,50 
7.88 
4,68 
4,68 


0,40 
0,34 
0,27 
0,25 


1,43 
1,22 
1,52 
1,17 


0,26 
0.21 
0,16 
0,33 


2,62 
2,22 
2,93 
2,71 


Das  VerhäUmss  des  Acker-,  Garten-  und  Wein-'Landßs  %u 
den  Wiesen  ist  wie  1  zu  0,21.  Wenn  man  jedoch  von  den 
als  Gartenland  aufgeführten  Grundstücken,  wohl  ziemlich  Vs 
Theile  mit  50600  Acker  als  zur  Grasbenutzung  dienend  an^ 
nehmen  kann;  so  stellt  sich  das  Verhältniss  für  die  Fütterung 
ungleich  günstiger,  nämlich  wie  1  zu  0,26.  — - 

R«4tu  FiBM»-SUtittSk.  75 
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-  In  Beziehung  auf  den  Bodenertrag  ist  Folgendes  zu  be- 
merken. Nach  den  in  den  Jahren, 1846  und  1847  gemdcbten 
möglichst  genauen  Ermittlungen ,  sind  (ur  das  ganze  Land, 
als  Miltelerlräee  in  Schock ,  Slroh  und  Scheffeln  Körner,  von 
1  sächsischen  Acker  anzunehmen 

Schock     Scheffel 

(9r=:17pr.Belieff.) 

Winter-Hocken 7,7  11,3 

Sommei^Rocken     ....      6,8  8,8        . 

Winter-Weizen 8,9  11,4 

Sommer- Weizen    .......  ft,9  9,6 

Gerste 6,4  13,2 

Hafer 5,8  16,6 

Erbsen  (statt  Schock  Fuder)      7,2  9,5 

Kartoffeln       —        116 

Heu   fstalt  Schock  Zentner)    30,9  — 

Grummet  (desgl.)  ....    17,3  — 

Leider  ist  auch  im  Königreiche  Sachsen  die  landwirth- 
schaftliche  Statistik,  ungeachtet  der  Bemühungen  einzelner  Mit* 
glieder  der  landwirthschaftlichen  Vereine,  noch  so  sehr  in  der 
Kindheit,  dass  nicht  einmal  über  die  Art  der  Verwendung  des 
Ackerlandes  amtliche  Untersuchungen  Statt  gefunden  haben. 
Um  so  dankbarer  muss  man  Herrn  von  Flotow  seyn ,  dass 
er  in  seiner  oben  angeführten  Abhandlung  einige  Ertrags-Be. 
rechnungen  gemacht  hat;  woraus  Nachstehendes  entnommen 
wird.  —  Der  Mittel  -  Natural-Ertrag  eines  sächsischen  Ackers 
an  Körnern  (ausschliesslich  der  Kartoffeln,  des  Grünfutters 
und  der  Weidcv  sowie  nach  Abzug  des  Samens)  wird,  mit 
Rücksicht  auf  die  Verschiedenheit  des  Klima,  des  Bodens  und 
der  Wirthschafts-Arten  im  Durchschnitt  etwa  auf  6  Scheffel 
Rockenwerth,  angenommen  werden  können*  Es  würde  also 
der  Natural' Körner-Ertrag  von  V3  des  Ackerlandes  im  ganzen 
Lande  (indem  das  andere  Drittel  auf  die  ausgeschlossenen 
Feldfrücbten,  Brache  u.  s.  w.  zu  rechnen  ist),  etwa  5,377896 
Schffl.  Rockenwerth;  oder  über  16  Mill.  Thh*.  Geldwerth  und 
sonach  auf  den  Kopf  nicht  völlig  3  Schffl.  betragen.  —  Dies 
dürfte  eher  etwas  zu  viel  als  zu  wenig  gerechnet  seyn,  be- 
sonders wenn  man  die  erzgebirgsche  Graswkthichafi  berücke 
sicbtigt.  Dagegen  ist  aber  auch  das  Getreide,  was  in  zeitweise 
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Hegen  bleibenden  und  bestellt  werdenden  Teichen,  auf; den 
angerissenen  Lehden  und  Wiesen,  auf  Waldboden  vor  der 
Wiederkullur  u.  s.  w,  erbaut  wird;  nicht  berücksichtigt.  Rech- 
net man  nun  durchschnittlich  den  Verbrauch  an  Getreidekör'- 
nern  zur  Nahrung  auf  2V4  Scheffel  Rockenwerlh,  indem  aus- 
serdem V4  Scheffel  durchschnittlich  durch  Kartoffeln  ersetzt 
werden  dürften;  so  beträgt  der  Kömerbedarf  zur  Nahrung 
4,1 3 lOOOScheffel  Rockenwerlh.  Es  ergiebt  sich  alsozwarnoch  ein 
Ueberschuss  von  1,247000  Scheffel  Rocken  werth  der  jedoch  durch 
den  Bedarf  der  Pferde  an  Körnern  (das  Stück  26  Scheffel  Hafer 
=  13Scheffel  Rocken)  mit  1,125576 Scheffel Rockenwerth  sofort 
fast  ganz  aufgehoben  wird.  Durch  den  Bedarf  für  das  übrige 
Vieh,  durch  den  Verbrauch  zu  Bier  und  Branntwein  (etwa 
300000  Scheffel  Rockenwerth)  und  zu  andern  Fabrikationen 
und  Bedürfnissen ;  bildet  sich  ein  sehr  bedeutendes  Defizit^ 
welches  durch  Zufuhr  von  Aussen  gedeckt  werden  muss. 
Die  Einfuhr  von  Böhmen  allein  beträgt  auch  in  der  That  jähr- 
lich im  Durchschnitt  540000  Scheffel  Weizen,  Rocken,  Gerste 
u.  s.  w.  (ungefähr  gleich  470000  Scheffel  Rockenwerth).  Die 
Einfuhr  Von  andern  Seiten  ist  eben  so  bedeutend  (z.V. jedoch 
die  interessante  Berechnung  von  Reuning  in  der  Zeitschr.  für 
deutsch.  Ldwthe.  Jahrg.  VII.  S.  33  Leipzig  1851).  An  Kar- 
löffeln  zur  Nahrung  dürften  3^/8  Schffl.  (=  %  Schffl.  Rocken- 
werth) durchschnittlich  auf  den  Einwohner  zu  rechnen  seyn. 
•Im  Ganzen  also  wären  hierzu  ungefähr  6  Mill.  Scheffel  erfordere 
Hch.  Wenn  nun  etwa  Va  der  Brache  oderVo  des  Ackerlandes 
(nämlich  149386  Acker)  mit  Hackfrüchten,  Kartoffeln,  Kraut, 
Rttben  u.  s.  w.  bestellt  würden,  so  dürfte  durchschnittlich  auf 
«ine  Erndte  von  beinahe  12,000000  Scheffel  (80  Scheflfel  vom 
Acker)  darunter  etwa  9  bis  10  Mill.  Scheffel  Kartoffeln,  zu 
rechnen  seyn.  Vor  der  Hand  indess  ist  der  Kartoffel -Ertrag 
vorzüglich  wegen  der  Gebirgswirthschaft,  noch  nicht  so  hoch 
anzunehmen.  —  Den  Natural  -  Ertrag  der  Wiesen  wird  man 
für  jetzt  zu  höchstens  24  Ztr.  an  trockenen  Futter  vom  Acker 
(ausschliesslich  der  Gärten);  rechnen  dürfen,  dies  würde  einen 
Durchschnitts-Ertrag  von  7,237224  Ztr.  trockenes  Futter  geben, 
so  das6  also  für  ein  Stück  des  auf  Rindvieh  berechneten  Thier- 
bestaodes  (mit  Ausschluss  der  Schweine)  nicht  mehr  als  unge- 

76* 
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fähr  9Vio  Ztr.  trockenes  Winlerfutter,  von  den  Wiesen  zu 
reebnen  ist.  Aus  dieser  Berechnung  schon  ergiebt  sich  welch 
bedeutender  Zuschuss  zu  guter  Austütterung  des  Viehs  von  dem 
Acker  erforderlich  oder  wie  schlecht  diese  Ausrutterung,  wo  ein 
solcher  Zuschuss  nicht  stattfindet,  oder  hauptsächlich  nur  in  Stroh 
besteht,  beschaffen  seyn  muss.  Der  Reinertrag  eines  Ackers 
Teichland  (Gras-,  Streu- und  Rohr-Nutzung)  schwankt  zwischen 
20 Ng.  und  9  Thir.;  ist  aber  im  Durchschnitt  höchstens  zu  3  Rlhlr. 
15  Ngr.  (etwa  ly«  Schffl.  Rockenwerlh)  anzunehmen. 

Berechnet  man  den  Erfrag  sämmtlicher  Weinberge  nur 
zu  durchschnittlich  10  Eimer  Most  vom  Acker,  so  beträgt  dies 
80810  Eimer  Most;  welche  im  Durchschnitt  zu  8  Rthlr.  ge- 
rechnet, einen  Werlh  von  246480  Rthlr.,  oder  in  Wein  ver- 
wandelt, den  Eimer  zu  15  Rthlr.  angenommen,  ein  Werth- 
Erzeugniss  von  415935  Rthlr.  darstellen.  — 

Von  der  gesammten  Waldfläche  befinden  sich  562360 
Acker  21  QR.  oder  0,6d  der  ganzen  Waldfläche  im  Besü%e 
eon  Privatpersonen  und  zwar: 

402594  Acker  22  D  R.  Hochwald, 
159765      n    299  «      Niederwald; 
dagegen 

264865  Acker  110,79 DR.  oder  0,32 Vo 
der  ganzen  Waldungen  im  Besitze  des  Staats,  — 

Der  durchschnittliche  Natural  -  Ertrag  dieser  Waldungen 
lässt  sich  auf  folgende  Weise,  annäherungsweise  ermitteln. 
Der  Natural-Erirag  der  eigentlichen  Staats  ^  Waldungen  (näm- 
lich mit  Ausschluss  der  zu  den  Landesanstalten,  den  Kammer- 
gütern und  den  Erbpächtern  gehörigen  Waldtheile)  beträgt 
nach  27jährigem  Durchschnitte  330248  Klafter  {%  =  78  Ku- 
bikfuss  Holzmasse),  oder  25,759469  Kubikfuss  Holzmasse,  oder 
vom  Acker  99  Kubikfuss  =  1,26  Klafler.  Dieser  durchschnitt- 
liche Ertrag  zertällt  in 

222956  Klafter  Derbholz    zu  78  Kbfss,  Holzmasse, 
113897        ^       Stockholz  zu  40      «  « 

136179  Schock  Reissig  zu  .    20      „  ^ 

oder  vom  Acker  in  67  Kbfiss.  Derbholz  (ungeftihr  Vs)f 

17      «      Stockholz  (ungerähr  V«)  und 
15      n      Reissig  Holz  (etwa  V«  des  Ganzen) 
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Von  dem  Derbholze  werden  durchschnittlich  52556  Klaf- 
ter (0,23  des  Derbholzes  und  0,16  der  ganzen  Holzmasse)  als 
Nutzholz  und  170400  Klafter  als  Brennholz  abs;esetzt.  Nimmt 
man  hiernach  den  Ertrag  der  PrivaltcaldungeH  (mit  Hinzurech- 
nung der  oben  bemerkten  unter  dem  Ertrage  der  Staatswal- 
dungen  nicht  mit  begriffenen  871  Acker  138,46  □  R.  fiskalischer 
Waldungen),  bei  welchen  das  Verhällniss  des  Niederwaldes 
zum  Hochwalde  weit  bedeutender  als  bei  den  Staatswaldungen 
ist,  zu  einem  Klafter  =  78  Kbfss.  Holzerlrag  vom  Acker  an, 
so  ergiebt  dies  563231  Klafter,  worunter  etwa  90000  Klafter 
Nutzholz  zu  rechnen  seyn  dürften.  (Nach  dem  Yerwaltungs-Be- 
richte  des  Direktor  des  landw.  Vereins  fiir  1846,  in  der  Zeit- 
schrift 1847  S.  148,  soll  von  den  Privatwaldungen  nicht  mehr 
als  V«  Klafter  Durchschnitts- Ertrag  des  Ackers,  zu  rechnen 
seyn).  Es  beträgt  also  der  Holzertrag  der  Wa'dungen  des 
ganzen  Landes  893480  Klafter  oder  69,691440  Kubikfuss  Holz- 
masse. —  Auf  einen  Einwohner  kommt  0,486  Klafter  Holz 
und  auf  eine  Haushaltung  etwas  mehr  als  2  Klafter.  Rechnet 
man  aber  das  Nutzholz  ab,  so  bleiben  nur  750924  Klafter 
Brennholz.  Es  kommt  also  auf  jeden  Einwohner  0*409  Klafter 
Brennholz  und  auf  jede  Haushaltung  1,8  Klafter^  ausschliess- 
lich der  Abfälle  von  Nutzholz,  der  Lohkucben  und  der  nicht 
unbedeutenden  Mengendes  Kopf-  und  Schneidelholzes,  des 
Raff-  und  Leseholzes  und  des  Holzes  von  Obstbäumen,  Hecken 
U.S.  w.,  welches  alles  unter  obiger  Masse  nicht  begriffen  ist  — 

Als  Ertrag  der  sonstigen  Brennstoffe  sind  zu  rechnen : 
Torf  180  Millionen  Ziegel  (wovon  für  den  Staat  15  MilK  Streich- 
und  22  Mill.  Stechtorf)  ^  welche  etwa  58000  Klafter  weichen 
Brennholzes  gleich  zu  achten  sind;  Braunkohlen  mindestens 
1  Hill.  Scheffel;  Steinkohlen  wenigstens  3Vs  Mill. Schfll. (wovon 
aus  den  Staatswerken  im  Plauenschen  Grunde  7—800000  Schef- 
fel). Wenn  man  durchschnittlich  7  Schffl.  Braun-  und  5  Schflfl. 
Steinkohlen  einem  Klafter  weichen  Holzes  gleich  rechnen  kann, 
so  würde  die  Jahresausbeute  an  Torf  und  Kohlen  etwa  900000 
Klafter  Fichten-Holz  gleich  zu  rechnen  seyn.  Eine  Zurück- 
ruhrung  alles  Brennmaterials  endlich  auf  hartes  Holz ,  möchte 
als  Jahresertrag  1,651000  Klafter  ergeben. 
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Das  Königreich  Sachsen  ist  in  4  Krdsdirektianen  mit  15 
Amishauptmannschaften  getheilt,  worin  142  Städle  nebst  3756 
Flecken,  Dörfern  und  einzelne  Gehöften  sich  befinden.  Die 
Zahl  der  Wohngebäude  ist  Tür  1850  zu  223368  angegeben, 
was  für  jede  D  M.  durchschnittlich  etwa  824  macht.  Im  Grund- 
steaerkataster  sind  überhaupt  nur  217589  Gebäude  angegeben, 
welche  nebst  den  zugehörigen  Hofräumen,  nach  dem  Mielh- 
ertrage  einen  Ertragswerth  von  4,618802  Thir.,  also  einen 
Kapital werlh  von  etwa  184,760000  ThIr.  haben.  Allein  dabei 
fehlen  nicht  nur  säromtliche  Staatsgebäude ,  sondern  es  sind 
auch  die  unter  derselben  Brandkassennummer  oder  auf  dem 
nämlichen  Grundstück  befindlichen  Häuser  unter  eine  Gebäu- 
denummer gebracht.  Auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  kommen 
vom  Kapitalwerthe  der  Gebäude  im  Durchschnitt  etwas  mehr 
als  98  ThIr. 

Der  Bestand  der  Hausthiere  wird  vom  Staatshandbuche 
für  1850  nach  einer  Ermittlung  von  1847  wie  folgt  angegeben: 

SlückzahL  auf  jeder  QJIfeiYe 


\ 

1837. 

4847. 

durchschniUl, 

Pferde  .  . 

78863 

89093 

327 

Rindvieh 

544042 

617143 

2269 

Schafe  .  . 

693968 

623864 

2293 

Schweine  . 

95331 

125712 

462 

Ziegen  .  . 

51275 

78793 

290 

Esel  .  .  . 

406 

500 

2 

Bienenstöcke 

51869 

41764 

153 

Von  den  dungerzeugenden  Hausthieren  kommen  auf  jeden 
Acker  Pflug-,  Garten-  und  Weinland  durchschnittlich  1,07  Stück 
Pferde,  Rindvieh  und  Schafe. 

Führt  man  aber  die  obigen  Thierarlen  nach  den  bekann- 
ten Sätzen  auf  Rindvieh  zurück,  so  erhall  man  Tür  1847: 

Pferde  (2:   3)  133639 

Rindvieh  (1:  1)  617143 

Schafe  (10:  1)  62386 

Schweine  (4:  1)  31428 

Ziegen  (7:  1)  11256 
Esel  (3:  1)  166 
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Zusammen  856018  berechnete  Häupter  Rindvieh;  d.  i.  auf 
1  Q  Meile  im  Durchschnitt  3147  und  von  den  Düngererzeugen- 
den auf  1  Acker  im  Durchschnitt  1,75  Haupt.  — 

Die  am  Schlüsse  des  Jahrs  1849  gefundene  Bevölkerung 
von  1,894431  Köpfen  bildet  4,41  Vo  der  Gesammlbevölkerung 
Deutschlands  und  da  auf  jede  DM.  durchschnittlich  6760  Be- 
wohner kommen,  so  nimmt  das  Königr.  Sachsen  die  5.  Stelle 
der  Volksdichtigkeit  ein.  Da  ferner  nach  den  Ermittlungen 
des  statistischen  Vereins  (Lief.  16  S.  10)  auf  eine  Familie  im 
Durchschnitt  4,506  Köpfe  kommen,  so  war  die  Zahl  der  Fa- 
milien Ende  1849  etwa  420200,  Haushaltun(|fen  sind  420125  ge^ 
funden.  Die  Zahl  der  Einwohner  männlichen  Geschlechts  war 
923264,  der  weiblichen  971167,  also  das  Verhältniss  wie  1:  1,05. 
Unter  den  gleichzeitig  Lebenden  waren  in  einem  jilier 

unter  ii   Frzt--     über  14     Przf.    Zusammen,  Frzi.-" 
Jahr,     AntheiL     Jahr,     Antheih  AntheiL 

männlich  296085       15,63     627179     33.11       923264      48,74 
weiblich    29992S       15,83     671242     35,43       971167      51,26 
596010       31,46  1,298421     68,54    1,894431     100,- 

Die  mittlere  jährliche  Zunahme  ist  1,26  %  gewesen,  jedoch 
für  einzelne  Landestheile  die  Höchste  l,51Voi  die  Geringste 
1,06  Vo.  Nach  Stadi  und  Land  getheilt  lebten  von  100  Men- 
.  sehen  in  den  Städten  34,6,  auf  dem  Lande  65,4.  Ohne  ge- 
naue Nachweise  iässt  nur  annähernd  sich  bestimmen,  dass 
etwa  60— 70Vo  der  gesammlen  Volksmenge  mit  der  veredeln- 
den Industrie  (Fabrikation  und  Handwerk)  und  den  Verkehrs- 
erwerben; 0,66%  unmittelbar  mit  dem  Bergbau;  20,25  nur 
mit  dem  Bodenbau,  beschäftigt  .sind  :  während  1,5  Vo  im  Wehr- 
dienste und  0,2  Vo  im  bürgerlichen  Staatsdienste  sich  befinden. 
Hinsichtlich  einzelner  Erwerbszweige  hat  durch  Bearbeilting 
der  Ende  1846  Statt  gehabten  Zählung  (Mitth.  d.  statistischen 
Vereins  Lief.  18),  der  statistische  Verein  genauere  Mitlheilungen 
.gemacht. 

Eine  sehr  umsichtig  angestellte  Berechnung  über  die  Grösse 
der  Landwirthschaft  treibenden  Bevölkerung  ist  in  Nr.  97  des 
Neuen  Dresdener  Journals  von  1850  wie  folgt  geliefert. 

Nach  der  Bevölkerungsstatistik  des  Jahrs  1846  sind  in 
Sachsen  vorhanden: 
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0,6  «/o 
0,9  % 

io.a  % 


0.6  n 
0,9  « 


3!S,7  %  der  Bevölkerung  Kinder  unter  14  Jahren,  darunter  ohn- 

geiahr  3%.  welche  in  den  Gewerben  arbeiten^ 
6,6  y^   Personen  über  60  Jahre, 

60.7  «   Arbeitsfähige  zwischen  14  und  60  Jahren  stehend*  — 
Von  den  Leideren  sind  beschäftigt: 

Männer.       Frauen. 

26.8  Vo  nämlich  16,6  Vo,        10.2%  in  den  Gewerben, 
22,2  7o       n        11,4  n  10,8  „   in  der  Landwirthschaft, 

—  „   Gelehrte,  Beamte  u.  s.  w., 

—  „    Militäretat, 
10.2  ^   Frauen  in  der  Hauswirth- 

Schaft. 

60,7  Vo  nämlich  29,5  %,        31,2%. 

Zählt  man  zu  den  26,8  %  Gewerbtreibenden  die  ungerähr 
auf  3%  der  Bevölkerung  angeschlagenen  Kinder,  so  sind 
29,8%  der  Bevölkerung  in  den  Gewerben  beschäftigt  und 
das  Verhältniss  der  Landwirthschaft  zu  den  Gewerben  hinsicht- 
lich der  arbeitenden  Familien  ist  daher  =  1 :  1,342;  ohne 
die  in  den  Gewerben  arbeitenden  Kinder  ist  das  Verhältniss 
=  1:1,208.— 

Die  oben  zu  22,2  %  der  Bevölkerung  angegebene  Anzahl 
der  in  der  Landwirthschaft  Beschäftigten   wird  ungefähr  ge* 
bildet : 
durch  4,8  %  der  Bevölkerung  selbstwirthschaftendo  Grund- 
besitzer oder  deren  Stelle  vertretende  Pächter, 
ji      4,6  Vo  deren  Frauen, 
„    12,8  Vo  sonstige  in   der  Landwirthschaft  beschäftigte 

Personen. 
Diese  letzteren  12,8  Vo  der  Bevölkerung  umfassen  folgende 
in  den  statistischen  Tabellen  aufgeführte  und  dem  Landwirth- 
Schaftsbetriebe  zuzuzählende  Personen: 
männliche    weibliche 

Drescher , 

Taglöhner  auf  dem  Lande, 
Waldarbeiter, 
Winzer, 

Knechte,   Mägde  und  andere  Dienstbo- 
ten auf  dem  Lande, 


165 

13 

60703 

15819 

1401 

— 

275 

11 

38365 

61860 
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mämUiehe    loeibKche 
20932         35065    Söhne  and  Töchter  der  Gutsbesitzer,  die 

als  WirthschaAsbeistäDde  im  elterlichen 
Hause  dienen, 

12i841        112768    oder  6,6  %   der   Gesamralbevölkerung 

männliche  und  6,2  %  weibliche  Personen. 

Aus  dem  Vorenthaltenen  lassen  folgende  Vei^gleichungen 
sich  ableiten.  Von  dem  urbaren  Boden  kommen  im  Durch* 
schnitt  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung:  im  Allgemeinen  1,42 
Acker;  vom  Ackerlande  0,73  Acker;  vom  Waldboden  0,45 
Acker;  vom  Wiesen-  und  Garten-Lande  0,21  Acker.  Auf  je- 
des Wohngebäude  kommen  von  der  Bevölkerung  im  Durch- 
schnitt: Familien  1,65  und  Köpfe  6,33.  Von  den  Hausthieren 
kommen  auf  jede  FamiHe  durchschnittlich  und  zwar  von  den 
Pferden  0,40,  vom  Hornvieh  2,80,  von  den  Schafen  2,83, 
von  den  Schweinen  0,57. 

Eine  geschicMKche  DareieUung  des  SiacUshaushaÜs  und  Ab^ 
gabenwesens  für  das  ganze  Land  und  auch  die  neuste  Zeil 
umfassend,  giebt  es  meines  Wissens  für  das  Königr.  Sachsen 
eben  so  wenig,  als  in  fast  allen  übrigen  deutschen  Staaten. 
Die  einzigen  Quellen 

(auner  einigen  Angaben  hinsichüieh  der  Jnhre  1770  bis  1780  in  Bft- 
*  scbings  Magazin  and  ScblÖcers  Briefivrecbsel  von  1780  bis  1789,  in  Dan- 
gers  korzer  Geschichte  der  Abgaben  ond  dessen  Denkwürdigkeiten  snr 
Finansgeschichte  von  Sachsen;  ferner  in  den  staatsreektlichen  Hand- 
bflehem  and  in  einer  kleinen  lesenswerthen  Flugschrift  vsn  Piltz  über 
YerelnAichang  der  Steuern^  Leipzig  1883) 

der  nachfolgenden  kurzen  Bemerkungen  über  diesen  Gegen- 
stand sind  deshalb  die  Landtagsverhandlungen  seit  dem  Jahre 
1821  und  die  Gesetzsammlung  gewesen.  Uebrigens  ist  hin- 
sichtlich der  Staatsschuld  der  besondere  Abschnitt  über  die-* 
selbe  zu  vergleichen. 

Wie  in  fast  allen  Staaten  finden  wir  auch  '  "Achsen  (bis 
zum  1.  Januar  1832)  Trennung  der  fiskalischen  yd  Steuer- 
kassen und  zwar  der  Letzteren  wiederum  in  den  alten  Erb- 
landen und  in  der  Oberlausitz ;  ihre  Vereinigung  geschah  erst, 
als  Folge  des  §«  19  der  Verfassungs- Urkunde,  durch  den 
Laodtags-Abschied  vom  7.  September  1831..    Die  Einnahmen 
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der  &euerkBssen  wurden  von  den  allen  Ständen ,  entweder 
auf  allgemeinen  oder  auf  provinziellen  Landtagen ,  gewöhn- 
lich für  je  sechs  Jahre,  be willigt;  auch  geschah  die  Erhebung 
und  Verwaltung  derselben  entweder  ausschliesslich  durch  stän- 
dische Beamte  oder  doch  unter  deren  Mitwirkung.  Die  Ab- 
nahme der  Haupt -Steuer -Rechnungen  geschah  durch  Depu- 
tirte,  welche  der  Landtag  wählte  und  instruirte  und  die  dann 
Bericht  erstatteten.  Die  alten  Steuern,  mannichfaltig  und  mit 
sehr  verwickelten  Verhältnissen,, ruhten  auf  dem  Boden,  dem 
Einkommen,  dem  Verbrauche,  dem  Erwerbe  und  dem  Ver- 
kehre. 

Die  SchfttxoDg  in  den  aüen  Erblanden  fknd  bei  den  Vermögens- 
steuern h/Ud  nach  Gulden,  bald  nach  Schocken  Statt,  welche  letztere  an- 
fänglich zu  20  Groschen  (alte  Schocke),  spater  zu  60  Groschen  (neue 
Schocke)  berechnet  wurden.  Hunger,  in  seinen  Denkwürdigkeiten  zur 
Finanzgeschichte  von  Sachsen ,  bestimmt  den  Begriff  dM*  Schocke  folgen- 
dermassen:  sie  wären  als  der,  nach  einem  Maassstab  von  sechszig  Gro- 
schen zum  Behuf  eines  verhältnissmässigen  Beitrags  zu  den  Landessteu^rn 
angeschlagene  ideale  Werth  eines  Grundstück  zu  betrachten,  der  aber  in 
den  jetzigen  Zeiten  mit  dem  Kaufwerthe  der  Grundstücke  in  keiner  Pro- 
portion stehe.  — 

Anfinglich  wurde  es  dem  Gewissen  eines  jeden  Contribuenten  über- 
lassen,  bei  jeder  Landesverwilligung  seine  liegenden  Gründe  selbst  zu 
schfttzen$  später  aber  wurden  von  Zeit  zu  Zeit  die  Schätzungen  von  dem 
Staate  vorgenommen.  Im  J.  1628  erfolgte  aber  eine  allgemeine  Abacha- 
tzong  y  welche  später  doroh  die  Stände  im  Jahre  1660  als  eine  allgemeine 
Norm  angenommen  wurde.  Da  aber  diese  Schätzungen  immer  nichts  VoU- 
kommenes  enthielten  und  dabei  viele  Unrichtigkeiten  vorwalteten,  auch 
durch  den  dreissigjährigen  Krieg  noch  grössere  Unordnungen  im  Stener- 
weaen  eingerissen  waren,  so  wurden  nun  die  Schocke  in  volle  Deere- 
mente,  caduke^  moderirle  und  gangbare  eingetheUt  —  Die  vollen 
Schocke  nannte  man  diejenigen,  iv eiche  bei  der  Fundamentalabschätzung 
(im  Jahre  1628)  auf  ein,  Grundstück  gefklleu  waren,  oder  die  Anzahl  von 
Schocken,  welche  bei  der  angeführten  Grundabschätzung  auf  einem  Grund- 
stücke hafteten ;  gangbare  Schocke  diejenigen ,  von  denen  die  jedesmal 
bewilligten  Pfennige  wirklich  entrichtet  wurden.  Die  übrigen  hingegen, 
welche  theils  auf  weitere  Anordnung  des  ehemaligen  ObersteuerkoUegiams 
oder  theils  für  immer  nicht  versteuert  wurden.  Alle  diese  angewendeten 
Maassregeln  waren  aber  keineswegs  im  Stande,  die  Fehler  und  Unrich- 
tigkeiten in  der  Besteuerung  ^u  heben.  Es  mussten  daher,  um  die  Schock- 
steuern dem  Fnndamentalanschlage  vom  J«  1628  näher  zu  bringen,  immer 
ton  Zeit  zu  Zeit  neue  Revisionen  vorgenomMen  werden ,   weiche  de» 
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Lande  vM«  Kosten  Terunaehton  wid  ,flb6r  welche  Ton  dtn  fltAaden  «of 
allen  Landtagen  grosse  Beschwerde  geführt  worden  ist« 

Anfönglich  wurden  von  jedem  gangbaren  Schocke  2  Pfennige  erhohen 
und  versteuert;  nach  nnd  nach  aber  ist  dnrch  die  immer  steigenden  Staats- 
bedflrftilsse  die  Besteuerung  von  einem  jeden  gangbaren  Schocke  bis  auf 
68  Pfennige  gestiegen.  (Man  vergl.  Weise  Lehrbuch  des  K.  S.  Staats- 
recktay  %t  Band,  %.  226.) 

Diese  58  Pfennige  vom  Schocke  wurden  jedoch  nur  von  den  Land» 
grondstücken  wirklich  entrichtet;  In  den  accisbareii  Städten  wurden  5  Pfen- 
nige weniger  wegen  der  übernommenen  Bfahlsteuer  verrechnet,  nnd  von 
diesen  53  Pfennigen  wurden  wieder  36 Vi  Pf.^  nftmlich  16  Pf.  Landsteuer 
und  20^1  ordinäre  Schoeksteuern  von  der  Konsumtionsaccise  übertragen, 
so  dass  die  Städte  nur  noch  18Vi  Pfennig  zu  vertreten  hatten. 

Die  Einnahme  an  Schoeksteuern  war  im  Jahre  1770:  856041  Thlr., 
also  durchschnittlich  fast  Vi  ^^r.    vom  Kopf  der  damaligen  Bevölkerung. 

Die  Quatember  seit  dem  Jahre  1846  zur  Erleichterung  der  Grund- 
besitzer eingeführt  und  ursprünglich  eine  Personen-  oder  Erwerb  -  Steuer 
wurden  seit  1716  eine  gemischte  ^  das  Gewerbe  und  den  €^rundbesitz  Zu- 
gleich berührende  Abgabe.  Den  Namen  Quatember -Steuer  (sagt  Piltz  in 
seiner  Flugschrift)  hat  sie  seit  dem  Jahre  1659  erhalten,  wo  sie  auf  die 
vier  Jahresjseiten  ausgeschrieben  wurde.  Ursprünglich  wurde  durch  diese 
Steuer  (1616)  jeder  Kopf  über  15  und  unter  70  Jahren  monatlich  mit  ei- 
nem Ghroschen  und  das  Gewerbe  nach  Verhftltniss  von  %  gr.  bis  2  Thlr. 
belegt  Diese  Besteuerungsart  hat  sich  aber  im  Fortgange  der  Zelt  sehr 
verändert.  Im  Jahre  1668  wurden  die  Quatember  revidirt,  nach  den  da- 
maligen Verhältnissen  des  Landes  eingerichtet  und  einem  jeden  Orte  ein 
bestimmtes  Quatember-Quantum  zngethellt , .  auch  überliess  man  zugleich 
den  Ortsobrigkeiten  das  Sobcollections-Recht  nach  Lokalkatastern,  welches 
mit  einem  sogenannten  Quatember- Ex cnrrenz  verbunden  ist  —  Im  Jalire 
1688  wurden  dieselben  wegen  der  veränderten  Nabriings Verhältnisse  aber- 
mals einer  Revision  unterworfen  nnd  mehreren  Orten  eine  Moderation  v-er- 
willigt.  Im  Jahre  1703  hatte  sich  der  Betrag  dieser  Abgabe  schon  bis  zu 
23 Vi  Quatember  vermehrt.  Diese  23 Vi  Quatember  wurden  seit  Einfüh- 
rung der  General  -  Konsumtionsaccise  von  dieser  in  den  grösseren  Städten 
übertragen  und  die  ordinären  Quatember  genannt,  auch  kommen  noch 
3  Quatember  wegen  des  übernommenen  Mahlgroschens  in  den  Städten  in 
WegfolL  Im  Jahre  1717  wurden  diese  Quatember  zuerst  auf  die  steuer- 
baren Grundstücke  gelegt.  Die  Zahl  derselben  ist  nach  und  nach  bis  zum 
Jahre  1770  bis  auf  49  gestiegen.  Im  Jahre  1793  aber  wurde  dem  steuer- 
baren Unterthanen  1  Quatember  erlassen. 

Die  Quatembersteuer- Einnahme  war  im  Jahre  1770:  1,014462  Thlr« 
oder  0,6  Thlr*  durchschnittlich  vom  Kopf  der  damaligen  Bewohner.  Im 
Steueraosschreiben  auf  die  Jahre  1819  und  1820  kommen  wieder  49  Qua- 
tember für  das  Land  und  45  Quatember  für  die  accisbaren  Städte  vor 
und  erst  im  Steuerausschreiben  für  1831/3  wird  diese  Abgabe  für  das 
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Land  Mf  47  Onatonber  •mtoig^y    Mich  die  SduieksCeirar  töii  58  aaf 
66  Pfennig  von  jedem  gangbaren  Sdiocke  herabgesetat. 

Im  Steuerauschreiben  Tür  1834  bis  1636  finden  sich  die 
in  den  Jahren  1833  und  1834  durch  die  Gesetzgebung  ge- 
schaflTenen  neuen  Sieuerarten  zum  ersten  Mal,  weshalb  eine 
bedeutende  Ermässigung  mehrerer  alten  Steuern  eintrat. 
Disses  Alles  und  auch  die  Ari  des  Beifrags  der  Oberlausilsi 
zu  den  Staatslasten,  ergiebt  sich  aus  nachstehendem  Auszuge 
jenes  Steuerausschreibens  vom  14.  November  1834. 

L  im  ganzen  Siaatsbereich : 

1.  der  Grenzzoll  von  ein-,  aus-  und  durchgehenden  Waa- 
ren,  nach  dem  Gesetze  vom  4.  Dezember  1833; 

2.  die  Branntweinsteuer  für  inländischen  Branntwein; 

3.  die  Biermalzsteuer; 

4.  die  Weinsteuer  für  inländischen  Wein; 

5.  die  Tabaksteuer  von  inländischen  Tabaksblättern,  nach 
dem  Gesetze  vom  4.  Dezember  1833,  sämmtliche  vor- 
stehende 5  Steuern,  in  Gemässheit  der,  bei  der  ständi- 
schen Zustimmung  zu  Abschliessung  des  Zoll  Vertrags  ab- 
gegebenen Erklärung; 

6.  die  Schlachtsteuer,  nach  dem  Gesetze  vom  4.  Oktober 
und  die  Uebergangssteuer  vom  Fleisch  werke,  nach  der 
Anordnung  vom  29.  Oktober  dieses  Jahres; 

7.  die  Stempelsteuer,  in  Gemässheit  der  bestehenden  ge- 
setzlichen Bestimmungen; 

8.  die  Gewerb-  und  Personalsteuer»  nach  dem  besondern 
Gesetze- 

IL  In  den  allen  Erblanden  besonders: 

1.  Scbocksteuem  vom  Land  k  41  Pfennige  von  jedem  gang- 
baren Schocke; 

%.  Scfaocksteuer  von  den  Städten  k  13V2  Pf.  von  jedem 
gangbaren  Schocke; 

3.  Ouatembersteuern  vom  Lande  k  36  Quatember  von  dem 
gangbaren  Steuerquantum; 

4.  desgleichen  in  den  Städten  k  17  V2  Quatember  vom 
gangbaren  Steuerquantum  und  zwar  in  den  Terminen, 
wie  solches  die  Anlage  näher  enthält; 
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5.  Acctsgroncbteuern  von  den  früher  accisbaren  Städten ,  in 
der  bisher  gesetzlich  bestehenden  Maase; 

6.  an  rilterschadhchen  Beiträgen  das  bisherige  Donativ  und 
die  zu  den  erhöhten  Staatsbedürfnissen  zeilher  bewilligten 
Summen  von  überhaupt  45166  Thlr.  16  Gr.; 

7.  die  Kavallerie  Verpflegungsgelder  in  der  bisherigen  Maase 
mit  4$  Pfennigen  von  jedem  gangbaren  Schocke. 

Die  Abführung   und  Berechnung  obiger   Steuern   und 
Abgaben  erfolgt  wie  zeither.  — 

6.  Zwei  Hetzen  Korn  und  zwei  Melzen  Hafer  von  jeder 
unter  den  Pflug  getriebenen  steuerbaren  Hufe,  in  der 
Maase,  dass  den  Lieferungspflichtigen  die  Wahl  frei  steht, 
ob  sie  die  Erschüttung  in  Natura  bewirken,  oder  ein,  vom 
KriegS'Ministerium  jedesmal  zu  bestimmendes  Aequivalent 
entrichten  wollen. 

lU.  In  der  Oberlauiiii  besonders: 

1.  Beitrag  zu  den  alterbländischen  Grundabgaben  an  Sieben 
und  Zwanzig  Tausend  zwei  Hundert  drei  und  Vierzig 
Thaler  7  Gr.  3  pf. 

t.  Rations«  und  Portionsgelder,  in  Gemässheit  der,  hierüber 
zeither  beobachteten,  gesetzlichen  und  verfassungsmässi- 
gen Bestimmungen; 

3.  die,  in  das  Getreidemagazin  zu  Budissin  abzuschüttende 
Naturallieferung  von 

321  Scheffel  12  Metzen  Korn  und 
321        ,,       i^      n        Hafer 
mit  gleicher  Wahl,  wie  in  den  alten  Erblanden; 

4.  zwei  und  fünfzig  Tausend  Thaler  —  zu  Tilgung  und 
Verzinsung  der,  auf  die  allen  Erblande  mit  übergehenden 
oberlausitzer  Provinzialschulden. 

Alles  (lil)  in  Gemässheit  der, .  darüber  noch  zu  erlassen- 
den ^  besondem  Steueraussdireiben  §.  3.  «die  ordonoanz-  imd 
verfassungsmässigen  Servisleistungen  bleiben  unverändert  und 
sind  ebenso,  wie  alle  Abgaben,  NaHsral"  wul  OtUUuHmgetk^ 
auch  sonstige  Erhebungen^  welche  nidit  ausdrücklich  aufge* 
hoben  wordeti  sind,  fortzugewähren.^  — p 

Ueber  die  Entstehung  der  oben  unter  Nr.  %  ao^efilhrten 
KaoaUerie*Verpflegung$-Gelder  sagt  JHU»  a«a.  0.  Folgendes:   . 
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DteM  Steuer  bat  schon  ia  der  Ordonmuiz  t.  Jakre  1697,  wo  tod  Wi- 
dern die  Hede  ist,  welche  von  den  Standquartiere»  der  Kavallerie  za  derai 
VerpflegODg  entrichtet  werden  sollten;  ihren  eigentlichen  Ursprung»  Erst 
spater,  als  die  Kavallerie  auf  das  Land  verlegt  wurde,  und  zwar  durch 
eine  Ordonnanz  vom  Jahre  1714  wurden  diese  Naturallieferungen  in  An- 
sehung der  der  Kavallerie  ausgesetzten  Rationen  ihrer  Quantität  als  Qua- 
litAt  aadi,  nach  dem  vollen  Anschlag  der  Steuerschocke  vom  Jahre  1628 
unter  die.  Kreise  vertheilt  Den  persönlichen  Unterhalt  musste  sich  aber 
die  Kavallerie  von  ihrem  Solde  anschaffen.  Auf  vielen  nachhergehaltenen 
Landesversanunlungen  Ist  von  den  Stauden  unter  der  Bediogung,  dass  das 
Land,  mit  der  Natural  Verpflegung  und  allen  andern  Hilitärbeiträgen  ver- 
schont werden  möchte,  eine  ausserordentliche  Steuer  verwilligt  worden. 
Demnngeachtet  aber  blieb  es  nicht  nur  bei  dieser  Einrichtung,  sondern  es 
wurde  «ogar  durch  die  Ordonnanz  von  1728  ein  Geldbeitrag  zu  %  6r. 
täglich  als  Mnndportion  zur  persdnlicben  Verplegung  der  Kavallerie  an- 
geordnet. Später  wurde  durch  ein  Reskript  von  1744  vorgeschrieben^ 
dass  für  jede  Portion  und  Ration  zusammen  taglich  6  6r.  6  Pf.  gerechnet 
werden  sollten. 

Da  aber  bei  ftUen  diesen  Vorschriften  der  angenommene  volle  Schock- 
füss  grosse  Beschwerden  von  Seiten  der  Unterthanen  verursachte,'  so 
wurde  durch  eine  neue  Ordonnanz  vom  Jahre  1752  diesem  Uebel  einlger- 
maassen  durch  die  ErklÜrung  abgeholfen ^  dass.  man,  wena  bei  einem  oder 
4em  andern  Orte  die  Unglelohheit  der  Schocke  und  die  dadurch  entstun- 
dene  Beschwerung  offenbar  sei,  auf  den  Obrigkeiten  vorher  erstatteten 
Bericht  zum  ehemaligen  geheimen  Kriegsrathskollegium  eine  andere  Art 
der  Repartition  gestattet  werden  solle.  Diese  letztere  VerHigung  Ist  auch 
bbr  auf  die  neueste  Zelt  noch  als  Richtechnur  anzunehmen.  Im  Jahr  1763 
nach  Beendigung  des  siebeiufthrigen  Krieges  verthellte  man  diese  Abgabe 
zwar  bloss  fQr  dieses  Jahr,  and  zwar  2000  Rationen  und  Portionen,  jede 
zu  6  6r.  6  Pf»  auf  die  Hufen. 

Zufolge  zweier  zu  Ende  des  Jahrs  1763  und  Anfang  des  Jahrs  1764 
erlassenen  Verordnangen  wurden  nur  noch  die  grossem  Dörfer  mit  Ein- 
schluss  der  kleinen  Städte,  welche  sich  grösstentheils  von  Landwirthschaft 
nähren,  zu  dieser  Abgabe  verbunden,  und  es  bestand  diese  Abgabe  bis 
zum  Wiener  Frieden  1815  in-  einem  Quanto  von  6000  Portionen  und  Ra- 
tionen, von  welchen  jede  Portion  und  Ration  za  6  Gr»*  6  Pf.  angerechnet 
Mnarde^  CBine  weitere  geschichtliGhe  Aoaeioandeizetzaiig  dieser  Sttoer 
K  Weiue,  a,  a*  O.  2*  Bd«  S-  228.) 

Der  Ertrag    der   erbländiscben  Kavallerie «VerpOegung, 
desgleicben    der    Oberlausitzischea,  Portions-    und   Rations» 
Gelder,  wurde  1831,   zu  durdMcbpittlicb  335000  Thlr.  ange«- 
geben.    Die  als  Abgabe  oben  eMfaCnt^^Kii^a^^ 
ferwBg,  welcba  sowohl  io  ^  allen  Erüt    !^n  als  in  der 
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Oberiausitz  vorkommt ,  besland  anfanglich  in  einer  Hetze  Korn 
und  einer  Melze  Hafer  von  jeder  steuerbaren  Hufe  für  die 
Magazine.  Auch  diese  Leistung  bedarfle  der  ständischen  Be- 
willigung, welche t  zuweilen  unterbrochen,  bis  1776  erfolgte; 
wo  die  Regierung  die  Verdoppelung  derselben  begehrte,  so- 
dann jedoch  die  Entrichtung  in  natura  oder  einer  Taxe  von 
6  Groschen  nach  Belieben  vorschlug.  Dabei  ist  man  auch 
später  verblieben,  mit  der  Abweichung  jedoch,  dass  der  Be- 
trag des  Geldäquivalents  von  der  Regierutm  bestimmt  wurde. 

Diese  alten  Steuern  bleiben,  wenn  auch  mit  etwas  ver- 
änderten Beträgen,  in  den  folgenden  Steuer-Ausschreiben  bis 
zum  1.  Januar  1844,  wo  die  Einführung  des  neuen  Grund- 
steuer-Systems sie  aufhören  macht. 

Eine  der  vielen  Eigenthümlichkeiten  der  alten  Verwaltung 
und  Verrechnung  der  Staatseinnahmen  war  die  Verwendung 
bestimmUr  Einnahmen  zu  bestimmten  Ausgaben  und  die  (seit 
dem  Landtage  von  1811  geschehene)  sorgfältige  Getrennthal- 
iung  der  altern  Staatsbediu^fnisse,  von  den  in  neuern  Zeiten 
erhöhten  oder  erst  neu  entstandenen  Ausgaben, 

Ueber  das  Beüragsverhältmss  der  Oberlausii»  bei  Verthei- 
lung  der  von  ihr  und  den  alten  Erblanden  gemeinschaftlich 
bewilligten  ausserordentlichen  Leistungen,  fehlte  es  an  einem 
sicheren  Anhalt,  weshalb  eine,  jederzeit  widerrufbare  Ueber- 
einkunft  dahin  erfolgte:  dass  zu  allen  gemeinscbaftlicbea 
Ausserordentlichen  GeMleistungen,  die  alten  Erblande  Vio»  die 
Oberlausitz  Vi«;  zu  allen  ÜTo/iira/ -  Leistungen  aber  die  Erb- 
lande *Vioo»  die  Oberlausitz  ^Vioo>  beitragen  solle. 

Obgleich  die  Annahme  eines  neuen  Systems  der  Besteue- 
rung erst  nach  Erlass  des  Staalsgrundgesetzes  erfolgte;  suchte 
man  doch  schon  auf  den  vorhergehenden  Landtagen  dem 
bestehenden  Systeme  einige  Verbesserungen  beizubring,ei%. 
So  z.  B.  wurden  der  Standeversammlung  von  1831 ,  die  (im 
Jahre  1811  begonneaeii  upd  dann  hegen  gebliebenon)  Vor- 
arbeiten für  die  Herstellung  einer  neuen  Grundsles^er  vorgelegt, 
auch  erfolgten  einige  Verbesserungen  in  den  Personalsteoem; 
die  wichtigste  Veränderung  aber  war  die  Veremfaehung  des 
yer^altungS'Systewis  der  indir^ten  il6^^,  durch  Vereiuigui^ 
d#r  bis.  dahiü  obnet  Verbindung  uf^tor  ^in^nd^r  b^t^aadeMU 
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Landaccise,  nebst  Lizenten  und  Imposten  (1770:  30879  Thlr«), 
der  Generalaccise  (Acciseeinnahme  1770  roh  800000  Thir., 
rein  400000  ThIr.).  des  Mabigroschens  (32629  Tbir.)  und  der 
Tranksteuern  von  ausländischem  Getränk  (1770?  216628  Thlr.) 
anter  eine  gemeinsame  Regie.  Der  Landtag  von  1824  rückte 
mit  der  Grundsleuerfrage  bis  zu  dem  Antrage  vor,  dass  ver- 
suchsweise und  ohne  Einfluss  auf  das  Definitivum,  die  geomet- 
rische Vermessung  und  Bonitirung  des  Bodens  vorgenommen 
und  demnächst  ihm  vorgelegt  werden  möge.  Auch  die  Bier- 
iranksteuern  erhielten  einige  zweckmässige  Aenderungen ;  wo- 
gegen die  Absicht  der  Einrühriing  eines  neuen  Personal-Steuer- 
Systems  „vor  der  Hand  bei  Seite  gesetzt*  wurde.  — 

Schon  in  den  Jahren  1817  und  1820  hatten  die  Stände 
Anfrage  auf  Vorlegung  einer  Uebersicht  des  gesammten  Staats^ 
kauehaUe  gestellt.  Dieser  im  Jahre  1830  wiederholte  Antrag 
wurde  noch  am  1.  April  1830  zurückgewiesen,  während  be- 
reits die  Verfassungsurkunde  vom  4  September  1831  Vor- 
schriften der  Vorlegung  der  Voranschläge  und  Staatsredinungen 
enthält. 

Der  erste  konstUitHanelle  Landtag  hatte  das  erste  Budget 
zu  bearbeiten  und  darin  die  Normaletäts  festzusetzen;  die 
Vereinigung  ferner  der  verschiedenen  Staatskassen  und  der 
Anschluss  an  den  deutschen  Zollverein  (Gesetz  vom  4.  Dezem- 
ber 1833)  mit  dem  1.  Januar  1834,  führten  zu  einer  durch- 
greifenden Neugestaltung  der  beireffenden  Behörden.  So  wur- 
tlen,  in  Folge  der  Verordnung  vom  10.  Dezember  1833,  unter 
Aufhebung  der  Gleits-  und  Accis  *  Kommissarien  und  Accia- 
Inspektionen,  für  die  Erhebung  der  indirekten  Abgaben  kolle- 
giale Unterbehörden ,  in  den  sechs  Hauptzollämtern  und  neun 
Hauptsteuerämtern,  gebildet;  denen  die  Zoll-  und  Steuer- 
Direktion  als  Hittelbehörde  vorgesetzt  wurde.  Die  Flebch«- 
Steuer-,  Besoldungs-  und  Prämien -Kasse  und  die  Kassen- 
billets-Kommission  wurden  aufgehoben  und  eine  Verordnung 
vom  1.  November  1834  richtete  die  Behörden  für  die  direk- 
ten Steuern  dergestalt  ein,  dass  zur  Erhebung  derselben  von 
dem  Bezirken  (in  deren  einzelnen  Ortschaften  dieselbe  auf 
bisherige  Weise  fortdauerte)  22  Steuereinnahmen  begründet 
wurden,  zwischen  denen  und  dem  Ministerium  vier  Krei»» 
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steuerräihe  standen.  Noch  zu  erwähnen  ist,  dass  auch  die 
in  dieser  Zeit  erschienenen,  Gesetze  zur  Entfesselung  des 
Gnmdbesitzes j  durch  Aufhebung  oder  Ablösung  von  Domanial- 
und  Hoheits- Gefällen,  Einfluss   auf  den  Staatshaushalt  übten. 

Von  den  Arbeiten  des  zweiten  Landtags  ist  für  den  vor- 
liegenden Zweck  hervor  zu  heben,  dass  die  Lotterie  eine  ver- 
änderte Einrichtung  erhielt ,  dass  die  Errichtung  von  auf  Ak- 
tien gegründeten  Geldbanken  beschlossen  wurde,  vor  Allem 
aber,  dass  durch  ein  Gesetz  über  die  Militärlasten  (vom 
7.  Dezember  1837)  dem  Lande  direkt  eine  wesentliche  Er- 
leichterung zu  Theil  wurde.  Es  beruht  auf  dem  Grundsatze, 
dass  alle  Naturalleistungen  aus  der  Kriegskasse  vergütet  wer- 
den sollen* 

Von  dem  dritten  Landtage  geschah  die  Annahme  des 
14  Thir.  Fusses  im  Münzwesen,  womit  man  zugleich  (durch 
Gesetz  vom  20.  July  1840)  eine  ganz  neue  Münz  Verfassung 
und  die  Durchführung  des  Zehnersystems  durch  alle  Stufen 
der  Münzrechnung  verband.  Die  Lage  des  Staatshaushalts 
war  damals  so  günstig,  dass  man  nicht  nur  die  Bestimmung 
traf,  die  Steuern  in  der  neuen  Münze  ohne  Aufgeld  erheben 
zu  lassen  (Verordnung  vom  24.  July  1840),  sondern  auch  Er- 
mässigungen und  Erlasse  an  mehreren  Steuern  bewilligt  wer- 
den konnten,  ungeachtet  einzelne  neue  Ausgaben  in  den  Etat 
kamen.  Auch  in  Beziehung  auf  den  Salz- Verkauf  wurden 
Aendorungen  gemacht  (Gesetz  vom  23.  May  1840)  und  ein 
Gesetz  vom  9.  Juny  1840  bestimmte  über  zeitweise  Ermässi- 
gungen und  Erlasse  an  den  Steuern.  Die  Oberrechnungs-De- 
pntation  wurde  mit  neuer  Gestaltung  zur  Ober^Rechnungskam^ 
mer  durch  Verordnung  vom  15.  Februar  1842  gemacht. 

Die  auf  den  Staatshaushalt  sich  beziehenden  Bestimmun- 
gen der  Verfassungs  -  Urkunden  lauten  wie  folgt :  . 

Staatsguts 

$.  16.  Das  StattUigai  besteht,  als  eine  einiife  onÜieUbare  Gesnimit- 
masse,  aas  dem,  was  die  Krone  an  Territorien,  Aemtem,  Kammergfltem, 
Domänen  9  den  dazu  gehörigen  Flnren,  Gebunden  und  Inventarten,  Grond- 
stOcken,  Forsten  und  Mühlen,  Berg-  und  Hüttenwerken,  Kuxen,  Hegalien, 
Amts  •  Kapitalien ,  Einkflnften,  nutzbaren  Rechten,  öffentlichen  Anstalten, 
Bestanden,  Aiissenstiinden  und  YorHUken  jeder  Art  and  sonst  kesitxt  und 
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erwirbt^  und  es  gebt  daaielbe  in  seiBem  ganzeii  UmflMig  auf  den  jedes- 
maligen Tbronfblger  über.  Neben  demselben  besiebt  das  Fidelconuniss  des 
Königlichen  Hanses.  Von  beiden  ist  das  PrivatvermÖgen  des  Königs  und 
der  KÖnlgUcben  Familie  zu  unterscheiden. 

$.  17.  Das  Staatsgut  wird  dni-ch  eine  den  Grundsätzen  der  Verfas- 
sung gemäss  constitulrte  Finanzbehörde  verwaltet  und  lediglich  zu  Zwe- 
cken des  Staats  benutzt.    Sein  Ertrag  bleibt  den  Staatscassen  überlassen. 

Uebrigens  ist  dem  Könige  unbenommen ,  eine  oder  die  andere  Domäne 
gegen  Abzug  einer  nach  dem  Durchschnitts-Ertrage  der  letzten  sehn  Jahre 
bestimmten  Summe  von  der  Civilliste  ($•  22)  ^  auf  Lebenszeit  zu  eigener 
Verwaltung  und  Benutzung  zu  fibernehmeu,  auch  bleiben  die  in  der  Bei- 
lage I.  verzeichneten  Schlösser,  Paläste,  Hofgebäude,  Gärten  und  Räume 
zu  der  freien  Benutzung  des  Königs. 

So  lange  der  Lehnsverband  zwischen  dem  Könige,  icüs  Oberlelmsherrn, 
und  seinen  Vasallen  noch  besteht,  wachsen  die  heimfalienden  Lehen  dem 
Staatsgttte  zu;  es  bleibt  aber  dem  Könige  das  Recht,  Erbverwandelungen  zu 
bewilligen ,  Lehnspardon  zu  ertheilen,  auch  alle  andere  aus  der  Oberlehns- 
herrlichkeit  fliessende  Befugnisse  auszuüben.  Lehnsanwartschaften  werden 
jedoch  nicht  ertheilt  werden. 

J.  18.  Das  Staatsgut  ist  stets  in  seinen  wesentlichen  Bestandtheilen 
zu  erhalten,  imd  kann  daher  ohne  Einwilligung  der  Stände  weder  dorch 
Veränsserungen  vermindert  ^  noch  mit  Schulden  oder  andern  Lasten  be- 
schwert werden. 

.Unter  dem  Veräusserungsverbote  sind  jedoch  digenigen  Veränderun- 
gen nicht  begriffen,  weiche  bei  einzelnen  Parzellen  zu  Beförderung  der 
Landescultur,  oder  zu  Entfernung  wahrgenommener  Nachtheile,  durch 
Verkauf,  Austausch  oder  Ablösung,  so  wie  in  Folge  eines  gerichtlichen 
Uriheils,  oder  zu  Berichtigung  zweifelhafter  Grenzen,  nöthig  oder  gut 
beflinden  werden  sollten. 

Die  Kaufgelder  sind,  sobald  sich  eine  vortheilhafte  Gelegenheit  findet, 
zu  Erwerbung  inländischen  Grundeigenthums  anzuwenden,  inzwischen  aber 
auf  eine  andere  zweckmässige  Weise  werbend  anzulegen.  Was  durch 
eine  solche  Veräusserung  an  Grundeigenthum ,  Rechten,  Einkünften  oder 
Kaui^eldern  erlangt  wird,  nimmt  die  Eigenschaft  des  veräusserten  Ge- 
genstimdes  an  und  tritt  an  dessen  Stelle. 

Den  Ständen  ist  bei  jedem  ordentlichen  Landtage  (g.  115)  nachzuwei- 
sen, was  seit  dem  letztvorherigen  vom  Staatsgute  veräussert  ^  warum  die 
Veräusserung  bewirkt,  was  dabei  erlaugt  und  in  welcher  Maasse  das  er- 
langte Kaufgeld  vorschriftmässig  angewendet  worden  sei. 

$.  19.  Alle  Bestände,  Forderungen  und  Ansprüche  des  Königlichen 
Fiscus  gehen  auf  die  allgemeinen  Staatscassen  über.  Dagegen  Mrerden  die 
auf  ersterm  haftenden  Schulden  und  Ansprüche  aller  Art  von  letztem  zu 
alleiniger  Vertretung  übernommen. 

Pie  Rechte  der  Gläubiger  bleiben  unverletzt. 
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Königliches  HaitsflddcofMmss, 

$.  20.    Das  Königliche  Hausfideiconunifls  bestekt: 

a)  aus  alle  dem ,  was  zu  der  Einrichtung  oder  Zierde  der  in  der  Bei- 
lage unter  I.  verzeichneten  Königlichen  Schlösser,  Palfiste,  Hofgebfiude  und 
Gfirten  dient,  dem  Mobiliar ,  welches  der  Aufsicht  der  Hofümter  und  Hof- 
intendanten anvertraut  und  zum  Bedarf  oder  Glänze  des  Hofs  bestimait 
ist,  den  8(aljlen,  an  Pferden,  Wagen  und  sonstigem  Inventario,  den  Jagd- 
erfordernissen, den  in  dem  grünen  Gewölbe  und  andern  Königlichen  Samm-* 
lungen  befindlichen  Kostbarkeiten,  €U>ld-  und  Silbergeräthen  und  Porcella« 
nen,  der  Gremäldegallcrle,  den  Kupferstich-^  Naturalien-,  Mflnx«>  und  an- 
dern Kabineten ,  der  Bibliothek ,  der  Kunst  -  y  RRst  -  und  €iewehrkanimer« 

Demselben  wächst 

b)  alles  dasjenige  zu,  was  der  König  während  seiner  Regierung  aus 
irgend  einem  Privatrechtstitel  oder  durch  Ersparnisse  an  der  Civllllste  er- 
worben^ und  worüber  derselbe  unter  den  Lebenden  nicht  disponlrt,  inglei- 
chen dasjenige  Vermögen,  welches  der  König  vor  seiner  Gelangung  zum 
Throne  besessen,  so  wie  das^  was  er  mit  diesem  Vermögen  nachher  er- 
worben hat,  insofern  von  ihm  ober  dieses  Vermögen  weder  unter  den 
Lebenden  noch  auf  den  Todesftül  verfügt  worden  ist. 

Dasselbe  ist  Elgenthum  des  Königlichen  Hauses,  dessen  Besitz  geht 
aber  nach  der  g.  6  und  7  fUr  die  Krone  bestimmten  Successionsordnung 
und  sonst  auf  den  jedesmaligen  rechtmässigen  Regeuten  des  Königreichs 
Sachsen  Ober.  Dasselbe  ist  von  dem  Lande  unzertrennbar  und  unveräus- 
serlich. Unter  dem  Veräusserungsverbote  sind  jedoch  diejenigen  Verän- 
derungen nicht  begriflen ,  welche  durch  Verkauf  oder  Austausch  einzelner 
Gegenstände  für  gut  beftinden  werden  sollten.  Was  durch  Veräusserung 
an  Gegenständen  oder  Kaufgeldern  erlangt  wird,  nimmt  die  Eigenschaft 
des  veräusserten  Gegenstandes  an  und  tritt  an  dessen  Stelle. 

Die  Kaufgelder  sind,  sobald  sich  eine  vortheilhafte  Gelegenheit  findet, 
zu  Vermehrung  des  Hausfideicommisses  anzuwenden.  Auch  steht  dem 
jedesmaligen  Regenten  lediglich  unter  Zustiifimung  der  Stände  das  Befüg- 
niss  zu,  die  zu  demselben  gehörigen  Kostbarkeiten  bis  zur  Höhe  einer 
Million  Thaler  in  ausserordentlichen  Nothfällen  zu  Staatszwecken  zu  ver- 
pfänden. Es  ist  jedoch  der  verpfändete  Thell  desselben,  sobald  als  mög- 
lich, wieder  einzulösen. 

Nur  in  den  $.  105  erwähnten  ausserordentlichen  dringenden  Fällen, 
wo  die  Einberufung  der  Stände  durch  die  Umstände  unmöglich  gemacht 
wird ,  kann  eine  Verpfändung  desselben  vom  König  unter  Verantwortlich- 
keit der  ihn  hierbei  berathenden  Minister  auch  ohne  Zustimmung  der  Stände 
verfOgt  werden,  und  es  treten  alsdann  die  Bestimmungen  des  gedachten 
g.  in  Kraft 

PrivateigerUhttm  des  Königs» 

S.  21*  Prlvateigenthum  des  Königs  ist  alles  da^enige,  was  derselbe 
vor  der  Gelangung  sum  Throne  bereits  besessen  hat  und  mit  diesem  Ver- 

70* 
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ni5gen  ferner  erwirbt;   es   stellt  ihm  darüber  die  IVeie  Disposition  unter 
den  Lebendigen  und  auf  den  Todesfall  zu. 

Hat  der  König  über  dieses  Vermögen  nicht  disponirt,  so  wachst  das- 
selbe bei  seinem  Ableben  dem  Hausfideicommisse  zu« 

Ueber  dasjenige  Vermögen  ^  was  der  König  sonst  wahrend  seiner 
Regierung  ans  irgend  einem  Privatrechtstitel  oder  durch  Ersparuisse  an 
der  Civilliste  erwirbt  ^  steht  demselben  die  freie  Disposition  unter  den 
Lebenden  tu,  bei  seinem  Ableben  aber  föllt  es  ebenfalls  dem  Hausfidei- 
commisse anheim. 

CivUliste. 

$.  1%,  Der  König  bezieht  jährlich  eine  mit  den  Ständen  auf  die  Dauer 
seiner  Regierung  veral)schiedete  Summe  aus  den  Staatscassen  als  Civil- 
liste SU  seiner  freien  Disposition  in  monatlichen  Raten  im  Voraus  zahlbar. 

Diese  Summe  ist  als  Aequivalent  für  die  den  Staatscassen  auf  die 
jedesmalige  Daner  der  Regierungszeit  des  Königs  überwiesenen  Nutzungen 
des  Königlichen  Domänengutes  zu  betrachten ,  und  kann  während  der  Re- 
giernngszeit  des  Königs  weder  ohne  dessen  Zustimmung  vermindert,  noch 
ohne  die  Bewilli^ng  der  Stande  vermehrt,  auch  als  wesentliches  Bedürf- 
niss  m  Erhaltung  der  Würde  der  Krone  zu  keiner  Zeit  und  auf  keine 
Weise  mit  Schulden  belastet  werden. 

Diese  Nutzongen  sollen  auch  den  Staatscassen  so  lange  überwiesen 
bleiben j  als  eine  Civilliste  bewilligt  wird,  welche  der  jetzt  mit 

Fünfmalhundert  Tausend  Thalern 
verabschiedeten  an  Höhe  wenigstens  gleich  kommt. 

Die  Civilliste  des  mit  Tode  abgegangenen  Königs  besteht  fort,  bis  die 
seines  Nachfolgers  verabschiedet  ist ,  jedoch  längstens  nur  bis  zur  Ver- 
einigung über  ein  neues  Budget. 

Von  selbiger  werden  bestritten: 

Die  Chatullengelder  des  Königs  und  seiner  Gemahlin,  die  Unterhai* 
tuugs-  und  Erziehungskosten  seiner  Kinder,  die  Gehalte  aller  Königlichen 
Hof-Beamten  und  Diener,  die  künftig  auszusetzenden  Pensionen  derselben, 
so  wie  ihrer  Wittwen  und  Kinder ,  der  gesammte  Aufwand  für  die  Hof- 
haltung, den  Stall,  die  Hofjagd  und  die  dazu  gehörigen  Inventarien,  den 
katholischen  ufkd  evangelischen  Hofgottesdienst,  für  letzteren  nach  der 
Höhe  des  zeitherigen  Beitrags,  die  Hofkapelle  und  Hoftheater,  die  Unter- 
haltungskosten der  nach  $.  17  dem  Könige  zur  freien  Benutzung  bleiben- 
den Schlösser,  Paläste,  Hofgebäude  und  Garten,  endlich  alle  hier  nicht 
erwähnte  ordentliche  oder  ausserordentliche  liofkusgaben ,  deren  Bestrei- 
tung nicht  ausdrücklich  auf  das  Staalsbudget  gewiesen  ist. 

Apanagen  und  andere  Gehühmisse  der  Glieder  des  König- 

Hohen  Hauses. 

$.  23.  Die  den  dermaligen  Gliedern  des  Königlichen  Hauses  ausge- 
setzten Apanagen,  Witthttmer  und  andern  vertragsmässigen  Gebtthmisse, 
Hand-  ond  Garderobengelder  bleiben,   unter  Beobachtung  der  wegen  der 
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SeGandogenitur  beslehenden  BestimniaDgen  y    auf  deren  Lebenszeit  unveiv 
äodert  und  werden  in  das  Budget  aufgenonmen. 

Ucber  die  künftig  unter  Anrecbnimg  der  Secundogenitur  9su  gewäh- 
renden Apanagen  9  Witthiimer,  Heiratbsgttter  und  andere  dergleichen  Ge- 
bahmisse  ist  mit  den  Stünden  eine  feststehende  Beatiramung  zu  verab- 
schieden, welcher  nachmals  in  jedem  einzelnen  Falle  nachaugehen  iat,  und 
welche  in  das  Hausgesetz  aufgenommen  werden  soll. 

Ohne  Einwilligung  der  Stande  kOnnen  diese  Gebühmisse  nieht  verän- 
dert, und  nie  durch  Ueberwelsung  von  Grundstücken  mr  Benutsnng  ge- 
währt werden. 

Die  Entrichtung  derselben  erfolgt  ans  den  Staatscassen  ohne  Zurech- 
nung auf  die  Civilliste. 

Mgabentvesen, 

$.  37.  Kein  Unterthan  soll  mit  Abgaben  oder  andern  Leistungen  be- 
schwert werden,  wozu  er  nicht  vermöge  der  Gesetze  oder  Kraft  beson- 
derer Rechtstitel  verbunden  ist. 

$.  38.    Alle  Unterthanen  haben  zu  den  Staatslasten  beizntragen, 

$.  39«  Es  soll  ein  neues  Abgabensystem  festgestellt  werden  ^  wobei 
die  Gegens(}inde  der  directen  und  indirecten  Besteuerung  nach  möglichst 
richtigem  Verhältnisse  werden  zur  Mitleidenheit  gezogen  werden. 

Die  bisher  bestandenen  Healbefreiungen  sollen,  gegen  [angemessene 
Entschädigung,  deren  Modalität  unter  Vernehmung  mit  den  Ständen  durch 
die  kOnflige  Gesetzgebung  näher  zu  bestimmen  ist,  aufgehoben  werden« 

$•  40.  Neue  bleibende  Befreiungen  von  Staatslasten  können  in  keiner 
Weise  vergünstigt  oder  erworben  werden. 

Rechte  des  Königs  in  Bezug  auf  Gesetze  und  Verordnungen  y 
^     besonders  auch  in  dringenden  Fällen, 

S.  87.  Der  König  erlässt  und  promulglrt  die  Gesetze  mit  Bezug  auf 
die  erfolgte  Zustimmung  der  Stände  und  ertheilt  die  zu  deren  Vollziehung 
und  Handhabung  erforderlichen,  so  wie  die  aus  dem  Aufslchts-  und  Ver- 
waltimgsrechte  fliessenden,  Verfügungen  und  Verordnungen. 

$.  88.  Der  König  erlässt  auch  solche,  ihrer  Natur  nach  der  stän- 
dischen Zustimmung  bedürfende,  aber  durch  das  Staatswohl  dringend  ge- 
botene Verordnungen,  deren  vorübergehender  Zweck  durch  Verzögerung 
vereitelt  werden  würde,  mit  Ausnahme  aller  und  jeder  Abänderungen  in 
der  Verfassung  und  dem  Wahlgesetze. 

Dafür,  dass  das  Staatswohl  die  Eile  geboten,  sind  sämmtliche  Hini- 
ster verantwortlich.  Sie  haben  deshalb  insgesammt  die  Verordnungen  zu 
contrasignfren ,  auch  müssen  letztere  den  Ständen  bei  der  nächsten  Zu- 
sammenkunft zur  Genehmigung  vorgelegt  werden. 

Wirksamkeit  der  Stände  im  Finanzwesen.    Zustimmung  derselben 
zu  Veränderung  und  Erhebung  der  Abgaben, 

§•  96.  Ohne  Zustimmung  der  Stände  können  die  bestehenden  direc- 
ten und  indirecten  Landesabgaben  nicht  verändert,  auch  dürfen  dergleichen 
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Abgaben  ohne  ihre  BewOJigong,  mit  Aasnahme  des  $.  103  bemerkten  Falls^ 
nicht  ausgeschrieben  und  erhoben  werden. 

Erörterung  vnd  Deckung  des  Staatsbedarfs  durch  die  Stände^ 

§.  97.  Die  Stände  haben  die  Verpflichtung^  für  Aufbringung  des  or- 
dentlichen und  ausserordentlichen  Staatsbedarfs  durch  Aussetzung  der  hierza 
erforderlichen  Deckongsmittel  zu  sorgen.  Sie  haben  dagegen  das  Befbg- 
niss^  hierbei  die  Nothwendigiceit ,  Zweckmässigkeit  und  Höhe  der  Ansätze 
zu  prüfen 7  und  deshalb  Erinnerungen  zu  machen,  auch  sich  sowohl  we- 
gen der  Annahme  der  angesetzten  Summen,  als  ilber  die  Art  der  Deckung, 
die  Grundsatze  und  Verhältnisse,  nach  welchen  die  Abgaben  und  Leistun- 
gen auf  Personen  und  Gegenstande  zu  legen  und  zu  vertheilen  sind,  so- 
wie über  die  Dauer  und  Erhebungsweise  zu  entschliessen. 

Darlegung  des  Staats  -  Haus?uäts  und  Bedarfs  an  selbige. 

$.  98.  Bei  jedem  ordentlichen  Landtage  (S.  115)  wird  den  Ständen 
eine  genaue  Berechnung  der  in  den  vorhergegangenen  drei  Jahren  stattge- 
fundenen Einnahme  und  Ausgabe  und  ein  Voranschlag  des  Bedarfis  für  die 
nächstfolgenden  drei  Jahre,  nebst  den  Vorschlägen  zu  dessen  Deckung^ 
möglichst  bald  nach  Eröffhung  des  Landtags  mitgetheilt. 

Mittheilung  von  Erläuterungen  und  Rechnungen  an  die  Stände* 

$.  99.  Um  Beides  beurtheilen  zu  können,  werden  ihnen  sowohl  von 
der  obersten  Staatsbehörde,  als  auch,  auf  ihren  Antrag,  von  den  betref- 
fenden Departementschefs  die  nöthigen  Erläuterungen  gegeben,  so  wie 
Rechnungen  und  Belege  mitgetheilt  werden. 

Ansätze  für  geheime  Ausgaben  können  dabei  nur*  in  so  weit  vorkom- 
men, als  eine  schriftliche,  von  mindestens  drei  verantwortlichen  Ministe- 
rialvorständen  contrasignirte  Versicherung  des  Königs  bezeugt,  dass  die 
Verwendung  zum  wahren  Besten  des  Landes  stattgefunden  habe  oder  statt- 
finden werde. 

Ständische  Erklärung  übet*  den  aufzubringenden  Staatsbedarf 

%.  100.  Nach  pflichtmässiger  genauen  Prüfung  der  gedachten  Berech- 
nimgen,  Uebersichten  und  Unterlagen,  haben  die  Stände  über  den  darnach 
auflEubringenden  Bedarf  ihre  Erklärung  an  den  König  gelangen  zu  lassen. 
Insofern  sie  hierbei  auf  Verminderung  der  verlangten  Summen  antragen, 
muss  dieses  unter  bestimmter  und  ausführlicher  Nachweisung  der  Gründe 
dazu,  sowie  der  Gegenstände,  bei  welchen,  und  der  Art  imd  Weise,  wie 
ohne  Hintansetzung  des  Staatszwecks  Ersparnisse  gemacht  werden  kön- 
nen, geschehen. 

Verfahren,  wenn  die  Kammern  über  die  Bewilligung  getheilt  sind. 

$.  101.  Sind  die  beiden  Kammern  bei  der  Abstimmung  über  die  Be- 
willigung getheilt^  so  tritt  das  $.  131  vorgeschriebene  Verftihren  ein. 
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Verbot,  die  Bewilligung  an  fremde  Bedingungen  zu  hmipfen. 

g.  102.  Die  st&ndiflcbe  Bewilligung  von  Abgaben  darf  nicht  an  Be- 
dingungen geknöpft  werden,  welche  nicht  das  Wesen ^  oder  die  Verwen-« 
dang  derselben  unmittelbar  betreffen. 

Verfahren,  wenn  über  die  Bewilligung  eine  Vereinigung  mit  den 

Ständen  nicht  erfolgt, 

$.  103.  Die  von  den  Standen  nach  $.  100  an  die  Regierang  gelan- 
genden Anträge  und  die  Gründe ,  auf  welche  sie  beruhen ,  werden  auf  das 
reiflichste  erwogen,  auch^  soweit  es  nur  immer  mit  dem  Staatswohle  ver- 
einbar ist ,  jederzeit  berüclcslchllgt  werden. 

In  dem  Falle  aber^  dass  sie  unannehmbar  befunden  wßrden,  die  Stände 
hingegen^  auf  deshalb  ilinen  geschehene  ErOffhung  und  anderweite  Bera- 
thnng,  die  Bewilligung  in  der  verlangten  Maasse  wiederholt  ablehnen 
wollten,  lässt  der  König  die  Auflagen  für  den  Staatsbedarf,  insofern  sie 
nicht  ausdriicklich  nur  für  einen  vorübergehenden  bereits  erreichten  Zweck 
bestimmt  sind,  nach  Ablauf  der  Bewilliguugszeit  durch  die  oberste  Staats- 
behörde^ mittelst  einer  in  die  Gesetzsammlung  aufounehmenden  Verord- 
nung, noch  auf  ein  Jahr  ausschreiben  und  forterheben.  In  dem  su  erlas- 
senden Ausschreiben  wird  der  besondern  Natur  desselben  gedacht  und  Be- 
ziehung auf  diesen  S-  der  Verfassungsurkunde  genommen.  Ein  solches 
verlängertes  Ausschreiben  kann  jedoch  nur  auf  ein  Jahr  erlassen  werden, 
weshalb  der  König  längstens  sechs  Monate  vor  Ablanf  dieser  Frist  eine 
ausserordentliche  Stände  Versammlung  einberufen  wird. 

Bemerkung  der  ständischen  Bewilligung  in  den  Abgaben'- 

Ausschreiben. 

%,  104«  Mit  Ausnahme  des  §.  103  erwähnten  Falls  soll  in  den  Aus- 
schreiben, welche  Landesabgaben  betreffen,  die  ständische  Bewilligung  be- 
sonders erwähnt  werden,  ohne  welche  weder  die  Einnehmer  zur  Einfor- 
derung berechtigt,  noch  die  Unterthanen  zur  Entrichtung  verbunden  sind. 

Verfahren,  wenn  schleunige  finanzielle  Maassregeln  erforderlich  sind, 

$.  105.  Ohne  Zustimmung  der  Stände  kann  kein  Aniehn  gültig  ge- 
macht werden. 

Wenn  in  ausserordentlichen,  dringenden  und  unvorhergesehenen  Fäl 
ien  schleunige  finanzielle   Maassregeln  erfordert  werden^    zu  welchen  an 
sich  die  Zustimmung  der  Stände  nothwendig  ist,  so  ist  eine  ausserordent- 
liehe  Ständeversammlung  einzuberufen. 

Sollten  jedoch  äussere  Verhältnisse  eine  solche  Einberufling  durchaus 
unmöglich  machen ,  so  darf  der  König ,  unter  Verantwortlichkeit  der  ihn 
hierbei  berathenden  Vorstände  der  Ministerialdepartements,  das  zu  Deckung 
des  ausserordentlichen  Bedürftiisses  unumgänglich  Nöthige  provisorisch 
verfügen ,  auch  erforderlichen  Falls  ausnahmsweise  ein  Anlehu  aufuehnien ; 
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es  sind  aber  die  getrottentn  Bbuusregeln  so  bald,  als  irgend  mSglicb,  der 
SÜndeversamnlaog  ^  and  spütesteni  bei  dem  nächsten  ordentlichen  Land- 
tage« vorsoiecen,  am  deren  verAis^ungsmassige  Genehmigung  aa  bewir- 
ken, auch  ist  selbiger  fiber  die  Verwendung  der  erforderlich  gewesenen 
Summen  Nachweisung  au  geben. 

Reservefonds, 

$,  106.  Um  die  Begierung  IQr  unvorhergesehene  Ereignisse  mit  den 
erforderlichen  ausserordentlichen  HQlfsmitteln  zu  versehen,  ist  ein  He- 
serveibttd  zu  bilden,  welcher  in  das  Budjet  aufgenommen  und  jedesmal 
bewilligt  wird. 

Staatsschuldencasse, 

$,  107«  Zo  Verzinsung  und  Tilgung  der  Staatsschulden  besteht  eine 
besondere  Staataschuldencasse ,  welche  unter  die  Verwaltung  der  Stande 
gestellt  ist. 

Diese  Verwaltung  wird  durch  einen  ständischen  Ansschuss  mit  HÖlfe 
der  von  ihm  ernannten  und  vom  Könige  bestätigten  Beamten  gefilhrt  Er 
hat  auch  bei  erfolgender  AuflSsung  der  Kammer  seine  G^eschäfte  bis  zur 
EHMhung  der  neuen  Standeversammlung  und  erfolgter  Wahl  eines  neuen 
Aosschosses  Anrtzusetzen. 

Der  Regierung  steht  vermöge  des  Oberaufsiditsrechts  ftei,  von  dem 
Zastande  der  Gasse  zu  jeder  Zeit  Einsicht  zu  nehmen. 

Die  Jahresrechnungen  über  dieselbe  werden  von  der  obersten  Reell» 
nungsbehörde  geprüft,  and  bei  jedem  ordentlichen  Landtage  ($.  116)  den 
Standen  zur  Erinnerung  und  Justification  vorgelegt.  Nach  erfolgter  Ju- 
stification  wird  das  Resultat  der  Rechnungen  im  Namen  der  Stftnde  durch 
den  Druck  bekannt  gemacht» 

VerhäUmss  der  Stände  in  Bezug  auf  das  Staatsgut  und  auf  das 
Fideicommiss  des  Königlichen  Hauses» 

$.  106.  Die  Stände  sind  verpflichtet  und  berechtigt,  über  die  Erhal- 
tung des  Staatsguts  und  des  Königlichen  Hausfideicommisses  in  der  $.18 
and  20  angegebenen  Maa^Me  zu  wachen. 

Nach   der   noch  gegenwärtig  bestehenden  Organisation  der 
Fhum^i-Verwaltung  theilt  sich  das  Königreich: 

1.  für  die  Verwaltung  der  direkten  Steuern  in  4,  mit  den 
Kreisdirektionsbezirken  zusammenfallende  Sleuerkreise. 
Jeder  Sleuerkreis  enthält  eine  Anzahl  von  Sleuerbezirken, 
deren  zusammen  25  sind. 

2.  In  die  Distrikte  von  15Hauptzoli'  und  Hauplsteuerämlern 
Tür  die  Erhebung  der  indirekten  Abgaben.  Jeder  Haupt- 
amtsbezirk isi  in  mehrere  HebedisUrikte  getheilt.    Unab- 
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hängig  von  diesen  besteben  innerbalb  eines  jeden  Uaupu 
amtsbezirkes  noch  Konlrolldisirikte. 

3.  Für  die  Verwaltung  des  Staatsgutes,  insoweit  dasselbe  in 
Forsten  und  Zinsen  aller  Art  besteht,  in  15  Foi-stbezirke 
und  38  Rentämter.  Die  Domänenverwaltung  wird  un- 
mittelbar vom  Finanzministerium  ohne  Dazwischcnkunft 
einer  besondem  Mittelbehördo  geleitet. 

4.  In  Bezug  auf  die  Verwaltung  des  Bergwesens  bestehen 
6  Bergamtsreviere. 

B.    Staats  •EinnaluneD. 

n.  Im  Alli^emelnen» 

Von  geschichtlichem  Interesse,  wenn  auch  traurige  Er- 
innerungen erweckend,  würde  ein  Rückblick  auf  die  Ergeb- 
nisse des  Staatshaushalls  im  alten  Königreiche  Sachsen  seyn; 
ein  Vergleich  der  damaligen  Einnahmen  und  Bedürfnisse  mit 
den  Gegenwärtigen.  Allein  ich  bin  augenblicklich  entfernt 
von  den  dazu  nöthigen  Quellen,  muss  doshalb  auf  das  ver- 
kleinerte Sechsen  mich  beschränken  und  glaube  dann  am 
zweckmässijgsten  m\i  dem  Zeitpunkte  zu  beginnen,  aus  welchem 
amfUeke  Nachrichten  vorliegen.  Dieses  sind  die  Jahre  1824 
bis  1830,  auf  welche  die  Regierung  die  im  Jahre  1831  den 
Ständen  vorgelegten  Berechnungen  stützte.  Danach  soll  die 
A^titeinnahrae  der  fiskalischen  und  Steuerkassen  *)  während 
eines  Durchschnittjahrs  wie  folgt  sich  belaufen  haben. 

Thlr^         Prozent- 
Konv,'      Antheilan 
Münze,       der  End- 
swnme* 

a.  Domanial-Einkünae 754310        17,48 

b.  Regalien 966943        22,40 

c.  Fiskalische  Abgaben 1,305850        30,26 

d.  Zuschüsse  aus  dem  Steuerärar: 

1.  von  den  alten  Erblanden      .    .       936102        21,69 

2.  von  der  Oberlausitz     ....       102417  2,87 

e.  Zinsen  und  zufällige  Einnahmen    .       250483  5,80 

Zusamnöen    4,816105       100,— 

*^  Nach  einem  von  BQsching  mitgetheilten  necboaD8;8aii8Zug  war  im 
Jahre  1770  die  entoprechende  Gesammtremeinnahme  5,915222  Thir. 
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Der  gleichzeitig  aa^estellte  VwoMMttg  ßtr  1831  wasi 
eine  Ae^pteinnahme   von  4,884804  Thir.  Konv.- Münze   nach 

(7,169935  ThIr.  rob)  und  zwar: 

OekU       Przi.'Anth. 
betrag.       a.  d.  End- 

a.  Aus  Domänen 754310  15,44 

b.  Regalien 966943  19,80 

c.  Indirekte  Abgaben 908250  18,60 

d.  Direkte  Steuern 1,988618  40,72 

e.  Zinsen  von  fiskalischen  Aktiv-Kapi- 
talien (zu  4  %  Kapital  5,549575)  .  221983  4,54 

l  Insgemein  und  zuFällige  Einnahmen         28500         0,58 
g.  Donativ- Gelder  und  Don-Gratuits         15700         0,32 

Zusammen     4,884304       100,— 

wovon  die  Gewinnungskosten  31,81  Vo  betrugen.  — 

Nach  dem  Jahresdurchschnitt  des  VoratuchiagM  tut  1834/6 
waren  die 

I%lr.  Kmw.-Mze. 
1«  fiojieinnahme 9,403337 

2.  Anlage-,  Betriebs-  und  Unterhaltkosten, 

auch  Erlasse  und  Erstattungen  .    •    .   •   3,802353 
(oder  40,43  %  der  Roheinnahme) 

3.  Besoldungs-,    Verwaltungs-    und  Erhe- 
bungskosten     .      666878 

(oder  7,09  o/o  der  Roheinnahme) 

4.  A^einnahme 5,200680 

(worunter  jedoch  ein  Mehr  zu  erwarten- 
des Einkommen  von  10932  ThIr.  und  die 
Accis-Uebertragungssteuern  mit  261462 

ThIr.  begriffen  sind.) 

Die  gesammten  Oewkmung$ka$ien  also  4,469231  Thlr  (exkl. 
5818  Thlr.  Ausgaben  der  Obersteuer-Einnahme  an  sogenann- 
ten Steuerbedürfnissen)  oder  47,52  %  der  Roheinnahme.  — 

Die  Aetfneinnahme  des  Voramchlagi  für  iS81/9  betrug 
5,194874  Thlr.;  nach  dem  Durchschnitt  der  abgelegten  ^Sroort- 
reokmmg  aber  fUr  1840/2  ergaben  sich  als 
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1.  Aak-BinDahnie  id  Thir.  Kour. 14,079JM8 

^.  Anlage-,   Betriebs-   und  Unterhaltskosten» 

auch  Erlasse  und  Erstattungen 7,049044 

(50,09  Vo  der  Roheinhabme) 

3.  Besoldungs-,  Verwaltungs- und  Erhebungs- 
kosten    .    .    .     : 921873 

(6,54  %  der  Roheinnahme) 

4,  Aem-Einnahme 6,101802 

die  gesanomten  Gewinnungskosten  also  56,63  Vo  der  Rohetn- 
nähme. 

Nach  den  betreffenden  Voranschlägen  beträgt  die  Rem- 
einnahxnt  für  1843/5:  5.681002  ThIr.  Kour.  (die  abgelegte 
Rechnung  ergab  als  wirkliche  Reineinnahme  6,479485  Thlr); 
fiir  1846/8:  5,798648  Jlhlr.  Der  Voranschlag  endlich  ftir  ein 
Dtirchschmtti'Jahr  von  1849/6t  zeigt  folgende  Summen : 

1.  Kok-Eimahme  in  Thlr.  Kour 13,786925 

2.  Anlage-,    Betriebs-    und  Unterhaltskosten, 

auch  Erlasse  und  Erstattungen 5,017995 

(36,39  %  der  Roheinnahme) 

3.  Besoldungs-,  Verwaltungs-  und  Erhebungs- 
kosten     .     1,168261 

(8,48  Va  der  Roheinnahme.) 

4.  /tmeinnahme 7,600669 

wonach  die  sämmtlichen  Gewinnungskosten  44,87  Vo  der  Roh- 
einnahme betragen. 

Nachdem  die  vorenthaltenen  Mittheilungen  eine  Vermtkr 
rung  il^  Aetneinnahme  binnen  20  Jahren  um  3,284000  Thlr. 
oder  um  76  Vo  ergeben  haben,  ist  nöthig  die  Ursachen  dieser 
seltenen  Erscheinung  zu  erörtern.  Zunächst  die  bei  fast  allen 
Staatsrechnungen  sich  zeigende  Vervollständigung  und  Berich* 
tigung,  durch  Aufnahme  von  Einnahmen,  welche  in  unterge- 
ordneten oder  Neben -Kassen  versteckt  gewesen  und  dort 
zu  direkten  Ausgaben  benutzt,  oder  auch  gar  nicht  zu  Staats- 
zwecken verwendet  waren*  Sodann  die  bessere  Ordnung  in 
Verwaltung  und  Verrechnung,  z.  B.  durch  die  Kassenvereinigung 
und  die  neuen  Organisationen;  so  wie  die  daraus  folgenden 
Ersparungen  oder  Mehreinnahmen»  namentlich  hinsichtlich 
einiger  Zweige  des  Domaniums.     Ferner  die  Erhöhung  des 
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Ertrages  einiger  Abgaben  durch  daran  vorgenommene  Vor- 
änderungen. Vor  Allem  aber  der  Einlritt  in  den  deutschen 
Zollverein  am  1.  Januar  1834  und  die  Einführung  der  neuen 
Grundsteuer  am  1.  Januar  1844;  wodurch  die  Grenzen  der 
einzelnen  Abschnitte  des  Staatshaushalts  zugleich  gezogen  sind. 

Die  Ämeinnahrae  his  1830  betrug  4,316000  Thir.  (3  Thir. 
auf  den  Kopf  der  damaligen  Bevölkerung)  wovon  auf  Steuern 
2,344000  Thir.,  also  etwas  mehr  als  die  Hälfte  kamen  (1,6  Thir. 
auf  den  Kopf);  im  Jahre  1833/6  gehörten  von  einer  5,200000 
Thir.  beiragenden  Reineinnahme  2,903000  Thir.  oder  fast  56  Vo 
den  Steuern  an;  auch  war  die  Einnahme  von  indirekten  Ab- 
gaben zu  1,800000  Thir.  veranschlagt,  gegen  908000  Thir. 
im  Jahre  1831. 

Die  Aetiteinnahme  eines  Durchschnittsjahrs  von  1840/2 
war  6,102000  Thir.,  wovon  dixxl  Steuern  3,736000  Thir.  oder 
61  o/o  kamen  und  von  diesen  Steuern  betrug  die  Einzahlung 
des  Zollvereins  1,978000  Thir. 

Für  ein  Jahr  des  Finanzabschnitts  1849—51  ist  die  Rein- 
einnahme zu  7,600000  Thir.  berechnet  (4  Thir.  auf  den  Kopf 
der  Bevölkerung)  und  davon  sind  Air  Steuern  4,831000  Thir. 
(2,55  Thir.  auf  den  Kopf)  oder  63,56  Vo  angesetzt.  Die  neuen 
direkten  Steuern  finden  sich  dabei  mit  2,421000  Thir.  (1,26 
auf  den  Kopf)  oder  31,85  %,  die  indirekten  Abgaben  mit 
2,1 19000  Thir.  und  291000  Thir.  Zuschlägen,  also  mit  2,410000 
Thir.  (1,26  auf  den  Kopf)  oder  31,71  Vo;  während  nach  dem 
Etat4ur  1831  die  direkten  Steuern  1,989000  Thir.  (1,37  Thir. 
auf  den  Kopl)  d.  i.  40,72  %;  die  indirekten  Abgaben  nur 
908000  Thir.  (0,62  Thir.  auf  den  Kopf)  d.  i.  18,60  %  aller 
Einnahmen,  bildeten.  Also  ein  ziemlich  gleiches  Verhältniss 
der  direkten,  aber  eine  Verdoppelung  der  indirekten  Abgaben 
seit  1831. 

Das  neuste  Finanstgeeel^  ist  vom  20.  Juny  1846  und  be- 
trifft die  Kalenderjahre  1846,  1847  und  1848.  Kurz  vor  Ab- 
lauf des  letzten  Jahrs  (am  18.  Dezember  1848)  erliess  die 
Regierung  auf  Grund  des  §.  88  der  Verfassungs-Urkunde  eine 
Verordnung,  wodurch  die  Forterhebung  der  bestehenden  Ab- 
gaben bis  auf  Weiteres  angeordnet  wurde.  Als  jedoch  die 
am   17.  Januar   1849  zusammengetretenen  Landstände   diese 
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Forlerhcbung  nar  bis  Ende  April  bewilligten  and  dann  anf- 
gelöst  wurden,   verordnete  die  Regierung  unter  dem  25.  May 

1849  mit  Bezugnahme  auf  §.  103  der  Verfassungs-Urkunde 
die  weitere  Forterhebung  bis  Ende  April  1850;  eine  Maass- 
regel, welche  die  nachträgliche  Billigung  des  seit  26.  Novem- 
ber 1849  versammelten  Landtages  erhielt  (Verordnung  vom 
26.  April  1850).  Am  folgenden  Tage  wurde  ein  Gesetz  er- 
lassen, welches  (bei  dem  noch  nicht  geschehenen  Zustande- 
kommen des  Finanzgesetzes  für  1849—51,  dessen  Entwurf  den 
26.  November  1849  vorgelegt  war)  die  fernere  Erhebung  der 
Steuern  und  Abgaben  auf  die  Zeit  vom  1.  May  bis  3f. August 

1850  vorschrieb. 

Am  1.  Juny  1850  wurde  der  VII.  Landtag  aufgelöst  und 
nachdem  am  15.  July  die  Versammlung  vormaliger  Landtags- 
abgeordneter zusammen  getreten  war,  legte  die  Regierung 
dieser  Versammlung  sowohl  den  Voranschlag  f&r  1849—51, 
als  einen  Gesetzentwurf  wegen  Forterhebung  der  Abgaben 
Tür  die  letzten  3  Monate  des  zweiten  Etatjahrs  vor  und  ver- 
kündete dann  unter  dem  29.  August  diese  Forterhebung  bis 
Ende  1850. 

Vor  Ablauf  des  Jahrs  erging  nachstehender  Erlass : 

Wir  Fnedrich  Augusi,  von  Gottes  Gnaden,  König  von 
Sachsen  etc. ,  haben  mit  Beistimmung  Unserer  getreuen  Stünde 
das  wegen  der  Jahre  1849,  1850  und  1851  erforderliche  Fi- 
nanzgesetz in  folgendem  zu  erlassen  beschlossen: 

§.  1.  Zu  Deckung  des  laufenden  Aufwandes  für  den 
ordentlichen  Staatshaushalt  und  der  auf  die  Spezialkassen  ge- 
wiesenen Vcrwaltungs-  und  sonstigen  Ausgaben  sind;  neben 
den  im  üebrigen  den  Staatskassen  zugewiesenen  Einnahme- 
quellen, zu  erheben: 

1.  Auf  das  Jahr  1849  und  1850 
die  in  dem  Ausschreiben    vom    25.  May  1849   und  den  Ge- 
setzen  vom   1»  Februar,  vom   27.  April  und  vom  29.  August 
1850  bezeichneten  ordentlichen  und  ausserordentlichen  Steuern 
und  Abgaben; 

2.  auf  das  Jahr  1851 
nach  Maassgabe  der  bestehenden  gesetzlichen  Vorschriften, 
a)  an  ordentlichen  Steuern  und  Abgaben: 
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aa)  die  Grandsteuern  nach  9  Pfennigen  von  jeder  Steuer- 
einheit,  bb)  die  Gewerbe  -  und  Personalsteuer,  cc)  der  Grenz* 
zoll  von  ein-,  aus-  und  durchgehenden  Waaren,  dd)  der 
Eibzoll,  ee)die  Branntweinsteuer  für  inländischen  Branntwein, 
tt)  die  Biermalzsteuer,  gg)  die  Weinsteuer  fiir  inländischen 
Wein,  hh)  die  Tabaksteuer  von  inländischen  Tabaksblättern, 
ii)  die  Uebergangssteuer  von  vereinsländischem  Fieischwerke, 
Wein,  Most,  Branntwein,  Bier  und  Tabak,  kk)  die  Rüben- 
zuckersteuer, II)  die  Schlachtsteuer,  mm)  die  Stempelsteuer; 

b)  an  ausserordentlichen  Steuern  und  Abgaben: 
aa)  ein  Zuschlag  zur  Grundsteuer  nach  3  Pfennigen  von  jeder 
Steuereinheit,  bb)  einer  dergleichen  zur  Gewerbe-  und  Per- 
sonalsteuer nach  Höhe  eines  anderthalbfachen  Jahresbetrags, 
cc)  einer  dergleichen  zur  Schlachtsteuer  durch  Erhöhung  und 
Vervielfältigung  mehrerer  Tarifsätze,  so  wie  dd)  einer  der- 
gleichen bei  oer  Stempelsteuer. 

§.  2.  Die  Bestimmung  der  Termine  fiir  die  Erhebung 
der  ordentlichen  und  ausserordentlichen  Gewerbe-  und  Per- 
sonalsteuer so  wie  die  Feststellung  und  Vergütung  für  die 
Erhebung«  Ablieferung  und  Berechnung  der  §.  1  sub  2h.  aa. 
und  bb.  gedachten  ausserordentlichen  Steuern  bleibt  IJnserm 
Finanz-Ministerium  überlassen. 

§.  3.  Alle  sonstige  Abgaben,  Natural  -  und  Geldleistun- 
gen, weiche  nicht  ausdrücklich  aufgehoben  worden  sind  oder 
noch  aufgehoben  werden,  haben  vorschriftmässig  fortzube- 
stehen. 

8.  4.  Die  zu  Verwendung  für  ausserordentliche  Staats- 
zwecke ausgesetzte  Verwilligung  ist  aus  den  verfügbaren  Ver- 
wallungsUberschüssen  und  den,  der  diesfallsigen  Verabschie- 
dung mit  den  Kammern  Unseres  Königreichs  entsprechend, 
soweit  nöthig,  durch  besondere  Kreditmaassregeln  zu  verstär- 
kenden Kassenbeslanden  zu  übertragen. 

Gegeben  zu  Dresden,  am  13.  Dezember  1850. 

Friedrich  Avgust. 

Johann  Heinrich  August  Behr. 

Ferner  die  Verordnung,  die  Ausführung  des  Finanzge- 
setzes vom  13.  Dezember  1850  für  das  Jahr  1851  betreffend. 

Die  Zahlen  dieses  Finanzgeselzcs  sind  in  der  Einnahme- 
Tafel  angegeben;  von  einem  sehr  ansehnlichen  ötw^erordent- 
lichen.  Budget  fiir  1849—51,  wird  später  die  Rede  seyn. 

Zur  Vervollständigung  dieser  Miltheilungen  habe  ich  die 
nachfolgende  vergleichende  Zusammenslellung  der  Staatseinuah- 
men  in  den  Jahren  1834/6,  1840/2  und  1840/51  entworfen 
und  werde  dieselbe  zugleich  bei  der  Darstellung  der  einzelnen 
Einnahmequellen  benutzen. 
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IStaats-JBlMitaJkJiMM » 

nach  einem  Durchschnitt  der  Jahre  1834A  184(yS| 

und  1849-51. 
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Geldbetrag  in  Konventiona-Mftnze 

Bezeiehnong 

1834/6  (Voranschlag.) 

b.AalaKe-jle.Betol-       _ 

1840/2 
(Rechen- 

1    M) 

Am* 

a.  Eoh- 

Betrieb-  u 

dunga-. 

Rem- 

schafts- 

•s 

Ein- 

UnlerhalU- 
Kosten , 

Verwal- 
lonf  s-  tt. 

Ein- 

Bericht.) 

(S  t  n  n  a  ^  m  e. 

nahme. 

auch  Br- 
la««ea.  Er- 

Erbe« 
bungs- 

nahme. 

a.  Eoh^ 

M 

stattungen. 

Koslen. 

Einnahme. 

I. 

Nntzangen  dee  Staats- Ver- 
mögens und  der  Staats- 
Austalten. 

A. 

Von  den  Domänen  und  an- 
dern Besitzungen. 

1. 

Forstnutzungen.    .    •    . 

829918 

218606 

181677 

429635 

1,021922 

excl.9800  zu  den 

Forslge- 

bänden  vom  Bau>-Etat.   | 

2. 

Jagdmitzungen  .... 

21423 

10400 

2235 

8788 

16610 

3. 

Amts-lntradeu   •    •    «     . 

236161 

30911 

24560 

180690 

267683 

4. 

Landvogteiliche   Einnah- 

• 

men  der  Oberlausitz     . 

6529 

628 

1354 

4547 

— 

' 

5. 

Von  den  KammergQtern 
und    den    in    Zeitpacht 
stehenden  Mühlen,  Tei- 

chen u.  s.  w 

126231 

17877 

1500 

106854 

92263 

49000  ezcl.  zu  den  Gebäuden  ad 

6. 

Weinbergs-  und  Kellerei- 

3«  4.  5,  u.  6.  vom  Bau-Etat« 

V» 

Nutzungen  

14506 

8929 

1480 

4097 

16235 

7. 

Steinkohlen  -  Bergwerks- 

•  • 

8. 

Nutzung.     •    .    .    .    • 
Von  der  Steingut-Manu- 

84265 

67676 

2255 

14334 

199272 

faktur  zu  Hubertsburg. 

18475 

16898 

1427 

150 

— 

9. 

Von  der  Porzellan-Manu- 

V» 

faktur  zu  Meissea    •    . 

89900 

85783 

4117 

152544 

exel.9000  —  ZUS 

chuss.  — 

$ 

10. 

Von  der  Hof-Apotheke  . 

11420 

8621 

1299 

1500 

6952 

Zusammen  A. 

1,438828 

466329 

221904 

750595 

1,773371 

B« 

Von  den  Hegalien  und  den 
damit  verbundenen  Fabri- 
kations- undDebits-An- 
stalten. 

^ 

11. 

Berg-  und  HQtten- Nut- 

1,016381 
1,043545 

zungen   r    •    •    •    A    • 

1,186075 

1,017528 

61387 

107160 

* 

12. 

Münz-Nutznngen   .    •    • 

945871 

938927 

5444 

y 

1500 

2,974161 

13. 

Post-Nutzungen     •    .    • 

424519 

168972 

64829 

200718 

659954 

u. 

Eisenbahnen ,    .    .    •    . 

— . 

— 

— 

— 

— 
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nach  dem  DarehschDitt  der  Jahre 
!■  Thaler  Koiirant. 


1840/42 
(RecheH- 
sehafl»- 
Bericht.) 
b.  Mein' 
einnähme. 


a.  Roh^ 
Etonahme. 


1849/51  (Voranschlag.) 

h.  A»lftf  t*, 
Betritbt-  u. 
ValerlialU. 


ko»U» 

auch  Br* 

l*Me  u.Br- 


c.  Berf«l- 

Jung«- , 

Verwml- 

tnaf»-  uad 

Brbebnafs- 

Koste». 


d.  Bein- 

Ein- 
nahme. * 


) 


60204  n 


9498 
203580 


9225S 

5376 
28826 


13106 
1007 


916686 


167Ö57 
453 

wtaigtrtia- 
gemonnen. 

262914 


1,146100 


181300 


90350 

17400 
23572*3 


131400 
6603 


314500 
28100 


10323 
199920 


120335 
4148 


Pro- 

smU 

Aaüitil 

am  dtr 

Bb4. 

•uoiai«. 


1,808880 


1,530289 
1,147126 

707000 
634500 


677326 


1,3291^ 
1,132214 

845300 
269500 


178600 

653000 

653000 

23200 

130000 

— 

130000 

90350 

90350 

2077 

5000 

5000 

5307 

30500 

_ 

30500 

4065 

7000 

7000 

1455 

1000 

1000 

214704 

916850 

916850 

151750 

49406 

151750 

8500 

6412 

8500 

204000 

157700 

204000 

270000 

95000 

270000 

Vergltiekinig 
der  Reis- 
Bnmalim« 
4er  Jahre 
18S4/6  nsd 
1840-51 

okae  BerB«k- 
•icktigUBf 

derMQaseorie. 


8,59 
1,71 


1,19 

0,07 
0,40 


0,09 
0,01 


+  214577 

-r   50690 
-f-   4547 


-7-  16504 

+  8 

+  16166 

-r  150 

+  7000 

4-  500 


12,06 


2,00 
0,11 

2,68 
3,55 


+  166266 


+ 

+ 

+ 


44590 
7000 

8282 


+  270000 


OewUi- 
»«■ga- 
koHleii 

Pr«. 

■•■te 
der 

Rok- 

eia- 
»akne. 


43,02 
428,30 


71,27 
87,06 

94,67 
84,86 


49,31 


90,08 
99,26 

71,14 
67,44 


•)    Die  mit  liegenden  Ziffeni  aaagedrfickteB  Suoiaie»  awd  der  Btütgt  4ei  Brwiedemiigl* 
BckraikeM  4er  mlien  8ti»4«  vom  6.  April  1861  fii|B«iMifii. 

Rf4fa«  FliMfBUtiflUi,  77 
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^msBm 

Geldbetrag 

mwamBrnk 
nach  4efli 

• 

in 

Konventions  -  MQnze          { 

!■  Th»* 

2 

BeKdchiimig 

18841«  (Voranschlag.)            | 

1840/2 

'it 

b.  Aaltge- 

c.  Bttol- 

(RM^ett- 

der 

a.  Boh- 

Betritb-  u. 
UnUrhalU- 

VemiTlt.  dtÄftn- 

schalte* 

l 

tfinnai^me. 

Eui- 
nahme. 

KoMea, 
•ucb  Br* 

ItMe  u.Br- 

taan-  o. 
Brhe- 
knag»- 

Ein- 
nahme« 

Bericht.) 
a*  fioh^ 

w 

flUttungen. 

Kotttn. 

elnnahie. 

15. 

Zeitangfl-Nutzangen  .    • 

66940 

39290 

5650 

22000 

108527 

16. 

Sals-Natzungen     .    •    • 

664578 

344288 

10290 

810000 

762624 

17. 

FIoss-  and  Holzhof-Nut- 

- 

# 

zuDgen   •;•••« 

395213 

309010 

22403 

63800 

434007 

18. 

Chausgeegelder .... 

215863 

5441 

23554 

186868 

253188 

19. 

Hehr  za  erwarteudes  Ein- 

kommen.   «    •    ,    .    . 

— 

— 

— 

10932 

— ' 

20. 

BrQckengelder  . 

13730 

1081 

1849 

10800 

17595 

21. 

Gleitsgelder 

114186 

8798 

18641       91747 

— 

22. 

Eibzollgelder     .... 

69291 

3671 

5620       60000 

— 

Zusammen  B. 

4,096266 

2,822006 

219667 

1,065524 

7,270282 

C. 

Zinsen  von  werbenden  Ka- 
pitalien,  ingleichen  Ad- 
ministrations-  undzuföl- 
Ilge  Einkflnfte« 

•_ 

23 

Zinsen  von  Aktiv- Kapi- 

talien  

230197 

— 

— 

230197 

123427 

24. 

Kanzlei-Sporteln    .    •    . 

58750 

— 

—  ' 

58750 

101176 

26. 

Josüsiamto-Bporteln    .    . 

186030 

71196 

— 

114834 

— 

26. 

Lotterie-Einnahme      .    . 

50000 

__  ^^ 

^^ 

50000 

266238 

27. 

Besoldongs-  u.  Pensions- 

• 

AbsHge 

15300 

..» 

— 

15300 

81422 

28 

Beitrag  vom  Hause  SchOn- 
bnrg  JLum  Unterhalt  der 
Kreisdirektion  und  des 

■ 

Appellatious  -  Gerichts 

EU  Zwickau 

_ 

_ 

..» 

_ 

1028 

29. 

Verschiedene  zufällige  Ein- 

nahmen   

Zusammen  C. 

12000 

— 

12000 

«363 

652277 

71176 

^^ 

481081 

531654 

Zusammen  I, 

6,087371 

3,359531 

441571 

2,297201 

9,575307 

IL 

Steuern  und  Abgaben. 

A. 

Bisherige  fiskalische  Ab- 
gaben 

• 

l. 

Vieischsteuem  •    •    .    • 

131382 

-~ 

3843 

127539 

^. 

2. 

Grenz-Accisen,  einsehliess.« 
lieh  der  Leipziger  Han- 

1 
1 

delsabgabe  .    «    ,    •    . 

286950 

15662 

9Hlt 

Mie96 

— 

—    1310    - 


1er  K««raiit 


1840/^ 
b»  RetB- 


1849/61  (Voranadiliigo 

e.  Besol- 


a.  Höh" 
einu^hpie. 


b.  Amlftfe-, 
BetcMli«.  11. 

Unttrliftl- 
tiMfskoaien 

mmth  Br- 
l«M«  11.  Br- 
•laliiiBgt». 


duBg«.. 

V«rwtl. 
Iaii|s«  und 
ErhtbuBfB- 

Koftta. 


4.  Rein- 
Ein- 


Vro- 

sent- 
ABtheU 
an  der 

End- 
•unuii« 


Terglcickaag 
der  Reis- 
BfaBakme 
der  Jahre 
18S4/6  uad 
184^->61. 

ohne  BerQek- 
■icklifaag 

derMfiastorte. 


Oewin* 
nfange- 
koeUA 

Fro- 

aenie 
der 

floh. 

eiB' 


30374 
366388 


6t382 
tl3924 


20000 

960217 
53334 

484400 

260000 


12531 


19100 


339693 


404400 
2500 


10824 

20000 
42500 


208(0 


2070 


20000 

20000 

4000QP 

453334 

€0000 

60000 

215000 

215006 


150001 
16000 


0,26 
5,97 

0,79 

2,83 


-r    2000 
+     143334 


+ 


o.?o  + 


3800 

28132 

10932 

4200 
91747 
600001 


43,58 

87,6> 
17,31 

21,47 


,116617 

6,606966 

88518 

204535 

^006 

109200 

— 

— 

138111 

$311j33 

31422 

34500 

3,824470 


3jt200 


132733 


383912 


5000 


1028 
3363 


1028 
3060 


84100 


1,397584 
1,344250 


254535 

204535 

72000 

72000 


140000 

140000 

34500 

34500 


18 


,39 


2,69 
0,951+ 


0,45 


+  332060  75.69 


+   26662 


13260 


-f-  114834 


+ 

+ 


90000 
19290 


34,07 


50,20 


f028 

1028 

99127 

30(k) 


0,01 
0,04J 


-f-    8940 


834448 
2,365751 


633456 
6,048392 


164933 
4,666729 


13400 
612016 


$01190 
455423] 


5,99H- 


2,769657  36,44  + 
2,$62290 


25958 
472356 


28,15 
65,59 


—  127539 


-f.  2378761 

77* 
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Geldbetrag 

nach  dem 

0 

in 

Konventions  -  MQnze         i 

in  Tha^ 

1 

Bezeljchiiog 

1834/6  (Voranschlag.)           | 

1840/2 

?y 

b.AnUf«-, 

e.  Besol- 

(Redi^ 

11 

der 

slEoH- 

Belriab-  «. 
ÜBlerlialU> 

i?^-J. 

d.  Rem- 

schafls- 

3 

M 

€innü^mt. 

Ein- 
nahme. 

Ko«l«B, 

«ach  Er« 

l«Mt  «.Sr- 

•ttlluagta. 

IttMgS-  U. 

Sriit. 

k«BS»- 

K«sUb. 

Ein- 
nahme. 

Bericht) 

a  Rok- 

einnähme. 

3. 

Creneral  -  Accisen,   ein- 
schliesslich der  Erblän- 
discben  Ueberlragnngs- 

• 

steuern   ...... 

698083 

310118 

141007 

246958 

.^- 

4. 

Stempelgelder  von  Fabri« 

kaCen • 

1607 

822 

63 

1222 

— 

5. 

Strassenbaa-Snrrogat-Gel- 

der 

26168 

— 

785 

25383 

—  ■ 

6. 

Kavallerie  •  Verpiegnngs- 

179906 
50400 

Gelder    .    ^    «    •    .    . 

346467 

6234 

8233 

837000 

7. 

Oberlausitzsche  Biersteuem 
Znsammen  A. 

14396 

432 

1053 

12911 

— 

1,505058 

332768 

183396 

QOQftftOl 

voooov 

230306 

B. 

Erbländische  Steuern. 

8. 

Tranksteuem     .... 

164126 

81767 

9457 

122902 

— 

9. 

Stempel-lmpost .     .    .     . 

106182 

856 

5326 

100000 

— 

10. 

Mahlsteuern 

20411 

151 

864 

19396 

— 

n. 

Personensteaem.    .    .    . 

156391 

1639 

8008 

151744 

— 

12. 

Schocksteuern   .... 

501932 

27307 

10801 

463824 

348729 

18. 

Accis  -  Uobertragungs- 

Steuem  .*•.«. 

— 

— 

— 

261462 

— 

U. 

Onatembersteuem  .    .    . 

700299 

48284 

12369 

689646 

486251 

15. 

SchÖnburgisches  -  Steuer» 

Kontingent  ..... 

4236 

50 

86 

4100 

427» 

16. 

Uitterschaflliche  Beitrage 
einschliesslich  des  vor- 

jf 

maligen  Donativs     .    . 
Zusammen  B. 

44884 

— 

— 

44884 

45167 

1,698461 

110054 

41911 

1,802188 

884429 

C. 

Oberlausitzische  Landes- 
Bewilligungen. 

17. 

Milizgelder  ..... 

53995 

— 

— 

53995 

— 

18. 

Ausserordentlicher  Beitrag 

zum  Militär     .... 

17000 

— 

— 

17000 

— 

19. 

KammerhQlfe     .... 

19423 

— 

— 

19423 

— 

20. 

JPersonensteuer-Aequiva- 

lent 

2160 

— 

— 

2160 

—~- 

21. 

Stempelgelder   •    •    .    • 

4000 

— 

— 

4000 

— 

22. 

Don  Gratuit.    .... 

3300 

— 

.^ 

8300 

— 

28. 

Beihttlfe  zum  Strassenbau 

1540 

— 

«- 

1540 

— > 

24. 

Beitrag  zum  Chausseeban 

4000 

— 

— 

4000 

.— 

25. 

Zu  den  Besoldungen  der 
Oberbehörden  und  ver- 

schiedene andere  Beiträge 

7034 

— 

— 

7034 

* 

Zusammen  C. 
Zusammen  II.  alte  Steuern 

112452 

-     -  1 

112452 

84141 

2,903479 

und  Abgaben  t    «    •    . 

8,815966 

442832^6807 

1,198876 

<is«U.lt.) 
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Darchschnitt  der  Jahre 

1er  Koarant 

1840/42                  1849/51  (Voranschlag.) 

(Rechen-                    ^„..Ä"'.  «.  Be.oi. 
achalUi.     a.  Roh-     Unt.rhti-     ^«»«;-*    d.  Rem- 
»«•icht.)   Rj^^^Wi^  t««gjkoete«  j7/r:»i;^       Ein- 
b.  Ä«!»:   Eiami*»«-  uV.:\'b;.  «Äb-pn.    nähme. 

eilMMÜlOie                           al«Uii»ftB.       Ko*(«b> 

Pro- 

sent- 

Amtkeil 

an  der 

Bnd- 

i«nBM. 

VergleicliaBf 
der  Bein- 
Bimitlune 
der  Jahr« 
1SS4/«  uad 
1849-61. 

ohae  Berikck* 
•icbtigumg 

der  MAaseorte. 

Oewim- 
■vnge- 
koeten 
Pro- 
state 
der 
Beb- 
eio- 
makm«. 

177170 
60400 

— 

— 

• 

— 

— 

-^     246958 
-7-         1222 
-^       26383 
-7-     337000 
-f-       12911 

— 

227570 

840592 

461464 
4264 

r 

44981 

— 

— 

1           1       1    1       1   1    1    1    1       1 

^ 

— 

-r     988889 

•4-     122902 
-7-     100000 
-r       19396 
-T-     151744 
-T-     463824 

-7-     261462 
-7-     689646 

-^         4100 

-r       44884 

— 

861301 

-^ 

— 

.    — 

^"^ 

— 

-4-  1,802138 

-r       53996 

^       17000 
—       19423 

^         2160 
4-         4000 
-^         3300 
-7-         1540 
-4-         4000 

-4-         7034 

— 

84141 

-    1    -   1    -   1   -   1 

_     -L-      1124521     —    1 

1,168012 

«» 

^_ 

p 

- 1 

-7-  2,903479 

— 

.    1222    — 

• 

0   • 

f 

s 

•s 

h 

J 

m 

BraelehmiBg 

• 

<S  t  n  tt  a  i|  m  (. 

in  Konv.-Münze 
1834/6  (Voran- 
schlag.) 

a.i?oA-  b.  Rem- 
Ein-         Ein- 
nahme,    nähme. 

Geldbetrag  nach  dem 

In  Thator 

1840,l(Hechenschaft8bericht) 

k.  AnUg«-,  c.BeMl* 
«    t>^X>        Betritb-  u.    dungs-, 
a.  /COn-     ü.terltmlU-  VtrwÜ- 
Ein-            Kotten      Itttags- «. 

■UtlnngcMi.    KoMVB. 

D. 

Neue  direkte  Steaero. 

^ 

1. 

GnuHUteaeni    .    •    »    . 

— 

— 

28128 

18 

4Ä70 

%. 

ZfiBcMag  za  denselben  • 

— 

— 

V 

— 

- — 

3. 

Gewerl^  nnd  Personal- 
iSteuern  .    .    .    .    i    • 

— . 

301161 
131667 

13845 

18659 

4. 

ZascUai^  ssu  denselben  . 
Zwainmen  D. 

—            — 

— 

^ 

— 



461t66 

13^ 

i 

1^29 

E. 

Ordendlehe-Iniirekte  Ab- 
^ftoen« 

■ 

■ 

• 

- 

1. 

6renx-  und  Elb-Zoll,  eln- 
sohlfeanlich  der  Neben- 
einkflnfte 

_ 

^^^ 

2. 

Bierstenernjelnscliliesslich 
der  Aosgleichongs- Ab- 

• 

- 

• 

i 

gabe  . 

— * 

•— 

~-- 

— 

— 

3. 

Schlacbtsteueni  •    •    «    . 

O^H^ 

— 

2,663^65 

291147 

894329 

4. 

Bminitw^fnsteiier  '^   ein* 
schliesslich  der  Ausglei- 
chungs-Abgabe     •    •    • 

„^ 

_ 

^^^^ 

5. 

Weinsteuer,  desgleichen. 





— 

— 

4 

6. 

tabaksteuer 





— 

— 

7. 

Rttbenznckersteaer     .    . 

> 

— 

— 

— 

« 

8. 

StempeMmpost.    •    .    . 
Zosanimen  E* 





173214 

762 

5026 

— 



2,836779 

291849 

399355 

P. 

Ausserordentliche  indirekte 
Abgaben. 

. 

• 

/ 

1. 

• 

Zuschlag    zur  Sobiacht- 
steaer    •«••••« 

.4_ 

^-     , 

^^^ 

^^^ 

—    1223     — 


DwrdtfcliiiiU  4cr  Jahre 

—  * — 

KiNiniDi. 

Vargkichamg 
der  Bain. 
Einnahme 

Gewin* 

1840/42 

1849/61  CVoranschlag.) 

Pro- 

nung*'- 
koatcn 

(Bechen- 
sckafta- 

a»  Roh» 

b.  AnUf«-. 

Bttrieba*  «. 

ümt«rhal. 

t.  Btaol. 
daBga., 

d.  ReW" 

scnt- 

Aathail 

aader 

der  Jahre 
1834/«  und 
1849-4»!. 

Pro- 
sente 
der 

Beriekt) 

•WW            ^k^V^vV 

Innfskottem 

Verwal- 

Ein- 

B«d- 

•Iine  BtriVek- 

Roh. 

d.  Eem- 

tiiyialHit. 

auch   Er- 
laaaa  v,  Br- 

toBga.  and 
BHiabanga- 

Dfdmie« 

aumne* 

eiehtigung 
derMOnsaarie. 

ein- 
nnlune. 

eittnaluie. 

•tattumgaa^ 

Koaten. 

• 
^,405250 

• 

27140 

1,487110 

20860 

61000 

1,405260 

320000 

18,49 

+  1,405260 

5,50 

— 

275372 

1667 

7038 

266667 

8,51 

+     266667 

3,16 

tl9i67 

390000 

■ 

131667 

450666 

31333 

19333 

400000 
409750 

6,26 

+     400000 

11,24 

— 

896000 

20000 

16666 

349334 

4,59 

+     349334 

9,50 

497464 

2>609148 

78860 

104037 

2^21261 

2,525000 

1,22$026 

81,85 

+  2,421251 

i84 

lfi96W 

162788 

246936 

1,187729 
17i446 

16,63 

+  1,187729 

25,60 

—" 

223794 

22821 

34475 

166498 
236661 

2,19 

+      166498 

26,60 

l,97a089 

32147$ 

32779 

49624 

239170 
310193 

3,15 

+     239170 

25,60 

„^     > 

404904 

41287 

62376 

301241 

15753 

3,96 

+     301241 

26,60 

— 

20563 

2096 

3168 

15299 

0,20 

+        15299 

25,60 

■* 

4380 

— 

6717 

684 

880 

4253 

9329 

0,06 

+         4253 

26^ 

—      1        12178 

1241 

1877 

9060 
198166 

0,12 

+         9060 

25,60 

1674861      209533 

6900 

8300 

195333 

2,57 

+     195333 

6,77 

2,145576 

2,794615 

269496 

406^6 

2,118583 

27,87 

+  2,118583 

24,19 

( 

4 

2,168954 
Si812 

1 

• 

— 

161333 

4536 

24853 

131944 

1,74 

+     131944 

18,22 

--    1224    - 


•e 

I    M 

•  fl 

6^ 


8. 


BezeichDUg 
<S  i  n  n  «  i|  m  e. 


Geldbetrag 
in  Kouventions  -  MOnze 
1834/6  CVoraiiBcUag.) 


a.  Roh" 

Ein- 
nahme. 


b.  Anlage-, 
Betrifb-  a 
Uaterkalu* 
Koatea, 
«och  Br- 
laesea.Er- 
stAttangea 


e.  Beeol- 

duBge-, 

Yerwal- 

lunge-  a. 

Srke- 

bunft- 

Koeten. 


d.  Rem-- 

Ein- 
nalune. 


Zaschlag  zur  Branntwein- 
Steuer    •••.•• 

Ziuchlag  ZOT  Stempel- 
steuer      


Zusammen  F« 
Zusammen  11.  alte  Steuern 
Znsaromen  U«  neue  Steuern 


Oesammtsumme  von  U« 

Cresammtsnmme  von  1. 
Hauptsumme 


naek  dem 

in  Tha- 

1840/i 

(Hec]ien« 

sckafls. 

Bericht.) 

a.  Roh- 

RittoalHne« 


3,315966 


442822 


225307 


2,903479 


1,198876 
8,298036 


3,315966 
6,087371 


442822 
3.359531 


225307 
441571 


9,403337  3,802353 


666678 


2,903479 
2,297201 


4,496911 
9,575307 


5,200680 

Hieria  iat 

mit  einbe- 

friffen^M 

in  4er  Roh- 

eianaliBie 

■ickt  Tor* 

kommt. 

I.B.19.U. 
II.  B.  13. 


14,072218 


Wenn  man  das  System  und  die  Form  dieser  Rechnungs- 
stellungen  im  Einzelnen  prüft,  so  wird  man  allerdings  nicht 
in  Abrede  nehmen  können,  dass  die  Ausstellungen,  welche 
der  erste  Bericht  des  dritten  Ausschusses  vom  17.  Januar 
1849  (Mitth.  II.  Kammer  Anhang  zu  Nr.  48  Seite  900)  macht; 
im  Wesentlichen  begründet  sind.  So  würden  öeispUlstDeUe : 
die  Voranschläge,  durch  besondere  Geldspalten  fUr  ständige 
(etatmassige)  und  durchgehende  (transitorische)  Posten,  an 
Wahrheit  und  Uebersichtlichkeit  gewinnen;  die  Trennung  in 
ein  ordenfUches  und  ein  cmsserordentlichei  Budget,  benach- 
theiligt  die  einheitliche  Beurtheilung  und  der  dadurch  beab- 
sichtigte Zweck  kann  auf  andere  Weise  genügend  erreicht 
werden;  auch  von  denjenigen  Verwaltungszweigen,  welche 
mit  einem  Betriebe  u.  s.  w.  verbunden  sind;  muss  die  Roh- 
einnähme,  der  (VoU-Brutto-Ertrag,  nicht  nur  der  Ueberschuss) 
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Dorchsebnitt  der  Jahre 
1er  KonraDt 


1840/42 

Rechen* 

Schafts- 

Bericht.; 

b«  Bein- 

eiimahme. 


a.  Roh' 
einnähme. 


1849/51  (Voranschlag.) 

b.  Anlage-, 
Betritb«-  u. 


Unlerhal- 
tunfskosten 

auch  Br- 
laaaa  u.£r« 
Stauungen.  | 


e.  Beiol-) 


dongi-. 

YerwaU 
lange-  an<l 
Erhebunga- 

Koalen. 


d.  JRein- 
Ein- 
nahme. 


Pro- 

nent- 

AntheU 

an  4er 

Bn4. 

stimme. 


m 


Verglcicliaag 
Ur  Reis. 
Binnabme 
der  Jakre 
I8S4/6  ond 

okne  BerQck« 

sioktignng 
derMQnssorte, 


Oewüi- 
nnnge- 
kosten 

Pro- 

senie 
der 

Rok- 

ein. 
nakme. 


120000 
68527 


3374 


18486 
2333 


98140 
38246 
61194 


,  1,30 
0,80 


+   98140 
+   61194 


18^12 
3,67 


344860 


1,163012 
2,573039 


6,738623 


7910 


45672 


351266 


556245 


291278 
i 23058 

4,817012 
4.831112 


3,84 


63,56 


+  291278 
+  2,903479 
+  4,831112 


15,54 


15,81 


3,736:)51 
2,365751 


6,101802 


5,788623 


8,048302 


13,786925 


351266 
4,666729 


556245 
612016 


5,017995 


1,168261 


4^17012 
4,831112 
2^72290 
2,769557 


7,600669 
7,679301 


63,56 
36,44 


+  1,927633 
+    472356 


15,81 
65,59 


100,— 


+  2,399989 


44,87 


in  die  Einnahme  der  Haaptrechnang  kommen,  anstatt  durch 
die  Spezial  -  Etats  nur  etwa  den  Mitgliedern  des  Finanzaus- 
schusses bekannt  zu  werden;  eine  grössere  Spezialisimng 
in  einzelnen  Einnahme-  und  Ausgabe -Abiheilungen  ist  sehr 
wttnschenswerth ,  auch  recht  wohl  vereinbar  mit  Klarheit  der 
Darstellung;  die  Befolgung  eines  (gleichen  Systems  in  der  An- 
ordnung des  Einnahme-  und  des  Ailsgabe-Etats  wäre  anzu-* 
rathen;  eine  offene  Darlegung  der  Fisrmc^efi^-Wirthschafl, 
durch  eine  Ferm^^eit^-Rechnung  über  alle  Zweige  des  Staats- 
vermögens neben  der  Geldrechnung,  wird  mit  Recht  verlangt ; 
u.  s.  w.  (z.  v.  die  jenem  Berichte  beigefügte  Einnahme-  und 
Ausgabe-Zusammenstellung.)  Allein  man  würde  sehr  ungerecht 
seyn,  wenn  man  nicht  gleichzeitig  zugestände,  dass  die 
Staatsrechnung  des  Königreichs  Sachsen  den  Ansprüchen  so- 
wohl der  Theorie  ab  für  praktische  Benutzung  weit  mehr 
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getiOgt«  als  die  Mehrzahl  solcher  Rechnungen  in  andern  dout 
adben  Staaten.  Sie  ist  ss.  B.  die  einzige  Siaatsrechnung,  weiche 
schon  seit  einer  Reibe  von  Jahren,  einerseits  die  Anlage-,  Be- 
triebs- und  Unterhalts  •  Kosten ,  andererseits  die  Besoldufigs- 
Terwaltungs-  und  Erhebungs-Ausgaben;  von  allen  einzelnen. 
Einnahme-Posten  vor  Augen  bringt. 

Wie  die  Staatshaushalts  -  Toranschläge  und  Rechnungen 
seyo  hännteH  und  müstten,  wird  Gegenstand  der  Besprechung 
im  allgemeinen  Theile  dieser  Schrift  seyn. 

|i.  Blnselne  StiMiiselnniiliiiieii» 

m)  HfU%ungen  des  Staats-Vermögens  und  der  StaaU-AmtaUen. 

1.  iorft-  tm)  9o0)-Wtttun|m. 

Die  behuf  der  Grundsteuer-Veranlagung  vorgenommenen 
Untersuchungen  haben  über  Boden  -  Benutzung  und  Ertrag 
vortreffliche  Nachrichten  geliefert.  Mittheilungen  darüber 
haben  der  statistische  Verein,  die  landwirthschaftliche  Zeit- 
schrift» das  Staats^Handbuch  und  der  Finanzdirektor  v.  Flotow 
kn  Archiv  der  politischen  Oekonomie,  gemacht.  Sie  sind  in 
ler  Einleitung  mitgetheilt,  so  weit  solches  fiir  den  vorliegen- 
IcD  Zweck  erforderlich  schien« 

Die  technische  und  ökonomische  Güte  der  sächsischen 
Fat$k>erw0Uun§  hat  häufiger  Anerkenntnisse  sich  seu  erfreuen 
gehabt«  namentlich  auch  in  den  Ständeversammlungen.  Da- 
gegM  sind  früher  wie  in  neuster  Zeit,  Wünsche  hinsichtlich 
der  Stellung,  Besoldung  und  sonstigen  VerlMiniese  des  Per- 
sanais  laut  geworden,  deren  Aufklärung  und  Absiellung,  (als 
Folge  der  im  Herbste  1849  unter  Leitung  der  Regierung  ge-r 
schehenen  Beratbung  von  Vertrauensmännern  der  Betheiligten; 
—  ni  erwarten  ist.  (Zn  vergL  die  vielen  in  den  Jahren 
1848  und  1849  über  diesen  Gegenstand  erschienenen  Flug- 
schriflea,  namentlich  vom  Forstakademie -Sekretär  Friizsche 
und  OberiörstmeiBter  ton  Cotta.) 

Auf  die  bedürftigeren  Klassen  der  Einwohner  wird  Rück- 
si(^  genommen,  z.  B.  dadurch,  dass  man  die  ungleich  ertrag- 
reicheren öffentlichen  Vei^steigenmgen,  an  die  Stelle  der  Holz«- 
abg/abe  gegen  eine  massige  Taxe,  nur  an  solchen  Orten  treten 
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lesst;  wo  darauf  kein  besonderer  Bedruck  flir  die  Hoizbe- 
dttrftigen  cnlstelu.  Femer  dadurch,  dass  man  den  Fabriken 
im  oberen  Gebirge,  den  Berg-*  und  Hütten- Arbeitern ,  Brenn- 
holz zu  ermüssigtero  Preise  (1  Klafler  Stockholz,  welches  am 
Wasser  zum  Verflössen  1  Thir.  »0  Ngr.  Selbstkosten  verur- 
sacht, zu  2  ThIr.  17  Ngr.)  tiberlässt.  Der  Geldertrag  der 
Staatsforsten  im  Königreiche  Sachsen  lässt  sich  durchschnitt- 
lich nach  den  seither  stattgerundenen  Hohtaxm  auf  8  ThIr. 
10  Ngr,  3  Pt  pr.  Äcker  berechnen.  —  Der  Reinertrag  be- 
trägt durchschnittlich  1  Thir.  23  Ngr.  9  pF.  pr.  Acker.  Dabei 
darf  aber  nicht  unbemerkt  bleiben ,  obsohon  es  von  keinem 
bedeutenden  Einflüsse  ist,  dass  unter  dem  Kapitel  »Wald- 
nebennolzungen^  der  Ertrag  Von  8361  Acker  92  Q  Ruthen 
Nichtholzboden,  und  namentlich  von 
1501  Acker  12t  D  Ruthen  Feld, 

2781      „        27   „        „      Wiesen,  worunter  500  Acker  Wfis- 

serungs  -Wiesen , 
55      ^      164    ^        ^      Gärten, 
687      /     178   ^        „      Lehden,  Sümpfe  u.  s.  w., 
122      ^      203   »        „      Teiche, 
60»      „  2   ^        „      Steinbrüche  u.  s.  w., 

welche  theils  an  die  Forstoffizianten ,  grösstentheils  aber  an 
andere  Pensonen  verpachtet  sind,  mit  begriffen  ist,  welcher 
auf  15000  ThIr.  wenigstens  veranschlagt  werden  kann. 

Der  Gesammt-^r/rajf  der  Forsten  ist  wie  folgt  angegeben: 

ÄoÄ-  Rem- 

suiniifMfic»        twnoion^ 

18Sa  (tmd  Jagden)      .    .         —  45T«M 

1834/6  «•...• 

1837/0  •-•.•-•. 

i840/2  

1848/5 . 


829918  48M36 

^  450009 

1,921922  54d04t 

1.044857  582891 


1846/8    .......  —  960000 

1849--51  (und  Jagden)    .    I,1461<M        653009 

Der  Reinertrag  dieser  Einnahme  ist  mithin  binnen  zwan- 
zig Jahren,  ohne  Bedruck  der  Holzbedärfligen,  um  200006  Thlr 
gestiegen;  was  sicherlich  für  die  Verwaltung  ein  gutes  Zeug- 
niss  ablegt    Die  Gewinnungskosten  sind  jetzt  43  %  der  Roh- 
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einnähme,  und  die  Einnahme  aas  den  Forst-  und  Jagd- 
Nutzungen  bildet  8^59  Vo  aüet*  Einnahmen.  Unter  den  Aus- 
gaben sind  beispielsweise  (1846/8)  für  Grundlasten  17000  Thlr., 
Holzkultur  und  Forst  Verbesserung  60000,  Holzmacherlöbne 
155000,  sonstige  Betriebskosten  40000,  Besoldungen  158000, 
Expeditionsaufwand  u.  s.  w.  10000  Thir.;  15  Oberforstmeister 
bekommen  (ausser  freier  Wohnung,  Feuerung  200  ThIr.  für 
einen  Sekretär  und  240  ThIr.  für  2  Dienstpferde)  1000  bis 
1500  Thlr.  Besoldung;  27  Oberförster  mit  Revierverwaltung 
600  Thlr.,  105  Revierforster  300  bis  500  Thlr,  ausser  freier 
Wohnung,  Feuerung,  zum  Unterhalt  eines  Burschen  50 Thlr., 
für  ein  Dienstpferd  120  Thlr.,  66  Unterförster  (neben  Mieth- 
zins  und  Feuerholz)  250  Thlr.;  30  Revierjäger  (ausser  Mieth« 
zins  und  Feuerung)  150  Thlr.;  —  zusammen  228  wirkliche 
Staatsdiener;  ausserdem  13  Waldau&eher  mit  60  bis  120  Thlr. 
Remuneration. 

Herr  Finanzdirektor  von  Flotow  in  seiner  mehrgedachten 
Schrift,  bezeichnet  als  für  die  Forstwirthschafi  im  Königreich 
Sachsen  wünschenswerth : 

doii  die  intensive  Kultur  des  Waldbodens  in  Staats- 
und Privatwaldungen  thunlichst  befördert,  d.  b.  dem 
Äcker  Waldboden  der  möglichst  höchste  Holzertrag  ab- 
gewonnen, und  dabei  besonders  auf  Erziehung  von  Bau- 
und  Nutzholz  Rücksicht  genommen,  keine  Blosse  unange^ 
baut  liegen  gelassen  und  damit  in  den  Staats  - .  Stiflungs- 
und  Gemeindewaldungen  besonders  mit  gutem  Beispiele^ 
vorangegangen  werde; 

das$  die  Ausscheidung  des  unter  dem  Acker-  und 
Wieseolande  befindlichen  natürlichen  Waldbodens  thun- 
lichst begünstigt  und  besonders  von  den  im  Lande  noch 
vorhandenen  Lehden,  Hutungen,  Sümpfen  u.  s.  w.  alles 
dasjenige,  was  aus  natürlichem,  unbedingtem  Waldboden 
besteht,  zur  Waldkultur  verwendet  werde; 

dai$  durch  Besetzung  der  Strassen,  der  Bergabhänge, 
Feldränder,  Ufer  und  anderer  geeigfneter  Orte  mit  an- 
gemessenen Bäumen  oder  Sträuchem,  durch  Anlegung 
lebendiger  Hecken,  statt  todter  Zäune,   die  Holzproduk- 

tion  befördert  werde; 
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doiz  die  Staatswaldungcn  möglichst  arrondirt  und  durch 
Ankauf  von  Wald-  und  anderen  Grundstücken,  besonders 
Oedungen  und  Wüstungen,  vermehrt  werden,  ohne  jedoch 
deshalb  zu  einer  höheren  Kultur  geeignete  Grundstücke 
(wenn  es  nicht  das  Arrondissement  erfordert)  dazu  zu 
verwenden : 

da$s  vom  Staate  besonders  die  Waldungen  an  solchen 
Orten ,  wo  die  Erhaltung  derselben  von  einem  besonderen 
volkswirihscha filichen  Interesse  ist,  d.  h.  da,  wo  die  Wal- 
dung zum  Schutze  gegen  nachtheilige  Einflüsse  der  Natur 
nöthig  oder  die  Wiederbewaldung  nach  erfolgter  Abhol- 
zung  mit  grossen  Schwierigkeiten  verbunden  ist,  erwor- 
ben werden; 
zugleich  aber  auch  durch  Verbesserung  und  Vermehrung  der 
Transportanstalten  (Chausseen^  Bisenbahnen,  Flössen,  Kanäle 
u.  s.  w.)  die   Vertheilung  des  Brennmaterial vorraths   in    alle 
Theile  des  Landes  erleichtert,  und 

endlich  Alles,  was  auf  Ei*sparniss  an  Brennmaterial, 
Bau  -  und  Nutzholz,  sowie  zu  Aufsuchung  von  Brennholz- 
surrogaten hinwirken  kann,  befördert  werde,  wohin  ins- 
besondere auch  die  Anwendung  von  Bauarten,  welche 
wenig  oder  kein  Brennmaterial  erfordern  (Lehmbau,  Cement- 
dächer  u.  s*  w«)  gehört. 

Die  Reformen  im  Forshoeien ,  schon  zu  Ende  des  vorigen 
Jahrhunderts  begonnen,  sind  seit  dem  Jahre  1810  systematisch 
durchgeführt  und  obgleich  die  Verkleinerung  Sahsens  auch 
auf  diesen  Dienstzweig  Einfluss  geübt  hat  (so  z.  B.  sind  da« 
durch  die  Laubholzarten  in  sehr  untergeordnetes  Verhältniss 
zum  Nadelholz  gekommen),  ist  doch  die  technische  Vervoll- 
kommnung dadurch  nicht  au^ehallen*  Die  Akademie  fiir  Forst- 
und  Landwirthe  (Bekanntmachung  vom  13.  April  1810)  zu 
Tbaraiid  mit  früher  80  bis  90,  jetzt  60  bis  70  Akademisten, 
bat  viel  zur  technischen  Ausbildung  beigetragen  und  die  Ar- 
beiten der  Forsi'VermessungS' Anstalt,  welche  die  allgemeinen 
Ertragsanschläge  und  Betriebspläne  zu  machen  hat,  haben  für 
die  Ordnung  des  Haushalts  wesentlich  mitgewirkt.  Ueber  die 
Behandlung  der  Forst-,  Jagd-  und  Floss-Saehen  bestimmt  die 
Verordnung  vom  7.  Juny  1836,  nachdem  die  Befähigung  zum 
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Staate -Forstdienste  bereits  durch   Verordoung  vom  18.  July 

1832  geregelt  "war.    Ein  Gesetz  vom  2.  April  1838  betrifft  die 

Untei^ucbung  und  Bestrafung  der  Farstverbrech0n;  ein  Patent 

vom  0.  April   1814,   welches  jedoch  erat  durch  Nr.  20  der 

Gesetzsammlung  von  1840  veröfifentliobt  ist ,  bezieht  sich  auf 

Wildschäden.     Die  Ja^(%esetzgebung  hat    durch   §.  37    der 

Grundrechte  dos  deutsdien   Volks   eine  grosse  Veränderung 

erlitten,  weshalb  im  April  1849   den  Kammern  der  Entwurf 

eines  Jagdgesetzes  vorgelegt,  auch  die   Verordnungen   vom 

14.  Juny^   13.  (und  22.)  August  1849,  erlassen  wurden.    Die 

Staatskasse  auch  in  Sachsen  hat  durch  diese  Bestimmungen 

verloren. 

2.  Jimt4-9ntra)nt. 

Die  g.  g-  Amtsintraden  bestehen  (1846/8)  aus:  unverän* 
derlichen  oder  fixirten  Gefällen  172000  Thfar.,  veränderlichen 
Gefällen   36000^  ökonomischen  Nutzungen  27000,   insgemein 

1500  Thir,    Ihr  Ertrag  war: 

£oAeiiiBidime»  Beitminnaihme, 

1834/6    236161         180690 

1840/2    ,     267583         203580 

1849—51 181300         130000 

Die  Gewinnungskosten  erfordern  mithin  28,30  Vo  der 
Roheinnahme  und  dieser  Posten  ist  1,71  %  aller  Staatsein- 
nahmen. 

Während  die  früheren  Verordnungen  zur  Entfessdung  des 
Grtmdbetitzes  (vom  24.  Februar  1824  Ablösung  der  Dienste 
jind  FVohnden  betreffend:  17.  März  1832  über  Ablösungen 
wd  Gemeinbeitstheihmgen ,  17*  März  1832  über  Errichtung 
meiner  Landreotenbank ,  14.  Juny  1834  über  Zusammenlegung 
jder  Grundstücke)  auf  den  Ertrag  obiger  Doroanialgefälle  we- 
sentlichen Einfluss  nicht  gehabt  zu  haben  scheinen;  sind  die 
kn  Jahre  1846  erlassenen  Gesetze  (vom  21.  July  zum  Ablö- 
£ungsgesetze  von  1832  und  vom  21.  JuJy  mit  Vollzugverord- 
«ung  vom  30.  September,  die  Ablösung  der  Schutz- Unter- 
ihänigkeits-jSefalle  betreffend)  Veranlassung  zur  Abnahme, 
namentlich  der  Getreide-Gefiille  gewesen :  wofür  indess  durch 
die  Ablösttiigs- Kapitalien  eine  entsprechende  Zinseneinnahme 
wieder  zugebt 
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lieber  die  Veränder%t$%gm  im  Staätsgute  wird,  nach  g.  18 
der  Verfassungs-Urkunde,  jedem  ordentlichen  Landilige  ein 
Nachweis  vorgelegt.  Die  in  den  Jahren  1845/7  Statt  gefun^ 
denen  Grundstück  -  Verausserungen  und  Ablösungen  von  Be- 
rechtigungen, haben  dem  Domänenfondi  folgende  Binnahme- 
beiräge  gewährt:  1!}2629  Thir.  für  Domänengrundstücke, 
2844  Thlr,  Tur  veräusserte  Forstgrundstücke  (in  einem  fie- 
samrotnmfango  von  259  Acker  167  Qnadratruthen ,  wovon  je- 
doch 142  Acker  296  Quadralrutben  auf  Eisenbahn -Expro- 
priationen 2u  rechnen  sind),  12270  Thlr.  für  veräusserte  Jag* 
den,  1746  Thlr.  Gorechtsame  und  Nutzungen,  6688  Thlr.  AUo- 
difikationen,  130350  Thlr.  abgelöste  Geldgefälle,  434604  Tbk. 
abgelöste  Naturaldeputate  und  Zinsen,  117870  Thlr.  Dienste  und 
Berechtigungen,  welches  eine  Summe  von  854605  Thk.  ergiebl, 
wovon  am  Ende  des  Jahres  1847  nur  noch  1327  Thlr.  aussen^ 
stehßQ  geblieben  w^ren»  Ausserdem  haben  bei  einigen  statt- 
gefundenen Veräusserungen  und  Ablösungen  die  Acquirenten 
oder  Ablösenden,  theils  in  Verbindung  mit  Kapitalszahlungen, 
theils  als  alleiniges  Aequivalent  zusammen  eine  Grundrente 
von  971  Thlr.  übernommen,  welche  künftig  bei  denjenigen 
einzelnen  Verwaltungskassen  zur  jährlichen  Einnahme  gelan- 
gen werden,  welche  bisher  die  niin  abgelösten  Nutzungen 
bezogen.  Als  Ausgaben  des  Domänen-Fonds  werden  in  Folge 
stattgefundener  Erwerbungen  und  Ablösungen  zu  Gunsten  das 
Staatsguts  folgende  Posten  aufgeführt:  21724  Thlr.  für  er- 
kaufte Domänengrundstücke;  146216  Thlr.,  für  erkaufte  Forst- 
grundstücke, ein  Areal  von  1145  Acker  124,44  Quadratruthen 
umfassend;  14339  Thlr.  an  Kapital-Zahlungen  Tür  erworbene 
Zinsberechtigungen ;  1 989  Thlr.  *  füh  Ablösungen  von  Geldzin- 
sen; 144968  Thlr.  für  Ablösungen  *  vOn  Naturatdeputaten ; 
290403  Thlr.  für  Ablösung  vo^  Sonstigen  Naturalleistungen^ 
Servituten  u.  s.  w.  Zusammen  *  beträgt  *die  Ausgabe  des  Do- 
mänen-Fonds 619641  Thlr./  }wovon  aber  «m  Schkisse  des 
Jsdires  1847  noch  108954  Thlr.  auszujtableii  verblieben  jsind. 
Der  Rechnungsabschhiss  über  den  geianuatfien  Bestand  des 
J>omänen-Fon(b  ultimo  Oeaember  1847  mit  EinreobauDg  dar 
beziehe&dUch  eingangenen  und  ausgezahlten  Akltv-  vaA  Paa- 
sivreste  giebt  den  Betrag  von  88»798  Tbhv»  w^lcbe  Simine 
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nach  der  Mitlheilung  des  Regierangs -Kommissärs  selbst  im 
Jahre  1848  sich  nicht  sehr  wesentlich  verändert  hat,  indem 
in  diesem  Jahre  die  Einnahme  147533  Thir. ,  die  Ausgabe 
155501  Thir.  betrug,  mithin  ein  Bestand  des  Domänen-Fonds 
von  875680  Thlr.  verblieben  war. 

3.  9011  Un  Aommrrgfitrrti  unt  Itn  in  Jtttiiad^t  (tri^eiititit  Mi^tUf 

Crid^ftt  tt.  f.  0. 

Von  dem  Flächeninhalle  des  ganzen  Staats  befindet  sich 
etwas  über  Vio  (0,107)  im  Eigenthum  des  Staats,  Vio  im  Ei- 
genthum  von  Privaten.  Zu  15  Kammergiitem,  d.  h.  grösseren, 
den  Rittergütern  gleichstehenden  landwirthschaftlichen  Ge- 
sammtheiten,  gehören  nach  der  erst  neuerlich  beendigten 
Vermessung,  an  Gebäuden:  3  Acker  266  Quadratruthen;  an 
Hofräumen:  48  Acker  55  Quadratruthen;  an  Ackerland:  6332 
Acker  243  Quadratruthen;  an  Gärten:  132  Acker  37  Quadrat- 
inithen;  an  Wiesen:  2359^  Acker  259  Quadratruthen;  an  Hoch- 
wald :  60  Acker  205  Quadralruthen ;  an  Niederwald :  58  Acker 
213  Quadratruthen;  an  Teichen:  1622  Acker 35  Quadratruthen; 
an  Weinbergen :  50  Quadratruthen ;  an  Steinbrüchen  6  Acker 
228  Quädratruthen ;  an  Wegen  u.  s.  w.  193  Acker  53  Qua- 
dratruthen, im  Ganzen  11525  Acker  274  Quadratruthen  Flä- 
chenraum, welche  zusammen  mit  203575,23  Steuereinheiten 
belegt  sind. 

Die  Einnahmt  von  den  Kammergütern  u.  s.  w.  ist  gewesen : 

Rohertrag*  Reinertrag» 

1834/6    126231  106854 

1840/2 92253  92253 

1843/5    ......       86190  86190 

1846/8    ......       83479  83479 

1849—51 90350  90350 

Diese  Summe  bildet  nur  1,19  %  aller  Einnahmen.-  Wes- 
halb die  Pachteinnahmen,  anstatt  zuzunehmen,  sogar  gefallen 
sind ;  ist  aus  den  mir  vorliegenden  Aktenstücken  nicht  zu 
entnehmen.  Das  seit  Johannis  1845  durch  Veräusserung  aus- 
gefallene Kammergut  Hoheneck  hat  nur  1233  Thlr.  ertragen, 
andere  Veräuaserungen  aber  ßnde  ich  nicht* 
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4.    nititibf r00  -  utiti  Atlinti  -  ttutun^tn. 

Das  im  Königr.  Sachsen  zum  Weinbau  verwendete  Land 
an  3080  Ackern  287.25  □  R.  beträgt  zwar  nur  0,001  des 
Ganzen  und  beschränkt  sich  diese,  etwa  in  230  Ortschaften 
stattfindende  Kultur  hauptsächlich  auf  das  rechte  Eibufer  von 
Oberpoyritz  oberhalb  Pillnitz  bis  Seuselitz  unterhalb  Meissen. 
Demungeachtet  ist  der  Weinbau  für  Sachsen  kein  ganz  unbe- 
deutender Gegenstand. 

Die  fiskalischen  Weinberge  enthalten  91  Acker  212  D  R*r 
also  0,029  des  ganzen  Weinlandes.  Die  in  Administration  ste- 
henden Staatsweinberge  enthalten  aber  nur  87  Acker  40  Q  R. 
W^einland  und  geben  nach  zwanzigjährigem  Durchschnitte  aus 
den  Jahren  1825  bis  1844  einen  Ertrag  von  12Vi6o  Eimer 
Most,  oder  nach  Abzug  von  ungefähr  10  Vo  Hefen,  Zehrung 
etc.  lO'Vie  Eimer  Wein  pr.  Acker. 

Der  Anschlag  für  1846/8  beruhte  auf  der  Voraussetzung 
eines  Ertrages  von  870  Eimer  rothen  Weinmosl  zu  10  Thir. 
und  390  Eimer  blanken  Weinmost  zu  6  ThIr.  Von  der  Ge- 
sammtsumme  der  Gewinnungskoslen  (71  Vo  der  Roheinnahme) 
zu  12530  ThIr.,  waren  für  die  Weinbergs-Kultur  und  Betriebs- 
Kosten  8450  ThIr.  oder  67,44%,  für  die  Verwaltungskosten 
2133  ThIr.  oder  17,02%,  für  Kellerei-  und  Debits- Ausgaben 
1947  ThIr.  oder  15,54%  veranschlagt.  Von  den  in  eigener 
Verwaltung  stehenden  87  Ackern  Weinberg  würde  im  Durch- 
schnitt jeder  Acker  144  ThIr.  Gewinnungskosten  und  darunter, 
97  Thlr.  Kultur-  und  Betnebs  -  Kosten  zu  tragen  haben.  Die 
Aufgabe  des  eigenen  Baus  der  Weinberge,  oder  des  Verkaufs 
des  Weins  durch  Kellerei-Betrieb,  von  Seiten  des  Staats,  ist 
bei  fast  jedem  Landtage  Gegenstand  von  Petitionen  sonstiger 
Weinbergsbesitzer  oder  Weinhändler.  Die  Kammern  über 
haben  die  fiskalischen  Weinberge  stets  als  Muster- Anstalten 
für  den  Söchsischen  Weinbau  betrachtet,  welche  finanziell 
nur  durch  die  damit  verbundene  Kellerei  ohne  Gefährdung 
der  Staatskasse  bestehen  könne.  Die  Erträge  ergeben  sich 
aus  Folgendem: 

Roheinnahme    Reineinnahme 

bis  1831 —  1000  Thlr. 

1834/6      •.••••         **ö06  4097     « 

Rtdeaa  FiBans-ButisUk,  78 
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Roheinnahme  Reineinnahme 

1840/2 16235  5375  Thlr. 

1843/5 20688  1676     ^ 

1849/51 17400  5000     ^ 

5.    5trinkil)irn  -  J0f r^iorrKf  -  Knttingrtt. 

Die  Mandate  vom  10.  September  1822  und  2.  April  1830 
enthalten  Bestimmungen  über  Gewinnung  der  Stein-,  Braun-, 
Erdkohlen  und  des  Torfs  (Funke,  Polizei  -  Gesetze  IL  618). 
Die  mächtigsten  Steinkohlen  -  Lager  be6nden  sich  im  Plauen- 
sehen  Grunde  bei  Dresden,  bei  Zwickau,  bei  Würschnitz  u.  s.  w. 
Die  durchschnittliche  Jahresausbeute  (durch  den  Bedarf  und 
den  Betrieb  einer  Anzahl  Aktien-Gesellschaften  in  neuster  Zeit 
rasch  entwickelt)  wird  jetzt  etwa  S^/g  Million  Scheffel  betra- 
gen, wozu  die  Werke  des  Plauenschen  Grundes  ungefähr 
2,300000  Scheffel,  die  Gruben  vm  Zwickau  etwa  1,200000 
Scheffel  beitragen  mögen.  Die  fiskalischen  Steinkohlen  werke 
zu  Zaukerode  und  Dohlen  im  Plauenschen  Grunde  haben  dar- 
an mit  7  bis  800000  Scheffel  Theil  und  beschäftigen,  ausser  den 
Beamten,  mehr  als  700  Bergleute.    Sie  gewährten  im  Jahre 

Roheinnahme    Reineinftahme 

1834/6 84265  14334 

1840/2 199272  28826 

1843/5 215365  42460 

1849/51 235727  30500 

erfordern  also  nach  dem  letzten  Anschlage  87  Vo  der  Roh- 
einnahme als  Gewinnungskosten  und  bilden  0,40%  der  Ge- 
sammteinnahme.     Bei  einer  für  1846/8  zu  Grunde  gelegten 
Förderungsmengo  von  700000  Scheffel  waren  nachbezeichnete 
Verkaufspreise  angenommen: 
1.  Bei  den  Werken  unmittelbar: 
für    2000  Scheffel  Schmiedekohlen  &  Scheffel  9  Ngr.  9    pf. 
^  228745      j,       Schieferkohle       „      j,      S   ,,    A     ^ 
,,111250      „       grobe  Kalkkohle  „      »       5   „    7     „ 
„     91180      „       ordinäre  dergl.    „      «       3    „     9      „ 
„      9500      „       Koaks  «      n       7    „     5      „ 

„     60000      „       dergl.  „      „       7    „     8V,„ 

„        500      „       klare  dergl.         «      „       3   „    9     „ 
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2.  bei  der  Niederlage  im  Packhofe  zu  Dresden: 
für    5000  Scheffel  Schmiedekohlen  h  SchefiFel  12  Ngr.  —  pf. 
^  115500      „       Schieferkohle       „      „       10   ^    5    „ 
„      5000      „       grobe  Kalkkohle  „      „         7    „    8    „ 
jy     70000      „       ordinäre  dergl.     „      „         6    ^   —  „ 
Unter  den  zu   128000  Thir.  berechneten  Betriebskosten 
sind  etwa  90000  ThIr.  für  Löhne  verschiedener  Art. 

6.    Von  )rr  Vorirllon-iRanufaMiir  3u  iRtifm. 

Diese  im  Jahre  1710  von  Böttger,  dem  Erfinder  des  Por- 
zellans, auf  Staatskosten  angelegte  Anstalt,  welche  jetzt  350 
bis  360  Personen  beschäftigt,  bezieht  die  zu  verarbeitende 
Erde  theils  von  der  Zeche:  Weisser  St.  Andreas  bei  Aue, 
Iheils  von  Sedlitz,  theils  von  Mügeln.    Ihre  Geldergebnisse  sind : 

Roheinnahme    Reineinnahme 

1834/6 89900  — 

(Zuschuss  9000) 

1840/2 152544  13106 

1843/5 165596  21962 

1849—51 131400  7000 

Der  Reinertrag  erfordert  also  94  bis  95  %  der  Rohein« 
nähme  als  Gewinnungskosten  und  der  Prozentantheil  des  Er- 
trages der  Porzellan-Manufaktur  an  der  Summe  aller  Einnah- 
men ist  0,09.  Eine  sehr  lesenswerthe  Darstellung  dieser  An- 
stalt steht  in  den  Mittheilungen  des  staiist.  Vereins,  Lief.  VIII. 
von  1837,  S.  9. 

7.    Hon  Ut  jQof-XpotljrKr 

fliessen,  bei  einer  Roheinnahme  von  6  bis  7000  ThIr.,  etwa 
1000  ThIr.  rein  in  die  Staatskasse;  Gew.  Kost,  also  84  bis 
85  %. 

8.    ÜuJittttiim  oom  ßtTßbau  mt  jQutlrnbrtnrb. 

Der  Anspruch  des  Staats  auf  die  Regalität  des  Bergbaus 
stützt  sich  im  Königreich  Sachsen  ursprünglich  auf  eine  im 
12.  Jahrhundert  von  Kaiser  Friedrich  I.  erlassene  Sanktion, 
dass  der  Bergbau  zu  den  Regalien  gehöre,  ferner  auf  die 
Bestimmung  vom  Kaiser  Heinrich  VI.  im  Jahre  1189,  sowie 
insbesondere  das  9.  Kapitel  der  güldenen  Bulle  Kaiser  Karls  IV« 

78* 
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von  1386  und  den  8  Artikel  des  westfählischen  Friedensschlus- 
ses von  1648. 

Auch  ist  za  erwfihnen,  dass,  aU  zwischen  den  Jahren  1168  and  1169 
onler  der  Regiernng  Kaiser  Friedrich's  I.  und  Markgraf  Otto's  des  Reichen 
die  nächsisclien  (oder  eigentlich  meissnischen)  Berg>verke  entdeckt  wurden^ 
fDr  letzteren  zwar  keine  besondere  kaiserliche  Verleihung  des  Bergregals 
vorhanden  war,  er  aber  doch  dasselbe  ausübte.  —  Seit  dieser  Zeit  wird 
der  Bergbau  in  Sachsen  theils  in  Folge  der  Regalität  desselben  unmittel- 
bar vom  Staate  selbst,  theils  in  Folge  derSpezial-^  resp,  Erbverleihungen 
und  Huthungen  von  Privaten  betrieben«  — 

Hierbei  stehen  aber  dem  Bergherrn  (d.  i.  dem  Staatsoberhaupte)  fol- 
gende Gerechtsame  zu:  1)  seinen  Bergbau  entweder  selbst  zu  betreiben 
oder  auch  für  frei  zu  erklären,  und  nach  Berg  Werksgebrauch ,  gegen 
Muthung  auf  einzelne  Lagerstätten  der  Fossilien,  an  Privatpersonen  wie- 
derum verleihen  zu  können;  2)  von  den  auf  solche  Art  ausgebrachten 
Erzen  den  Zehnten,  ingleichen  3)  das  Quatembergeld  und  andere  dem 
Bergherrn  gebührende  Steuern  zu  nehmen;  4)  das  Recht,  Bergbeamten  und 
Offiziantnn  für  den  Bergbau  anzustellen;  5)  das  Recht  der  Berggerichts« 
barkeit  und  6)  das  Recht,  Privilegien  in  Ansehung  des  Bergbaus  zu  er- 
theilen.  — 

Die  dem  Landes-  und  Lehnsherrn  diessfklls  verbleibenden  Rechte 
aber  sind:  1)  das  Mttnzrecht,  2)  der  Vorkaaf  der  zur  Ausmünzung  nOthi- 
gen  Metalle >  3)  der  Schlägeschatz,  4)  das  Recht,  ßergwerksgesetze  zu 
geben,  und  in  vorkommenden  Fällen  als  Oberrichler  zu  entscheiden,  sowie 
endlich  5)  die  nicht  mit  verliehenen  Mineralien  in  den  Ländereien  seiner 
Lehnsmänner  zu  erheben,  da  denn  auch  diese  im  Kollisionsftille  Ihm  wei- 
chen müssen.  — 

Die  Zahl  der  in  älterer  Zeil  hinsichtlich  des  Bergbaus  er- 
gangenen Gesetze  und  Verordnungen  ist  sehr  gross,  allein  da 
eine  zeitgemässe  Umgestaltung  der  Sächsischen  Bergverfas- 
sung  nicht  nur  dringend  erforderlich,  sondern  auch  von  den 
Ständen  beantragt  (z.  B.  unter  dem  9.  Dezember  1842)  und 
von  der  Regierung  zugesagt  ist  (Dekret  vom  18.  September 
1845),  so  beschränke  ich  mich  auf  Angabe  einiger  Bestim- 
mungen aus  neuster  Zeil.  Diese  sind:  eine  Verordnung  vom 
1.  November  1834,  die  Belehrung  der  bergbauenden  Ge werke 
über  die  ihnen  zustehenden  Rechte  und  Befugnisse  belrefFend 
(angehängt  ist  ein  Auszug  aller  früheren  bezüglichen  Verord- 
nungen); eine  Verordnung  über  die  Ressortverhällnisse  des 
Eisenhüttenwesens  vom  31.  Dezember  1836  und  ein  Gesetz 
vom  30.  März  1843,  zur  Erläuterung  und  Abänderung  des 
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Art.  12  der  Stolle -Ordnung  vom  12.  Juny  1749.  (Zu  vergl 
den  Entwurf  zu  einem  Berggesetze  für  das  Königr.  Sachsen, 
Dresden  1849  —  und  die  darüber  mit  den  alten  Ständen  im 
Dezember  1850  und  Februar  1851  gepflogenen  Verhandlungen.) 
Was  man  von  einer  Umgestaltung  der  Verhältnisse  des 
Betriebes  und  der  Verwaltung  des  Bergbaus  hofft,  ist  in  dem 
Deputations '  Berichte  vom  15.  Dezember  1845  (Aktenstücke 
Seite  97)  wie  folgt  ausgesprochen: 

,,Die  bevorstebende  gäaziiche  Umg^estaltung  der  Bergwerks verAissuDg 
,^brlngt  eine  GescbfifUvenninderangfUrdie  BergbebOrden  nnd  somit,  nacb 
,,von  den  Stünden  wiederbolt  geäassserten  Wunscb,  VermiDderang  ibres 
^jPersonals  insofern  in  ge^visse  Aassicht,  als  sie  den  Bergbau  xeitber  fSlr 
yydle  Betbeiligten,  die  Gewerkscbaften^  mit  geringen  Ausnabmen,  tbat- 
^ysacblicb  allein  betrieben  haben;  als  eine  neue  Bergordnung  des  wesent- 
^,lichen  Nutzens  entbehrte,  wenn  sie  nicht,  auf  anerkannt  richtigen 
„Staats-  und  yolkswirthscbaftlichen  Grundsätzen  beruhend,  denTheil- 
„nehmem  am  Gewerbe  des  Bergbaues,  Gewerken  und  Eigenlöhnern^ 
^,die  grOsstmöglichste  mit  der  Hegalit&t  des  Bergbans  und  mit  Ver- 
„hQtung  von  Hissbrauch  vereinbarte  Selbstständigkeit  gewährt,  wenn 
^,sie  nicht  diese  Genossenschaften  zu  Industriellen  Im  wahren  Sinne 
„des  Worts,  wie  sie  es  den  andern  Gewerbszweigen  sind,  erhübe  und 
„so  fiir  unsere  keineswegs  erschöpften,  sondern  noch  weite,  un- 
„erforschte  Räume  darbietende  Bergbau  lebendiges  Interesse  rege 
„machte,  welches  unter  angemessener  StaatsbeihiUfe  dem  Vaterlande 
„auf  Jahrhunderte  eine  dauernde  Einkommensquelle  einer  fleissigen 
„Bevölkerung  sichern,  von  den  Zufälligkeiten  des  Handelsverkehrs 
„last  ganz  unabhängigen  Unterhalt  gewähren  wOrde/^ 

(Von  besonderer  Wichtigkeit  fiir  die  Kennlniss  der  Verhält- 
nisse des  sächsischen  Berg-  und  Hüttenwesens  ist  die  Schrift 
von  Weissenbach ,  Sachsens  Bergbau  nationalökonomisch  be- 
trachtet, Freiberg  1833,  und  das  von  der  Bergakademie  zu 
Freiberg  herausgegebene  Jahrbuch  fiir  den  Berg-  und  Hütten- 
Mann.) 

Zur  Kenntniss  der  Betriebs  -  Ergebnisse  sind  die  bergsta- 
tistischen Nachrichten  in  dem  (seit  dem  Jahre  1827  erschei- 
nenden) Jahrbuche  fiir  den  Berg-  und  Hütten-Mann,  Freiberg, 
die  beste  Quelle.  Danach  war  der  Geldtoerth  der  bei  den 
sächsischen  Berg  -  und  Hüttenwerken  abgesetzten  Erzeugnisse 

überhaupt : 

1840  :     2,047708  Thlr. 

}841  :     2,033503     » 
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1842:  2,084377  Thir. 

1843:  2,155865     „ 

1844:  2,197873     „ 

1848:  1,189084     ^ 

Den  bedeutendsten  Antheil  an  dem  Geldwerthe  des  Aus^ 

bringens  der  Berg-  und  Hüllen  werke,  welcher  im  Jahre  1847 

zu  3,767994  Thir.,  im  Jahre  1848  zu  3,451000  Thlr.  berechnet 

ist.  hat  das  Feinsilber  mit  (37  bis  40000  Pfd.)  940  bis  1,180000 

Thlr.;   sodann  die  Erzeugnisse   der  Eisenhütten   mit  670  bis 

800000  Thlr.,  der  Blaufarben werke  mit  170  bis  230000  Thlr. 

XL  s.  w. 

Nach  dem  bergakadendschen  Kalender  für  XHUt  waren  beim  sächsi- 
schen Hegalbergbaa  am  Schlüsse  des  Jahres  1849  Oberhaupt:  1)  419  Gru- 
ben gangbar,  als' 25  fiskalische,  179  gewerkschaftliche,  215  Elgenl5hner- 
gruben.  2)  Aufgefahren  und  aufgewältigt  sind  zusammen  12176,95  LachCer, 
das  ist  85238,65  Fuss  worden,  oder  beiläufig  3>/4  Meilen.  3)  Die  anM- 
rende  Nannschaft  auf  den  Graben  betrug:  10061  Mann,  als  453  Mann  in 
dem  Altenberger  Revierverbande,  756  Mann  in  dem  Annaberger  Revier« 
verbände,  630  Mann  in  dem  Johanngeorgenstadter  Revierverbande,  6921 
Mann  in  der  Freiberger  Revien  exkl.  889  TaglÖhner,*  1246  Mann  in  der 
Schneeberger  Revier  -  inkl.  voigtl&ndischen  Revierabtheilung*  4)  Auf  den 
Hatten  werken,  mit  Einschluss  der  Eisenhüttenwerke,  waren  beschftftigt: 
3968  Mann,  nämlich  739  Mann  bei  den  Anstalten  der  General •  Schmelz- 
administration ,  37  Mann  bei  den  Arsenik-,  Schwefel-  und  Vitriolwerken 
nnd  den  Zinnhütten,  33  Mann  bei  dem  Kupferhammer  zu  GrQnthal,  116 
Mann  bei  den  BlaufHrben  • ,  3043  Mann  bei  den  Eisenhüttenwerken,  5)  Das 
Ausbringen  der  Gruben  berechnet  sich  auf  1,214929  Thlr.  9  Ngr. ,  za 
weichem  insbesondere  die  Freiberger  Revier  961702  Thlr.  28  Ngr.  4  Pt 
für  38829  Pfd.  2,5  PAindtheii  Silber  beigetragen  hat.  6)  Der  Geldbetrag 
der  bei  den  Hüttenwerken  von  unmittelbaren  Brrgwerks-Erzeugnissen  aus- 
gebrachten Produkte  war:  2,266275  Thlr.  27  Ngr.  4>/s  Pfg*  wozu  insbe- 
sondere 1,293941  Thlr  21  Ngr.  6rfg.,  die  Werke  der  General- Schmelz- 
administration und  678444  Thlr,  13  Ngr  5  Pfg. ,  die  Eisenhüttenwerke 
mit  Hohofenbetriebe  beigetragen  haben.  7)  Von  den  Gruben  sind  an  Aus- 
beute und  wiedererstattetem  Verlage  überhaupt  32536  Thlr.  10  Ngr«  5  Pf, 
davon  27955  Thlr.  aus  der  Freiberger  Revier  vertheilt  worden ,  wogegen 
an  Zubussen  59057  Thlr.  17  Ngr.  1  Pf.,  darunter  12672  Thlr.  6  Ngr. 
4  Pf.  für  die  Freiberger  Revier,  eingegangen  sind.  8)  An  Unterstützungen 
an  Hülfsbedürftige  sind  52776  Thlr.  14  Ngr.  6  Pf.,  und  zwar  mit  50992 
Thlr.  16  Ngr.  7  Pf.  aus  den  Knappschaftskassen  und  1783  Thlr.  27  Ngr. 
9  Pf.  aus  Gestiflskassen,  gewährt  worden,  und  haben  solche  Unterstützun- 
gen überhaupt  4711  Personen  ^  als  755  bergfercige  Steiger  und  Arbeiter, 
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3854  Wittwen  irod  I60t  WAisen  erhalten«  9)  In  den  berg  -  «nd  hfltteB* 
knappochafUichen  Schal- Anstalten  —  welche  einen  Xnfwand  von  9080  Thlr« 
6  Ngr.  4  Pf«  yeranlasst  —  befknd  sich  6794  Bergr  and  Hattennianns- 
kinder«  10)  Veranglttckt  and  erkrankt  bei  ihren  BerafiNirbeiten  sind  über- 
haupt 1047  Arbeiter,  wovon  12  ihren  sofbrtigen  Tod  flinden.  Die  aaiJi^e- 
wendeten  Kurkosten  haben  9714  Thlr  15  Ngr«  6  Pf.  betragen«  11)  An 
Materialien  sind  nnter  anderen  angeschafft  worden;  6545  PAind  Onecksil- 
ber,  8780  Scheffel  Salz,  6589'/4  Klafter  Scheit-  and  Stockholz^  19<)858 
Scheffel  Koaks,  109924  Scheffifl  Stein-  nnd  Brannkohlen ,  22168  Stimme 
Bauholz,  1471  Schock  Pfosten,  1266>/2  Schock  Bretter,  59500  Stück  Stan- 
gen, 1139  Ztr.  49%  Pfd.  Stahl,  6418  Waag,  23</4  PM.  Stabeisen,  8286 
Ztr.  72*/s  PM.  Gasseisen,  1575  Ztr.  67%  Pfd.  Hammerschmiedeeisen, 
41494  Schock  Nägel,  I1361>/i  Pfd.  Oel,  8832  Ztr.  58%  Pfd.  Pulver, 
11287>/i  PAI.  Leder,  258661/,  Lachter  (d«l«  181065  Fuss  aas  einer  Länge 
▼on  7  Meilen  repräsentirt),  hänfenes  Seil,  7821  lischter  (d.  I.  54747  Fuss 
oder  über  7  Meilen)  Eisendrahtseil.  12}  In  den  Bergmagaslnen  beAinden 
sich  59108  Scheffel  Korn. 

Die  Zahl  und  Eigenschaft  der  Grvben  und  die  Mannschaft, 
am  Schlüsse  des  Jahrs  1847,  ergeben  sich  aus  nachfolgender 
Zusammenstellung : 


In  dem  Bergamtsrevier 


König- 
liche 


Gewerk- 

schattliche 


Ei- 
gen- 
lob, 
ner 


Zu- 
sam- 
men 


Gruben. 


Anfhh- 

rende 

Mann« 

schafts- 

sahL 


Altenberg,  s.  BerggiesshO« 
bei  und  Glashütle     .    < 


Annaberg,Scheibenberg  mit 
Hohenstein  u.  Oberwie- 
senthal, sammt  Marien- 
berg,  Geier  nnd  Ehren- 
friedersdorf    .... 


Freiberg 


5 
12 


Johanngeorgenstadt    mit 
Schwarzenberg  nnd  Ei- 
benstock     .    .    •    .    . 


Scbneeberg 


4 

3 


Zusammen 


25 


19  incl. 

3Comroungruben 

u.  1  Fristgrube. 


42  incl. 
9Commungruben 

48  incl. 
3Ck)mmungruben 


20  Incl. 
4Commungruben 

37  incl. 
2Commun$:raben 


172 


10 
incL5 
Frist- 

80 

gru- 
ben« 

70 

117 

44 

104 

50 

80 

43 

83 

217 

414 

450 


808 
6721 


627 
1196 


9797 


Die  eim&elnen  Klassen  der  anfahrenden  Mannschaft  lernen 
wir  aus  nachstehender  Uebersicht  kennen: 
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Meitrtelger  •    .    •    • 142 

Unter '9   Kaast-,   Graben -^  W&sch-  and  andere  Steiger  250 

Treibenleister    •....«••..• 60 

Gezengarbeiter     ••««•.« 60 

Zimmerlinge     •• 700 

Kanst-  nnd  Blaachinen-Wftrter  « 100 

Bergschmiede  ••.«••..«••••««.  217 

Maarer 224 

Freigedingbftaer  and  Bergwerkkandidaten  im  prakt«  Kurs  14 

GedingbAoer     •    -    .    « ' *    .  7 

Obergftng*  nnd  6fing*Hftaer      «    .    «    « 91 

Doppelhftaer •«••«••«.  3393 

Lehrhftaer    .•« «* 1160 

Bergknechte,  inkl«  Haspelnkelster  and  Treiblente   ....  1606 

Grabenjangen  •.••«.••« •  877 

Aasscbiftger •  17 

Poch-  and  Wäsch-Arbeiter 164 

Scheide-  and  Klaabe-Jangen 213 

Wäschjangen  « «..••••  602 

Znsammen  9797 

Die  Hütientoerke  des  Staats  mit  ihren  Arbeitern  und  Er- 
trage sind  hiernach  verzeichnet. 

1.  Anstalten  der  (Königlichen)  General-Schmelzadministralion : 

jirbei-'       Roh-Em-'        GeroinnungS' 
ter^  nähme  Aufwand 

zahl  fOr  1846/8  in  Thlr. 

a.  Muldner  Hütte    ...      223           311466  298066 

b.  Halsbrückner  Schmelz- 
hütte             126            230439  221339 

/  eiBBtwtile«   «iag d- 

c.  Antonhütte  nebst  Aroal-  ibdVhMbe^irhriBkteni 

•             t                                                  ck       I  un«!  fflr  einen  eige-  \  ^Afl 

gamirWerk         ....                2      («enBtlrieb  unga«-/  ^"" 

i  migen    Lieferubtenl 
f     der  obercebirgi- 
(       sehen  Gruben. 

d.  Halsbrückner  Amalga- 

mirwerk 165            397144  348744 

e.  Schroigiesserei  zu  Frei- 
berg ,    Quicksalzsiede- 

werk  und  Thurmhofer               (         1T005  16205 

Ziegelhülle     ....        37    j           1441  1311 

(           2218  2068 

8.  Saigerhütte  Grunthal       .       32            54313  51613 
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jirbei^ 

ter~ 

zahL 

3.  Blaufarbenwerk     Ober- 

schlema 

48 

4.  Fiskalische    Kuxantheile 

an  den  Privat  -  Blaufar- 

benwerken : 

a.  Zschopenthall4VioKux 

30 

b.  Pfannensliel  16Va  Kux 

21 

Cb  Schiedler  ÄV9  Kux  .    . 

28 

Roh^Eiti"       Gewiwtungs* 
nähme  Aufwand 

fOr  1846/8  in  Tklr. 


155397 


101897 


5.  Königliche  Zinnschmelz- 
hUtlc  im  Johanngebrgen- 
städter Revier         » 

6.  Königliche  Zinnhütte  im 
Hütlengrunde ,  Marien- 
berger  Reviers. 


Die  Ar- 
beiterzahl 

ist  im 
Einzelnen 

nicht 

»ngege- 

ben. 


1398 

1945 

262 


In  den  Budgets  •  Verhnnd- 

Inngen  linde  ich  weder 

Einnahme  noch  Aiingiibe 

davon  verzeichnet. 


Zusammen      712 
Dazu  kommen  folgende  Einnahmen 
an  Bergbau 'Zehnfgefällen  u.  die  da- 
von bestrittenen  Gewinnungskosten: 

7.  der   Fretberger    Ober  -  Zehnten- 
kasse   

8.  der  Annaberger  obergebirgischen 
Ober -Zehntenkasse 

9.  der  Schneeberger  Zehntenkasse. 
10.  der  Altenberger  Zehntenkasse    . 


1.173028         1,041547 


66861 

11918 

22940 

2461 


21861 

15918 
8940 
2461 


Zusammen     1.277208         1,090727 
üeber   den    Geeammfertrag   der   Abtheilung   Berg-  und 
Hütten -Nutzungen  ergeben  die  Rechnungen  und  beziehungs- 
weise Voranschläge  folgende  Zahlen: 


1831 
1834/6 


1840/2 


Roheinnahme 

Reineinnahm$ 

— ^ 

69700 

1,196075 
1,016381 

Schmelzhütten 

1,043545 

übrige  Berg-  u. 

Hüttenwerke 

107160 

• 

1     167557 
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/        1,161235       j 
\  SchmelzhäUen  f 

1843/5 470752       .     193469 

I  übrige  Berg-  a.  i 
'  Hütienanstalteo  •' 

1849—51 1,530289  151750 

Die  Reineinnahme  hat  hiemach  z^ar  gegen  den  im  Jahre 
1831  gemachten  Anschlag  ansehnlich  sich  vermehrt;  allein  die 
Gewinnungskosten  sind  früher  wie  jetzt  90  bis  91  %  des 
Rohertrages.  Die  Reineinnahme  bildet  deshalb  auch  nar  2  V» 
aller  Staatseinnahmen. 

Als  interessante  geschichtliche  Nachricht  möge  hier  er- 
wähnt werden,  dass  nach  einem  von  Büsching  mitgetheilten 
Etat  der  Einkünfte  aas  den  kurfürstl.  Sächsischen  Bergwerken 
im  Jahre  1775  die  Menge  der  zur  General -Schmelz- Admini- 
stration gelieferten  Erze  26713  Zentner  und  der  SUber^vmn 
daraus  6750  Mark  betrug.  Die  Gesammtsumme  der  Einnahme 
von  diesem  Bergbau  war  225456  Thir. ,  der  Ausgabe  74879 
Thir.;  die  Zahl  der  dadurch  beschäftigten  Bergarbeiter  3337. 

In  Beziehung  auf  die  Vertcallung  des  Berghaus  und  Hüt- 
tenwesens besteht,  unter  dem  Finanzministerium,  fiir  die  Di- 
rektorialgeschäfte  im  Oherhergamte  und  die  Spezial- Aufsicht 
über  das  gesammte  Berg-Rechnungs-  und  Kassenwesens  die 
Berghauptmannschaft. 

Das  Oberbergamt  za  Freiberg  bat,  als  kollegial iscbe  MittelbeMrde, 
die  Hauptdirektion  des  ganzen  Berg-  und  Hi)t(enwesens  in  sammtlicken 
Bergamtsrevieren ,  die  Leitung  der  technischen  und  oekonomiscben  Ange- 
legenheiten bei  allen  Bergbehörden,  die  Disciplinar-Anfsicht  über  das  Berg- 
Personal  und  die  administrative  Mitaufsicht  über  die  Berggerichte.  Die 
Bergakademie  zu  Freiberg  ^  die  Administration  der  Mineralien- Verkaar»- 
nifderlage  bei  derselben,  die  Bergschulen  zu  Freiberg  und  im  Obergebirge, 
der  Betrieb  des  Kupferhammers  zu  GrHnthal ,  und  die  Funktionirung  des 
Hammer-Inspektors  im  Obergebirge  und  Voigtlande  stehen  unter  seiner 
speziellen  Aufsicht.  — 

Die  OberzehnieH"  und  Austheiler-Aemter  zu  Freiberg  und  im  Ober- 
gehirge  zu  Annaberg,  so  wie  die  Zehnten-  und  Austheiler-Aemter  su 
Hchneeberg  und  Altenberg  besorgen  die  Einhebung  und  Verrechnung  der 
Bergwerksabgaben  und  die  Verwaltung  der  Hevierstolle  und  der  Kevier- 
Hülfakassen,  nämlich  der  sogenannten  Gnadengroschen-Kasse  zu  Freiberg 
und  der  Schurfgelder-Kassen  im  Obergebirge  ^  auch  die  Aufbewahnuig  der 


—    1243    - 

gewerkfcliaftlicheB  Kassenbestände  und  die  Vertbeilimf  der  üebenchfi«e 
an  die  Gewerken.  — 

Den  Bergämtem  liegt  innerhalb  ihrer  Reviere  die  Leitung  in  allen, 
den  Grubenbetrieb  und  Haushalt  und  das  Aufbereiten  und  Abliefern  der 
Erze  beireffenden  Angelegenheiten,  die  Direktion  der  Knappschafls-Kassen 
und  der  Knappschafts -Angelegenheiten,  so  wie  die  Magazin- Aufsicht  ob. 
Besondere  Bergamtsverrichtungen  sind  in  dieser  Beziehung:  das  Verleihen 
und  Bestätigen  der  zum  Berg-  und  Hüttenwesen  gemutheten  Grubenfelder, 
Baume  und  Wasser,  der  Ausbeut-  und  Verlagsschluss,  der  Zubussan- 
schlag,  die  Regulirung  der  Kuxtaze,  die  Beaufoichtigung  der  Gruben  und 
Werke. 

In  berggerichtiichen  Angelegenheiten  bilden  dieselben  die  erste  Instanx 
und  es  stehen  ihnen  in  HHttensachen ,  in  welchen  die  niedere  Gerichtsbar- 
keit durch  das  Oberhutteiiamt,  die  Gerichte  des  Blaufarbenwerks  zu  Ober- 
schlema  und  des  Kupferhammers  zu  Grünthal  ausgeübt  wird,  die  Ober- 
gerichte zu. 

Die  zweite  Instanz  in  den  zum  Ressort  der  Berggerichte  gehdrenden 
Rechtssachen  ist  das  Appellationsgericht  zu  Dresden ,  die  dritte  das  Ober- 
appellationsgericht. 

Beide  Behörden  haben  bei  ihren  Entscheidungen,  wenn  sie  es  nöthig 
erachten  oder  ein  Betheiligter  darauf  anträgt,  Sachverständige  des  Berg- 
und  Hüttenwesens  zuzuziehen. 

Die  Oberaufsicht  über  die  Berggerichte,  den  Bergschöppenstuhl,  sowie 
das  Oberbergamt  steht  in  Justizsachen  dem  Justizministerium  zu. 

Zu  Ausübung  des  landesherrlichen  Yerkaufsrechts  in  Ansehung  aller 
in  sämmtlichen  Gniben  ausgebrachten  Silber -^  Blei-  und  Kupfererze >  zu 
Verarbeitung  dieser  Erze  auf  den  Silberhütten  und  Amalgamirwerken  und 
zum  Verkaufe  der  gewonnenen  Produkte  (namentlich  des  Silbers  an  die 
Münze,  des  Kupfers  und  der  Bleiwaaren  resp.  durch  eine  besondere  Nie- 
derlage an  das  Publikum)  besteht  die  Generalschmelzadministration.  Sie 
steht  unter  dem  Oberhüttetiamte  zu  Freiberg.  Die  einzelnen  zu  ihr  ge- 
hörigen Werke  haben  ihre  eigenen  Lokal  •  VerM*aituugen. 

9.    JHfinj-Huliungrn. 

Das  Gesetz  vom  20.  July  1840  über  die  künftige  Münz- 
verfassnng  im  Königreiche  Sachsen ,  welchem  die  Verordnung 
über  den  ausschliesshchen  Gebrauch  der  Dezimal- Groschen- 
und  Pfennig-Rechnung  vom  22.  Januar  1842.  so  wie  der  Münz- 
verlrag  der  deutschen  Zollvereinsstaalen  (Bekanntmachung  vom 
16.  July  1846;  folgten,  hat  den  im  Jahre  1763  begründeten 
Konvenlionsfuss  und  das  ganze  System  umgestaltet. 


1 
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Die  seit  dem  Jabre  1839  in  der  Dresdener  Münzstätte 
Stattgehabten  Ausprägungen,  baben  bis  Ende  1845  folgende 
Münzsorten  geliefert: 

Doppeltbaler 515472 

(Vereinsmünze) 

Kouranlthaler 8.852822 


'A  Thaler  .  .  .  . 
Doppel  -I^eugroscben 
Neugroschen  .  .  . 
Halbe  Neugroscben  . 
Zwei  Pfennigstücke  . 


Pfennige  . 


404581 
401013 
247334 
166658 
9166 
6433 


Zusammen    10,603479  Thaler, 
Goldmünzen  sind    nur  für  53090  Thlr.  ausgeprägt,    nämlich 
29640,   in  einfachen,  21000  in    doppelten,  2450   in   halben 
Augustd'or. 

Die  Betriebiergebnisse  zu  verschiedenen   Zeiten  sind  ge- 
wesen, nach  dem  Durchschnitt  von: 


Roh§rira$ 

1834/6  .     . 

945871 

1840/2  .     • 

2,974461 

1843/5  .     . 

1,521735 

1849—50 

1,147126 

Anlagt  -  und 
Betriebt» 
Amtfmbtn 

938927 


hotten 


Beimtrtf§ 

5444  1500 

6597  (M»nf«D  453. 
5703  11730 

6412  8500 


2.968317 

1,504302 

1,132214 

Dass  verhältnissmässig  der  Gewinn  der  Staatskasse  vom 
Münzregal  sehr  gering  ist,  ergiebt  sich  hieraus,  denn  er  be- 
trägt nur  etwa  %  Vo« 

Nach  dem  Staatshandbuche  bildet,  unter  dem  Finanz- 
ministerium, die  Ober- Postdirektion  zu  Leipzig  eine  kollegia- 
lische  Mittelbehörde,  welche  die  unmittelbare  Direktion  des 
Geschäftsganges  bei  dem  Oberpo$!cmte  Leipzig,  dem  Hofposi- 
amte  Dresden  und  den  übrigen  Postämtern,  Po$(ceru>aUereien 
und  PosihaUereien,  ingleichen  die  Disciplinar-Aufsicht  über  das 
dabei  angestellte  Personal  führt  und  die  in  diesem  Verwal- 
tungszweige vorkommenden  Strafsachen  nach  vorgängiger 
Erörterung  und  zwar  in  Fällen  ausserhalb  Leipzig  durch  Re- 
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quisition  der  betreffenden  Obrigkeit  in  erster  Instanz  ent* 
scheidet.  —  Rekurse  gelangen  von  ihr  beziehendlich  an  das 
Kbnigl.  sächs.  Finanz -Ministerium  und  das  Herzogt,  sachsen- 
altenburgischen  Staats-Ministerium.  — 

Bei  der  Ober-Posl-Dh^eklion  besteht  eine  besondere  Rech- 
.  nungsexpedition  fiir  das  gesammte  Postrechnungswesen  und 
ein  Post^Wirihschaftsdrpot  für  alle  Postanstallen.  — 

Durch  letztere  erfolgt  auch  die  Verlheüung  des  Gesetz- 
und  Verordnungsblattes  und  zwar  nach,  zu  diesem  Behufe 
besonders  gebildeten  Bestellkreisen.  — 

Mit  der  Postanstalt  ist  der  Zeitungsdebit  verbunden  und 
das  Air  letzteren  bestehende  HauphZeiiungibüreau  der  Ober- 
Posl-Direklion  untergeben.  — 

Die  sächsische  Regierung  gelangte  erst  etwa  100  Jahre 
nach  der  Einrichtung  regelmässiger  Postverbindungen  durch 
Privatpersonen,  nämlich  im  Jahre  1712,  vermöge  Deberein- 
kunft  mit  dem  Oberpostmeister  Keess,  zur  eigenen  Verwal- 
tung der  Posten;  welche  von  da  ab  für  Rechnung  des  Kam- 
merkollegiums bewirkt  wurde.  Schon  seit  einer  Reihe  von 
Jahren  hatten  die  Nutzniesser^  der  Posten»  der  Regierung  da- 
für  ein  Pachtgeld  gezahlt,  welches  von  1691  an  5000  Thir., 
von  1607  an  12000  Thir.  jährlich  betrug.  Im  letzteren  Jahre 
wurde  den  Grafen  von  Flemming  die  Würde  eines  General- 
Postmeisters  erblich  übertragen,  sammt  dem  Genüsse  der 
Pachtgelder;  allein  schon  drei  Jahre  später  trat  derBeliehene 
seine  Rechte  gegen  eine  Kapitalzahlung  von  150000  ThIr«  und 
1000  Thlr.  Pension  wieder  ab.  Im  Jahre  1703  übernahm  der 
Oberpostmeister  Keess  das  ganze  Postwesen  widerkäuflich 
auf  12  Jahre  für  200000  Thlr.,  allein  das  Kammerkollegium 
erlangte  noch  vor  Ablauf  dieses  Zeitraums  genauere  Kunde 
von  dem  wahren  Werthe  der  Anstalt,  kündigte  deshalb  am 
28.  May  1711  den  Wiederkauf  und  zahlte  dann  dem  Nutz- 
niesser  in  Terminen  150000  Thlr.  Den  General  -  Postmeistern 
Keess  Vater  und  Sohn,  verdankt  das  sächsische  und  über- 
haupt das  Postwesen  zahlreiche  Verbesserungen;  wie  in 
neuster  Zeit  dem  Ober-Postdirektor  von  Hüttner.  Einige  auf 
das  Postwesen  sich  beziehende  Verwaltungsmaassregeln  sind: 
die  Postordnung  vom  27.  July  1713,  eingeschärft  durch  Ge* 
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nerale  vom  6.  Febraar  1806;  die  Bestimmungen,  wodurch  das 
Lohnkulschergewerbe  zu  Gunsten  des  Postwesens  beschränkt 
wird,  vom  i2.  November  1828,  4.  November  1830  und 
13.  Juny  1839;  die  Extrapost-  und  Kourier- Ordnung  vom 
6.  März  1822;  die  Ermässigung  der  Portosätze  für  Papiergeld 
vom  30.  July  1834;  die  Verordnung  vom  7.  Dezember  1835, 
die  Instanzen  und  das  Verfahren  in  Verwaltungs-Juslizsachen 
beim  Postwesen  betreffend;  die  Posttaxordnung  vom  7.  De- 
zember  1840,  abgeändert  unter  dem  26.  März  1846;  die  Er- 
richtung der  Ober-Postdirektion  am  I.Januar  1843;  die  zeit- 
weise Uebernahme  des  Postregals  im  Herzogthum  Sachsen- 
Altenburg  durch  Staatsvertrag  vom  2.  July  1844  (Bekannt- 
machung vom  15.  July  1847).  Auch  die  Postverlräge  mit 
Oesterreich  im  Jahre  1843  und  mit  dem  Fürsten  von  Taxis 
im  Jahre  1846,  vor  Allen  aber  die  Verordnung  vom  13.  Juny 
1850,  die  Posttaxordnung  und  den  deutsch-österreichischen 
Poiiverein  betreffend;  sind  zu  erwähnen.  Sehr  lesenswerth 
sind  die  in  den  „Beiträgen  zur  Kenntniss  des  Postwesens  von 
„Hüttner,  Leipzig  1848  und  1849,^^  namentlich  über  die  säch- 
sischen Posten  enthaltenen  Nachrichten;  z.  B.  im  Maihefte 
von  1848  die  alte  Geschichte  derselben,  im  Hefte  vom  No- 
vember 1848  ff.  die  Post  Verfassung  Sachsens.  Für  die  SiatUtik 
des  Verkehrs  scheint  bisher  nicht  viel  gelhan,  oder  minde- 
stens nicht  viel  veröffentlicht  zu  seyn  (in  den  Mitth.  d.  Statist. 
Vereins  Liefrg.  3.  von  1833  findet  sich  S.  75  ff.  eine  die 
Jahre  1830  und  1831  betreffende  Zusammenstellung  über  den 
Reiseverkehr  mittelst  Posten  und  Lohnfuhren).  Das  Dresdener 
Journal  aber  enthielt  im  März  1851  Folgendes  über  den  6e- 
MchäfUbetrieb  der  gesammien  Postansfalien  im  Königlich  sächsi^ 
Mchen  Po$tbmrke\  Es  gingen  im  Jahre  1850  an  gewöhnlichen 
Briefen,  Kreuzbandsendungen,  Mustern  u.  s.  w.  6,258659  Stück 
ein  (davon  Dresden  962313  Stück,  Leipzig  1,328169  Stück, 
Chemnitz  326555  Stück),  an  rekommandirten  Briefen  84513 
Stück,  (davon  Dresden  12536  Stück,  Leipzig  27692  Stück, 
Chemnitz  4679  Stück),  an  Paketen  u.  s.  w.  ohne  Angabe  des 
Werthes  792367  Stück  (davon  Dresden  108908  Stück,  Leipzig 
138985  Stück,  Chemnitz  34635  Stück),  an  Geldbriefen,  Geld- 
fiteem,  Geldpaketen  und  Werthsendungea  Überhaupt  613039 
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Stück  (davon  Dresden  107931  Stück,  Leipzig  163676  Stück, 
Chemnitz  34867  Stück).  Mit  sämmtlichen  Posten  wurden 
257671  Reisende  (Dresden  19007,  Leipzig  15960,  Chemnitz 
26509)  befördert.  Der  Werth  der  Geldsendungen  betrug  in 
Summa  80,510080  Thir. ,  und  zwar  11,815080  Thir.  in  Silber 
(davon  Dresden  4,421520  Thir.,  Leipzig  3.354428  Thir.,  Chem- 
nitz 343780  Thir.),  3,992303  Thir.  in  Gold  (davon  Dresden 
441488  Thir.,  Leipzig  1,787305  Thir.,  Chemnitz  312759  Thir.), 
in  Papier  56,490784  Thir.  (davon  Dresden  13,243513  Thir., 
Leipzig  19,830960  Thir.,  Chemnitz  4,087938  Thir.),  und  an 
Staaispapieren ,  Dokumenten,  Pretiosen  und  anderen  Werth- 
Sendungen  8,211913  Thir.  (davon  Dresden  3,831024  Thir., 
Leipzig  541939  Thir.,  Chemnitz  197579.) 

Die  Darstellung  der  CeU-Ergebnisse  ist: 


A«A.JB/ii. 
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kmtU' 
KotttH, 

Be$ot' 

düngt; 

Verwal- 
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hthungi' 

KotUn, 
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Anthtit 
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Böh- 

Bin- 

Bein- 
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1831 

— 

— 

— 

— 

200000 

1834/6 

424519 

158972 

64829 

52,72 

200718 

1837/9 

— 

— 

— 

— 

219000 

1840/2 

659954 

284838 

112202 

60,16 

262914 

1843/5 

718769 

302564 

118338 

58,56 

297867 

1846/8 

676000 

307000 

119000 

63,02 

250000 

1849/51 

707000 

345300 

157700 

71.14 

204000 

Die  in  den  Jahren  1840/5  erlangten  Reinerträge  sind  fiir 
die  Voranschläge  der  folgenden  Rechnungs- Abschnitte  nicht 
zur  Grundlage  genommen;  weil  die  Portoermässigungen,  so- 
wie die  mit  andern  Regierungen  beabsichtigten  Verkehrser- 
leichterungen, für  die  ersten  Jahre  Ausfälle  an  der  Einnahme 
und  gleichzeitig  die  Betriebs  -  Verbesserungen  (namentlich  als 
Folge  der  Eisenbahnen)  vermehrte  Ausgaben,  in  Aussicht 
stellen.  Allein  diese  Rücksichten  scheinen  (ohne  nähere  Be- 
gründung) weder  eine  so  bedeutende  Herabsetzung  der  Rein- 
einnahme, wie  im  neusten  Voranschlage,  noch  die  Statt  gefun- 
dene Steigerung  der  Gewinnungskosten  von  58  auf  71  Vo  der 
Boheinnahme;  zu  rechtfertigen.  Ohne  Zweifel  wird  andi  die 
sächsische  Regierung  demnächst,  im  Interesse  des  Dienstes 
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und  der  Staatskasse,  Posten,  Eisenbahnen  und  Telegrafen 
unter  eine  Verwaltung  bringen.  Sonstige  Verbesserungen, 
wofür  Wünsche  laut  geworden  sind,  bestehen  in  dem  Ein- 
ziehen des  Briefträgerlohns  zur  Kasse;  in  der  Umgestaltung 
der  Poslbetörderung  auf  dem  glatten  Lande,  damit  dieselbe 
gleich  rasch  werde  und  nicht  kostbarer  bleibe  als  in  den 
Städten;  in  einer  besseren  Kontrolle  der  Zeit  der  Abgabe 
und  Ankunll  der  Briefe;  in  einer  nochmaligen  Revision  der 
Briefposttaxe  nach  den  Grundsätzen  der  britischen  Post;  in 
Herabsetzung  des  Personengeldes  für  den  Lokal  verkehr  u.s.w. 
Von  der  für  1^46/8  veranschlagten  Roheinnahme  von 
676000  thlr.,  kommen  auf  Franko-  und  Porto-Gelder 440000 
oder  65,09%,  aufPersonengelder  200000  oder  29,59  «/o,  Tran- 
sitoporto,  Fixa  und  Entschädigungen  27000  oder  4,00  %.  Ge- 
bäude- und  Grundstück-Nutzungen  6400  oder  0,94  %.  Von  den 
Gewinnungskosten  zu  426000  Thir.  erfordern  Fuhr-  und  Ritt- 
löhne nebst  Futterbeihülfsgeldern  200000  ThIr.  oder  46,95  o/^, 
Besoldungen,  Remunerationen,  Gratifikationen,  Vergütungen, 
Miethentschädigungen,  Reisekosten  101000  oder  23,71  Vo;  Bei- 
wagen und  Beipferde  55000  oder  12,91  %;  Unterhalt  und 
Erneuerung  des  Inventars,  Bauten  24800  oder  5,82%;  Expe- 
ditionsaufwand 11000  oder  2,58  %;  BegleitgebUhren  9000 
oder  2,11  Vo;  Transitoporto,  Fixa  und  Entschädigungen  9000 
oder  2,11  %;  Postmonturkosten  7000  oder  1,64  V^.  Sehr  zu 
bedauern  ist,  dassjnicht  auch  die  Einnahmen  von  den  und  Aus« 
gaben  auf  die  einseinen  Zweige  des  Postdienstes  (Brief-, 
Packerei-,  Personen  -  Beförderung)  im  Budget  vor  Augen  ge- 
bracht werden;  Tür  manche  Reformfragen  würde  eine  solche 
Eintheilung  mehr  Werth  haben  als  die  oben  atigedeutete. 

11.  nutung  ^rr  Cifrnboljnru« 

Die  Erläuterungen  zum  Staatsbudget  für  1849—51  sagen 
hierüber  Folgendes: 

»Diese  Nutzung  erscheint  hier  zum  erstenmale  als 
„selbstständige  Einnahmequelle  der  laufenden  Staatsein- 
„künfle;  auf  ihr  ruht  die  Hoffnung,  dass  die  beträchtlichen 
»Kapitalien,  die  der  Staat  auf  Eisenbahnanlagen  verwen- 
ijdet,  nicht  blos  die  üblichen  Zinsen  decken,  sondern 
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^noch  einigen  Ueberschuss  gewähren  werde.    Dass  sich 
ndiese   Hoffnung  nicht  früher  verwirklichen   könne,   als 
„bis   sämmtliche  in  Frage  befangene  Staatsbahnen  voll- 
„endet   und  ihrer  ganzen  Länge  nach  in  Betrieb  gesetzt 
„sind   wird   kaum  einem  Zweifel  unterliegen  und  darum 
„wird  es  nicht  befremden,  wenn  die  hier  veranschlagten 
„Nutzungen  mit  den  Zins  -  und  Tilgungsmitteln ,  welche 
yjene  Anlagekapitalien   in  Anspruch   nehmen,    noch  zur 
„Zeit  durchaus  im  Miss  Verhältnisse  sich  befinden.  Die  bei 
„deren    Schätzung   benutzten    Unterlagen    würden   zwar 
„zunächst  nur  auf  einen  Ueberschuss   von  253537  Thir. 
„17  Ngr.  9  Pf.  schliessen   lassen.     Mit  Rücksicht  auf  die 
„in  den  Jahren  1850  und  1851  bevorstehenden  Betriebs- 
„erweiterungen    hat   man  jedoch  für  unbedenklich    er- 
„achtet,  einen  durschnittlichen  Reinertrag  von  270000  ThIr. 
„dafür  in  Ansatz  zu  bringen.^  ^ 
Als  üoAertrag  sind   634500  Tbir.   berechnet,  für  Betrieb, 
Unterhalt  u.  s.  w.  269500,  für  Besoldung,  Verwaltung,  Erhe- 
bung 95000;  wonach  die  Gewinnungskosten  zu  57,44  %  der 
Roheinnahme  sich  darstellen.     Der  Rohertrag  im  Jahre  1848 
war  432228  Thir.,  im  Jahre   1849  (ohne  die  Einnahme  von 
dem  Stückbetriebe  der  Sächsisch-Böhmischen  Eisenbahn  Dres- 
den-Pima  2,5  Meilen;  vom  I.August  bis  Ende  Dezember  1849: 
15684  ThIr.    Air    117827  beförderte   Personen)   578618  ThIr.; 
wovon  auf  den  Güterverkehr  336690  Thlr.    oder   58,19  Vot 
(2.887587  Ztr.),  auf  den   Personenverkehr  241928  Thlr.  oder 
41,81  %  (391090  Personen)  kommen. 

Nach  der  General-Uebersicht  der  Betriebs-Ergebnisse  tJer 
sächrischen  Staats  ^Eisenbahnen  hat  im  Jahre  1850  auf  der 
sächsisch -bayerischen  Bahn  die  Beförderung  von  425518  Per- 
sonen (34428  mehr  als  1849)  und  von  3,675368  Zentner 
Frachten  ohne  die  Postgüter  (787781  Zentner  mehr  als  1849) 
stattgefunden,  und  für  Personenbeförderung  die  Einnahme  von 
285447  Thlr.  (43519  Thlr*  mehr  als  1849),  für  Frachten 
444591  Thlr.  (107900  Thlr.  mehr  als  1849j  betragen.  Da  je- 
doch 1849  noch  für  Militäriransporte  25761  Thlr.,  für  1850 
aber  nur  4716  Thlr.  in  Ansatz  kommen,  so  macht  die  Ge- 
sammteinnahroe  dieser  Bahn  nur  730374  Thlr.    Auf  der  nur 

B«icM  riMBi-SUtiitik.  79 
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von  Personen  benutzten  sächsich-böhmuchen  Bahn  sind  283846 
Personen  (9433  mehr  als  1849)  befördert  und  53912  Thlr. 
(18743  Thlr.  mehr  als  1849)  eingenommen  worden.  Die  To- 
talmehreinnahme beider  Bahnen  gegen  das  Jahr  1849  ist  also 
im  Jahr  1850  in  runder  Zahl  149100  Thlr.  gewesen. 

Zur  Geschichte  der  Eisenbahn-Gesetzgebung  und  der  ein- 
zelnen Staalseisenbahnen ,  Folgendes,  (z.  v.  meine  geschicht- 
lich-statistische  Darstellung  der  Eisenbahnen).  Ein  Gesetz 
vom  3.  July  1835,  welches  unter  dem  14-  März  1836  Zusätze 
und  Erläuterungen  erhalten  hat,  bestimmte  über  die  Abtretung 
•des  Grundeigenlhums  zur  Erbauung  einer  Eisenbahn  von 
Leipug  nach  Dresden  (15,5  Meilen,  Leipzig-Schkeuditz  1,5  Mei- 
len, 6,500000  Thlr.);  während  die  Statuten  der  dafiir-'gebil- 
deten  Aktiengesellschaft  unter  dem  20.  März  1837  bestäfigt 
wurden.  Die  Sächsisch- Bayemsche  Eisenbahn  mit  einer  Zweig- 
bahn von  Werdau  nach  Zwickau  (Leipzig-bayernsche  Grenze 
21,18,  Werdau-Zwickau  1,12  Meilen  —  nach  anderer  Angabe 
zusammen  nur  21,92  Meilen  —  11,000000  Thlr.  ursprünglicher 
Anschlag  wahrscheinlicher  Kostenbedarf  14  Mill.  Thlr.,  z.  v, 
tmten  Staatsschuld) ,  wurde  durch  Gesetz  vom  10  August  1837 
zwar  genehmigt,  jedoch  dieses  Gesetz  ei'st  durch  Verord- 
nung vom  15.  May  1841  in  Wirksamkeit  gesetzt;  auch  deren 
Linie  durch  Verordnung  vom  6.  July  1841  bestimmt^  ihre 
Konzession  unter  dem  6.  Juny  1843  ertheilt  und  ihr  Statut  am 
22.  Juny  1842  bestätigt.  Im  Jahre  1843  schloss  die  Sächsische 
Regierung  mit  Bayern,  Preussen  und  Oesterreich  wegen 
Herstellung  von  Eisenbahnen  Verträge  ab  (Bekanntmachung 
vom  3.  Oktober  1843)  und  im  Jahre  1847  crkaude  sie  die 
'Sächsisch -Bayemsche  Eisenbahn.  Eine  Folge  der  lelzteren 
Haassregel  war  ein ,  zur  Ausfiihrung  des  Landtagsabschieds 
vom  24.  März  1847  unter  dem  1.  April  1847  erlassenes  Dekret^ 
wodurch  die  Auflösung  der  Sächsich-Bayemschen  Eisenbahn- 
Kompagnie  und  die  Ausführung  des  Schienenweges  durch  den 
Staat,  verfügt  wurde.  Sie  ist,  mit  Ausnahme  der  Gtilzscb- 
tbal-Ueberbrückung ,  (deren  Schluss  am  14.  Septemba*  1850 
erfolgte),  am  19.  November  1848  in  ganzer  Länge  eröffnet 
worden,  nachdem  die  Strecke  Leipzig  -  Reichenbach  -  Werdau 
schon  länger  im  Betriebe  gewesen  war.    Frülier  bereits  war 
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die  Erbaunng  einer  Eisenbahn  zur  Verbindung  Sachsens  mit 
Böhmen  (Dresden-böhmische  Grenze  7,2  Meilen,  3,600000  Thlr. 
arsprünglicher  Anschlag;  5,440000  Thh\  Gesammlbedarf;  z.V. 
unten  Staatsschuld)  beschlossen;  sie  begann  bereits  am  1.  De- 
zember 1845  auf  Staatskosten   und  war  Mitte  des  Jahrs  1848 
so  weit  vorgeschritten,  dass  die  obere  Verwaltung  organisirt 
wurde  (15.  July).  Sie  wurde  am  1.  August  1848  zwischen  Dres- 
den und  Pirna,  am  9.  May  1850  weiter  bis  Königstein,   am 
9.Juny  1850  bis  Krippen  dem  öffentlichen  Verkehre  übergeben, 
am  7.  April  1851   aber  in  ganzer  Länge  eröffnet.  —     Kon. 
Zession  und   Statuten  flir  die  Sächsisch-Sch lesische  Eisenbahn 
sind  vom  22.  August  1844;  sie  wurde  seit  Sept.  1847  in  ihrer 
ganzen  Länge  von  Dresden  bis  Görlitz  (13,8  Meilen,  6.166117 
Thlr.)  befahren  und  ihr  Rohertrag  ist   1847:    285124  thlr., 
1848:  318912  Thlr.,  1849:  377184  Thlr.  (Ausgabe 221664  Thlr.) 
gewesen.    Der  Staat  hatte  sich  mit  2,178000  Thlr.  dabei  be- 
theiligt, auch  Zinsgewähr  (4  %)  für  5  Betriebsjahre  übernom- 
men,  so   wie  demnächst  den  Privatbetheiligten  ein  Vorzugs- 
recht eingeräumt.     Dieses  Verhällniss  führte  zu  einer  Ueber- 
einknnfl,  wonach  die  Bahn   dem  Staate  gänzlich  abgetreten 
ist;  indem  für  die  Aktien  4  %  Stadtsschuldscheine  gegeben 
wurden  welche,  unter  Prämienzuschlag  binnen  einer  gewissen 
Reihe   von   Jahren   ausgeloost  werden  sollen.     In   einer  am 
4.    Februar   1850   gehaltenen    Generalversammlung    hat    di^ 
Aktiengesellschaft  diese  Uebereinkunft  angenommen,  welche 
sodann  am  2ß.  Februar  den  Ständen  zur  Mitgenehmigung  vor- 
gelegt ist*    Demgemäss   werden  die  jetzige  Aktivbetheiligung 
des  "Staats  mit  2,603637  Thlr.,   die  schwebende  Schuld  der 
Aktiengesellschaft   von   210000  Thlr.   und   die   4.000000  Thlr. 
Aktienschuld,  im  Ganzen  also  6,813637  Thlr.  unter  die  Ver- 
waltung des  Staatsschulden  -  Ausschusses  gestellt  (z.  v.  unten 
Staatsschuld).  Die  Uebernahme  durch  den  Staat  ist  im  Januar 
1851   geschehen.  —    Zur  Erbauung   einer  Privat -Eisenbahn 
von  Löbau  nach  iitlau  (4,5  Meilen  2,500000  Thlr.)  wurde  unter 
dem  25.  Juny  1845  die  Konzession  ertheilt  und  ein  Nachtrag 
zum  Siatut  bestätigt  am  7,  Oktober  1847.  —    Am  1.  July  1845 
erfolgte  die  Konzession   zur  ChemnUs-Riesa  Eisenbahn  (8.85 
Metlen  Anschlag  4,000000  Thlr.,  wirklicher  Bedarf  6,931656 

79* 
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Thir.);  ausweiche,  als  Zweigbahn  der  Berlin  «Anhalt  Eisen- 
bahn, ein  Schienenweg  zwischen  Riesa  und  Jüterbock  (Riesa* 
preuss.  Grenze  1  Meile)  sich  schloss:  welcher,  bereits  durch 
Gesetz  vom  10.  August  1837  gestaltet,  erst  durch  Verordnung 
von)  9.  Juny  1848  Ausführung  erhielt.  Auch  die  Chemnitz-Riesa 
Eisenbahn  ist  durch  Verordnung  vom  31.  Dezember  1850  vom 
Staate  erworben,  mit  einem  augenblicklich  zu  bestreitenden  Auf- 
wände von  2,554276  ThIr.  (wovon  886950  Thlr.  Abfindungsgelder 
für  29565  Stück  Aktien  zu  30  Thlr.)  Bis  Ende  1850  waren  4  Mei- 
len im  Betriebe,  deren  Einnahme  im  Jahre  1849:  27385  Thlr. 
betrug,  während  die  Ausgabe  40533  Thlr.  war.  Auf  eine  Ver^' 
bindungsbahn  Tür  Rechnung  der  Staatskasse  zwischen  den 
Leipziger  Bahnhöfen  (135607  Thlr.,  eröffnet  im  Septbr.  1850) 
beziehen  sich  die  Verordnungen  vom  29.  April  1848  und 
9.  July  1849.  Von  einer  Verbindung  der  Dresdener  Bahn- 
höfe durch  UeberbrUckung  der  Elbe  u.  $•  w.,  weiche  2Vi  MilL 
Thlr.  kosten  sollte,  ist  einstweilen  abgestanden;  Wogegen 
zwischen  ZMati  und  Reichenberg  (3,6  Meilen  mit  2,000000  Thlr.) 
eine  Eisenbahn  auf  Staatskosten  gebaut  wird.  —  Sonstige 
hierher  gehörige  Bestimmmungen  enthalten  die  Verordnungen: 
vom  20.  November  1841^  wegen  erleichterter  Handhabung 
der  Pass-  und  Fremden-Polizei  bei  Reisen  auf  der  Eisenbahn 
und  vom  5.  September  1845,  die  Beaufsichtigung  der  Eisen- 
bahnarbeiter betreffend. 

Die  Staaiseisenbahnen  bestehen  hiernach  bis  jetzt  aus  fol- 
genden Strecken: 

Länge  i»  Dmvu  er- 

gfsrmfi'  Ht^ff  ^ 

ecken  i.  Jnmmar 

Meilen,  •       1890, 

1.  Sächsisch-Bayernsche  Eisenbahn  .  22,30  18,5 

2.  Sächsisch-Böhmische  Eisenbahn  .  7,22  2,5 

3.  Sächsisch-Schlesische  Eisenbahn  .  13,82  13,8 

4.  Chemnitz-Riesa  Eisenbahn    •    .  .  8,85  4,0 

5.  Leipziger  Verbindungsbahn  .    .  0,59  — 

52,78         34,8 
Das  dafür  erforderliche  Kapital  beträgt  zwischen  32  Vi  und 
33  Millionen  Thaler,  was  für  die  Meile  Länge  durchschnittlich  ' 
625000   Thlr.    bringt,   eine    durch    die  vorgefundenen  Bao- 
schwierigkeiten  gerechtfertigte  hohe  Summe»   Die  Eisenbahnen 
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müssen  demnächst  eine  Roheinnahme  von  1,320000  Thaler 
jährlich  liefern,  wenn  das  angelegte  Kapital  mit  4  %  verzinst 
werden  soll,  und  es  ist  wahrscheinlich,  dass  sie  erst  nach 
einer  Reihe  von  Jahren  dahin  kommen  werden.  Allein  dessen- 
ungeachtet sind  die  Vortheile,  welche  die  Staatsverwaltung 
als  Eigenthümer  von  den  Eisenbahnen  zu  ziehen  vermag,  so 
gross,  so  mannichfach  und  auch  so  wesentlich  für  die  Bevöl- 
kerung, dass  die  sächsische  Regierung  wegen  der  geschehenen 
Ankäufe  vollkommen  gerechtfertigt  seyn  dürfte,  wenn  auch 
die  dadurch  geschehene  bedeutende  Vermehrung  der  Staats- 
schuld, unter  den  jetzigen  politischen  und  Geld- Verhältnissen, 
Bedenken  erregt  haben  mag. 

Auch  die  Anlage  elektro -magnetischer  Telegrafen  ist  be- 
gonnen {Anschlag  10000  Thlr.)  und  ihr  Ertrag  wird  demnächst      \ 
einen  neuen  Einnahmeposten   bilden.     Zu  vergl.  die  Verord- 
nung vom  13.  September  1850  über  die  Benutzung  der  Staats- 
Telegrafen. 

Sie  bestehen  in  der  Einnahme  vom  Debit  der  halbamt- 
lichen Leipziger  Zeitung  1846/8:  26579  Thlr..  der  Leipziger 
Fama  1183  Thlr.,  anderer  Zeitschriften  53000  Thlr.,  Insertions- 
gebühren  22900  Thlr.,  Kanon  von  andern  Blättern  924  Thlr. 
u.  8.  w.    Sie  betrugen 

Roheinnahme.  Rememnahme^ 

1834/6 66940  22000 

1840/2 108527  30374 

1843/5 114639  29444 

1849—51  ....       20000  20000 

Der  neuste  Ansatz  beruht  auf  einer  ungelahren  Veran- 
schlagung, indem  seit  dem  Monat  July  1849  die  Hera.usgabe 
der  Leipziger  Zeitung  unter  die  Leitung  des  Ministeriums  des 
Innern  getreten,  dem  Resort  des  Finanzministeriums  hingegen 
lediglich  das  den  Debit  des  gesammten  Zeitungswesens  be- 
sorgende Hauptzeitungsbüreau  zugewiesen  ist,  diese  durch- 
greifende Veränderung  aber  zur  Zeit  nicht  gestattet,  über  das 
muthmaassliche  Einkommen  jener  beiden  Institute  spezielle 
Berechnung  aufzustellen.  — 


y 
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Das  Königreich  Sachsen  besitzt  seit  dem  Jahre  1815  keine 
Salzwerke  mehr,  hat  jedoch  das  Recht  zu  einem  bestimmten 
Preise  (jetzt  2i  Sgr.  2  Pf.  der  Zollzentner)  eine  bestimmte 
Menge  Salz  (jetzt  300000  Zollzentner)  von  der  preussischen 
Saline  Dürrenberg  zu  beziehen.  Rechnet  man  diese  Einfuhr 
als  Verbrauch,  so  kommen  auf  den  Kopf  der  Bevölkeruug 
durchschnittlich  16,3  Zollpfund.  Der  wirkliche  Durchschnitts- 
Verbrauch  soll  jedoch  nur  250  bis  260000  Zollztnr.  jährlich 
soyn.  Der  jetzt  laufende  Salzlieferungs- Vertrag  mit  Preussen 
ist  unter  dem  14  May  1845  abgeschlossen;  er  reicht  bis  zum 
31.  Dezember  1862  und  durch  die  dabei  erreichten  günsti- 
geren Bedingungen  werden  (den  Bezug  zu  210000  Stück,  an- 
genommen) jährlich  62500  Thir.  erspart,  fieser  Gewinn  hat 
den  im  Jahre  1845  durch  Gleichstellung  der  Preise  herbeige- 
führten Verlust ,  jetzt  schon  überreichlich  aufgewogen. 

Ein  Generale  vom  5.  Januar  1822  richtete  das  Salzwesea. 
ganz  neu  ein.  Hauptbestimmungen  sind:  Salzniederlagen  zu 
Dresden,  Bautzen,  Meissen,  Leipzig,  Zwickau,  Chemnitz;  Bei- 
behaltung verschiedener  Preise  für  Rittergüter,  Privil^girte 
und  Nichtprivilegirte ;  Preis  des  Dresdner  Scheffels  Kochsalz 
(von  128  Pfd.  Leipziger  Krämer*  oder  120  Pfd.  Zoll-Ge wicht) 
beim  Verkauf  an  McAfprivilegirte  von  3  ThIr.  4  ggr.  bis  4  Thlr. 
7  ggr.,  oder  1  Zollpfd.  von  7,92  pf.  bis  1,07  Ngr.  Das  Ger 
setz  vom  23.  Mßy  1840,  das  landesherrliche  Salzverkaufrecht 
betreffend,  mit  Volszugverordnung  von  demselben  Tage,  ver- 
änderte diese  Verhältnisse  gänzlich.  Mit  dem  1.  July  1840 
hörte  die  Salz  Konskription,  d.  h.  die  Verpflichtung,  eine  be» 
stimmte  Menge  Salz  aus  den  landesherrlichen  Salzstädten  zu 
nehmen,  auf.  Jeder  Ort  des  Landes  wurde  mit  seinem  Salz- 
bezuge  ap  eine  der  bestehenden  Niederlagen  gewiesen,  der 
Salztransport  bestimmten  Kontrollmaassregeln  unterworfen. 
Der  Salzpret^  für  den  Dresdner  Scheffel  sollte  auf  den  Nie- 
derlagen von  3  Thlr.  6  ggr.  bis  4  Thlr.  seyn,  wozu  die  An- 
fuhrkosten und  4  ggr.  Provision  vom  Scheffel  kamen.  Den 
zum  Salzschanke  Privilegirten  wurde  eine  Entschädigung  zu- 
gesichert. Nachdem  ferner,  durch  Verordnung  vom  28  Sep- 
tember 1843,  der  Preis  des  Viehsahes  gegen  den  des  Koob- 
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salzes  um  27  Ngr.  auf  das  Stück  von  120  Pfd.  Zollgew.  er« 
mässigt  war,  erfolgten  die  jetzt  noch  geltenden  Preis-Bestim- 
roangen  durch  Gesetz  vom  24.  Dezember  1845  mit  Ausfüh- 
rungsverordnung von  demselben  Tage.  Derogemäss  wurden 
im  ganzen  Königreiche  die  Preise  gleich  gestellt  und  zwar 
auf  säromtlichen  Niederlagen  Tür  das  Stück  von  120  Pfd.  ZolU 
gew.  Kochsalz  zu  3  Thir.  7  Ngr.  5  pf. ,  Viehsalz  zu  2  Thlr. 
10  Ngr.  5  pf.  Hiemach  wird  beim  Kleinverkauf  in  den  Salz- 
und  Schenkstädten  1  Zollpfd.  durchschnittlich  0,9  Sgr.  kommen. 

üeber  die  Formen  des  Transports  des  Salzes  von  den 
preussischen  Salinen  nach  Sachsen  bestimmt  die  Verordnung 
vom  17.  September  1846.  In  einem  Dekrete  vom  15.  No- 
vember 1849  sind. der  Ständeversamrtilung  Vorschläge  wegen 
des  landesherrlichen  Salzverkaufrechts  gemacht.  Die  Einnahme 
vom  Salzverkauf  ist  gewesen  oder  beziehungsweise  veran- 
schlagt wie  folgt: 

Rohertt'ag    Reinertrag 

1831 —  280000 

1834/6 .         664578         310000 

1840/2     762624         366388 

1843/5    803644         383659 

1846/8    698000         340000 

1849  —  51 803551         453334 

also  ungeachtet  der. Preisherabsetzung  im  Jahre  1845  eine 
bedeutende  Mehreinnahme ,  da  der  neuste  Anschlag  auf  die 
Erfahrungen  der  letzten  Jahre  begründet  ist.  Diese  Einnahme 
bildet  5,97  Vo  aller  Einnahmen  und  die  Kosten  ihrer  Gewin- 
nung betragen  43,58%. 

14.    iloß-  unH  j9o(3t)of-tltt4un0(m 

I)ie  Floss- Verwaltung  und  die  Holzverkaufe-Anslalten  ste- 
hen, unter  der  LeilAing  von  Flossmeistern  und  Holaioerioaliem 
sowohl  in  Ansehung  des  Ankaufs  und  der  Verflössung,  als 
der  Bereolinung  der  Hölzer.  Ihnen  sind  in  der  Regel  Floss- 
Ober- Aufseher  vorgesetzt,  deren  Funktion  jedoch  zum  gros- 
sen liheile  an  Beamte  anderer  Verwallungszweige  als  Neben- 
amt übertragen;  i$4.  -r-  Die  genannten  Bean^ten  bilden  zo^am- 
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men  die  Flossämter  und  Holzhofsverwaltungen.     Die  Ploss- 
juslizsachen  gehören  lediglich  vor  die  Justizämter. 

Anstalten  dieser  Art  sind :  die  Elbflösse  und  Rampischer 
Holzhof  in  Dresden,  WeLsserilzflösse ,  Elsterflösse,  Freiberger 
Flösse,  Zwickauer  Huldenflösse,  Dresden-Neustädter  Holzhof. 
Die  Verordnung  vom  7.  Juny  1836  ist  für  die  Behandlung  der 
Flosssachen  noch  maassgebend.  Der  Ertrag  ist  wie  folgt  ge- 
wesen : 

Rohertrag    Reinerfrag 

1831 —  65000 

1834/6 395213  63800 

1840/2 434007  62382 

1843/5 454350  57821 

1846/8 —  65000 

1849  —  51 484400  60000 

mithin  die  Gewinnungskosten  87,61  %  der  Roheinnahme. 

Der  Ertrag  der  Flössen  und  Holzhöfe  ist  sehr  wesentlich 
vom  Eintritt  strenger  oder  gelinder  Winter,  so  wie  von  son* 
stigen  Verhältnissen  abhängig,  die  auf  den  Ankauf  oder  Ab- 
satz des  Holzes  günstig  oder  nachtheilig  einwirken.  So  ist 
z.  B.  die  neuste  Herabsetzung  durch  die  gesteigerten  Preise 
der  Anfuhr-  und  Tagelöhne,  so  wie  der  aus  Privat  Waldungen 
des  In*  und  Auslandes  zu  beziehenden  Hölzer  erläutert.  Un- 
ter diesen  Umständen  ist  es  allerdings  um  so  bemerkenswer* 
ther,  dass  seit  20  Jahren  die  Reineinnahme  um  nicht  mehr 
als  7000  Thlr.  geschwankt  hat. 

15.    (njatilfcrstllier. 

Ueber  die  Chausseegeldeinnahme  seit  20  Jahren  giebt 
nachfolgende  Zusammenstellung  Auskunft: 

Roherfrag    Reinertrag 
1831  (197  geogr.  Meil)    ...  —  200000 

1834/6     215863         197800 

1837/9 —  190000 

1840/2     . 253188         213924 

1843/5    277678         234959 

1846/8    255300         215000 

1849  — 51  (454  g.  H.)  .     .     .     •        260000        215000. 


I 

I 
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Die  Gewinnungskosten  dieser  Einnahme ,  welche  1^,83  Vo 
aller  Einnahmen  ist,  betragen  also  17,31  Vo  des  Rohertrages, 
wozu  jedoch  die  Ausgaben  für  den  eigentlichen  Unterhalt 
kommen  9  wovon  spater  unter  der  betreffenden  Ausgabe- Äb- 
theilung. Das  Staatshandbuch  Tdr  1850  enthalt  darüber  Nach- 
weisungen, wonach  in  der  Eigenschaft  als  Staalschausseen  in 
regelmässigem  Unterhalt  618074,625  achtellige  Ruthen  (oder 
809,037  alte  sächsische  Meilen  von  16000  Dresdener  Ellen, 
oder  372,185  Postmeilen  von  7500  Meter)  sich  befanden,  wel- 
che 377,44  geogr.  Meilen  ausmachen.  Der  Rohertrag  einer 
geogr.  Meile  war  also  im  Durchschnitt  688,85  Thir. ,  der  Rein- 
ertrag 569,62  ThIr.  Von  jener  Gesammtzahl  befanden  sich 
im  Kreisdirektionsbezirk 


alle 
Sachs. 
Meilen. 

Przt- 
AntheU. 

Przt'Anih. 

am  Flächen^ 

gehalt. 

Przt'Anth. 
an  der 
Bevölk. 

Dresden  «    < 

,    .      79,533 

25,74 

28,97 

25,30 

Leipzig    •    . 

.     .      74,589 

24,13 

23,22 

22,73 

Zwickau  .    . 

.     .    112,931 

36,54 

31,01 

36,44 

Bautzen  •    . 

.     .     41,984 

13,59 

16,80 

15,53 

Ein  unmittelbar  unter  dem  Finanzministerium  stehender 
Strassenbau- Kommissär  führt  die  Oberaulsicht  und  in  Bezie- 
hung auf  die  grösseren  Brücken  theilweise  der  Landbaumeister. 

Die  fiskalische  Strassenbau  -  Verwaltung  in  den  verschie- 
denen Bezirken  wird  durch  die  Strassenbau  -  Kommission  be- 
sorgt. Diese  bestehen  aus  dem  Amtshauptmann  des  Bezirks, 
dem  Justizbeamten  bei  einschlagenden  rechtlichen  Verhältnis- 
sen und  dem  Rentbeamten  als  Kassen-  und  Rechnungsflihrer; 
bei  technischen  Angelegenheiten  konkurriren  nächstdem  der 
Strassenbau-Kommissär  und  beziehendlich  die  Landbaumeister, 
als  coordinirte  Mitglieder.  Als  ausführende,  technische  Be- 
amte sind  denselben  die  Chaussee-Inspektoren  und  Strassen- 
bau-Assistenten  untergeben.  —  Zugleich  sind  die  Strassenbau- 
Kommission^n  in  Unterordnung  unter  die  Kreisdirektionen  und 
des  Ministerium  des  Innern  die  administrativen  Behörden  für 
den,  den  Kommunen  und  Privaten  obliegenden  Strassen-  und 
Wegebau,  so  wie  die  unter  administrativ-richterlichen  Instan- 
zen für  streitige  Strassenbau -Angelegenheiten. 
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Die  Chausseegeld^Regie-Angelegenbeiten  werdjen  von  den 
Ämtshauptleuten  und  den  Oberzoll*  und  Steuer  -  Inspektoren 
besorgt. 

Von  den  ergangenen  Verordnungen  sind:  aus  älterer  Zeit 
das  Strassenbaumandat  vom  28.  April  1781,  aus  neuster  Zeit 
die  Strassenbaumandate  für  die  Oberlausitz  vom  20.  Juny 
1829  und  6.  November  1830;  das  Mandat  über  die  Entschä- 
digung der  Grundslückbesitzer  vom  4.  Januar  1820;  die  Verp 
Ordnung  über  den  Wegfall  der  Grundsteuern  voqa  9.  Dezem- 
ber 1843;  das  Gesetz  vom  16.  April  1840  ipit  Ausrührungs- 
Verordnung  vom  12,  May  1841,  die  Belastung  und  Felgen- 
breite des  Frachtfuhrwerks  auf  den  Chausseen  betreffend;  das 
Gesetz  vom  9.  November  1833  und  die  Verordnung  vom. 
22,  Oktober  18.40,  wegen  Erhebung  des  Chausseegeldes  (z.  v. 
Funke  Polizeigesetze  Bd.  11.  S.  .789  bi»  Sbt],  hervorzuheben. 
Bemerkenswerth  ist,  dass  schon  das  Strassenbaumandat  vom 
28.  April  1781  (§.  9): 

^die  Unterhaltung  der  hohen  Heer-  und  Landes-,    auch 

„innere  Commercialstrassen^ 
der  Rentkammer  so  ohne  Vorbehalt  auferlegt,  dass  jetzt  sogar 
das  Schneeauswerfen  den  dazu  verpflichteten  Gemeinden  mit 
6  pf.  für  jede  Arbeitstunde  bezahlt  wird  (Verfügung  vom 
28.  September  1837).  Eine  Flugschrift  über  das  Strassenbau- 
Mandat  und  seine  geschichtliche  Bedeutung  ist  im  Jahre  1849 
von  Merbach  in  Dresden  erschienen.  Hinsichtlich  der  Verwal* 
iung  sind  in  neuster  Zeit  einzelne  Klagen  über  das  System 
des  Unierhalts  der  Strassen,  über  die  Unbilligkeit  einzelner 
Sätze  des  Tarifs,  vorzüglich  aber  über  mangelhafte  Kontrolle 
der  Chausseegelderhebung  laut  geworden ;  ob  mit  Becht,  ver- 
mag ich  nicht  zu  beurtheilen.  Laut  amtlichen  Angaben  ist, 
naph  Maassgabe  der  Zoll  Vereins  vertrage,  als  Wegeabgabe  von 
dem  Verkehre,  das  in  den  angegebenen  Gesetzen  verzeich- 
nete Chausseegeld  zwar  für  je  1  Meile  (von  2000  achteHigen 
Ruthen)  festgestellt,  jedoch  sollen  viel  weniger  Hebestellen 
als  wozu  man  hiernach  berechtigt  wäre,  vorhanden  seyn. 

16.   Mtüäun^tiritu 
Die  Erbebung  von  Brücken-  und  Fährgeldern  findet  nur 
bei  einzelnen  fiskalischen  Brücken-  und  FäbrQii  wf  öfifeniHchieik^ 
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Landstrassen,  nach  veraiAiedenen  spoariellen  Tarifen,  Statt; 
we^alb  noch  abgesondert  vom  Chausseegelde ,  ist  nicht  zu 
ersehen* 

Die  Brückengelder  haben  folgende  Einnahmen  gewährt: 

Rohertrag  Beinerirag 

1831 •    •.    •.      ,—  1M43 

1834/6 13730  10800 

1840/2 17595  12531 

1843/5 19193  14872 

1849  —  50 19100  15000 

also  mit  21,47%  Gewinnungs  -  Kosten ,  ohne  die  unter  Aus- 
gabe übrigens  vorkommenden  Posten. 

17.   iinfm  0011  jMain  -  AopUiiUnt. 

Der  Ueberschuss  davon,  nach  Abzug  der  Passivzinsen, 
betrug : 


1831: 

221983 

1834/6 : 

230197 

18^7/9: 

51400 

1840/2: 

88518 

1843/5 

104372 

1846/8 

82000 

1849—1 

51  :    204535 

Zur  Erläuterung   des  letzten   Ansatzes   wird  Folgendes 
gesagt : 

Der  llehrbetrag  von  122535  TUr.,  —  am  welche  der  gegi^wärtige 
Ansatz  den  fr&heren  Übersteigt,  ist  Folge  theils  des  Zuwachses  der  Zinsen 
von  den  bei  Eröfftaang  der  Staatsanleihe  vom  Jahre  1647  an  Zahlnngs- 
statt  mit  f&bemoromenen  %%  Mill«  Thlr.  in  Landrentenbriefen  und  gleich» 
AiUs  2Vs  Mill.  Thlr.  in  3  prosentigen  Staatspapieren  >  theils  eines  verior 
derten  Verfh^nrens  in  Aalhtellung;  der  Berechnung.  WAhrend  nehmlich 
früher  bei  dieser.  Position  die  von  der  Hauptstaatskasse  lu  leistenden  Pas^. 
sivzinsen  zum  Vorans  in  Abzug  kamen,  haben  dieselben  diesmal,  dadurch 
sie  die  AkUvzinsen  bei  Weitem  überschritten  werden,  bei  dem  Ausgabe- 
budget unterm  Bedarfe  zu  Verzinsung  der  Staatsschulden  mit  aufgeführt 
werden  müssen.  Auf  eine  finanzielle  Operation^  die  in  Ansehung  der  vor- 
erwähnten 2Vi  MUl.  Thaler  dreiprozentiger  Staatspapiere  beabsichtigt  wird, 
ist  hei  Veransdilagsing  jenes  Aktiyzinsenertrags  vorläufig  mit  Itü^lmieht 
cenouen.  «- 
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Roheinnahme    Rem^nnakme 

1834/6     244780  173584 

1840/2     . 101176  67006 

1843/5 107767  72412 

1849  —  51 109200  72000 

also  34  Vo  Gewinnungskosten.  Unter  der  Roheinnahme  von 
1834/6  sind  186030  Thlr.  damals  besonders  verrechnete  Ju* 
stizamts  -  Sportein. 

19.   Stnnit-MAnfdinl 

Für  die  Landeslotterie  -  Anstalt  zu  Leipzig  besteht  dort 
eine  besondere  Direktion  der  Landeslotterie,  welche  die  auf 
die  Einrichtung  des  Lotteriespiels  bezüglichen  und  alle  sonst 
in  die  Lotterie  -  Verwaltung  einschlagenden  Angelegenheiten 
theils  selbstständig  zu  leiten,  theils  zur  Beschlussnahme  des 
Finanzministeriums  vorzubereiten  hat.  Unter  ihrer  Aufsicht 
stehen  sowohl  die  besonders  für  das  Lotterie-,  Kassen-  und 
Rechnungswesen  bestehende  LoUerie-HaupiexpediHon  zu  Leip- 
zig als  die  Kollektionen. 

Die  Lotterie  -  Direktion  wurde  durch  Verordnung  vom 
8.  Oktober  1832  errichtet  und  die  Verhältnisse  der  Kollek- 
teure  durch  Verordnung  vom  30.  November  1836  geregelt. 
Die  Verordnung  vom  29.  Juny  1836  hob  das  mit  einigen  Re- 
gierungen bestandene  Uebereinkommen  CMandat  vom  30.  Au- 
gust 1793)  gegenseitiger  Gestattung  der  Lotterieloose  auf  und 
gegen  die  Theilnahme  an  Lotto  oder  auswärtigen  Lotterien 
ist  das  Gesetz  vom  4.  Dezember  1837  gerichtet.  Die  frühere 
Theilnahme  der  Stadt  Leipzig  an  der  Landeslotterie  hörte 
nach  der  Bekanntmachung  vom  8.  August  1837  auf. 

Von   der  Roheinnahme  der  Lotterie  ist  der  Betrag  der 

gezahlten  Gewinnste,    als  nur  durchlaufend,   abgesetzt.     So 

war  beispielsweise 

Rohertrag    Reinertrag 

1834/6 —  50000 

1837/9 —  60000 

1840/2  266238  138111 

1843/5  266516  159988 
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Rohertrag    Reinertrag 

1846/8      .    .    , 966000  130000 

1849  —  51 28H33  140000 

also  mit  50,20  Vo  Gewinnungskosten.  Der  Reinertrag  bildet 
1,84%  aller  Staatseinnahmen.  Die  Berechnung  ist  auf  2  Lot- 
teriespiele für  jedes  Jahr  begründet,  wovon  die  Gewinne 
2,480000  Thir.  und  die  Abzuggelder  (12V,  %  von  688000, 
10  0/^,  von  1,792000  ThIr.)  265200  ThIr.  betragen. 

20.  Die  BesoldungS'  und  Peniians-Abniige,  welche  nach 
dem  Durchschnitt  von  1834/6  nur  15300  ThIr.  betrugen,  wa- 
ren im  Jahre  1840/2  schon  auf  31422  Thlr.  und  für  1849—50 
auf  34500  Thlr.  gestiegen. 

21.  Der  Beitrag  vom  Hause  Schönburg  zum  Unterhalt  der 
Kreisdirektion  und  des  Appellations- Gerichts  zu  Zwickau  be- 
trägt 1028  Thlr.  und 

22.  die  verschiedenen  »ufdlHgen  Einnahmen  (1849  —  51: 
3060  Thlr.)  bestehen  namentlich  in  Strafgeldern,  ausgeschlos- 
senen Zinsen ,  eingegangenen  Fehlposten ,  ohne  Grund  gezahl- 
ten Geldern  u.  s.  w. 

ob)  Neue  direkte  Steuern. 

Für  die  Verwaltung  der  Grundsteuern,  der  Stempelsteuer, 
der  Gewerbe-  und  Personalsteuer  ist  der  gesammte  Staats- 
bereich in  4,  mit  den  Kreisdirektionsbezirken  übereinstim- 
mende Steuerkreise  gethcilt,  deren  jedem  eiu  Kr  eis  -  Steuer* 
Rath  in  allen  dahin  einschlagenden  Verwaltungsangelegenhei- 
ten  als  Mittelbehörde  vorgesetzt  ist. 

In  allen  der  koUegialischen  Entscheidung  bedürfenden  Angelegenheiten 
der  direicten  Besteuerang,  insonderheit  den  hierher  gehörigen  streitigen 
Administrativjostizsachen  bildet  die  betreffende  Kreisdirektion  mit  Zu- 
ziehung des  Kreissteuerraths  die  Mittelbehörde.  Der  letztere  hat  desfalls 
Sitz  und  Stimme  In  der  Kreis-Direktion  gleich  den  ordentlichen  Hltglie- 
dem  derselben.  Die  Kreissteuerr&the  haben  Ihren  Sitz  zu  Dresden«  Leip- 
zig« Zwiekan  und  Bndissln*  —  Unter  den  Kreisstenerrftthen  bestehen  fir 
die  Einnahme  und  Berechnung  der  Grundsteuern^  Personal-  und  Gewerbe- 
steuern, des  Stempelimposts  und  der  Ablösnngsrenten^  26  Bezirkssteuer- 
Einnfchmer«  nnd  überdlep  in  jedem  Steuerkreise  zwei  Ökonomisch-geodA- 
tlsche  Techniker  9  welche  das  Dlenstprftdlkat  Steaerkondnkteur  IQhren«  — 


Vttr  die  AiiIHtellang  der  allgemeinen  Gewerbe-  und  Personalsteuer- 
KBiBBUSTy  die  Revisionen  derselben  und  fSr  die  Erttrtemng  der  gegen  dies- 
Aülsige  Ansitze  erhobenen  Reklamationen  bestehen  Orts -Abschätzungs- 
Kommissionen  aus  dem  Seiten  der  Regierung,  zu  bestimmenden  Distrikts- 
Kommissar,  In  der  Regel  dem  Bezirks-Steuereinnehmer  und  aus  Deputir- 
ten  der  Stadtrfithe  nnd  Stadtverordneten,  wie  auf  dem  Lande  aus  den  mit 
CMieindeamtern  beauftragten  oder  sonst  au  erwählenden  Personen,  — 

FOr  die  Besteuerung  grösserer  Fabrlkgeschftfte  besteht  Innerhalb  jenes 
Steuerkreises  eine  Kreis -Abschatzungs- Kommission  ^  welche  durch  den 
Kreissteuerrath  und  einen  vom  Ministerium  des  Innern  zu  beauftragenden 
Reglerungsbeämten  gebildet  wird.  —  Der  Ortliehe  Empfang  geschieht 
allenthalben  durch  Ortseinnehmer,  welche  durch  die  Gemeinden  erwählt  und 
▼ertreten  werden. 

Zu  Ausmittelung  des  steuerA*elen  Grundeigenthums  beindet  sich  eine 
besondere  Kommission  zur  Zeit  noch  in  Wirksamkeit.  — 

1.    Cnitt^lUunti. 
Die  Grundsteuern  wurden  bis  zu  Anfang  des  Jahrs  1844, 

von  welchem  an  die  Einführung  des  neuen  Grundsteuersy- 
stems erfolgt  ist,  nach  dem  bis  dahin  bestandenen  Steuer- 
fuss  erhoben. 

Sie  bestanden: 
A«  in  den  alten  Erblonden  in: 
1«  Schocksteoern , 
%  Quatembersteuern  9 
$•  Kavallerieverpflegungsgeldem  vom  Lande  ^ 

4.  Accisgrundsteuem  von  den  Stfidten^ 

5.  RitterschafUichen  Beiträgen, 

6.  dem  fiPdhttnburgischen  Steuerkontingente  ^ 

7.  dem  SteueriU|uivalen(e  der  Herrschaft  Wfldenf^ls$ 

B.  in  der  Oberlausiiz: 
nach  Verschitdenheit  der  fUr  die  einselnen  Vierstädte  und  fOr  das 
platte  Land  bestehenden  besondem  Steuerbezirke,  In  Accisgrundsteuem, 
'Omndanlagen,  Rkuchstetiem,  ordentlichen  Grundsteuern,  Fachst^uem, 
Bürger-  und  Gewerbestenem^  den  sogenannten  Beiträgen,  steuerfreier 
Gifter ,  Bations  -  und  Portiönsgeldem. 

Schon  unter  dem  11.  August  1S28  erging  ein  Mandat  we- 
^en  Vorbereitung  eines  neuen  Grundsteuer -Systems,  nament- 
-iich  fliuroh  versui^sweise  Vermessung  und  Abschätzung  (z.  v. 
^yenerale  yotä  18.  July  <796  und  Mandat  vom  ^.  März  1818, 
fluch  ih  der  Schrift:  Das  Wirken  der  Staatsregierung  tiftd 
'Stände  des  Königr.  Sachsen ,  Ldipzig  I8a4,  Sehe  105  ff.}.  Die 
Verordnung  vom  t.  fiärz  1835  aber  bildet  däh  Anfang  3£r 


-  im  - 

eigentlichen  Arbeiten  und  ihr  folgten :  die  Verordhtmg  über 
Reklamationen  gegen  das  Abschätzungs- Verfahren  vom  7.  Juiy 
1836;  das  Gesetz  vom  8.  November  1838  (mit  Ausführungs- 
verordnung vom  9.  November)  wegen  Ausmitllung  des  steuer- 
freien Grundeigenthums ,  zur  Festsetzung  der  Entschädigung, 
«luf  welche  die  Besitzer  steuerfreier  Grundslücke  (nach  den 
Bestimmungen  der  Verfassungsurkunde  §.  39  und  des  Land- 
tags-Abschieds vom  30.  Oktober  1834  B.  §  20)  Anspruch  ha- 
ben; das  Gesetz  wegen  Gewährung  dieser  Entschädigung  vom 
15.  Juny  1843  (die  Kommission  zur  Ausmittlung  des  steuer- 
freien Orundeigenthums  ist  durch  Verordnung  vom  30.  Juny 
1849  aufgelöst)  und  endlich  das  Gesetz  wegen  Einführung  des 
neuen  Grundsteuersystems  vom  9.  September  1843  mit  Voll* 
zug- Verordnung  vom  26.  Oktober. 

Die  besteuerte  Grundfläche  ^(Privatgrondstüdce)  im  gan- 
2en  Königreiche  beträgt  nach  der  Steuer^  Vefmessung  (1843) 
2,361244  Acker  290  Q  Ruthen.  Hierzu  die  unbesteuert  ge- 
bliebenen Objekte  an  Wegen,  Flüssen,  Bächen,  Felsen  etc. 
mit  39829  Acker  106  Q  Ruthen,  und  an  Kirchen  und  Kirch- 
höfen mit  649  Acker  110  Q  Ruthen  gerechnet,  beträgt  das 
Ganze  der  Grundsteuervermessung  cmterlegene  Areal,  mit 
Ausschluss  der  unvermessen  gebliebenen  Grundflächen  der 
Städte,  2,401723  Acker  206  Q  Ruthen. 

Um  aber  die  Grundfläche  des  ganzen  Königreichs  zu  er- 
halten, ist  noch  fernef  hinzuzurechnen  der  Betrag  der  von 
der  Besteuerung  ausgenommenen  Staatsgrundstückc  mit  289157 
Acker  63,11  Ruthen,  so  dass  also  die  ganze  Arealfiädie  des 
Königreichs  hiernach  9,690880  Acker  269,11  G  Ruthen  be- 
tragen würde  (die  geogr.  DM.  wird  au  9947  Acker  75,75  QR. 
gerechnet). 

lieber  das  V^hälthiss  der  Besteuerung  de$  Grundeigerh' 
ihume  macht  der  Finanzdirektor  von  Flotow  in  seinen  Beiträ- 
gen folgende  Mittheilung: 

Das  gesammte  hesiet^rte  Gfondeigenthum ,  inkl.  der  nach  dem 
Mieihwerthe  abgeschfitatea  Geb&ude^  ist  mit  48,299677,85  Steuerein- 
%dt€t  bdegt  Zieht  man  Arron  «e  geda^iteti  G«1>liiMe  ab,  üo  bleibt 
fir  4tlb  b«ftleiMHe  OroBdidetoB  «i  tfif^tU^k  Actet  290  Ö  ItOflftlli  die 
Smune  von  34;443278^83  Steuereinheiteii.   Im  mMMdkam  iü  iOi»  der 
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Acsker  Land  mit  14,6  SteaereinlMlteii  (s  4,9  TUr.  gMehlUstt«  Rein- 
ertrag«) oder  12!^;5  Thlr.  AbschätznngskApital)  belegt*  — 

Denkt  man  sich  die  unbesteuert  gebliebenen,  aber  itenerfählgen  Staats- 
grandstücke  an  286871  Acker  187  G  R«  in  gleicher  Art  besteuert,  so 
wQrd«!  auf  diese  (unter  der  Ber&cksichtigung,  dass  der  grOsste  Tkeil 
[264865  Acker]  aus  Waldung  besteht)  etwa  2,519012  Steuereinheiten  tref- 
ftn«  Das  Grundeigenthum  im  ganzen  Lande  mit  Ausschluss  der  nach 
Miethwerth  besteuerten  Gebäude,  würde  also  mit  36,962285,83  Stenerein- 
heilen,  oder  einschliesslich  dieser  Gebäude  und  nur  mit  Ausnahme  der 
Staats  -  und  unbesteuert  gebliebenen  OfTentlichen  Gebäude  mit  50,818689 
Steuereinheiten  belegt  seyn.  Da  jede  Steuereinheit  einen  geschätzten  Rein- 
ertrag von  —  10  Ngr.  —  oder  100  Pfennigen  vorstellt,  so  berechnet 
sich  fCir  das  Grundeigenthum  im  ganzen  Lande  im  ersten  Falle  (exkl,  der 
gedachten  Gebäude)  ein  Reinertrag  von  12,320761  Thlr»  und  su  4  %  ein 
Kapitalwerth  von  308,019026  Thlr. ;  im  aweiten  FaUe  (mit  Einschluss  der 
Gebäude)  ein  Reinertrag  «von  16,939563  Thlr. ,  und  zu  4  %  «>»  Kapital- 
werth des  gesammten  Grundelgenthums  (mit  alleiniger  Ausnahme  der 
Staats-  und  OffenUichen  Gebäude)  von  423,489075  Thlr.  Auf  die  Q  Heile 
kommen,  also  im  ersten  FUle  1,136601  Thlr.  und  im  zweiten  1,662690  Thlr. 

Das  gesammte  wirklich  besteuerte  Grundeigenthum  dagegen  gewährt 
einen  Reinertrag  von  16,099893  Thlr.  und  ergiebt  zu  4  %  ®>»en  Kapital- 
werth von  402,497325  TUr.  Das  Grundeigenthum  des  Staats  wQrde  ao- 
nach  also  (mit  Ausschluss  der  Gebäude)  ungefähr  zu  21  HOl.  Thlr«  an- 
zunehmen seyn«  Die  von  jeder  Steuereinheit  ä  10  Ngr.  auszuschreibende 
Zahl  Pfennige  giebt  stets  zugleich  das  Proientverhältniss  der  Grundsteuer 


«)  Zur  Verwerthung  der  in  Rockenwerth  ausgemittelten  Reinerträge  in 
Geld  sind  nenn  Iformal-Rocken-Durchschnittspreise  ermittelt  worden, 
deren  geringster  2  Thlr.  10  Gr.  —  und  der  höchste  3  Thlr.  2  Gr. 
pr«  SchefTel  beträgt. 

Die  3516  Fluren  vertheilen  sich  nach  diesen  Normalpreisen  folgen- 
dergestalt: 

191  Fluren  zu  2  Thlr.  10  Gr. 
1018  „  „  2  „  12  „ 
JW3  „  „2  „  14  „ 
827  „  „  2  „  16  „ 
475  ,9  „  2  „  18  „ 
Wl      „       „   2    „      20    „ 


263      „        „  2    „      22 
178      „        „3 


99 


Tf  99     ^      99         » 


80      „        „3 


W  *      5> 


Der  Mittel-Normalpreis  stellt  sich  hiemach ,  mit  Rttcksidit  auf  dia 
Zahl  der  Fluren,  worin  die  angegebenen  Prelae  stattfanden^  nngeffUnr 
aof  %  Thlr,  15  Ngr. 
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nm  gesehätiteii  Rtiaertnige  ui.  Der  ReiDWtrag  dtr  mich  MMmrer^ 
abgeichätzten  Oebanderftnine  betrftgt  ungefihr  Vt  ^^  gesamniton  Reiner- 
tniff  der  besteaerten  Objekte.  — 

Aof  die  D  MeUe  kommen  9767  Acker  288  D  R.  steaerfSkiges  Land, 
mit  136056  Steneretnkeiten ,  welche  ^  nach  dem  zeltherigen  Anschreiben 
mit  9  Pfg.  anf  die  Steuereinheit  4081  Thaler  19  Nengrotchen  5  Pftanig 
•der  mit  8  Pfg*  anf  die  Steuereinheit  (wie  diee  nunmehr  stattfindet),  8628 
Thlr«  4  Ngr»  Gnmditeuer  betragen.  An  wirklich  besteuertem  Lande 
kommen  auf  die  D  Meile  8702  Acker  188  Q  Ruthen  mit  180463  Steuer- 
einheiten,  welche  ä  9  oder  8  Pfg.  beziehendlich  3913  Thlr/ 26  Ngr.  7  Pfg« 
oder  3479  Thlr.  —  Ngr.  4  I^fg.  ausmachen« 

Die  Grundsteuern  werden  in  4  Terminen :  am  1.  Februar, 
1.  Hay,   1.  August  und  1.  November  erhoben.     In  einer  An- 
fangs 1844  in  Leipzig  erschienenen  sehr  lesenswerthen  Schrift: 
^Betrachtungen  über  das  neue  sächsische  Grundsteuer- Kata- 
Y,ster^»  ist  angegeben,  dass  die  Vermessung  und  Abschätzung 
des  Landes  — -  ein  Flächenraum  von  2,401724  Ackern  (circa 
241,5  QM.)  in  1:779110  Parzellen  vertheilt,  --  mit  einem  Ko- 
stenaufwande  von  circa  800000  Thlr.  (einschliesslich  des  Di- 
rektorial* Aufwandes,  so  wie  der  Kosten  für  die  Ausarbeitung 
der  Kataster  und  die  Bildungsanstalt  der  Geodäten)  in  fünf 
Sommern   beendet  worden  ist.     Demnach  beliefen  sich  die 
Kosten  des  Katastei^s  für  eine  D  M.  auf  circa  3313  Thlr.  oder 
5798  fl.  im  24  fl.-Fusse.     Dagegen  kostete  die  Herstellung 
des  Katasters  für  1  D  M.  in  Frankreich  1 1 360  fl. ,  in  Bayern 
6312  fl.  und  in  Rheinpreussen  9770  fl. 

Die  Einführung  des  neuen  Grundsteuer  -  Systems  im  Kö- 
nigreiche Sachsen  hat  die  Aufmerksamkeit  der  Staatswirthe 
und  Landwirtbe  vielfach  erregt;  aber  nicht  allein  die  Art  der 
Herstellung  des  Katasters,  sondern  auch  die  zur  Erhaltung 
desselben  in  Folge  der  Verordnung  vom  ib.  Oktober  1843 
getroffenen  Veranstaltungen  haben  die  Bedeutung  desselben 
für  die  Landeswohlfahrt  so  ins  Klare  gesetzt^  dass  man  die- 
ses grossartige,  in  seiner  Wirkung  das  gesammte  Staatslefoen 
umfassende  Steuer-Reformwerk  wegen  der  bis  daher  nirgends 
noch  versuchten  Art  seiner  Ausführung ,  als  die  glückliche  L<>- 
snng  einer  höchst  schwierigen  Aufgabe  der  Landes|erwaltung 
anerkennen  muss.  Beispielsweise  nur,  als  einfochste^^d  eben 
darum  in  der  Anwendung  wirksamstes  und  durchfidurbafstes 

ReitAf  rüuu-Sutiitik.  QO 
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Mittel,   das  Kataster  in  Stand  zu  erhalten,  mögen  die  ange- 
ordneten ^Besitzbücher''  erwähnt  werden. 

Daneben  darf  jedoch  nicht  verschwiegen  bleiben/  dass 
die  Grundsätze  der  Steuerveranlagung  in  neuster  Zeit  Anfech- 
tung erlitten  haben,  weil 

„man  den  Fehler  begangen  habe,   einmal  die  Reallasten 

^vom  Werthe  des  Guts  nicht  in  Abzug  zu  bringen  und 

lindem  man  überdies,  durch  Freilassung  der  Rentenem- 

Dpfanger  von  jeder  Abgabe,    den  Grundbesitz  indirekt 

^doppel  belastet  habe.^ 

Diese  Vorwürfe  behandelt  die  Schrift  von  Graichen:    ^Be- 

^leuchtung  der  Ungleichheiten,    welche  sich  bei  Einruhrung 

^des  neuen  Grundsleuersystems  im  Königr.  Sachsen  u.  s.  w* 

»herausgestellt  haben,  Leipzig  1849.^ 

Eine  Gegenschrift  von  Runde,  die  sächsische  Landesab- 
schätzung und  deren  Rechtfertigung,  ist  zu  Dresden  1850  er- 
schienen. Hinsichtlich  der  Grundsteuer-Entschädigungen  ist  zu 
bemerken,  dass  in  Gemässheit  des  Gesetzes  vom  27.  July 
1843  einem  vorläufigen  damaligen  Bedarfsanschlage  entspre- 
chend, die  neuen  dreiprozenligen  ScaaUschuldenkassenscheme 
bis  zur  Höhe  von  nominell  4,000000  Thlr.  von  dem  ständi- 
schen Anschüsse  zu  Verwaltung  der  Staatsschuldenkasse  aus- 
gefertigt und  zur  Grundsteuerentschädigungskasse  abgegeben 
wurden. 

Diese  begann  ihr  Geschäft  im  Monat  Oktober  1843  und  bis  Ende  de» 
Monat  August  1845  hat  dieselbe:  3,822805  Thlr.  2  Ngr.  auf  Grundsteuer- 
entschadigungen  wirklich  verwendet,  welche  Summe  in  mehr  denn  50000 
einzelne  Abrechnungsposten  zerfieL  Insbesonders  sind  davon  gezahlt  wor- 
den an  Entschädigungsberechtigte: 


Im  Steuerkreise 


I. 


II. 


I       ill.        I     IV. 


In  den 

Hclionwml* 

Mhen  Be- 

MMBktn- 


b  d«r  B«rx^ 


9u  Eittergater . 

b.  Kirch»,  Schu- 
len, geistliche 
Stiftungen  etc. 

c.  Kommunen  u. 
einzelne  Eeal- 
beflreite 


•  •  ♦ 


Zusammen 


Thlr. 
351554'/s 

Thlr. 
665092«/i« 

Thlr. 
27d965"/u 

TWr, 
502117*;, 

Thlr. 
11835 

Tkir. 
6287*/« 

119164  Vis 

216933«/is 

923047« 

55697'/« 

21717 

t79l"/ii 

206564"/,5 

2524941/ift 

2856d9Vs 

l57660»/,5 

534999>/s 

65946</s^ 

e77273'/,5 

i;134519% 

651959*/j5 

715475% 

568551'/» 

7M26Vii 

J 
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Die  bisherigen  Oeldergebnisse  der  Grundsteuer  sind : 

Qetmmmt»  Qildhetram           .   . 

*        mahl  mul  Pfennig  *J****"* 

rf#r  Steuer-  Akgah,  pon  ^f^VP      „  .     ^             »  .      ^ 

•inkeiten  jeder  SUuer-  »•«  ^•*«*     noherirmg.     .  Remertrmg. 

ftr  jede»  einheit.  ^'fT' 

der  Jahre.  Tklr,  Kenr.       ""**"• 

1844/5  .     .     48,641488     135748  9  1,221736  1,150971 

1846/8  .     .     48,641500     162138  8  1,297107  1,211342 

1849—51  .     49,567000     16523^4  9  1,487110  1,405250 

Zuschlag  für  1849  1  )  «^.«^^  «....^ 

,         ,    1850/1  2I  *'"^*  ^«««^^ 

Sollle  die  Abgabe  (wie  das  unter  den  jetzigen  Verhält- 
nissen kaum  zu  vermeiden  seyn  wird)  10  Pfennig  von  der 
Steuereinheit'  bleiben ,  so  hat  die  Grundsteuer  Vs  aller  Ein- 
nahmen zu  liefern;  für  den  Rechnungsabschnitt  1849/51  be- 
trägt ihr  Antheil  sogar  22%.  Die  ordentlichen  Gewinnungs- 
kosten belaufen  sich  auf  5,5%  der  Roheinnahme;  sie  sind 
für  jedes  der  Jahre  1846/8  wie  folgt  einzeln  angegeben: 

1.  Erlasse,  Erstattungen,  Ausfälle 10000  Thir. 

2.  Entschädigung  dem  Hause  Schönburg    .     .    15865    „ 

3.  Verwaltungskosten   bei   den   Bezirkssteuer- 
Einnahmen  u.  s.  w 35000    n 

4.  Einnehmer-Gebühren  bei  den  Ober-Steuer- 
einnahmen  25000    n 

Zusammen    85865  ThIr. 

2.    Cnotrbt  -  un^  {Ifrfoiiat  •  Sttutm, 

Die  in  den  allen  Erblanden  fast  ein  Jahrhundert  lang 
bestandene  Personensteucr  kommt  zuerst  auf  dem  Landtage 
von  1746  vor  und  war  eine  von  Stand,  Titel,  Bedienung, 
Rang  und  Gewerbe  abhängig  gemachte  Abgabe,  welche  im 
Verlaufe  der  Zeil,  namentlich  in  den  Jahren  1763  und  1767, 
vielfache  Abänderungen  erfuhr.  Ihr  Reinertrag  wurde  im  Jahre 
1831  zu  146000  ThIr.,  im  Etat  für  1834/6  zu  151744  ThIr. 
(Rohertrag  156391)  angegeben.  In  der  Oberlausitz  kommt 
ein  Personensteuer  -  Aequivalent  vor,  dessen  Reinertrag  im 
Durchschnittsjahr  1834/6  :  2160  ThIr.  war. 

Ein  Gesetz  vom  22.  November  1834  (welches  Ergänzun- 
gen erfahren  hat  unter  dem  25.  November  1835,  14.  Dezem- 

80  ♦ 
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ber  1837  und  6.  Dezember  1838)  veränderte  diese  Verhält- 
nisse gänzlich,  durch  Einfuhrung  einer  neuen  allgemeinen  Gewer- 
be- und  Personalsteuer,  welche  folgende  Ergebnisse  gehabt  hat : 

Rohertrag,    Reinertrag- 
1837/9 —  35^000 

1840/2     432828  400324 

1843/5     424520  393777 

(Z.  vergl.  die  Statist.  Nachrichten  aus  'den  Gewerbe-  und  Per- 
sonal-Steuer-Katastern von  1836  und  1837,  in  den  Mitthell, 
des  Statist.  Ver.  Lief.  VIII.  S.  34.) 

Schon  im  Jahre  1845  führten  die  Mängel  dieses  Systems 
zu  einer  neuen  Gesetzgebung  (Gesetz  vom  24.  Dezember  1845 
mit  Vollzugverordnung  von  demselben  Tage;  z.  v.  die  Verfu- 
gungen vom  25.  May  und  10.  November  1849),  deren  Gegen- 
stand  der  Gewerbebetrieb,  das  persönliche  Einkommen,  der 
steuerpflichtige  Rang  und  das  steuerpflichtige  Prädikat  war; 
während  der  allgemeine  Maassstab  der  Besteuerung  durch 
den  Umfang  dei*  Brsteren  und  die  Abstufung  der  Letzteren 
gebildet  wurde.  Der  Reinertrag  der  Steuer  nach  dieser  Um- 
gestaltung, wurde  fiir  ein  Durchschnitlsjahr  von  1846/8  zu 
320000  Thlr.,  von  1849  -  blzu  400000  Thir.  (Roheinnahme 
450666  Thlr.,  also  Gewinnungskosten  11,24%  und  Antheil 
am  Gesammtbetrage  dei^  Einnahtnen  5,26%)  berechnet« 

Auch  hierbei  blieb  es  nur  kurze  Zeit,  denn  die  Ereig- 
nisse des  März  1848  veranlassten  die  Regierung,  im  Anfange 
des  Jahrs  1849  den  Ständen  einen  Gesetzentwurf  über  Er- 
gänzung u.  s.  w.  der  Gewerbe-  und  Personalsteuer  vorzule- 
gen, der  zwar  während  jener  Versammlung  nicht  zur  Erledi- 
gung kam,  jedoch  bei  den  neuen  Kammern  am  26.  Novem- 
ber 1849  wiederum  eingebracht  wurde.  Aus  den  Erläute- 
rungen zu  diesem  Gesetzesentwurfe  und  aus  dem  (in  der  25. 
öifentl  Sitzung  am  1.  Februar  1850,  Mittheil.  S.  504)  darüber 
erstatteten  Ausschuss-Berichte  ist  über  Yeranlassimg  und  Zweck 
der  vorgeschlagenen  Veränderungen  Folgendes  zu  entnehmen. 

Da  die  Regierung  die  Ueberzeugung  gewonnen  hatte  ^  dass  die  seit 
dem  Jahre  1835  eingefiUirte  und  mittelst  Gesetzes  vom  TA,  Dezember  1845 
veränderte  und  ergänzte  Gewerbe-  und  Personalsteuer  den  gerechten  An- 
aprüchen  auf  eine  angemessene  flerbeizichuug  der  StaatsangehSrigen  sa 
den  OlfenUiohen  Laatea  immer  noch  nicht  allenthalben  GenOge  leiste  j  wo 
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kaa  «mioluit  aflerdlngg  ancli  in  Erwägung^  ob  niclit  4ie  gedachte  Steuer 
rbUig  aufzuheben  and  durch  eine  neue  Staatsabgabe  2a  ersetzen  sei. 

Eingedenk  des  Grundsatzes  al>er,  das«  im  Allgeneinen^  wo  lu  Brrei«- 
dning  einea  and  desselben  Zweckes  zwei  gleich  wirksaue  Hltt^  ango- 
wendet  mrerden  köinen  y  das  einfachere  unter  ihnen  den  Vorzog  rerdiene« 
and  dass  daher,  wenn  mit  Beibehaltung  and  Yerbesaerang  dner  Iwstehen« 
den  Steoer  den  gtatellten  Anfbrderungen  ebenftüls  entsprochen  werden 
ktam,  dieser  Maassregel  ror  den  grossen  Schwierigkeiten  der  EinfOhrang 
jeder  neaen  Steuer  der  Vorzug  zu  geben  sein  werde;  in  Betracht  ferner» 
dass  eine  bestehende  Abgabe,  wie  jede  gewohnte ,  durch  die  Zeit  bereits 
mdir  oder  minder  ausgeglichene  Last,  -leichter  getragen  wird,  als  efaie 
neoe,  and  bei  ihr  die  verhaltnissmässig  stärkere  Belastong  in  der  Regel 
weniger  drilckend  wird,  als  eine  neue  Auflage,  auch  wenn  man  l>ei  letz« 
terer  von  irgend  einem  rationalen  Grundsatze  aaszogehen  sadit;  in  der^ 
ans  sorgf&ltiger  PrQfüng  entsprungenen  Ueberzeugong  endlich,  das  es 
mSglich  sei ,  die  erstrebte  gleiche  Vertheilung  der  Staatslasten  und  die 
gleichzeitig  durch*  die  gesteigerten  StaatsbedOrftaisse  erforderte  Erhöhung 
ihres  Ertrags  joiittelst  einer  gründlichen  Reform  und  Ergänzung  der  Ge- 
werl>e-  nnd  Personalsteaer  zu  erreichen,  —  hat  man  schon  damals  dieser 
blossen  Reform  vor  der  EinfÜhrang  einer  neuen  Staatsabgabe  den  Vorzug 
einräumen  zu  müssen  geglaubt* 

Dieselbe  Ansicht  hatten  auch  die  zum  ausserordentlichen  Landtage 
▼om  Jahre  1848  versammelten  Stände  insofern  getheilt,  als  auch  sie  sich 
SU  dem  Antrage  vereinigten,  es  möchte  für  den  Fall  neuer  unvorherge- 
sehener Bedürfnisse  der  Staatscasse  die  Deckung  dersdben  ferner  nur 
durch  eine  ausserordentliche,  wenn  auch  etwas  modlAcirte  Erhebang  von 
Grund -^  Gewerlie-  und  Personalsteaem  beschafft  werden. 

Fasat  man  die  Vortheile  znsammen,  deren  Erreiehong  die  Einkorn« 
BMnateaer  verbürgen  soll,  so  bestehen  solche  darin,  dass  alle  Arten  dea 
Erwerbs  nnd  Einkommens  nicht  nor  Überall,  wo  sie  vorkommen,  sondern 
wmdk  in  efaiem  solchen  Maasse  beitragspflichtig  gemacht  werden  müssen, 
welches  den  dagegen  Seiten  des  Staates  gewährten  Vortheilen  entepridit. 
Hat  non  die  Gewerbe-  und  Personalsteaer  bisher  allerdings  sdioo  hin- 
sichtlich einer  grossen  Zahl  der  Steaerpflichttgen  —  namentlieh  hinsicht- 
lich der  Gapitalisten,  wie  der  Besoldeten  und  Gewerbtreibenden ,  inaofera 
sie  nkht  Oapitalzlnsen  bezogen  —  jenen  Zweck,  obgleich  mit  Zagnmdle^ 
gong  eines  beschränkten  Maasstabes  zu  erreichen  gestrebt;  so  kannte  ihr 
dieas  dock  Insofern  nicht  vollständig  gelingen,  als  sie  hierbei  sehr  we- 
sentliche Ausnahmen,  insbesondere  die  BeAreiung  der  Capitalzinsen  neben 
dem  Gewerbe,  der  Besoldung  etc.  zuliess.  So  viel  aber  st^t  fest,  dass 
bei  völliger  Beseitigung  jener  Aasnahmen  and  sonach  bei  völlig  gleich- 
massiger  Beiziehung  aller  Einibhmeqaellen,^  wie  mit  Annahme  einea  er- 
höhten nnd  nfoht  beaduränkten  Maassstabes,  wie  sie  Seiten  der  Regiernog 
beabsichtigt  wird,  die  Gewerbe-  und  Personalsteuer  der  Einkommensteaer 
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in  Bezog  auf  den  oben  beriUirten  Geslehtspunct  fernerhin  kMim  uidMtelwn 
wird. 

Wenn  dagegen  niclitsdestowenlger  cwisdien  der  Einkomneneteoer  und 
der  Qewerbe-  und  Personaleteaer  nocli  wesenüiclie  Versöhiedenheiten  be- 
stehen; 80  möchte  eine  Vergleichung  beider  Steneigattangen  kaom  son 
Nachtheil  der  letztem  aoascUagen. 

Ist  zonfichet  das  Streben  1>eider  gleichmassig  nach  Ermittelang  der 
Stenerfcraft  bei  jedem  Staatsangehörigen  gerichtet;  so  weichen  die  von 
ihnen  hierza  eingeschlagenen  Wege  doch  insofern  von  einander  ab,  als  die 
Einkommensteuer  den  Ertrag  jeder  Einkommenquelle  nach  Zahleagröasen 
dargethan.  zu  sehen  verlangty  an  welche  sie  ihren  llaassstab  anlegen  wül, 
die  Gewerbe-  und  Personalsteuer  dagegen  äosserlich  erkennbare  Merk-, 
male  zu  HiUfe  nimmt^  von  weldien  zurück  sie  selbst  den  Schluss  auf  die 
Erwerbs  -  und  BestenerungsIShigkeit  sieht. 

Nun  scheint  der  erstere  Weg  auf  den  ersten  Anblick  aOerdlngs  zu 
einem  bestimmteren  und  so  zu  sagen  mathematischeren  Ergebnisse  su  Ähren , 
als  der  letstere;  die  Seiten  der  Regierung  zeidier  gemachten  Wahrneh- 
mungen haben  4iess  jedoch  keineswegs  bestätigt« 

Bereits  in  den  von  ihr  zu  dem  Gesetzentwurfe  fiber  die  Erhebung 
einer  ausserordentiichen  Einkommensteuer  gegebenen  Erläuterungen  (Landt,- 
Acten  V.  J«  1848,  I.  Abth.  S.  134)  hat  dieselbe  die  Erwartung  ausge- 
sprochen ,  dass  ihr  durch  jene  ausserordentliche  Steueranlegung  Erfahrun- 
gen zu  Theil  werden  würden,  welche  fOr  die  fernere  Gestaltung  des 
Steuerwesens  Ton  wesentlichem  Nutzen  sein  d&rften;  und  diese  Erwar- 
tung hat  sie  nicht  getauscht. 

Vielmehr  ist  sie  sich  hierbei  ein  ToDständiges  Urtheil  darfiber  zu 
bilden  im  Stande  gewesen,  dass ,  wenn  die  Einkomnfensteuer  ein  Zurflck- 
lUhren  jeder  Einnahmequelle  auf  bestimmte  SKahlengrflssen  und  somit  er- 
heischt, dass  jeder  Steuerpfllditige  sich  «mächst  selbst  bewusst  werde, 
auf  wie  hoch  sich,  eigentlich  sein  jährliches  reines  Ebikommen  bdaufe,  die 
Beldimng  desselben  Aber  den  Begriff  dieses  Einkommens,  wollte  man 
dieselbe  auch  durch  noch  so  ausfQhrliche  Anweisungen  Tcrrachen,  und 
wfirden  diese  letzteren  Seiten  der  Betheiiigten  auch  wirklich  der  nOthigen 
Achtsamkeit  gewürdigt,  dennoch  auf  so  erhebliche  Schwierigkeiten  stöast, 
dass  hieraus  efaierseits  nicht  nur  die  auflkllendsten  Irrtiittmer  für  die  Un- 
terlagen der  Besteuerung  herTorgehen  müssen,  sondern  auch  andererseits 
die  so  nahe  liegende  Möglichkeit  des  Irrthums  von  einem  nicht  geringen 
TheUe  der  Sohätzungspflichtigen  zu  absichtlich  falschen  Angaben  benutzt 
wird. 

Zu  dem  Allen  kommt  aber  noch,  dass  hierbei  der  individuellen  Auf- 
Dusung  der  Abschätzenden  selbst  ein  sehr  weiter  Spielraum  gegeben  wer- 
den muss,  und  dass  daher  auch  die  in  gntem  Glaaben  gegebenen  Unter- 
lagen der  Sohätsung  einer  schwankenden  und  unsichem  Beurtheilung  onter- 
liegou 
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iBdem  ingfigw  die  Gewerbe  -  und  Perionabtever  den  Absehitseiideil 
die  Benutzong  äuaserlicli  erkennbarer  Merkmale ,  an  denen  es  nameatlieb 
bei  der  Beurüieilani:  der  bei  weitem  mehraten  C^ewerbasweige  keineawega 
feUt,  an  die  Hand  giebt,  gewftbrt  aie  denaelben  die  nSÜiigen  StOts-  nnd 
Bicbtpunete  ihrea  UrUieila,  und  wirklicb  hat  dieErfidinug  bestätigt,  daaa 
selbst,  wo 9  wie  bei  der  Einkommensteaer  ^  eine  vSUig  freie  Sohätsiug 
ia  dtt*  Natar  der  Steuer  begrOodet  war  j  siob  dennoch  dl^enigen  Aus- 
sch&sse,  welche  mit  GrBndliohkeit  an  Werke  gingen  ^  jene  Stütapunete 
freiwillig  anfliuchten. 

Ein  frmerer  wesentlicher  Unterschied  zwischen  der  Einkommensteuer 
and  der  Gewerbe-  und  Personalstener  besteht  darin,  dass  wfthrend  entere 
•  das  verschiedenartige  Einkommen  des  Steuerpflichtigen  auf  Eine,  den 
scUiessUehen  Gegenstand  der  Absch&taung  und  Besteuerung  bildende 
Summe  aurilckfOhren  soll,  die  Gewerbe-  und  Personalsteoer  die  In  dieser 
Gesammtheit  liegenden  einzelnen  Quellen  des  Erwerbes  auffasst  nnd  ge- 
sondert prOft  und  abschfttzt.  Lfisst  sich  nun  im  Allgemeinen  das  Ver- 
flihren  der  Eiakommenstener  insofern  nur  billigen^  als  es  sich  zuletzt  eben 
darum  handelt,  dass  die  Beitragsfllhigkeit  jedes  Staatsangehörigen  in  seiner 
Gesammtheit  erkannt  werde;  so  gehen  dennoch  gerade  ans  diesem  Ver- 
Itehren  sehr  erhebliche  IrrthQmer  und  UnzutrSglichkeiten  hervor. 

Gerade  der  Umstand,  dass  die  Gewerbe-  und  Personalstener  die  ver- 
schiedenen Bestandtheile  des  Einkommens  als  Gewerbsgewinn,  Renten, 
Dienstbezug  etc.  einzeln  und  ihrer  Natur  entsprechend,  ins  Auge  IHsst, 
macht  es  den  Abschätzenden  möglich,  diese  einzelnen  BestandtheUe  sich 
leichter  zn  vergegenwärtigen  nnd  sie  klarer  zu  erkennen.  Wie  aber 
hierdurch  einerseits  die  Abschätzung  erleichtert  und  somit  die  Gewähr 
ihrer  Richtigkeit  erhöht  wird,  so  ist  durch  jene  Zerlegung  des  Einkom- 
mens in  seine  einzelnen  Bestandtheile  zugleich  auch  die  Möglichkeit  ge- 
boten, diejea^  mit  einer  derartigen  Steuer  verbundene  Maaasregeli  welche 
sich  des  Beilküls  der  Einzelnen  am  wenigsten  erfreut,  die  eigene  Darle- 
gung eines  Einkommens  nämlich,  auf  diejenigen  Fälle  zu  beschränken,  lOr 
welche  sie  als  unerlAsslich  aich  darstellt ,  namentlich  aber  die  Gewerbe 
—  bei  welchen  sie  ohnehin  am  schwierigsten  und  deshalb  unsichersten  ist  — 
damit  au  verschonen,  die  Schätzung  des  letztem  hierbei  der  Abschätsungs- 
behörde  da,  wo  nöthig,  unter  Mitwirkung  von  Gewerbsgenossen ,  au  Ober- 
lassen und  die  eigene  Deciaration  auf  das  Einkommen  von  Renten  und 
dergleichen  zu  beschränken.  Niemand  wird  aber  eine  nachtheilige  Ein- 
wirkung auf  seinen  Geschäftscredit  aus  der  amtlichen  Feststellung  eines 
höhern  oder  niedrigeren  Steuerbeitrags  besorgen,  dem  dagegen  aus  der. 
Nothwendigkeit  einer  eigenen  Angabe  ober  das  reine  Einkommen  seines 
gewerblichen  Unternehmens  jene  Besorgniss  allerdings  erwuchs  ^ 

Der  vorstehenden  allgemeinen  Vergleichung  zwischen  der  Einkommen- 
steuer und  der  Ciewerbe-  und  Personalstener  mnss,  inwlefrm  man  hierbei 
insbesondere  die  im  Laufe  des  vorigen  Jahres  in  Sachsen  erhobene  ausser- 
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ordertikfca  KfnlrwnuMieuor  im  Ang«  bebttt,  bocIi  liiiiiag«f%t  wvrien, 
dMs  «in«  flokhe  Straer,  aollte  ile  snr  ordentlidiai  Staatsabfabe  erboboa 
werden^  elae  von  jener  weeenüicb  abwerbende  Gestalt  annebmen  mOsste, 
OBd  daca  aladaim  namentlieb  die  damals  ffir  atattbaft  eracbtete  Befreiung 
aller  y  ain  Einkommen  ron  nidit  über  200  Tlilr.  besitzenden  Staatsaa- 
gebMgen  in  dieser  Weise  niobt  weiter  Platz  ergreif»  könnte.  Hieraas 
ergiäbe  sich,  dass,  wena  damals  die  SBabl  der  Steoerpfliebtigen  sidi  auf 
rnigefttr  60000  beüefB,  die  Zabl  derselben  sieb  bei  einer  ordenlUeben 
Einkommenstener  auf  mebre  Hunderttausende  steigern  wfirde.  Es  l>edarf 
aber  keiner  weiteren  AasfQhruag,  in  welcbem  Maasse  sieb  aneb  biemacb 
der  mit  der  frlUiem  Abscbätsung  verknüpft  gewesene  Zeit-  und  Kosten- 
aufwand)  wie  die  Sehwierigkeit  des  Seblitzungageachifits  steigern  mdsste, 
während  der  Aufwand  bei  der  Catasterauflitellung  für  die  Gewerbe-  und 
Personalsteiier  ein  in  der  Tbat  massiger,  wie  er  es  bisher  aebon  war, 
bleiben  wfirde. 

liisst  sich  endlieh  dalOr,  dass die  Gewerbe«-  nnd  Peraonalstener  seboa 
bisher  sieh  mannichfheh  vervollkommnet  und  ausgebildet  hat,  sehon  die 
^aftiebe  aber  gewiehtige  Thatsacbe  anführen,  dass  sieb  die  Reclamattonea 
bei  solcher  nach  und  nach  auf  eine  verUUtatesmftssig  geringe  Zahl  ver- 
mindert haben,  und  bat  sich  die  Regierung  sagen  mOssea,  dass  ihr  fir 
eine  zei^emässe  Befbrm  der  Gewerbe-  und  Persoaalatener  eine  langjährige 
Erfhhrong  zur  Seite  steht,  während,  wie  schon  erwähnt,  fUr  erstere  die 
bei  der  ausserordentlichen  Einkommensteuer  gesammelten  reichen  Erfah- 
rungen auch  keineswegs  verloren  sind,  so  hat  die  Regierung  nach 
Li^e  der  Sache  sich  zu  der  Ansicht  bestimmt  finden  müisen,  dass  das 
Ziel  einer  gleichen  Vertheiinag  der  directen  persünlicben  Abgaben  in  Sach- 
sen zur  Zeit  am  aweckmässigsten  auf  dem  bereits  gezeigten  Wege  au 
erreidKB  sein  werde«  — 

Der  Untarschied  der  bisher  geltenden  Bestimmangen  von 
den  hier  voi^esdilagenen  besteht  hm  Wesentlichen  in  folgen- 
den Punkten: 

1.  Es  wird  durch  die  Vorlage  die  Zabl  der  Ermässigungen 
und  Befreiungen  von  der  Gewerbe-  und  Personalsteuer 
auf  die  unabweislichen  Fälle  beschränkt: 

%  es  wird  an  die  Stelle  des  früheren  Grundsatzes:  islets 
nur  die  hauptsächlichste  steuerbare  Eigenschaft  der  ver- 
schiedenen Steuerobjekte  zu  treffen,  der  andere  substi- 
tuirt :  das  Einkommen  nach  seinen  verschiedenen  Quellen 
einzeln  zu  verfolgen  und  zur  Beitragspflidit  herbeizuziehen. 
Namentlich  in  Folge  des  letzten  Griukdsatzes  ist 

3.  das  landwirüisebaftliche  Gewerbe,  insoweit  -es  als  von 
der  Grundsteuer  verschont  geblieben  angesehen  werden 
kann,  und 
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i.  das  Einköomien  von  Zinsen ,  Renten  und  aus  ähnlichen 

Quellen  nicht  blos  wie  zeitber  da»  wo  es  das  alleinige 

Einkommen  bildete,  sondern  überall,   wo  es  sich  findet 

und  mehr  als  W  Thlr.  beträgt»  zur  Mitleidenheit  gezogen, 

letztere  aber 

5.  nach  einem  besondem,  ebenfoils  veränderten  TariÜB  nor- 

mirt  worden,  welcher,  wie  der  für  Gehalte  bestimmte, 

einen  bis  zu  einer  bestimmten  Grenze  wachsenden,  also 

progressiven  Prozentsatz,    der  um  Vt  bis  V»  grösser  ist» 

als  der  Tür  Gehalte  festgestellte  Prozentsatz. 

Der  eigentliche  Schwerpunkt    der   ganzen  Veränderung 

liegt  in  der  unter  Punkt  i  angegebenen  Herbeiziehung  des 

gesammten  Renten-  und  Zinseneinkommens,  indem  man  sich 

den  zeitherigen  und  namentlich  den  bei  der  ausserordentlichen 

Einkommensteuer  gemachten  Erfahrungen  zufolge  hiervon  allein 

eine  jährliche  Hehreinnahme  von  mindestens  70000  Tblr.  vor* 

sprechen  zu  können  glaubt.  — 

Gerade  in  dieser  Herbeiziehung  erblidct  aber  der  Aus- 
schuss  eine  wesendiche  Annäherung  an  das  Prinzip  der  pro- 
gressiven Einkommensteuer,  welches  derselbe  in  seiner  Majo- 
rität für  so  weit  durchgeführt  eraditet,  als  es  ohne  Angabe 
der  unserer  ganzen  Besteuerung  überhaupt  zu  Grunde  liegen^ 
den  Prinzipien  für  jetzt  möglich  ist,  ohne  deshalb  in  Abrede 
stellen  zu  wollen,  dass  sich  in  Folge  der  nach  Einführung  der 
vorliegenden  Abänderungen  zu  madienden  Erfahrungen  viel» 
leicht  Momente  zu  noch  weiterer  Verfolgung  des  vorliegenden 
Prinzips  oder  zu  weiter  gehenden  Verbesserungen  des  Gewerbe« 
und  Personalsteuergesetzes  vielleicht  ergeben  können. 

Der  künftige  Reinertrag  ist  auf  472000  Thlr.  geschätzt. 
Die  Barathungen  über  diesen  Gegenstand  in  H.  Kammer  fan- 
den vom  1.  bis  9.  Februar  1850  Statt;  das  Gesetz  über  die 
Ergänzung  und  Abänderung  der  Personal-  und  Gewerbe- 
Steuer,  ist  unter  dem  93.  April  1850  eriassen,  mit  Ausführungs- 
Verordnung  von  demselben  Tage.  Auch  hinsichtlich  der  Ge- 
werbe- und  Perscmal-Steuem  ist,  zur  Deckung  der  erhöhten 
Bedürfnisse,  für  1849—51  ein  ZuBchlag  im  Budget  beantragt, 
der  eine  Roheinnahme  von  386000  Thlr.  und  einen  Reiner« 
trag  von  349334  Thh*.  liefern  soll,   und  durch  Gesetz  vom 
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I.Febroar  18i0  verfügt  Sehr  wahrscbeinlidi  wird  mandieke 
aosserordenüichen  Hälfen  aach  später  nicht  entbehren  können 
(Ealb  nidit  etwa  enhebliche  Ausgabevenninderangen  eintreten) 
und  dann  würden  die  direkien  Steuern  fast  32  Vo  aller  Staats- 
einnahmen aasmachen  and  aaf  den  Kopf  der  Bevölkerong 
dorchschniUlich  1,30  Thir.  kommen.  Man  sieht  hieraos,  dass 
es  nicht  ohne  Gefahr  (ur  die  Zahlangspflichtigen  bt,  wenn 
man  darch  derartige  direkte  Abgaben  ein  leichtes  Mittel  zar 
Deckang  aussergewöhnlicher  Staalsbedürfiiisse  erlangt.  Man 
muss  dann  einen  Trost  darim  finden ,  wenn  sie  mindestens  ge-- 
redd  sind,  d.  h.  wenn  dadurch  aHe  Steaer/äkt^en  mit  ange- 
messenen Beiträgen  herangezogen  werden. 

Schon  in  den  Jahren  1745  bis  1748  finden  wir  in  Sachsen 
eine  Einkommensteuer,  welche  jedoch  damals  als  zweckwidrig 
aufgehoben  and  durch  die  oben  erwähnte  Personenstener  er- 
seist wurde.  Bei  Gelegenheit  der  Steuerreform  im  Jahre  1833 
kam  auch  dieses  System  der  Abgaben  wider  zur  Sprache,  jedoch 
ohne  Erfolg.  In  einer  damals  erschienenen  Flugschrift  (Lucius, 
Plan  zur  Einführung  einer  Steuer)  wurde  die  Zahl  der  Steuer- 
pfiditigen  auf  S62500,  deren  gesammter  Bohgewinn  auf  70 
Mill.  Thlr.  und  der  Steuertrag  zu  3  Mill.  Thlr.  berechnet  In 
den  Ereignissen  des  März  1848  fand  die  Regierung  Veran- 
lassung zu  dem  Entschhisse,  die  erhöhten  Staatsbedärfnisse 
durch  eine  ausserordentliche  Einkommensteuer  zu  decken.  Die 
daröber  vorliegenden  Aktensttidce  sind:  eine  Verordnung  vom 
27.  April  1848,  die  Abschätzungen  für  eine  ausserordentl,  Ein- 
kommensteuer betreffend,  mit  Ausrdhrungs- Verfügung  von  dem- 
selben Tage;  ein  Dekret  an  die  Stände  vom  25.  May  1848 
mit  Gesetzentwurf  über  die  Erhebung  einer  ausserordentlichen 
Erokommensteuer;  ein  ferneres  Dekret  vom  l.July  1848,  den 
Antrag,  auf  Ermächtigung  enthaltend  vorläufig  (und  in  Erwar- 
tung des  Zustandekommens  des  Gesetzes)  1%  Przt.  des  sich 
ergebenden  Steuerkapitals  zu  erheben;  zwei  am  14.  und  27. 
Jdy  1848  und  gleichfalls  zwei  unter  dem  20.  Oktober  und 
3.  November  1848  über  diese  Dekrete  erstattete  Deputations- 
Berichte;  eine  Königliche  Verordnung  vom  12.  August  1848, 
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wodorch  die  Erhebung  einer  aosserordenUicben  Einkomroen- 
slener  am  28.  August  d.  J.  angeordnet  wird ;  eine  zustimmende 
ständische  Erklärung  vom  18.  August  1848;  ein  Dekret  an 
die  Stände  vom  12.  September  1848,  die  Statt  gehabten  Ab- 
schätzungen betreffend,  woraus  beispielsweise  sich  ergiebt, 
dass  das  der  Steuer  unterliegende  Gesammteinkommen  auf 
27,700000  Thir.  sich  belauft,  das  Steuerkapital  38,000000  Thir. 
und  lVft%  Steuer  etwa  V»  Million  betragen;  eine  ständisdie 
Erwiederung  hierauf  vom  14.Novbr.  1848,  die  Königl.  Verordnung 
vom  1 5.  Nvbr.  1848 ,  wonach  ein  fernerer  Termin  der  Einkommen- 
steuer nicht  erhoben  werden  soll;  endlich  der  Landtagsabsohied 
für  die  ausserordentl  Ständeversammlung  vom  17«  Novbr.  1848. 
(Gegenschrift:  Die  Einkommensteuer  in  Sachsen,  Leipzig  1848 
Arnold).  Aus  welchen  Gründen  die  Regierung  von  der  Einkommen- 
steuer wider  abgegangen  bt,  wurde  bereits  bei  der  Personensteuer 
dargelegt,  weshalb  ich  nur  noch  einige  statistische  Angaben 
mache,  die  von  den  Regierungsmitgliedern  bei  Gelegenheit  der 
Verhandlung  (Seite  358  und  511)  mifgetheilt  sind.  Von  600000 
Steuerpflichtigen,  deren  380000  zur  Gewerbe*  und  Personal- 
Steuer  beitragen  (350000  unter  und  bis  zu  V/^  Thir.  Steuer) 
haben  nur  etwa  55000  ein  Einkommen  über  200  Thir.  Der 
Durchschnittssatz  von  der  ordentlichen  Grund-,  Personal-  und 
Gewerbe-Steuer  zusammen,  ist  ziemlich  genau  l,7Vo  des  Ein- 
kommens; dieses  würde  also  auch  der  geringste  Durchschntits* 
satz  für  eine  Einkommensteuer  seyn  müssen,  welche  jene 
Steuern  ersetzen  sollte.  Dagegen  zahlen  jetzt  die  Aermera, 
diejenigen  Handwerker  und  Tagarbeiter,  die  nur  ein  geringe 
Einkommen  beziehen,  nur  einige  Groschen  vom  Hundert  Nur 
beim  Ersätze  der  bisherigen  direkten  Steuern  durch  eine  pro- 
portionale Einkommensteuer, '  würden  die  Grundbesitzer  um 
das  4yiofache  weniger,  statt  je  100  nur  21;  die  geringer  Be- 
soldeten bis  zu  2400  Thir.  hinauf  mehr  als  bisher ;  die  höher 
Besoldeten  weniger  als  bisher;  die  ärmeren  Klassen  aber  be- 
reits drei-  bis  sechsmal  soviel  und  noch  mehr,  als  zeiUier; 
dagegen  die  reichsten  Kapilalisten,  welche  schon  nach  den 
bisherigen  Vorschriften  2  %  nnd  künftig  mehr  zu  entrich- 
ten haben,  noch  weniger  als  zeither,  zu  zahlen  haben. 
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ee)    btdirekie  Abgabe». 
Die  iiMiirekien  Abgaben  des  Königreichs  Sachsen  bestehen 
ans: 

1.  dem  Grenzzolle  von  ein-»  aus-  nnd  durchgehenden  Waa- 
ren  und  der  Uebergangsstener  von  gewissen  aus  einem 
ZoHveretnsstaat  in  den  andern  übei^henden  eigenen  Er* 
Zeugnissen,  wie  diese  Abgaben  von  den  zum  deutschen 
Zollvereine  gehörenden  Staaten  festgesetzt  sind; 

d.  dem  Elbzolle, 

S.  der  Branntweinsteuer  von  inländischem  Branntwein,  welche 
von  Sachsen,  Preussen  und  den  Thüringischen  Staaten 
für  gemeinschaftliche  Rechnung  erhoben  wird^ 

4«  der  Bier-Mahsteuer  von  inländischem  Biere; 

5.  der  Weinsteuer  von  inländischem  Weine; 

6.  der  Tabakssteuer  von  inländischen  Tabaksblättem  ; 

7.  der  Runkehiibenzuckersteuer,  sämmllich  in  Gemässheit 
der  mit  den  Zoll  Vereinsstaaten  hierüber  abgeschlossenen 
Verträge ; 

8.  der  Schlachtsteuer  und 

9.  der  Stempelsteuer. 

Für  den  Grenz  *  und  Elbzoll ,  die  Branntwein  • ,  Bier  - , 
Wein-,  Tabak-,  Schlacht-,  Rübenzucker-  und  Uebergangs- 
Steuer  bildet  die  Zoll"  und  Steuerdbrektion  zu  Dresden  in 
aUen  dahin  einschlagenden  Verwaltungs-  und  Strafsachen  — 
und,  soviel  die  letzteren  betriA,  zugleich  für  das  fiskalische 
Chausseegeld,  die  Stempelsteuer  und  die  Salzregie  —  die 
einzige  kollegialische  Mittelbehörde,  welche  demnächst  über 
die  Tür  jene  Abgabenbranchen  angestellten  Beamten  die 
Dienst-  und  Disciplinaraufsicht  führt  An  ihren  Berathun- 
gen  soweit  solche  die  Verwaltung  der  auf  Verträgen  mit 
andern  Staaten  beruhenden  Abgabenzweige  betreffen,  ninraii 
vertragsmässig  ein  Bevollroächtigter  des  Zollvereins  Theil. 
Ein  Vereinsbevollmächtigter  der  königlich  Sächsischen  Re- 
gierung befindet  sich  zu  Magdeburg.  Zu  Leitung  der  Ver^ 
waltung  der  indirekten  Abgaben  in  Leipzig  und  dessen  Be- 
zirke ist  von  dem  Finanzministerium  ein  besonderer  von  letz- 
terem unmittelbar  abhängiger  Kommissar  daselbst  bestellt. 
Zur  Leitung  und  Prüfung  des  Rechnongswerks  bei  den  Uirer 


VerwaUung  überwiesenen  Abgabenzweigen  bt  der  Zoll-  und 
Stenerdirektion  eine  besondere  Recbnungsexpeditkm  beigege- 
ben. Das  Rechnungswesen  beim  Chausseegeld  ist  der  Kontrolle 
der  ersten  Finanz-Rechnungsexpedition  vorbehalten.  — 

Für  die  Bekleidungs-  und  Bewaffnongsan^Iegenheiten 
der  Grenz-  und  Steueraufsioht  b^tehl  ein  besonderes  Wkih- 
Schafts '  Depot f  welches  auch  die  Kassenangelegenbeiten  des 
Zoll-  und  Steuerstraffonds  zu  besorgen  hat  In  Bezug  auf 
den  Geschäftskreis  der  Zoll-  und  SteuerdirektioQ  ist  das  ge- 
sammte  Königreich  in  1 5  Bezirke  getheill  und  jedem  derselben 
ein  HauptzoU'  oder  ein  Hauptsteueramt  vorgesetzt,  je  nach^ 
dem  dasselbe  an  der  Zollgrenze  gelegen  ist  und  zugleioh  eine 
Abfertigungsstelle  Air  den  unmittelbaren  Grenzübergang  ab- 
giebt  (Hauptzollamt)  oder  nur  die  einer  Abferligungsstelle  im 
Binnenlande  zukommenden  Befugnisse  auszuüben  hat  (Haupt- 
steoeramt). 

Die  Organisation  der  Verwaltungs-Beliörden  für  die  in- 
direkten Staatsabgaben  geschah  durch  Verordnung  vom 
10.  Dezember  1833;  ein  Strafgesetz  für  Vergehungen  gegen 
Vorschriften  über  diese  Abgaben  ist  vom  21.  Dezember  1S33; 
das  Untersuchungs  -  Verfahren  ist  durch  Gesetz  vom  27.  De- 
zember 1833  geregelt,  mit  Erläuterungen,  Abänderungen 
und  Zusätzen  vom  14.  Dezember  1837;  ein  Gesetz  vom 
6.  Dezember  1834  enthält  verschiedene  Bestimmungen  wegen 
der  Befreiungen  von  indirekten  Abgaben. 

1.  0rrn3  -  jlb0abni. 

Eine  Abgabe  aus  älterer  Zeit',  die  Grenzaccise  von  aus«- 
ländischen  Waaren  in  den  Erblandeif,  wurde  durch  Mandat 
vom  23.  MärzlB22  und  Generale  vom  17.  Juny  d.  J.  (Gesetz- 
sammlung von  1823  Nr.  24)  geregelt.  In  der  Oberlausitz  be- 
stand als  ähnliche  Abgabe  der  Zoll,  dessen  Ordnung  durch 
Mandat  vom  23.  März  1822  und  General-Reskript  vom  9.  July 
1^22,  erfolgte.  Beide  Landestheile  behandelten  sich  gegen- 
seitig als  Au^nd  bis.  zum  Mandat  vom  15..  April  1826;  den 
SohöfÜMirgschen  Rezessherrschaften  aber  wurde  eine  günsti- 
g^e  Behandlung  erst  durch  General-Reskript  vom  2.  April 
1828  zu  TheiL 
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Die  Sächsische  Regierung  schloss  sidi  den  Kasseler  Ver- 
trägen vom  24.  und  29.  September  1828  (Bekanntmachung 
vom  17.  Januar  1829)  an,  welche  den  ausgesprochenen  Zweck 
hatten,  die  Handelsfreiheil  zu  fördern,  deren  eigentliche  Ab- 
ächi  aber  war,  der  Ausbreitung  des  preussischen  Zollvereins 
entgegen  zu  wirken.  Beim  Königreich  Hannover  war  aus- 
führlich davon  die  Rede.  Der  Plan  misslang  bekanntlich  und, 
ungeachtet  vieler  Hindernisse,  welche  von  mehreren  Seiten 
in  den  Weg  gelegt  wurden,  schloss  mit  dem  1.  Januar  1834 
auch  Sachsen  dem  Zollvereine  sich  an.  Die  auf  diese  Ver- 
bindung bezQglichen  Aktenstücke  finden  sich  in  der  amtlichen 
Ausgabe  der  Vorträge  und  Verhandlungen  über  den  deutschen 
Zollverein,  Berlin  1845,  Bd.  I  Seite  112  bis  155  und  Seite 
436  bis  466. 

Sonstige  zu  erwähnende  Aktenstäcke  sind:  der  Vertrag 
über  die  Verlängerung^  des  Zollvereins  bis  Ende  1853  vom 
8.  May  1841;  das  allgemeine  Niederlage-Regulaliv  vom  1.  De- 
zember 1841;  die  Verordnung  wegen  der  Uebergangsabgaben 
vom  27.  Dezember  1841.  Ein  für  die  genaue  Kenntniss  dieser 
Verhältnisse  nützliches  Buch  ist  das:  Handbuch  zur  Kenntniss 
der  Zollverfassung  und  Zollverwaltung  im  Königreich  Sachsen 
vom  Ober-Zollinspektor  von  Nostiz,  Leipzig  1841. 

Die  CMdergelmisse  der  Grenzabgaben  zeigt  nachstehende 
Uebersicht 

1.  Grenzaccise  und  Leipziger  Han- 
delsabgabe :  Roherfrag    Reiner  trag 

1831    .... 300900        239000 

1832/3     286950        237876 

2.  Grenzzoll,  Bier,  Branntwein-,  Ta- 
bak-, V^'ein-Steuer  1834/6       .    .  —         1,312330 

3.  Grenzzoll ,  Elbzoll ,  Bier  - ,  Brannt- 
wein-, Schlacht-,  Wein -,  Tabak - 
Steuer,  Uebergangsabgabe : 

1837/9 -  1,589570 

1840/'2 2,663565  1,978089 

1843/5  . 2.695420  2,097362 

1846/8 2,494970  1,840000 

1849/51 2,585082  1,923249 
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Diese  Summe  bildet  25,30  Vo  aller  Einnahmen  und  er- 
fordert als  Gewinnungskosten  25,60  Vo  des  Robertrages. 

Der  Ertrag  des  Gremzolb,  (einschliesslich  der  Bausch- 
summen für  die  Zollverwaltung)  nach  den  Rechnungen  von 
1840/2  und  nach  dem  Voranschlage  für  1849  bis  1851,  ist 
wie  folgt  gewesen. 

1840 1,322129 

1841 1,353077 

1842     .. 1,422180 

1849/51 1,569000 

Nachdem  bereits  in  der  Wiener  Kongress-Akte  vom 
9.  Juny  1815  die  allgemeinen  Grundsätze  ausgesprochen 
waren,  nach  welchen  die  SchiffTahrt  auf  den  Strömen  geord- 
net werden  sollte,  haben  diejenigen  Staaten  deren  Gebiet  die 
Elbe  in  ihrem  schiffbaren  Laufe  trennt  oder  durchströmt,  unter 
dem  23.  Juny  1821  eine  s.  g.  ElbschiffTahrs-Akte  abgeschlos- 
sen; deren  Wirksamkeit  mit  dem  1.  März  1822  begann.  Er- 
gänzende Bestimmungen  dazu  sind  vom  18*  September  1824; 
eine  s.  g.  ElbschiSfahrts-Additional-Akte  wurde  am  13.  April 
1844  abgeschlossen.  Die  Gesetzgebung  über  die  Elbe  und 
die  ElbschiSfahrt  ist  bei  Hannover  im  Zusammenhange  dar- 
gestellt. —  Der  Rohertvag  des  Eibzolls  sächsischen  Antheib 
war  im  Jahre 

Geldbe-  rvovan  an  An^ 

trag  m  haUschen  EWzöU 

Tnlr.  len  zu  erstatten 

Kaur.  waren 

1840 26887  13879 

1841       28027  10015 

1842  .•...•     27291  11417 

wonach   der  eigentliche  Ertrag  zwichen  15  und  16000  Thlr, 
bleibt. 

Diese  Fabrikationssteuer  von  inländischem,  aus  gemalztem 
oder  ungematztem  Getreide  gefertigten  Bier,  wird,  nach  im 
Wesentlichen  übereinstimmender  Gesetzgebung,  im  König- 
reiche Sachsen,  in  Preussen  (sammt  den  bei  Theilung  der 
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ZolleiDkiiofte  so  Preossen  geredmelen  Gebieten  und  Gebiets- 
tbeilen),  in  den  Staaten  des  thüringischen  Vereins  und  in 
Braunschweig  erhoben.  Die  Eiiiebung  erfolgt  nach  dem  Roh- 
gewichte des  zu  verwendenden  Brauschrotes  in  Preussen  und 
Sachsen  mit  IIH/»  Sgn  fiir  1  Zollzentner,  in  Thüringen  mit 
19  ^.  5  Pt  Tür  1  Zollzentner»  als  mittlerer  Steuersatz  der 
in  den  einzelnen  Staaten  des  Tbqringischen  Vereins  bestehen- 
den abweichenden  Steuersätze.  üeberj^ang$abgabe,  die  in 
Preussen  u.  s.  w.  mit  Luxemburg,  Sachsen,  Thüringen  und 
Braunschweig  von  dem  aus  andern  Zollvereinsiändem  ein- 
gehenden Biere  nach  dem  Satze  von  7Vio  Sgr.  für  1  Zoll- 
zentner erhoben  wird.  — 

Jeder  Brauerei-Besitzer  hat  seine  Betriebsräume  und  Be- 
triebsgeräthe  (gleichwie  der  Brennereibesitzer)  anzumelden. 
Vor  dem  B^nn  des  Braugeschäfts  ist  eine  Betriebserklärung 
dem  Bezirkssteueramte  einzureichen.  Die  deklarirten  Räume 
und  Geräthe  stehen  unter  fortwährender  amtlicher  Aufeicht 
und  werden  häufig  nachgesehen.  In  der  Regd  ist  das  zu 
verwendende  Malzschrot  in  Gegenwart  eines  Steuerbeamten 
zu  verwiegen  und  einzumaischen.  Hat  sich  kein  Beamter  ein- 
gefunden, so  ist  der  Brauende  befugt,  die  Verwiegung  und 
Einmaischung  vorzunehmen,  doch  muss  er  der  Regel  nach 
einen  Zeugen  zuziehen,  welcher  den  Befund  in  die  Deklaration 
einträgt.  Die  Menge  des  gezogenen  Biers  unterliegt  ebenfalls 
der  Kontrolle.  —  Uebrigens  können  die  Brauerei -Inhaber 
unter  gewissen  Bedingungen  fixirt  werden,  welcbenfalls  die 
Kontrolle  in  obiger  Weise  aurhört.  — 

Gesetz  vom  4.  Dezember  1833  mit  Vollzug  -  Verordnung 
von  demselben  Tage. 

Der  Rohertrag  dieser  Steuer  ist  Air  das  Königreich  Sach- 
sen gewesen  im  Jahre: 

1840  :    218505  Thir.   1 

1841  :    242051     »      /  Davon  Ausgleicbungs-Ab- 

1842  :     255333     „       |       gäbe  13  —  1400  Thlr. 
1844/6:    240782    «       )  für  ein  Durchschnitts  -  Jahr. 
1849  —  51  ist  die  Roheinnahme  zu   223794  Thlr.,    die 

Reineinnahme  zu  166498  Thlr.  veranschagt;  die  Gewinnungs- 
kosten betragen  also  25,60%. 
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Einige  statistische  Angaben  des  Finanzdireklor  von  Flo- 
tow  sind: 

Im  Jahre  1843  bestanden  im  Königreiche  Sachsen  898  Bierbrauereien 
davon  befinden  sich  aber  im  Betriebe  nur  765,  nämlich:  181  in  Städten 
und  603  auf  dem  Lande.  In  diesen  Brauereien  wurden  verwendet  338569 
Ztr.  Braumalz  oder  ungefShr  321640  Scheflel  Gerste,  und  daraus  gewon- 
nen 1,464156  Eimer  Bier.  Es  berechnen  sich  also  auf  die  Geviertmeile 
2,8  Bierbrauereien.  Auf  jede  Brauerei  kommen  2239  Einwohner  oder 
Konsumenten,  ein  Verbrauch  von  431 '/^  Zentner  Braumaterial,  und  ein 
Gewinn  von  1 865^4  Eimer  Bier,  oder  pr.  Zentner  Material  4>31  Eimer  Bier, 

Darf  man  annehmen ,  dass  das  gebraute  Bier  auch  im  Lande  ver- 
braucht werde  (es  wird  auch  noch  auslandisches  Bier  eingebracht),  so  kom- 
men im  Jahre  1843  auf  den  Kopf  59,97  Kannen  Bier,  im  Durchschnitte 
der  4  Jahre  1840—1843  aber  63,68  Kannen  per  Kopf.  (Im  Jahre  1836 
berechnete  man  per  Kopf  68,8  Kannen  Bier  und  auf  jeden  Erwachsenen 
(Ober  14  Jahre)  102,52  Kannen.)  —  Seit  1834^  wo  die  neue  Biermalz- 
and  Branntweinsteuer  eingeführt  worden,  hat  sich  zwar  die  Zahl  der 
thiitigen  Bierbrauereien  von  772  bis  auf  785  (also  um  13)  vermehrt ^  der 
Materialverbrauch  hat  sich  aber  von  881741  Ztrn.  auf  338569  Ztr.,  also 
um  43172  Ztr.  vermindert.  —  Allerdings  mOgen  die  geringe  Ernte  des 
Jahres  1842  und  deren  Folgen,  sowie  andere  Conjunkturen  auf  die  ge- 
ringe Bierkonsum tion  des  Jahres  1843  von  Einfluss  gewesen  seyn.  Ja 
es  scheint  sich  derselbe  auch  noch  auf  das  Jahr  1844  ausgedehnt  zu  ha- 
ben. In  diesem  Jahre  waren  789  Bierbrauereien  Im  Gange  ^  welche  nur 
298086  Ztr«  Mala  verarbeiteten« 

Aehnliche  Nachrichten  für  die  Jahre  1836/8  stehen  in  den 
Mittb.  des  Statist.  Ver.  IX,  24  und  XIV,  58. 

4.    UrannliorittllfUfri  einr^lirflid)  hrr  JiU00lri4un05  -  Jih0obf • 

Die  Fabrikations-Steuer  von  inländischem  Brann^lwein  wird, 
nach  übereinslimnoender  Gesetzgebung  (Gesetz  vom  4.  De- 
zember 1833  mit  Vollzugverordnung  von  demselben  Tage 
Verordnungen  vom  30.  July  1838,  8.  Oktober  1838  nnd  27.  De- 
zember 1841)  und  mit  Gemeinschafllichkeit  der  Einnahme 
(seit  1.  Januar  1834)  erhoben:  im  Königr.  Sachsen,  in  Preus- 
sen  (sammt  den  bei  der  Theilung  der  Zolleinkünfie  zu  Preus- 
sen  gerechneten  Gebieten  und  Gebictstheilen)  und  in  den  Staa- 
ten des  Thüringischen  Vereins.    Diese  Steuer  ist  veranlagt: 

a.  bei  mehligen  Stoffen  nach  dem  Rauminhalte  der  Maisch- 
gefasse  (Maischbottichsteuer), 

Btdfoi  FUAas«8utiMik.  8i 
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b.  bei  nicht  mehligen  Stoffen  nach  deren  Menge,  und  zwar 
in  beiden  Fällen  mit  Rückjsicht  auf  die  Ertragsfahigkeit, 
welche  dem  zu  verarbeitenden  Material  von  Natur  eigen 
und  durch  technische  Behandlung  abzugewinnen  ist. 
Der  allgemeine  Steuersatz  belra^^t  IVis  Sgr.  für  1  Preus- 
sisches  Quart  Branntwein  zu  50»  Tralles  oder  3  Thir.  SVa  Sgr. 
vom  preussischen  Eimer,  und  wird  gegenwärtig  wie  folgt  er- 
hoben : 

a.  für  mehlige  Stoffe  mit  2  Sgr.  für  je  20  Quart  Maisch- 
raum (landwirthschaftliche  Brennereien,  die  nur  vom 
1.  November  bis  16.  May  aus  selbstgewonnenen  mehli- 
gen Stoffen  Branntwein  fabriziren,  und  dabei  nicht  mehr 
als  900  Quart  Bottichraum  bemaischen,  die  also  nur,  zu 
Erhaltung  des  Viehbestandes  mittels  der  Schlempe,  im 
Winter  brennen,  zahlen  blos  Ve); 

b.  für  nicht  mehlige  Stoffe  8  Sgr.  für  jeden  Eimer  Trauben, 
oder  Obstwein,  Weinhefen  oder  Steinobst,  4  Sgr.  für 
jeden  Eimer  eingestampfter  Weintreber,  Kernobst,  Tre- 
ber  von  Kernobst  und  Beeren  fruchten. 

üebergangsabgabe  vom  vereinsländischem  Branntwein,  wel- 
cher aus  andern  Zoll  Vereinsstaaten,  ausser  Preussen  etc.  mit 
Luxemburg,  Sachsen,  Thüringen  und  Braunschweig  herrührt 
Dieselbe  wird  in  den  letztgenannten  Staaten  mit  6  Thir.  für 
die  Ohm  von  2  Eimer  bei  ftO  o  Tralles  erhoben.^ 

Der  Rohertrag  war  im  Jahre  wozu  Preussen 

beigeiragen  hai 

1842  :   509851  ThIr 206578 

1843  :   476129  „    255706 

1844  :   502776  ^    211402 

1844/6:      454180    „       Nach  dem  Voranschlag  für 
1849—51:  404904     ^     und   rein  301241;    also   25,60  «/o 

Gewinnungskosten.  Für  1849 — 51  ist  ein  Zuschlag  beantragt, 
dessen  Reineinnahme  man  auf  jährlich  98140  ThIr.  berechnet 
Sachsens  Antheil  an  der  Uebergangssteuer  ist  nur  etwa 
200  ThIr. 

Nach  einer  Mittheilung  des  Finanzdirektor  von  Fiotow 
waren  im  Jahre  1843  im  Königreiche  Sachsen  956  Brannt- 
weinbrennereien im  Gange, 
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namliok  136  in  Städten  und  820  auf  dem  Lande.  Bavon  verarbeiten 
332  bauptsäehiick  Getreide^  die  übrigen  aber  Kartoffeln»  und  zwar:  9545 
Scheffel  Weizen,  42653  Scheffel  Hoggen,  39781  Scheffel  Gerste^  198  Schef- 
fel Mengegetreide  ^  368872  Scheffel  Kartoffeln,  und  gewannen  daraus 
104707,8  Eimer  Branntwein.  Es  ergiebt  sich  hiernach,  dass  auf  die 
3 Meile  3,5  Branntweinbrennereien  kommen,  auf  1838  Einwohner  eine, 
welche  durchschnittlich  109,5  Eimer  ftebrizirt.  Auf  den  Kopf  wurden 
8,071  Kannen  Branntwein  konsnmirt^  oder  richtiger  gesagt  prodnzirt^  Im 
Durchschnitte  mehrerer  Jahre  4,29  Kannen. 

Der  geringere  Betrieb  der  Branntweinbrennereien  in  diesem  Jahre 
war  noch  eine  Folge  der  Einwirkung  des  Jahrs  1842  und  fand  besonders 
bei  der  Kartoffeibrennerei  statt,  welche  wenig  Ober  die  H&lfte  der  in  den 
ArAhereu  Jahren  verbrauchten  Kartoffeln  verwenden  konnte.  Im  Jahre 
1844  hat  die  Branntweinbrennerei  bereits  wieder  die  gewdlmliohe  HOhe 
erreicht« 

Es  wurden  3111  Scheffel  Weizen,  25223  Scheffel  Roggen,  63983 
Scheffel  Gerste^  312  Scheffel  Gemenge,  626779  Scheffel  Kartoffeln  aa 
Branntwein  verarbeitet  und  4,013  Kannen  auf  den  Kopf  berechnet. 

Die  Zahl  der  Branntweinbrennereien  hat  seit  dem  Jahre  1834  (in  wel- 
chem die  neue  Branntweinsteuer  eingeführt  wurde)  um  530  Brennerelen 
abgenommen;  der  Verbrauch  an  Material  aber  tst  sich  ziemlich  gleich  ge- 
blieben; die  Verwendung  des  Getreides  hat  etwas  ab-,  die  der  Kartoffeln 
aber  etwas  zugenommen.  Ganz  dasselbe  findet  in  der  preuss.  Provinz 
Sachsen  statt,  doch  scheint  die  Quantität  noch  mehr  abgenommen  zu  haben. 

Für  1836/8  sind  zu  vergl.  Mitlb.  des  statisU  Yen  IX,  W 
und  XIV,  53, 

5.    Wtitillttttr. 

Im  Königr.  Sachsen^  mit  Preussen,  Kürbissen,  Thürin- 
gen und  Braunschweig  besteht  eine  Weinsteuer,  welche  bei 
der  Erzeugung  festgestellt  wird  und  zwar  nach  der  Menge 
des  gewonnenen  Mostes,  mit  einem  Abzug  von  15  %  Tur 
Hefe,  Zchrung  u.  s.  w.  Der  Steuersatz  richtet  sich  nach  der 
Beschaffenheit  der  Weinkulluren,  die  —  nach  Maassgabe  der, 
von  ihrer  Lage  und  Beschaffenheit  abhängigen,  grösseren  oder 
geringeren  Güte  des  Weinerzeugnisses  —  in  Steuerklassen  ein- 
gelheilt  sind.  In  Preussen  und  Thüringen  tritt  am  1.  May 
und  am  1.  November  jeden  Jahrs  die  Verbindlichkeit  zur  Ver- 
steuerung desjenigen  Weins  ein,  welcher  bis  zu  jedem  dieser 
Termine  verzehrt,  oder  aus  der  Gemeinde,  in  deren  Steuer- 
register derselbe  eingetragen  steht,  weggebracht  worden  ist. 

81* 
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In  Sachsen  und  Kurhessen  bleibt,  wenn  der  Wein  nicht 
früher  an  Andere  verkauft  oder  abgeliefert  wird,  die  Steuer 
bis  zum  1.  August  des  auf  die  Kelterung  folgenden  Jahres 
gestundet.  — 

In  Sachsen  bestehen  drei  Steuerklassen  und  sind  hier- 
nach zu  entrichten  für  die  preussische  Ohm: 

in  der  1.  Steuerklasse  (gute  Sorte)  25,5  Sgr. 
„     „    2.  „        (mittlere      «    )  20,4    ^ 

»    f»    3.  „        (schlechte   ^   )  15,3    ^ 

In  den  vorgenannten  Staaten  kann  in  den  Jahren,  in 
welchen  ungewöhnlich  schlechter  Wein  gekeltert  wird,  mit 
Genehmigung  des  Finanzministeriums  die  Steuer  bis  auf  drei 
Viertel  oder  selbst  bis  auf  die  Hälfte  ermässigt  werden. 

Von  den  aus  den  übrigen  Staaten  des  Zoll -Vereins  nach 
diesen  Ländern  übergehenden  Weinen  wird  eine  üeöergangs^ 
abgäbe  nach  einem,  ohne  Rücksicht  auf  die  Qualität  des  Weins, 
vereinbarten  gleichen  Satze  von  25  Sgr.  pro  Ztr.  erhoben.  — 
Gesetz  vom  4.  Dezember  1833  und  Verordnung  vom  23.  Sep- 
tember 1834;  auch  Gesetz  vom  31.  May  1834. 

Die  versteuerte  Menge  inländischen  Wqins  und  die  davon 

erhobene  Steuer  war: 

Pr.  Ohm.      Tklr.  Kour. 

1843 10049  5423 

1844 1  1411  Wl 

1845 2225  1201 

1846  ........  11572  6245 

1847 14411  7777 

Anschlag  für  1849  — 51 ,   mit  der  Ausgleichungsabgabe  (etwa 
15000  Thir.)  roh  20563,  rein  15299  Thir. 

6.    Cabokflfurr. 

^  Die  im  Durchschnitt  mit  Tabak  bepflanzte  Fläche  beträgt 
200  preuss.  Morgen,  wovon  jährlich  800  Ztr.  Rohtabak  ge 
Wonnen  werden.  Dieser  Tabak  unterliegt  einer  Steuer,  wel- 
che, nach  der  Grösse  der  jährlich  bepflanzten  Fläche,  in 
4  Abstufungen  entrichtet  wird.  Sie  beträgt  jährlich  von  je 
6  preuss.  Q  R.  mit  Tabak  bepflanzten  Bodens  in  «der 
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Hon  Klasse  6  Sgr. 

Der  Erlrag  war  nach  dem  Durchschnitt  von 

1840/2:     351  Thir. 

1844/6:     430     „ 
Ausserdem  die  Uebergangi-'Xh^Qhe  mit  5—6000  ThIr.    Gesetz 
vom  4.  Dezember  1833  und  Verordnung  vom  5.  April  1834. 

7.    JRftbftutiAfr-^trurr. 

Nach  dem  Gesetze  vom  12.  July  1841  und  der  Verord- 
nung vom  29.  Juny  1844  ist  im  ganzen  Zollverein  eine  Steuer 
von  dem  aus  Rüben  erzeugten  Rohzucker  erhoben,  virelche 
vom  1.  September  1844/8  in  1  ThIr.  für  den  Zollzenlner  be- 
standen hat.  Demzufolge  wurden,  da  man  auf  20  Ztr.  Rü- 
ben 1  Ztr.  Rohzucker  rechnet,  IVs  Sbgr.  für  jeden  Zollzent- 
ner Zuckerrüben  erhoben.  Im  Durchschnitt  der  Jahre  vom 
1.  September  1844  bis  Ende  August  1847  war  der  Rohertrag 
der  Abgabe  232982  ThIr.,  wozu  das  Königreich  Sachsen  nur 
1326  ThIr.  beitrug,  jedoch  nach  dem  Bevölkerungsmaassstabe 
bei  der  Theilung  12168  ThIr.  erhielt. 

Vom  1.  September  1848  an  wurde  zwar  die  Sleuer  auf 
das  Doppelte,  also  auf  2  Thlr.  für  den  Zollztr.  Rohzucker  aus 
Rüben  gesetzt,  diese  Erhöhung  ist  jedoch,  wegen  der  auch 
im  Zollverein  bemerkbar  gewordenen  Formlosigkeit,  nicht  zur 
Anwendung  gekommen.  Eine  Verordnung  aber  vom  27.  Juny 
1850  bestimmt  für  den  dreijährigen  Abschnitt  vom  ,1.  Sep- 
tember 1850/3  das  wirkliche  Eintreten  der  Erhöhung  von 
3  Ngr.  für  jeden  Zollztr.  der  zur  Zuckerbereitung  besliramlen 
rohen  Rüben. 

8.    5d)lad)t|lrurnt. 

Unter  dem  Namen  FleUchsteuer  wurde  im  Jahre  1628 
eine  Abgabe  von  1  Pfennig  für  jedes  Pfund  Fleisch  ohne  Un- 
terschied eingeführt;  im  Jahre  1641  aber  das  Bankschlachten 
bis  anf  2  Pfennige  vom  Pfunde  erhöht.  Diese  erbländischen 
Fleischsteu{»rn  (Gesetz  vom   13.  July   1818),    welche  in  den 
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letzten  Jahren  ihres  Bestehens  eine  Reineinnahme  von  128000 
Thir.  lieferten,  wurden  in  eine  allgemeine  Schlachtsteuer  von 
Rindfleisch  und  Schweinefleisch  umgewandelt  durch  Gesetz 
vom  4.  Oktober  1834.  Eine  Vollzugs  -  Instruktion  und  eine 
Verordnung  vom  12.  September  1846  vervollständigten  dieses 
Gesetz,  während  eine  Verordnung  vom  29.  Oktober  1834  die 
Verbrauchsabgaben  von  vereinsländischem  im  Einzelnen  ein- 
gebrachten Fleischwerk  betrifft. 

Der  Tarif  der  Abgabe  war  bisher : 

a.  beim  Schlachten   zum   Verkauf  und   beim   Zusammen- 
schlachten : 

1.  Für  Ochsen  von  500  Pfd.  Zollgew. 

oder  mehr 4  Thlr.  20  Ngr. 

2.  für  Ochsen  von  400  bis  499  Pfd.  .  4    „  —    „ 

3.  für  Ochsen  von  weniger  als  400  Pfd.  2    „  20    „ 

4.  fiir  Zuchtstiere  und   Kühe  von  250 

Pfd.  oder  mehr 2    ^       —    „ 

5.  für  Kälber  und  junge  Stiere  unter 

250  Pfd 1     ^       10    „ 

6.  für  Schweine —    „       20    „ 

b.  beim  Schlachten  zum  Hausgebrauch : 

1.  für  Ochsen 2„       —     « 

2.  für  Znchlstiere,   Kühe,   Kälber  und 

junge  Stiere —    »       25     „ 

3.  für  Schweine 1„         5„ 

c.  für  1  Zentner  aus  andern  Vereinsstaa- 
ten im  Einzelnen  eingebrachten  Fleisch- 
werks   1„       —     « 

Uebersichten  des  bei  den  Schlachtsleuer- Einnahmen  an- 
gemeldeten und  versteuerten  Viehs  finden  sich  in  mehreren 
Heften  der  Millh.  des  statisl.  Vereins,  z.  B.  IX.  67  und  XIV. 
61.  Hiernach  werden  im  Köni|^r.  Sachsen  jährlich  durch- 
schnittlich 38,93  Pfd.  Flei.sch  und  zwar  ungefähr  15  Pfd.  Rind- 
fleisch, 17  Pfd.  Schweinefleisch,  4  Pfd.  Kalbfleisch,  2  Pfd. 
Schaffleisch  auf  den  Kopf  verbraucht.  Im  Jahre  1843  berech- 
nete man  28,78  Pfd.  Rind-  und  Schweinefleisch,  und  im 
J.  1844:  33  Pfd.  Rind-  und  Schweinefleisch  pr.  Kopf,  also 
mit  Hinzurechnung  des  Kalb-  und  Schaffleisches,  beziehend- 
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lieh  34,78  und  39,2  Pfd.  —  Der  stärkste  Verbrauch  an  Fleisch 
findet  in  Leipzig  statt.  Er  betrug  in  den  gedachten  beiden 
Jahren  an  Rind-  und  Schweinefleisch  82.31  Pfd.  und  76,2  Pfd. 
pr.  Kopfy  während  sich  in  Dresden  nur  60,60  Pfd.  und  56,9 
Pfd.  pr.  Kopf  ergeben.  Nach  diesen  beiden  Städten  findet 
auffallender  Weise  die  grösste  Fleischverzebrung  in  Meissen 
statt,  nämlich  58,20  und  53,8  Pfd.,  die  geringste  aber  in 
Schneeberg,  nämlich  15,99  und  18,3  Pfd.  pr.  Kopf. 

Die  Einnahme  von  der  SchlachUteuer  ist  gewesen  im 
Jahre 

1840  ...     387478 

1841  ...    293619    (Ermässigung  der  Steuer  seit 

Anfang  1841) 

1842  .     .     .     324754 

1844/6    .     .     .     284890. 

In  dem  Voranschlag  für  1849—51  ist  (wegen  Wiederauf- 
ziehung  der  Sätze  von»  kleinen  Schlachtvieh)  ein  Rohertrag 
von  321473  und  ein  Reineirag  von  239170  Thir.  angenom- 
men;  also  die  Gewinnungskosten  zu  25,60%.  Ausserdem 
ist,  durch  Dekret  der  Regierung  an  die  Sländeversammlung 
vom  15.  November  1849,  zur  Deckung  eines  Theils  der  aus- 
sergewöhnlichen  Staatsbedürfnisse,  ein  Zuschlag  zur  Schlacht- 
steuer mit  einem  zu  131944  ThIr.  berechneten  Reinertrage 
beantragt.  Das  Gesetz,  wodurch  die  Schlachtsteuer-Ermässi- 
gungen und  Befreiungen*  des  Gesetzes  vom  9.  Juny  1840 
grösstentheils  aufgehoben  werden,  auch  die  Verbrauchsab- 
gabe von  zollvereinsländischem  Fleischwerk  anderweit  fest- 
gestellt wird  (auf  iVs  Thlr.  für  1  Zollzlr.),  ist  vom  13.  Sep- 
tember 1850,  mit  Vollz.  Verordg.  vom  28.  September* 

Zu  verschiedenen  Zeilen  ist  in-  und  ausserhalb  der  Slände- 
versammlung diese  Abgabe  mit  bekannten  Gründen  angegrif- 
fen; allein  man  kann  ihren  Ertrag  nicht  entbehren  und  hat 
nicht  gewusst,  durch  eine  weniger  drückende  Steuer  sie  zu 
ersetzen. 

9.    5trntpri-5tfurr. 

Die  ersten  Spuren  des  Imposts  von  Siempelpapier  und 
Spielkarten  ßndet  man  schon  auf  dem  Landlage  von  1681/2; 
seit  dem  Jahre  1700  aber  wurde  diese  Steuer  ununterbrochen 
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bHhphallen  anf  die  Spielkarten  und  1704  auch  auf  die  Ka- 
lender ausgedehnt.  Nach  Inhalt  der  Gesetze  vom  t I.Januar 
und  12.  August  1819,  dem  Mandat  vom  4.  Septemher  1822 
und  der  Verordnung  vom  25.  Februar  1834  zerfallt  die  Stem- 
pelsteuer, je  nachdem  sie  von  mit  dem  landesherrlichen  Stem- 
pel bedruckten  Papiere,  von  Spielkarten  oder  von  Kalendern 
erhoben  wird,  in  die  Papier -,  Spielkarten  -  und  Kalender- 
Stempelsteuer.  Slempelpapier  muss  in  der  Regel  zu  allen  an 
öffentliche  Behörden  gerichteten  oder  von  denselben  aus- 
gefertigten Schriften  vcTwendei  werden  und  die  Umgehung 
der  Siempelsleuer  zieht  ausser  dem  Ersätze  des  einfachen 
Betrages  di»n  vierfachen  Bei  rag  des  zu  verwenden  gewesenen 
Stempels  als  Strafe  nach  sich.  Der  Karlenstempelsteuer  sind 
alle  in  dortigen  Landen  zum  Gebrauch  vorkommenden  in- 
und  ausländischen  Spielkarten  jeder  Art  unterworfen;  der 
Vertrieb  oder  Gebrauch  nicht-  gestempelter  Spielkarlen  hat 
ausser^  der  Konfiskalion  derselben  noch  eine  Geldstrafe  zur 
Folge,  welche  nach  Befinden  5,  20  und  selbst  50  Thir.  be- 
tragen kann.  Dasselbe  gilt  von  den  Kalendern  und  solchen 
Schrif:en,  welche  zugleich  einen  Kalender  enthalten.  —  Die 
BeStempelung  der  Spielkarten  und  der  Kalender  erfolgt  durch 
die  Bezirkssteuer-Eiunehmer,  wogegen  die  des  Papieres  durch 
die  Stemp»»l-Faktorie  zu  Dresden  vollzogen  wird. 

Ein  Dekret  an  die  Siändeversammlung  vom  15.  Novem- 
ber 1849  empfiehlt  einen  Zuschlag  zur  Stempelsteuer  für  die 
Jahre  1850/1  von  rein  61194  ThIr.  zur  Deckung  ausserge- 
wöhnlichor  Bedürfnisse.  Ausserdem  soll  eine  Erhöhung  des 
Spi«*lkarten-Stempels  und  die  Abschafl^ung  des  Kalenderstem- 

Cel-Imposls  eintreten.     Als  Geseiz  verkündet  am  13.  S(»plem- 
e»   1850;  jedoch  ist  der  Kalenders'empel  darin  nicht  aufge- 
hoben,   was  wahrlich  nicht  als  Verbp>serung  betrachtet  wer- 
den kann.      Die  Wiedereinfiihrung   eines  Zeilungs  •  und  Jotir- 
nal'Stempels  ist  einstweilen  vertagt. 
Die  Stempel  -  Abgabe  ertrug : 

Roheinnahme    Reineinnahme 

1831 —  104000 

1834/6      110182  104000 

1812    175751  169749 

1843    192176  186366 

1844   206346  195136 

Vom  Durchschnitts -Rohertrage  der  Jahre  1842/4  kommen 

auf  das  gewöhnliche  Stempelpnpier  166687,  auf  die  Reise- 
passstempel 1281,  auf  die  Spielkarten  16985,  auf  die  Kalen- 
der 6302  und  auf  Nebeneinnahmeri  170  ThIr. 

Der   Anschlag    fiir    1849  —  51    ist   in    der   Roheinnahme 
* 209533,  in  der  Reineinnahme  195333  ThIr.;  die  Gewinnungs- 
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kosten  betragen  also  6 J7  Vo  und  dieser  Posten  bildet  2,67  Vo 
aller  Einnahmen.  (Eine  alphabetische  Zusammenstellung  der 
diese  Abgabe  beireffenden  Vorschriften  hat  Radeberg  1850 
der  Justizamtmann  fiernhardi  herausgegeben.) 

G.   Staats  •  Ausgaben. 

H*  Im  JUlsemelnen« 

Nach  den  Berechnungen,  welche  die  Sächsische  Regie- 
rung im  Jahre  1831  den  Landständen  vorlegte  und  die  sie 
auf  die  Ergebnisse  der  Jahre  1824  bis  1830  stützte,  war  der 
Geldbetrag  der  einzelnen  Ausgabe- Abthoilungen  wie  folgt: 

Bezeichnung  der  Ausgabe.  l^rÄ?     Ä" 

1.  Zivilliste  oder  Hofetat  und  zwar: 

a.  an  Apanagen 203266  4,72 

b.  für  König!.  Haus-  und  Hofhal- 
tung         690238  16,22 

2.  Zum  Unterhalt  der  Zivillandesbe- 
hörden      .     . 335050  7,78 

3.  Für  die  auswärtigen  Angelegen- 
heiten     .       122830  2,85 

4.  Finanz-,  Justiz-  und  Polizei- Ver- 
waltung und  zwar: 

a.  Finanzverwaltung 81590  1,89 

b.  Justizverwaltung 53515  1,24 

c.  Polizeiverwaltung 66053  1,53 

5.  Für,  Erziehung,  Unterricht  und  Ar- 
menversorgung           64256  1,49 

6.  Auf  Beförderung  der  allgemeinen 
Wohlfahrt,  der  Wissenschaften, 
Künste  u.  s*  w.  und  zwar: 

a.  Für  Landwirthschafk,  Industrie 

und  Handel 99131  2,30 

0-     b.  Für  Bauten  an  Chausseen,  Stras- 
sen, Wegen,  Brücken,  Ufern    .  276284  6,41 

c.  Für  Wissenschaft  und  Kunst   .  58732  1,35 

7.  Militär-Etat 1,490954  34,58 

8.  Zivil-Pensions-Etat 170777  3.96 

9.  Kameral-Bauwesen 79030  1.83 

10.  Zinsen     und    Tilgungsfonds     der 
Kammer-Kredilkassen-Schulden  .       138497  3.23 

11.  Ausserordentlich  und  Insgemein  .         45570  1.06 

12.  Auf  die  Steuerärarien  angewiesene 
Landesbedürfnisse  ......       325962  7.56 

(nicht  zu  spezifiziren) ___^ 

Zusammen    4,310735       100,00 
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Fär  die  Finänzperioden  nach  Errichtung  der  Verfassungs- 
Urkunde,  finden  sich  folgende  Scblusssummen  für  die  elat- 
Diässigen  Ausgaben. 

1834/6  .     .    .     5,058673  Thlr.  Konv.-Münze 

1837/9  .     .     .     5,194874      ,»  „  „ 

1840/2  .     .     .     6,046550      „      Kour. 

1843/5  .     .     .     6.752198      „  „ 

1846/B  .     .     .     5,786059      «  ^ 

1849/51      .     .     7,463762      „  « 

Diese  jitisgabe'Vem9ehning  von  4,310735  Thaler  auf 
7,463762  Thlr.,  also  um  3.153027  Thlr.  binnen  20  Jahren  des 
Friedens,  ist  keinenfalls  eine  erfreuliche  Erscheinung.  Indessen 
rouss  doch  von  vorn  herein  zugestanden  werden,  dass  ein 
grosser  Theil  dieser  Vermehrung  lediglich  Folge  der  allmäh- 
ligen  Verbesserung  des  Rechnungswesens  ist;  wodurch  eine 
Menge  Posten  in  die  Rechnune  der  Haupt- Staatskasse  ge- 
bracht sind,  welche  auch  im  Jahre  1831  bereits  vorhanden 
waren  (wenn  auch  mit  geringeren  Beträgen) ,  damals  jedoch 
in  Nebenrechnungen  versteckt  blieben.  Welcher  Theil  der 
Vermehrung  der  Ausgaben  auf  diese  Ursache  zurückzuführen 
ist  und  weiche  VergrÖsserung  des  Ausgabe-Etats  aus  anderen 
Quellen  entspringt,  kann  am  zweckmassigsten  bei  den  ein- 
zelnen Kapiteln  dargelegt  werden.  In  der  von  Biisching  mit- 
getheilten  Staatsrecnnung  von  1770,  ist  die  Schlusssumme 
der  Ausgabe  6,414771  Thlr.,  was  auf  den  Kopf  der  damaligen 
Bevölkerung  des  Kurstaats  im  Durchschnitt  fast  4  Thaler  be- 
trägt; während  der  entsprechende  Durchschnitt  fUr  1834/6: 
3.17  Thlr.,  für  1849  —  51  3,95  Thlr-  ist.  Berücksichtigt  man, 
dass  im  Jahre  1770  eine  Menge  eigentlicher  Staatslasten  (z.B. 
für  das  Heer)  in  der  Staatskasse- Rechnung  noch  nicht  vor- 
kamen, und  dass  eine  bedeutende  Zahl  von  nutzbringenden 
Staatsanstalten,  woRir  eine  Ausgabe  im  Budget  steht,  damals 
noch  nicht  vorhanden  war;  so  stellt  sich  die  durchschnittliche 
Kopfsumme  der  Staalsausgabe  im  Jahre  1770  höher  als  achtzig 
Jahr  später.  Sachsen  halte  ferner  damals  fast  200000  Eini^ 
wohner  weniger  als  jetzt,  und  die  Belastung  war  auch  des- 
halb verhältnissmässig  höher  als  jetzt,  weil  das  Domanium 
und  die  indirekten  Abgaben  weniger  beilmgen  und  die  di- 
rekten Steuern  nur  auf  einem  Theile  der  Bevölkerung  ruhten. 
Dagegen  sind  allerdings  die  Gemeinde-  und  sonstigen  Lasten 
jetzt  höher  als  früher.  Als  Grundlage  der  folgenden  Erörte- 
rungen diene  die  vergleichende  Zusammenstellung  der  Siaats- 
auss:aben  nach  einem  Durchschnitt  der  Jahre  1834/6,  1840/2 
und  1849  bis  1851. 
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nach  einem  Durchschnitt  der  Jahre  1S34/8,  1840/2 

und  1849-51. 
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III. 
1. 

2. 


IV. 


A.  An  allgemeinen  StaatsbedOrftalssen. 
I.  Zam  Unterhalt  des  Königlichen  Hauses. 

1.  Zivilliste 

2.  Vorö hergehender  Zuschuss 

8        Fflr  die  KOnigin 

4.  Apanagen  n.  s«  w 

5.  Zum  Unterhalt  der  dem  Königlichen  Haaslldeikommis 
zugehörigen  Öffentlichen  Sammlungen  .    •    .    .    • 

Zusammen  I. 
n.      Zur  Verzinsung  und  Abzahlung  der  Staatsschuld. 

1.  Zinsenbedarf , 

2.  Zur  Tilgung 

3       Zur  Verzinsung  der  Haupt- Staatskasse-Schulden.    • 

4.  Zinsen  der  Sachsisch-Bayernschen  Eisenbahn-Aktien 
4>/,  Mili.  Thaler  ä  4  «/o 

5.  Auf  den  Staatskassen  ruhende  Jahresrenten  unablOs- 
licher  Kapitalien 

6.  Zur  Ablösung  der  dem  Domänen-Etat  nicht  angehO- 
rigen  Lasten  und  zu  Abftndungs  -  Zahlungen  bei 
Hechtsstreiten 

Zusammen  II. 
Landtagskosten. 

Wahl-  und  Einbenifüngs- Kosten,  siftndische  Diäten 
u.  s   w 

Zuschuss  zu  den  Kosten  der  Landtagsmitthellnng      . 

Zusammen  HI. 

Aufwand   in  allgemeinen  Hegierungs-   und  Verwal- 
tungs-Angelegenheiten  

und  f^r  Bauten  in  der  Gemäldegallerie 

Zusammen  IV 

Zusammen  A. 

B.  Gesammt-Hlinisterium  und  davon  abhangige  Behörden. 
I.       Gesammt-Miniflterlum  und  Staatsrath  nebst  Kauzlei  • 

II.  Geheime  Kabinets-Kanzlei 

III.  Ordens'Kanzlei 

IV.  Haupt-Staats-Archiv .    *    ! 

V.  Ober-Rechnongskammer     .......... 

VI.       Gesetz-  und  Verordnuogs-Blatt 

Zusammen  B. 
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trag  nach  dem  Durchschnitt  der  Jahre 
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BezeiekBiiBg 
%  u  9  %  a  b  €. 


Geldbe« 

Keovent.- 
Mse. 

1834/6 
Vomn- 


C. 
I. 

n. 

III. 

IV. 

V. 

1. 

%. 

VI. 

VII. 

vin« 

D. 

1. 
II. 
ni. 

IV. 

1. 

2. 
8. 
4. 
5. 

6. 

V. 
1. 
t. 
S. 

4. 
a. 
b. 

6. 

4. 

6. 

6« 

7. 

8. 
9. 


Departement  der  Justiz. 

Jastiz-Ministerium  nebst  Kanzlei  and  Sportei-Fiskalat 
Ober-AppelJationsgericht  nebst  Kanzlei  .    •    .     •    . 
Mittelgericbte  (Bezirks-Appellations-Gericbte  zu  Dres- 
den, Leipzig,  Zwlckaa  und  Badissin)  ..... 

Oberlauibitzer  Kreisamt 

Justizamts- Verwaltung. 

Durcb  Ueberwelsuog  der  Amtssporteln 

Zuscbusfl  zur  Deckung  des  Mebrbedarfli 

Untersucbnngs«  und  Vagabonden-Kosien .    •    .    •    • 

Ffir  das  Institut  der  Staatsanwaltschaft 

Für  aussergewObnlicbe  Ausgaben  und  Insgemein  .    . 


Zusammen  C. 
Departement  des  Innern. 

Ministerium  nebst  Kantlei 

Kreisdirektionen  nebst  Kansleien    .    , 

Amtsbauptmannsohaften     .    • «    • 

Zur  Beförderung  der  Künste  und  Gewerbe« 

Kunst-Akademie •    «    •    . 

Für  gewerbliche  Zwecke  und  Anstalten 

Laodbesohftlanstalt 

Für  Ablösungen  und  GemeinheitstheUungen  .... 
Zur  Unterstütsung  bei  Brand-  und  andern  Unglücks« 

lillen . 

Für  dea  technisohen  Kommissär  beim  Steinbrachwesen 


( 


Zusammen  IV. 
Allgemeine  Landespolizei. 

Die  Kommunalgarde *..••. 

Die  Gendarmerie ••..«.. 

Für  allgemeine  Versorgungs- Ansialten  (z.  ▼•  Nr.  7) 
FOr  medizinal-polizeUiche  Zwecke: 
Chirurgisch-medizinische  Akademie     ....... 

Für  Bezirks-^  Medizinal-  und  Veterin&r-Beamte  in- 
gleichen Beihülfen  für  Armenärzte « 

Zur  Entfernung  von  Epidemien  und  Viehseuchen .    • 
MM«  Ar  LebensrettuBg .    «    * 


Zusammen  4. 
Beiträge  zu  den  Lokal-Anstalten  ffif  Polizei  und  an- 
dere Ofentlicbe  Zwecke  • 

Beitri^  an  Privatanstalten  für  allgemeine  Landeszwecke 
Für  die  allgemeinen  Straf-  und  Versorgungs-Anstalten 


Beitrag  für  statistische  Zwecke     .    •    •    . 
Ausserordentliche  Ausgaben  und  Insgemein. 
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V. 


28440 
45075 

81185 
4600 

114834 
5118t 


10000 


335316 


115580 


20043 

28150 

15000 

7040 

2000 
250 


73383 

2830 
38800 
99134 

17846 

11595 

2500 

300 


3:^241 
39294 


5000 
»17200 


ZusaaSÖADT^I     406262 


-    1295    — 


m 


img  nach  dem  Durchschnitt  der  Jahre 
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theü 

aa   der 

End- 

•umne 

d«r  etat«- 

mlMigen 

Ausgaben. 
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E.       Departement  der  Finanzen, 

I.       Finanz -MinUterinm  nebst  Kanslei 

II.       Ober -Steuer -Kollegium 

III.  Zentral- Kassen- Verwaltung 

IV.  Finanz -Bachhalterei 

V.      Finanz -Recbnungs- Expedition  •..*.... 

VI.  Zu  recbtlicber  Vertbeidigung  der  llskaliscben  Ge- 
rechtsame    •    • 

VII.  Allgemeine  Ausgabe  nachbemerkter  Verwaltnngs- 
zweige. 

1.  FOr  die  Forsten 

2.  FOr  die  KammergOter  and  übrigen  Domfinen,  nament- 

lich auch  Kameral-Vermessungs-Anstalt  .    .    •    • 

3.  Fftr  das  Berg-  und  Hüttenwesen 

4.  Für  das  Flosswesen • 

5.  Für  die  StempelAüitorie 

6.  Für  die  Zoll-  and  Steuer-Direktion 

7.  Für  die  Grundsteuer- Verwaltung 

8.  Zu   allgemeinen  Ausgaben  in  Finanz  -  Angelegen- 

heiten   

9.  Münzverlost  bei  der  Umschmelzung  and  Ähnliche  Aos- 

gaben « 

10«      AassergewÜhnliche  Aa^;al»eii  and  Insgemein    .    .    . 

Zasammen  VII. 

VUL      Zuschnss  zum  Betriebe  einiger  mr  Zeit  nicht  renti- 
renden  Anstalten. 

1.  Zur  Porzellan-Mnnufkiktur 

2.  Zum  GrSdler  Kanal 

3.  Zum  Betriebe  eines  tiefen  Stolles  im  Freiberger  Berg- 
amtsrevier     ♦    .    .    . 

Zusammen  Vill. 

IX.      Für  gemeinnützige  Zwecke. 

1.  Für  die  Forstakademie  ond  das  landwirthschafüiche 
Institut  zu  Tharandt 

2.  Für  die  Bergakademie  and  die  Bergschulen     .    .    * 
3«  Heraasgabe  einer  petrographischen  Karte    .... 

4.  Zur  Unterstützung  des  Berg-  und  Hüttenwesens 

5.  Landrentenbank  -  Verwaltung 

6.  Unterstützungen  an  Privatanstalten  ^   Korporationen 
and  Individuen 

7.  Zar  AusfOhrong  des  neuen  Grondsteuersystems   ,    . 

Zasammen  IX. 
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ttng  nach  dem  Durchschnitt  der  Jahro 
ThIr.Koar.  I...-;?;.. 

1840/2      .;»•;», 

Bad. 

•uinine 

dar  et»u- 

nlssicen 

AutfaSen. 


Rechen- 
schafts -  Be- 
richt« 


Thlr«  Koor. 
1849/51 

Voranschlag. 


151955 


15425 


13500 

13918 

und  2937 

12834 

5504 
23772 
11729 

2735 

50000 
851 


137780 


9278 

10150 

1200 

104107 

14050 

691 
80180 


219656 


524816  I 
Bt4fM 


2,51 


0,26 


0,2a 

0,23 
0,05 
0,21 

0,09 
0,89 
0,19 

0,05 

0,83  I 
0,01 


2,28 


-- 


0.15 
0.17 
0,02 
1,72 
0,23 

0,01 
1,33 


8,68 
•SlAUfftlk. 


Pro- 
Seat -Aa- 
lheil 

an   4er 
Bad. 

•uBime 

Ider  «tate- 
BilMicea 
Au>t>bea«| 


Verirlefchanf  iDurchschaittt. 

_    B  «— ©    Oeldbetrafvoa 


der  Jahre 

1834/6 

und  1849/51 

inRth.  ohneBe 

rflcksichtigung 

der  MOnzsorte. 


1849/5f 

der  Beilftf» 

de«  Enriede- 

rangs-Sehrei- 

beae  der  altem 

Stiade  TOBi 

6.  April  1851 

eatBommea. 


157310 


13390 

13500 

14000 

14073 

6930 
23944 
13750 

8000 

7500 
5000 


60750 


60750 


10530 
10150 

94500 
19606 

140 


2,11 


0,18 


-r    7916 


0,18 
0,19  rr 


+ 


0,19 

0,09 
0,32 
0,18 

0,04 

0,10 
0,07 


+ 

+ 

+ 


101697  I   1,36 


0,81 


0,14 
0,14 

1,27 
0,26 

0,00 
-     I 


+ 
+ 

+ 
+ 


9790 

10390 

9031 

325 
1200 
6930 
6498 
7932 


-^    «400 

-^    2500 
•f-    1500 


-T-       19332 


9000 
2000 


0,81  I  +   60750 


+   49750 


1757 
118 

18820 
19606 

1160 


•3,63  I    134926  |   1,81  |  + 
46807$  I   6,27  |  -f. 


156510 


13390 

13500 

14000 

14073 

6930 
23944 
13750 

3000 

7500 
5000 


101697 


60750 


60750 


9830 
10150 

94500 
19606 

140 


33141  I   134226 

66433  I   466573 

69 


—    1298    - 


I 


r 


F. 

I. 

IL 
III. 
IV. 

V. 

VI. 

VII. 

VIII. 

IX. 

X* 

1. 

2. 


XI. 

XII. 
XIII. 
XIV. 

XV, 

XVI. 

xvu. 


XVUI 
XIX. 

XX, 

1. 

2; 


G. 
I. 

n. 
in. 


Bezeiehnnng 

aar 

31  u  0  ft  a  b  t. 


MilUär-  Departement. 

Kriegsministeriam  nebst  Kanzlei  and  Kriegszahlamt 

Militar-OberbehÖrden  und  Ac[jatantar 

Hatiptseof haus  und  Kriegskommiasariat  •    •    •    .    • 
Militär -Justizverwaltung  mit  Ausschluss  der  Regi- 
ments-Kriegsgerichte    •    «    •    •    • 

MQitar- Plankammer     •.••.•.•••• 

Medizinal -Anstalten 

Militär- Oberbauamt  .•• •••• 

Magazin  -  Verwaltung «••••• 

MUitär-Vorraths- Anstalt 

Verpflegung  der  Armee,  als: 

Besoldung,  Löhnung,  Quartier- u.  Hufbeschlag-Crelder 

Natural  -  Verpflegung  und  zwar: 

a.  Brodyerpflegung     ,    •    •    .    • • 

b.  Fourage- Verpflegung 


^  Znsammen  X« 

Zur  Bekleidung  und  übrigen  Ausrüstung  der  Armee 

mit  Ausschluss  der  Waffen    •    • 

Zur  Ergänzung  der  Armee    •    • •     . 

J&hrliche  Uebungen •    •    . 

Kasemirungs-  und  Einquartierungs-Aufwand  •    «    • 
Militar-Bildungs-Anstalten 

Militär-Strafanstalt 

^onds  zu  verschiedenen  NebenbedQrftaissen  (Mieth- 
zinsen,  Begräbnisskosten,  Feuerungs-  und  Beieuch- 
tungs  -  Aufnrand ,  Entschädigung  CQr  M'eggefallene 
Deputate  u.  s.  w}.     .     .    .    .     « 

Fonds  zu  den  früher  von  den  Unterthanen  gewährten 
Militär-Leistungen     •    .    • 

Ausserordentliche  und  zufällige  Ausgaben    .... 


Zusammen  für  den  Friedensetht 
Vorübergehende  aussergewohnliche  Ausgaben, 
Zu    Baukosten    und  Kompletirung   der  Waffen   und 

Munition 

Für  die  Verpflegung     • »    . 


Zusammen  XX. 


Zusammen  F. 

Departement  des  Kultus  und  Offen tlichen  Unterrichts. 

Ministerinm  nebst  Kauzlei •    •    • 

Konsistorium    ,..., 

Apostolisches  Vikariat  und  BehOrden  für  die  kathdiisch 
geistL  Gerichtsbarkelt  in  den  alten  Erblanden  .    • 


GelMa- 

KonveiiL- 
Mze. 

1834/6 
Voran- 
schlag. 


45200 
56525 
20903 


1804 

18819 

15814 

10880 

975 

521102 
180500 


701602 


136000 
36502 
15000 
19580 
43416 

5169 


16180 


86000 


1,180369 


6009 
59953 


65953 


1,246322 


20005 
14668 

5241 


1299    — 


Imi^  nach  dem  Darchschnitt  der  Jahre 


Tidr.  Kour. 

1840/2 
Rechen- 
SGkafts  -  Be- 
richt. 


Pro- 

sent-An- 

theU 

an   der 

Bn4- 

•umme 

der  eUts- 

misRifen 

Ausgaben. 


TUr.  Kour. 
1849/51 

Voranschlag. 


Pro- 

seal .  Ab- 

theil 

an   der 

Bnd- 

•umme 

der  etat*- 

mlaaixen 

Ausgaben. 


VerglelchuDg 
der  Jahre 
1834/6 
und  1849/51 
in  Rth.okne  Be- 
rücksichtigung 
der  Münzsorte. 


Durchechnitts- 
Geldbetrag  von 
1849/51. 
Der  Betlace 
des  Brwiede- 
rungs  -  Schrei- 
bens der  mlten 
*    Sünde  von 
S.April  1851 
entnommen. 


39546 
42946 
34664 

7586 

544 

20805 

20801 

8004 

2595 

503876 
2U767 


0;65 

0,71 
0,58 

0,13 
0,01 
0,34 
0,34 
0,13 
0,04 

8,31 
3,50 


40525 

0,54 

60442 

0,81 

37850 

0,51 

7828 

0,10 

544 

0,01 

25684 

0,34 

19688 

0,27 

9360 

0,12 

3598 

0,05 

704024 

9,43 

105034 

1,41 

213423 

2.86 

-r  4675 
+  8917 
+   16947 


+ 

e 

•f 

+ 

+ 
+ 


7828 
1260 
6865 
8874 
1520 
2623 

182922 


+   137957 


40525 
60442 
3785 

7828 

544 

25684 

19688 

9360 

3200 

698598 

105034 
209953 


715643 


158462 

38456 

15195 

109676 

21239 

nBd9380 

2336 


12034 

20175 
18809 


i;i98896 


6000 
57822 


11,84 


2,62 
0,64 
0,25 
1,81 
0,35 
0,16 
0,04 


0,20 

0,33 
0.31 


1,022481 


199351 

74773 

unter  Nr.  X.l 

223856 

20078 

und  9380 

2392 


18713 

45000 
20000 


13,70 


2,69 
1,00 

3,00 
0,27 
0.13 
0,03 


0,25 

0,61 
0,27 


+  320879 


+ 

+ 

+ 


+ 


63351 

38271 

15000 

204276 

13958 

2777 


+ 


2533 


+   45000 
-I-   16000 


21,48 


0,10 
0,96 


1,841543 


165000 


24,67 


2,21 


+   661174 


-f-    6000 
4-   105047 


1,218706 


199351 
64773 

223856 

20078 

nnd  9380 

2392 


16713 

45000 
20000 


1,820249 


225000 


63822 


1,362718 


23123 
2591 


4047 


1,06 


165000  I   2,21  I  +   99047  |    22.3000 


22,54 


0,38 
0,04 

0,07 


2,006543 

26,88 

20481 
2600 

0,28 
0,03 

3881 

0,05 

+  760221 


4-     476 
-^   12068 

-r    1860 


2,045240 


19981 
2600 

3881 


8» 
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IV. 

V. 

1. 

2. 
3. 
4. 
5. 


VI. 

VII. 

Vlll. 

IX. 

X. 

XI. 

XII. 


H. 
I. 

11. 
III. 
IV. 


h 

1. 

II. 

III. 

IV. 

V. 


K. 

I. 

11. 

111. 

IV. 

V. 
VI. 


Universität  za  Leij^zig 

Filr  die  evangelischen  Kirchen  und  Schulen  u.  zwar: 

Für  die  Kirchen 

FQr  die  Gelehrten -Schulen •    • 

Für  die  8  Schnllehrer-Seminarieu 

Für  die  Volksschulen   • «    .    • 

Für  Geistliche  und  Schullehrer  wegen  geschehener 
Ablösungen  .    «    •    »^    •    .    .    •    .    •    •    «    *     y 

Zusammen  V. 

Für  katholische  Kirchen^  Schulen  und  wohlthätige 
Anstalten 

Für  deutsch -katholische  Kircheugemeinden  .    .    .    . 

Für  die  Taubstummen  -  Anstalten    «.•...« 

Für  den  israelitischen  Kultus      ...•.••• 

Für  die  Zensur -Anstalten •    • 

(1840/2  s.  Ministerium  des  Innern) 

Zahlungen,  welche  auf  stiftungsmüssigen  Titeln  be- 
ruhen   ...•«. 

Zu  aussergewühnlichen  Ausgaben  .    .    .    »    «    *    « 

Zusammen  G, 

Departement  des  Auswärtigen 

Ministerium  nebst  Kanzlei      .•••••••• 

Unterhalt  der  (resandschnften 

Creaandschaftsspesen  und  Ausserordentliche  *    «    •    • 
Femer  zur  Disposition  des  Ministeriiuns .    .    .    .     . 

Zusammen  H. 

Beitrage  zu  den  gemeinsamen  Ausgaben  Deutschlands 

(im  Jahre  1770:  130000  Thlr). 

Zur  Bundes  -  Matrikular  -  Kasse « 

Zur  Bundes  -  Kanzlei  -  Kasse 

Zum  Bau  vou  Ulm  und  Hastadt • 

Zur  laufenden  Dotation  von  Mainz   und  Luxemburg 

und  zu  allgemeinen  Bundeszwecken     ..... 
Zum  Unterhalt  des  Reichsministeriums  der  Heichs- 

versammlung .    »    * 

Zusammen  1. 
Pensions -Etat. 

Pensionen  und  Wartegelder  vom  Hofetat     •    .    .    . 
Des  Gesammtministeriums  und  seiner  Unterbehörden 
Des  Justiz  -  Departements      ••..•••••• 

Des  Departements  des  Innern     •     •    «^    •    •    •    .    • 

Des  DepartementR  der  Finanzen      •    • 

Des  Departements  des  JLriegs • 


Geldbe- 

Konvent.- 
Hze. 

1834/6 
Voran- 
schlag. 


32132 


80543 

19415 

4960 

975 


1969 
2000 

131908 


19750 
77800 
15635 

113185 


3352 
1111 


4463 

99366 

27529 

28566 

95032 

211677 


1301 


trag  nach  dem  Durchschnitt  der  Jahre 


Tfalr.  Koor, 

184072 
Rechen- 
Schafts  -  Be- 
richt. 


Pro- 
»ent-An- 
theil 
an   der 
Bnd- 
summe 
der  eUlR- 
missigen 
Aasfsben. 


Thlr.  Konr. 
1849/51. 

Voranschlag. 


Pro- 
»ent- An- 
theil 
SB  der 
End- 
summe 
der  etsts- 
missigen 
Ansfsben. 


Vergleichung 

der  Jahre 

1834/6 

and  1849/51 

inHthlr.ooneBe- 

rOcksichtigung 

der  MOnzsorte. 


Durohsthnitts- 

Geldbetrsg  %'ob 

1849/51. 

Der  Beüsge 
des  Brwiede- 
runga-Scbret- 
bens  der  alten 

SlAnde  vom 
5.  April  1851 

•ntnommen. 


36956 

0,61 

nnd  4782 

0,08 

29167 

0>48 

19400 

0,32 

12910 

0,22 

32797 

0,54 

4020 

0,07 

98294 


12774 

12807 

200 

2865 


8745 
4491 


1,63 


0,21 

0,21 
0,00 
0,05 


0,15 
0,07 


211675 


13360 
69978 
12183 


8,50 


0,22 
M6 
0,20 


95471    1,58 


20624 


0,34 


42025 

34565 
22050 
17300 
72325 


252863 


19300 

41400 

12300 

5000 


78000 


41199 

8000 

20000 


0,56 

0,46 
0,30 
0,23 
0,97 


3,39 


0,26 
0,55 
0,16 
0,07 


1,04 


0,55 
0,11 
0,27 


+ 


146240 

1,96 

10770 
400 

15547 
400 

0,14 
0,01 
0,21 
0,01 

•""" 

— 

8319 
2200 

0,11 
0,03 

w 

+ 
+ 
+ 


t 


+ 


+ 

+ 
+ 


9893 

84565 
22050 
17300 
72325 


+   115697 


8645 

400 

10587 

400 

975 


6350 
200 


+  120955 


450 

36400 

3335 

5000 


-T-   85185 


3352 

1111 

41199 

8000 

20000 


41425 

34565 
19050 
17300 
49825 


127040 


10770 

15547 
400 


8319 
2200 


225863 


19S00 

41400 

12300 

5000 


78000 


41119 

8000 

10000 


20624 


0,34 


63865 

,  1,06 

18327 

0,30 

38463 

0,63 

31138 

0,52 

143057 

2,36 

212268 

3,51 

69199 

0,93 

+ 

(nnter  N, : 

43931) 

— . 

• 

16053 

0,2!^ 

43461 

0,58 

37276 

0,50 

15.1569 

2,03 

232440 

3,11 

64765 

99366 
16053 
15932 
8710 
56537 
20763 


59199 


16053 

43461 

37276 

151569 

232440 
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I 

•mi 

II 


VUl. 
IX. 


L. 

1. 

11. 
111. 
IV. 

V. 


M« 


1. 

U. 

Ul. 


N. 

U. 
111. 
IV. 

V. 

VI. 

Vll. 

VUl. 

IX. 

X. 


Bezetehnniig 
31  tt  0  0  a  b  t. 


Geldlie- 

KooTent.- 
Mze. 

1834/6 
Voran- 
schlag • 


Des  Departements  des  Kultas  und  Unterrichts 
Des  Departements  des  Auswärtigen    •    •    . 
Insgemein    ...♦.•«••.••• 


Zusammen  K. 

Bau  -  Ftat 

Zum  Chaussee  - ,  Strassen  •  und  Briickenbau   .    « 

Zu  den  Regierungs-^  Land-  und  Forst -Gebäuden 

Zu  Wasser -Bauten • 

Zu  Brandversicherungs- Beitragen*    •    .    ♦    •    . 
Zu  aussergewÖhnlichen  Chaussee  -  Neubauten  ♦    . 


9243 
14560 
20244 


Zusammen  L. 

Reserve  -  Fonds. 

Zur  Deckung  von  Einnahme- Ausfällen  und  Verlusten, 
desgleichen  zu  ausserordentlichen  Bedürfnissen  und 
nicht  vorher  zu  sehenden  Ausgaben  «  •  •  .  • 
(nach  S.  106  der  V.  ü.) 

Auf  die  disponibelu  Kassenbestünde  gewiesene  Aus- 
gaben : 

Zu  den  durch  Kapitalzahlung  zu  beseitigenden  Ren- 
ten ftir  Ablösung  des  Bierzwangs    ...... 

Zu  Erbauung  eines  neuen  Schauspielhauses  in  der 
Residenz 

Zu  Deckung  der  erlassenen  Steuern  und  zwar: 

a.  an  Kavallerie  -  Verpflegimgs-  inkl.  Portions-  u. 
Rationgeldern    .    •    •    .    « 

b.  an  Gewerbe-  und  Personalsteuem  •    «    .    •    . 


506217 


320928 
95770 
25000 


441698 


50000 


4,475049 


9^3372* 


Gesammtsurome  der  etatmässigen  Ausgaben     |  5,058673 
Hierzu  noch  die  Anlage-,  Betriebs-,  UnterhalCsko- 
sten,  auch  Erfasse  und  Erstattungen^  Besoldungen, 
VerwaKungs  -  und  Erhebungskosten     .    .... 

Zusammen 
Vorübergehende  Ausgaben. 
Für  allgemeine  Staatsbedürfnis^e    ....... 

Gesnmmtmlnisterinm  u.  s.  w.  ".  .  •  •  •  *  •  • 
Departement  der  Justiz     .......... 

„  des  Innern 

„  der  Finanzen 

Militär  -  Departeüient  .*«.«..  .  .  «  . 
Departement  des  Kultus  und  Unterrichts  •  •  .  . 
Gemeinsame  Ausgaben  Deutschlands   ..««•« 

Pensions  -  Etat 

Bau-Etat  .••.•«.« •    . 
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trag  nack  dem  Durchschnitt  der  Jahre 


Thir.  Konr. 

1840/2 

Rechen- 
schafts -Be- 
rldit. 


Pro- 

sent- An- 

tkeil 

an  der 

End- 

•umme 

der  eUts- 

missi|[eii 

Ausgaben. 


ThIr.  Kour. 
1849/5U 

Voranschlag. 


Pre- 

»ent-An- 

theil 

an   der 

Bad- 

•umme 

der  etaU- 

mluigea 

Ausgaben. 


Vergleichung 

der  Jahre 

1834/6 

und  1849/51 

in  Utk  ohne  Be 

rücksichtigung 

der  MAnzsorte. 


DurclkacbutU- 

Geldbetrag  von 

1849/51 

der  Beilage 
dta  Srwiede- 
runga-Schrei- 
bens  dtr  ulitu 

Stinde  vom 
ft.  AprU  1851 

entnommen. 


9365 

14866 

521 


0,W 
0,24 
0,01 


10635 

20944 

360 

0,14 
0,28 
0,00 

51273S 
und  43931 

6,87 

677710 

144600 

38066 

7000 

7,74 
1.94 
0,61 
0,09 

-^ 

— 

t 


1392 

6384 

19884 


i0635 

20944 

360 


631866 


488800 
145200 

26200 
9000 

83333 


8,79 


8,08 
2,40 
0.43 
0,16 
1,38 


+ 


6521 


256782 

48830 

13066 

7000 


512738 


577710 

144600 

3S066 

7000 


762533 


64764 


60000 

86667 


50400 
131666 


12,44 


0,91 


767376 


50000 


0,83 
1,43 


0,83 

2,18 


10,28 


0,67 


+ 


326678 


767376 


7012  i 


818733  I   6,27  | 


-    I   -   I - 


I - 


6,046560 


7,970416 


100,— 


7,463762 


6,186256 


100,— 


+  2,406089 


7,52684t 


14,016966 


13,650018 

•  2790 

916 

32283 

21687 

8146 

8366 

6068 

12584 

43931 

137 


—    I   —  I    136907  I   —  U    — 


— 

• 

— 

1  LI  1  1 

■  *""^ 

— 

— 
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aa)  Gewinnungskosten. 

Die  Staatshaushalts  -  Etats  des  Königreichs  Sachsen  haben 
die  höchst  nachahmenswerthe  Einrichtung,  dass  sie  in  allen 
wünschenswerthen  Einzelheiten,  sowohl  die  Anlage-,  Betriebs- 
und Unterhalts -Kosten,  als  die  Besoldungs-,  Verwaltungs- 
und Erhebungs-Ausgaben,  vor  Augen  bringen.  Dies  ist  schon 
oben  Seite  1^511  ff.  in  der  Einleitung  zur  Einnahme  darge- 
legt und  es  ergab  sich  daraus,  dass  betragen  haben: 

Von  der  ßoAeinnahme 
Prozente 

dl«  Anlage*»  B«- 
Jahre»»  triebt- und  Un-         die   BeeoMuiiga  • , 

Daroh-  terhalta-Koaton,         Verwalttnigs-  und 

•diniU  «neh  Erlene  und        ErliebQii8a«Koftea 

Brttattnnsen 

1834/6      ....     40,43       —       7.09 

1837/9      .    .     .     .     50,09       —       6,54 

1849/51     .     .     .     •     36,39       —       8,48 

Leider  lassen,  aus  den   mir  vorliegenden  Aktenstücken, 

die  Anlage-Kosten,  Erlasse  und  Erstattungen,  von  den  eigentr- 

liehen  Gewinnungskosten  sich  nicht  sondern;  wodurch  Letztere 

ungleich  höher  sich  darstellen ,  als  sre  in  der  Wirklichkeit  sind. 

bb)  Zum  ünterhaU  des  Königlichen  Hauses. 

Wenn  man  aus  der  mehrgedachten  Staatsrechnung  von 
1770  die  unt^r  diese  Abtheilung  gehörigen  Ausgaben  des  da- 
maligen Kurfiirstlichen  Hauses  und  Hofes  zusammenstellt,  so 
erhält  man  die  Summe  von  1,580250  Thir.,  was  24,6  Vo  aller 
damaligen  Ausgaben  ist.  Nach  dem  Durchschnitt  der  Etats 
für  1834/6  ist  der  Aufwand  für  den  Unterhalt  des  Königlichen 
Hauses  15,1  o^;  fur  1840/2:  11,89  0/^;  für  1849-51:  9,67  % 
aller  ordentlichen  Staatsausgaben.  Einen  Theil  dieser  Unter- 
haltS'Ausgaben  bildet  die  Zivilliste,  welche  nach  §.  22  der 
V.  U.  auf  die  Dauer  einer  Regicrungszeit  mit  den  Ständen 
verabschiedet  wird.  Sie  ist  in  Rücksicht  auf  die  abgetretenen 
Domänen  verwilligt  und  zur  freien  Verfügung  des  Staatsober- 
haupts. Ihre  erstmalige  Pestsetzung  auf  500000  ThIr.  (damals 
Konv.-Mze.)  geschah  in  dem  Landtagsabschiede  vom  7.  Sep* 
tember  1831 ,  für  die  Regierungszeit  sowohl  des  damaligen 
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Königs,  als  des  jetzigen  Königs ,  damaligen  Mitregen len«  Ueber 
die  Entstehung  und  die  Recfalsverbältnisse  der  Zivilliste  sind 
beispielsweise  zu  vergleichen :  Das  Wirken  der  Staatsregierung 
und  Stände  u.  s«  w.  S.  35  ff.  und  Bulau,  Verfassungsrecbt 
S.  84  ff. 

cd)  Zur  Verzinsung  und  Abtragung  der  Siaaisschuld.      , 

Schon  in  der  Rechnung  von  1770  kommen  nachbezeich- 
nete Ausgaben  Tür  Staatsschulden  vor: 

1.  der  Steuerkasse 1,100000  Thir. 

2.  der  General- Accisokasse      •    .    •       150000     „ 

3.  der  Kammerkasse 150000     „ 

4.  der  Hofkasse 250000     „ 

•  I    ■III       II 

zusammen    1,660000  ThIr. 
oder  25,7  Vo  aller  damaligen  Staatsausgaben. 

Nach  einem  Durchschnitt  der  Jahre  1834/6  war  der  Be- 
darf filr  die  Staatsschuld  591678  Thlr.  oder  11,70  Vo;  1840/2: 
651790  Thlr.  oder  10,78  %;  1849/51:  1,688102  Thlr.  oder 
21,27  Vo  aller  Staatsausgaben.  Die  Verhältnisszahl  des  Jahrs 
1770  ist  aber,  in  Folge  der  Eisenbahnankäufe  und  Anleihen 
neuster  Zeit,  jetzt  schon  vollständig  erreicht,  denn  der  ge- 
nehmigte Voranschlag  fiir  1849—51  enthält  oben  Seite  1293: 
1,638102  Thlr. 

dd)  Landtagskosten. 
Diese,  durch  die  Dauer  der  Landtage  bedingte  und  des- 
halb in  ihrem  Betrage  sehr  wechselnde  Ausgabe,  hat  gewöhn- 
lich zwischen  %  und  1  Vo  aller  Staatsausgaben  sich  gehalten. 
Die  Taggelder  der  Abgeordneten  sollen  nach  §.  120  der  Ver- 
fassungS'Urkunde  durch  die  Landlags^Ordnung  festgesetzt  wer- 
den. Eine  solche  wurde  im  Entwürfe  dem  I.  Landtage  vor- 
gelegt and  späteren  Landtagen  in  verbesserten  Entwürfen* 
allein  man  ist  bis  jetzt  däiiiber  zu  keiner  andern  Beschluss- 
nahme  gekommen,  als  die  Entwurf-Bestimmungen  einsttoeilen 
zur  Richtschnur  dienen  zu  lassen.  Zu  diesen  Bestimmungen 
gehört  auch,  dass  die  Abgeordneten  jeder  täglich  3  Thlr.  und 
jeder  Präsident  ausserdem  monatlich,  während  der  Landtags* 
.daner  300  Thlr.  Aufwandsentschädigung  empfangen« 


-    1806    - 

ee)  Eimxelne  Dienstuweige. 

1*  JtttB  Ccrttmmt-iRiniltcriQm  nebft  "btn  tiaoon  ebf^Sn^igm  ttt^ittftn 

erforderten  früher  nahe  an  50000  Thir.,  während  die  spätere 
Neugestaltung  der  obersten  Verwaltung,  diesen  Ansgabcpostcn 
bis  auf  28000  ThIr.  .vermindert  hat.  (Zu  vergl.  Mitlh.  II.  Kam- 
mer von  1849—51  Bd.  II.  S.  1599  und  1625).  Der  Bedarf 
vertheilt  sich  auf:  Gesammlminislerium  nebst  Staatsrath  und 
Kanzlei  mit  6354,  geheime  Kabinets-Kanzlei  1739,  Ordens- 
kanzlei 500,  Ilauptstaalsarchiv  6424,  Ober-Reehnungskammer 
8823,  Gesetz-  und  Vcrordnungs-Blalt  5000  Thh*.  —  Zu  dem 
Geschäftskreise  des  Gesammtministeriums  gehören  nachbe- 
zeichnete  Gegenstände: 

!•  die  nach  $•  133  der  'VerAissang;8arknnde'  nöthfgen^  KommuDnottioiieii 

mit  den  versammelten  Ständen; 
2,  die  Befntachtnng  der  Gesetze,  nach  deren  in  den  UinisterfaU-Beparte- 

roents   erfolgter  Vorbereitung,   insoweit  sie  nicht  an  den  Staatsrath 

gewiesen  wird; 
t.  BiiTereaien  der  BHoisterien    nnter  sich    und  die  Begntachtung  der 

über  einzelne  Ministerien   bei   dem  K5nig  eingehenden.  Beschwerden, 

Insoweit  alleriiöchsten  Orts  eine  nähere  ErOrterung  oder  Begatachtnag 

vom  Gesaromtministerium  erfordert  wird;  -^ 
4.  Berathung  wichtiger  Landesangelegenheiten  ^  besonders  der  in  mehrere 

Ministerial- Departements    zugleich    einschlagenden,    namentlich    des 

Staatsbudgets  nnd  der  Bundesangelegenheiten; 
5*  Beanfeichtigong  des  Hanptstaats-Archiv  und  der  Redaktion  des  Gnetx- 

und  Verordnungsblatts,  welche  letztere  mit  der  Kanzlei  des  Gesammt- 
ministeriums vereinigt  ist;  — 

6.  Organisations* Angelegenheiten   der  Ober-RechDUngs-Kammer,  soweit 
darüber  eine  hÜhere  Entschliessang  einzuholen  Ist; 

7.  diejenigen  Falle,  wo,  nach  dem  Ztvil-Staatsdlenergesetz ,  die  Erwä- 
gung oder  Entscheidung  des  Gesammt-Ministeriimiis  eintreten  soll; 

8.  die  Cognition  in  den  S«  31  der  Verfassungsnrkunde  bezeichneten  Fäl- 
len, bei  Abtretung  von  Privateigenthum  zu  Staatszwecken.  — 

Das  HfiU^StaaU'Archw  umfasst  nicht  nur  das  ehemalige  Geheime- 
und  Geheime  Kabinets-Arrhiv,  sondern  es  sind  auch,  in  Folge  der  ver- 
änderten Behörden-Organisationen,  die  Kanzlet-  und  Akten-Reposituren 
des  Geheimen  Raths  und  Geheimen  Konsistorium,  der  Laudesregierung  (je- 
doch mit  Ausschluss  des  Lehus-Archivs),  der  Landes-Direktion,  des  Lan- 
desjustizkolleglnms^  des  Ober-Hof-Gerichts' und  verschiedener  anderer  anf- 
gelSster  Behörden  damit  vereinigt  worden» 

Die  Dkektion  das  Haupt-Staatsarchivs  ist  angewiesen,  den  Ministerien 
auf  Verlangen  Akten  oder  archivarischc  Nachw«isungen   und  Nachrichten 
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mitzatiieileo»  Wird  voi  aadern  BeMrden  oder  rem  Prlva^tersnen  eine 
derartige  MHtheilang  gewnnacbst  y  so  hat  sie  die  EntschlieBsuiig  fiter  deren 
Zulüsaigkeit  denjeDigen  BehOrdeiii  welche  an  die  Stelle  derer^  von  welchen 
die  betreffenden  Akten  ergangen,  getreten  sind,  zu  flberlasaea »  und ,  nach 
Befinden,  bei  dem  Gesammtministeriuni  darüber  anzufragen.  — 

Der  Staatsrath  hat  itber  alle  von  dem  Eegenten  aanittelbar ,  oder 
auf  Vortrag  der  Minister  an  ihn  zu  weisenden  Sachen  9  namentlich  Qber 
wichtigere  Geseizgebungssachen ,  zu  berathen.  Er  besteht  iheils  aus  or- 
dentlichen Mitgliedern,  theib  aus  ausserordentlichen  für  eine  bestimmte 
Klasse'  von  Angelegenheiten  und  denjenigen  Personen,  deren  Zuziehung  für 
einzelne  Geschäfte  besonders  angeordnet  wird.  Dessen  SitzBngen  finden 
nicht  regelmassig,  sondern  nur  auf  jedesmaliges  Einbenifen  stall.  Die  über 
die  Berathungen  aufgenommenen  Protokolle  werden  dem  Hegenten  in  etoer 
vom  Präsidium  signirten  Abschrift  durch  den  betreuenden  Departements- 
Minister  vorgelegt.  — 

Die  an  die  Stelle  der  vormaligen  Ober-Hechirnngs-Deiratation  getre- 
tene Ober-Rechnirngskarmner  besteht  aus  einem  Direktorium,  welches  in 
der  Jiegel  einem  in  entsprechender  höherer  fitelUmg  atehenden  Staatsdieaer 
aJs  Neben Ainktion  übertragen  wird,  und  xwei  Ober-Hechnungsrftthen, 
welche  zugleich  die  Sekretariatsgeschafle  mit  su  besorge«  habea.  Dersel- 
ben liegt  die  Abnahme  und  Justifikation  der  von  den  oberen  Landeskassen 
abzulegenden  BechnungenJ  und  Kostenverzeichnisse,  sawie  aller  deöeaigen 
Hechnuogen  ob,  welche  nicht  durch  andere  verftmsiuigsmimsige  Examlaations- 
behOrden  zu  prüfen  sind.  Die  spezielle  Examination  der  Rechnongen  wird 
von  den  Examinatoren,  unter  Anleitung  eines  der  beiden  Ober-Hechnanga- 
rftthe  vorgenommen.  Der  letztere  darf  wegen  gefundener  Erinnerungen 
an  den  Rechnungsführer  verfdgen  und  bat,  wem  hieranf  das  Monitum  nichit 
zugestanden  wird,  oder  sich  erled^t,  sowohl  dann,  als  in  andern  daz«  ge- 
eigneten Fällen  koUegialische  Berathungen  zu  veranlassen.  Die  Ober-Rech- 
nungskammer  ist  unmittelbar  dem  Gesammtministerium  unterworfen«  -^ 

(Verordnung  vom  15.  Februar  1842,) 

%,  JOrparlrment  btr  3u|li3- 
Zum  Geschäftskreise  des  Justizmintsterhims  gehören: 

!•  die  Vorbereitung  der  Gesetze  im  Jostizsache  mit  Einschluss  des  Lehns-« 
Yormundschafts-,  Hypotheken-  und  Depositenwesens; 

%  die  Oberaufsicht  fiber  die  gesammte  Rechtspflege  in  dem  voitemeilc* 
ten  UmfiAnge,  mithin  die  Oberaufsicht  über  sämmiliche  Justizbehörden, 
ingleichen  Aber  die  Spruchkollegien  und  ttber  die  Advokaten  und 
Notare; 

3«  Beschwerden  in  Jnstizsaeben,  ohne  jedoch  in  eine  riehlerllehe  Ent- 
scheMong  «insogreifen ; 

4,  die  Einforderung  von  Geschdfts&bendditeii  In  9w(&xmKkm  und,  so- 
weit sie  die  höheren  Jitttizb^hörden  betreffen,  derisn  Prütog^ 
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5«  ReTiaionen  der  Jastizstellen  anzuordnen  and  bei  obern  selbst  zu  ver- 
anstalten; 

6.  die  Ffirsorge,  dass  jedem  der  gesetzliche  Rechtsweg  eröffnet  werde; 

7.  d{e  oberste  polizeiliche  Veranstaltung  zur  Verwaltung  der  Gerichts- 
barkeit bei  Patrfmonialgerichten  im  Falle  befundenen  Missbrauchs^  so- 
wie in  Erledignngs-  und  ähnlichen  Fällen| 

8.  dlc;jenigen  Lehus-  und  andere  Lehn-  oder  Erbgüter  betreffende,  bei 
den  landesherrlichen  Lehnskurien  vorkommende  Sachen,  in  welchen 
die  unmittelbare   Entschliessung  Sr.  Königl.  Majestät  erlbrderlicb  ist; 

9«  die  Besetzung  der  Stellen  bei  Justizbehörden,  so  weit  sie  von  Istaats- 
wegen  erfbigt;   und   die  Immatrikulation  der  Advokaten  und  Notare; 

10.  die  Organisation  im  Justizwesen; 

IL  die  EntSchliessung  über  Antrage,  die  Abgabe  von  Patrimonialgerichts* 
barkeit  an  den  Staat,  oder  auch  die  Ueberlassung  von  Gerichtsbarkeit 
an  Patrimonialgerichtsstellen  betreffend; 

12«  die  oberste  Aufsicht  und  Verwaltung  der  bei  den  Justizstellen  für 
Hechnung  der  Staatskassen  vorkommenden  Einnahmen  und  Ausgaben; 

13«  die  Begnadigungen  und  Dispensationen  in  Justizsachen,  soweit  sie  als 
ein  Ausduss  der  landesherrlichen  Gewalt  zu  betrachten  und,  soweit  fn 
Jnstizsacheii  Dispensationen  statthaft  sind;  als:  Volljährigkeitserklä- 
rungen, Arrogationen,  Legitimationen  unehelicher  Kinder  in  den  Fäl- 
len, wo  sie  noch  vorkommen,  Wiederaufhebung  der  Ehrenrührigkeit, 
Abolitionen,  Erlasse,  Minderungen  oder  Verwandlungen  erkannter 
Straüen ; 

14«  die  Begutachtung  und  Vorlegung  der  Todesnrtheile  zur  allerhöchslen 
Entschliessung ; 

15,  die  Entscheidung  Über  die  bei  Veränderungen  in  den  Gerichtsbezirken 
oder  Gerichtsstellen  einschlagenden  Interessen  der  Gerichtsuntergebenen* 

Vermöge  der  Über  die  JustizpOege  zu  führenden  Oberaufsicht  hat  das 
Justizministerium  hauptsächlich  darauf  zu  sehen,  dass  Ordnung  und  Ein- 
heit in  den  C^eschäften  der  Justizbehörden  statt  finde,  dass  diese  Geschälte 
möglichst  befördert  werden,  dass  Verbrechen  nicht  ununtersucht  bleiben, 
und  dass  die  Untersuchung  gehörig  geführt  werde,  sowie  überhaupt,  dass 
jede  Justizbehörde  ihre  [und  jeder  einzelne  dabei  Angestellte  seine  Schul- 
digkeit thue.  — 

Ueber  die  Rechtspflege  in  Sachsen  wird  in  einer  im 
Jahre  1717  erschienenen  Schrift  (Gegenwärtiger  Zustand  von 
Sachsen,  Leiden  1717)  Nachstehendes  gesagt: 

„Mit  wenigen  noch  von  Einrichtung  des  Justiz-Wesens  etwas  zu  ge- 
„denken,  so  muss  der,  so  der  Sachsen-Rechte  und  Verfassung  nur  ein 
„wenig  kundig,  von  selbsten  bekennen,  dass  selbige  mit  sehr  vielen 
„und  guten  €(esetzen  versehen,  allein  die  Menge  derselben  machet^ 
„dass  die  Justiz  nicht  so  sehr  observirt  wird ,  als  sie  wohl  verwaltet 
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^yvmä  aaagetheilet  werde^  soUte.  Das  ansaglicfae  Prosessiren  nnd  die 
^^denen  Prozessen  kein  Ende  gebende  Prozess-Ordnung,  die  viele  Ne- 
„ben-Erifiaterunii:,  geheime  Observanzien,  grosse  Menge  der  Justltien- 
^jbOdier,  noch  grössere  Menge  deren  in  hohen  CoUegüs  leeren  nnd 
9,Bey-Ur(hel  ^  sparsame  Zusammenkünfte  derer  %  hohen  Jadiciomm 
^als  des  AppeUation-  und  Ober-Hof-Gerichts,  die  billig,  um  die  Sachen 
,,zn  befördern,  in  perpertua  CoUegia  verwandelt  werden  sollten, 
„machen,  dass  Sachsen  einer  rechten  und  prompten  Justiz  sich  nicht 
„rühmen  darff;  eine  kürzere  Prozess  -  Ordnung  aber,  die  Cassation 
„der  vielen  unnöthigen  Urthel»  Auffgebnng  des  Missbrauchs  im  Appel- 
„liren,  eine  bessere  legalitö  vieler  Hichter,  die  Abschaff-  oder  Ein- 
„schränknng  des  Juris  Civilis^  und  Auffhebung  der  vielen  nnnSthigefl 
„allegationen  aus  selbigen,  hingegen  ledigliche  Einführung  der  Sach- 
,yiischen  Hechte;  nach  welchen  alieine  in  allen  Judiciis  und  Colliegüs 
„zu  sprechen,  und  die  bessere  Erläuterung  von  solchen  selber,  dieses 
„würden  Dinge  seyn,  die  Sachsen  einen  gnädigen  Gott  und  bessere 
„Renommee  bei  Ausländem  verschaiTeten.^' 

Ein  hiervon  nicht  sehr  abweichendes  Urtheil  würde  hun- 
dert Jahi'e  später  im  wesentlichen  noch  zuti-effend  gewesen 
seyn;  denn  erst  in  den  zwanziger  Jahren  des  laufenden  Jahr- 
hunderts begann  man  mit  einzelnen  Verbesserungen  der 
Rechtsgeselze  und  der  Rechtspflege.  Die  wesentlichsten 
Aendcrungen  traten  noch  spätei*  ein^  so  im  Jahre  1838  das 
neue  Kriminal- Gesetzbuch  (Verordnungen  vom  30.  März)  und 
unter  dem  16.  May  1839  das  Gesetz  über  das  gerichtliche 
Vei'fahren  bei  geringen  Zivil  -  Ansprüchen.  Die  Hypotheken- 
Gesetzgebung  wurde  durch  die  Geselze  vom  2.  November 
1843  (Aufhebung  der  stillschweigenden  Hypotheken)  und 
6.  November  1843  (die  Grund-  und  Hypolhekenbüchcr  und 
das  Hypotheken  Wesen  beireffend,  dessen  Einrichtung  erst  im 
Jahre  1848  beendigt  wurde),  mit  Ausführungsverordnungen 
vom  15.  Februar  und  20.  Dezember  1844,  geordnel.  Aus 
der  neusten  Zeit  sind  noch  zu  erwähnen:  das  Gesetz  vom 
23.  November  1848,  die  Umgestaltung  der  Untergerichte  be- 
irefifend,  nebst  einigen  damit  in  Verbindung  stehenden  Be- 
stimmungen, so  wie  die  dem  Gerichtsverfahren  künftig  unter- 
zulegenden Hauptgrundsätze  enthaltend ;  die  Verordnung  vom 
27,  Dezember  1848,  einige  Abänderungen  in  der  Einrichtung 
des  Strafverfahrens  betreffend;  endlich  vom  20.  April  1849 
zur  Ausführung  einiger  Bestimmungen   der  Grundrechte  des 
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deutschen  Volks  aus  dem   Rechlsgebiele  (am  i2.  May  1851 
ausser  Wirksamkeit  gesetzt).  — 

Der  Bedarf  des  Jusüz^Departemenis  ist  in  den  verschiede- 
nen Bewilligungs-Abschnitten  wie  folgt  gewesen.  Im  Durch- 
schnitt von 

1834/6    :     335316  Thir. 

1837/9    :     222748     „ 

1840/2    :     235712     ^ 

1843/5    :     258197     „ 

1846/8    :     254466     „ 

1849/51  :     272300     „ 

oder  3,65  %  aller  Ausgaben.  Wenn  man  von  der  ersten 
Summe  114834  ThIr.  Amlssporleln  absetzt,  welche  in  jener 
Zeit  zur  Bestreitung  der  Kosten  der  Justizamts- Verwaltung 
überwiesen  wurden,  so  bleibt  fast  die  Summe  des  Bedarfs 
des  folgenden  Etats-Abschnitts  und  man  muss  der  Verwaltung 
dieses  Dienstzweiges  das  Zeugniss  geben,  dass  sie  ihre  Ver- 
besserungen mit  verhältnissmässig  geringer  Ausgabesteigerung 
bewirkt  hat.  Die  Einführung  jedoch  der  neuen  Gerichtsver- 
fassung, die  Abtretung  der  Patrimonialgerichte,  so  wie  die 
Ausführung  der  gesetzlichen  Bestimmungen  über  das  neue 
gerichtliche  Verfahren,  sowohl  in  Straf-  als  in  bürgerlichen 
Rechtssachen,  müssen  nothwendig  eine  erhebliche  Kostenver- 
mehning  herbeiführen.  Bei  den  jetzigen  Vnlcrgerkhten  (6  Land- 
gerichte, 36  Justiz-  und  beziehungsweise  Kreis -Aemter  und 
16  Justizjariale)  sind  311  besoldete  Juristen  angestellt,  wovon 
jedoch  nur  299  mit  Staalsdienereigenschaft,  welche  zusam- 
men 160798  Thlr.  Gehalt  beziehen.  Das  bei  den  Unlergc- 
richlen  angestellte  sonstige  Personal  (440)  bezieht  51529  Thlr. 
Besoldung. 

3.    jPrpartcmttit  tts  Sunrrn. 

Die   Endsummen   des  Etats   des  Ministeriums  des  Innern 
sind  nach  dem  Jahresdurchschnitt  wie  folgt  gewesen: 

1834/0  :  406262  Thlr. 

1837/9  :  476480     „ 

1840/2  :  493301     „ 

1843/5  :  543585     „ 
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1846/8   :     547491  Thlr. 
1849/51  :     575808     „ 
oder  7,71  %  aller  Ausgaben. 

Die  Ursachen  der  Erhöhung  werden  bei  Besprechung  der 
einzelnen  Posten  sich  ergeben,  weshalb  hier  nur  vorläuCg 
bemerkt  wird,  dass  im  neusten  Voranschlage  bei  den  An- 
sätzen für  Landwirthschaft,  Gewerbewesen,  Straf-  und  Ver- 
sorgungs-Anslalten  die  bedeutendste  Vermehrung  Statt  gefun- 
den hat ;  so  wie  dass  die  jetzigen  Anforderungen  ohne  Rück- 
sicht auf  die  beabsichügte  Umgestaltung  mancher  Verwaltungs- 
Einrichtungen  geschehen  sind. 

Zum  Geschäftskreise  des  Ministeriums  des  Innern  gehören  alle  das 
innere  Staatsrecht  betreffende  Angelegenheiten,  z.  B.  Aufliahme  in  das 
Unterthanen  -  Verhältniss  oder  Entlassung  daraus  u.  s.  w. ;  Grenz  -  und 
Hoheitssachen ,  insoweit  letztere  in  andere  Miuisterial-Departements  nicht 
besonders  einschlagen ;  die  auf  Land-  und  Kreistagsangelegenheiten,  Wah- 
len der  Volksvertreter  und  Zusammenbenifung  der  Kammern  sich  bezie- 
henden Geschäfte ;  Kommunalangelegenheiten  der  .Stadt  -  und  Landgemein- 
den, die  gesammte  Polizei- Verwaltung  mit  InbegrifT  der  Aledicinal-Polizei 
und  des  Armenwesens;  Angelegenheiten  der  Privat-F^isenbahnunternehmun- 
gen)  Strassen-  und  Brücken-Bauaugelegenheiten ,  insoweit  dieselben  Lan- 
des -  Polizeisache  sind  und  nicht  den  Staatskassen  die  BauverbindlichkeiC 
obliegt;  die  Gewerbs-  und  Handels > Kuratel ,  sowie  aUe  Gewerbs-  und 
Innuugssachen ;  die  Hegulirung  der  gutsherrlichen  und  bsluerlichen  Ver- 
hältnisse, insbesondere  die  Leitung  der  Ablösungsgescbäfie,  insoweit  sie 
nicht  zur  Justiz  gehören;  die  Verhallnisse  der  Israeliten  in  Beziehung  zam 
Staate;  die  Sammlung  und  Zusammenstellung  statistischer  Nachrichten; 
die  Brandversicherungsanst:ilt ;  die  Konimunalgarden- Angelegenheiten;  die 
Land-Beschälungsanstalt;  die  allgemeinen  Straf-  und  Versorganstalten, 
unter  Vernehmung  mit  dem  Justiz-Ministerium  ,  insoweit  dabei  der  Straf- 
zweck in  Frage  kommt;  die  Akademie  der  bildenden  Künste  zu  Dresden 
und  Leipzig. 

Diese  Geschäflszweige  werden   iu  zwei  Hauptabtheilungen  bearbeitet: 

Zur  ersten  Uauptablheilung  gehören  die  Verfassungs-  und  Etats-An- 
gelegenheiten des  Ministeriums  und  der  ihm  untergeordneten  Behörden; 
die  zum  Innern  Staatsrecht  gehörigen  Sachen;  Grenz-  und  Hoheilssachen ; 
Land-  und  Kreistagssachen ;  die  Sachen,  welche  sich  beziehen  auf  die 
Verhältnisse  der  Israeliten;  die  Angelegenheiten,  welche  Staatsangehörig- 
keit, Heimathsrecht  und  Armenversorgung  betreflfen ;  die  Brand versiche- 
rungssachen;  die  Sicherheits-  und  Wohlfahrtspolizei;  mit  Einschluss  der 
Gensdarmerie-  und  Presssacheu  ;  Gemeinden -Angelegenheiten;  Communal- 
gardensachen ;  die  Angelegenheiten  der  dem  Ressort  des  Ministeriums  des 
Innern  angehÖrigeu  Stiftungen. 
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Die  zweite  HaoptabtheüoB^  b^pr^ift  die  ADgelefenlieiCeii,  welche  sich 
beaieheu  auf  Regulirnug  der  gatsherrliclieii  VerliäldiiMe ,  Ablösungen ,  €re- 
melnheitstheilnngen  and  Znaammeniegungen  der  GrandstQcke  ^    auf  Stras- 
sen- und  Britcicenbau ;   die  zum  Mitiisteriam  des  Innern  ressortirenden  Ei- 
senbahnangelegenheiten) die  Angelegenheiten  der  Kreditvereiue,  Sparkas- 
sen j  Lebens  -  und  Rentenversieherungsanstalten ,   Grabekassen ;  die  Dis- 
membrationssachen;    die  Gewerbe-^  Handels-  und  Innnngssachen,  mü 
Einschluss  der  der  FQrsorge  für  Gewerbe  und  Landwirthschaft  angehöri- 
gen,  als:   Ertheilong  von  Privilegien  und  Pr&mien  fQr  neue  Erfindungen 
etc.;   Bewilligung  von   Vorschüssen   und  andern  Unterstützungen  für  ge- 
werbliche und  landwirthschaftliche  Zwecke;    die  Landbeschälungsanstalt; 
Aufsicht  und  Leitung  des  Gewerbs-Schulwesens ;  die  Kunstakademie;  was 
aufSchutZj  Belebung  und  Verbesserung  der  Industrie  auf  die  Industrie-Aus* 
Stellung  Bezug  hat  u.  dgl. ;  femer  die  Sammlung  statistischer  Nachrichten. 
Als  besondere  Zweige  bestehen  noch  bei  der  I.  Abtheilung : 
a«  die  Medlcinal-Abtheilung  für  die  Medicinal-Polizeisachen  und  die  auf 
die  chirurgisch- medizinische  Akademie  Bezug  habenden  Angelegen- 
heiten; 

bei  der  11.  Abtheilung: 
^.  die  Abtheilung  für  Straf'  und  Versarganstalten  ^   bei  welcher  fSat 
alle  Gegenstande  9  welche  mit  der  Rechtspflege,  insbesondere  mit  der 
Straflrechtspflega  in  Beziehung  stehen ,  daher  auch  bei  Entschliessun- 
gen  Ober  die  disciplineUe  Behandlung  der  Gefangenen  in  den  Straf- 
anstalten ein  deputirter  Rath  des  Justizministeriums  zugezogen  wird. 
Die  dem  Ministerium  des  Innern  unmittelbar  untergeordneten  Behörden 
and  Anstalten  sind : 

Die  Kreis -Direktionen  nebst  den  ihnen  angehOrigen  Amtshauptleuten 
und  mittelst  derselben  die  Vorsitzenden  der  Kreis-  und  Provin- 
zialstande,  die  K5nigl«  Aemter  und  Gerichte,  die  Stadtrfithe  und 
Patrimonial-Obrigkeiten,  die  Medizinal-Beamten^  die  Gensdarmerie, 
der  technische  Kommissar  für  das  Steinbruchwesen; 
das  Generalkommando  der  Kommunalgarden, 
die  Brand  -  Versicherungskomm ission , 

die  Generalkommission  für  Ablösaugen  in  Gemeinheitstheilungen , 
die  Landbeschalungs- Anstalt  zu  Moritzburg, 
die  chirurgisch -medizinische  Akademie  nebst  Thier- Arzneischule, 
der  akademische  Rath  für  die  Kunstakademie, 
die  technische  Bildnngs- Anstalt,   die  Gewerb-  und  die  Baugewerk- 

schuleu, 
die  Beamten  und  Ofliziauten  der  Straf-  und  Versorganstalten, 
die  Directorien  von  Eisenbahngesellschafteu , 
die  stenographische  Lehr -Anstalt, 
die  metallografische  Anstalc, 

auch  beauftragt  dasselbe  zur  Sammlung  und  Zusammenstellung  sta- 
tistischer Nachrichten  das  statistische  Bureau,    bis   zum   Jahre 
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IdftO  ftatitüfl^er  Verein  (Verordg.  vom  2.  Angoft)  unil  ei  fteht  un- 
ter AenselbeD  dM  landwirthschaftUche  VereliiBwesen* 

Neben  der  etatmässigen  Summe  von  48000  Thir.  werden 
für  das  Mimsierium  des  Innern  nebst  Kanzlei  vorübergehend 
5207  ThIr.  im  Entwürfe  des  Voranschlags  verlangt.  Von  der 
Gesommtsumme  zu  53M)7  Thlr.  kommen  auf 

den  Vorstand  und  die  Räthe  des  Ministeriums  26667 

das  Sekretariat «...  7400 

Registratur  und  Kalkiilatur 56i7 

Kanzlei  und  Aufwartung* 67jd3 

den  Dispositionsfonds 6800 

wonach  die  erkennbaren  Personalkoslen  87,22  Vo  aller  Aus- 
gaben betragen. 

Von  der  für  die  Kreisdireküonen  (Verordnungen  vom 
6.  April,  7.  May  und  wegen  der  evangel.  kirchl.  Mittelbehör- 
den 10.  April  1835)  geforderten  Summe  (etatmässig  66300, 
vorübergehend  4004)  bedarf  die  K.  D.  zu  Bautzen  10750, 
Dresden  14629,  Leipzig  15117,  Zwickau  14097  und  für  Refe- 
rendare 2000  Thlr.  an  Gehalten,  während  als  Dispositions- 
fonds 13711  oder  19.50  Vo  angesetzt  sind. 

Für  die  Amtshauplmannschaften  (Verordnungen  vom  27.  Sep- 
tember 1842  und  22.  März  1845)  sind  etatmässig  29800  und 
vorübergehend  963  Thlr«  verlangt,  wovon  auf  14  Amtshaupt- 
leute 14962,  auf  14  Sekretäre  4200,  auf  die  Abschreiber  3220, 
auf  Reisekosten,  Dienstaufwand  u.  s.  w.  7700,  auf  verschie- 
dene sonstige  Ausgaben  681  Thlr.  kommen.  Die  Besoldungen 
bei  den  Amtshauptmannschaflen  stehen  mit  dem  Umfange  und 
der  Wichtigkeit  ihrer  Geschäfte  so  wenig  im  Verhältniss,  dass, 
auch  abgesehen  von  einer  etwanigen  Umgestaltung,  deren 
Verbesserung  erforderlich  seyn  dürfte. 

Unter  der  Abtheilnng :  ^  Zur  Beförderung  der  KMntte  und 
Gewerbe  (etatmässig  120390,  vorübergehend  8434)  werden  in 
dem  Entwürfe  des  Voranschlags  für  1849*^51  nachbezeich- 
nete Posten  gefordert: 

1.  Für  die  Kumt  -  Akademie  13655  Thfa*.  etatmässig  und 
1345  Thlr.  vorübergehend.  Aus  der  über  die  Bewilligung  ir\ 
n.  Kammer  am  11.  April  1850  Statt  gehabten  Verhandlung 

Bt4fMPiMMi«SlAlittik,  83 
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ergiebt  sidi,  dass  davon  auf  die  Kunstakademie  in  Dresden 
(14  Lehrer,  133  Schüler),  nach  Abzug  von  1460  Thir.  eigener 
Einnahme  an  Eintritts-Beitrags-Geld  und  Miethzins,  13359  Thir, 
auf  die  Kunstakademie  in  Leipzig  (4  Lehrer,  56  Schüler)  aber, 
mit  190  ThIr.  eigener  Einnahme,  nur  1641  Thlr.  kommen. 

2.  Für  gewerbliche  Zwecke  und  Ansialien  elatmässig  71000, 
vorübergehend  6167  Thlr.,  gegen  47105  und  345  Thlr.  in 
dem  Zeitraum  1845/8«  Von  dieser  JlfeArforderung  beziehen 
sich  auf  die  Beförderung  gewerblicher  Unternehmungen  200 
Thlr.,  für  Gewerbeausstellungen  500,  für  die  Landwirthschaft 
10000,  für  die  technische  Biidungsanstalt  6600,  Tür  die  Ge- 
werbeschulen 4500,  für  Lokal-Industrie-  und  Sonntagsschulen 
400,  für  die  Baugewerkenschulen  850,  für  das  Gewerbeschule 
wesen  insgemein  500,  Tür  die  Kosten  der  Kommission  zur 
Erörterung  der  Gewerbs-  und  Arbeits-Verhällnisse  14000,  zur 
Erweiterung  technischer  Anstalten  4500  Thlr.  Ungeachtet  die- 
ser Vermehrung  sind  die  für  Landwirthschaft  und  sonstige 
Gewerbe  aus  der  Staatskasse  erfolgenden  Beiträge,  sowohl 
im  Verhältniss  zu  der  Wichtigkeit  der  betreffenden  Verwen- 
dungen, besonders  für  Sachsen,  als  im  Vergleich  mit  den 
ähnlichen  Ausgaben  anderer  Staaten ,  noch  immer  sehr  mas- 
sig zu  nennen.  —  Die  Ansätze  ftir  Unierabtheilungen  sind : 

a.   Zu  gewerblichen  Prämien 2800 

(z.  v.  die  Bekanntmachungen  vom  18.  July  1840 
und  10.  Juny  1848.) 

b-  zur  Förderung  gewerbl.  Unternehmungen    .    .      3200 

c.  für  Reisestipendien,  Maschinen,  Bücher,  Muster      3000 

d.  zu  Gewerbe -Ausstellungen 1000 

e.  zurFörderung  der  landwirthschafllichen  Erwerbe    16000 
(z.  v.  die  Grundzüge  der  Organisation  des  land- 
wirthschaftl.  Vereinswesens,    genehmigt  durch 
Minist.  Verfgg.  vom  4.  November  1848;  abge- 
druckt in  V.  Böse  Sachs.  Jahrb.  för  1849.  S.  142.) 

£    zur  Förderung  der  Eisen -Industrie      ....      1000 
(Eine  Verordnung  wegen  der  Konzession  zur 
Anlage  und  Erweiterung  von  Eisenwerken  ist 
unter  dem  6.  August  1844  erlassen;  das  Berg^ 
gesei»  im  Juny  1851.) 
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Zur  Deckung  der  etwanigen  Verluste  eines 

gewerblichen    Vorschussfonds    von    90000   Thir. 

wird  eine  jährliche  beziehungsweise   Verwilli- 

gung  gemacht. 

g*  für  die  technische  Bildungsanstalt  in  Dresden 

mit  150  bis  200  Schülern 15000 

Erneuerter  Einrichtungsplan  vom  26.  Febr.  1835. 
(Die  Ausbildung  eines  Zöglings  verursacht 
dem  Staate  auf  der  technischen  Anstalt  und 
den  mittleren  Gewerbe-Schulen  einen  jährlichen 
Durchschnitts -Aufwand  von  34  Thlr«,  in  den 
Baugewerkenschulen  mit  halbjährigem  Kursus 
aber  von  22  ThIr. 

Eine  wöchentlich  ertheille  Unterrichtsstunde 
wird,  bei  den  ebengedachten  Lehranstalten,  im 
K*  Sachsen  mit  jährlich  22  bis  30  ThIr.,  da- 
gegen in  Stuttgart,  Karlsruhe  und  Hannover  an 
den  polytechnischen  Anstalten  mit  47  bis  55  Thlr. 
bezahlt.) 
h.   für  die  mittleren  Gewerbeschulen  in  Chemnitz, 

Plauen  und  Zittau  mit  260  bis  300  Schülern   .     12300 
(Gesetze  von  1836) 
i.   für  die  Lokal -Industrie-  und  Sonntags-Schulen      4500 
(60  mit  6776  Schülern) 
(im  Jahre  1834  nur  15) 
k.   für  Klöppel -Weber-  und  Strohflecht- Schulen      3000 

(EntSchliessung  vom  27,  Februar  1836) 
1.   für  die  Handelslehranstalt  in  Leipzig  (Zuschuss)      1500 

Mandat  vom  19.  Febr.  1831,  deren  Statut  belref. 
m.   für  die  Baugewerken-Schulen  in  Dresden,  Chem- 
nitz, Leipzig,  Zittau,  Plauen,  Freiberg  (mit  265 

Schülern) 6600 

Zu  vergl.  die  Verordnung  wegen  der  Meister- 
prüfung bei  den  Baugewerken  vom  14.  Januar 
1842. 

n.   Insgemein      •    .    .    .    • 1100 

Sehr   lesenswerthe   Bemerkungen   über    das   technische 
Schulwesen  in  Sachsen  sind  vom  Berichtserstatter  des  Finanz- 

83* 
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Aussdiusses  (Direktor  Dr.  Hiilsse)  bei  Gelegenheit  der  Kam- 
merberathimg  gemacht  (z.  V.  Hittheilungen  des  Landtags  von 
1849/50,  zweite  Kammer,  Bd.  II.  Seile  11^48  und  1252).  Auch 
verdient  der  Beschluss  Erwähnung,  dass  an  den  Wochentagen 
in  den  Abendstunden  Vorträge  über  die  Elemente  der  Natur* 
wi^enschaften ,  Mathematik  und  Technik,  namentlich  für  Ar- 
beiter und  kostenfrei  gehalten  werden  möchten. 

Nachrichten  über  die  im  Könrgr.  Sachsen  vorhandenen 
land-  und  forstwirthschaftlichen  Vereine  und  Lehranstalten, 
ertheilt  twn  Bote  in  seinem  sächsischen  Jahrb.  S«  142  und 
148;  aber  die  Gewerbovereine  ebendaselbst  S.  147.  Die 
jetzige  Verfassung  der  landwirthschaftlichen  Vereine  beruht 
auf  den  Bestimmungen  vom  10.  Juny  1842  (Bekanntm.  vom 
31.  Januar  1844);  die  Statuten  des  Industrie- Vereins  sind  un- 
ter dem  1.  April  1829  bestätigt. 

3.    jranD  -  J0rfii)ai  -  ^n|taü. 

In  dem  Entwürfe  des  Voranschlags  für  1849 — 5t  werden 
etatmässig  20733  und  vorübergehend  67  Thir.  gefordert,  wo- 
von 6682  ThIr.  Personalkoslen  für  29  Personen  und  7168  ThIr. 
Fütterkosten  für  59  Beschäler,  7  junge  Hengste  und  6  Dienst- 
pferde. Die  eigene  (durch  die  Staalsrechnung  nicht  laufende) 
Einnahme  der  Anstalt  besteht  in  1167  ThIr.  Sprunggeld  (zu 
10  Ngr.),  260  Thlr.  für  ausgemusterte  Beschäler  und  160  Thlr. 
für  Dünger,  zusammen  1587  Thlr.  Der  allerdings. verhältniss- 
massig  bedeutende  Zuschuss  soll  demnächst  durch  Erhöhung 
des  Sprunggeldes  auf  1  Thlr.  neben  Beibehaltung  der  10  Ngr. 
als  Trinkgeld  vermindert  werden.  Fernere  genauere  Nach- 
richten über  die  Landbeschälanstalt  zu  Morizburg  können  aus 
einem  gründlichen  Aufsatze  in  der  Zeilschrift  für  deutsche 
Landwirthe,  Jahrg.  1850,  S.  149,  geschöpft  werden. 

Die  ersten  Vorschriften  zur  Förderung  der  Pferdezucht 
sind  durch  Patent  vom  14.  Februar  1792  ertheilt;  spätere 
Bestimmungen  enthalten  die  Minist  Erlasse  vom  28.  July  1837, 
15.  April  und  14.  September  1839. 

■ 

Zur  Einleitung  der  Entfesselung  des  Grundbesitzes  im 
Königr.  Sachsen  erging  unter  dem  24.  Februar  1824  ein  Re- 
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skripl  ober  die  unter  gewissen  Voraossetzangen  und  Bedin* 
gungen  zu  gestaltende  Ablösung  der  Dienste  und  Frobnden, 
welches  jedoch  seiner  Natur  nach  eine  durchgreifende  Wir- 
kung eben  so  wenig  äussern  konnte,  als  das  Mapdfl^t  vom 
13.  August  1830,  aUgemeine  Rechtsgnindsätze  ober  Froh»- 
und  Dienstsachen  enthaltend  (fiir  die  Erblande).  Mit  dem  Ge- 
setze vom  17.  März  1832  über  Ablösungen  und  GemeinheUs^ 
iheihingen  und  der  gleichzeitigen  Errichtung  einer  Landrenien- 
bottk  (unten  z.  v.  bei  Staatsschuld)  beginnt  die  seitdem  rasch 
vorgeschrittene  und  erfreulich  entwickelte  Thätigkeit  der  Ge- 
neral-Kommission.  Ein  ferneres  wichtiges  Gesetz  vom  14.  Juny 
1834  betrifft  die  Zusammenlegung  der  Grundstücke ,  womit  an* 
dere  Staaten  Norddeutschlands  um  ein  halbes  Jahrhundert 
früher  begonnen  hatten.  Die  Ablösungen  sind  durch  ver- 
schiedene spätere  Bestimmungen  ausgedehnt  und  erleichtert, 
z.  B.  durch  die  Gesetze  vom  2i.  July  1846  mit  Ausfübrungs« 
Verordnung  Vom  30.  September;  vom  !34.  Januar  und  26.  Fe- 
bruar 1850,  sowie  durch  das  beabsichtigte  Lehngelder-Ablö- 
sungsgesetz. Ueber  die  Wirksamkeit  der  Generalkonynission 
für  Ablösungen  und  Gemeinheitstheilungen  bis  zum  Schlüsse 
des  Jahrs  1848  enthält  von  Böse  sächsiscfies  Jahrbuch  S.  52 
nachstehende  Mittheilung. 

Bifl  zam  Schlüsse  des  Jabrs  1848  sind  Aberbaupt  aahiiiigig  geworden 
3128  FrohnablOsaugen^  3739  NaturalzinsablQsungen  ^  2076  Hutungaabid- 
«ungen^  785  Ablösungen  anderer  Servituten,  797  OemeinheltstbeUungen, 
499  Grundstückszusammenlegungen ,  25  Ablösungen  ron  Bierrerlagsrech- 
ten,  85  MahlzwangsablOsnngen,  796  Laudemialablösnngen,  zusammen  11930. 
—  Von  diesen  haben  bis  Ende  des  Jahres  1848  völlige  Erledigung  ge^ 
fimden  10456 ,  so  dass  1474  annoch  anhängig  davon,  aber  823  als  na- 
terieU  bereits  beendigt  zu  betrachten  waren,  indem  581  schon  in  Rezess- 
entwürfe  gebracht  und  242  bis  zum  Rezessen f würfe  gediehen  waren,  so 
dass  zu  Ende  des  Jahrs  1848:  651  Sachen  annoch  der  Erörterung  unter- 
lagen. Unter  den  völlig  erledigten  10456  Gegenständen  sind  begriffen: 
2988  Frohnablösungen,  3589  Naturalzinsablösungen ,  1892  Hutnngsablö- 
snngen^  679  Ablösungen  anderer  Servituten,  5d3  Gemeinheitstheilnngen, 
279  Orundst&cksznsammenlegungen,  23  Ablösungen  von  Blerverlagsrechtea, 
82  MahlzwangsablÖsongen,  331  LaudemialablÖsongen* 

Von  diesen  haben  im  Jahre  1848:   805  Sachen  Erledigungen  erhalten. 

Zu  den  Ende  1848  bereits  materieU,  nur  noch  nicht  durch  Bestätigung 
der  Rezesse»  erledigten  823  Angelegenheiten  gehören 
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Der  Etatsansatz  für  diesen  Ausgabelitcl  ist  im  neusten 
Voranschlag  12752  Thtr.,  wozu  als  vorübergehend  848  Thlr, 
kommen. 

5,  Zu  Vatertiäteung  bei  Brand-  und  andern  Unglücks- 
Tallcn  werden  2000  Thlr.  und 

6.  als  Vergütung  für  den  Kommissär  beim  Stänbrnch- 
ires«n  357  Thlr.  (wovon  7  vorübergehend),  gefordert. 

Eine  fernere  Hauplabtheilung  des  Ausgabe  -  Etats  des 
Ministeriums  des  Innern  bilden  die  Ausgaben  auf  die  altgemeine 
LandetpolizeL    Dazu  gehören: 

1.  Die  Kommunalgarde.  Ein  Mandat  vom  29.  November 
1830  ordnete  die  Errichtung  von  Kommunalgardcn  an,  unter 
Aufhebung  desBürgergardenmandals  vom  ZZ.Vlän.  1828;  wurde 
aber  seihst  in  einigen  Theilen  abgeändert  durch  Gesetz  vom 
25.  Juny  1840.  Dabei  blieb  es  im  Wesentlichen  bis  zum 
Jahre  1848,  wo  zunächst  eine  Verordnung  vom  II.  April  eine 
Verälärkung  und  erweiterte  Bestimmung  der  K.  G.  verfügte, 
während  ein  Gesetz  vom  28.  September  über  die  Eniscbädi- 
gung  der  im  Die.ist  verletzten  Kommunal-Gardislen  bestimmte 
und  ein  ferneres  Gesetz  vom  22.  November  1848,  mit  Aus- 
führungsverordnung vom  19.  Juny  1849,  die  sämmllirhen  Ein- 
richtungen ergänzte  und  fester  begründete  (abermals  abge- 
ändert am  14.  Uay  1851).  —  Zu  den  allgemeinen  Kosten 
liefert  die  Staatskasse  einen  Beitrag,  welcher  im  Voranschlags- 
entwurf für  1849  —  51:  etatraässig  mit  4580  Thlr.  und  vor- 
übergehend mit  1000  Thlr.  angesetzt  ist.  —  Aus  der  Ver- 
handlung über  die  Bewilligung  dieser  Summe  am  S.  April  1850 
crgicbt  sich  Übrigens,  dass  zwanzig  Jahre  des  Bestehens  nicht 
vermocht  haben  dieser  Anstalt  den  rechten  Lebensgeist  ein- 


—    1319    - 

zahaucben,  oder  auch  nur  die  Einsicht  von  deren  Wichtig- 
keit überall  zu  verbreiten.  Ob  diese  auch  in  einem  grossen 
Theile  d^  übrigen  Deutschlands  wahrgenommene  Erscheinung, 
im  Karakler  des  Volks,  oder  in  den  gesetzlichen  Bestimmun- 
gen über  die  Bürgerwehr,  oder  in  deren  Ausfuhrung,  —  ihre 
Erklärung  finden  kann;  ist  vielleicht  im  allgemeinen  Theile 
dieser  Schrifl  Raum  und  Veranlassung  zu  entwickeln. 

2.  Die  Gendarmerie  soll  etatmässig  59020  Thlr.  und  vor- 
übergehend 761  Thlr.  erfordern,  wofür  70  Obergendarmen 
und  156  Gendarmen  gehalten  werden,  wonach  auf  den  Mann 
im  Durchschnitt  268  Thlr.  kommen.  Ueber  Einrichtung  und 
Leistungen  des  Gendarmeriekorps  sind  die  Verhandlungen 
II.  Kammer  von  1850  Bd.  II  S.  1278  ff.  zu  vergleichen,  -r- 
Ein  Generale  vom  7.  April  1820  betrifft  die  im  Jahre  1809 
errichtete  Gendarmerie -Anstalt;  es  hat  Erläuterungen  unter 
dem  9.  August  1822  und  9.  July  1829  erhalten. 

3.  Für  allgemeine  Versorgmgs- Anstalten  sind  3832  (wovon 
37  Thlr.  vorübergehend}. 

4.  Für  medizinalr'poliieiKche  Zwecke  40903  Thlr.  im  ordent- 
lichen Etat  und  733  Thlr.  vorübergehend  verlangt.  Davon 
lUr  die  Chirurgisch-medizinische  Akademie  20258  und  149  Thlr. 
für  Bezirks-,  Medizinal-  und  Veterinär -Beamte  (berichtigt) 
17845  und  584  Thlr.;  gegen  Epidemien  und  Viehseuchen 
2500  Thlr.  \  Prämien  für  Lebensrettung  300  Thlr.  —  Die  ge- 
setzgeberische und  Verwaltungs-Thätigkeit  im  Gebiete  der 
Gesundheitspolizei  ist  im  Königreiche  Sachsen  so  sehr  frucht- 
bar gewesen,  dass  die  darauf  sich  beziehenden  Bestimmungen 
einen  ganzen  Band  von  Funke  Polizei -Gesetzen  und  Verord- 
nungen füllen.  Hier  sind  nur  die  wichtigsten  wie  folgt  auf- 
zuzählen : 

1818  April  2.)  Mandat  wegen  Erlemang  und  Ansfibimg  der  GeburtshÜlfe. 

1819  Januar  30.^  Mandat  die  Erlernung  und  AuBÜ^nng  der  Wnndarznei- 
und  Apetlieker- Kunst,  sowie  die  Ausfibung  der  inneren  Heilkunde 
durch  Wundärzte  betreffend. 

1847  August  12«,  Verordnung  den  Wegf&U  der  bisher  vorgeschriebenen 
wundärztlichen  Ausbildung  zur  Betreibung  des  Barbier-  und  Baader- 
gewerl>es,  — 

1820  Oktbr.  17.,  Mandat  das  Apotbekerwesen  betreffend. 
1823  Juny  9.,  Allgemeine  Arznei-Taxe. 
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1828  Septmher  tt.>  Maadtt  tat  T«riuuif  vmt  Amei-WMre»  b<<raltoH. 

1824  Jimy  1. ,  IfandAt  die  Anlbebang  des  SanititokoUegii  uad  die  Medi- 
zinal-PoliBeipflege  betreffend. 

1824  Jnoy  1.^  Mandat  die  Aosilbang  der  inneren  Heilkonde  betreffend. 

1836  Joly  30^  Gesetz  jfiber  die  Organisation  der  imtem  Medlzinal-Beh5rden« 

1836  Jjdj  90»  y  AnafOhnrngsrerordniiiig  und  InetndLtkm  der  Beilrka- 
firzio  a«  8.  w« 

1836  Oktober  29.»  Statut  einer  Wittwen-  «nd  WaiseskMse  Ar  dtm  int- 
liehe  PeraoMü  des  KSnigreielu  Sachsen. 

1836  Dezember  26.,  Verordnonf  wegen  Einführung  einer  zweiten  Anlage 
einer  sftchsfschen  niarmacopoe  und  eines  verilnderten  Apotheker- 
Gewichts. 

1840  Juny  18. ,  Terordnung  wegea  Kiafflhraog  einer  neuen  Annel-Taxe. 

1847  Oktober  86.^  Verordnung  eine  neue  Arznei-Taxe  ietreffend. 

1839  April  25.,  Verordnung  i&ber  die  Apotheken-Hevisoren  und  deren 
Instruktion« 

5.  Unter  dem  Ausgabe  -  Titel :  BeUräge  sn  den  Lokakuf 
slalien  für  PoU»ei  und  andere  öffentliche  Zwecke,  werden 
gefordert :  fiir  Dresdener  Anstalten  (unveränderliche  Verpflich- 
tungen) 18723  Thir.;  Beitrag  zu  den  Kosten  des  Leipziger 
Kriminal-  und  Polizei -Amts  3000  Thlr«;  zur  Armen-  und 
Kranken -Versorgung  in  verschiedenen  Theilen  des  Landes 
1594  Tbirs  an  Gemeinden,  Lokalanstallen ,  Innungen  und 
Schützen-Gesellschaften  2855  ThIr  —  zusammen  26173  Thlr. 

6.  Die  Beiträge  an  Ptieai  ^  Ansialte»  für  allgemeine  Lan- 
deszfoecke  (an  den  Verein  für  entlassene  Strafgefangene  500; 
zwei  Privatheilanstalten  für  Blinde  1250;  an  die  Leipziger 
Buchhandlerbörse,  Tilgungsfonds  771 ;  an  Frauen  vereine  800), 
3321  Thlr. 

7.  Für  die  allgemeinen  Stt*af^  und  Versorgungs^  Anstalten 
etatsmässig  156087  Thlr.  und  vorübergehend  848  Thlr;  im 
Jahre  1770:  4000  Thlr.  Auf  die  einzelnen  Anstallen  vertheilt 
sich  diese  Summe  wie  folgt: 

a.  Heil  -  und  Verpflegungs^AnstaU  zu  Sonnenstein,  für  heilbare 
Geisteskranke,  mit  260  Pfleglingen,  15950  Thlr.,  ausser 
11000  Thlr.  eigenen  Einnahmen.  Gesetz  vom  26.  May 
1834,  Bekanntmachung  vom  6.  November  1840.  —  Be« 
Schreibung  des  Staatsministers  Nostiz  und  Jänkendorf, 
3  Bde. 
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b.  Landei-VerMorgungs^Ansiali  auColdUz  mit  520  Pflegfingen, 
unheilbare  und  zugleich  gerährticho  Geisteskranke,  sowie 
solche  Personen  enlhakend,  deinen  äussere  Krankheiten 
ihre  Absonderung  von  den  bürgerlichen  Verhältnissen 
nöthig  macht.  Erfordemiss,  ohne  die  eigenen  Einnahmen, 
35900  Thlr.,  also  Staatszuschuss  eo  Thir.  für  den  Kop£ 
Generale  vom  29.  Juny  1810. 

c.  Königliche  BUnden^Anstali  m  Dresden,  mit  80  Pfleglingen 
und  1534  Thlr.  eigener  Einnahme;  Staatszuschuss  7045 
ThIr.  Der  Gesammtaufwand  beträgt  auf  den  Kopf  durch' 
schnitllich  120  Thlr.  12  Ngr.  —  Ministerial-Erlass  vom 
14.  Januar  1847,  bei  Funke  a.  a.  0.  III.  347. 

d.  LandeswaisenhoHS  zu  Grosshenneridorf  mit  80  Zöglingen, 
ausser  500  Thlr.  eigener  Einnahme,  3600  Thlr.;  Gesammt- 
aufwand auf  den  Kopf  63  Thlr.  —  Gesetz  vom  18.  Ja- 
nuar 1838. 

e.  Die  vereinigten  Landetanstalien  zu  Hubertsburg  (Kranken- 
und  Versorgungs-Anstalt)  mit  487  Pfleglingen,  (worunter 
jedoch  auch  40  Landesgefangene  und  150  weibliche 
Sträflinge),  erfordern,  ausser  den  eigenen  Einnahmen, 
21800  Thlr.  Die  Gesammtausgabe  beträgt  für  den  Kopf 
durchschnittlich  76  Thlr.  17  Ngr.  —  Erlasse  vom  i.  und 
12.  May  1840. 

f.  Korrehiions-  und  Erziehungs  -  AnsiaÜ  zu  Bräunsdorf  mit 
320  Gefangenen,  die  eigenen  Einnahmen  und  17240  Thlr. 
Staatszuschuss.  Auf  den  Kopf  kommen  von  der  Gesammt- 
ausgabe im  Durchschnitt  66  Thlr.  28  Ngr.  -^  Verfugun- 
gen vom  28.  May  1832,  6.  Februar  1833,  11.  August 
1840,  19.  July  1843  und  18.  Juny  1844. 

g.  KorrehiionS'^  und  Arbeitshaus  zu  Zwickau  mit  750  Zücht- 
ungen, ausser  den  eigenen  Einnahmen,  33900  Thlr.  Die 
durchschnittliche  Gesammtausgabe  beträgt  auf  den  Kopf 
56  Thlr.  23  Ngr.  —  Armenordnung  vom  22.  Oktober 
1840  §.  111  und  119  ff.;  Mandat  vom  9.Juny  1803  §.IX; 
Mandate  vom  25.  Januar  1825  und  22.  Septbr.  1826. 

h.  Züchte  und  Korrektionshaus  zu  Waldheim,  mit  660  Zücht- 
ungen, ohne  die  eigenen  Einnahmen,  21500  Thlr.  Auf 
den  Kopf  kommen    von  aller  Ausgabe  durchschnittlich 
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63  Thlr.  28  Ngr.  —  Die  Verordnungen  wie  bei  Zwickau 
und  Ministerial-Verrügung  vom  13.  Februar  1837  (sämmt- 
lieh  in  Funke  Sammlung). 

Ein  Rückblick  auf  diese  Landesanstallen  zeigt,  dass  ver- 
anschlagt wurden,  in  dem: 


Fnum»mi$ekmiit 

1834—36  .     , 

PiTB^uem  mit  einem 

Zm$€hm$t  avaStaata- 

kaaaen  per  Kopf 

,     .     1900     .    . 

.    62  Thlr.  22 

1837—39  .     . 

,     .     2235     .     . 

,     .     51 

«      14 

1840—42  •     , 

.     .     2355     . 

.     .     54 

«      12 

1843—45  .     . 

.    .     2688     . 

.     .     56 

»      12 

1846-48  .     , 

.     .     2938     . 

.     .     50 

»      12 

1849-51  . 

.     .     3157     . 

.     .     49 

„      21 

Ton 
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Während  der,  die  Vermehrung  der  Bevölkerung  bedeu- 
tend übersteigende  Anwachs  (66  Vo  also  im  Jahresdurch- 
schnitt 4  Vo)  eine  betrübende  und  sehr  bedenkliche  Erschei- 
nung ist,  verdient  die  Verbesserung  der  wirlhschafllichen  Ein- 
richtungen obiger  Anstalten  Lob.  In  sonstigen  Beziehungen 
jedoch  scheinen  Aenderungen  erforderlich,  welche  II.  Kammer 
(Mitlh.  von  1849—51  Bd.  II.)  beantragt  hat. 

8.  Für  statistische  Zwecke  ist  in  dem  Entwürfe  des  Vor- 
anschlags für  1849  —  51  zum  ersten  Male  ein  Beitrag  von 
3000  Thlr.  gefordert,  was  um  so  grössere  Billigung  finden 
wird,  wenn  man  erwägt,  dass  die  Thäligkeit  des  bisherigen 
statistischen  Vereins,  nunmehrigen  statistischen  Bureau,  vor- 
nehmlich durch  den  Mangel  an  Geldmitteln  beschränkt  ge- 
wesen und  deshalb  Vieles  nachzuholen  ist.  (Stände- Verhdlg. 
von  1849—51,  zweite  Kammer  Bd.  II.  S.  1367). 

9.  Von  den  14000  Thalern,  welche  unter  dem  Titel:  fiir 
ausserordentliche  und  Insgemein^Ausgaben  des  Ministeriums  des 
Innern,  verlangt  werden,  kommen  für  Eisenbahnztcecke  (Besol- 
dung von  Regicrungsbevollmächtigten  und  Vorbereitung  neuer 
Linien)  3000  Thlr;  fiir  Austoanderungszwecke  (Mitthlg.  der  Re- 
gierung über  das  Auswanderungswesen  vom  7.  November 
1849)  5000  Thlr. ;  auf  Kosten  der  Einführung  der  Städteord- 
nung, Belohnung  ungewöhnlicher  Dienstleistungen,  Grenzregu- 
lirungskoslen  u.  s.  w.  6000  Thlr. 

Hiernach  sind  für  Gegenstände  der  allgemeinen  Landes^ 
poliaei  im  Entwürfe  des  Voranschlags  für  1849—51  zusammen 
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etalmässig  311318  Thlr.  oder  4,tTyo  aller  Staaalsausgaben 
und  vorübergehend  2231  Thlr.  angesetzt.  Das  Ministerium 
des  Innern  aber  bedarf  im  Ganzen  etatmässig  575808  Thlr. 
und  vorübergehend  21687  Thlr.  (Mitth,  IL  Kammer  von  1849 
bis  51  Bd.  II.  S.  1369), 

4.    H^iKituinrttt  ^rr  /ittanjm. 

Der  etatmässige  Bedarf  des  Finanz-Ministeriums  ist,  nach 
dem  Durchschnitt  von 

1834/6:     402640  Thlr. 

1837/9:     396145       „ 

1840/2:     524816       „ 

1843/5:     461846       « 

1846/8:     482374       „ 

1849/51:  468073       « 
oder  6,27  %  aller  Ausgaben. 

Die  Geschäftszweige  des  Finanz -Ministeriams  bestehen  In  der  Ver-* 
waltung  des  Staatsguts  (mit  Ausnahme  derjenigen  Thelle  desselben^  welche 
zu  den^  anderen  Ministerien  untergeordneten  Instituten  des  Staats  gehOren, 
deren  Verwaltung  diesen  anheim  föltt)  insbesondere  der  Domftnen,  der 
Kapitalien  der  Hanptstaatskasse,  derEinkQnfte  von  den  nutzbaren  Rechten 
des  Forst«,  Jagd-,  Floss-,  Berg-,  Salz«,  MQnz-,  Post-  und  Wasser-Hegals, 
des  Staatseisenbahuen-  und  Telegrafbnwesens,  so  wie  der  fibrigen  fUr  Reoli« 
nung  des  Staats  im  Betriebe  befindlichen  technischen  Unternehmungen  und 
der  Landes -Lotterie;  in  der  obersten  Direktion  und  Kognition  in  allen 
Eibstrom-,  Ufer-  und  Dammbausachen^  der  Leitung  der  fttr  Hechnung  des 
Staats  zu  führenden  Land  (Hoch-),  Strassen-,  BrAcken-  und  Wasserbaues 
der  Verwaltung  der  gesammten  Staatsausgaben,  der  AufeichtfÜhrung  Qber 
das  Staatskassenwesen  und  der  Aufbewahrung  der  von  den  Kdnigl.  Ge-* 
richtsstellen  einzuliefernden  Depositen  und  der  von  Staatsbeamten  zu  be- 
stellenden Kautionen;  ferner  hat  dasselbe  das  $•  107  der  Verlhssungs-Ur- 
kunde  der  Regierung  vorbehaltene  Oberaufttchtsrecht  über  die  Verwaltung' 
des  Staatsschuldenwesens^  ipgleichen  die  Au^icht  Aber  die  unter  Garantie' 
des  Staats  stehende  Landrentenbank  auszuüben,  sowie  ihm  auclr  die  Bear-- 
beitung  der  zu  erlassenden  Gesetze  in  Finanzangelegenheiten  obliegt 

Die  Besetzung  sammtlioher,  dem  Finanz  -  Departement  angehÖiriger 
Dienststellen  wird  durch  das  Finanz -Ministerium  selbst  bewirkt  oder,  je 
nachdem  dieselbe  auf  landesherrlicher  Entschliessung  beruht,  für  letztere 
vorbereitet.  Ueber  die,  für  die  Finanzverwaltnng  angesteUten  Beamten 
steht  dem  Ministerium  die  oberste  Discipllnar-Aufsicht  zu. 

Die  Geschäftszweige  des  Finanzministeriums  sind  in  drei  Abtheilungen' 
desselben  getrennt.    Es  werden  bearbeitet  bei 
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der  ersten  AbAeilaiig  die  v4  den  SteatshaiuAAlt  vaA  dM  Staate* 
kassen-  und  Rechnaiigswerk  Bezog  habenden  An^egenlieiCen ,  die  Ver- 
ftosnngssacheu  und  Personall>eaet2ungen  bei  dem  Finanz-Miniflteriunij  dessen 
Kanzlei  und  Kassen^  das  Abgaben-  nnd  Steaerwesen^  die  Salz-  und  Lo(- 
teriesache%  Cbauaseegeld^  und  Br&ckenzoü-^  ingleicken  Strompelizeisachen. 

Zu  der  zweiten  Abtheilang  gehört  die  Verwaltnng  des  Slaatsgrand- 
eigen thnnw,  an  Kammergatem^  Dom&nen,  Forsten ^  Grandstücken ,  Wein- 
gebirgen, Oebfiuden  und  Anteniitivngeit,  der  Berg-  und  Hütten-  nnd  KOnigl. 
Steinkohlenwerke,  der  fQr  Rechnung  des  Staats  betriebenen  Unternehmungen, 
als  der  PorzellanmanuAiktur,  fbmer  die  Besorgung  der  M&nze,  Floss-  und 
Jagdsachen  und  die  Anfticht  Aber  die  Berg-  und  Forstakademie  und  Aber 
die  landwirthschafüiche  Lehranstalt. 

Der  dri^/^n  Abtheilung  gehSren  dfo  AiTeMVeheB  Arbeiten  und  Verkehrs- 
mittel des  Staates  an,  der  Strassen-,  Brücken-,  Eisenbahn-,  Wasser-  und 
Hochbau,  die  Post,  wie  der  Betrieb  der  Staatseisenbahnen  und  Telegrafon, 
endlich  die  Leitung  der  StaatsprfifUngen  fQr  d^  yoraufgefQhrten  Zweige 
der  Technik.  F&r  die  Berathnng  nnd  Entscheidung  umOusenderer  tech- 
nischer Gegenstände  sind  derselben  technische  Belrathe  zugeordnet. 

In  den  zu  seinen  Gteschäftssweigen  gehörenden  Verwaltungsstreitlg- 
kdten  nnd  Sti«lhachen  steht  dem  Finaiisministerium  die  Eatseheidiing  in 
letster  Inslans  zu ,  und  es  wird  IQr  solche  jedesmal  unter  dem  Voraltie 
des  Finansmintoters  durch  zwei  Mtnisterialrithe  nnd  zwei  hierzu  fort- 
dauernd deputirte  Ober^Appellationsr&the  eine  kollegialische  Behfirde  ge^ 
bildet.  — 

Fflr  das  Rechmuigswesen  bei  dem  Finanzministerium  sind  die  Biich- 
halterei  nnd  die  beiden  Rechnungsexpeditionen  niedergesetzte  — 

Die  Finanz  ^Buchhaltern  hat  im  Wesenaiehen  die  jahrlidien  Etate 
ftber  die  gesammten  Einnahmen  und  Ausgaben  der  dem  F^inanzministeriom 
untergeardnelen  obem  Kassen  nnd  Zahliunter  lu  beutelten,  über  die  alV- 
jälurBch  stattflndenden  Einnahmen  und  Ausgaben  bei  den  gedachten  Kassen 
und  ZahUüntem  Kontrolle  zu  ftthren  und  darüber  die  erfiorderliehen  Haupt« 
ilbersichten  zu  fisrtigeu ; 

über  die  Einnahmen  und  Ausgaben  bei  den  sfUnmtlichen  Spezialkassen 
und  Einnahmen  in  den  einzelnen  Verwaltungszweigen,  welche  mit  ihren 
Geldablieferungen  an  die  Finanzzentralkasse  gewiesen  sind,  ein,  nach  den 
Grundsätzen  der  doppelten  Buchhaltung  angelegtes  Hauptbuch  au  führen; 
ferner  liegt  ihr 

die  Aumittelung  des  jährlichen  reinen  Ertrags  der  Einkünfte  sowohl 
im  AllgemeineB  als  naeh  den  verschiedenen  Abtheilnngen  durch  Prüfkug 
der  Einnalmien  und  Ausgaben ,  sowie  des  hieraus  hervorgehenden  jedea- 
maUgen  Zostandes  des  Staats -Vermögens,  anch  die  Sammlung  und  Zo- 
sammenstellnng  der  für  das  Staatsbudgets  erforderlichen  Unterlagen  ob.  — 

Die  Fm(mZ''Rechmmgt-Expeditumen  sind  im  Allgemeinen  mit  der 
Dlr^tion  und  Revision  des  Rechnungswerks  sämmtlicher  Spezialkassen 
und  Einnahmen,  mit  Ausnahmen  der  Kasseq  für  den  Eibr  und  Gren^aoU) 
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die  Brftimtweiii-9  Bier-,  Wehi-,  Taliak-,  Rfibetusacker-,  Uebergsngs-  und 
SddftiAtoteiter ,  Ingleidien  der  Spesialposttoissen  beauftragt.  Urnen  Iieg;t 
die  PrÜfting  der  Steaer-Kataater,  die  Montrung  der  von  den  £lnnahttie-Be- 
kftrden  abgelegten  Heebnongen,  die  8orge  fQr  Bericbtigang  der  dabei  wabr- 
genoimnenen  Defekte,  die  Kontrolle  Ober  die  gebOrige  Ablteitening  der  Gel- 
der tor  PinaniB*>  Zentralkasse  nebst  allen  damit  in  Verbindung  stebenden 
Gesebfiften  c^.  — 

Die  etste  Finanz-Becbnongs^Expedition  bat  das  Recbnnngswerk  in  den 
VenrtJtongszweigen  der  ersten  and  dritten  Abtbeilnng  des  Finansministe- 
rinms»  die  jsweite  Finanz-Hecbnnngs-Expedition  aber  das  Recbnnngswerk 
in  den  Verwaltongssveigen  der  zweiten  nnd  dritten  Abtbeiinng,  mit  Aas^ 
nähme  der  zur  Zeit  an  den  Vorstand  der  ersten  Hecbnnngsexpedltion  ge- 
wiesenen Berg-  und  HOttensacben  in  vorgedachter  Masse  zn  beauf^icb- 
tigen« 

Ffir  die  Aufbewaitrong  der  Urkunden  und  älteren  Akten ,  sowie  fOr 
die  Zusammenstellung  der  aus  Urnen  zu  entnebmenden  NacbricbCen  bestebt 
das  Ftnanz^Archw, 

Die  Aufbewahrung  der  für  die  Zwecke  des  Finanzministeriums  erfor- 
derlichen Risse  und  Karten,  ingleichen  die  Anfertigung,  Ausführung  und 
Prüfung  der  vom  Finanzministerium  unmittelbar  anzuordnenden  geometri- 
sdien  und  geodätischen  Arbeiten^  einschliesslich  der  auf  das  neue  Grund- 
steuerqrstem  Bezug  habenden,  erfbJ^  bei  dem  Finanz  -  Vermessunffs* 
Bureau. 

Die  dem  Finanzministerium  unmittelbar  untergeordneten  Zentralkassen 
sind:  die  Haupt  •'Staatskasse ;  sie  ist  für  den  eigentlichen  Staatsschatz 
bestimmt  und  hat  daher  die  Fonds  desselben  aufzubewahren,  die  Nutzungen 
aas  letzteren  zu  bezieben  und  die  dem  Staatsschätze  zur  Last  fallenden^ 
von  den  laufraden  Ausgaben  für  die  Staatsverwaltung  gesonderten  Aus- 
gaben zu  bestreiten;  der  ein  besonderes  Recbnungskapitel  dersell>en  bildende 
9,Domainenfbnd8<^  hat  die  auf  Verdusserungen  und  Erwerbungen  von  Staats- 
gut sich  beziehenden  Einnahmen  und  Ausgaben  zum  Gegenstand ;  die  De* 
ponten  '  Kasse  y  die  Kautionskasse  ^  die  Haupt -- Atisweckslungskasse, 
welche  letztere  die  auf  die  Auswechslung  des  Papiergelde^  Bezug  habenden 
Gescfaäfle  zu  besorgen  bat:  die  iPinanz-ZentraUcasse,  welche  die  laufenden 
Einkünfte  aus  sammtliohen  Ve'rwaltnngszweigen  des  Finanzministeriums 
zu  vereinnahmen  und  die  Königl.  Hofhaltung,  sowie  die  Zahlftmter  nach 
den  entworfenen  Etats  mit  den  erforderlichen  Geldmitteln  zu  versehen  hat. 

Die  Zahlämter  des  Finanzministeriums  sind:  das  Landes-Zahlamt;  es 
hat,  ausser  der  Zahlung  der  Zivilliste,  der  Apanagen  des  köuigl.  Hauses, 
und  der  zu  Cnterbaitung  des  künigl.  Haus^Fidelkommisses  erforderlichen 
Fonds  9  die  Aaszahlung  der  auf  den  Etats  der  vetnehiedenen  Ministerien 
(mit  Ausnahme  deijenigeni  welche  mit  besondem  Ministerlal- Kassen  ver- 
sehen sind,  namlicb  des  Kriegsministeriums  and  des  Ministerium  des  Kul- 
tus) stehenden  regelmassigen  Aasgaben  für  die  LandesbMrden,  dieJostiz- 
nnd  PcOlzeiplege,  die  OifeBtlicheii  Anstalten  und  Samnünngen  n.  a.  w.| 
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sowie  die  vorkemmeiideii  ausserordentliclieii  Ansgabeii  im  Flnans-Haiiilialte 
zu  besorgen ;  das  PensiODs-Zahlamt ;  bei  demselben  erfolgt  die  Verwaltung 
des  Staatspensionsfonds  y  die  Auszahlung  der  Pensionen  und  Wagegelder 
der  Staatsbeamten )  sowie  der  Wittwen-Unterstutznngen  und  Erziehungs- 
beibülfen^  welche  hinterlassenen  Wittwen  und  Waisen  derselben  verwilligt 
worden  sind ,  femer  die  Auszahlung  aller  derartigen  ^  für  Personen  vom ' 
Hofötaate,  deren  Wittwen  und  Waisen  verwilligten  Unterstützungen^  welclie 
nach  Maassgabe  $.  22  der  Verfassungsurkunde  nicht  von  der  Zivilliste 
zu  bestreiten  sind;  endlich  die  Auszahlung  der  Militär-Pensionen,  Wittwen- 
Unterstützungen  und  Erziehungsbeihülfen ,  mit  Ausschluss  der  an  Militürs 
verwiiligten  Wartegelder  ^  welche  aus  dem  Kriegszahlamte  ausgezahlt 
werden }  das  Bau-Zahlamt ;  zu  Bestreitung  des  den  Staatskassen  zukom- 
menden Unterhaltungs-  und  Bau-Aufwands  für  Strassen-,  Brücken-,  Eisen- 
bahn-9  Wasser-  und  Hochbaue.  — 

Fernere  Einzelheiten  über  das  Geschäftsgebiet  der  für 
die  Hauptdienstzweige  dem  Ministerium  der  Finanzen  unter- 
gebenen Mitielbehörden  finden  sich  im  Staatsbandbuche. 

Da  der  Umfang  dieser  Schrift  das  Eingehen  auf  alle  Un- 
terabtheilungen  des  Finanzministeriums  nicht  gestattet ,  auch 
von  einem  grossen  Theile  derselben  bereits  unter  dem  Ab- 
schnitt: Staatseinnahme,  die  Rede  gewesen  ist;  so  hebe  ich 
nur  einzelne  allgemeiner  interessante  Posten  hervor,  im  üebri- 
gen  auf  den  Inhalt  der  Uebersichtstafel ,  oben  Seite  1296  ver- 
weisend. 

a.  Für  die  Forstakademe  und  das  landtokthschaftliche  In- 
stUtU  %u  Tharandt  wurden  jährlich  zwischen  8800  und  10500 
Thln  aus  Staatsmitteln  verwendet,  wozu  einige  sonstige  Vor- 
theile  und  die  eigenen  Einnahmen  kommen.  Die  Anstalt,  wel- 
che seit  1811  eine  Privatangelegenheit  des  höchst  verdienst- 
vollen Oberforstrath  Coita  gewesen  war,  wurde  im  Jahre 
1816  (April  13.)  zur  Königlichen  Forstakademie  erhoben  und 
damit  im  Jahre  1830  eine  Akademie  für  Landwirthe  in  Ver- 
bindung gesetzt.  Die  neuste  Zahl  der  Studierenden  ist  46 
Forstwirlhe  und  13  Landwirthe.  —  Akademieplan  vom  5.  Fe- 
bruar 1846. 

b.  Die  Bergakademie  sw  Freiberg ,  die  Haupt  -  Bergschule 
daselbst,  und  die  Bergschulen  zur  Bildung  geschickter  Steiger 
und  Aulseher  bei  den  Bergämtern ,  haben  einen  fast  unver- 
änderlich gebliebenen  Staatszuschuss  von  10000  Thlr.  jährlich 
erfordert.    Die  Stiftungs- Urkunde  der  Akademie  ist  vom  4.  De- 
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zember  1765;  sie  hat  einen  wohlverdienten  Weltraf,  denn 
viele  der  grössten  Männer  im  Berg  -  und  Hüttenfacho  aller 
Staaten  verdanken  der  Akademie  ihre  Ausbildung.  Die  Zahl 
der  Akademisten  ist  zwischen  60  und  70.  Ausrubrliche  Nach- 
richt über  die  Anstalt  giebt  jedes  Jahr  das  Jahrbuch  für  den 
Berg-  und  Hütten -Mann. 

r 

5«   Htportemmt  ^f0  ürir^s. 

Nach  dem  Staatshandbuche  für  1850  umfasst  der  Ge- 
schäftskreis des  Ministeriums  des  Kriegs; 

1.  alle  die  Armee  betreffenden  Angelegenheiten ,  welche  snr  Aller- 
höchsten Entscheidimg  zu  bringen  und  nicht  der  eignen  Anordnung  der 
höheren  Kommandobehörden  überlassen  sind, 

2.  YerAissungs-  und  Gesetzgebungs-Sachen^  welche  zom  Wirkungs- 
kreise des  Ministeriums  gehören.  — 

3.  Miiitfir  -  Jnstizsachen,  nach  den  im  Gesetze  über  privUegirte 
Gerichtsstände  vom  28.  Januar  und  der  Verordnung  rom  2*  April  1835 
erlblgten  Bestimmungen.  — 

4.  Rekrntirungs-  und  Entlassungs-Angelegenheiten.  — 

5.  Marsch- 9  Kantonnemeuts-  und  Einquartierungssachen  nebst  der 
Obern  Leitung  bei  Ausmittelung  der  Uebungsplätze.  — 

6.  Yertheilung  der  Natural  -  lieistungen  für  das  Militär  auf  die  ein- 
zelnen Bezirke  des  Landes^  Oberaufticht  über  richtige  Aufbringung  dieser 
BedÜrftaisse  und  Gewährung  der  gesetzmassigen  Vergütung  dafür*  -» 

7.  Militär-,  Pensions-,  Versorgungs-  und  Unterstützungs- Angelegen- 
heiten. 

8.  MUitär-Wirthschaft.    Dahin  gehören 

a.  die  EntwerfUng  der  Etats  für  die  Militär-Administration,  Ver- 
pflegung der  Armee  und  Kontrole  Über  die  untern  Wirthschafts- 
Beamten ; 
b«  die  Angelegenheiten  des  Haupt -Zeughauses  i\nd  Feld-Rriegs- 
Kommissariats,  des  MUitär-Ober-Bauamts  undf  der  Festung  KÖnig- 
stein,  sowie  der  Kasernirnngs- Anstalten ,  Medizinal- Direktion, 
Hospitaler,  Magazinverwallnng j  die  Auflsicht  über  das  Rech- 
nungswerk der  Kriegskasse  und  sämmtllcher  Militärfbnds ,  na- 
mentlich die  Prüfung   nnd  Justifikation   des  Rechnongswerks 
der  sämmtlicheii  MUitärbehörden.  — 
9f    Die  obere  lidtong  nnd  Beaufoichtigung  der  Milltar-BildongB-An- 
stalten  und  die  Direktion  der  Soldatenkinder-,  Erxiehungs-  nnd  Untenrichta- 
Anstalten.  — 

10.  Erörterung  und  Erledigung  ron  Beschwerden  in  allen  Militär- 
nnd  Konunando-Aogelegenheiten  in  oberster  Instanz*  — 

Znr  Erörterung  nnd  Entscheidung  von  Reklamationen  und  Besckwer- 
deo;  welche  die  Vertiieilnng  der  Militär-Bedürfiiisse  auf  die  einzelnen  Be- 
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sirke  nBd  Ortodialten  lad  die  Aofbrioguog  dersdben  betretfui  \md  ia 
administrativen  Wege  an  das  Kriegsninisteriiun  gelangen ,  besteht  eine 
OherreklamaücnS'Behörde,  welche  unter  dem  Vorsitz  des  Kriegsminis- 
ters ans  zwei  Ruthen  des  Ministeriums  des  Innern  und  einem  Bathe  des 
Ministeriums  des  Kriegs  zusammengesetzt  ist.  — 

Als  ohere  ReUamatlons*  Instanz  in  Bekrutirungs-AngelegenheiteB  tw- 
steht  dagegen  eine  Ober-Rekrutirungs^Behörde ,  die  unter  dem  Vonits 
des  Kriegsministers  ans  Bathen  des  Ministeriums  des  Innern  und  des  Kri^;s 
gebildet  wird. 

In  den  vor  das  Kriegsministerinm  gehörenden  Yerwaltungsstreitigkei- 
ten  entscheidet  dasselbe  in  letzter  Instanz  und  es  ist  hierzu  jedesmal  unter 
dem  Vorsitz  des  Ministers  dureh  zwei  Minbterialrathe  (bei  StreHigkeitea 
unter  €eB  Bewohnern  einzelner  Orte,  oder  unter  melveren  Kommunen  Ober 
die  VerthelluBg  und  Au^eichung  der  MUitfir-Leistongen  dureh  einen  BaCh 
des  Ministeriums  des  Innern  und  einen  Bath  des  Itriegsministeriums),  so 
wie  durch  iwei  deputirte  Bithe  des  Ober-Appetlationsgerichts  eine  koUe- 
gialisehe  Behörde  zu  konstituiren« 

Dem  Kriegsministerium  sind  in  Beziehung  auf  Militär-Verbrechen  als 
höhere  und  niedere  Justizbehörden  untergeordnet: 
das  Ober -Kriegsgericht, 
das  Stabs -Kriegsgericht, 
die  Kriegsgerichte  der  einzelnen  Truppenabthelinngen ,  welche  ihr 

eigenes  Kommando  haben, 
das  Kriegsgericht  der  Festung  Königstein. 

Das  Ober  -  Kriegsgericht  ist  fOr  die  niedem  Militärgerichte  die  vorge- 
setzte Behörde  in  Krimioalsachen  in  dem  Umfange,  wie  diyAppeUations- 
gerichte  es  fOr  die  nledeni  Civilgerichte  sind  und  bildet  in  den  Kriminal- 
sachen, in  welchen  die  Kriegsgerichte  selbst  entscheiden  können,  die  sweile 
und  letzte,  ausserdein  die  erste  und  das  Ober  -  Appellationsgericht  die 
zweite  Instant. 

Als  Dienstbehörde  fOr  die  Kriegsgerichte,  welche  durch  Auditeure 
verwaltet  werden,  ressortirt  dasselbe  ebenso,  wie  in  Untersuchnngssachen 
wegen  Militär  -  Verbrechen ,  gleich  den  Kriegsgerichten  ^  von  dem  Kriegs- 
ministerium, ausserdem  von  dem  Justizministerium. 

Das  StabB-KHegsgericht  ist  die  Gerichtsbehörde  lOr  alle  Generale, 
iStabs-  und  Ober-OCziere,  welche  einer  Truppen -AbtheUuog  nicht  speziell 
Angehören,  ftmer  IQr  aUe  Kommandeurs  einer  besonderen  Truppen -Ab- 
theilong  und  die  Auditenrs  für  das  Gonveraemeiit  zu  Dnsden,  die  Mlli- 
tär'BUdungs-Anstalt ,  das  Hauptseughans,  das  Artillerie -Korps,  die  MiU- 
tär*  Straf -Anstalt,  und  ganze  Begteenter  und  BataHlone,  wenn  selbige 
wegen  gemeinschaftlicher  Verbrechen  in  Untersuchung  gerathen. 

Die  Kompetenz  -der  Kriegigeriohte  erstreckt  sich  auf  alle  bei  ihren 
Truppenabtheiluogen  beindUehen  Mttitärpersonen^  mit  Ausnahme  des  Kom- 
«Midaattn  imd  Aiidiltacs« 
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Das  Kriegsbericht  auf  der  Festung  Köuigstein  hat  die  Gerichtsbarkeit 
auf  dem  zur  Festung  gehörigen  Gebiete  und  Über  dasselbe  ^  sowie  Ober 
alle  daselbst  befindlichen  Personen,  mit  Ausnahme  des  Kommandanten  und 
Anditeurs. 

Ausserdem   bestehen   in  Unterordnung   unter   das   Kriegsministerium 
noch  folgende  BehOrden  und  Anstalten : 
1,  Der  Oeneralstab, 

Die  Offiziere  des  Generalstabes  sind  bestimmt,  im  Kriege  Gehttlfen 
und  Hathgeber  der  das  Korps  und  die  Divisionen  commandireuden  Gene- 
rale zu  sejD,  und  in  gleicher  Eigenschaft  zuweilen  auch  anderen,  kleinere 
Trappeutheile  kommaudirenden  Offizieren  beigegeben  zu  werden. 

Im  Uebrigen  und  nftchst  der  wissenschaftlichen  und  praktischen  Vor- 
bereitung zu  vorstehendem  Zwecke  wird  der  Generalstab  während  des 
Friedens  vom  Kriegsministerium  durch  Verwendung  zu  besonderen  Auf- 
trägen and  Arbeiten  beschäftigt.  / 

%  Fiir  die  Sanitäts  -  Angelegenheiten  der  Armee : 

die  Medizinal' Direktion,  welcher,  neben  der  8orge  ffir  zweckmäs- 
sige Einrichtung  und  Unterhaltung  des  Medizinal- Wesens  und  die  Gesund- 
heitspflege in  der  Armee,  die  Prüfung  der  anzustellenden  Medizinal- Per- 
sonen, die  Aufoicht  über  deren  Geschäftsführung,  sowie  in  Fällen,  wor«* 
über  die  Tüchtigkeit  junger  Mannschaften  zum  Militärdienste  Zweifel  ent- 
stehen ^   die  nochmalige  Untersuchung  und  definitive  Entscheidung  zusteht. 

Der  Generalstabsarzt  ist  mit  der  Direktion  des  gesammten  Medizinal-  . 
Wesens  beauftragt. 

8.    Die  Hiililär'Piankammer. 

Sie  bildet  das  Depot  für  Karten  und  Pläne,  welche  vorzugsweise  für 
militärische  Zwecke  bestimmt  sind.  Es  steht  derselben  ein  Direktor  vor, 
dem  zugleich  die  Bearbeitung  des  topografischen  Atlasses  von  Sachsen  über- 
tragen ist. 

4»    Das  Gouvernement  der  Residenzstadt  Dresden. 

Diesem  liegt  nicht  allein  die  Versorgung  des  täglichen  Gamisons- 
dienstes  ob,  sondern  es  ist  auch  die  obere  Militär-Polizeibehörde  der  kÜnigL 
Hesidenz. 

5.  Die  Kommandantschaft  der  Festung  Königstein. 

6.  Die  Königl.  General-  und  Flügel-Adjutanten,  welche  zum  un- 
mittelbaren Dienst  bei  Sr.  Majestät  dem  Künige  bestimmt  sind.  — 

7.  Das  Militär' Ober- Bauamt. 

Demselben  steht  die  I^eitung  und  Beaufsichtigung  aller  Baue,  Reiche 
bei  MQitärgebäuden,  als  Kasernen,  Hospitälern,  Militärmagazinen  und  der- 
gleichen in-  und  ausserhalb  Dresden^  sowie  bei  der  Festung  Königstein 
Torkommen,  zu,  und  es  ist  ihm  der  Kommandant  der  Ingenieur-Abtheüung 
des  Generalstabes  als  Direktor  vorgesetzt. 

8.  Das  Hauptzeughaus  mit  Dependenzen, 

Diesem  liegt  die  Herstellung  alles  Materiellen  an  Geschütz  und  Waffen, 
80  wie  überhaupt  die  Ausrüstung  der  Armee  ob;    ein  Direktor  steht  ihm 

B«d9BS  risau-SUOftik.  g4 
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■nd  4er  Fabrikation  der  MnnitioiM-TorHItlie  Tor.    Bie  MMcgieMerei  Ist 
ÜUM  spesiell  unterfceor^net. 

9.  Die  AräÜerie'KommUsion. 

Sie  wird  zasammengesetzt  aus  besonders  hierzu  beauftragten  ArtHle- 
rie-OfBzieren  and  bildet  eine  begntachtende  Behörde  für  technische,  anf 
die  BewailhuDg  and  Ausrüstung  der  Armee  Bezog  habende  Gegenstinde. 

10.  Die  Militär^Bildungsanstalt. 

In  dieser  werden  eine  bestimmte  Anzahl  junger  Leute,  Mrelche  sich 
dem  Offizier-Stande  widmen  wol|en,  zu  diesem  Beruft  yoi4»ereitet  ond  Irihi- 
Ben  solche  nach  bestandener  PrOfUng  und  erkannter  QnaUikation  JEmi&chst 
als  Portep^e-^uoker  in  der  Armee  angestellt  werden« 

11.  Die  Keuemen^Direktian. 

Dieser  liegt  die  Ueberwachung  und  Unterhaltung  der  Kasernen ,  Be- 
sehafl\ing  and  Verabreichung  der  festgestellten  Kaseraen-Oebahmisse ,  so- 
wie die  Handhabung  polizeilicher  Ordnung  In  den  Kasernen -Riamen  der 
Garnison  Dresden  ob.  — 

Das  Kasernen-Kommando  in^  den  übrigen  Garnisonen  des  Landes ,  wo 
Kasernen  eingerichtet  sind,  ist  Offizieren  besonders  übertragen. 

12.  Die  MüUar^Vorraihs^AnstdU  ist  ein  Depot  aller  zur  Feld-Aus- 
rfistang  der  Armee  gehürigen  Efekteu  and  sonstigen  Bedfirfbisse  deren 
sofortige  Verabreichung  bei  eintretender  Mobilmachung  erforderlich  ist. 

18.    Die  MUUär^Magazine, 

Sie  dienen  dazu,  den  Bedarf  der  Natural -Verpiegusg  an  Getreide, 
Mehl  und  Fonrage  für  die  Armee  in  sich  aufzunehmen  und  solchen  sidier 
zu  stellen.  Dergleichen  bestehen  gegenwärtig  in  Dresden,  Leipzig,  Frei- 
berg,  Zwickau,  Hubertusberg ,  Bodissin  und  auf  der  Festung  KÜnlgstein. 
Jedem  ist  ein  Beamter  vorgesetzt«   — 

14.  Die  Erziehungsanstalt  zu  Struppen, 

In  derselben  werden  die  Knaben  von  Unteroffizieren  und  Soldaten,  in- 
gleichen  eine  Ansaht  vater-  und  mutterloser  Waisen  aus  dem  Zivilstande 
von  8  bis  mit  14  Ji^ren  erzogen  und  lo  ihrem  Fortkommen  4m  bürger- 
lichen Leben  vorbereitet. 

15.  Die  Oamison-Schule  zu  Dresden, 

In  dieser  erhalten  die  Kinder  der  zur  Dresdner  Garnison  gehörigen 
Unteroftziere  und^  Soldaten  freien  Schulunterricht  — 

16.  Die  MiUiär  -  Sirafanstaltj  welcher  ein  Offizier  als  Kommandant 
vorsteht,  — 

Die  Verpflichtung  zur  Vertheidigung  des  Vaterlandes  und 
die  Verbindlichkeit  zum  Waffendienste  ist  allgemein.  Hieivon 
sind  nur  ausgenommen  die  Fürsten  und  Grafen  Herron  von 
Schönburg,  in  Folge  bundesgesetzlicher  BestimmimgeR,  sowie 
der  Graf  zu  Solros- Wildenfels  and  dessen  Descendenz  in  Ge- 
mässheit    der  Bestätigungs  -    und   Deklarationsurkundo    vom 
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i^.  Febraar  1846,  die  wegen  der  Abgaben  Verhältnisse  in  der 
Herrschaft  Wildenfels  geschlossene  Uebereinkunft  betreffend; 
■and  der  einzig  verbliebene  Sohn  einer  Familie,  welche  einen 
Sohn  oder  mehrere  während  der  Dienstleistung  durch  den  Krieg 
t>der  in  Zeiten  des  Friedens  bei  und  in  ^unmittelbarer  Folge 
der  Ausübung  des  Militärdienstes  verloren  hat.  Hiernächst 
gemessen  die  Ernährer  solcher  Familien,  welche  ohne  Unter- 
stQtzung  des  Militärpilichtigen  auf  öffentliche  Kosten  erhalten 
werden  müssten,  insofern  letzterer  mit  der  hülfsbedürfligen 
Familie  einen  Haushalt  bildet,  den  gesetzliche  Vorzug,  in 
die  zweite  AbtheiJung  der  aktiven  Armee  so  lange  eingestellt 
zu  werden,  als  die  bezeichneten  Verhältnisse  im  Laufe  ihrer 
Dienstzeit  anhaken. 

Der  Zeilpunkt  zu  der  persönlichen  Erfüllung  der  Militär- 
pflicht tritt  Tür  jeden  Staatsangehörigen  mit  dem  zwanzigsten 
Lebensjahre  ein.    Eine  Stellvertretung  besteht  nicht. 

Die  bewaffnete  Macht  besteht  aus  der  aktiven  Armee  und 
der  Kriegsreserve.  Die  aktive  Armee  umfasst  in  ihrer  ersten 
Abtheilung  die  drei  jüngsten,  in  ihrer  2.  Abtheilung  die  drei 
nächstältesten  Altersklassen,  so  dass  die  Dienstzeit  in  dersel- 
ben 6  Jahre  beträgt.  Während  des  Friedens§tandes  ist  die 
2.  Abtheilung  ständig  beurlaubt  und  nur  zu  einer  vierwöchent^ 
heben  Ucbungszeit  einzuziehen,  dafern  nicht  besondere  Ver- 
hältnisse eine  Verstärkung  der  ersten  Äbtheilung  nothwendig 
machen ;  während  des  Kriegsstandes  kommt  jeder  Unterschied 
zwischen  beiden  Abtheilungen  in  Wegfall  Die  Dienstzeit  in 
der  Kriegsreserve  beträgt  3  Jahre.  Während  derselben  fin- 
det eine  alljährliche  zvveiwöchentlicho  Uebung  der  Mannschaf- 
ten statt,  welche  gleich  der  der  zweiten  Abtheilung  der  ak- 
tiven Armee  ständig  beurlaubt  sind,  aber  im  bestimmten  mi- 
litärischen Verbände  gehalten  werden.  Sobald  die  aktive 
Armee  auf  den  Kriegsfuss  tritt,  ist  die  Kriegsreserve  zu  de- 
ren Verstärkung  beslhnmt  und  zum  Dienste,  jedoch  zunächst 
im  Lande,  verwendbar. 

Aus  den  bei  der  Aushebung  minder  tüchtig  befundenen 
Dienstpflichtigen  setzt  sich  die  Dienstreserve  zusammen,  wel- 
che» unter  Sjähriger  Verpflichtung,  die  Bestimmung  hat,  wäh- 

84* 
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read  des  Kriegslandes  die  Armee  an  Nichistreitenden  z«  er- 
gänzen. 

Während  des  Kriegsslandes  findet  keine  Entlassung  we- 
gen vollendeter  Dienstzeit  statt. 

Die  Stärke  der  aktiven  Armee  richtet  sich  nach  den  di^s- 
fallsigen  Bestimmungen  dos  deutschen  Bundes.  Die  Armee 
besteht  gegenwärtig  aus:  dem  Generalstabe *mit  Ingenieorab- 
iheilung,  16  Infanterie  -  Bataillonen ,  4  Schützen  -  Bataillonen, 
4  Reiter- Regimentern,  1  Regiment  Fussartillerie  von  10  Bat- 
terien, 1  Brigade  reitende  Artillerie  von  2  Batterien,  1  Pion- 
nier-  und  Pontonier -Abtheilung,  1  Compagnie  Commissariats- 
train. 

Die  Militärpersonen  stehen  mit  mehreren  durch  die  Ge- 
setze bestimmten  Ausnahmen  unter  besonderen  Kriegsgerichten. 

Die  Pensionen  für  Militärpersonen  und  ihre  Hinterlassenen 
sind  gesetzlich  bestimmt. 

Aus  einer  Nach  Weisung  in  Liefrg.  1  S.  47  der  Mitth.  des 
Statist.  Vereins  von' 1833,  ist  als  Ergebnis»  der  MiHtäraushe- 
bungen  im   Durchschnitt    der  Jahre   1826 — 30  zu  entnehmen, 

dass  die  Zahl  war  der  Gestellten ^  11913 

davon  nicht  Brauchbaren 8389 

oder  70,42  % 

zur  Klassifikation  Verbliebenen 8624 

oder  29.58  <>/„ 

dem  Militär  lieber wiesenen 1670 

oder  14,02  Vo- 

Die  wesentlichsten  Bestimmungen  über  das  Heerwesen  des 
Königreichs  Sachsen  finden  sich  in  nachbezeichrieten  Verord- 
nungen, üeber  die  Militärpflicht:  Mandat  vom  25.  Februar 
1825,  mit  Erläuterungen,  Zusätzen  und  Abänderungen  vom 
5.  November  1827;  Bekanntmachung  der  aus  der  Verfassungs- 
Urkunde  entspringenden  Aenderungen  vom  6.  Februar  1832; 
Gesetz  vom  26.  Oktober  1834  über  Erfüllung  der  Militärpflicht, 
mit  Vollzugverordnung  von  demselben  Tage;  Verordnung  vom 
1.  May  1842,  Herabsetzung  der  Kontrollezeit  der  Dienstreserve 
betreffend,  Gesetz  vom  1.  August  1846,  wodurch  das  obige 
Gesetz  von  1834  aufgehoben  wird,  mit  Ausführungsverordnung 
von  demselben  Tage,  abgeändert  durch  Gesetz  vom  9*  No- 
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veinber  1848  (in  Folge  der  Beschlüsse  der  deutschen  Reichs* 
Versammlung)  mit  Vollzugverordnung  vom  22.  May  1849. 
lieber  MiHtärrecht  und  Rechtspflege:  Kriegsgerichts-Reglement 
vom  23.  Januar  1789;  Strafgesetzbuch  und  Kriegsartikel  vom 
4.  Februar  1822;  Mandate  vom  15.  und  19.  Februar  1822, 
die  privatrechtlichen  Verhältnisse  und  die  Gerichtsbehörden 
des  Militärs  betrefifend;  verbessertes  Militär -Strafgesetzbuch 
vom  14.  Februar  1835  mit  Vollzug  -  Verordnung  vom  5.  April 
1838  und  veränderte  Bestimmungen  über  die  Mililärgerichts- 
barkeit  vom  2.  April  1835;  Sportellaxe  vom  7.  Januar  1841. 
—  Gesetz  über  die  Pensionen  der  Militärpersonen  und  deren 
Hinterlassenen  (eine  Einigung  darüber  mit  den  alten  Ständen 
ist  nicht  zu  Stande  gekommen,  z.  v.  Landtags- Abschied  vom 
April  1851).  —  Ueber  die  Leislungen  der  Staatsangehörigen 
für  das  Militär  und  die  bürgerliche  Verhältnisse  desselben, 
ist  die  Ordonnanz  vom  30.  Juny  1752  die  ursprü ngf liehe 
Quelle.  j[Zu  vergl.  eine  Abhandlung:  von  den  ordentlichen 
direkten  Leistungen  des  Landes  an  die  Armee  —  in  den 
Mitth.  des  Statist.  Vereins  Liefrg.  1  S.  48  von  1833  —  und 
§.  6  des  Grundsteuergesetzes  vom  9.  September  1843).  Ab- 
änderungen derselben  sind  erfolgt  durch  das  Mandat  vom 
19.  July  1828  (Vollzug- Verordnung  von  demselben  Tage)  und 
die  Gesetze  vom  7.  Dezember  1837  (Vollzug- Verordnung  von 
demselben  Tage)  und  11.  September  1843  (Vollzug- Verord- 
nung vom  17.  July  1845);  auch  durch  die  Verordnung  vom 
28.  November  1840.  Die  Natural  -  Leistungen  werden  jetzt 
durchgängig  nur  gegen  ordonnanzmässrge  Vergütung  aus 
der  Kriegskasse  geleistet.  —  Das  sächsische  Heer  ist  im 
Jahre  1848  auch  auf  die  Landesverfassung  eidlich  verpflichtet. 
Die  Endsummen  des  ordentlichen  Bedarfs  für  das  Militär-De- 
partement sind  durchschnittlich  gewesen  (ohne  die  Bundes- 
Militär-  und  die  Rekrutirungs- Kosten):  dazu  für 

Pr»/.-  v»rüher-^ 

Anlhtil  gtkende 

de$  or-  üutsrrge-  Ruh»geh»Ue 

dentl,  wökMlieke 

Budgets,  Au$gaben. 


1834/6 
1837/9 
1840/^ 


1,180369  23,32  65953  211677 
1,256984  24,19  p.p. 60000  214032 
1,298896    21,48     63822    212263 
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d4»  or- 
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1843/5: 

1,348203 

23,58 

72357 

214297 

1846/8: 

1,344025 

23,25 

?■ 

218693 

1849/51: 

1,841543 

24.67 

• 

16 5000 \ 
8366| 

, 

und 

232440 

und 

200000)fQi^  Kasernenbaaten 

Besondere  eigene  Einnahmequellen  soll  die  Militärverwal- 
tung mcht  besitzen. 

lieber  die  neuste  Erhöhung  dieses  Friedensetats  um 
506000  Thir.  sagt  das  Ministerium  in  der  Budgetvorlage  vom 
26.  November  1849  Folgendes:  ^Erwägt  man^  dase  der  Be- 
istand der  aktiven  Armee,  von  12000  Mann  auf  25000  Mann 
„gebracht  und  demzufolge  die  Zahl  der  OfiFiziere  und  ünter- 
„ofFiziere  ziemlich  verdoppelt,  der  tägliche  Löhnungsatz  für 
„die  meisten  ünteroflFiziersgrade  erhöht  und  bei  letztem  zu- 
„gleich  auf  Dienstalterszulagen  Rücksicht  genommen,  für  die 
„gesammte  Mannschaft  statt  der  früheren  Sonntagsspeisung  ein 
„ungleich  höherer  Menage -Zuschuss  ausgeworfen,  die  Beklei- 
„dungswirthschaft  mehrfach  zum  Vortheile  der  ünteroflGziere 
„und  Soldaten  abgeändert^  endlich  der  Gehalt  der  Oberärzte 
„zweiter,  dritter  und  vierter  Klasse  verbessert  worden  ist,  so 
„dürfte  jene  Erhöhung  des  Budgets  immer  noch  eine  sehr 
„massige  genannnt  werden  können,  und  zugleich  als  Beleg 
„dienen,  wie  sehr  das  Ministerium  bemüht  gewesen,  alle  nur 
„irgend  mit  dem  Zwecke  und  dem  wahren  Interesse  der 
„Armee  vereinbare  Ersparnisse  eintreten  zu  lassen." 

Das  im  Jahre  1770  fast  22000  Mann  starke  Heer  des 
Kurstaats  Sachsen  kostete,  nach  der  von  Büsching  mitgetheil- 
ten  Rechnung,  (ohne  den  Werth  der  Leistungen  auf  Grund 
der  Ordonnanz  vom  30.  Juny  1752)  2,200000  ThIr.,  mithin 
kam  durchschnittlich  auf  den  Kopf  der  Armee  eine  Ausgabe 
von  100  ThIr. ,  auf  den  Kopf  der  damaligen  Bevölkerung  von 
1,3  ThIr.  und  sie  erforderte  34  %  aller  Staatsausgaben. 

Die  entsprechenden  Yerhältnisszahlen  sind  für  1834/6: 
(Streitende  11022  Mann)  132Thlr.,  0,91  ThIr.  und  28,  82  %\ 
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—  fiir  1849/51  aber  (25000  Mann  und  2,447349  Thir.  Anfor-    , 
derung)  07.8  Thlr.,  1,3  Thlr.  und   fast  32  Vo  aller  Staalsaus- 
gaben« 

Ueber  den  Antheil  der  einzelnen  Zweige  des  Militärbans- 
halls  an  dessen  Gesamn^tbedarfe,  giebl  bereits  die  allgt^noeine 
Ausgabe-Tafel,  oben  Seile  1298  Nachweis.  Nachrichten  über 
die  Einzelkosten  von  Ausrüstungsgegenständen  besitze  ich  über 
das  Königreich  Sachsen  nicht.  Ueber  die  Kosten  der  einzelnen 
Regimenter  und  Personen  aber  im  Jahre  1831  können,  aus 
den  damals  den  Landständen  geroachten  Vorlagen,  folgende 
Mittheilungen  gemacht  werden. 

Ein  Reiterregimeni ,  mit  Offizieren,  Unteroffizieren  und 
Nichtstreitenden  624  Köpfe  stark,  wovon  468  Reiter;  deren 
276  steta  anwesend,  128  aber  auf  lO'A,  64  auf  11  Monate 
beurlaubt;  kostete  in  einem  Jahre  78195  Thlr.,  wovon  37040 
auf  Sold  und  Löhnung,  1230  auf  Quartfergeld,  6025  auf  Mon- 
tirungsgeld  und  33900  auf  Rationen  (zu  5  Thlr.)  kamen.  Der 
Reiter  empfing  monatlich  2  Thlr.  12  Ggr.  I^hnung  und 
22  Ggr.  3  Pf.  Montirungsgeld. 

Ein  Limm-Infanierie^Regimeni,  1743  Köpfe  mit  allem  Zu- 
behör stark,  hatte  1374  Gemeine,  wovon  198  stets  anwesend, 
1176  Mann  aber  auf  11  Monate  beurlaubt  waren.  Es  kostete 
jährlich  62500  Thlr.,  wovon  Sold  und  Löhnung  47181,  Quar- 
tiergelder 1962,  Montirungsgeld  12517,  Rationen  840.  Der  > 
Gemeine  bekam  monatlich  2  Thlr.  Löhnung  und  20  Ggr. 
4  Pfd.  Montirungsgeld. 

Ein  SchUisen^Bataillon  war  zusammengenommen  726  Mann 
stark,  wovon  124  Jäger  und  448  Schützen  und  unter  diesen 
waren  Jäger  stets  anwesend  60.  7%  Monat  beurlaubt  36, 
lOVs  Monat  beurlaubt  28;  Schützen  stets  anwesend  106,  7V6 
Monat  beurlaubt  128,  11  Monat  beurlaubt  214.  Das  Bataillon 
kostete  jährlich  30191  Thlr,  wovon  Sold  und  Löhnung  23036, 
Quartiergeld  840,  Montirungsgeld  5956,  Rationen  360.  Ein  Jäger 
empfing  monatlich  Löhnung  2  Thlr.  12  Ggr.,  Montirungsgeld 
20  Ggr.  9  Pf;  ein  Schütz  Löhnung  2  Thlr.,  Montirungsgeld 
20  Ggr.  9  Pf.  Y  Nach  den  Etats  für  1843/5  war  der  jähr- 
liche Bedarf  an  Sold,  Löhnung,  Quarliergeld,  Hufschlaggeldem, 
(in  der  Tafel  Nr.  X.  1)   für  ein  leichtes  Reiterregiment  42929 
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Thir.,  für  ein  LinienJnfanterie-Regiment  53498  Thir.,  fttr  ein 
Schützen-Bataillon  2^00  Thir.  —  Der  Ausschussbericht  über 
das  Militärbudget  für  1849—51  ist  zwar  wegen  der  am  l.Juny 
1850  erfolgten  Landtags-Äuflösung  nicht  mehr  zur  Berathung 
gelangt.  Die  deutsche  allgemeine  Zeitung  hat  jedoch  einen 
Auszug  desselben  roitgetheilt,  welchen  ich  hier  folgen  lasse» 
da  der  Bericht  selbst  mir  nicht  zu  Gebote  steht. 

^^Der  Bericht  selbst  beginnt  in  Erwägung,  dass  das  Militfirbodget 
,^r  die  laufende  Finanzperiode ,  einschliesslich  der  auf  dem  ansserordent- 
^ylicben  Aasgabebudget  befindlichen  Summen  auf  beinahe  2' /iMiU.  jährlich 
,^estiegfn  ist,  mit  dem  Nachweise,  dass  der  bekannte  Beschluss  der 
„Nationalversammlung  keine  „permanente  Vermehrung  des  Heeres/'  son- 
„dem  nur  eine  aus  den  damaligen  politischen  Verhältnissen  erklärliche 
^^augenblickliche  Vermehrung^'  beabsichtigt  habe.  Anlangend  alsdann  das 
,,auf  diesen  Beschluss  bezögüche  Gesetz  von  1848»  die  Abänderung  einiger 
„Bestimmungen  des  Gesetzes  über  ErfQllung  der  Militärpflicht  vom  l.Au- 
„gust  1846  betreffend,  Tetsucht  er  zu  zeigen,  dass  die  dadurch  beschlossene 
„Vermehrung  der  Armee  nicht  in  der  in  neuerer  Zeit  beliebten  Qber- 
„schnellen  Weise  stattfinden  sollte.  Unter  Anderm  fUhrt  er  folgende 
„Aeussemng  des  damaligen  Kriegsministers  von  Buttlar  an:  „Dass  der 
„Uebergang  nicht  so  schneU  und  Übergreifend  sei,  möchte  der  Umstand 
„nachweisen,  dass  man  zu  der  besseichnoten  Höhe  des  Bestandes  der  Armee 
y,in  künftigen  neun  Jahren  erst  kommt."  Und  das  Mitglied  der  I.  Kammer 
„Generallieutenant  von  Nostitz-Wallwitz  sagte  bei  Berathung  des  betref- 
„fenden  Gesetzes :  „Die  Centralgewalt  Deutschlands  will  Sachsen  in  einen 
„Militärstaat  umwandeln,  und  muss  Sachsen  die  Erfordernisse  wirklich 
„leisten,  die  hier  verlangt  werden,  so  kann  es  nicht  fehlen^  dass 'unser 
„Vaterland  einen  unersetzlichen  Verlust  an  Mannschaften  und  an  Finanss- 
„mitteln  erleidet.  Ich  muss  es  mit  innigster  Ueberzeugung  aussprechen, 
„dass  dann  die  Steuerpflichtigen  gar  nicht  im  Stande  sein  werden ,  auf  die 
„Länge  Das  zu  leisten,  was  durch  diese  übermässige  Vermehrung  der 
„Streitmacht  von  ihnen  verlangt  werden  wird."  Das  dem  im  Jahre  1849 
„aufgelösten  Landtage  für  1849  vorgelegte  Budget  entsprach  im  Allge- 
„meinen  den  Yon  Seiten  der  Regierung  gegebenen  Zusicherungen  einer 
„blos  allmähligen  Vermehrung  der  Wehrkraft  des  Landes  und  einer  weisen 
„Sparsamkeit  rücksichtlich  der  mit  dieser  Vermehrung  in  Verbindung 
„stehenden  Ausgaben.  Es  beanspruchte  ausser  den  zeitherigen  budgetmässi- 
„gen  Positionen  eine  Steigerung  von  blos  289000  Thlr.  Selbst  die  von  der 
„Hegierung  produzirten  Noten  des  Reichsministeriums  wegen  zu  beschleuni- 
„gender  Vermehrung  der  sächsischen  Armee  vermögen,  erstere  in  den  Augen 
,,des  Ausschusses  nicht  ausreichend  zu  recht&rttgen,  Afiem  die  Bereitwil- 
„ligkeit^  mit  der  man  gleich  nach  der  Note  vom  l.May  1849  diesseit  zur 
„Vermehrung  der  Armee  geschritten,   einen  seltsamen  Kontrast  mit  dem 
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,,%l«heirlgeii  Terlialteii  ga|:eiiflber  tei  Anordinnigeii  des  Rekbskriegfniliit- 
„sterimiB  liilde.  Bei  aUeden  glaubte  der  AiuBchaM  nach  reiifelier  Erwi- 
9,gnng  der  Ansicht  Raum  geben  za  maasen,  dasa  kein  Grand  yorliege«  um 
,,wegen  des  Verfahrens  des  Kriegsministeriams  anf  yerfiissangsnfissfgeai 
„Wege  einsn schreiten,  and  könne  er  sonach  nicht  anstehen,  die  ,,fDmielle 
^^Berechtigung  der  Regiemng  zn  den  für  die  Yermehmng  der  Armee  ge- 
^yMhelienen  Schritten^'  anzuerkennen. 

jßxtt  Begutachtung  der  einzelnen  Positionen  übergehend  hatte  der 
^^Ausschuss  bemerkt,  dass,  wenn  die  Abminderung  des  Bodgeto  (eirea 
,,140000  Thlr.)  für  den  Augenblick  nicht  so  beträchtlich  ausgefkülen  sein 
„sollte,  als  es  im  Interesse  der  SteoerplUchtigen  vielleicht  zn  witaMohen 
„gewesen  wäre,  Dies  hauptsfichlich  in  der  geringen  Elasticit&t  der  ge- 
„genwfirtigen  Formation  liege,  die  alle  Abtheilongen  zu  einem  von  stftn- 
„digen  Cadres  eingerahmten  Ganzen  vereinigt.  Position  89:  „KriegsmtnI- 
„sterium,  nebst  Kanzlei  und  Kriegszahlamf'  40667  Thlr.  (127  TUr.  mehr 
„als  bisher)  gibt  dem  Ausschüsse  zu  keinen  erheblichen  Bemerkungen 
„Anlass;  die  bei  dem  Kanzleipersonale  eingetretenen  CtohaltserhOhungra 
„(die  hOchste  beträgt  jfiiirlich  100  Thlr.)  betreffen  vorzogsweise  diejenige 
„Classe  von  Staatsdienem ,  denen  eine  massige  Verbesserung  der  Besol- 
„düngen  wohl  zu  gönnen  ist. 

„Position  40  A:  „  Mlliarbehörden  und  Adjntantur^S  80988  Thlr. 
„C11741  Thlr.  mehr  als  bisher).  Bei  Unterposition  %x  „Gorpseommando- 
„Stabes  hatte  der  Ausschuss  eine  Abminderung  von  8058  Thirn.  beantragt« 
„Bei  Unterposition  b :  „DivisicmsstAbe^^,  hatte  der  Ausschuss  ll»lgenden 
„Antrag  gestellt:  „Die  Staateregiernng  wolle  bei  etwaniger  Erledigung 
„des  Postens  eines  Divisionftrs  den  Gehalt  dieser  Stelle  in  Zukunft  auf 
„3000  Thlr.  festetellen.^^  Unterposition  c:  „Generalstab^^ ,  Voranschlag 
„16958  Thlr. ,  Abminderung  11788  Thlr.  Es  ist  das  erste  mal ,  dass  diese 
„Position  im  Budget  erscheint.  Schon  seit  mehren  Jahren  hat  man  die 
„Bildung  eines  solchen  vorbereitet,  namentlich  durch  Nichtl>esetzung  von 
„OmzierssteUen  in  dem  den  Generalsteb  bisher  vertretenden  Ingenieur- 
„corps.  F&r  den  Generalstab  sollen  insonderheit  intelligente  und  wissen* 
^,8chaftlich  gebildete  Offiziere  ausgewählt  werden.  Auch  werden  in  der 
9,Regel  jüngere  Omziere  zu  demselben  commandirt,  um  in  den  hohem 
„Branchen  der  Kriegskunst  Unterricht  und  Ausbildung  zn  erlangen.  Eben- 
'„fftlls  eine  neue  Einrichtung  sind  die  Gtdden,  welche  zur  Auitaahme  und 
„Vermessungen,  sowie  nöthigenfalls  zur  Aushülfe  für  mangelnde  General- 
„stabsofiiziere  verwendet  und  aus  dem  Unteroillzierscorps  ausgewählt  wer<- 
„den.  Ihr  etatmässiger  Gehalt  ist  auf  jährlich  286  Thlr.  veranschlagt 
„Die  Regierung  hat  im  Budget  zehn  Guiden  aufgeführt;  der  Ausschuss 
„hatte  dazu  beantragt,  dass  im  Frieden  der  Etat  von  fünf  Guiden  nicht 
•überschritten  werde. 

„Position  40  B:  „A^jutantur  des  Königs  und  der  königl.  Prinzen^S 
„7060  Thlr.  (96  Thlr.  weniger  als  ftrüher),  unverändert  zur  Annahme 
9^pA)hlen«    iPoiition  40  o :  ^^Gomrernement  zu  Dreaden  und  Commandant« 
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y^MlMll  der  Fttluf  K5«lgi«eiiia>  166eS  nUr.  (MO  nir.  wnlgtr  als  M- 
yyher)^  AbmMeroBg^  SOG  TUr.  Die  Stelle  eiaes  Gourenieiini  Ton  Dres- 
^D  iet  te  dem  Budget  mit  3000  Thlnu  Gehalt  ond  600  Thlrn.  Tafelgel- 
f^ra  in  Aaeatz  gebradU.  l>er  Aiuuehcue  hatte  beantragt,  dasa  die  Stelle 
^ysinea  Gonvernears  der  Residena  nor  in  wirklichen  Kriegezelten  beaetst 
^^werden  möge.  ROcksichtlich  der  Stelle  eines  Commandanten  der  Featnag 
^^KOnigstein ,  Gehalt  3000  Thlr.  y  welche  dem  Aoaschoase  im  Frieden  eben- 
^aa  eatbehrllch  erscheint  wie  die  einen  Goayemeura  von  Dresden ,  hatte 
^der  Aussehuss  beantragt,  dafern  sich  der  Posten  eines  Conunaadanten  der 
^eatang  erledigt,  von  einer  Wiederbasetsnng  desselben  in  FHedenszeiten 
^bsnsdieD«  Die  Staatoregierong  jedoch  hat  ihr  Einverständniss  dazu  nicht 
y^  geben  vermocht. 

.^Position  41 :  »Hanptzenghans  und  Kjriegskommissariat/^  37948  Thlr.'^ 
^1157  i  Thlr.  mehr  als  fr&her).  Der  Ausschnss  hat  sich  ansser  Stand 
j^fesehen,  hier  abmindernde  Vorschlage  zu  machen.  Die  Positionen  4t: 
^^Utiujoaüzverwaltnng''  und  Position  43:  ^llUit«r|ilankammer/<  hatten 
^ZQ  vresentUchtn  Bemerkungen  und  Abaadernngen  4lem  Ausschüsse  keine 
j^Yeraulassaagen  gegeben» 

,,Poaition  44:  .^edizinalanatalttn^^  erscheint  mit  ^760  TMr.  C3082 
j,Thlr«  mehr  als  bisher)  auf  dem  Budget.  Ausserdem  hat  die  Regierang 
,,eriü&rt,  dass  sie  nach  den  hinsichtUah  der  fintlichen  Behandlung  von  auf 
^Urlaub  erkrankten  Soldaten  der  ersten  Abtheilung  von  den  Kammern 
^^geüKsaten  BescMflsswi  noch  eine  anderweita  Erhöhung  dieses  Fonds  um 
9^3  —  8000  Thlr.  beanqiruchea  mttsse*  Der  Auschus»  hatte  hierau  he- 
rantragt ^  den  erwähnten  Fonda  veranchaweiae  am  4000  TUr.  za  erhöhea* 

JE>ie  Positionen  45 :  y^HiUtArbanamt  ^^  Position  46 :  ,,Magaxfnvenral- 
yyUmg  und  Position  47:  „MUit&rvorrathsanstalt /^  haben  sa  wesentlichen 
^^Bemerkungen  und  Abminderungen  ebenfUls  keine  Yemnlassang  gegeben* 

yßn  Position  48:  «^Verpflegung  der  Ars^e /<  liegt  der  eigentliche 
^Sdiwecpnnkt  dos  gaaaen  Budgets.  Bei  derselben  findet  sich  eine  Steige- 
7,rang  von  2978U  Thlrn. ,  sie  end^eiot  mit  l,03it732  Thlrn,  im  Budget ! 
,,Dio  bedanlenda  Steigerung  dieser  Position  ist  theila  durch  die  Stärke  ond 
»Anzahl  der  zu  besoldendeo  Cadres ,  theils  durch  die  Höhe  den  Priaaa»- 
y^landes  der  Truppen  im  Dienste  wahrend  des  Friedens  in  Folge  der 
»neuen  Organisation  der  sadisischen  Armee  hervorgeruihn  worden. 

yyDer  Ansschnsa  macht  hierbei  zunächst  darauf  anfmerksam ,  dass  er 
^^die  Attftrtellnng  der  Etats,  wie  sie  sich  im  Budget  vorfinde ,  deshalb  nur 
^als  eine  provisorische  betrachten  könne,  weil  eine  Bestimmung  des  Ge- 
„aetzes  vom  2.  (ktober  1848  noch  nicht  nur  AusfOhrung  gekommen  seL 
^iase  Bestimmung,  sagt  9.  Id  des  angezogenen  Gesetaes^  dtas'  dieHriegs- 
^reserve^  wahrend  die  Armee  auf  dem  Fiiedensetat  skb  befinctet»  als  ^eki 
„fQr  sich  bestdiender  TruppenkÖrper  in  einem  bestinnaten  militärischen 
„Verbände  an  halten  und  die  HannsdiaH  derselben  zu  der  ihr  gesetzlich 
,,oUiegBnden  Uebnng  in  Cantonnements  zusammenzuziehen  ist.^*  In  Rfick- 
>jalcil  auf  dleaan;  umstand  ond  te  Enrägnag-i  daaa  mnr  toq  oiner  4mKk^ 
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yygr^/tfen^ttik  ytaHhO^tfmg  in  der  jetKigen  Ot^[ttili«litfiL  im^  Umrm  elMT  «P- 
„beUidie  Abmindermig  erwartet  werden  kfone  y  hatte  der  AueeclMMe 
,^nnd&  der  SpezialberiehCeretatttnig  mekre  allgemeine  Antrige  geelellt^ 
,,weldie  im  Weeenütclien  auf  die  Brrichtoog  ^iner  a«f  Webrbeairke  ge- 
^grttndeten Landwehr  mtt  unatfindlgen Cadres  hlnaualavlbn,  wobei- aoglelGk 
^aaf  eine  mnfftnif^iehe  Yerringerang  der  gegenwArligen  Gadree  an  Oiflaieren 
^«Bd  UnterofliKieren  Bedaclit  tia  nekmen  sei. 

,^it  ROckeicIit  aber  «af  die  in  neuster  Zeit  in  so  grossartigem  Maas- 
,,stid>e  sCattgeAindene  Präsenthaltung  der  Mannschaft  war  folgender  spe- 
^^cieller  Antrag  gestellt  worden:  ,^e  StaaCsregienutg  welle  für  die  Jahre« 
^1860  ond  1851  von  Trappemosammenziehnngen  behnfh  des  Abbaltens  der 
y^Herbstfibnngen  gänzlich  absehen  und  wlärend  dieser  Zeit  und  solange 
,,ffie  Armee  auf  dem  FriedeassUmde  sieh  befindet ,  keine  Einhemfting 
y^der  zweiten  Abtheilung  der  Armee  und  der  Kriegareserve  efaitreten 
„lassen.^^  Mit  Annahme  dieses  Antrags  wäre  der  Staatskasse  efaie  Sr- 
^sparniss  tou  48024  Thlr.  erwachsen,  obsdion  freilich  die  SCaataregienyig 
yfZn  einer  bindenden  Zusage  sich  herbeisnlassen  nicht  yermoclit  hat. 

yjYfna  nun  zuTÖrderst  die  Cavalerie  anlangt,  s»-adhlte  Mher  das 
^^giment  sechs  Schwadronen  und  788  Mann  mit  601  Pterden  (das  Chur- 
,,dereiterr^iment  hatte  860  M.)  Die  Kosten  für  die  drei  KeitetiegimeüteB 
,,mit  Ausnahme  des  Bedarft  an  Brodpartkmen  und  Foorage  betrugen 
9,180884  Thlr.  Neuerdings  ist  die  Gavalerie  in  vier  Regimenter  aa  iftal 
,,8okwadronen  Ibrmirt  worden,  und  die  Starke  des  Regiments  stelit  sich 
,,lfir  jetzt  zu  868  M.  mit  612  Pferden  heraas ,  sodass  sidi  die  Cieeemml 
^,stMM  der  sächsischen  Cavalerie  auf  8470  M.  mit  2448  Fferdea  beiioit» 
^^In  Erwägung,  dass  In  Sachsen  ein  Aufschwung  der  Pferdeaucht  schwer- 
sAkih  eintreten  dürfte  und  weil  die  Wichtigkeit  der  Reiterwaff^  bei  der 
^^etaigen  aosserordentlielien  V^rvoUlmmmnttng  der  Feueigewiehie  der  In- 
,,flMiterie  sieh  mindern  müsse ,  sowie  tai  Berttckaichtigmig  des  Umstandes, 
,,dass  die  Gavalerie  in  grössern  AbtheBongen  niemals  snf  Blaenbahnen 
„trani^rtirt  werden  könne  ^  hatte  der  Ausschusa  die  Erwartuag  aasge- 
,,sprochen ,  dass  man  von  jeder  fbrnem  Yermdirnng  der  Gavaleri»  ab« 
^sehea  werde« 

,,Was  alsdann  die  gegenwärtige  Formation  betrifft,  so  ist  der  Ans^ 
„schuss  der  Ansicht  gewesen,  dass  innerbiüR)  der  bereits  vorhandenen  Gadre» 
„bei  unerheblicher  Vermehrung  an  Unteroffizieren  sich  durch  eine  nume« 
„rische  Verstärkung  an  Mannschaft  nahezu  die  gegenwärtige  Stft'ke  h#tt» 
„erreichen  lassen;  ohne  6ie  KriegstOchtigkeit  der  Wnffb  zu  beeintrftchtigen.' 
jjBafern  man  das  Regiment  zu  sechs  Schwadronen  belassen,  die  Schwadron 
„aber  mit  Beibehaltung  des  übrigen  Etats,  wÜd  derselbe  jetzt  eingeführt' 
„ist,  aitf  8—10  Gorporale  nnd  140  Reiter  gebracht  hätte,  so  würde  sich- 
^,die  Ciesammtstärke  der  Ginvalerie  auf  3€72  Mann  mit  2280  Pferden  (alaa' 
„nur  um  240  Reiter  und  168  Pferde  weniger)  belaufen,  jedeck  nach  der 
,3«rechnung  des   Ausschusses  eine  Ersparniss  voo  24081  lltlr.  eii|;eliieB 


-    1340    — 

yylAbMi.  P«ngefliä«8  luitto  mok  diet  AumBthumt  die  AH^kang  dm  Mvflnv 
,,nlrtett  dritten  lefditeii  Reiterregfanents  imd  das  Zorückgelien  ra  der  frft- 
,,heni  ForoMttOB  in  drei  Regimenter  so  eeoks  SchwiulroBen  beantragte 
„1^  Efoyeretändniifl  der  Staatsreglening  ist  auch  lilersa  nicht  za  erlaa- 
fygm  gewesen*  Der  Wegftüi  der  dritten  Lieutenants  bei  der  Scliwadron 
,,war  von  dem  Ansscliosfle  oater  dem  Hinweis,  dass  damit  eine  jihrliobe 
^^rspamiss  von  10160  Thim«  erslelt  werden  könne,  dringend  bevorwor- 
^ytBt  worden« 

,,lTeber  die  bei  Ibst  sAmmtlldien  Unterofdzlersgraden  eingetretenen 
^,Gehaltsverbesserangen  (ein, Unterarzt  1.  dasse  erbftlt  jetst  täglich  lOVt 
,,Ngr.,  ein  Rossarzt  18  Ngr.,  ein  Wachtmeister  1%  Ngr.,  ein  Feldwebel 
^iC/^Ngr.,  ein  Sergeant  der  Inftuiterie  6>  ein  Fomier  Vj^y  ein  Corporal 
^^der  CaTallerle  6 Vi 9  «in  Corporal  der  Infknterie  4  Ngr.)  k<um  sich  der 
9,Ansschass  nnr  anerkennend  aasspreohen.  Die  Unterofisiere  emptengen 
,,aasser  der  liOhnnng  noch  Bekleidongsgeld,  Brot- und  Menagesoschfisse  nad 
y^  Ae^Talent  Ar  den  Wegfhll  der  SteUvertretong  Dfenstalterssnlageo 
9^nach  dreiiähriger  Dienstzeit  monatlich  IThlr.,  nach  sechsjähriger  monat- 
^^h  %  TUr.).  Rechnet  man  hierxa  noch  Casemenqoartiere  mit  fk«iem 
,yHolz  nnd  liicht^so  findet  sieh  allerdings,  dass  die  materielle  Lage  der 
^ünterofllBiere  sich  beiweitem  günstiger  gestalten  wird  als  bisher. 

,,Fiemer  hatte  der  Anssdioss  beantragt,  den Pfbrdebestand  der  Reiter» 
y^regimenttf  im  Frieden  sofbrt  auf  swei  Drittel  des  vollen  Bedarfs  za  re- 
,^aciren.  Dadurch  wflrde,  da  die  Unterhaltung  eines  Pfsrdes  bodgetmässig 
^,mkiährlich67  Thlr*  24  Ngr.  angesetzt  wird,  nach  einer  speciellen  Bere^- 
„Bong  des  Berichts  eine  jährliche  Ersparniss  von  26677  TUm*  erzielt 
„werden* 

„Der  in  Gemässheit  des  Gesetzes  vom  1.  Aug.  1846  gebOdete  SteU- 
„vertretongsibnds  besteht  noch  ans  einer  dispenibeln  Summe  von  883,900 
„Thlr.,  welche  nach  einem  unmassgeblichen  Verschlage  des  Ausschusses 
„zur  Verstärkung  des Müitärpensionsfonds  bestimmt  werden  sollten,  wes- 
^,halb  auch  eine  Gesetzes  vorläge,  die  Aufhebung  des  f.  66  des  Gesetzes 
„vom  1«  August  1846  betreifend,  bee;ntragt  war. 

„Der  Bestand  der  sächsischen  Feldartillerie  ist  auf  50  Geschtttze  er- 
«piSht  worden ;  n&mlich  auf  zwei  sechspfQndige  reitende  Batterien,  zwei 
„zwi^ll^fflndige  Fussbatterien  und  vier  seclispfandige  Fussbatterien ;  jede 
„Batterie  zählt  vier  C^eschfltze  und  zwei  Haubitzen,  nur  eine  sechspfQndige 
„Fussbatterie  hat  acht  Geschfitze.  Die  Regierung  hat  rQcksichtlich  eines 
„Commandanten  der  Artillerie  den  bisherigen  Normalgrad  eines  Obersten 
„In  den  eines  Generalmiyors  umgewandelt  und  demgemäss  das  ArÜher  mit 
„diesem  Posten  verbundene  Tractement  von  2500  Thlr.  auf  3500  Thir.  er- 
„höht,  mithin  dem  Gehalte  eines  Divisionärs  gleichgemacht.  Hatte  nun  der 
„Ausschuss  schon  die  Gehalte  der  Divisionäre  auf  3000  Thlr.  herabsetzen 
„zu  mfissen  geglaubt,  so  konnte  sich  derselbe  noch  vielweniger  fOr  diese 
„€lehaltserhdhung  erklären  >  und  sein  Antrag  ging  deshalb  dahin,  den  €to- 
»,halt  eines  Commandanten  der  Artillerie  auf  2500  Thlr«  zu  belassen. 
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^i  4er  Fuinirtillerie  iM  von  der  Stenisreglefttng  die  ErkiUiug  der 
y^edialto  der  Bfaien  von  1800  aal  1400  TUr.  beabeiehUgt;  der  AuMebase 
^^halte  diese  ErlOHiiiiig  ebeneo  wenig  «erechlfertigt  geftiodMi,  ab  die  Crer 
yyimng  von  fRaf  neuen  Lieutenantsetellen.  Durch  den  Wegfall  derselben 
y^wfirde  eine  Erspamias  ym  1802  Thlr.  26  Ngr.  gemacht  werden.  Auf  dem 
,yEtal  der  FnasartUlerie  sind  jeizt  20  Chargenpferde  ^  60  Reitpferde  fOr  die 
^Unterolfiaiere  der  Fahrer,  Qberdiefls  aber  600  Führer  mit  240  Zugpferden 
y^ufgefllhrt.  Auch  hier  hatte  der  AusschuM  mehre  ReduettOBen  Torne- 
y^aehlagen.  Die  Trennung  des  Commissariatstrain  vom  ArtiUedetrain  er- 
,^kennt  der  Ausschuss  als  eine  sehr  «weckmfissige  Kinrichtuag  aa.  Naeh 
,,den  Vorschlfigea  desselben  wire  endlich  und  zuletxt  das  ganie  Postulat 
^lOr  die  Artillerie  60684  Thlr.  um  nur  2087  Thlr.  yermladert  wohten. 
^Mcksiehtlich  der  Pionier^  und  Pontonierabtheilung  sowie  des  Comaissa- 
9^iatslrafais  ist  besonders  der  unverhaltnlssmfissig  hohe  Pribensstaad  der?- 
^selben  beklagt  worden. 

„Die  infaaterie  belief  sich  frUher  contingentmasslg  auf  0802  Mann 
9,(Ckurdedlvision,  2  Compagnien,  4  iUnienregimenter  «u  8  BataUkmea  und 
,,1  Halbbrfgade  leichter  InAüiterie,  3  Bataillone).  Gegenwärtig  sind  an  die 
,,8telle  der  RegtoMster  Brigaden  zu  4  Bataillonen  getreten ,  die  frühere 
,,Balbbrigade  Idchter  Inftinterie  ist  in  eine  Brigade  zu  4  Batailloaen  verwan- 
„delt  worden.  Der  Oosimmtanfprand  beträgt  417483  Thlr.;  Mehraofvirand 
,9119043  Thlr.  Die  Leibbrigade  kostet  jährlich:  61020  Thlr.;  die  l.^Ur 
y^nieainfimteriebrigade  82088  Thlr. ;  die  II.  Linieninfettteriabrigade  81878 
y^TUr. ;  dte  in.  Linieninfluiteriebrigade  82225  Thlr.  und  die  leichte  In- 
^^flmteriebrigade  89872  Thlr.  Bei  den  4  InAmteriebrigaden  sind  im  Gaaaen 
9,72  Offlsiere  mehr  als  bisher  bei  einem  Regimente  angestellt  worden,  wozu 
„noch  das  ärztliche  Personal  und  das  vermehrte  Personal  bei  dem  Stabe 
„kommt.  Bei  der  Position  48  A.  hatte  der  Ausschuss  mit  Beziehaag  auf 
„die  gestellten  Anträge  eine  Abminderung  von  28349  Thlr.  beantragt  und 
„dieselbe  in  der  H6he  von  894085  Thlr.  anr  Verwilligung  empfehlen. 

„Position  48  B. :  „Naturalverpflegung^^^  An  Brotverpieguag  werden 
^Jetzt  jährlich  3,383640  Portionen  oder  105034  Thlr.,  also  2dl69Vt  Thlr. 
„mehr  als  Irilher  erfordert.  An  Fouragebedarf  sind  213428  Thlr.»  also 
„91042  Vs  Tblf*  iB^^  ^^  flrOher  vorberechnet  worden.  Der  Ausschuss 
„hatte  hierbei  die  Herabsetzung  der  Zahl  der  Rationen  bei  mehren  Offtziers- 
„chargea  (57  Rationen  im  Belange  von  8451  Thlr.),  welche  wenig  oder 
^^gar  nicht  zu  Pferde  erscheinen,  sowie  &berhaupt  eine  Abmindemag  von 
„86587  Thlr.  beantragt. 

„Position  49:  „Zur  Bekleidung  und  AusrOstuqg  der  Araee^^  (exd. 
,,der  Wafi»)  werden  jährlidi  199351  Thlr. ,  also  40134i/t  Thlr.  mehr 
„als.fHUier  Ar  den  Equipirungsfend  aufgestellt  Das  Kriegsministeriam 
„hat  In  neuerer  Zeit  sich  veranlasst  gesehen,  von  dem  bisherigea  Beklei- 
„dnngssystem  abzugehen«  Dieses  bestand  darin,  dass  der  Soldat  bei  Be- 
„glnn  seiner  Dienstzeit  die  nöthige  Bekleidung  als  Rigendium  erhielt,  wäh- 
y^rend  der  Wertk  deraelbeB  ala  eina  Sehold  ia  das  Abraohnuagsbach  ein- 
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y^gttmgUL  wiupte.  Äff  TOgung  doMelbea  dtate  das  Bdaeidraq^sgeM  von 
,,«OMl]ie]i  28  Nf  r.  Mft  1  Tbkr.  ft  Ngr.  Bei  dieser  Einriehtaf«  kernte  es 
^^eiMBi  fol  wMMdisfleiideii  Mann  gelingen^  in  sedisten  Diens^kre  eiai- 
„gea  Ctothabea  vol  erlangen.  Naeli  den  neoenSjateai  bleibt  die  sogenaaM- 
,,le  ^^gro^ae  Bekleidnng^^  (UniformeB,  Tachweaten,  TocbpantidOBa)  ElgeatiraiB 
,,dea  6ta«ta,  welcher  für  die  „kleine  Bekleidung <<  bei  dem  wMMehen 
„maMl  ein  tägüeiiea  BekleidungagebObrniBs  von  6-*8  Pf.  ertheHt  Im 
,yiW  des  Uriaaba  oder  der  fiailaflaong  werdea  die  UniflMrfflstlkdLe  an  die 
,iBekleidttng8kaiBBier  zurückgegeben.  Hlerdnrch  ist  es  möglich  gewoidea, 
,^ss  bei  attea  WafSengattangea  eine  Ermässigong  des  Bekleidimgaaiif- 
„waada  aiagetretea  tot.  Aach  gegen  die  Hdhe  der  Ansckafaagapreise  hat 
,ydar  Aussdiuss  ein  Bedenken  nicht  au  erbeben  venaocbt. 

y,Bei  Pasition  50:  „Brgdaaung  der  Armee^S  werden  a)  ab  Koatan 
jytmr  die  Aushebung  und  Ausbildung  der  Rakratan  84773  TUr.  und  b) 
^als  Kosten  IQr  AnschalRing  der  Remonte  40000  fliic.  ^reiteet.  Der 
„Aussohttss  hatte  in  Rltcksicht  auf  I^Oher  erwähnte  AaMge  bei  dem  lets- 
„tera  Postukit  eine  Abminderung  von  7290  Thlr.  beantragt.  Die  IHiroh- 
y^kaittsBahl  der  jährlich  auszuhebenden  Bekrutea  beträgt  4500  Haan 
^yand  der  jetaige  Durchschnittspreis  eines  Benontepferdes  ist  zu  ISi  ThU; 
9,(Mher  110  Thlr.)  aageTiommea. 

,,Pesitlon  d2:  „Fonds  so  dem  gasammtaa  KasentlrttngS'.UBd  fiki- 
„^piartierangsaufB^and^S  2tS856  Tbk*.,  111^84  Thlr.  HehraufiraDd.  Dieser 
„ansehnliche  MdMraufWaad  ist  hauptsächlich  durdi  den  in  neuerer  SKeit 
„behufh  der  Verbesserang  der  Löhnung  der  Unteroflziere  und  Soldaten 
„akigeföhrtea  Henagesuschuss  von  täglich  1  Ngr.  per  Kopf  herbeigeftthrt 
„worden;  derselbe  beträgt  jähriich  circa  105000  Thlr.  In  Beröcksiditi- 
„guag,  dass  der  Soldat  mit  täglich  tl  — 2'/t  Ngr.  Uhnuiigi^böhniiss 
„kam  kOnmerlich  an  leben  rermöge ,  war  die  BewüUgnag  dieses  Poi^u- 
,ytats  aosgesproehen  worden ,  jedoch  mit  dem  Bemerken ,  daas  daa  Eiabe- 
„rnfea  der  Untarottzlere  «nd  Manaschalten  zu  den  Uerbstfibungeo  nicht 
„atattflnden  werde,  wodurch  eine  Abminderung  von  9412  Thlr.  möglich  sey« 

jyPositton  53:  „Militärbildungsanstalt^S  20201  Thlr.  und  einschliess- 
„lich  der  sogenannten  temporellen  Verpflegungen  8424  1%lr«  und  der  Ha- 
„tlanen  242  Thlr.  sogar  23896  Thlr;  Ein  Zögling  kostet  demnach  dem 
„Staate  jährlich  819  Tbk.  und  ausserdem  ist  fttr  jeden  voa  den  Aeltern 
„nock  ein  jährlicher  Zasehuss  voa  100  Thlr.  au  entrichten.  Der  Aussokass 
,^6rinnerts  daran,  dass  iMt  Bekannliaachaag  des  Kxisgsministailums  vam 
„6.  July  1848  die  Umgestaltung  beziehentlich  Aufhebung  der  MUitair- 
„bOiungsaiistalt  in  Aussiebt  gestellt  worden  war  ^  und  braehte  in  Erwä- 
,,g«ng  des  Umstandes,  dass  man  in  neuerer  Zeit  davea  alitgegaageu  zu 
T^ae^Fa  scMne,  folgenden  Antrag  ein:  „Die  Staataragieraig  waUe  mit 
^^»öglickster  Beschleunigung  die  IIUttaii4iedangsaiialaH  ^eingehen  iMma 
„und  sie  durdh  eine  dem  ZeitbedOriass  «iriisprecbaade  ^Mcierabildnagaan- 
^^lalt  an  efsetsen  Sorge  tragen,  4Uish  von  jader  fernem  ftifiiatoir  «euer 
9)ZögUng«  Ja  daa  gegenwärtig  baatekende  lastitat  ab«bio.^ 
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y^Dh  uodk  AMg€tt  PoilUoBM  4eB  Bud|;els  kaben  de«  il  imntowiB  so 
j^besoDdern  Bemerknngen  keine  Veranlaaaiuic;  gegeben.  Der  leiste  {Tbeil 
,,de*  BericbU  bescb&fligt  sieb  alsdann  in  sebr  ansfObrlicber  Welse  Mit 
j^ei^er  Kritik  der  gegenwärtigen  Formation  und  Organisation  der  Armee, 
y^Mmie  er  alsdann  nocb  insbesondere  darzntbun  bemübt  ist^  dass  die  Pr&« 
^,senastfirke  aa  Blannscbaft  in  den  Garnisonen  jettt,  wo  die  Lage  des  8ol- 
,,daten  in  materieller  Hinsiebt  so  sebr  verbessert  worden  sey>  anf  die  flObe 
y^  Badgets  Toa  dem  grOssten  Eintusst  seyn  mOsse.  In  Erwftgang  aber, 
9,dasB  die  Kosten  fQr  die  Besetsuag  eines  Scbüdwacbpostens  auf  iibriioh 
,,789  Tblr.  sieb  belaufen ,  knOpfl  er  scbllesslieb  den  Antrag  daran ,  die 
,,8cbildwacben  In  den  Garnisonen  auf  das  unumgftnglicbste  BedQrltolss 
,^a  bescbr&nken.  Den  Scbluss  des  Bericbts  bildet  folgender  ganz  allge- 
,,meiner  Antrag:  ,,Die  Staatsregierung  wolle  bei  etwa  in  Zukunft  zwi- 
^yseben  den  deutscben  Regierungen  stattfindenden  Verbandluogen  Ober  die 
^Gestaltung  des  deutscben  Heerwesens  unter  Festbaltung  des  Grundsatses 
9^er  allgemeinen  Webrpilicbt  und  persönlicben  ErfQllung  derselben  fQr 
,,möglicbste  Selbststftndiglieit  bezQglicb  der  Organisation  der  Truppen,  na- 
,,mentlicb  der  gr5ssern  deutscben  Einzelstaaten  und  soweit  dieselben  selb- 
y^stindlge  Armeeeorps  zu  stellen  gebalten  sind,  sieb  aussprecben,  aucb  die 
^Anerkennung  der  Grundsätze  anstreben,  durcb  welebe  aliein  die  AnsbU- 
fj&ang  der  gesammten  waffenüblgen  Jugend  obne  allzu  empflndiidie  Be- 
yylaatung  der  Staatskasse  an  erreicben  IbU^ 

Ein  Nachtrag  mm  auiserordentlichen  Staat$budgfi  vom 
24.  Januar  1851  lautet  wie  folgt: 

^Nachdem  der  ausserordmiiiche  Aufwand »  welcher  beim 
y^MUHär 'Eiai  theils  durch  den  erhöhten  Präsentstand,  theils 
9) durch  einige  unaufschiebliche  Neubauten,  theils  endlich  durch 
^die  Mobilisirung  der  Armee  hervorgerufen  worden,  nunmehr 
^so  weit  zu  übersehen  ist,  dass  derselbe,  Inhalts  der  Beifüge,  in 
^seinem  Gesammtbetrage  von  1,340000  Thlrn.  hat  zusammeage- 
^stellt  werden  können,  so  sehen  Se.  königl.  Majestät  der  diesfell- 
^sigen  Erklärung  der  geli*euen  Stände  mit  dem  Bemerken 
y,entgegen,  dass  zwar  bei  gegenwärtigem  Landtage  von  Auf- 
^bringung  besonderer  Deckungsmittel  für  jenen  Zweck  abge« 
^sehen  werden  mag,  jedoch  der  auf  den  erhöhten  Präsenz., 
«stand  sieb  beziehende,  unter  Nr.  15  dem  aosserordentliofaeA 
„Budget  zu  überweisende  Mehraufwand  tbeilweise  einige 
„Deckung  durch  denjenigen  Ueberschuss  zu  finden  haben 
„dürfte,  der  sich  bei  Zusammenstellung  des  ordentlichen  Bud- 
„gets  durch  Erhöhung  einiger  Einnahme-  und  Abminderung 
i,einiger  Au^abepositionen  ergeben  und  z\x  solchem  Ende  dtw 
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^Reservefond,  Posilioo  90,  hinzuzusetzen  sein  wird,  falls  nioht 
^die  getreuen  Stände  zu  Vereinfachung  des  Rechnungswerkes 
„für  angemessener  erachten  sollten,  das  zu  dem  Ende  unter 
„Kap.  61  des  ordentlichen  Budgets  aufgenommene  Postulat 
^nunmehr  in  der  früher  beantragten  Weise  wieder  herzu- 
«slellen.* 

Gleichzeitig    wurde    nachstehender   halbamtlicher  Artikel 
durch  die  Leipziger  Zeitung  veröffentlicht. 

Die  sfichjiische  Armee  ^  welche  bis  1849  nur  das  gesetzliche  Bundes- 
Kontingent  bildete,  erforderte  bei  sechsjähriger  pienstzeit  einen  Mannschafts- 
bedarf  von  nur  2000—2500  Rekruten  und  an  Geld  1,344000  Thlr.  jährlich« 
Seit  dem  Jahre  1849  aber  ist  sie ,  in  Folge  der  bekannten  Anordnungen 
der  provisorischen  Zentralgewalt,  auf  25061  Mann  Streitende  und  1615 
Nichtstreitende  gebracht  worden,  mit  einem  Aufwände  der  das  friihere 
Militär-Budget  um  mindestens  505000  Thlr.  jährlich  fibersteigt.  Es  besteht 
nämüch  dieselbe  nach  dem  Etat  vom  1.  Oktober  1650  aus: 

4  Heiter-Rigimenter,  k  802  Mann, 

1  Fnss-ArtiUerie-Regiment  von  1482  Mann, 

1  Brigade  reitender  ArtiUerie  von  318  Manu, 

1  Pionier-  und  Pontonier- Abtheilung  von  257  Mann, 

4  Brigaden  Linien-Infiiiiterie,  k  3939  Mann^ 

1  Brigade  leichter  Infanterie  von  4007  Mann, 

Hiensn  kommen  21  Offiziere  und  Gulden  im  Generalstabe  und  12  bei 
den  einzelnen  Kommandostäben.  Dies  die  Summe  der  Streitenden.  Die- 
selbe vermehrt  sich  aber  durch  Hinzurechnung  der  Nlchtstreitenden«  welche 
hauptoächlich  aus  dem  Kommissariatstrain  mit  559  M«,  aus  denjenigen 
Fahrern  bei  der  ArtiUerie,  die  nach  $.  15  der  Bundes-KriegsverAissang 
nicht  als  Streitende  zu  betrachten  sind,  aus  den  Aerzten,  Fourleren,  Of- 
fizier-Dienern etc*  bestehen.  Was  insbesondere  die  eben  erwähnte  Ein- 
richtnng/  bei  der  Artillerie  betrifft ,  so  werden  von  den  Fahrern  nur  so 
viel  als  Streitende  betrachtet,  als  zur  Erfüllung  der  36  Mann  ArtiUerie 
zur  Bedienung  jedes  Geschützes  erforderlich  sind ;  Sachsen  hat  50  Geschtttce, 
mithin  1800  Mann  Streitende  der  Artillerie  ^  die  Zahl  der  als  Nichtstrei- 
tende gezählten  Fahrer  aber  beträgt  bei  der  Fussartillerie  290^  bei  der 
reitenden  62.  Bei  jedem  Reiter-Regimente  sind  67»  bei  jeder  Linien-In- 
Anterie-Brigade  68,  bei  der  leichten  lofkinterie  72  Nichtstreitende,  wobei 
rflcksiehtlich  der  Olfiziersdiener  zu  bemerken  ist,  dass  die  der  Hauptleute, 
OberlieutenaAts  und  Lieutenants  der  InAinterie  zu  den  Streitenden  zäh- 
len. Die  Gesammtzahl  der  Nichtstreitenden  beträgt,  wie  bemerkt,  1615 
und  3,  welche  im  Frieden  vakant  gehalten  werden  |  in  Summa  Kombattan- 
ten und  Nichtkombattanten  26676,  nnd  3  vakat«  Ueberzählige  Mann- 
schaften beftinden  sich  am  I.  Oktober  bei  der  aktiven  Armee  ^  86  Unter- 
«Oziere  0^1  der  Infteiterle  und  Reiterei:  Wirthschafta-Fourierei  Haut- 
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boiaten  and  WaUkoraiaten  der  aaljselOsteii  MoBikekSre,  bei  der  Artillerie 
tkeila  Dienstleistende  in  den  Batterieen,  tkeils  Bearlanbte),  118  Soldaten 
(Arreataten  in  der  MilitarstrafHostalt,  auMerdem  bei  der  Artillerie,  wie 
Torstekend  bemerkt);  bei  der  Kriegsreserve:  118  Unteroffiziere  und  2175 
Soldaten.  Dock  ändert  sick  diese  Uebersickt  durck  das  dermalige  Be- 
kmtirtingssysteni  mit  Sckluss  jedes  Jakres.  Die  vorstekend  anfgefObrte 
Gasammtsakl  erweist,  dass  Obrigens  nock  lange  nickt  die  nack  dem  Beicks- 
gesetze  erfbrderlicke  Tmppenzakl  damit  organisirt  ward,  welcke  sick  auf 
%  Prozent  der  Bevölkerung  des  Jakres  1848 ,  mitkin  auf  36000  Mann  be- 
lAnft,  wftkrend  das  flrOkere  Bundeskontingent  1  Prosent  der  flevOlkerung 
▼on  1815,  mitkin  12000  Mann  nebst  einer  Beserve  von  4000  Mann,  betrug. 
Das  Kriegs*Ministerium  beabsicktigt  nun,  nack  dem  Eintritte  des  Friedens- 
ftisses  eine  grössere  Beurlaubung  eintreten  zu  lassen.  Hiemack  soll  der 
Soldat  des  Fussvolkes,  mit  Einsckluss  der  für  die  neue  Mannsckaft  uner- 
lisslick  nOtkigen  EinQbungSLeit ,  während  seiner  Dienitzt'it  nur  15  Monate 
prisent  gekalten  werden.  Wie  der  KOniglicke  Kommissär  bemerkte,  stekt 
diese  versucksweise  geringe  Präsentkaltung  nock  weit  kinter  den  Tor- 
sckriften  der  Bundes- Gesetzgebung  znrQck^  welcke  18  Monate  und  6  Monate 
zur  EInflbung  forderte.  Bei  der  Beiterei  und  reitenden  Artillerie  kann 
allerdings  der  eingefükrten  kurzen  Dienstzeit  wegen  eine  so  ausgedeknte 
Beurlaubung  wie  ArQker  nickt  mekr  stattfinden,  zumal  der  Mann  kier  nickt 
blos  mit  dem  Gebraucke  seiner  Wafleu  vollständig  vertraut  gemackt,  son- 
dern auck  zum  Heiter  und  Pferdewärter  gebildet  werden  muss;  die  Ab- 
siebt des  Kriegs-Ministeriums  gebt  jedock  dakin,  in  den  Wintermonaten 
auck  bei  der  Beiterei  die  Beurlaubung  so  weit  zu  erstrecken,  dass  tf3üc 
drei  Pferde  je  zwei  Mann  im  Dienste  bleiben  sollen.  Ist  kiernack  eine 
nock  stärkere  Ausdeknung  der  Beurlaubung ,  wenn  die  Armee  nickt  zur 
blossen  LandmUli  kerabgeken  soll,  weder  anwendbar,  nock  auck  mit  der 
dentscken  Krlegsverfassnng  vereinbar,  so  erklärt  sick  kieraus  auck  der 
gegenwärtige  koke  Betrag  des  Militär-Budgets.  Damit  aber  wenigstens 
dem  näcksten  Landtage  ein  Militär-Budget  vorgelegt  werden  kann,  wel- 
ckes  dem  Betrage  der  ArOker  bewilligten  mdglickst  gleickkommt,  kaben  sick 
beide  Kammern  In  dem  Antrage  vereinigt,  die  Staats-Begiernng  wolle  bei 
der  Organisation  der  deutschen  Bundesverkältnisse  mit  allen  Ikr  zu  Gebote 
siebenden  Mitteln  darauf  kinwirken,  dass  die  Militärpflickt  der  einzelnen 
Bundesstaaten  vermindert  werde. 

6.  jPfporttmmt  Üb  Aitltu«  nnb  üfftmii^rn  Mnttxti^H* 

Der  Gesckäftskreis  dieses  Ministeriums  (g.  41  der  V.  U.  vom  d.Sep- 
tendwr  tSSl)  ist  der  Hanptsacke  nack  durck  die  Verordnung,  dieEinrick- 
tnng  der  MInIsterlal- Departements  etc/ betreffend  vpm  7.  November  1831, 
Nr.  8  Lit.  E  in  Verbindung  mit  S«  67  der  Verlkssungsurknnde^  vorge- 
zelcknet  und  umllasst 
1.  die  äussern  Angelegenkelten  aller  im  Könlgreicke  Sacksen  aufgenom- 
menen ckristlicken  KonflMBionen  und  Klrckeni 

BtUas  Fisaas-8Uti0tik.  85 
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2.   die  iiueni  Angelegenlieiteii  der  •▼angelisolKli  Kirche 

8.  dtn  Knltiui  und  das  Schulwesen  der  ianielitischeii  GUuheBsgenoMeB, 
nach  der  Verordnaog  vom  20.  Dezbr.  1834  (Sammlmig  der  Oesetse 
und  Verordnungen  TOn  demselben  Jahre  S*  640); 

4.  die  Beaufhichtigung  der  milden  Stiftungen,  insofern  sie  nicht  Arme»* 
oder  Krankenversorguug  jBum  Zwecke  haben ,  oder  verm<%e  ann- 
dracklicher  Bestimmung  der  Fnndatlon  unter  einem  andern  Ministe« 
rinn  stehen; 

6.  das  gesammte  Unirersit&ts-  und  Schulwesen ,  insoweit  das  liStstere 
nicht  spesiellen>  andern  Ministerien  untergeordneten  Sweeken  dient, 
wie  diess  x.  B.  bei  Alilitär* ,  Forst- ,  Bergwerks- ,  6ewerb8->  Han- 
dels- und  technischen  Anstalten  der  FMl  ist. 

Dem  Ministerium  des  Kultus  und  des  Öffentlichen  Unteniehls  onmiitel- 
bar  untergeordnet  sind: 

L    in  kirchlicher  BUnslcht  und  zwar: 

1.  was  die  evangelische  Kirche  betrifft, 

a.  das  evangelische  Landes-Konsistorium  und 

b.  die  Kreisdirektionen  (vergl*  die  Verordnung:  die  yerfinderte  Or- 
ganisation der  evangelisch-lutherisch- kirchlichen  Mittelbeh&rden 
vom  10.  AprU  1835); 

c.  das  Unter-Konsistorium  zu  Glauchau ,  nach  dem  Recesse  v.  J« 
1740  und  nach  S«  18  im  I.  Abschnitte  des  mit  dem  Hause  SchOn- 
burg  unter  dem  9.  Oktober  1836  abgeschlossenen  Erl&nterungs- 
Recesses  (S.  616  des  Gesetz-  und  Verordnungsblattes  vom  Jahre 
1836)y  und 

d.  die  Kirchen -Inspektionen  und  Superintendenten  in  Besetsungs- 
suchen  bei  KOnigl.  Patronatstellen  und  in  Dispensationssachen  hei 
Verehelichungen«  Aufgeboten,  Taufen  und  Beerdigungen.  Uebrl- 
gens  aber  sind  die  Kircheninspektionen  und  Superintendenten,  in- 
sofern nicht  in  einzelnen  Fallen  das  Kultus-Ministerium  unmittel- 
bar an  dieselben  zu  verfügen  oder  eine  berichtUche  Anzeige  von 
denselben  zu  erfordern  für  nöthig  erachtet,  zunächst  der  Kreis- 
direktion und  bezfiglieh  dem  evangelischen  Landes -Konsistorium 
(g.  16  der  Verordnung,  die  veränderte  Organisation  der  evange- 
lisch-lutherisch  -  kirchlichen  Blittelbehörden  betreffend  v.  10.  Ak^ 
1836)  untergeordnet«  — 

%,  In  Betreff  der  römisch-hathoUschen  Kirche^ 
a.  in. den  Erblanden: 

das  apostolische  Vikariat,  dessen,  sowie  des  geistlichen  kathoUsdien 
Konsistorium,  Hessortverhiltniss,  zur  Sfieit  nach  dem  Hbuidate,  df e 
AuslM>nng  der  katholisch-geistUchen  Gerichtsbarkeit  etc.  betrefftod 
vom  19.  Februar  1827  (S.  13  ff*,  der  Gesetzsammlung  von  dem- 
selben Jahre),  insoweit  nicht  durch  das  Gesetz,  die  hQheren  Justiz- 
behörden and  den  Instansenzug  betreifend,  vom  28.  Januar  1836 
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nnd  darch  das  Gesetz  Ober  privileglrte  Gerichtast&nde  etc.  yoii 
denselben  dato  AbftndertiDgen  eingetreten  sind,  zn  beortbeiten  ist; 
b.  in  der  Ober-Lausitz: 

die  Kreis-Direktiou  zu  Bndissin,  als  MittelbehOrde  zwischen  dem 
dasigen  Domstifte  St  Petri  nebst  dem  domstiftlichen  Konsistorium 
nnd  dem  Kultus-Ministerium. 
8.   rüeksielitlicli  der  refbrmirten  Kirche: 

a.   das  reformirte  Konsistorium  zu  Dresden  nnd 
b«   das  refbrmirte  Konsistorium  zu  Leipsig. 
4.  Wegen  ätB  jüdischen  Kultus,  die  betreffenden  Ortfrobrigkelten.  — 

IL    In  Bezug  auf  das  Schulwesen : 

1.  das  Gelehrtenschulwesen: 

a.  fOr  die  städtischen  Gymnasien,  die  durch  Verordnung  vom  2U 
mfirz  1835  (S.  206  ff.  des  Gesetz-  und  Verordnungsblattes  von 
demselben  Jahre)  niedergesetzten  Schnlltommissionen  und  die  betref- 
fenden Stadtr&the,  soviel  die  finanziellen  Angelegenheiten  anlangt. 

b.  Die  Inspektionen  der  beiden  Landesschnlen  in  Meissen  und  zn 
Grimma,  ingleichen  der  Schulämter  zu  Meissen  nnd  zu  Grimma. 

2.  Das  Bürger-   und   Volksschulwesen  mit    Inbegriff  der   Schullehrer- 

Seminarien. 

a«   im  Allgemeinen  die  Kreis-Direktionen,  in  Gemässheit  des  Gesetzes, 
das  Elementar- Volksschulweseu  betr.  v.  6.  Juny  1835  nebst  der 
daau  gehörigen  Verordnung  vom  9.  desselben  Monats; 
b.   in  einzelnen  Fallen,  namentlich  rüoksichtlich  der  Besetzung  KönigL 
Patronatstellen,  auch  die  Schul-Inspektlonen.  — 
in.   Die  Unlversltfit  Leipzig  und  deren  besondere  BehOrden. 
IV.  Wegen  der  milden  Stiftungen,  insoweit  sie  nicht  von  dem  Kultus- 
Ministerium  selbst  administrirt  werden,  die  betreffenden  Kollatur  nnd  Ver- 
waltungsbehörden. 

V*  Das  Prokuratur-Rentamt  Meissen. 

Der  Etat  dieses  Mmisteriums  halte  folgende  Durchschnitts* 
Summen  in  den  Jahren: 

1834/6:     131908  Thlr. 

1837/9:     205568      ^ 

1840/2:     211675      » 

1843/5:     209559'    „ 

1846/8:     218204      ^ 

1849/51:   252863      „ 
oder  3,39  Vo  aller  Staatsausgaben. 

Die  einzelnen  Ausgabetitel  und  deren  Zunahme  ergiebt 
die  allgemeine  Ausgabe-Tafel  und  ich  rouss  auch  hier  mich 
darauf  beschränken  emige  Posten  hervorzuheben. 

85* 
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a.  Die  ünif>ersi(ät  zu  Leipzig  mit  etwa  112  Dozenten  und 
950  Studierenden  hat  aus  der  Staatskasse  1834/6:  32132  Thlr. 
empfangen  und  ist  für  1849/51  mit  42025  Thin  angesetzt.  Sie 
hat  ausserdem  bedeutende  eigene  Einnahmen,  welche  in  den 
ausführlichen  ständischen  Berichten  über  das  Budget  Tür  1846/8 
zu  51000  Thlr.  jährlich  veranschlagt  sind,  aber  durch  die 
Staatsrechnung  nicht  laufen.  Die  Summe  der  ausstehenden 
Pa^^>ftapt/a/ien  der  Universität  betrug  Ende  1848:  204705  Thlr., 
der  Aktivkapitalien  dagegen  86000  Thlr.  —  Die  Gesetze  für 
die  Studierenden  vom  29.  März  1822,  haben  unter  dem 
31.  Januar  1825  und  27.  Januar  1830  Abänderungen  erfahren; 
ein  Regulativ  wegen  Verwaltung  der  akademischen  Gerichts* 
barkeit  ist  vom  28.  Februar  1829;  ein  Mandat  vom  4.  July 
1829  bestimmt  über  die  Vorbereitung  junger  Leute  zur  Uni- 
versität; eine  Verordnung  vom  17.  Dezember  1830  über  Abi* 
turientenprüfungen*,  durch  Verordnung  vom  22.  Juny  1846  ist 
die  Juristen-Fakultät  neu  eingerichtet. 

b.  Gelehrte  Schulen  sind  theils  die  beiden  Landes-  oder 
Fürsten-Schulen  zu  Meissen  und  Grimma»  theils  städtische 
Gymnasien  zu  Bautzen,  Dresden  (2),  Freiberg,  Leipzig  (2), 
Plauen,  Zittau  und  Zwickau;  mit  zusammen  etwa  138  Lehrern 
und  1700  Schülern.  Jene  werden  aus  alten  Stiftungen  er?- 
halten,  (welche  für  Meissen  eine,  in  der  Staatsrechnung  nicht 
vorkommende  Einnahme  von  23 — 24000  Thlr.  gewährt);  diese 
unter  Beihülfe  des  Staats  (22050  Thlr.)  von  den  Städten.  — 
Bekanntmachung  vom  2.  May  1831  die  inländischen  Gelehr- 
tenschulen betreffend;  Verordnung  vom  21.  März  1835  über 
die  Verhältnisse  der  Behörden  zu  den  städtischen  Gymnasien; 
Gesetz  über  eine  Pensionskasse  vom  1.  July  1840;  Regulativ 
für  die  Gelehrten-Schulen  von  1847  (deutsche  allg.  Zeitung 
von  1847  Nr.  52  Beilage);  Berliner  Jahrb.  für  Erziehung  und 
Unterricht  1847  S.  255^  Bülau  Ztschr.  1845  S.  193.) 

Die  erste  Realschule  wurde  1834  in  Leipzig  errichtet,  eine 
zweite  1842  in  Annaberg,  eine  dritte  besteht  in  Dresden  und 
die  Regierung  beabsichtigt  die  Errichtung  von  noch  drei  in 
Chemnitz,  Plauen  und  Zittau. 

c.  Der  Volhsunierricht  wird  in  Elementarschulen  ertheilt. 
Jedes  Kind  bat,  in  der  Regel  vom  vollendeten  sechsten  Jahre 
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an,  eine  dieser  Schulet!  8  Jahre  lang  ununterbrochen  zu  be- 
suchen, so  jedoch»  dass  wenn  für  Kinder  eines  Glaubens  kleine 
besondere  Schulansialt  ihrer  Konfession  ^n  einem  Orte  besteht, 
diese  dem  in  der  Schule  erlheilten  Religionsunterrichte  nicht 
beizuwohnen  brauchen,  vielmehr  die  vorgesetzte  geistliche 
Behörde  ihrer  Konfession  für  den  zweckmässigen  Religions- 
unterricht zu  sorgen  hat.  Die  Mittel,  welche  zur  Errichtung 
und  Unterhaltung  der  Volksschulen  erforderlich  sind,  haben 
die  Schulgemeinden  aufzubringen.  Die  Schullehrer  erhalten 
ausser  der  freien  Wohnung  aus  den  Schulkassen  eine  festbe- 
stimmte Besoldung  in  Geld  und  Naturalien,  die  nicht  unter 
120  Thlr.,  und  wenn  die  Schulstelle  mit  Kirchendienst  verbun- 
den ist,  nicht  unter  200  Thlr.  betragen  kann.  Bei  ihrer  Er- 
nennung werden  die  Schulgemeinden  befragt.  Der  von  ihnen 
aus  ihrer  Mitte  gewählte  Schul  vorstand  sorgt  imter  dem  Vor- 
sitze des  Pfarrers  Tür  die  Erhaltung  der  Schule  im  gehörigen 
Hände  und  für  die  Herbeischaffung  der  dazu  erforderlichen 
Mittel. 

Privatschulen  bedürfen  besonderer  Genehmigung. 

Zu  vergl:  das  Gesetz  vom  6.  Juny  1835  über  das  Ele- 
mentar-Volks-Schulwesen ,  mit  Vollzugverordnung  vom  9.  Juny 
(auch  Abänderungen  und  Zusätzen  vom  3.  May  1851);  das  Re- 
gulativ über  die  Elementarlehrer-Prüfungen  vom  13.  July  1835; 
die  Verordnung  über  die  Beendigung  des  Schulbesuchs  und 
die  Zulassung  der  Kinder  zur  Konfirmation  vom  15.  Dezember 
1836^  die  Verordnung  vom  10.  Januar  1839  über  den  Ruhe- 
stand der  Lehrer  in  Elementar- Volksschulen;  das  Gesetz  vom 
8.  März  1838  über  die  Verpflichtung  der  Kirchen-  und  Schul- 
Gemeinden  zur  Aufbringung  des  für  ihre  Kirchen  und  Schulen 
erforderlichen  Aufwandes,  mit  Ausfuhrungs -  Verordnung  vom 
10.  Oktober  1839,  abgeändert  unter  dem  10.  Oktober  1840, 
auf  die  Oberlausitz  ausgedehnt  am  12.  July  184(f;  Gesetz  über 
die  Ablösung  der  Naturalleistungen  für  Geistliche  und  Schul- 
lehrer vom  14.  July  1840,  mit  Ausführungs-Verordnung  vom 
17.  Oktober;  eine  Verordnung  wegen  Mitwirkung  der  Ge- 
meinden bei  Verwaltung  der  Schulangelegenheiten  vom  5.  Au- 
gust 1841;  ein  Xjeselz  vom  2.  April  1844  wegen  Erhebung 
von  Sportein  im  Kirchen-   und  Schulwesen;    ein  Gesetz  vom 
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IS.  November  1848,  wodarch  die  Bevorzugung  der  Ritter- 
güter (Gesetz  vom  8.  März  1838)  hinsichtlich  der  Beitrags- 
pflicht zu  Kirchen-  und  Schul-Anlagen ,  aufgehoben  wird.  — 
Im  Jahre  1843  gab  es  im  Königr.  Sachsen  2130  Volksschulen 
mit  2866  Lehrern  und  278022  Schulkindern ;  25  Bürgerschulen 
mit  384  Lehrern  und  Lehrerinnen  und  25484  Zöglingen.  — 
Der  Staatszu$chuB$  für  die  Volksschulen,  gegen  früher  mehr 
als  verdoppelt,  ist  im  neuesten  Etat  72325  Thir.  Seit  dem 
1.  July  1846  ist  denjenigen  Volksschullehrern,  welche  nur 
120  ThIr.  Jahreseinnahme  haben,  eine  Zulage  bewilligt. 

Aus  dem  Berichte  der  Finanz  -  Kommission  über  dieses 
Minist. -Budget  Tür  1846/8  ergiebt  sich:  dass  damals  ständige 
Stellen  an  öffentlichen  Schulen  unter  120  ThIr.  nicht  mehr 
vorhanden  waren,  dass  die  Zahl  der  Stellen  mit  120  bis  130 
ThIr.  jährlichen  Diensteinkommen  392  war,  dass  eine  fernere 
Verbesserung  in  der  Art  eintreten  sollte,  dass  jedem  ständigen 
Elementarlehrer  (ausser  freier  Wohnung)  nach  6jähriger  DiensP 
zeit  mindestens  130,  nach  15jähriger  Dienstzeit  wenigstens  140 
ThIr.  gesichert  seyen  u.  s.  w.  Aus  der  Budgetvorlage  Tür 
1849/51  vom  26.  November  1849  erhellt  ferner,  dass  der  ge- 
ringste Gehalt  der  ständigen  Lehrer,  welche  mehr  als  50  Kin- 
der unterrichten  200  ThIr.  und  deren  welche  weniger  als  50 
Kinder  unterweisen  150  ThIr.  seyn  soll.  Zur  Ausführung  die- 
ses Plans  ist  die  Erhöhung  des  Staatszuschusses  um  jährlich 
50000  Thlr.  erforderlich. 

Möchte  dieses  Beispiel    in    andern   Staaten  nachgeahmt 
werden. 


7.    ]ff|i(urtfmettt  ^tfl  JlufiDSrtidnt. 

Durchschnitts-Etatsätze  dafür : 

im  Jahre  1770: 

85937  Thlr. 

1834/6: 

113185 

» 

1837/9: 

107300 

•n 

• 

1840/2: 

95471 

yi 

1843/5: 

101241 

w 

1846/8: 

107878 

T» 

1849/51: 

78000 

Vi 

i,04o/o 

aller  Ausgaben. 
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1845  1849—51 


70430   52362  43931 


Ob  der  gute  Vorsatz,  welcher  die  neuste  bedeutende 
Herabsetzung  dieses  Etats  bewirkte,  Stand  halten  wird  gegen 
die  immer  üppiger  aufscbiessende  Neigung,  das  Alte  mit  allen 
Hängein  und  unnützem  Anhängsel  wieder  herzustellen ;  ist  sehr 
zweifelhaft  Wenn  irgendwo  erspart  werden  kann  in  den 
deutschen  Kleinstaaten  zum  Vortheil  nicht  nur  der  Staatskasse, 
sondern  auch  im  Interesse  des  Friedens  und  der  Eintracht; 
so  ist  es  am  Etat  der  s.  g.  auswärtigen  Angelegenheiten. 

Dem  Berichte  der  Budget  -  Kommission  für  1846/8  liegt 
eine  vergleichende  Zusammea<%tellung  des  Geldbetrages  der 
Pensionen,  Wartegelder  und  Unterstützungen  bei,  welche,  zur 
Vergleichung  mit  der  neusten  Anforderung,  auszugsweise  hier 
folgt : 

1832        1839 

1.  Pensionen  und  Warte- 
gelder vom  Hofetat  (aus- 
sterbend) 99366 

2.  Gesammtministerium  u. 
seiner  Unter^Behörden .    25244 

8.  Justiz-Departement  .    .  27529 

4.  Departement  des  Innern  28566 

5.  Departement  d.Finanzen  95032 

6.  Departement  des  Kriegs  211677 

7.  Departement  des  Kultus 
und  Unterrichts   .    .    .  9243       11135 

8.  Departement  des  Aus- 
wärtigen        14560      17133 

9.  Insgemein —             617 

511217  535306  522672  556669 
wogegen  die  Gehalts-  und  Pensions-AbzUge  in  Einnahme  kom- 
men und  zwar  Tür  ein  Jahr  von  1849 — 51  mit  34500  Thir. 
Diese  Buhegehalte  wurden  (nach  den  Etats  Air  1846/8)  ge- 
nossen beim 
a.  Hofetat,  von  134  vormaligen  Dienern,  200  Wittwen  und 

16  Kindern« 
b«  Gesammtministerium,  von  etwa  50  Personen* 


20507 

18539 

16053 

34631 

45102 

43461 

30610 

30267 

37276 

138417 

140413 

151569 

211826 

218693 

232440 

6143       10635 


10726 
427 


20944 
360 
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c.  Jastiz-Departement,  von  75  vormaligen  Stäatsdienern,  104 
Witt^en  und  i26  KinderD. 

d.  Departement  des  Innern,  von  104  ehemaligen  Staatsdie- 
nern, 189  Wittwen  und  83  Kindern. 

e.  Finanz-Departement,  von  332  Staatsdienem ,  1020  Witt- 
wen und  404  Kindern. 

fr   Militär -Departement,  von  1508  vormaligen  Militärs,   570 

Wittwen  und  130  Kindern, 
g.   Departement  des  Kultus  und  Unterrichts,  von  10  ehema- 
,    ligen  Staats-  und   Kirchendienern,    17   Wittwen   und  ^ 

Kindern, 
b.    Minist,  des  Auswärligen,  von  5  früheren  Staatsdienern,  12 
Wittwen  und^4  Kindern. 

Die  Gesammisumme  ist  2218  frühere  Angestellte,  2208  Witt- 
wen und  767  Kinder, 

Die  Steigerung  der  Ruhegehalte  ist  bedeutender  als  sol- 
ches auf  den  ersten  Blick  scheint.  Wenn  man  nämlich  den 
Hofetat  ausser  Rechnung  lässt,  weil  die  bei  Gründung  der 
Zivilliste  übernommenen  Hofpensionen  (116339  Thlr.  Kour.)  sich 
vermindern  und  demnächst,  gänzlich  aufhören ;  so  betrug  die 
Gesammlsumme  der  übrigen  Ruhegehalle  im  Jahre  1832 : 
411851  Thlr.,  nach  dem  Voranschlage  für  1849  —  51  aber 
512738  TWr.,  wonach  eine  Vermehrung  von  100887  Thlr. 
Statt  gefunden  hat.  Das  Ministerium  bemerkt  aber  in  der 
Vorlage  des  Budgets  für  1849—51,  dass  die  neuste  Anforde* 
rung  den  nicht  unbeträchtlichen  ^ Zuwachs^  seit  1848  noch 
nicht  in  sich  begreife  und  der  Landtag  würde  mithin  aber- 
mals Veranlassung  haben  über  die  unverhällnissmässige  Zu- 
nahme dieser  Ausgabeabtheulungr  Klage  zu  erheben.  Leider 
liegt  über  die  Zahl  der  Angestellten  und  über  deren  Bezüge 
kein  Nachweis  vor,  weshalb  Vergleiche  in  dieser  Richtung 
nicht  angestellt  werden  können. 

9.  J0au  -  etat. 

Die  Etatsummen  für  das  Bauwesen  waren  nach  einem 
Durchschnitt  der  Jahre: 

1834/6    :     441698  Thlr. 
1837/9    :     524541     ^ 
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1840/»   :    752533  Thir.  (einschliesslich 


83333 


für  aussergewöhn- 
liehe  Chaussee-Neu- 
bauten.) 


1843/5    :     702293  ^ 

1846/8    :     739894  » 

1849/51 :     767376  ^ 
oder  10,28  %  aller  Ausgaben. 

a.  Zum  Chaussee^,  Strassen ^  und  Brückenbau  wurden 
im  Jahre  1834/6:  341806,  1837/9:  464464,  1840/2:  455467, 
1843/5:  535469  Thir.  verwendet,  1849/51  aber  577710  Thir. 
verlangt,  was  eine  Vermehrung  von  235004  Thir.  ergiebt. 
Im  Anfange  des  Jahrs  1846  waren  279,69  alte  sächsische  Mei- 
len (von  16000  Dresdener  Ellen,  oder  337,5  Postmeilen  von 
7500  Meter)  Chausseen  dem  Verkehre  übergeben,  wonach 
von  dem  EtaUatze  für  1846/8  (551294  Thir.)  auf  jede  Län- 
genmeile durchschnittlich  1968  Thir.  kamen.  Die  Länge  der 
Staatsstrassen  in  regelmässigem  Unterhalt  war  Anfangs  1850: 
618074,62  achtellige  Ruthen  oder  309,03  alte  sächsische  Mei- 
len,  oder  372,18  Postmeilen,  oder  454,06  geogr.  Meilen,  was 
auf  1  D  Meile  Flächengehalt  des  Landes  im  Durchschnitt  1,61 
geogr.  Heilen  Staatsstrassen  beträgt.  Für  Herstellung  einer 
Meile  Länge  Chaussee  erster  Klasse  werden  20000  bis  25000 
Thir.  erfordert,  Tür  den  jährlichen  üntet*haU  (ohne  die  Ver- 
besserungsbauten, Kosten  für  das  Schneeauswerfen)  1200  Thir. 

Die  für  1846/8  veranschlagte  Bedarfssumme  zerfällt  in 
folgend^  Theile: 

Thir.      Pr*t.'Anih. 

1.  Besoldungen  und  Emolumente  der 

technischen  Beamten 15294  3,27 

2.  Zum  Unterhalt  und  Bau  der  nicht 
chaussirjen  Staatsstrassen,  für  Ent- 
schädigungen     .      52000         11,12 

3.  Dispositioos  -  Fonds  zur  Wegbau- 
Unterstützung  .    .......      10000  2,14 

4.  Zum  Unterhalt  der  bereits  im  Ver- 
kehre befindlichen  279%  Heilen  .    835400         71,70 
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5.  Desgleichen  der  im  Laufe  der  Etats- 
jahre zuwachsenden  Strecken   .    .  14400  3,07 

6.  Für  die  Chausseehäuser   ....  8200  1.75 

7.  Kosten  des  Schneeauswerfens  .    .  17500  3,74 

8.  Zum  Bau  und  Unterhalt  der  grös- 
seren Brücken 15000  3,21 

Zusammen    467794       100— 
Für  Chausseeneubauien  wurden  regelmässig  80000  Thlr. 
jährlich  bewilligt;    ausserdem  aber  sind  oft  ausserordentliche 
Bewilligungen  aus  den  Ueberschüssen  gemacht. 

b.  Die  Zahl  der  auf  dem  Bauetat  befindlichen  Regienrng»-, 
Land-  und  Forsfgebäwie  war,  nach  einer  im  Jahre  1843  ge^ 
machten  Vorlage,  1912  Staatsgebäude  und  29  Brücken  im 
Werthe  von  4,382313  Thlr.  Von  den  fbr  1846/8  verlangten 
150700  Thlr.  kommen  auf: 

Thtr.      P.'A. 

1.  Besoldungen  und  Emolumente  ....      12700     12,61 
(4  Landbaumeister,  8  Kondukteure,  4  As- 
sistenten) 

2.  Unterhalt  der  Gebäude   des  Gesammt- 
Hinisteriums 300       0,30 

3.  Unterhalt  der  Justizgebäude  .....      10000       9,93 

4.  Desgl.  des  Minist,  des  Innern    ....        6200       6,16 

5.  Desgl.  des  Kultus -Minist 4500       4,47 

6.  Desgl.  des  Finanz-Minist,  (ohne  die  Forst- 
gebäude)      .       49000      48,66 

7.  Desgl.  der  Forstgebäude 12000     11,91 

8.  Für  Brandversicherungs- Beiträge  .    •    .        6000       5,96 
(Versicherung  zur  Hälfte  des  Werths  mit 

Ausschluss  des  Mauerwerks  zu  1,823453 

Thlr.)  

Zusammen  100700  100— 
Für  Neubauien  ausserdem  5000O  Thlr.  —  Die  Unterhaltskosten. 
Besoldungen  und  Versicherungs  -  Beiträge  sind  2,30  %  des 
Werths  von  4,382000  Thlr. 

c.  Von  dem  Bedarfe  fiir  Wasserbauten  zu  87900  Thlr. 
kamen  1846/8  auf  Besoldungen  und  Emolumente  7900  Thlr. 


^  im  ^ 

oder  20fi4:%  und  auf  die  Bauten  80000  Thlr.  oder  70,16  Vd- 
—  Die  in  den  Nachträgen  zur  ElbschiffTahrtsakte  vom  23.  Juny 
1821  mit  Recht  gesteigerten  Ansprüche  an  die  Fahrbarkeit 
des  Stroms  sind  Uraäche  der  Vermehrung  dieses  Ausgaben- 
Postens* 

D.  Staatssehidd. 

a)  GcselitelitlteliCM. 

Der  erste  Keim  zur  Zerrüttung  der  Finanzen  des  Kur- 
staats Sachsen,  welches  von  den  Stürmen  des  dreissigjährigen 
Krieges  rasch  sich  erholt  hatte,  liegt  in  der  Berufung  seiner 
Regenten  zum  polnischen  Throne.  Schon  unter  der  Regierung 
Friedrich  August  L  (in  Polen  August  IL  vom  17.  Juny  1697 
bis  1.  Februar  1733)  wurden,  der  Königswilrde  wegen,  Lai]- 
destheile  und  Rechte  des  Kurstaats  veräussert;  auch  zog  die 
Verbindung  mit  der  Krone  Polen  den  Schwedenkönig  Karl  XII. 
nach  Sachsen,  dessen  Erpressungen  binnen  Jahresfrist  (Sep** 
tember  1706/7),  auf  mehr  als  23  Millionen  Thaler  berechnet 
werden. 

Während  der  Regierungszei|  des  Kurfürsten  August  IL 
(in  Polen  August  III.)  von  1733  bis  5.  Oktober  1763,  haben 
nicht  nur  fortwährende  Kriege  (der  siebenjährige  brachte  einen 
auf  70  Mili.  Thaler  geschätzten  Verlust  über  Sachsen ,  wovon 
die  preussische  Regierung  gegen  50  Mill.  Thaler  zog) ;  sondern 
vorzüglich  auch  eine  grundschlechte  Verwaltung,  den  Staats- 
haushalt in  eine  mis&liche  Lage  gebracht.  Friedrich  Chriitian^ 
leider  schon  am  17.  Dezember  1763  vom  Tode  ereilt,  traf 
die  kräftigsten  Gegenmassregeln.  Unter  ihm  geschah  von  den 
versammelten  Landständen  die  Anerkennung  der  29,432828 
Thlr.  Steuerschulden  als  Landesschuld,  wovon  jährlich  1,100000 
Thlr.  aus  den  sichersten  Steuereinkünften  abgetragen  werden 
sollten;  er  beschränkte  den  übermässig  glänzenden  Hofstaat 
seines  Vaters,  und  führte  Ersparungen  in  allen  Zweigen  der 
Staatsverwaltung  ein«  Friedlich  August  IIL  (f  5.  May  1627) 
fuhr  fort  in  demselben  Sinne  zu  regieren  und  verwendete  sogar 
einen  grossen  Theil  der  in  Folge  des  Teschner  Friedens  (13. 
May  1779)  für  die  bayemsche  Allodialerbschaft  empfangenen 
O^Hillionen  Gulden,  sum  Besten  des  Landes. 
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Aooh  die  KammenchMm  wurden  geordnet  und  durch 
Verhandlungen  mit  den  Gläubigern  auf  etwa  6,000000  Thlr., 
zu  2  —  3  Prozent  Zinsen  festgestellt.  Da  nach  einer  von 
Büsching  mitgetheilten  Uebersicht  die  Pncatschulden  des  Hofs 
im  Jahre  1770  etwa  6,000000  Thir.  betrugen,  so  ist  die  Ge- 
sammtsumme  der  damaligen  Schulden  des  Landes  und  des 
Fürsten  auf  nahezu  40,000000  ThIr.  zu  berechnen :  was  auf 
den  Kopf  der  Bevölkerung  fast  24  Thaler  und  ein  Verhältniss 
zu  den  Einnahmen  wie  6,76  zu  1  beträgt.  — 

Der  strengen  Errullung  des  in  jener  Zeit  für  das  Schul- 
denwesen aufgestellten  und  auf  die  spätem  Staatsschulden 
ausgedehnten  Yerwaltnngs-  und  Tilgungs-Systems ;  der  gewis- 
senhaften Einhaltung  aller  den  Gläubigem  gemachten  Zusiche- 
mngeu  —  ungeachtet  der  verheerenden  Kriege,  trotz  der 
schwierigsten  Verhältnisse  und  ungeachtet  der  Landesthei- 
lung; —  ist  es  zuzuschreiben»  dass  der  Kredit  des  Landes 
unerschüttert  blieb. 

Die  Unfälle  im  September  und  Oktober  1806  und  die 
dann  folgende  politische  Erhöhung  Sachsens,  zogen  so  grosse 
Opfer  nach  sich,  dass  neue  Anleihen  gemacht  und  neue  Kas- 
senbillette ausgegeben  werden  mussten.  Eine  fast  unerschwing- 
liche Last  aber  brachten  die  Jahre  1812  bis  1814  über  das 
unglückliche  Land,  indem  der  Betrag  allein  der  Requisitionen, 
Lazareth"  und  Verpflegungs-Kosten  der  kriegführenden  Mächte 
nahe  an  67  Mill.  Thaler  war. 

Es  wird  zur  Klarstellung  der  sehr  verwickelten  Verhält- 
nisse dienen,  wenn  die  Hauptarten  der  Schuld  einzeln  be- 
sprochen werden  (zu.  vergl.  das  Wirken  der  Staatsregierung 
und  Stände  u.  s.  w.  Leipzig  1834  S.  132  ff.). 

1.  Schulden  der  vormaligen  Sieuei-- Kredit-  und  der  jetzi- 
gen Staatsschulden- TUgungs'Kasse.  Die  Str.  K.  K.  S.  beliefen 
sich  im  Jahre  1764  auf  29,028425  ThIr.;  sie  waren  von  den 
alten  Erblanden  nach  deren  damaligem  Umfange  zu  vertreten. 
Ihr  Betrag  war  zu  Michaelis  1806  bis  auf  14,932885  ThIr.  ver- 
mindert, erlitt  aber  durch  spätere  Anleihen  eine  so  bedeutende 
Vermehmngy  dass  in  der,  bei  dem  Haupt -Vertrage  zwischen 
Sachsen  und  Preussen  vom  23.  July  1817  zu  Art.  IV  §.  5 
gehöpgen  Uebersicht,  die  Gesammtsumme  zu  22,857626  ThIr. 
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angegeben  ist.  Davon  übernahm  das  Königreich  Sachsen  ver- 
tragsgemäss  16,660771  Thir.  und  ausserdem  die  bis  zur  Höhe 
von  700000  ThIr.  ausgestellten  Landes  -  Kommissions  -  SckeiM 
allein  (z.  v.  jenen  Vertrag  und  die  Benachrichtigung  der  alterb- 
ländischen  Stände  vom  23.  Juny  1818,  wegen  der  Verzinsung 
und  des  Tilgungsfonds  der  älteren  und  neueren  landschaft* 
liehen  Obligationen,  sowie  der  Landes -Kommissions-Scheine). 
Unter  dem  16.  Januar  und  31.  März  1821  ergingen  Bekannt- 
machungen wegen  des  Umtauschs  der  Steuerscheine  und  wegen 
regelmässiger  Rückzahlung  der  Landesschuld  durch  Ver- 
loosung;  auch  wurde  in  demselben  Jahre  die  Umwandlung 
der  5%  in  4Vo  Papiere  bewirkt  (Mandat  vom  14.  May  1821); 
über  deren  Tilgungsfonds  unter  dem  27.  July  1824  eine  Be- 
kanntmachung erging. 

Zu  Michaelis  1831  war  die  aus  der  Theilung  übernom- 
mene Steuerschuld  dergestalt  umgestaltet  und  vermindert 
worden,  dass  damals  noch  zu  vertreten  blieben: 

4  o/o  neuere 5,103600  ThIr. 

3  %  neuere 155700     „ 

3  Vo  ältere       9,166696     ^ 

zusammen    14,424996  ThIr. 

Die  neuen  3Vo  landschaftlichen  Obligationen  (Bekannt- 
machung vom  7.  July  1830)  wurden  den  älteren  Schuldpa- 
pieren gleich  gestellt  durch  Mandat  vom  26.  August  18S0; 
jedoch  konnte  die  beabsichtigte  Umwandlung  der  4%  Zinsen 
tragenden  Staatspapiere  in  3%ige,  erst  im  Jahre  1833  be- 
wirkt werden  (z«  v.  Bekanntmachung  vom  29.  Juny  und 
6.  July  1833).  Diese,  ohne  Mitwirkung  von  Bankiers  ausge- 
fiihrte  Maassregel,  gelang  so  vollständig,  dass  von  den  damals 
noch  vorhandenen  4,864050  ThIr.  4Voiger  Staatspapiere  nur 
S22400  Thlr.  Ostern  1834  zurück  gezahlt  zu  werdra  brauch«^ 
ten.  Ein  fernerer  Schritt  zur  Vereinfachung  des  Schulden- 
wesens, war  die  Gleichstellung  der  noch  vorhandenen  vrn^ 
loAaren  (1,465000  ThIr.)  ältere  3Voigen  Steuerkapitalien  (Be- 
kanntmachung vom  27.  März  1834)^  sowie  der  noch  verblie- 
benen älteren  vnxf&^losbaren  Obligationen  (268108  Thb*.,  Be- 
kanntmachung vom  26.  September  1834);  mit  der  tit)rigea 
Staatsschuld. 
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Als  sonstige  wichtige  Ereigoisse  dieser  Zeit  sind  za  be- 
zeichnen: 

a,  Das  Gesetz  vom  29.  September  1834  über  Einrichtung 
der  StaaUschukkn-Koise^  zur  Ausrührung  des  §.  107  der 
Verfassungs-Urkunde  (vom  1,  Januar  1835  an  Vereinigung 
der  Steuer-Kredit-Kassen  und  der  Kammer-Kredit-Kasse); 
welches  durch  Gesetz  vom  3.  November  1848  im  §.  8 
eine  Vervollständigung  erhalten  hat. 

b.  Die  Uebereinkunft  vom  2.  Dezember  1834,  wodurch  das 
Schubtenwesem  der  OberlausiU  mit  der  Staatssdiulden- 
Kasse  vereinigt  wurde.  Die  übernommene  Summe  dieser 
früheren  Provinzialschulden  war  1,101060  Thir. 

0.  Die,  durch  Vereinigung  der  fiskalischen  und  Sieuerkassen 
möglich  gewordene  Aufhebung  der  gegeumiigen  Schubh 
cerpflichtung&i,  wodurch  eine  Verminderung  der  Gesammt- 
Schuldsumme  um  etwa  4,400000  ThIr.  bewirkt  werden 
konnte. 

Am  Schlüsse  des  Jahrs  1836  betrug  die  Schuld  derSiaati^  \ 

Schulden^  Koise : 

10,270250  ThIr.  verzinsliche  Steuerkassen-Schuld, 

17694    ^      dergl.  unverzinsliche, 

858975    ^      verzinsliche  Kammer-Ki*editkassen-Schuld,  ^ 

39339    yf      dergleichen  unverzinslich.  , 

11,186258  ThIr.  j 

Unter   dem  23.  März  1837   erging  eine  Bekann tmadiung  I 

wegen  Tilgung  und  Verzinsung  der  3  Voigen  Steuerschulden 

der  Anleihe  von   1830^    und    durch   Bekanntmachung   vom 

14.  May  1840  wurden  die  Besitzer  der  3  Voigen  Obligationen 

•^er  Anleihe  von  1830  aufgefordert,  dieselben,  behuf  deren 

künftiger  Einlösung  im  20  Fl.  Fuss,  anzumelden. 

Eine  neue  Staatsschuld  entstand  durch  die  EtUschädigung 
der  Jjleuerfreim  wegen  AupUbung  der  Steuerfreihäi  (Gesetz 
vom  15.  Juny  1843),  wozu  neue  3Voige  Staatsobligatiosen 
geschaffisn  wurden  (Gesetz  vom'  27.  July  1843);  deren  Auf- 
gabe im  Gesammibeirage  von  4,000000  Thh*.  geschah  (Be. 
kanntmadioDg  vom  11.  März  1844).  Die  im  Landtagsab- 
schiede vom  Jahre  1884  eathaltene  Bestimmung,  dass  hin* 
dieser  Enißcbttdigongspapere  der  Korsunterscbied  v^r- 
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gut  et  werden  solle,  wenn  dieselben  untei' den  Nennwertb  fielen 
(Gesetz  vom  t7.  July  1843  §.  7  ond  8);  bat  später  noch 
bedeutende  Geldopfer  nöihig  gemacbt  (die  Einlösung  gescbab 
mittelst  Anleihen  von  1  Mill-  Thlr.  beim  Hause  Rothschild 
und  500000  Thlr.  bei  der  Leipziger  Bank).  —  Die  (weiter 
unten  zu  erwähnenden)  Eisenbahn-Anleihen  im  Jahre  1847,  so 
wie  die  Ereignisse  im  Jahre  1848  veranlassten  das  Gesetz 
vom  31.  July  1848  wegen  Umwandlung  der  vorbemerkten 
3  Voigen  Staatssohuldscheine,  in  5  %  Zinsen  tragende  Staats- 
papiere. Ein  Nennbetrag  von  4  Mill.  Thlr.  3  %iger  Papiere 
wurde  in  5  Voige  verwandelt  und  dann  für  Rechnung  der 
Haupt  -  Staatskasse  veräussert,  jedoch  nur  zum  Nennwerthe. 
Eine  Bekanntmachung  wegen  Ausführung  dieses  G^etzes  er- 
ging an  demselben  Tage  und  ist  auch  des  höchst  lesenswer- 
tben  Dekrets  vom  26.  May  1848  zu  gedenken ,  welches  zur 
Veranlassung  dieser  Maassregel  an  die  Stände  erlassen  wurde. 
Eine  Bekanntmachung  vom  11.  November  1848  betriA  den 
Auslausch  der  3  %igen  Staatsschulden -Kassenscheine  von 
1844  (pp.  780000  Thlr.)  gegen  3  o/^ige  Obligat,  der  Anleihe 
von  1830.  —  Ein  sonstiges  wichtiges  Ereigniss  war  die 
Oleichsfellung  der  Oberhm^»  mit  den  alten  Erblanden  rück- 
siohtlick  der  Staatsschuldenbeiträge ,  mittelst  Urkunde  vom 
21.  Dezember  1843. 

2.  Hie  Hammer  -  AsMi  -  Aafftn  -  SäiuiM 

wurde  durch  eine  im  Jahre  1765  niedergesetzte  Liquidation&- 
Kommission  festgestellt  und  Bildete  rieh  aus  den  damaligen 
sehr  bedeutenden  von  der  Kammer  zu  vertretenden  Rttck* 
ständen  aus  Lieferungsverträgen,  Gehalten  älteren  Darlehnen 
und  sonst  Ueber  die  dabei  zu  beobachtende  Zahlongsord-- 
nung  wurde  unterm  29.  July  1765  eine  besondere  Beoach» 
ricbtigung  erlassen.  Die  SehuU  beUamd  damals  in 
8,698898  Thhv  und  zwar: 

1,535050  Thlr*  in  Scheinen  zu  3  Vo> 

6,780000     ^       ^  d^L  zu  2  %, 
345548     ^      ^  unzinsbaren  Scheinen, 
38300    .«      ^  uRverwanddten  Kammer^  ond  Gene* 
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Diese  Schuld  war,  durch  regelmässige  Befolgung  der  im 
Jahre  1765  ertheilten  Zusicherungen ,  bis  auf  2,984556  Thir. 
vermindert,  von  welchen  bei  der  Lmdesiheitung  dem  König- 
reiche Sachsen 

1,554205  Thlr.  als: 
261000     ^    in  Scheinen  zu  3  %, 

1,129300     ^     ^  ^        «2  0/^, 

138665     Yi    ^    unzinsbaren, 
15225     ^    ,,    angmeldeten,  un verwandelten  Kammer- 

und  General -Accisscheinen, 
9015     yf    n    in  dergleichen  un verwandelten,  zur  Zeit 

aber  zur  Verzinsung  noch  nicht  an« 

gemeldeten  Kammer-  und  General- 

Accisscheinen , 
zur  Vertretung  verblieben ;  welche  in  Gemässheit  eines  damals 
aufgestellten  Tilgungsplanes  zu  Michael  1831  bis  auf  die 
Summe  von  1,165329  Thlr.  vermindert  worden  war.  —  (Wes- 
halb diese  der  Schrift:  das  Wirken  der  Staatsregierung  und 
Stände  u.  s.  w.  S.  136  —  entnommene  Nachweisung,  mit  der 
Uebersicht  E  bei  dem  Haupt -Vertrage  vom  23.  July  1817 
nicht  stimmt:  habe  ich  nicht  ermitteln  können). 

Schon  unter  dem  19.  August  1818  erfolgte  eine  Bekannt- 
machung der  Kammer-Kredit-Kasse-Kommission,  dass  die  Ver- 
zinsung und  Verloosung  ihres  Antheils  jener  Schuldkapitalc 
zu  Ostern  1821  wieder  beginnen  werde  und  eine  Bekannt- 
machung  vom  11.  April  1821  betrifft  die  fernere  Verloosung  und 
Ruckzahlung  der  Kammer-Kredit-Kassen -Schuld.  Im  Jahre 
1833  (Bekanntmachung  vom  21.  May)  begann  die  Einlösung 
der  iiiiMiM&araiiKammer-Kredit-Kassen-Sthuld  unter  Lil.E;  der 
Rest  der  3  Voigen  Kammer-Kredit-Kassen-Schuld  wurde  im 
Jahre  1840  (Bekanntmachung  vom  9.  März)  ausgeloost;  die 
gänzliche  Abwicklung  der  2  %igen  Kammer-Kredit^Kassen- 
Schuld  ist  in  Folge  der  Bekanntmachung  vom  12.  März  1844 
geschehen. 

hat  den  Namen  davon  dass  ihr  Abtrag  aus  den  Ueberschüssen 
der  Domänen  und  Regalien  geschehen  soll.  Die  Forderungen 
ah  diese  Kasse  bestanden  im  Jahre  1837  (polizeiliche  Mit- 
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theilangen,  Dresden  St.  44)  aus  Ansprüchen:  der  Königl 
Familie  für  Erb-  und  Heiralhsgut  (177666  Thlr.);  der  Käm- 
merei  in  Meissen  wegen  der  dortigen  Eibbrücke-,  milder  Stif- 
tungen ;  von  Familienstiflungen ;  des  Oberlausitzer  Schullehrer- 
Seminars;  der  Vorslandsgeldereinleger  (246790  Thlr.)  u.  s.  w. 

4.    »üfftnmtt'Sdiui'b. 

Bei  Einführung  eines  unverzinslichen  Papiergeldes  im  Jahre 
1772  (Edikt  vom  6.  May  —  Cod.  Aug. .  Forlsetzg.  II,  Th.  2 
Seite  397)  traf  die  Regierung  zwei  Bestimmungen,  welche 
zwar  bis  zum  Jahre  1833  in  Kraft  geblieben  sind,  jedoch  dem 
Umlaufe  desselben  keineswegs  günstig  gewesen  seyn  können. 
Es  sollte  nämlich  bei  den  Auswechslungskassen  ein  Diskonto 
oder  Abzug  Statt  finden  und  bei  Zahlungen  an  Staatskassen 
sollte  nicht  mehr  als  die  Hälfte  des  Betrages  in  diesem  Papiere 
gegeben  werden  dürfen.  Bei  der  Landestheilung  fielen  von 
den  vorhandenen  5  Mill.  Thlr.  Kassenbillelte  3,250000  Thlr. 
dem  Königr.  Sachsen  zu.  Mit  dem  Jahre  1818  begann  die 
Ordnung  auch  dieses  Theils  der  Staatsschuld,  indem  laut  Edikt 
vom  1.  Oktober  die  sämmtlichen  dermaligen  Kassenbillette 
aus  den  Klassen  B.  und  C.  gänzlich  eingezogen  und  durch 
neues  Papiergeld  ersetzt  werden  sollten,  dessen  Anfertigung  und 
Kennzeichen  besser  wäre.  Der  Gesammtbetrag  der  am  1.  July 
1819  in  Umlauf  zu  setzenden  Papiere  war  2,500000  Thlr. 
(1  Mill.  in  1  Thlr.,'  750000  in  2  Thlr.  Stücken);  die  Landes- 
accis-Einkünfte  sollten  ihnen  zur  besondern  Sicherheit  dienen. 

Durch  Verordnung  vom  20.  Juny  1832  wurden  die  Ge- 
schäfte der  seit  1815  bestandenen  Kassenbillet-Kommission  dem 
Finanzministerium  übertragen  und  von  den  Auswechslungs- 
Kassen  blieb  nur  die  Hauptkasse  in  Dresden  bestehen.  Der 
Uebergang  zum  14  Thlr.  Münzfusse  wurde  hinsichtlich  des  un- 
verzinslichen Papiergeldes  durch  das  Gesetz  vom  30.  July 
1834  angebahnt,  indem  ein  Theil  der  Kassenbillette  zu  2  und 
1  Thlr.  durch  einen  rothen  Stempel  dem  preuss.  Kourant 
gleichgestellt  wurde.  Ausgedehnt  auf  einen  fernem  Theil  des 
Papiergeldes  wurde  diese  Maassregel  durch  Gesetz  vom  8.  Ja- 
nuar 1838.  Eine  Bekanntmachung  vom  12.  August  1836  er- 
richtete eine  zweite  Auswechslungskasse  in  Leipzig  und  durch 

Bfdtia  FiaiAi-StatbUk.  86 
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Verordnung  vom  1^3.  Dezember  1837  wurde  die  im  Edikt  vom 
1.  Oktober  1818  ausgesprochene  Zwangverbinliehkeil,  die  Zah- 
lungen an  öffentliche  Kassen  zur  Hälfte  im  Papiergeld  zu  ent- 
richten, aufgehoben.  Jene,  nur  als  einstweilige  Ausbülfsmaass- 
regei  angewendete  Abstempelung  der  Kassenbilletto,  wurde 
ersetzt  durch  das  Gesetz  vom  16.  April  1840.  mit  Vollzug- 
Verordnung  vom  15.  September  1842.  Dadurch  ist  die  Ein- 
ziehung der  in  den  Jahren  1818  und  1834  ausgegebenen  2 Vi 
Mill.  Thir.  Kassenbillette  und  deren  Ersatz  durch  neues  Pa- 
piergeld unter  demselben  Namen  zum  Nennwerlhe  von  3  Hill. 
Thlr.  im  14  ThIr.Fusse,  angeordnet  (zu  1  ThIr.  1.600000  Stück, 
5  Thlr.  180000  Stück,  10  Thlr.  50000  Stück).  Eine  Verfugung 
vom  9.  November  1 843  betrifft  die  Ausschliessungsfrist  iiir  die 
allen  Papiere.  Fernere  KassenbUlet- Ausgäben  wurden  verord- 
net durch  die  Gesetze  vom  9.  September  1843  (1  MilL  Thlr. 
und  zwar  zu  1  Thlr.  600000,  5  Thlr.  60000,  10  Thlr.  10000)  ^ 
18.  Juny  1846  (3  Mill.  Thlr.,  nämlich  von  1  Thlr.  500000,  5  Thlr. 
260000,.  10  Thlr.  120000  Stück);  23.  November  1848,  zur  Er- 
gänzung der  einzuziehenden  beschädigten  Billette  (1  Mill.  Thlr., 
welche  nach  der  Bekanntmachung  vom  28.  April  1849  in 
144000  Stück  zu  1  Thlr.  Lit.  A,  67200  Stück  zu  5  Thlr.  Lil.B, 
52000  Stück  zu  10  Thlr.  Lit.  C.  bestehen).  Die  jetzt  vorhan- 
denen 7  Mill.  Thlr.  Kassenbillette  bestehen  also  aus  2,700000 
Stück  von  1  Thlr.,  500000  Stück  von  5  Thlr.  und  180000  Stück 
von  10  Thlr. 

Eine  Bekanntmachung  vom  17.  März  1850  warnt  gegen 
die  vorgekommene  Verfälschung  der  Kassenbillette. 

6.    ®ifrnbal)n-^niril)tn. 

In  einem  vertraulichen  Dekrete  vom  18.  September  1845 
entwickelte  die  Regierung  den  Ständen  ihre  Ansichten  über 
die  Art  der  Herbeischaffimg  der  zur  Ausführung  ihrer  Eisen- 
bahnpläne erforderlichen  Geldmittel;  welche  damals  zo 
10,150000  Thlr.  angegeben  wurden,  wovon  jedoch  3,933229 
Thlr.  bereits  bewilligt  waren. 

Die  Landstände  entsprachen  in  ihrem  Antwortschreiben 
vom  9.  Juny  1846  den  Anträgen  des  Ministeriums  in  allen 
wesentlichen  Punkten  dahin,  dass 
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a.  zu  den  ^vorhandenen  4  MilK  noch  3  MiU.  Thir.  Kassen- 
billete  ausgegeben  werden  sollten  (jedoch  ohne  einen 
von  der  Regierung  vorgeschlagenen  Tilgungsfonds  von 
90000  ThIr.); 

b.  2  Mill.  ThIr.  neuer  Handdarlehen  aufgenommen  und 

c.  die  verfügbar  werdenden  Staatskasse -Ueberschüsse  für 
die  Eisenbahnen  verwendet  werden  könnten. 

Aus  einer  ferneren  vertraulichen  Ministerialmittheilung  vom 
21.  Januar  1847  erhellt,  dass  die  Regierung  von  diesen  Er- 
mächtigungen den  nöthigen  Gebrauch  gemacht  hatte,  dass 
jedoch  fernere  5  Mill.  Thaler  zu  der  inzwischen  nölhig  ge- 
wordenen Erwerbung  der  Sächsisch -Bayernschen  Eisenbahn 
erforderlich  seyen ;  dass  die  3  Voige  Staatsschuld  zu  Ostern 
1847  sich  noch  auf  12,958275  ThIr.  belief  (9,082285  Tbir.  von 
der  Anleihe- 1830,  3,875450  von  der  Anleihe  1844)  u.  s.  w. 
Diese  Schrift,  so  wie  die  durch  dieselbe  veranlassten  Depu- 
talionsberichte  vom  12.  Februar  und  9.  März  1847,  enthalten 
eine  vollständige  Darlegung  der  damaligen  finanziellen  Ver- 
hältnisse. Schon  bevor  die  Stände  Versammlung  ihre  Beschlüsse 
unter  dem  22.  März  1847  mitgetheilt  hatte,  legte  die  Regie- 
rung am  2.  März  1847  den  Gesetzentwurf  wegen  einer  in 
vieiprozentigen  neuen  Staatsschuldenkassenscheinen  zu  eröff- 
nenden Anleihe  vor,  in  Folge  dessen  das  Gesetz  vom  27.  März 
1847  zu  Stande  kam.  Der  Landtags-Adschied  für  die  ausser- 
ordentliche Stände  Versammlung,  vom  24.  März  1847,  enthält 
eine  Uebersicht  der  gefassten  Beschlüsse. 

Durch  das  ebengedachte  Gesetz  wurde  eine  Siaatsanleihe 
von  zehn  Millionen  Thaler  in  vierprozentigen  Siaatsschuldenkassen^ 
scheinen  eröffnet.  Dazu  waren  von  dem  ständischen  Ausschusse 
zur  Verwaltung  der  Staatsschuldenkasse  20000  Stück  neue, 
auf  den  Inhaber  lautende,  den  altern  sächsischen  Staatspapieren 
in  rechtlicher  Hinsicht  gleich  gestellte,  vierprozenttge  Staats- 
schuldscheine in  Abschnitten  zu  500  ThIr.  unter  dem  1.  April 
1847  auszufertigen*  Die  Verzinsung  beginnt  den  I.April  1847. 
Die  Tilgung  der  Anleihe  im  Wege  halbjähriger  Ausloosung 
nimmt  nach  fiinf  Jahren  ihren  Anfang  und  mindestens  soll  jähr- 
lich ein  Prozent  der  ganzen  Summe  au^eloost  werden. 

86* 
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Obwohl  diese  Anleihe  zehn  Millionen  beträgt,  so  wurde 
doch  die  Staatsschuld  dadurch  in  Wahrheil  nur  um  fünf  Mil- 
lionen vermehrt,  wie  aus  einer  dem  Gesetze  beigedruckten 
Königlichen  Erklärung  vom  27.  März  1847  hervorgehl.  Denn 
nur  fünf  Millionen  Thaler  waren  bestimmt,  für  die  üebernahme 
und  den  Fortbau  der  sächsisch  -  bayrischen  Eisenbahn  ver- 
wendet zu  werden;  die  andern  fünf  Millionen  bestanden  aus 
vorhandenen  inländischen  Siaatspapicren ,  die  zur  Staatskasse 
eingezogen  und  wofür  neue  vierprocentige  Staalsschuld- 
scheine  ausgegeben  wurden.  Von  diesen  fünf  Millionen  sollte 
die  Hälfte  in  Obligationen  der  dreiprozentigen  Staatsschuld 
aus  den  Jahren  1830  und  1844,  die  andere  Hälfte  in  Land- 
rentenbriefen bei  der  Staatsschuldenkasse  niedergelegt  und 
verwaltet  werden.  Die  dritthalbo  Million  Landrenlenbriefe 
sollte  der  Landrentenbank  nach  Maassgabe  ihres  fernem  Be- 
darfs vorgeschossen,  und  nach  einstiger  Rückzahlung  dieses 
Vorschusses  derselbe  zur  Tilgung  von  Staatsschulden  verwen- 
det werden.  Auf  diese  Weise  wurden  2V2  Millionen  Land- 
rentenbriefe weniger  ausgefertigt  und  2ya  Millionen  dreipro- 
zentige  Obligationen  dem  Verkehr  entzogen.  Die  ganze  Maass- 
regel bezweckte  den  Vorlheil  der  altern  Staatsgläubiger,  da 
Gelegenheit  gegeben  war,  diese  Papiere  bei  der  neuen  An- 
leihe zum  vollen  Nennwerthe  bis  zum  31.  März  1848  anzu- 
bringen. Die  Einziehung  der  gedachten  Obligationen  und 
Landrentenbriefe  zur  Staatskasse  erTolgte  nämlich  in  der  Weise, 
dass  Jeder,  der  sich  bei  der  neuen  Anleihe  betheiligte,  die 
Hälfte  des  abzunehmenden  Betrags  in  solchen  Papieren  zum 
Nennwerthe  einzahlen  konnte.  Eine  dem  Gesetze  beigefügte 
Bekanntmachung  des  ständischen  Ausschusses  vom  27.  März 
1847  betrifft  die  Ausführung  der  Anleihe. 

Der  am  12.  März  1850  zusammengetretenen  Ständever» 
Sammlung  wurden  neue  Anforderungen  gemacht,  sowohl  zum 
Fortbau  der  Sächsisch- Böhmischen  Eisenbahn,  als  zur  Vollen- 
dung der  Sächsisch  -  Bayernschen  Bahn,  zur  Erwerbung  der 
Säcbsisch-Schlesischen  (Baukapital  6,166117  Thlr.)  und  Chem- 
nilZ'Riesa  Eisenbahnen  und  behuf  der  Verbindungsbahn  zwi- 
schen den  Leipziger  Bahnhöfen.  Die  erforderliche  Summe 
sollte  auf  16  Millionen  Thaler  sich  belaufen,    wovon  jedoch 
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2'/a  Million  zur  Vernichtung  eines  Theils  der  Anleihe  von  1830 
und  6,400000  Thlr.  zur  Sicherstellung  der  bereits  vorhande- 
nen Handdarlehnsschuld  bestimmt  waren.  Die  wirkliche  Schuld- 
vermehrung war  mithin  7,100000  Thlr.,  jedoch  vergrösserte 
sich  der  Bedarf  im  Laufe  des  Jahrs  1850  um  fernere  etwa 
4  Mill.  Thaler,  für  ausserordentliche  Verwendungen  für  das 
Militär,  Schadensersatz  und  Kosten  in  Folge  des  Aufstandes, 
preussische  Vergütungsansprüche  u.  s.  w. 

Unter  dem  11.  Januar  1851  wurde  zur  Betheiligung  an 
der  neuen  4%Voigen  Anleil^e  von  15,000000  Thlr.  aufgefor- 
dert und*  schon  am  10.  Februar  die  Einzeichnung  für  genü- 
gend erklärt,  obgleich  nur  die  alten  Stände  bei  dem  betref- 
fenden Gesetze  vom  10.  Januar  mitgewirkt  hatten.  Damals 
erschien  folgende  halbamtliche  Mittheilung. 

„Die  Staatsschuld  Sachsens  hat  sich  seit  dem  Jahr  1843 
unter  Hinzurechnung  der  neuen  4>/2%igen  Anleihe  von  15 
Mill.  Thlr.  um  43,500000  Thlr.  vermehrt,  wovon  13,933437  Thlr- 
auf  den  Bau  von  Eisenbahnen  verwandt  worden  sind.  Das 
unterm  18.  Januar  ausgeschriebene  Anlehen  von  15  Mill.  Thlr. 
ist  gtedcckt  worden  im  Betrag  von  9,391000  Thlr.  durch  Hand- 
darlehne, welche  in  der  Höhe  von  7,123500  Thlr.  zur  Ab- 
stempelung ond  Umwandlung  gebracht  wurden ,  ferner  durch 
Subscriptionen  im  Betrag  von  3,669800  Thlr.  und  durch  so- 
fortige Abnahme  von  2,038600  Thlr.  (1,594100  Thlr.  bei  der 
Leipziger  Bank,  444500  Thlr.  bei  der  Hauptstaatskasse  zu 
Dresden),  so  dass  das  Anlehen  vollständig  untergebracht  ist.^ 

Bevor  ich  zur  Daretellung  des  jetzigen  Bestandes  der 
Staatsschuld  übergehe,  sind  noch  einige  hierher  gehörige  Ver- 
ordnungen zu  nennen.  Eine  landesherrliche  Verfügung  vom 
18.  August  1819  (veröflfentlicht  unter  dem  21.  September  1833) 
enthält  Vorschriften  wegen  Vindikation  der  Staatspapiere;  ein 
Gesetz  vom  7.  Juny  1846  bestimmt,  dass  Kreditpapiere  auf 
jeden  Inhaber  nur  vom  Staat  ausgegeben  werden  dürfen  und 
ein  Gesetz  vom  8.  Juny  1846  schreibt  die  Auschliessung  der 
auf  jeden  Inhaber  lautenden  Kreditpapiere  von  der  Vindika- 
tion vor. 
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b«  Oesmnmt- Betras  und  eiiiBeliie  Arten  iler 

Staateseliulilen. 

Der  Betrag  der  Staatsschuld  des  Königreichs  Sachsen 
in  ihren  einzelnen  Arten  war  am  Schlüsse  der  bezeichneten 
Jahre  wie  folgt: 


2 
3 

4 
5 


Schulden  resp.  der  vorma- 
ligen Steuer-Kredit-  und 
der  jetzigen  Staatsschul- 
den tilgtings- Kasse     .    . 

Schulden  der  Kammerkre- 
ditkasse 

Dergl.  der  Hauptstaats- 
Kasse 

Betrag  der  Kassenbillets- 
Schuld '  • 

Landes-Kommissionsscheine 

Zusammen 


1819. 

1830. 

1847. 

TUr 

Thlr. 

Thlr. 

• 

* 

16,660771 

14,805871 

22,593925 

1,612109 

1,218379 

— 

2,915411 

237800 

4,184075 

3,250000 
700000 

2,500000 

7,000000 

25,148291 

18,762050 

33,778000 

1819. 

Thlr. 


22,506637 

11,836724 
7,000000 

41,343361 


Ende  1849  befanden  sich   von  obiger  Summe  im  Besitze 
der  Staatskassen  4,740000  Thlr. 

Die  verzinsliche  Staatsschuld  begreift  Anfangg  1850  in  sich : 

a.  die  dreiprozenligen  OWigationen  der  Anleihe  von  1830 
(Steuer '  Krediikassenscheine)  in  Stücken  zu  1000,  500, 
200,  100,  50  und  25  Thalern  mit  halbjähriger  Ausloo- 
sung  und  Verzinsung,  letztere  zahlbar  jeden  Jahres  am 
1.  April  und  1.  Oktober.  Am  Schlüsse  des  Jahres  1849 
waren  davon  8,726500  Thlr.  noch  ungetilgt; 

b.  die  seit  dem  1.  Januar  1844,  auf  Grund  des  Gesetzes 
vom  27.  July  1843,  zum  Behufe  der  Entschädigung  an 
die  Besitzer  bisher   steuerfrei   gebliebener  Grundstücke, 

bis  zur  Höhe  von  nominell  4,000000  Thlr. creir- 

ten   3prozentigen  Staatsschulden '  Kassenscheine   (wovon 
jedoch  in  Folge   des  Gesetzes  vom  31.  July  1848  eine 

Summe  von  3,600000  Thlr. in  5  Prozent  Zinsen 

tragende  verwandelt  wurde)  in  Stücken  zu  1000,    500, 
200,  100  und  50  Thfi^lern,  ausloos-  und  zinsbar  wie  bei 
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a,    deren  Betrag  am  Schlüsse  des  Jahrs  1849  bis  auf 
3,762750  Thir.  —  und  zwar: 

mit  3,560450  Thlr.  k  5  Vo  )  verzinslich   herabgegan- 
«        202300     „       ä  3Vo  i    gen  ist. 
c.  die  in   Gemässheit  des  Gesetzes  vom  2T.  März  1847  in 
Stücken  zu  500  Thlr.  ausgegebenen  4prozenligen  Staats- 
schuldenkassefischeine  im  Betrage  von  10,000000  Thlr.  — 
zinsbar  wie  bei  a,  deren  Ausloosung  in  den  Halbjahrs- 
terminen   1.   April   und   1.   Oktober,    jedoch  erst  zum 
1.  Oktober  1851  zu  beginnen  hat. 
Der  Tilgungsfond  bei  sämmtlichen  drei  Gattungen  besteht 
in  1  Prozent  der  ursprunglichen  Schuldsumme  mit  Zuschlag 
der  durch  die  Ausloosung  ersparten  Zinsen. 

Im  Termin  Ostern  i^i   war  der  Stand  der  Staatsscnuld 
des  Königreichs  Sachsen  wie  folgt: 

A.    verzinsliche : 
8,499600  Thlr.  Slaats-Anleihe  v.  J.  1830  a  3  o/o  verzinslich, 
3,691000    „     Staats  Anleihe  v.J.  1844  mit  3,514850  Thlr.  k  5  Vo, 

176150    „     „3%, 
verzinslich , 
10,000000    „      desgl.  v.  J.  1847  a  4Vo  veranslich, 
15,000000    ^      desgl.  v.  J.  1851  k  4ViiVo      « 
4,500000   n     übernommene  Actienschuld  wegen  der  sächs. 

bayr.  Staatseisenbahn  bis  1.  Octbr.  1835  k  4  Vo, 
später  k  3  %  verzinslich, 
4,000000   n     desgl.  wegen  der  sächsisch-schlesischen  Staats« 

eisenbahn  k  4%, 
2,000000   „     übernommeneGcsellschaftsprioritäts-Anleihe  we- 
gen der  chemnitz-riesaer  Staatseisenbahn  mit: 
300000  Thlr  k  5  Vo  verzinslich, 
1,700000     „     k  4%         „ 

47,690600  Thlr. 

B.  unverzinsliche: 

7,000000    „    Betrag  der  Kassenbilletsschuld, 

54,690600  Thlr. 

Dazu  ist  das  Kapital  der  auf  den  Staatskassen  ruhenden 
JiAresrenfen  unablösslicher  Kapitalien   (46630  Thlr.  mit  4%) 
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etwa  1,166000  Thlr.  zu  rechnen  und  dann  stellt  sich  der  Ge- 
sammibelrag  der  Staatsschuld  auf  55,857000  Thlr.,  ohne  Be- 
rücksichtigung der  Gewährleistung  für  die  Landrentenbank. 

Noch  einige  vergleichende  Bemerkungen.  Von  der  Staats- 
schuld Ende  1819  kamen  auf  den  Kopf  der  damaligen  Be- 
völkerung durchschnittlich  20,44  Thlr. ;  Ende  1830 :  13,41  Thlr.; 
Ende  1847:  18,21  Thlr.;  Ostern  1851:  29,20  Thlr.  Das  Ver- 
hältniss  der  Staatseinnahme  zur  Staatsschuld  war  Ende  1830 
wie  1  zu  2,62;  Ende  1847  wie  1  zu  2,83;  Ostern  1851  wie 
1  zu  4,05. 

Die  Landrentenbank,  welche  durch,  Gesetz  vom  17.  März 
1832  errichtet  wurde  (Abänderungen,  durch  Verordg.  vom 
19.  August  1840  und  21.  July  1846),  trat  mit  dem  1.  Januar 
1834  in  Wirksamkeit  (Geh.  Verdg.  vom  30.  Dezember  1833). 
Eine  Bekanntmachung  vom  20.  May  1834  betrifft  die  Ver- 
waltung der  Bank  und  die  äussere  Form  der  Rentenbriefe-, 
eine  Verordnung  vom  9.  März  1837  bestimmt  über  den  Be- 
ginn der  Tilgung  bei  der  L.  R.  B. ,  so  wie  über  den  Wegfall 
einiger  Beschränkungen.  Durch  ein  Gesetz  vom  24.  Januar 
1850  wurde  über  die  Verbindlichkeit  der  Berechtigten  zur 
Annahme  von  Landrentenbriefen  für  die  von  den  Verpflich- 
teten an  die  Landrentenbank  überwiesenen  Ablösungsrenten 
bestimmt.  Die  3VaVoigen  Landrentenbriefe,  welche  für  den 
Zweck  der  Erleichterung  des  Zustandekommens  von  Ablösun- 
gen und  Gemeinheitstheilungen  seit  dem  Jahre  1834  von  der 
Landrentenbankverwaltung  in  Stücken  zu  1000,  500^  100,  50, 
25  und  12yi  Thlr.  ausgegeben  werden,  bilden,  da  sie  auf 
die  der  Landrentenbank  dagegen  überwiesenen  (den  früher 
naturalleistungspflichtig  gewesenen  Grundstücken  aufliegenden) 
Ablösungsrenten  begründet  sind,  keinen  Bcstandthcil  der  et- 
genttichen  Staatsschuld,  stehen  aber  unter  ausdrücklicher  Ge- 
währleistung der  Staatsregierung.  Deren  Verzinsung  und  Aus-* 
loosung  findet  zu  Ostern  und  Michaelis  jeden  Jahres  statt. 
Der  6te  Theil  aller  an  die  Bank  eingehenden  Renten  nebst 
den  von  den  Rentenpflichtigen  etwa  dahin  abgezahlt  werden- 
den Rentenkapitalien  ist  auf  die  Tilgung  der  Landrentenbrief- 
schuld  zu  verwenden.    Von  letzterer  befand  sich  am  Schlüsse 
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des  Jahrs   1849   dio  Nennwerthsumme   von   10,425087  Thh*. 
15  Ngr.  in  Umlauf. 

••  Staatflkreility  ■»  B.  Kurs  iler  Staatapuplere* 

4 

Die  Kurse  der  Staatspapiere  des  Königreichs  Sachsen 
werden  (so  weit  mir  bekannt)  vollständig  und  regelmässig 
nur  in  den  Leipziger  und  Dresdener  Blättern  mitgelheilt.  Dies 
scheint  daher  zu  kommen,  dass  an  andern  Börsen  wenig  Ge- 
schäfte darin  gemacht  werden.  Sie  sind  grösstentheils  in  fe- 
sten Händen  und  ihr  Umlauf  ist  im  Wesentlichen  auf  das 
Königreich  und  dessen  Nachbarschaft  beschränkt. 

Im  Jahre  1847  war  der  mittlere  Kursstand  der  3  %igen 
zwischen  90  und  94,  der  4%igen  99  bis  102,  der  S'/aVoigen 
Landrentenbriefe  92  bis  97.  Diese  Papiere  entgingen  dem 
allgemeinen  Schicksale  im  folgenden  Jahre  nicht.  Sie  fielen 
rasch,  jedoch,  (was  bemerkenswerth  ist  als  Zeugniss  für  die 
gute  Meinung  und  das  Vertrauen  ihrer  Besitzer)  nicht  so  tief 
als  ähnliche  Papiere  anderer  Staaten.  Die  3  Voig<'n  gingen 
bis  etwa  76,  die  4  %igen  bis  87,  die  Landrentenbriefe  bis 
81  herab.  Schon  nach  einigen  Monaten  aber  begannen  sie 
•wieder  sich  zu  heben  und  ihr  allmähliges  Steigen  wurde  so- 
gar durch  die  Ereignisse  im  April  und  May  1849  nicht  unter- 
brochen, denn  ihr  Kurs  blieb:  3  %ige  79 'A.  4  %ige  88 V«. 
5  Voige  102,  Landrentenbriefe  83V2.  Im  Oktober  1850  waren 
die  3  Voigen  bis  86 V*,  die  4  %igen  bis  98 Ve,  die  5  Voigen 
bis  105V4,  die  Landrentenbriefe  bis  90%,  in  die  Höhe  ge- 
gangen. Das  dann  bekanntwerdende  Bedürfniss  einer  grossen 
neuen  Anleihe  warf  plötzlich  die  Kurse  auf  84,  94 Va.  102Vii  und 
88V4  zurück  und  wenn  auch,  nach  Beendigung  dieses  Anleihe- 
Geschäfts,  der  Stand  der  Papiere  wider  etwas  sich  besserte; 
so  war  doch  die  Nachfrage  geringer  als  das  Angebot  und 
nur  die  5  Voigen  gewannen  bald  den  Stand  von  105.  Bei 
der  jetzt  bedeutend  grösseren  Menge  der  Staatspapiere  des 
Königreichs  Sachsen,  ist  ihr  geögrafisch  beschränkter  Umlaufkreis 
begreiflich  ein  Hinderniss  ihres  Steigens;  jedoch  ist  selbst  ihr 
jetziger  Stand  ein  Beweis,  dass  die  Inhaber  daran  festhalten  und 
nach  den  Erfahrungen  der  neuesten  Jahre  liegt  darin  eine  ausser^ 
ordentlich  wichtige  Stütze  des  Kredits  dieses  Staats.  Niemand 
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ist  besser  im  Stande  die  Befähigung  und  den  guten  Willen 
des  Schuldners  zu  erkennen,  als  die  Angehörigen  des  betref- 
fenden Staats.  Der  entfernter  stehende  Beurlheiler  kann  des- 
halb auf  dieses  Zeugniss  unbedingt  bauen.  Auch  wird  dem- 
selben nicht  entgehen,  dass  der  bei  weitem  grösste  Theil  der 
neueren  und  neusten  Schuld  in  den  Eisenbahnen  nutzbringend 
angelegt  ist;  so  wie,  dass  gerade  bei  diesen  Eisenbahnen,  die 
Wahrscheinlichkeit  einer  bedeutenden  Ertragsentwicklung  mit 
gutem  Grunde  anzunehmen  ist. 
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Grossherzogtiiums  Sachsen. 


A.  Im  Angemeinen. 

Die  Grundlage  zur  Bildung  des  Grossherzogthums  Sachsen* 
Weimar  legte  Herzog  Ernst  August  1724  durch  ein  Gesetz 
über  das  Recht  der  Erstgeburt  und  er  selbst  wurde  im  Jahre 
1741  kraft  desselben  Herr  aller  Lande,  welche  die  Weimar- 
sehe  Linie  im  Verlaufe  der  Zeit  durch  Erbverbrüdeiningen  und 
Erbtheilungen  erworben  hatte.  Der  Jenasche  Landesiheil  und 
das  Amt  Allstedt  kamen  unter  seinem  Sohne  Ernst  August 
Konstantin  im  Jahre  1756  dazu;  allein  erst  der  Sohn  dieses 
Fürsten,  Karl  August  (1758  bis  14,  Juny  1828)^  von  welchem 
Friedrich  der  Grosse  ^agte :  „er  habe  noch  nie  einen  jungen 
„Menschen  von  diesem  Alter  gesehen,  der  zu  so  grossen  Hoff- 
„nungen  berechtige^  —  vollendete  die  Staatsbildung. 

Ein  Patent  vom  24.  Dezember  1806  verkündete  zugleich 
den  Friedensabschluss  mit  Frankreich  zu  Posen  am  15.  De- 
zember und  den  Beitritt  zum  Rheinuchen  Bunde;  durch  ein 
Patent  vom  21.  April  1815  wurde  die  Grossherzogliche  Würde 
angenommen.  Im  November  desselben  Jahrs  erfolgte  die  Er^ 
Werbung  verschiedener  früher  erfurtscher,  Königl.  sächsischer, 
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fuldaischer  und  hessischer  Landestheile ;  mit  zusammen  77000 
Bewohnen);  durch  Hansverlrag  endlich  vom  10.  Oktober  1821 
wurde  das  unter  den  sächsischen  Häusern  Ernestinischer  Linie 
bisher  hinsichtlich  des  Amts  Oldisleben  bestandene  Seniorals- 
verhältniss  aufgehoben  und  dieses  Amt  mit  dem  Grossherzog- 
ihum  gänzlich  vereinigt.  Seit  dem  14.  Juny  1828  regiert  der 
am  2.  Februar  1783  geborene  Grossherzog  Karl  Friedrich. 

Karl  August  von  Sachsen- Weimar  ist  einer  der  wenigen 
Fürsten  Deutschlands,  welche  die  durch  die  Rheinbundakte 
erlangte  Souveränelät  nicht  als  Vorwand  benutzten  sich  be- 
liebig staatsrechtlicher  Verpflichtungen  zu  entledigen.  Er  hat 
vielmehr  das  Urtheil  Friedrich  des  Grossen  über  seine  Befähi- 
gung durch  die  Anwendung  dieser  Gaben  zu  des  Landes 
Wohlfahrt  und  zur  Ehre  seines  Fürsiengeschlechts,  während 
einer  länger  als  Tünfzigjährigen  Selbstregierung  vollständig 
gerechtfertigt  (zu  erinnern  beispielsweise :  an  den  Verkauf  des 
Fürstlichen  Geschmeides  im  Jahr  1815,  wodurch  eine  neue 
Steuer  erspart  wurde  —  Allg.  Ztg.  1815  Beil.  132;  an  die 
durch  seine  Verfassung  eingeführte  Pressfreiheit  ;^  an  sein  be- 
rühmt gewordenes  Dekret  vom  27.  Dezember  1020  die  von 
ihm  gewünschte,  vom  Landtage  aber  abgelehnte  Oeßenllich- 
keit  der  Verhandlungen  betreffend;  an  seinen  Antrag  vom 
20.  April  1818  beim  Bundsetage  wegen  allgemein  gesetzlicher 
Sicherung  der  Pressfreiheit ;  an  die  unvergesslichen  Verdienste, 
welche  er  um  Wissenschaft,  Kunst  und  öffentliches  Leben  sich 
erworben  hat).  —  Er  vereinigte  durch  Erlass  vom  20.  Septem- 
ber 1809  die  bis  dahin  getrennten  drei  Landschaften  von  Ei- 
senach, Weimar  und  Jena  und  verlieh  unter  dem  5«  May  1816 
das  Grundgesetz  über  die  landständische  Verfassung  des  Gross- 
henogihums  (Klübers  Staatsarchiv  d.  d*  Bd.  L  146;  Allg.  Sts. 
Verf.  Archiv  L  266).  Die  Regierung  beantragte  für  dieses 
erste  Beispiel  der  Erfüllung  des  Art.  13  der  Bundesakte  durch 
Vereinbarung,  die  Gewähr  des  deutschen  Bundes  und  sehr  be- 
lehrend für  die  damals  schon  sich  kundgebenden  Ansichten  über 
den  eigentlichen  Zweck  des  Bundes,  sind  die  Abstimmungen  in 
der  Sitzung  vom  13.  März  1817,  wo  die  Gewähr  übernommen 
wurde.  Erwähnung  ferner  verdient  eine  Bestimmung  vom 
12.  Oktober  1819,  wonach  alle  18  Jahre  alt  gewordene  Man- 
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ner  jährlich  am  Geburtstage  des  Grossher%ogs  eidlich  verpflichtet 
werden. 

Jene  Verfassung  ist  mit  Recht  als  eine  der  besten  Deutsch- 
lands beiracbiel  worden :  sie  hat  zu  Streitigkeiten  mit  den 
Landständen  keine  Veranlassung  geboten  und  unter  ihrem 
Einflüsse  hat  das  öffentliche  Leben  im  Lande  so  weit  sich 
entwickelt,  als  die  deutsche  Bundesversammlung  solches  ge- 
stattete. Nachdem  deren  Einfluss  beseitigt  war,  kam  die  Re- 
gierung von  Weimar  den  Wünschen  des  Landes  um  Abän- 
derung einzelner  Verfassungs  -  Bestimmungen  auf  das  Bereit- 
willigste entgegen  und  daraus  gingen  die  Gesetze  vom  17. 
Navember  1848,  das  Recht  zu  Erlassung  provisorischer  Gesetze 
ohne  Zustimmung  des  Landtags  betreffend  und  über  die  Wahl 
der  Volksvertreter  zum  Landlage  (41  Abgeordnete;;  so  wie 
das  Gesetz  vom  18.  November  1848  über  den  Vorstand  und 
die  Versammlung  des  Landtags,  hervor.  Verfassungsgesetze 
aus  dem  Jahre  1849  sind:  über  die  Grundrechte  des  deutschen 
Volks  (Bekanntmachung  vom  6.  Januar  1849),  das  Wahlgesetz 
zum  Reichs  -  Volkshause  vom  12.  April  (Reg.-Bl.  Nr.  7)  und 
die  Reichs ^  Verfassung  vom  28.  April  (Reg.-Bl.  Nr.  9).  Im 
Jahre  1850  ergingen:  das  revidirte  Grundgesetz  über  die  Ver- 
fassung  des  Grossherzogthums  vom  15.  Oktober  (Seite  615,  vor 
Vielen  rühmlichst  ausgezeichnet  durch  Inhalt  und  Form);  das 
Gesetz  über  die  Erhebung  von  Anklagen  gegen  Minister  und 
das  dabei  einzuhaltende  Verfahren  vom  22.  Oktober  (S.  635); 
das  Gesetz  über  die  Stellvertretung  Tur  die  zu  Landtags-Ab- 
geordneten  erwählten  Staatsdiener  vom  6.  November   (S.  659). 

Seit  dem  Siaatsgrundgesetze  von  1816  sind  12  ordentliche 
und  mehrere  ausserordentliche  Landtage  gehalten.  So  z*  B. 
wurde  der  VIU.  Landtag  am  25.  November  1838  eröffnet,  im 
Jahre  1840  fand  ein  ausserordentlicher  Ldtg.  Statt;  am  21. 
November  1841  begann  der  IX.,  am  18.  Februar  1844  der  X. 
ordentliche  Ldtg.    Ferner  war: 

1847  Februar  21.,   die  Eröffnung  des  XL  ordentlichen  Land- 
tags, dessen  Abschnitt  1  bis  zum  8.  May  währte. 

1848  Februar  21.,  zweiter  Abschnitt  bis  10.  April. 

1848  Oktober  23.,  dritter  Abschnitt  bis  16.  November,  wo 
die  Auflösung  erfolgte. 
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184d  May  %0.,  ausserordentlicher  Landtag,  dessen  erster  Ab- 
schnitt bis  zum  24.  July  dauerte,  während  der  zweite 
Abschnitt  vom   1.  Oktober  1849  bis  10.  Februar   1850 
währte. 
1850  November  17.,  Eröffnung  des  XH.   ordentlichen  Land- 
tags, welcher,  nach  kurzer  Vertagung  vom  20.  Dezem- 
ber bis  T.Januar,  am  16.  März  1851  geschlossen  wurde. 
Für   die  Formen    der   Sfaatsvenoalfimg   im  Allgemeinen, 
wurde  durch  die  Organisations- Verordnung  vom  15.  Dezem- 
ber 1815  der  Grund  gelegt;  sie  erlitt  einzelne  Abänderungen 
unter  dem  20.  April  1819  und  6.  Dezember  1842,  eine  Um- 
gestaltung aber  der  obersten  Staatsbehörde  in  drei  Depaile- 
ments  des  Staatsministeriums,  erfolgte  durch  Verordnung  vom 

5.  September  1843.  Ein  Gesetz  vom  2S.  September  1849 
führte  die  beabsichtigte  Neugestaltung  der  Staatsverwaltung 
in  den  oberen  Stellen  dadurch  aus,  dass  eine  Anzahl  Fer- 
waltungs-Mütelbehörden,  nämlich:  Kammer,  Ober-Konsistorium, 
Landschafts  -  Kollegium ,  Landes- Direktion,  Oberaufsicht  über 
die  unmittelbaren  Anstalten  für  Wissenschaft  und  Kunst,  Ilm- 
flösse-Inlendanz ,  —  aufgehoben  und  mit  dem  Staatsministerium 
vereinigt  wurden.  Den  Schlussstein  dieser  Einrichtungen  bildet 
das  Gesetss  vom  5.  März  1850  über  die  Neugestaltung  der 
Behörden,  als  Muster  fiir  ein  Verwaltungs-System  eines  Staats 
vom  Umfange  des  Grossherzogthum  zu  betrachten.  Zur  Aus- 
führung desselben  dienen  die  Verordnungen  vom  2.,  6.  und 
22.  May  1850. 

Ein  Gesetz  über  den  Zivil  ^  Sfaaisdiensi  ist  unter  dem 
8.  März  1850  erlassen;  von  Pensionirung  der  Wittwen  und 
Waisen  verstorbener   Staatsdiener  handeln    die  Gesetze  vom 

6.  April  1821  und  29.  April  1850;  eine  besondere  Pensions- 
und Unterstützungs- Anstalt  für  die  Hinterbliebenen  des  Ge- 
sundheitspersonals, beruht  auf  dem  Statute  vom  23.  Februar 
1838;  ein  Gesetz  vom  22.  März  1833  (G.S.  von  1836)  betrifft 
die  Veräusserung  und  Verkümmerung  von  Besoldungen  und 
Pensionen.  Ein  amüidies  WochenblaU  besteht  seit  dem  IJanuai; 
1811  (Verordnung  vom  17.  Dezember  1810),  ein  Regierungs- 
blatt zur  Verkündung  der  Gesetze,  Verordnnn^n  u.  s.^w., 
durch  Verfugung  vom  18.  Blärz  1817. 
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Der  OeUf  und  das  System,  welche  in  der  Staatsverwaltong 
sich  ausprägten,  sind  zwar  in  neuerer  Zeil  von  den  Spuren 
des  lähmenden  Einflusses  der  Zeitverhältnisse  und  namentlich 
von  der  Rückwirkung  der  bundestäglichen  Bevormundung, 
nicht  frei  ^  geblieben.  Allein  die  Anstrengungen,  welche  die 
Regierung  des  Grossherzoglhums  zu  verschiedenen  Zeiten  ge- 
macht hat,  sich  diesem  Drucke  zu  entziehen,  sind  um  so 
rühmlicher,  weil  sie  von  einem  der  kleineren  Staaten  aus- 
gingen. In  neuster  Zeit  ist  abermals  die  Regierung  zu  Weimar 
eine  der  wenigen  Regierungen  Deutschlands  gewesen,  welche 
die  ihrem  Volke  im  Jahre  1848  gemachten  Zusicherungen 
weder  beschränkt  noch  gedeutelt,  sondern  ehrenhaft  ausge- 
führt hat;  obgleich  die  Opfer,  welche  sie  dadurch  brachte, 
und  der  Widerstand,  welchen  auswärtiger  Einfluss  ihr  dabei 
entgegenstellte,  nicht  gering  anzuschlagen  sind. 

Unter  den  Quellen ,  welche  zur  Kenntnis«  des  Orossheriogtliunis 
Sachsen  su  €rebote  stehen^  sind  ausser  dem  Regierungsblatt  und  den  Land- 
tagsverhandlungen besonders  hervorcuheben :  Staats-Handbuch  des  Gross- 
herzogthums,  znletst  fOr  1S51,  eins  der  bessern  seiner  Art,  mit  einer 
Minge  Nachrichten  Ober  die  dortigen  Einrichtungen  und  einer  genauen 
Ortsofaafts-Nach Weisung;  Burkhard^  Handbuch  der  Verwaltung  im  Grossh. 
8achsen-Weimar-Eisenach,  Neustadt  1844  (eine  sehr  yerdienstliche  Sohrifty 
▼on  wci^cher  jetzt  eine  neue  Auflage  zu  wünschen  ist);  Schweitzer  y  Oef- 
fentliches  Hecht  des  Grossh,  Sachsen-Weimar-Eisenach  y  ^  Weimar  1825; 
Sachse  y  Qandbuch  des  Grossh.  Sächsischen  Rrivatrechts,  Weimar  1824; 
von  Oöchel^  Sammlung  der  Grossh.  S.-W.-E.  Gesetse  u.  s.w.)  Eisenach 
1828;  Ai^eXllepertorinm  Über  alle  Gesetze  u.  s.  w.,  welche  in  den  Wo- 
chen- und  Rokierungsblattem  von  1811  bis  1842  enthalten  sind,  fortge- 
setzt Ton  Zwm^y  Weimar  1843;  Schumann^  Weimar-Eisehachische  Lan- 
deskunde, Neuskdt  1836;  Scholl,  Weimars  Merkwttrdjjj^keiten ,  mit  einem 
statistisch-topogiafischeiK  Anhange  von  Froriep ,  Weimar  1847  (sehr  em- 
pfohlenswerth).  £tt  nennen  ferner  sind  einige  OesfänwUbeschreibtmgen 
Thüringens.  Hensog,  Taschenbuch  fOr  Heisende  doiieii  den  ThOringer  Wald^ 
Magdeburg  1832,  Beisetaschenbuch  von  ZedlitzfXeipzig  1834;  Bechstein, 
ThOringen  In  der  G^nwart,  Gotha  1843. 

Der  PlächengehaU  des  Grossherzogthums  ist  66,&64  QH. 
oder  0,58  %  ider  Flädie  Deutschlands,  und  die  Beodlkerung 
war  nach  deit  Zählung  am  I.  July.1821:  208d68  (nämlich 
74781  in  der  Ehe« lebendgr' Personen,  15814  Wittwen  und 
Waisen»  onvartieiratheie  Emonen  üben  20  Jebo  29295,  über 
12  tabx^  271804  KindQP.mi448);   Ende  1834:  »806?»;  M37: 
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245640;  1840:  248480;  1^48:  252833;  1846:  257573  oder 
0,62  <Vo  der  Bewohner  Deutschlands  und  auf  1  D  U.  durch- 
schnittlich 3960,  wodurch  das  Land  Nn  19  der  Volksdichlig- 
keit  bekommt  Die  Zunahme  der  Bevölkerung  betrug  im 
grossen  Durchschnitt  jährlich  0,66  Vo>  för  einzelne  Landes- 
theile  hingegen  war  die  grösste  Vermehrung  0,97  %,  die 
Geringste  0,39  Vo-  —  Die  bei  der  Zählung  Ende  1849  ge- 
fundenen Bewohner  vertheilten  sich  nach  Geschlecht  und  AU 
iersklassen  wie  folgt: 

Kinder  Personen 

unier  14   Pr^L^     über  14     PrzU    Zusammen,  Prs/.- 
Jahr.     Antheil.     Jahr.    Antheih  AnlheiL 

männlich     40244       15,41       88436     33,87       128680      49,28 
weiblich      40366       15,46       92041     35,26       132407      50,72 

80610       30,87      180477     69,13       261087     100,- 
Die  Zahl   der  Familien   belief  sich  auf  53462   oder   auf 
eine  4,88  Köpfe.  — 

Das  Grossherzogthum,  soweit  seine  Bestandtheile  in  den 
Grundbüchern  eingetragen  oder  sonst  durch  Vermessung  fest- 
gestellt sind,  umfasst  1,267851  V4  Acker  19 V4  D  Ruthen  (ein 
weirparscher  Acker  hat  140  Q  R.  zu  16  Q  Fuss,  eine  Q  R. 
=  256  DF-  =  4,000000  pariser  D  Linien,  der  Fuss  hat  125 
pariser  Linien,  ein  n  F.  =  15625  pariser  n  Linien;  1  Acker 
:=  1,116  preussische  Morgen).  Jene  Grundfläche  zerfällt  in 
1,205978  einzelne  Parzellen,  wonach  auf  1  Parzelle  im  Durch- 
schnitt 1,05  Acker  oder  1,17  Morgen  kommen.  Im  Weimar- 
schen  Kreise  sind  622914  Acker  in  602507  Parzellen,  im  Ei- 
senachschen  424640  und  548010,  im  Neusladtschen  220297 
und  55461  (durchschnittlich  3,97  Acker  auf  1  Parzelle).  Die 
Grundfläche  begreift: 

Umfang 
m  Aeckem. 

1.  Ackerland 703238 

2.  Waldung    .    .    .     ,     .    319663 

3.  Wiesen 115908 

4.  Hofräume  und  Gärten      25845 

5.  Triften  und  Wege  .    •      93895 

6.  Gewässer 9302 


Przt- 

auf  1  Kopf 

Anth. 

durchschn. 

55,47 

2,67 

25,21 

1,23 

9,14 

0,44 

2,04 

0,10 

7,40 

0,36 

0,74 

0,03 
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-  Die  Zahl  der  Wohnhäuser,  in  30  Städten,  2  Stadtflecken, 
1 1  Marktflecken,  1^  Flecken,  604  Dörfern  und  96  Höfen,  ist  45729, 
alsoaafl  DM.  durchscbniulich  687  und  ini  Wöhngebände be- 
fanden sich  im  Durchschnitt  1,17  Familien  oder  5,71  Bewohner. 
Allgemeine  Thierzählungen  haben  in  neuerer  Zeit  nicht 
Statt  gefunden;  wogegen  im  Jahre  1840  auf  besondere  Ver- 
anlassung eine  Ermittlung  der  Reilpferde  und  des  Anspann'- 
Viehs  erfolgt  ist.    Danach  gab  es: 

Durch"  FamiHen 
Gesammt"      schnitt  aufi 

zahl       fUreine  Stück. 

D  M. 

Rieitpferde 375  6  142,57 

Anspannpferde.   .     .     .       11791  177  4,54 

Anspannöchsen    .     ,    .      12070  181  4,43 

Anspannkühe      .     .     .      12662  190  4,22 

Zusammen  Anspannthiere      36523  548  1,46 

wonach  von  dem  ilc&erlande  19,25  Acker  auf  1  Haupt  kommen. 
Für  die  Geschichte  des  Staatshaushalts  und  Abgabemoesens 
ist,  ausser  den  Gesetzsammlungen  und  Landtagsverhandlungen, 
Burckhards  Handbuch  der  Verwaltung  die  Hauptquelle;  auch 
eine  kürzere  Mittheilung  desselben  Verfassers,  in  der  Zeitschrift 
des  Vereins  Tür  deutsche  Statistik  Jahrg.  1848  Seite  130  kann 
verglichen  werden.  Zwar  giebt  es  eine  vom  Landmarschall 
verfasste  ^Geschichte  des  Steuerwesens  im  Grossherzogthume^, 
welche  in  der  Sitzung  am  8.  Februar  1833  dem  Landlage 
mitgettieilt  wurde,  sie  scheint  indcss  nicht  gedruckt  zu  seyn. 
Wie  in  Deutschland  überhaupt  als  Regel,  bestanden  bis 
auf  die  neuste  Zeit  im  Grossherzogthum  Sachsen  für  die  Staats- 
einnahmen zwei  (oft  in  Unterablhcilungen  zerfallende)  getrennte 
Verwaltungen  mit  geschiedenen  Kassen.  In  die  Kammerkasse 
flössen  die  Einkünfte  aus  den  Hoheilsrechten,  den  liegenden 
Gütern  des  Fürstenhauses  und  einigen  in  früherer  Zeit  über- 
wiesenen steuerartigen  Abgaben.  Die  SchatuUgüter ^  deren 
Eigentbum  frei  blieb,  und  deren  Ertrag  zur  rürstlichen- Kasse 
unmittelbar  kam,  waren  davon  getrennt. 

Die  Kammerkasse  hatte  einen  grossen  Theil  der  Staats- 
diener-Besoldungen  zu  bestreiten,  ferner  die  Ausgaben,  welche 
entweder  in  Gemässheit  früherer  Stiftungen,  oder  sonst  aus 
fürstlicher  Gnade,  für  Kirchen,  Schulen,  Wittwen,  Waisen  ge- 
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macht  wurden ;  sodann  den  Bedarf  der  rdrstlichen  Schatullen 
und  Apanagen ,  sowie  der  Kosten  der  fiirstlichen  Ilofhaltung, 
fiir  welche  Letztere  seit  1804  getrennt  die  s.  g.  Ober-Kam- 
roerkasse  bestand. 

Die  LandschafiS'Kasie  bestritt  die  übrigen  Staats-Bedürf- 
niese  aus  den  in  dieselbe  fliessenden,  durch  die  Landstände 
von  Zeil  zu  Zeit  verwilligten  direkten  und  indirekten  Steuern. 
Für  deren  Bewilligung  und  Verwaltung  bestanden  nachbe- 
zeichnete Grundsätze  und  Einrichtungen. 

1.  Steaem  und  Anlagen  werden  nach  der  Verfassung  im  Fürst&Uhum 
Weimar  nicht  anders  als  mit  landschaftlicher  Bewilä^img  nach 
Steuer-Schocken  ausgeschrieben   (Genenal-Hevis.  Instr.  Kap*  6)  und 

2.  Die  Aufsicht  Über  das  Steuerwesen  im  Lande  und  dessen  Leitung, 
war  der  Im  Jahre  1730  errichteten  Lßndes^Adnwiisiraiion  Ober- 
tragen  (Cirkular  Fiirstl.  Uegienmg  y.  30.  S^pt.  1730). 

3.  Im  Jahre  1745  (Cirkular  FOrstl.  Reg,  vom  15.  Oktbr.)  wurde  diese 
Behörde  zu  einem  Landeskollegium  gemacht  und 

4.  im  Jahre  1766  (Reskript  v.  6  July)  ein  L€mdschaft8'Kassen-J)ireh- 
totium  angeordnet. 

6.  Die  Anlagen,  welche  landschaftlicher  SeiU  bewUligt  wurden^  waren 
in  altern  Zeiten  theils  gewöhnlich  thei\B  ungewöhnliche,  zudenXe/z* 
teren  gehörten 

a.  Haushaltungssteuern  y  zuerst  mittelst  Patents  vom  22.  Februar 
1609  dergestalt  angeordnet,  dass  eine  Anzahl  Steuerklassen  nach 
dem   routhmasslichen   Einkommen    der  Steuerpflichtigen,    in  den 
Haupt-Abtheilnngen,  Ritterschalt  (12bis30Rthlr.)  Scadte  (166gr. 
bis  6  HUür.)  ttbrige  Eingesessene  (16  6gr.  bis  4  Rthlr.)?  ein- 
gerichtet wurden.     Diese  Steuer  wurde  ein  fOr  allemal  bewUligt.  — 
b«  Kopfsteuer,  seit  dem  Jahre  1700  mehrfach  veranlagt^  dergestalt, 
dass  von  jeder  Person  zwischen    12   und  60  Jahren  (mit  einer 
Menge  Ausnahmen)  2  bis  4  6gr.  gefordert  wurden, 
c.  Kriegsanlagen,   zuerst  mittelst  Patents  vom  23.  Februar   1758 
ausgeschrieben,  dergestalt,  dass  alles  Vermögen   im  Lande  ohne 
Ausnahme  mit  Vs  %  besteuert  wurde ;  ausserdem  mussten  die  auf 
solche  Welse  nicht  getrofl^uen  Einwohner  eine  persönliche  Abgabe 
entrichten«  — 
d«  Personens leuer  f  zuerst  durch  Patent  vom  11.  Sept  1778  einge- 
führt, und  mehrere  Jahre  hindurch  beibehalten. 
Die  gewöhnlichen  Anlagen  und  Abgaben  aleerer  Zeit  waren: 
-    a.  die  Steuer  von  JUiethpfkrden  (Verordg.  von  1731  Juny  29.) 
b.   Professions"  und  Handelssteuer,  CVerordg.  von  1731  Juny  29) 
c«   Steuer  von  Strumpfe  und  Zeugwirkerstühlen  (Verordg.  von  1700 
Aug.  14.  auf  die  Hälfte  herabgesetzt  1784  Januar  23.) 
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d.  AceiH  (X«  v.  die  besondere  Abtheiloni;.)«  > 

e.  Tranksteuer  (z.  v.  die  besondere  Abcbeilung.) 

r.    Yifhsteuer  (Verordg.  von  1700  Juny  26.  jedoch  spAkr  mehrAicb 

anders  bestimmt.) 
%,   Grundsteuern,  wozu  gehörten 

I.   die  Ordinär-   und  Wetzlarische  Steuer,  deren  Bestimmung  war, 
dass  sie  zur  Bestreitung  der  Gesandschaftskosten  und  der  Besol- 
dung der  fürstlichen  Dienerschaft  verwendet  werden  sollte, 
%.   die  Extraordinar-Steuer.  — 

Seit  dem  Jahre  1778  (Januar  30.)  wurden  diese  Steuern  zur  Land- 
schafts-Kasse geliefert,  welche  an  PHrstl.  Kammern  daraus  eine  Entschä- 
digung zu  bezahlen  hatte. 

Ein  Verxelchnbs  der  im  Fürstenthum  Weimar  von  1700  bis  1799 
ausgeschriebenen  Steuerbewillignngen  findet  sich  in  Schmidts  Sammlung 
der  Gesetze  Bd.  8  S.  199  ff. 

1672  Novbr.  30.  Verordnung  wieviel  Kolehtur-Gehühr  die  Steuereinneh- 
mer erhalten  sollen   (Bei  der  Landstener  von  jedem  Gulden  dem  Be- 
amten 3  Pfg.   und  dem  Heimbürgen  3  Pfg.   Bei  der  Tranksteuer  von 
jedem  Gulden  dem  Beamten  5  Pfg.  und  dem  Zehntmeister  5  Pfg) 
1787  Juny  1.    Erhöhung  der  Kolekturgehühren  der  SCeuereinnehmer  auf 
6  Pfg.  vom  Gulden.    Ausserdem  genossen  die  Steuereinnehmer  Vor- 
theile  aus  dem  Gemeinde-Einkommen  und  sonstige  Freiheiten.  — 
In   dem  Jenaischen  Landestheile    wurde   die   Aufsicht   über  das 
Sleuerwesen  von  einem  im  Jahre  1728  errichteten  Steuerkollegium  (Instr. 
vom  25.  Sept.   auch   nachtrug!  iche  Verordnung  vom  18.  Novbr.)  geführt, 
welches  aus  drei  Deputirtcu   des  engern  Ausschusses  der  Landschaft  be- 
stand.   Auch  in  diesem  Lnndestheile  gab  es  gewöhnliche  und  ungewöhn'- 
liehe  Atüagen.    Zu  den  Ungewöhnlichen  gehörten  die  Gesindestener,  die 
Hanshaltungssteuer,  die  Kopfsteuer,  die  Kriegsanlage  (Patent  vom  6.  Feb- 
ruar 1796,  eine  Einkommenklasscnsteuer  betreffend)  und  Personensteoer. — 
Die  gewöhnlichen  Anlagen  und   Abgaben   im  Jenaischen  Landestheil 
waren  eine  Steuer  von  Miethpferden,  seit  1711,  eine  Handlungs-,  Gewerbe- 
und  Professionssteuer  (Resk.  vom   12.  Dezbr.  1783),  eine' Hansgenossen- 
Steuer  ;  Instr.  für  das  Stenerkollegium  zu  Jena,  (vom  25.  Sept.  1728)  eine 
Tranksteuor,  eine  Viehsteucr,  und  eine  Grundsteuer. 

Die  ordinären  Grundstenern  waren  nach  einem  auf  dem  Landtage  von 
1755  abgeschlossenen  Vertrage,  der  Landschaftskasse  Abei^iesen  gegen 
eine  jahrliche  Zahlung  von  5440  Htblr.  an  fürstliche  Kammer.  Im  Jahre 
1783  wurde  vom  Landausschusstage,  die  Aofotellung  eines  besondem  Re- 
visors zur  Inordounghaltung  des  Steuerkatasters  beschlossen,  worüber  unter 
dem  24.  Juny  1796  eine  Instr.  ertheilt  ist. 

Ein  Verzeichniss  der SleuerbewilHgungenim  Jenaischen  Landestheile 
von  1676  bis  1799  findet  sich  in  Schmidt  Sammlung  der  Gesetze  u.  s.  w. 
Bd«  8  S.  265. 

87* 
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1753  May  29.  Verordnung  fttr  diis  FürsterUhum  Eisenach,  dum  in  de- 
mfiMhelt  frOberer  Landtag^lischiede    zum   Besten  des  Wniteii-  iunI 
Zuehthanses  Iblgende  Abgaben  erhoben  werden  sollen« 
1*  Von  vorfallenden  KolIateral-ErbschaAen  3®/o* 

2.  Von  jedem  100  kais.  Gulden  Kauf-Gelder  4  Ggr« 

3.  Von  jedem  100  Gnlden  rhein.    testamentliche  Erbschaften  8  Ggr« 

4.  Von  jedem  Verbrecher  in  UnzuchtlSllen  2  Rthlr« 

Ein  sehr  wichtiger  Schritt  zur  Ordnung  de»  Steuertoesens 
und  überhaupt  des  ständischen  Haushalts  geschah  durch  das 
Patent  vom  15.  November  1811,  mittelst  welchem  festgesetzt 
wurde,  dass  (nach  bereits  unterm  20.  Sept.  1809  geschehener 
Vereinigung  der  3  Landschaften),  vom  1.  Januar  1812  an  die 
gänzliche  Vereinigung  der  3  Kreise  beginnen  solle.  Von  die- 
ser Zeit  an  solle  deshalb  nicht  nur  eine  völlige  Gleichheit  der 
Abgaben  in  allen  Landestheilen  Statt  finden,  sondern  auch  alle 
Ausgaben  gemeinschaftlich  getragen  werden.  Um  bei  der 
Vermögensvereinigung  der  3  landschaftlichen  Kassen  eine  Aus- 
gleichung  eintreten  zu  lassen  wurde  eine  besondere  diesem 
Zwecke  gewidmete  Abgabe  in  denjenigen  Landestheilen,  welche 
ein  verhältnissmässig  geringeres  Vermögen  eingebracht  halten, 
angeordnet.  ^Gleichzeitig  wurden  alle  Befreiungen  von  indirek- 
ten Abgaben,  auch  der  Schatull-  und  Domänen-Güter  aufge- 
hoben. — 

Obwohl  die  Stände  für  die  Ausgaben  der  Kammerkasse 
zuletzt  im  Laufe  der  Zeit  ständige  Zuschüsse  verwilligten, 
stand  ihnen  bis  zum  Jahre  1816  doch  eine  Einwirkung  auf 
das  Kammervermögen  nicht  zu.  Das  Grundgesetz  über  die 
Landständische  Verfassung  vom  5.  May  1816  griff  insoweit 
auch  nicht  unmittelbar  ein.  Unter  den,  den  Landständen  zu- 
stehenden sieben  Rechten  musste  aber  das  Zweite:  ^das 
^Recht  über  jede  Besteuerung  und  andern  Belastung  der 
^Staatsbürger,  sowie  über  jede  allgemeine*  Anordnung,  welche 
^darauf  Einfluss  haben  möchte^  ehe  sie  zur  Ausführung  kömmt, 
gehört  zu  werden"  u.  s.  w.  —  Bei  dem  innigen  Zusammen- 
hange, in  welchem  die  beiden  Haupt-Staatskassen  zu  einander 
standen,  und  bei  der  leicht  gedenkbaren  Rückwirkung  der 
Verhältnisse  der  Einen  auf  die  Verhältnisse  der  Andern ;  fiir 
die  Folge  von  unverkennbarem  Einflüsse  seyn.  Solchergestalt 
kam  es  im  Jahre  1821  zu   einer  auf  den  Vorschlägen  des 
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Landtags  beruhenden,  neum  Vei^absckiedung  »wischen  Pür$i 
und  Ständen  über  die  Bedeutung  des  Kammervermögens  (17.  April), 
bei  welcher  das  altherkömmliche  Verhältnisse  die  Trennung 
des  Einkommens  aus  den  Domänen,  Gütern,  Hoheits-  und 
sonstigen  NutzungsrechlcMi  des  fürstlichen  Flauses,  von  dem 
öffentlichen  Einkommen  durch  Steuern  aus  dem  Vermögen 
der  Staatsf^ürger ;  in  folgender  Art  festgehalten  wurde,  Jenes 
blieb  unter  unmittelbarer  Verwaltung  der  Grossh.  Kammern, 
und  sollte  nach  erfolgter  Uebernahme  mehrerer  anderer  Aus- 
gabeposten des  Staatshaushaltes  und  nach-  Abzug  der  Zinsen 
und  des  Tilgungsfonds  derKammorschulden,  die  Bedürfnisse 
des  Grossherzoglichen  Hauses  und  des  Hofes  bestreiten.  Die 
Steuerkasse  dagegen  sollte,  unter  unmittelbarer  Verwaltung 
des  Landschafts -Kollegiums,  zur  Bestreitung  des  sonstigen 
Aufwandes  dienen;  —  namentlich  des  durch  die  Stellung  des 
Grossherzogthums  zum  deutschen  Bunde,  durch  den  Unterhalt 
der  Landes- Kollegien,  die  allgemeine  Sorge  für  Kirchen  und 
Schulen,  den  Unterhalt  des  Militärs,  die  Gewährung  der  Ruhe- 
standsgehalte der  aus  landschaftlichen  Mitteln  Besoldeten  und  den 
Pensionen  der  Wittwen  und  Waisen  der  Staatsdiener  überhaupt 
und  die  Verzinsung  und  allmählige  Tilgung  der  Landesschuld 
erwachsenen  Aufwandes.  Nunmehr  auf  dem  Grunde  des  Gesetzes 
vom  17.  April  1821  über  die  Bedeutung  des  Kammer- Ver- 
mögens, stand  dem  Landtage  ein  Einfluss  auf  dasselbe  zu, 
insonderheit  dadurch,  dass  unter  näheren  Bestimmungen,  ohne 
dessen  Einwilligung  nichts  davon  veräussert  oder  vermindert, 
auch  kein  Theii  desselben,  ohne  solche,  mit  Schulden  belastet 
werden  durfte. 

Bei  den  Verhandlungen,  welche  dieses  Ergebniss  herbei- 
führten ,  zeigte  die  Regierung  ihre  bekannte  Ehrenhaftigkeit  und 
Offenheit.  Es  wurde  nachgewiesen,  dass  die  Kammerkasse 
in  mittleren  Jahren  ungestörter  Wirthschaft  ihr  Einkommen 
(nach  Abzug  der  Betriebs-  und  Gewinnungskosten)  anf  höch- 
stens 625000  Thlr.  berechnen  könne.  Davon  waren  auf  Be- 
soldungs-,  Verwaltungs-  und  Begründungs-Kosten  des  Staats- 
dienstes und  der  Staatsanstalten  (einschliesslich  der  Besol- 
dungs-  und  Verwaltungskosten  des  Kameral  -  Departements 
selbst)  jährlich  358000  Thaler  zu  rechnen,   und  nach  Abzug 
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der  sonstigen  Teststehenden  Ausgaben,  blieb  (&r  die  Grosb- 
herzogliche  Familie  und  für  die  Uofliallung  eine  im  Ver- 
hältniss  nur  massige  Summe  übrig.  In  der  Schrift:  ^Der 
,,Weimarsche  Landtag  im  Jahre  1821^  hcisst  es:  Die  Erhal- 
tungs-  und  Verwaltungs  -  Kosten  für  das  Kammer -Vermögen 
und  seine  verschiedenen  Zweige  betragen  des  Jahrs 

ungefähr 201082 

zur  Verzinsung  und  Tilgung  der  Kammerschulden  sind 

erforderlich 48868 

rur  die  Justizämler 75104 

325054 
zur  Erfüllung  der  sonstigen  Pflichten  des  Kammerguts,  z.  B. 
vermöge  älterer  Stiftungen,  u.  s.  w. ;  der  R^t  fliesst  in  die 
Ober-Kammerkasse. 

Gleichzeitig  mit  dieser  Feststellung  zwischen  Domänen- 
und  Steuer- Verwaltung,  geschah  auch  die  Ordnung  des  Steuer^ 
Wesens  durch  ein  Gesetz  vom  29.  April  1821  die  Steuerverfas- 
sung betreflfend^,  welches  unter  dem  30.  Oktober  1840  einen 
Nachtrag  erhalten  hat;  im  März  1851  aber  dahin  vervollstän- 
digt worden  ist,  dass  auch  der  Rest  der  Steuerfreiheiten  auf- 
gehoben wurde  (am  1.  Janaar -1852  in  Kraft  tretend).  Ein 
Regulativ  vom  1.  May  1821  betrifft  die  Gegenstände  der  all- 
gemeinen  direkten  Steuern ;  eine  Verordnung  vom  9.  November 
1821  die  Erheöungstceise  \  ein  Gesetz  vom  1.  November  1828 
die  Anstellung  der  Steuer  Einnehmer  (z.  v.  die  Bekanntip.  vom 
5.  November  1823  wegen  der  Steuererhebungsstellen).  Ein 
Regulativ  über  den  Stenemachlass  wegen  Misswachs  und 
Wetterschaden  vom  26.  November  1805,  ist  erst  in  den  Nach- 
trag zur  Gesetzsammlung  von  1836  aufgenommen;  eine  Ver- 
ordnung über  die  Exekution  gegen  Steuerrcstanten  ist  unter 
dem  20.  Januar  1824  erlassen.  ^  ' 

In  dieser  Lage  blieben  die  beiden  Theile  des  Staatshau»- 
halts  bis  zum  Jabi«  1848,  wo  die  Regierung  dem  von  dem 
Landtage  ausgesprochenen  Wunsche,  durch  Vereinigung  des 
Kammervermögens  mit  dem  Landschafts^Fiskus  zu  einer  gemein- 
schaftlichen Staatskasse,  auf  das  Bereitwilligste  entgegeti  kam. 
Dies  ist  seit  dem  i.  Aprii  i848  der  Fall  (Hinist.  Bekanntm. 
vom  19.  September  1848).    Zugleich  einigten  Grossherzog  und 
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Landtag  sich  über  eine  Zwilliste  von  jährlich  250000  Thir. 
(Minist.  Bekannlnr.  vom  3.  April  1848);  Beides  ist  Beweis,  dass 
das  ein  JahrhunderX  bestandene  Vertrauen  ^^wischen  Fürst 
und  Volksvertretung  auch  in  dieser  schwierigen  Zeit  seine 
volle  Kraft  bewährte. 

Die  auf  den  Staatshanshalt  und  die  ständischen  Befugnisse 
hinsichtlich  desselben  bezüglichen  Bestimmtmgen  des  revidirten 
Grundgesetzes  vom  15.  Okiober  1850  finden  sich  in  den  §§.  4, 
Nr.  I,  2,  3;  6;  14;  35  bis  44;  61.  Sie  sind,  gleich  dem 
übrigen  Inhalte  des  Staatsgrundgesetzes,  ein  höchst  bemer- 
kenswerther  Ausdruck  der  Willenskraft  und  Ehrenhaftigkeit 
des  Grossherzogs;  der  auch  am  Ende  des  Jahres  1850  noch 
für  Recht  hielt,  was  er  zu  Anfang  1848  als  Recht  anerkannt 
hatte.  —  Die  Durchsicht,  Prüfung  und  Abnahme  der  Rechnun- 
gen aller  Hauptkassen  geschieht  gemeinschaftlich  von  einer 
Ministerial-Koromission  und  einem,  für  die  3jährige  Dauer  ei- 
nes Finanzabschnitts  gewählten  ständischen  Rechnungsaus« 
Schüsse.  Der  (auch  während  der  Vertagung  in  Tbätigkeit 
bleibende)  Landtags-Vorstand  übt  auch  hinsichtlich  des  Staats- 
haushalts eine  foitlaufende  Kontrolle  aus.  —  In  dem  Gesetze 
vom  5.  März  1850  über  die  Neugestaltung  der  Staatsbehörden 
handeln  §.  5—7,  12  Nr.  1,  15  Nr.  1,  20,  38—54,  57,  58  von 
Gegenständen  des  Staatshaushalts. 

Das  dritte  Departement  des  Sfaatsministerinins  besorgt  die  gesammte 
Staats-Finanz- Verwaltnng,  wie  sie  früher  Tom  Staats  -  Minislerium  in 
oberster,  von  der  Kamner  und  dem  Landschafts-KoUeglum  in  mitUer  In- 
atanz geleitet  wnrde,  in  letzterer  Beziehung  dergestalt,  dass  iU>erall,  wo 
niclits  Anderes  ausdrücklich  angeordnet  ist,  das  Finanz -Departement  des 
Staats  -  Ministeriums  ohne  Weiteres  an  die  Stelle  der  Kammer  und  des 
Landscbafts-KoUegiums  getreten  ist,  namentlich  auch  hinsichtlich  der  obe- 
ren Leitung  der  Landes-Brandversichemngs-Anstalt.  Nur  die  Verwaltung 
der  indirekten  Abgaben,  insoweit  sie  bisher  vom  Landschafts-KoUeglum 
geleitet  wnrde  und  nicht  das  Kasse-  und  Hechnungs-Weseo  betrMPt,  ist 
an  den  General  -  Inspektor  des  ThOringischen  Zoll-  und  Handels  -  Vereins 
zu  Erfurt  als  Grossherzoglich  Sächsischen  General  -  Inspektor  ikbergegan- 
gen,  so  dass  wie  bisher  blos  die  oberste'  Leitung  dieses  Finanzzweiges 
dem  Finanz« Departement  des  Staats-Hinisteriums  obliegt.  Die  Zuständig- 
keit des  General  -  Inspektors  in  der  obengenannten  Beziehung  ist  durch 
Gesetz  vom  t.  Oktober  1849  geregelt  worden.  Endlich  werden  die  Ge- 
schäfte der  DmAÖsse- Intendanz  aus  dem  Finanz  -  Departement  des  Staats- 
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Mintotorimis  bMorgt,  Wie  der  Finaos  -  Haaslialt  des  Staates  aHe  aood 
za  den  Kammer-  und  landschaftlichen  Kassen  geflossenen  Einnahmen  in 
sich  yereinigt)  namentlich  das  Einkommen  ans  dem  Grundbesitze  und  den 
grundherrlichen  Berechtigungen  des  Staates,  aus  den  Hegalien  und  Ho- 
heitsrechten desselben  und  aus  den  direkten  und  indirekten  Steuern  und 
steuermfissigen  Abgaben,  so  bestreitet  derselbe  auch  nfichst  der  durdi 
Vereinbarung  mit  dem  Landtage  festgesetzten  ZIvU  -  Liste  des  Grossher- 
zoglichen Hauses  unmittelbar  oder  mittelbar  alle  Ausgaben  der  Staats- 
verwaltung. 

Unterbehörden  in  Finanzsachen  sind  die  Recknungsämier 
(Hinisterial-Bekanntmachung  vom  26.  Juny  1850,  wonach  die 
neuen  Einrichtungen  mit  dem  1.  Januar  1851  in  Kraft  getre- 
ten sind),  welche  Verwaltungsbehörden  erster  Instanz  in  al- 
len Finanz-  und  Brandversicherungs  -  Angelegenheiten  sind, 
denen  namentlich  (Tie  Erhebung  und  rechtszeitige  Beitreibung 
aller  Staatseinnahmen  (mit  Ausschluss  der  indirekten  Abga* 
ben),  so  wie  die  Bestreitung  aller  örtlichen  Amtsausgaben 
obliegt.  Für  die  Erhebung  und  untere  Verwaltung  der  Zölle 
und  indirekten  Steuern  bestehen  wie  bisher ,  ausser  dem  Ge* 
neral-Inspektor  des  Thüringschpn  Zollvereins,  Steuerämter  und 
Steuer-Rezepturen,  Salzgelder-Einnahmen,  Kontrollestellen  und 
im  Amte  Ostheim  (von  Bayern  umschlossen)  ein  Malzaufechlag- 
amt;  sie  sollen  jedoch  thunlichst  von  den  Beamten  der  Rech- 
nungsämter mit  verwaltet  werden.  Für  die  FarstvenoaUung 
bestehen  unter  dem  Siaatsministeriura  eine  Anzahl  Forst -In- 
spektionen, welche  wiederum  in  Revierverwaltungen  zerfal- 
.len.  Oberste  /ecAiiMcAe  Behörde  Air  das  Forstwesen  unmittel- 
bar unter  dem  Sts.  Minist,  ist  die  Forst-Taxations-Kommission. 
Bis  zum  Erlass  eines  neuen  Bergbau  -  Gesetzes  besorgt  die 
technischen  Geschäfte  unter  dem  Sts.  Minist,  ein  Berg-Inspek- 
tor. Gleichfalls  unter  dem  Sts.  Minist,  steht  behuf  der  Landes- 
vermessung ein  Vermessungs-Dirdstor  mit  Hülfspersonal ;  Steuer- 
Revisoren  behuf  des  Katasters  (Gesetz  vom  11.  März  1839). 
der  Flurkarten  und  Grundbücher.  Die  Leitung  des  Kasse^ 
und  Rechnungswesens  führt  ein  vortragender  Rath  des  Staats- 
ministeriums (Kasse -Direktor).  —  Die  Erhebung  aller  Mrekten 
Steuern,  so  wie  der  Brandkassegelder  ujid  deren  Ablieferung 
an  das  Rechnungsamt  besorgt,  gegen  Hebegebühren  und  Prä- 
mien, die  Gemeinde,  ^ 
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Die  Einnahmen  und  Ausgaben  der  Hmpt  -  Limdichafü- 
Kasse  waren  im  Durchschnitt  der  Jahre  (in  Thir.  Kour.): 

Einnahme    Aus!gabe 

1819  —  21 574270       620353 

1829  —  31 578137       581015 

1844  —  46 .       736515       745892. 

Die  Kammerkasse  hatte,  nach  einem  Durchschnitt  der  Jahre 
vom  1.  Januar  1822  bis  1841,  eine  Einnahme  von  672673  ThIr. 
Kour.  und  675235  ThIr.  Kour.  Ausgabe,  welcher  Fehlbetrag  sich 
mehr  als  ausgleicht  dui*ch  die  binnen  derselben  Zeit  ausseror- 
dentlicher Weise  getilgten  56110  ThIr.  Kammerschlilden.  Em- 
zelheiten  über  die  Roheinnahmen,  Ausgaben  und  Schulden  der 
Kammerkasse  sind  aus  jener  früheren  Zeit  nicht  veröffentlicht. 
Sie  würden,  auch  wenn  sie  bekannt  wären,  zu  Vergleichun- 
gen  nur  mit  grosser  Vorsicht  benutzt  werden  können,  weil 
manche  Verhältnisse  zu  berücksichtigen  sind,  die  durch  die 
Zahlen  allein  sich  nicht  erläutern.  So  sind  z.  B.  seit  jener 
Zeit  für  den  Kammer- Fiskus  bedeutende  Gutskäufe  gemacht, 
andererseits  sind  die  Zahlungen ,  welche  die  landschaftlichen 
Kassen  an  die  Kammerkasse  zu  leisten  hatten,  seit  Beider 
Vereinigung  weggefallen,  erscheinen  also  im  Generaletat  für 
1851/3  nicht  mehr.  Ferner  bleiben  nach  dem  jetzigen  Sy- 
stem erhebliche  Einnahme-  und  Ausgabe-Posten  ausser  Rech* 
nung,  welche  zwar  einander  aufheben,  jedoch  in  der  Kam- 
meirechnung  in  der  Roheinnahme  und  in  der  Ausgabe  vor- 
geführt wurden.  Deshalb  muss  ich  mich  auf  die  nachfolgende 
Zusammenstellung  beschränken. 
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B,    Staats -Einnaluiieii  des  Cfrossherzogthnms  Saebsen. 

m*  Int  Allsentelnen« 


1. 

A. 
1. 

2. 
3. 

4. 


B. 
1. 
2, 
3. 

4. 


C. 


D. 


II. 
A. 
B. 

C. 
D. 
E. 
F. 

G. 


III. 

A. 

1. 
2. 


'Einnahmen  der  Kammer-Zentral-Kasse. 
nach  dem  HechnungsdurchschnUt  von 
1841 /4|  E.  des  für  1848—50  geneh- 
migten Etats  derLaudMchafts-Ka^  und 
der  vereinigten  Kassen  nach  dem  Etat 
für  1851/3. 


Geldbetrag   in  Thir« 
Kour.  nach 


4eni  Ourek- 
•ehnitt 

4er  K.  R. 
von    1841/4, 

4es  L.  B. 
von  1848/M). 


dem  bewil- 
ligten Oe- 
nernleUt 

f&r 
1851/8. 


Aus  dem  eigenen  Vermögen  des  Staats. 

Vom  Ghrundbesitze. 

Pachtgelder.    •«....... 

Teich-  und  Fischerei-Nutzungen     .    • 
Ertrage  der  Forsten  (Gewinnungskos- 
ten 43,03  %) 

Jagd-Nutzungen  «    .    • 


Zusammen  A. 

Grundherrliche  Gefölle. 

Geld-Erbzin^n 

Getreide-Erbzinsen 

Gewinn  von  fiber  die  Normaltaxe  ver- 
kaufte Naturalien    • 

Lehngelder  ...•...•.. 


Znsammen  B. 


Zinsen  von  Aktiv-Kapitalien  (und  fOr 
1841/44  Sportein) 


Ertrage  der  Staatsgewerbe-Anstalten 

Zusammen  I 


Aus  Hoheitsrechten  des  Staats. 

Aus  dem  Postregal 

Aus  dem  Floss- Regal  mit  Einschluss 

der  Wasserzölle 

Aus  dem  Milnz-Hegal    •    .    .    .    ; 
Aus  dem  Berg-  und  Salinen-Regal . 
Aus  den  sogenannten  niederen  Regalien 
An  Geleits-Entschadignngsgeider    • 

(1841/44  auch  Zölle.) 
An  Lotterie- Konzessions-Geldem     . 


Zusammen  II 


Aus  Sportein-)  Strafgeldern  und  sonsti- 
gen GeriphCs-Nutznngen* 

Sportein. 

Aus  der  Sportelkasse  des  Ministeriums 

Aus  den  Sportelkassen  der  Bessirks- 
Direktionen 


108267 
und   5267 
8209 

278806 
11467 


407016 


43336 
77621 

27745 
28742 


177944 

14278 
'  und  29 

1183 


600450 


10278 

2582 

85 


39208 


52153 


122526 

3041 

229144 
1782 


Pro- 
••nl- 

Anthetl 
ander 
Snd- 

■oaiiie. 


28454 
55330 


23989 


107773 
51319 


10278 

4935 

918 

435 

8200 

3000 


27766 


1685 
600 


7,97 

0,20 

14,91 
U12 


356493  23,20 


1,85 
3,60 


1,56 


7,01 
3,34 


2983   0,20 


518568  33,76 


0,67 

0,82 

0,06 
0,03 
0,53 

0,20 


1,81 


0,11 
0,04 
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Einnahmen  der  Kammer-Zeufral-Kasse 
nach  dem  Uechnungsdurchschnitt  von 
1841/4;  E.  des  fBr  1848—50  geneh- 
migten ECato  der  Landschafts-Kasse  and 
der -vereinigten  Kassen  nach  dorn  Etat 
für  1861/3. 


1 


wm 


6eldl>etrag   in  Thlr. 
Kotir.  nach 


dem  Darch- 

der  K.  R. 
von    1841/4. 

de*  L.  S. 
von  1848/50. 


dem  bewil- 
ligten Ge- 
ne reletet 
fir 
1851/8. 


saMS 


Pro. 

sent- 
Aatheil 

ander 

Snd- 
■nmme. 


3. 
4. 


B. 
C. 


IV. 
A. 
B. 

a. 

i. 

2. 

3. 


4. 
5. 


b. 
1. 


2. 
3. 
4. 
5. 

6. 


C. 
1. 


Aus  den  Sporteinkassen  der  Kreis- Ge- 
richte   .     .    .     .    • 

Aus  den  Sportelnkassen  der  Jastis-Aem- 
ter  und  Stadtgerichte  •...*. 


Znsammen  A, 


•    •••.*• 


An  SlraQ^eldern   . 
An  dem  Fiskus  anheimgefallenen  Gel- 
der     

Insgemein 


Zusammen  III. 

Steuermassige  Einnahmen. 

Alte  Grandsteuer 

Indirekte  Abgaben. 

Gemeinschaftliche  Abgaben. 

Grenz-Abgaben     .    « 

RAben-Zuckerrabrikations-Steuer     .     . 

Uebergangsabgaben  von  Bier,  Wein, 
Traubenmost,  Tabaksbl&ttern  und  Ta^ 
baksfabrikaten 

Branntwein  -  Fabrikations  -  Steuer  nnd 
Uebergangsabgaben  von  Branntwein  . 

Blalz-AnfiMsl^ag  ans  Amt-Ostheim   •    . 


Zusamillen  a. 

Einseitige  indirekte  Abgaben« 

Ertrag  der  Salz-Regie  (nach  Abzug  des 
Salz -Ankauf- Preises  und  der  Fuhr- 
lohn-Vergütungen)  

Bier-Malsschrot-Steuer 

V^einbansteuer 

Tabalisbaustener 

Spielkartenstempel  (ohne  den  Fabrik- 
preis der  Karten 

Ertrag  der  (in  Vorschlag  gebrachten) 
Fleischsteuer 


Zusammen  b. 


i*irti 


63449 

(v.a.  I.  C.) 

und     225 

164607 


215300 
945 


3516 

70380 
3190 


293830 


Znsammen  B. 

Allgemeine  direkte  Einkommensteuer 
Vom  Einkommen  «as  Grund  und  Boden 
(wie  bisher  4»/2  Termine)    .... 
(Vorgeschlagene)  Ei^Shimg  um  4  Ter- 
mine  


55600 

46000 

200 

25 

1525 


16702 
62241 


81228 

2199 

12 
644 


84083 


165349 


190307 
6371 


2902 

64732 
3320 


267632 


60514 

48704 

267 

25 


1528     0,10 
(84257)1    — 


1,09 
4,05 


5,29 

0,15 

0,00 
0,04 


5,48 


10,76 


12,38 
0,42 


0,20 

4,22 
0,20 


17,42 


3,94 
3,17 
0,02 
0,00 


1023501      111039 


896680 


74384 


878671 


74279 
66026 


7^23 


24,65 

4^ 
4,30 
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EiunahmeD  der  Kammer-Zentral-Kasse 
nach  dem  HechnangsdorchscliniU  von 
1841/4;  E.  des  fQr  1848--50  geneh- 
migten Etats  der  Landschafts-Kasse  und 
der  vereinigten  Kassen  nach  dem  Etat 
ftlr  1851/3. 


Geldbetrag  in  Thlr. 
Koar.  nach 


d«m  Durcb- 
■cbniU 

der  K.  R. 
voa    1841/4, 

des  li«  B. 
vom  1848/50. 


dem  bewiU 

ligten  6e- 

aerftleut 

ftr 
18»l/8. 


Pr«- 

Anthcil 
an  der 
Ead. 

sum««. 


2. 


3. 


V. 


und  wegen  der  von  den  Ständen  nicht 
bewilligten  Fieischsteuer  eine  Mehrbe- 
willignng  um  1  Termin 

Vom  Einkommen  aus  andern  Quellen 
als  dem  Grund  and  Boden  (wie  bisher 
8  Pft«  vom  Thaler.)    ...... 

(Vorgeschlagene)  Erhöhung  um  4  Pfg. 
vom  Thaler   ...♦"...    ^    . 

und  wegen  der  von  den  Standen  nicht 
bewilligteuFleischsteuer  eine  Erhöhung 
um  2>/2  Pfg.  vom  Thaler 

Vom  Erwerbe  Fremder,  welche  im  Gross- 
herzogthum  Geschäfte  treiben    .    .    . 


Zusammen  C. 


Zusammen  IV. 
Insgemein  und  Ausserordentlich  .    .    . 


Gesammtsumme 


112673 


16507 

113839 
56919 

32017 
100 


1,07 

7,41 
3,70 

2,09 
0,00 


1870571      3596871  23,40 


747344 

8870 
und     800 


903707 
2406 


58,85 
0,15 


1,4632911  1,5365301 100,— 


Indem  ich  bevorworten  muss,  dass,  aus  den  oben  ange- 
gebenen Gründen,  die  Vergleichung  der  früheren  Ansalze  der 
Karomerkasse  mit  den  entsprechenden  Einnahmen  der  jetzigen 
vereinigten  Kasse,  nicht  immer  genau  zutreffend  seyn  kann; 
stelle  ich  aus  der  vorenthaltenen  Tafel  die  Yerhälfnist^ahlen 
für  den  Anfheil  der  Haupttitel  der  Einnahmen  an  deren  End- 
summe zusammen. 

1.  Vom  Grundbesitze  des  Staats      •    .    .  23^20  % 

2.  Von  grundherrlichen  Gefällen  ....  7,01  „ 

3.  Von  Aktivkapitalien 3,34 

4.  Von  Staatsgewerbe-Anstalten  ....  0,20 

5.  Aus  Hoheitsrechten 1.81  » 

6.  Aus.  Sportein  u.  s.  w. 5,48  „ 

7.  Durch  direkte  Steuern 34,16  „ 

8.  Durch  indirekte  Steuern      .....  24,65  ^ 

Ausser  dem  bereits  erwähnten  revidirten  Gesetze  über 
die  Steuerverfasstmg  yom   18.  März  1851   mit  dem  1.  Januar 


w 


w 
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185Ä  in  Kraft  tretend  (Schriftenwechsel  der  Slände-VerhdI. 
von  1850/1  Seile  195,  Ul\  401,  452,  467),  sind  hier  noch 
die  Gesetze  über  die  Beilreibung  der  Abgaben  an  den  Staal 
und  an  öffentliche  Anstalten  (Schriften Wechsel  S.  103,  138, 228) ; 
über  die  rechtliche  Bedeutung  und  die  rechtlichen  Wirkungen 
der  den  Vertoallem  öffentlicher  Kassen  ertheilten  Entlasiongs- 
zeugnisse  vom  22.  März  1851  (Schriften Wechsel  Seite  372, 
394,  445);  so  wie  die  Verhandlungen  über  den  Wirthschafts^ 
Fonds  der  Hauplslaatskasse  (75000  Thir.  an  zeilweise  ver- 
wendbaren Zwischen-Kassemilteln  der  Depositen-  und  Spar- 
kasse-Fonds und  Baarvorrath  von  150000  ThIr.,  Schriften- 
wechsel S.  114,  123.  139,  142),  hervorzuheben. 

Das  Rechnungsjahr  stimmt  mit  dem  Kalenderjahre  überein, 

h»  Elnaelne  Maiit»einnahmeii« 

aa)  Aus  dem  Siaatsvemwgen  und  den  Hoheitsrechten  des  Staats. 

1.  Vom  Crutibiirfit^r  In  SXMU  unH  UrlTnt  grutt^ijrrrlid^tn  CrfUlni. 

Wahrscheinlich  sind  sowohl  im  Jahre  1820,  mit  dem 
Entwürfe  eines  Gesetzes  über'  die  Bestimmung  des  Kammer- 
Vermögens  im  Staatshaushalte  des  Grossherzoglhums,  als  auch 
im  Jahre  1848  bei  Ausscheidung  der  Zivilliste,  den  Landstän- 
den Einzelnachweisungen  über  den  Bestand  des  Domanium 
vorgelegt.  In  den  gedruckten  Aktenstücken  aber  fmden  sie 
sich  nicht,  wie  denn  überhaupt  sowohl  die  finanziellen  Vor- 
lagen als  die  ständischen  Finanzberichte,  leider  ftir  die  wahre 
Finanzslatistik  d.  h. ,  welche  nicht  allein  mit  den  Zahlen  des 
Budgets^  sondern  auch  mit  den  Verhältnissen  der  Quellen  der 
Einnahme  und  mit  den  Wirkungen  und  Erfolgen  der  Ausgabe 
sich  beschäftigt  —  sehr  wenig  Ausbeute  liefern.  Auch  meine 
Darstellung  wird  deshalb  zum  Theil  recht  mager  bleiben. 

Die  Verwaltung  der  Kammergüter  auf  Rechnung  des  Fiskus 
ist  in  neuerer  Zeit  gänzlich  verlassen.  Sie  werden  verpach- 
tet, mehrentheils  wie  es  scheint  unter  der  Hand,  denn  der 
Landtag  hat  die  Verpachtung  durch  öffentliche  Versteigerung 
unbedingt  empfohlen.  Für  die  bei  den  Veipachtungen  zu 
beobachtenden  allgemeinen  Grundsätze  sind  bis  jetzt  die  Ver- 
fügungen vom  30.Juny  1818  und  23.  May  1820  maassgebend; 
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auch  danach  schon  soll  die  Verpachlang  als  Regel  öffentlidi 
Stau  finden.  Besondere  Anerkennung  verdient,  dass  die  Re- 
gierang häufig  in  den  Pachtbedingungen  Sorge  Tdr  die  Aas- 
bildung der  bäuerlichen  Landwirthschaften  trägt.  Hinsichtlidi 
mancher  Verhältnisse  des  Dopfianium  bilden  die  Kammerord- 
nung vom  20.  September  1734  und  die  erneuerte  Instruktion 
Tür  die  Rentbeamten  vom  1.  November  1764  noch  jetzt  die 
Richtschnur.  Ein  Kameral  -  Vermessungsbureau  wurde  unter 
dem  20.  April  1844  eingesetzt.  Ueber  die  Grundsatz  Im 
Veräusserung  des  Katnmerguts  ist  noch  in  neuster  Zeit  Mei- 
nungsverschiedenheit gewesen,  worüber  der  Schriftwedisel 
von  1849  S.  118  und  von  1850/1  S.  478,  verglichen  werden 
können. 

Den  bei  weitem  wichtigsten  Theil  des  Domanial-Grund- 
eigenthums  bilden  die  Waldungen ,  denn  sie  umfassen  etwa 
140000  Acker  also  43,80  %  der  zu  319663  Acker  ermittelten 
gesamraten  Waldfläche  des  Grosshel'zogthums.  Ihr  KoAerlrag 
war  im  Durchschnitt  von  1841/4:  278806  Thir..  1847/50: 
268864  ThIr.  Der  Aufwand  auf  die  Forsten  betrug  im  letzten 
Zeitraum  für  Kulturkosten  15753,  Wegbaukosten  3589,  Holz- 
hauerlöhne 35378,  zusammen  54720  ThIr.,  welche  in  der 
Haupt -Slaatsrechnung  nicht  erscheinen,  oder  20,35  Vo  des 
Rohertrages.  Dazu  kommen  etwa  61000  ThIr.  an  VerwaU 
tungs-Ausgaben ,  mithin  wird  der  Gesammlbetrag  der  G^otn- 
nungskosien  auf  11 5720  ThIr.  zu  berechnen  seyn,  was  43,03% 
der  Roheinnahrae  ergiebt.  Von  dem  sodann  sich  herausstellen- 
den Betitertrage  (153154  ThIr.)  kommen  auf  1  Acker  durch- 
schnittlich 1.094  Thlr. ,   oder   auf  1  preuss.  Morgen  0,98  ThIr. 

Die  Einrichtung  der  Fo$'sicerwaliung  hat  noch  in  der 
neusten  Zeit  zu  vielfachen  Verhandlungen  zwischen  Regierung 
und  Landtag  Veranlassung  gegeben  (Schriflenwechsel  von 
1850/1  Seile  375,  397,  Stenogr.  Prot.  S.  691),  Auch  über 
die  Bestimmungen  hinsichtlich  des  Schutzes  der  Waldungei^ 
stritt  man  seit  Erlassung  des  Gesetzes  vom  13.  April  18^1; 
das  an  dessen  Stelle  tretende  Gesetz  vom  10.  November  1849 
befriedigte  gleichfalls  nicht  alle  Erwartungen ;  es  wurde  theil- 
weise  abgeändert  unter  dem  9.  Apnl  1847  und  8.  May  1848 
und  neu  w^eM  unter  dem  1.  May  1850.    IHe  in  Bea^bong 
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auf  die  Prwattoaldungen  eriassenen  Vorschriften  sind  in  einer 
Bekanntmachang  der  Landes  -  Direktion  zu  Weimar  vom 
2i.  September  1838  aufgezählt.  —  Ein  am  13.  April  1821 
über  Jagden  und  Jagdgerechisame  erlassenes  Gesetz,  ist  durch 
die ,  in  Folge  der  Grundrechte  des  deutschen  Volks  geschehene 
Aufliebung  der  Jagdberechtigung  auf  fremdem  Boden,  ausser 
Anwendung  gesetzt.  Der  Nutzungsertrag  ist  dadurch  begreif- 
lich sehr  geschmälert,  denn  während  von  1847/8  die  Roh-* 
einnähme  von.  der  Jagd  13193  Thin  war,  sind  im  neusten 
Etat  nur  1782  Thlr.  veranschlagt.  Auch  an  den  gmmAerrii^ 
chen  Gefällen  hat  die  theilweise  unentgeldliche  Aufliebung 
der  Feudallasten  und  der  Patrimonialgerichle  einen  Ausfall 
von  jährlich  1224  t  Thlr.  bewirkt  und  das  Ablösungsgesetz 
wird  noch  weitere  erhebliche  Opfer  für  die  Staatskasse  her- 
beiführen. So  berechnet  der  Bericht  der  Finanz- Kommission 
zum  General>Elat  für  1851/3  (Schriftenwechsel  S.  428)  den 
künftigen^  unersetzten  A4kfall  an  der  Einnahme  von  Geld- 
Erbzinsen  auf  jährlich  36109,  an  Lehngeldern  auf  14993  Thlr. 

2.   ;?lhtio  -  3infrn. 

An  Akliv-Zinsea  von  Ablösuni^skapitalien  sind  6947  Thlr. 
Zinsen  von  bereits  vollzogenen  Ablösungen  und  16723  Thlr. 
durchschnittliche  jährliche  Zinsen  zu  Sy^  PrzL  von  den  zu 
erwartenden  Ablösungen  veranschlagt.  Ferner  an  Zinsen  für 
sonstige  Aktiv-Kapitalien  27650  Thlr. 

3.  Crtrdor  ai(0  Um  tfrtorrbrn  für  ftri^nuna  ^re  Stam» 

Der  Bergbau  in  dem  Sfe'mkohlenbQrg^vferke  zu  Kammer- 
berg hat  bis  jetzt  einen  Reinertrag  ebenso  wenig  geliefert 
als  das  Braunkohlenhergy^erk  bei  Kaltennordheim  von  6—10 
Fuss  Mächtigkeit,  vielmehr  erfordern  sie  einen  Zuscbuss  von 
2900  Thlr.  Die  Steinkohlenförderung  von  etwa  7000  weim. 
Scheffel  jähriich,  soll  durch  Anbau  eines  mächtigeren  Lagers 
in  günstigere  Verbaltnisse  gelangen  können,  weil  die  verbes- 
serten Einrichtungen  die  Förderung  von  100000  Stutz  ge- 
statten, wmn  der  Absatz  sich  bessert,  d.  h.  mehr  Neigung  zur 
Feuerung  mit  Kohlen  sich  verbreitet.  Einstweilen  hatte  der 
Finanz-Ausscbuss  dessen  Uebergang  in  Privatbetrieb  beantragt 
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(Schriflenwechsel  1850/1  S.  297  und  Sienogr.  Prot.  S.  609), 
was  jedoch  vom  Landlage  nicht  gebilligt  ist.  —  Der  Braun- 
koblenabsatz  soll  in  den  letzten  Jahren  bis  auf  3000  Stütz 
sich  gehoben  haben.  —  Ein  im  Jahre  1839  von  der  Regie* 
rimg  vorgelegter  B^gbauges^i-Enivfurt  stiess  beim  Landtage 
auf  Hindemisse  und  so  scheint  die  Frage  über  Regalität  des 
Bergbaus  nur  für  einzelne  Landestheile  und  hinsichtlich  be- 
stimmter Erzeugnisse  ausser  Zweifel  (z.  v.  Erlass  vom  li.July 
1800;  wonach  Stankohlen  zum  Regal  gehören).  Die  Verwal- 
tung ist  neuerlich  dem  veränderten  Systeme  angepasst. 

Sonstige  Staalsgewerbe-Anstalten  mit  den  nebengesetzten 
Aaiiierträgen  sind:  die  Pechsiederei  zu  Ilmenau  224  Thir.,  die 
BobköUerei  daselbst  191  Thir.,  die  J3acft«/emfabrik  zu  Wei- 
mar 508  Thlr.,  die  Ilmfio8$an$talt  2260  Thir. 

• 

4«    jius  Un  4oi)rit<rfcf)trn  Uß  Staat»* 

Das  finanziell  wichtigste  dieser  Hoheitsrechte,  das  Post- 
regaly  ist  durch  Erb -Mann -Thronlehn -Vertrag  vom  31.  De- 
zember 1816  seit  dem  1.  Januar  1817  den  Fürsten  von  Thurn 
und  Taxis  gegen  einen  Lehnkanon  von  10277  ThIr.  23  Gr. 
4  pf.  jährlich  in  Benutzung  gegeben.  Fernere  das  Postwesen 
betrcRende  Bestimmungen  finden  sich  in  nachbezeichneten 
Erlassen : 

1819  Novbr.  26.  Postordnung  und  PostUxe  (unier  ausdrücklicher  Auf-^ 
hebnng  aller  Mheren  das  Postnesen  betreffenden  Verordnungen,  mit 
Ausnahme  des  Postlehn  -  Vertrags) ;  1840  Dez5r.  12.  Nachtrag  dazu 
wegen  Veränderung  des  HQnzsystems ;  fernerer  Nachtrag  zum  %•  7& 
in  Mars  1851. 

1824  Aug.  6.  Uebereinkunft  wegen  des  Posiwesen  in  Erinnerung  ge- 
bracht den  4.  Oktober  1850. 

1826  Mai  24.    Gesetx  Ober  das  Botenwesen  bei  OITentlichen  Behörden. 

1827  Febr.  27.  Regulativ,  die  Einrichtung  eines  Zentral-BoienamU  filr 
die  OberbehSrden  der  Residenz  Weimar  betreffend. 

1887  Desbr.  19«  Bekanntmachung  dea  Lehnpoatamts  an  Weimar,  wegen 
Benutzung  der  Eilpost  zur  Versendung  kleiner  Fahrpost -Gege»> 
stände. 

1838  Juny  15.  Bekanntm.  der  Regierung  zu  Weimar,  di|s  Verfahren 
bei  Zumderhandbmgen  gegen  die  Postordnung  betreffend. 

1844  Oktbr.  15.    Bekanntm.  der  Ober*Post-Inspektion,  das /Vr/o^etiAiaii 

1      iti  liMIm  1 
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1845  Aag.  22.  Verordnuikg  über  den  Extra^Postdienst  im  Srossherzog« 
tham^  unter  Vorbehalt  der  Umarbeitung  der  Postordnung  vom  26.  No* 
vember  1819  und  des  Nachtrags  vom  12.  Dezember  1840 y.  sowie 
nach  vernommenem  Gutachten  des  Erb^Land-Postmeisters  (schliesst 
sieh  den  preuss.  Vorschriften  an). 

1846  MSrz  21.  Bekanntmachung  des  zwischen  dem  Königreiche  Sachsen 
und  der  Thum  und  Tax  Ischen  Verwaltung  abgeschlossenen  Posi^ 
Vertrags. 

1847  Januar  13.  Vertrag  mit  der  Thum  und  Taxischen  Post« Verwaltung 
i)ber  die  Benutzung  der  Thüringischen  Eisenbahn  durch  die  Lan- 
desposten. 

1847  Febr.  6.  Bekanntm.  der  Ober -Post -Inspektion,  dass  die  im  $.  103 
der  Postordnung  vom  26.  November  1819  angeordneten  Abgaben 
von  Lohnfiihren  an  die  Postanstalt  aufg^oben  seyen. 

1847  May  11.  Bekanntm.  wegen  Beförderung  der  Estaffetten  auf  der 
Eisenbahn, 

1847  Juny  23«  Bekanntm.  der  Ober  -  Post  -  Inspektion ,  dass  durch  eine 
Vereinbarung  mit  der  Thum-  und  Taxischeu  Verwaltung  das  Porto- 
freUhum  fDr  grossherzogl.  Dienstsachen  verschiedene  Ausdehnung 
gen  gegen  die  Bestimmungen  des  Post -Lehn -Vertrags  vom  8.  De- 
zember 1816  und  der  Uebereinkunft  vom  6.  August  1824  erhalten 
habe. 

1849  July  7.  Bekanntmachung  der  Ober-Post-Inspektion  mit  dem  für  dio 
Fahrpostsendungen  im  Grossherzogthum  angenommenen  ermässigten 
Preuss.  Fahrposttarif. 

1850  Aug.  16*  Prov.  Gesetz  über  die  Portotaxe  und  Taxbestimmungen 
bei  den  Posten,   auf  Antrag  der  Lehnspost- Verwaltung,    mit  land- 

standlscher   Genehmigung  vom  18.  Februar  1851    (Schriften Wechsel 
von  1850/1,  Seite' 71,  373,  393,  420,  445). 

Aus  dem  Flöstregaly  cl.  b.  dem  Recht  der  eigentlichen 
Flossführung  und  dem  Flössen  von  Scheitholz  auf  der  weissen 
Elster  und  Saale,  welches  theilweise  durch  Verpachtung  ge- 
nutzt wird,  wogegen  der  Unterhall  der  Dämme  grösstentheils 
dem  Domanium  obliegt;  —  zusammen  mit  den  Wasserbällen 
hat  die  Staatskasse  eine  Reineinnahme  von  4935  Thir.  Letz- 
tere sind  der  Burgauer  Saalezoll  und  die  Wasser-  und  Die- 
lenzölle der  Werra  zu  Kreuzburg,  Gerstungen  und  Tiefenort 
(Regulativ  über  das  Holzflössen  vom  10.  September  1844).  — 
Das  Berg-^  und  Salinen^Regal  wirft  918  ThIr.  ab,  welche  aus 
dem  zehnten  Theile  des  Rein-  oder  dem  zwanzigsten  Theile 
des  Roh -Ertrages  der  von  Privaten  betriebenen  Bergwerke 
(auf  Kupfer,  .Eisen,  Kobalt,  Braunstein,   Kohlen)   und  Salz« 
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w«rke  fliesson.  — ^  Die  Einnahme  von  8200  Thir.  erfolgl  von 
Preufisen  auf  Grand  des  Vertrages  vom  10.  Augnst  1831  für 
den  Wegfall  von  Geleits-  und  Zoll  -  Atißilnfle.  —  Eine  Zah- 
lung von  3000  Thlr.  s.  g.  Lotterie-Konzessionsgelder  wird  vom 
Königr.  Sachsen  für  die  ausschh'essliche  Befugniss  zum  Ver* 
triebe  der  Loose  der  dorligen  Landes-Loiterie  geleistet;  vom 
1.  Oktober  1846  an,  vfo  die  seit  1791  verpachtet  gewesene 
eigene  Klassenlotterie  aufgehoben  wurde«  Ein  Verbot  des 
Spielens  in  sonstigen  fremden  Lotterien  ist  vom  23.  May  1846. 

bb)    Einnahme  von  direkten  Steuern. 

Nach  dem  Gesetze  über  die  Steuerverfauw$g  des  Oross^ 
her^&Qgihmis  vom  29.  April  1821  (mit  Nachtrag  vom  30.  Ok-> 
tober  1840)  sind  zur  Deckung  des  Staatsbedarfes  aus  den 
landschaftlichen  Kassen  dreierlei  Steuern  gesetzlich  bestimmt 
und  zugelassen:  die  Grundsteuern,  welche  von  dem  Grund- 
eigenlhume,  mit  Einschluss  der  Gebäude,  allein  und  vorzugs- 
weise erhoben  werden,  die  indirekten  Steuern,  welche  sich, 
jetzt  in  Gemässheit  der  Zoll-  und  Handelsverträge,  durch  die 
Eingangs-,  Ausgangs-  und  Durchgangs -Abgaben,  durch  die 
Steuer  vom  inländischen  Branntwein ,  dem  Wein-  und  Tabaks- 
Bau,  aus  der  Biermalzschrotsleuer,  der  Salzsteuer  und  dem 
Spielkarlenstempel  ergeben ,  und  solche  direkte  Steuernj^  wel- 
che alle  Staatsbürger,  nach  dem  Verhältnisse  ihrer  Leistungs- 
fähigkeit, treffen.  Dieses  in  der  Reihe  folge,  dass,  falls  die 
erste  dieser  Steuerarten  nicht  ausreicht,  die  atretto  erhoben 
werden  dar/*  und,  falls  auch  hierdurch  nicht  die  Staatsbe* 
dürfnisse  gedeckt  werden,  weil  man  die  Erbebung  indirekter 
Steuern  entweder  überhaupt  nicht,  oder  weil  man  sie  in  der 
hierzu  erforderlichen  Höhe  nicht  für  räthlich  erachtete,  die 
dritte  Art  erhoben  werden  soll  (Gesetz  vom  29.  April  1821, 
§•  1  bis  3).  —  Der  Landtag  von  1850/1  hat  sich  in  ausrohr- 
Ik^n  Verhandlungen  mit  einem  von  der  Regierung  vorge- 
legten revidirten  Gesetae  über  die  Steuerverfassumg  beschäftigt 
(Schriftenwechsel  Seite  195,  244,  401,  452,  467,  505,  520; 
Stenogr.  Protokolle  Seite  401  iE),  dessen  Endergebniss  das 
Gesetz  vom  März  1851  gewesen  ist,  welches  mit  dem  1.  Ja* 
nuar  1852  ins  Leben  tritt.    Seine  BaupigrumhUge  sind  dar 
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Gesetzgebung  von  1821  entsprechend  geblieben^  weil  genaue 
Untersuchungen  von  Seiten  der  Regierung  und  ausfuhrlidie 
ständische  Erörterungen  dargelhan  haben,  dass  der  Beseite 
gung  der  keinesweges  misskannten  Mängel  des  Bestehenden 
grossentheils  erhebliche  Bedenken  entgegentreten.  So  wördo 
z.  B.  die  viel  beklagte  Ungleichheit  der  Besteuerung  des  Grund 
und  Bodens  nur  durch  VermessMnff  und  Abschäi^ung  zu  be- 
seitigen seyn^  eine  Maassregel,  welche  nicht  nur,  deV  gros- 
sen Kosten  wegen,  mindestens  Tiir  jetzt  nicht  rathsam  scheint, 
sondern  auch  nach  den  anderorts  gemachten  Erfahrungen  in 
ihren  Erfolgen  höchst  zweifelhaft  ist.  Sodann  bewirkt,  das  bei 
der  Einkommensteuer  Statt  findende  Orts-Quoten-Sysiemy  we- 
gen der  Neigung  der  örtlichen  Sleuervertheiler  ihren  Wohn^ 
ort  zu  begünstigen,  noancherlei  Ungleichheiten  in  den  Beiträ- 
gen der  Ortschaften  und  Personen ,  auch  das  Sinken  der  Ein- 
nahn>e;  dennoch  hat  man  sich  Tür  dessen  Beibehaltung  ent^ 
schieden,  weil  man  einsah,  dass  durch  Abschaffung  dieses 
Verfahrens  zugleich  wesentliche  Vortheile  verloren  gehen  wür- 
den, welche  auf  sonstige  Weise  nicht  zu  erreichen  sind.  Da- 
gegen sind  einzelne  wichtige  Verbesserungen  getroffen,  z.  B. 
durch  Beseitigung  der  Steuerbefreiungen^  durch  ein  besseres 
Verfahren  bei  Vertheilung  der  Grundeinkommensteuer,  durch 
die  Wirksamkeit  der  Bcchnungsämter  bei  der  Einschätzung 

u.  8.  w. 

1.    tfrutiHllntrr. 

Die  Steuern,  welche  von  den  Grundstücken,  einschliess- 
lich der  Gebäude,  vorzugsweise  und  allein  erhoben  wercten, 
sind  gleich  10  Terminen  alt  weimarscher  Grundsteuer  (bis  zur 
Annahme  des  14  Thalerfusses  vom  1.  Januar  1841  ab  nur 
8  Teimine;  Gesetze  vom  29.  April  1821  §.9  und  vom  30.  Ok- 
tober 1840)  und  werden  alte  I^ndsteuer  oder  alte  Grund- 
Steuer  genannt  Alle  Grundsteuerfreiheiten ,  mit  alleiniger  Aus- 
nahme der  den  Kammergütern,  dem  Vermögen  der  Univer- 
sität ieMt ,  so  wie  den  Kirchen ,  Schtden  und  milden  Stiftwi- 
gen  zustehenden  Befreiung  von  der  gewöhnlichen  Grundsteuer, 
wurden  durch  das  Gesetz  vom  20.  April  1821  gegen  Entschä- 
digung aufgehoben.  Das  revidirte  Gesetz  vom  18.  März  1851 
eatbalt  wesenlltcb  veränderte  Bestimmungen  nur  hinsichtlich 

88* 
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jener  Steuerbefreiungen,  welche  mit  geringen  Ausnahmen  be- 
seiligt  sind.  Die  Leistungen  zur  Grundsteuer  sind,  bis  zu 
anderweiter  gesetzlicher  Bestimmung,  unveränderlich;  neu 
erwachsene  Besleuerungsgegenstände  aber  werden  im  Ver- 
waltungswege herbeigezogen. 

Im  unmittelbaren  Zusammenhange  mit  der  Steuerverfas- 
sung steht,  das  unter  dem  10.  März  1809  errichtete  Vermes" 
sungs-'Bureau.  Seine  Haifptthätigkeit  umfasst  das  Vermessungs- 
Geschäft,  zu  Zwecken  der  Steuerregulirung ,  Grundbuchein- 
richtung, behuf  des  Hypotheken wesens,  Erbtheilungen ,  Ver- 
käufen u.  s.  w.  Daneben  hat  es  die  Peststellung  der  Maasse 
und  Gewichte  zu  besorgen ,  auch  als  Sachvei*ständige  zu  han- 
deln. Im  Jahre  1847  wai-en  noch  12  n  M.  zu  vermessen 
und  23  zu  katastriren  (Schriftenwechsel  von  1847  Seite  661}; 
neuere  Verhandlungen  über  Behörde  und  Geschäftsgang  ha- 
ben seit  1848  Statt  gefunden  (Schriftenwechsel  von  1850/1, 
S.  160,  374,  419)  und  namentlich  zu  dem  Gesetze  über  die 
LandeS'Vermessung  vom  5.  März  1851  nebst  Ausführungs-Ver- 
ordnung  vom  12.  März  1851  gerührt. 

2.  Mt^tmtint  l^irrkte  C^inKommenllruer. 

Die  Steuern  der  drit/en  Art  (Gesetz  vom  29.  April  1821 
§.  17  iE)  sollen  alle  Staatsbürger,  einen  jeden  nach  seiner 
Leistungsfähigkeit,  treffen.  Sie  ruhen  auf  dessen  Einkommen, 
welcher  Quelle  und  welcher  Art  es  sey.  Die  Befreiungen  von 
dieser  allgemeinen  Pflicht  sind  auf  diejenigen  Fälle  beschränkt, 
welche  der  Natur  der  Sache  nach  ausgenommen  werden 
müssen«  Diese  allgemeinen  direkten  Steuern  zerfallen,  behuf 
Sicherung  der  Berechnung  und  Erhebung,  in  Steuern  vom 
Einkommen  aus  Grund  und  Boden  und  in  Steuern  von  den 
übrigen  Arten  des  Einkommens.  —  Die  Einkommen$teuer  vom 
Grund  und  Boden  haftet  auf  dem  Reinertrage  des  Grundver- 
mögens, d.  h.  auf  der  reinen  Rente  von  dem  im  Grundstücke 
ruhenden,  andauernd  gegebenen  Kapital.  Hierzu  würde  die 
Kenntniss  der  Grösse  und  Güte  der  Grundstücke  erforderlich 
seyn,  da  solche  jedoch  fehlt,  so  hat  man  bisher  diese  Steuer 
vom  Grundeinkommen  nach  dem  Maasslabe  der  alten  Grund- 
steuer vertbeilt,  wogegen  nach  dem  neusten  Gesetze  das  Ab- 
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scbätzüngsverfahren  mit  dem  bei  der  11.  Klasse  des  Einkom- 
mens Bestandenen,  gleich  sein  soll.  Die  Steuern  von  den  an- 
dern Arien  des  Einkommens  gründen  sich :  auf  das  Dienstein- 
kommen,  auf  das  Einkoramen  von  Aklivkapitalien,  ferner  von 
Bodenrenten  und  Gefallen,  durch  Gewerbs-  und  Geschäfts- 
thätigkeit.  Das  Steuerkapiial  für  die  Einkommensteuer  vom 
iVfcA/grundbesitz  war  nach  den  Rollen  L  und  II.  Theils  von 
1840:  4,501937  Thaler  und  der  Ertrag  93343  Thaler  oder 
2.07  %;  für  1850  ist  das  Steuerkapiial  zu  5,091575  Thaler, 
dessen  Ertrag  aber  zu  112673  Thlr.  oder  2,21  %,  berechnet. 
Von  diesen  Arten  des  Einkommens  werden  ermittelt: 

1.  Am'ch  Selbstanmeldung  der  Steuerpflichtigen :  Besoldungen, 
Jahresgehalte ,  Wartegelder ,  Pensionen ,  grundherrliche 
Gefälle,  Leibrenten,  Ertrag  der  Aktiv-Kapitalien,  Einkom- 
men aus  Pachtungen  inländischer  landwirthschaftlicher 
Grundslücke,  insofern  die  jährlichen  Leistungen  des  Päch- 
ters 50  Thlr.  oder  mehr  betragen. 

2.  Durch  Einschätzung:  das  Einkommen  von  Grund  und 
Boden,  aus  Gewerben  und  Erwerb  (mit  Ausnahme  der 
vorbezeichneten  Pachtgelder),  aus  Privdldiensten ,  so  wie 
dasjenige  Einkommen,  welches  bei  jedem  eines  selbst- 
ständigen  Erwerbes  fähigen  Staatsangehörigen  gesetzlich 
verrouthet  wird,  wenn  sich  für  denselben  kein  Einkommen^ 
besonders  bezeichneter  Art  nachweisen  lässt. 

cc)  Einnahme  von  indirekten  Steuern. 
1.  9mt\nfdiafti\dit  (Sinna^mnt  U9  ^ttüfditn  iüUnmins* 

Schon  durch  Vertrag  vom  27.  Juny  1823  wurden  die 
von  Preussen  umschlossenen  weimarschen  Aemler  den  preussi- 
schen  Verbrauchsabgabön  unterworfen  und  unter  dem  25.  May 
1831  geschah  der  Anschluss  des  in  Bayern  belegenen  weimar- 
schen Vordergerichts  Ostheim  an  den  damaligen  bayern-würt- 
tembergischen  Zollverein,  welcher  letztere  Vertrag  am  24.  May 
1843  dergestalt  verlängert  wurde,  dass  im  Amte  Ostheim  das 
System  der  indirekten  Abgaben  Bayerns  Geltung  hat  —  Der 
thUringeHsche  Zoll-  und  Handels  -  Verein  wurde  durch  Vertrag 
vom  10.  May  1833  errichtet;  im  Jahre  1841,  gleich  dem 
grossen  Zollverein,   wovon  er  einen  Theil  bildet,  auf  fernere 
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i2  Jahre  verläDgert  nnd  nach   der  Zählung  vom  Dezember 
1849  sind  seine  Besiandtheile  folgende. 

Familien t       BetßokntndU,    Pmi.'Anik, 

1.  Sachsen -Weimar  (mit  Aus- 
schluss des  Amts  Ostheim 
oSne  den  Ort  Melpers,  ferner 
der  unter  preussische  Zollver- 
waltung   gestellten   Aemter 

Allstedt  nnd  Oldisleben).    .      50722        248617      24,50 

2.  Herzogthum  Sachsen-Meinin- 
;,      gen  -  Hildburghausen     (ein- 
schliesslich Abt  Löbnitz)      .      33926        163323      16.09 

3.  Herzogthum  Sachsen  -  Alten- 

bui^ 27719         131629      12,97 

4.  Herzogthum  Sachsen-Koburg 

(ausschliesslich  des    Amtes 

Königsberg) 9073  42235       4,16 

5.  Herzogthum  Sachsen  -  Gotha 

(ausschliesslich    des   Amtes 

Volkeorode) 23965        102189     10,07 

6.  Fürstlich  Schwär zburg-Son- 

dershausensche     Oberherr^ 

Schaft ,        6254  26124        2,57 

7.  Fürstlich  Schwarzburg-Rudol- 

stadtsche  Oberherrschaft    .      11612  55105       5,44 

8.  Fürstenthum  Reuss: 

a.  Reuss -Schleiz  (einsdiRess- 
Itdi  der  Hälfte  von  der 
Pflege,  Saalburg  mit  1549 

Seelen) 4762  2323S       2,29 

b.  Reuss-Greiz 7113  36274       3,57 

c  Reuss  -  Lobenstein  -  Ebers- 

doi*f    (ekischliesslioh    der 
Hälfte     von    der    Pflege 

Saalburg  mit  1549  Seden)        4991  23352       2,30 

d.  Reuss -Gera    ,    .    .    .    «        6740  31373       3,08 

9.  Von  Preussen  die  Kreise  Er- 

furt, Schleusingen  und  Zie- 
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genbrück,  dann  die  Dörfer 

Kischlilz  und  Mollschütz.     .       19774        102994      10,15 

10.  Von    Bayern    die     Enklave 

Kaulsdorf 121  455       0,05 

11,  Vom  Kurfürstenlhum  Hessen  : 

der  Kreis  Schmalkalden      .        5909  28046       2,77 


212681  1,014954  100,— 
Mittelsl  Vertrages  vom  11.  May  1833  trat  der  thüringen- 
sdie  Verein  dem  Gesammt-Zollvereine  bei;  ein  Gesetz  wegen 
Ausführung  dieser  Staatsverträge  erging  unter  dem  12.  Dezem- 
ber 1833  und  mit  dem  1.  Januar  1834  fielen  alle  Binnenzölle 
weg.  Fernere,  besonders  wichtige  hierher  gehörige  BesHm-' 
mmigm  entbahen:  das  Zollgesetz,  die  Zoliordnung  und  das 
Zollstrafgesetz  vom  1.  May  1838,  das  Gesetz  vom  1.  Dezem- 
ber 1841  über  die  neue  Regelung  der  üebergangsabgaben  von) 
1.  Januar  1842  an  und  das  Gesetz  über  Erweiterung  der  Zu- 
ständigkeit des  General' Inspektors  des  thüringenschen  Zoll- 
und  Handels-Vereins,  in  Betreff  der  Verwaltung  der  indirekten 
Steuern  des  Grossherzogthums  vom  2«  Oktober  1849.  —  Das 
Grossberzogthum  hat,  nebst  d«n  übrigen  Thellen  des  thürin^ 
gensohen  Vereins,  die  in  Preussen  gesetzlich  bestehende  Be- 
steuerung von  der  Rübenzucker-  und  Branwftrein- Verfertigung, 
so  wie  auf  den  inländischen  Tabak-  und  Weinbau,  angenom- 
men; jedoch  sind  gemeinschaftUch  nur  folgende  Abgaben  mit 
den  nebeobemerkten  für  1851/3  veransohlagteB  Beträgen: 

1.  Eingangs ',  Ausgangs*  und  Dorobgangs •  Abgaben  19030T; 

2.  Rübenzucker  -  Pabrikations  -  Steuer  6371  (Gesetz  vom 
22.  Juny  1850); 

3.  Uebergangs-Äbgab^n  von  Bier,  Wein,  Traubenmost,  Ta- 
baksblätierR  und  Tabaksfabrikaten ,  2902 ; 

4.  ft^aoQtwm-FabrtkMioos- Steuer  und  Uebergaogf-Abgafoe 
vom  Branntwein,  <J47W,  frühere  Durchschnitts-Eihnahme 
70380  (Verordnungen  vom  13.  Dezember  1833,  20.  July 
1834,  17.  July  1838,  16.  Oktober  1838); 

5.  Malzaufscblag  aus  Stadt  und  Vordergericht  Ostheim  (An- 
theil  am  Ertrage  in  Bayern)  3320  Tblr;  ^  zuMimnaen 
907M2  TMr. 
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Der  frühere  Etatsatz  für  Nr.  1  Zolleinnahmen  war  1^15300 
Thir.,  da  jedoch  der  wirkliche  Äntheil  Weimars  1847  :  213057, 
1848:  174011^  1849:  183853  Thir.  gewesen  ist;  so  hat  man 
zu  jenem  geringeren  Durchschnitlsalze  zurück  gehen  müssen. 
Der  Antheil  des  thiiringenschen  Vereins  an  den  zur  Verlheilang 
gekommenen  gemeinschaftlichen  Zollcinnahmeo,  hat  seit  1834 
zwischen  3,39  %  und  3,87  Vo  sich  bewegt. 

2.    tfittfeUific  iit^trtkte  Jtbfiabni 

a.  *sind  die  Saljiregie,  welche  (nach  Abzug  des  Salzan* 
kaufpreises  und  der  Fuhrlohn  -  Vergütungen)  früher  zu  55600 
Tbir.  angesetzt  war,  jetzt  aber,  nach  dem  Durcbschnittser- 
trage  der  Jahre  1847/49,  zu  60514  Thir.  veranschlagt  ist. 
Salinen  im  Grossherzogthume  sind:  Wilhelmsglücksbrunn  an 
der  Werra  bei  Kreuzburg,  seit  1716  von  der  Landesherrschaft 
wieder  aufgenommen,  Ei*zeugung  vor  15  Jahren  2530  Tennen 
von  400  Pfd.,  nach  einer  amtlichen  Angabe  vom  Jahre  1848 
aber  nur  noch  4474  Zollztr. ;  —  Lonisenhall,  Privatsalzwerk 
bei  Stottemheim,  seit  1829  im  Betriebe. 

Die  frühere  Gesetzgebung  beruhte  auf  dem  Salzmandate  vom  2.  Sep- 
tember 1771,  welches  unter  dem  30.  Oktober  1821  auf  alle  Landestheile 
ausgedehnt  und  durch  Regulative  vom  6.  April  1825  und  6.  Februar  1827 
vervoUstandJgt  wurde.  Unter  dem  7.  Februar  1834  erschien  das  Gesetz 
über  die  Versorgtmg  des  Grossherzogthnms  mit  Salz  und  die  Kontrolle 
des  Salzverbranchs  (zur  Vollziehung  des  Art«  6  und  10  der  Zollvereins- 
verträge vom  10/11.  May  1833).  Der  Verkauf  aus  den  Salzniederlagen 
erfolgt  in  der  Regel  in  ganzen  Tonnen  von  400  Pfd.,  in  halben  Tonnen 
von  200  Pfd.,  oder  in  Sacken  von  100  Pfd.  netto  köln.  €^ew.  In  gerin- 
geren Mengen  bei  den  Einzel  Verkaufsstellen.  Der  Durchschnittsverbrauch- 
satz wird  auf  jährlich  14  Pfd.  dir  den  Kopf  festgesetzt.  Preis  auf  den 
Niederlagen  8  Thir.  8  ggr.  Kour.  fOr  die  ganze  Tonne,  4  Thir.  4  ggr. 
für  die  halbe  Tonne,  2  Thir.  2  ggr.  für  1  Sack  von  100  Pfd.,  ausschl. 
des  Gefässes.  Die  Ausführung  dieses  Gesetzes  begann  mit  dem  1*  MItrs 
1834.  —  Eine  Bekanntmachung  des  Landschafts  -  Kollegiums  vom  30.  De- 
zember 1836  betrifft  den  Verkauf  der  geringeren  Salzsarten,  —  Viehsalz 
4.  Thir.  4  ggr:  Kour.  für  1  Tonne  von  400  Pfd.  Köln,  nebst  5  Pfd.  Gut- 
gewicht von  der  Saline  abzuholen  ohneGefässe«  Das  Gesetz  vom  21.  Sep- 
tember 1836  hob  die  auf  Kosten  des  Staats  bestandenen  Salzniederlagen 
auf,  vom  1.  Januar  1837  an.  Von  da  an  sollen  die  Gemeinden  Ihren 
Salzbedarf  nur  von  den  ihnen  angewiesenen  Salinen  unmittelbar  abholen, 
gegen  eine  Fuhrlohnveigötung  von  2  ggr.  Kour.  für  die  Tonne  auf  l  Wege- 
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stuade  ans  Staatsmitteln.  Ant  den  Salinen  werden  Salzgelder.- Efainelimer 
angestellt  Clm  Eingänge  dieses  €^etzes  sind  die  Gründe  der  neuen  Ein- 
richtung ausfnhrlicli  entwickelt.)  Ausführungsverordnung  vom  19*  Dezem- 
ber 1836;  die  sonstigen  Bestimmungen  der  Verfügung  vom  30.  Dezember 
1835  blieben  in  Kraft  Bedeutendere  Abünderungen  traten  durch  das  sehr 
ausführliche  Gesetz  vom  25.  May  1847^  die  ScUzregie  betreffend,  ein, 
dessen  hauptsächlichste  Bestimmungen  folgende  sind  {z,  v.  die  Ldtgs. 
Yerhdl.  von  1847,  Schrftw.  S.  113  bis  lt3,  Protk.  S.  686,  715): 

1.  Die  Einftihr  fremden  Salzes,  die  Ausfuhr  in  zollvereint.  Staaten  und 
die  Durchfuhr  des  Salzes   ist  nur  auf  besondere  Erlaubniss  u.  s.  w. 
zulassig. 
i.  Der  Handel  mit  Sabß  für  Rechnung  von  Privaten   Caaa»er^den  be- 
stellten Einzelverkäufen!)  und  das  Hausiren  mit  Salz  sind  verboten. 

3.  Der  Salsbedarf  ist  nur  von  den  dazu  ausdrücklich  bezeichneten  in- 
Iftndischen  und  fremden  (Obemeusuisa  und  Salzungen  in  Meinlngen- 
Hildburghausen  und  Heinrichshalle  in  Heuss)  Salinen  --  Bekanntm« 
vom  7»  August  1847  —  zu  beziehen.    ^ 

4.  Der  Regiepreis  des  Kochsalzes  ist  für  die  ganze  Tonne  11  Thir 
10  Sbgr. ,  für  die  halbe  Tonne  5  Thlr.  aO  Sbgr. ,  für  die  Viertel- 
tonne 2  Thlr.  25  Sbgr. ;  jedoch  darf  beim  Einzelverkäufe  der  Preis 
niemals  über  11  Slbrpf^.  für  1  Pfd.  Köln,  kommen. 

5.  Den  Salsentnehmern  vrird  ans  Staatsmitteln  eine  Transpart-Vergü- 
tung  von  2^2  Sbgr.  fltr  die  Tonne  von  405  Pfd.  Köln,  auf  die  We- 
gestunde gewährt*  ^ 

6.  Die  Gemeindevorstande  bestellen  geeignete  Personen  zum  Einzelver- 
kaufe des  Salzes. 

7.  Der  Preis  des  Viehsalzes  ist  für  1  Tonne  von  400  Pfd.  netto  3  Thlr. 
10  Sbgr.  oder  für  1  Pfd.  3  Pfg. 

8*  Das  nur  in  Mengen  von  mindestens  100  Pfd.  abzugebende  Gewerbe' 
salz  kostet  3>/s  Thlr.  die  Tonne  von  400  Pfd.  netto. 

b.  Die  Biermakschrot'Steuer ,  früher  za  45000,  nach  dem 
Durchschnitt  der  Jahre  1847/9  aber  zu  48704  Thlr.  veran- 
schlagt. —  Das  noch  jetzt  die  Grundlage  bildende  Gesetz 
vom  16.  Februar  1836  hat  unter  dem  5.  Dezember  1840 
(1  Ztr.  Malzschrot  20  Slbgr.  Str.)  und  20.  März  1851  Abän- 
derungen und  Zusätze  erhalten. 

c.  Die  Steuer  vom  Weinbau  (267  Thlr.)  und  vom  Tabaki- 
bau  (25  Thlr.)  beruhen  auf  dem  Gesetze  vom  13.  Dezember 
1833. 

d.  Der  Ertrag  des  Spielkartenstempels  (nach  Abzug  des 
Fabrikalionspreises  der  Karten)  ist  mit  1528  Thlr.  in  Einnahme 
gestellt  (Gesetz  vom  2.  Januar  1834,  zur  Vollziehung  des  Art.  7 


dm  ZoKvertrages  vom  10»  Hay  1838  und  Naehträge  wegen 
des  veränderten  Münzfusses  vom  20.  November  1840). 

Der  Kalenderstempel,  worüber  die  Gesetze  vom  10.  April 
1821,  29.  März  1836  und  15.  Dezember  1840  (z.  v.  jedoch 
Bakanntm.  der  Landesdirektion  vom  17.  April  1845)  ergangen 
sind,  fliesst  in  die  Armenkasse  des  Orts  der  Ston^elang. 
Seine  Aufhebung  wm'de  1851  (Schriften Wechsel  S  443)  be- 
antragt, üeber  den  Papiersiempel  finde  ich  nur  die  alte  Ord- 
nung vom  29.  Dezember  1810;  er  scheint  nicht  mehr  zu  be- 
stehen. —  Eine  Abgabe  von  Erbschafle»  und  Yerfnächinisäen 
(4  %  wenn  der  Erblasser  im  Lande  gewohnt,  oder  Grund- 
stücke in  demselben  hinterlassen  hat;  von  Lehngütern  2  Vo) 
gebührt  nach  dem  Gesetze  vom  8.  September  1844  der  Wai- 
senanstalt. 

Die  beim  Landtage  von  1850/1  beantragte  (Schriflenwech- 
sol  S.  79,  143,  229,  401,  447,  473,  500)  Fleischsteuer,  welche 
schon  mit  84257  Thlr.  in  dem  Voranschlag  für  1851/3  aufge- 
nommen war,  ist  von  den  Ständen  abgelehnt. 
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t.  Staats  •  Ausgaben  des  Grossbenogthnms  SaoliseiL 

a.    Im  Alli^emelBieii* 


AiHigabe  der  Kammer  -  Zentral-  Kasse 
nach  dem  Hechnangsdurchschnitt  von 
1841/4;  Ausgabe  des  fTir  1848/60  ge- 
nelunigten  Etats  der  Landsdiaftskasse 
und  der  vereinigten  Kassen  nach  dem 
Etat  rar  1851/53. 


Geldbetrag    in  TUr 
Kour.  nach 

dem  Durch- 


Acbnitt  der 
Kammsr* 

kM«»    TO» 

1841/4  dM 

LandtcliaftB- 

SUt«  von 

t$4ä/50. 


dtni  bewil- 
ligten Oe- 
aeraletat 

M51/M. 


Pro- 
aent- 

Antheil 
ander 
X»d- 

auinne. 


I. 

m. 


B. 
L 

1. 
2. 


Ausgaben  auf  nächstem  Chrunde  der 

Verfassung, 
Zivilliste  des  Grossherzogl*  Hauses    • 

Aufwand  für  den  Landtag  (1848/50  auch 

das  Landschaftskolleglum)   .... 

Aufwand  fllr  Bnndeszwecke  .... 


Zusammen  A* 

Verzinsung  und  Tilgung  der  StaeUs- 
schulaen* 

Zinsen  von  ^len  als  Zwischen-Kassen- 
mittel  dienenden  am  Jahresschlüsse  wie- 
der baar  vorhandenen  Passiven. 

Zinsen  von  angelegten  8parkasse-Ka- 
pitsJien 

Zinsen  von  eingezahlten  öffentlichen  De- 
positen-Geldern   


n. 


IIL 


IV. 

v.l 
1. 

2. 


4. 


Zosammen  I. 

Zinsen  von  den  bei  der  Stamm  -  Ver- 
mi^ens-Kasst  stehenden  Dienst-  und 
Padit-Kauttonen 

Etatsmässiger  Zinsen-  bezfiglidi  TU- 
^ngsfonds  der  gesammten  fondirten 
Staatsschuld  ....*«... 

Zuschnss  EU  der  wegen  der  EisenbahB- 
betheiligung  errichteten  l^eparatlqwse 

Wegen  der  Kassenvereioigung  ausige- 
f^Uene  Posten. 

Deputat -Gelder  zur  Kammerschnlden- 
TUgungskasse     .    « » 

Verzinsung  und  Tilgung  der  Schulden 
der  vormaligen  Landesgüter- Verwal- 
tung .    .    .    •    « • 

An  die  Kammersdiulden-Tilgungskasse 
Kur  Hückzahlung  v.  Passiv-Kapitalien 

An  dieselbe  bit  Rückzahlung  von  Kau- 
tionen     • 


Zusammen  V«  ^ 
ZuaaHOieii  B. 


<M«ll  Mhk 

feitgeeteilt.) 
31888 


25000ai    16^0 


5800 
10870 


0^ 


ai88« 


1250 
7J5 


It6i670 


1250 
725 


17^ 


0,08 
0,05 


1075 

1975 

— 

1602 

188511 

280486 

1S87 

— 

39751 

— 

B803 

— 

9976 

— 

14t5« 

, 

0^ 


19,52 


68284 


2581^ 


umm  wßi 
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Ao8|^be  der  Kammer  -  Zentral  -  Kasse 
nach  dem  Reclmunj^urcbschnttt  von 
1841/4;  Ausgabe  des  für  1848/50  ge- 
nehmigten Etats  der  Landschaltskasse 
and  der  vereinigten  Kassen  nach  dem 
Etat  fOr  1851/53. 


Geldbetrag   in   Thlr. 
Kour.  nach 

itm  Durch- 


■clmiudisr 

K«ininer- 

kasse  vob 

1S4I/4  den 

Laadffehaflt. 

EUtll  VOB 

1848/ftO. 


dem  bcwil- 

liften  Ge. 

neraletat 

fttr 


Pro- 
seal- 

Aathaa 
aadar 
Sad- 

•■mma. 


C,   Ausgaben  in  Beziehung  auf  den  Grund* 
besitz  des  Staats  und  Lasten^  welche 
anderen  Theilen  des  Stcmtsvermogens 
aufiruhenf. 

I.     OefTentliche  Abgaben  vom  Staatsgrand- 

^esits  und  gesetzliche  Beiträge  an  6e- 

meindekaasen  u.  s.  w 

IL     Auf  das  Bauwesen  (Hochbaa)      «    .    . 

HL  Lokalausgaben  anderer  Art  (Wege-a. 
BrQcken-Besserungen  a.  s.  w.)      .    • 

IV,  Lasten  9  welche  dem  Staats  -  VermGgen 
Vertrags-  oder  sUftungsmässig  auf- 
ruhen  (Verlust  an  unter  der  Taxe  ver- 
kauften Naturalien^  Agio  u.  s.  w.)    « 

Zusammen  C, 

Z>.  Mehrausaaben  beim  Betriebe  von  Ge^ 
werbe  für  Rechnung  des  Staats fiskus. 

E,    Ausgaben  auf  die  Staats-  Verwaltung, 
I.     Besoldungen  und  Verwaltungskosten  des 
I«  Departements  Grossh.  Staats-Minis- 
terium  mit  Unterbeh6rden. 

1.  Das  Departement  beider  Unter- Abthel- 
lungen  ••••.•     •     •    •    .    • 

2.  Cksandtschaften 

3.  Generalkommission  fQr  Ablösungen 
4«     Ober-Postinspektion 

5.  Besirks-Direktionen 

6.  Regierungskommissfir  bei  der  ThQring- 
schea  Eisenbahn-Direktion    .... 

Zusammen  L 

II«  Besoldongen  und  Verwaltongskosten  des 
II.  Departements  Grossh«  Staatsminis- 
teriums mit  Unterbehörden« 
1.  Departement  selbst  (1848/M  Regierungs- 
Kollegien,  Zentral- Verwaltungs-Auf- 
wand^  Staatsministerinm  u.  s.  w.)     . 

,2.     Gesammt- Ober-Appellationsgericht  zu 

Jena 

8.     Appellations-Gericht  zu  Eisenach     .    . 

4.  Die  Kreisgerichte  (1848/50  Landes-Di- 
rektion)     •    .    .    ^ 


2378 
61002 


37702 

varcl,  aach 
iB.llI.  It.b. 


101082 


V.  E.  n.  1. 

6579 


6579 
V.E.U.  1. 


48002 

T.auehB.I.l. 
aBdK.lII.l. 

4615 


23139 


4053 
40000 


10966 


7464 


62483 


2900 


28082 

4371 

830 

18825 

500 


52108 


14296 


4615 
16200 

47910 


0,26 
2,61 


0,72 


0.49 


4,08 


0,19 


1,84 

0,28 
0,02 
1,23 

0,03 


3,40 


0,93 


0,30 
1,06 

3,12 
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5. 


6. 

7. 


IIL 


1. 

2. 
S. 
4. 
6. 
6. 
7. 

8. 
9. 
10. 
a. 
b. 

c. 


11. 


n. 


a. 
b. 


c. 


Ansj^be  der  Kammer  -  Zentral  -  Kasse 
nach  dem  Rechnangsdurclischnitt  von 
1841/4)  Ausgabe  des  ffir  1848/50  ge- 
nehmigten Etats  der  Landschaftskasse 
und  der  vereinigten  Kassen  nach  dem 
Etat  für  1851/63. 


Geldbetrag  in   Thlr. 
Kour.  nach 

dem  Darch- 


Bchaitt  der 
Kaamer- 
kMse  vo» 
1841/4  des 
Landeehaft«' 
State  TOB 
1848/50. 


dem  bewU- 
liffleo  Oe. 

neraleiai 
fttr 

1861/ftS. 


Die  Jostiz-Aemter  und  Stadt-Gerichte 
(1848/50  Justiz,  und  Polizei- Verwal- 
tung, Kriminal- Justiz  u,  s«  w.)    .    . 

Der  Kirchenrath 

Immediat  -  Kommission  flir  das  katho- 
lische Kirchen-  u.  Schulwesen  (1848/50 
mit  Oberkonsistorium) 


Zusammen  11. 

Besoldungen  und  Vei^rvaltungskosten 

des  III.  Departements  Grossh.  Staats^ 

Ministerium  mit  Unterbehörden. 

Das  Departement  selbst 

Vermessungs-Bureau  u.  Steuer-Hevision 
Hauptstaatskasse  mit  Filial-Kassen     . 
Rechnungs-Revision  ....... 

Rechnungsämter ,  besßgiich  Rentämter 

Forst-Verwaltung!  (t84S/50  Beeolduage»  u. 

Jagd-Verwalt«..«  i  ÄÄVrT"  *" 

Das  Zivil bau-Personal  • 

Bergbau-Personal 

Wegen  Kassen- Vereinigung  ausgefallen 

Extra-Besoldungen 

Ausserordentlicher  Aufivand  oder  de- 

nonimirte  Reserve 

Deputat-Geldern  zur  vormaligen  Kam- 
merkasse   

Zusammen  10. 


Aufwand  auf  die  Landes  -  Vermessung 
und  Katastrirung,  auch  Instandhaltung 
der  Flurkarten  und  Kataster    .     .     . 

Aufwand  und  Abtall  bei  Erhebung  der 
aus  dem  eigenen  Vermögen  und  aus 
den  Hoheitsrechten  des  Staats  herrilh- 
renden  Einnahmen,  ingleichen  auf  die 
Erhebung  der  direkten  Steuern. 
Elementar-Erhebungskosten  .  .  .'  . 
An  Erlasse,  Kaduzitäten  und  AbOälle. 

Besoldungen    und  Verwaltungskosten 
beim  Kammerkollegium  und   dessen 

'  Subalternen 

Auf  Acqnisitionen  u.  dergl« «... 


103619 

8487 


Zusammen  i%. 


187862 


V.  E.  II«  1. 


24866 
90235 


13680 

46277 

199642 


8900 


(^ 


16975 
18328 

C. III.  a. 


28508 
44782 


91967 
721 


869 


176578 


41338 

4068 

8434 

9848 

23262 

55601 

875 

4592 
864 


Pro- 
seat- 
▲nlketl 
ander' 
lad- 
eumme. 


259599    — 


8500 


26501 
22493 


5.99 
0,05 

0,06 


11,51 


2,69 
0,26 
0,55 
0,65 
1,52 
8,62 
0,02 

0,80 
0,06 


0,55 


1,73 
1,47 


1085481   489941  8,20 
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Ausgabe  der  Kammer  -  S&eBtral  -  Kasse 

Geldbetrag   In   Thlr. 
Kour-  nsch 

nach  dem  BechouiigsdurchschniU  von 

dea  Dar«h. 

Pro- 

1841/4;   Ausgabt  des  f&r  1848/50  ge- 
nelunigten  Etats  der  Landscbaftokasse 

■chaitt  der 

Kammer- 

kaste  vva 

d««  bf  wil- 

AMhtil 
Md»r 

lind  der  vereinigten  Kassen  nach  dem 
Etat  fRr  1851/53. 

tMl/4  dei 

Landachafui- 

Etitn  von 

a»r»let«t 

Ar 
1861 /5S. 

B»d- 
innia». 

1848/60. 

13. 

Aufwand  auf  die  VerwalUing^  Erhe- 
bung und  Kontroliriing  der  indirekten 
Steuern. 

lU 

Auf  die  Verwaltung  überhaupt .     .    . 

— 

550» 

(^36 

b. 

Aufwand  auf  die  Erhebung  u.  Kontroli- 
rnng  der  gemeinschafliichen  Steuern 
anZöllen,  Hübenzucker-Steuer,  Ueber-. 
gangs-Abgaben,  Branntweinsteuer  u. 
Malzaufschlag  in  Stadt-  und  Vorder- 

gericht Ostheim 

— 

22581 

1,47 

c. 

Besonderer  Aufwand  auf  die  Erhebung 
und  Kontrolirung  der  iirivativen  Ab- 

gaben    •    •    V *     * 

— 

4370 

0^28 

Zusammen  13. 

26003 

82458 

2.11 

14. 

Prozess-Kosten     ........ 

200 

2509 

0^16 

15 

Wartegeider  und  Pensionen  (1848/50 
Guadengehalte,  Unterstützungen,  Gna- 

dengeschenke u.  s.  w.) 

116660 

106493 

6^94 

Zusammen  111. 

635006 

1      3471621  22^63 

Zusammen  E. 

829447 

576848 

37,54 

F. 

Militär-  wid  Etapeti' Aufwand. 

1. 

Auf  das  Landes-Miiitär 

127565 

135000 

8,80 

2. 

An   laufendem    und  ausserordentlichem 

Etapeu-Aufwand 

617 

617 

0,04 

Zusammen  /« 

128182 

135617 

8,84 

G. 

Aufwand  auf  allgemeine  Sicherheits- 
anstalten. 

\ 

1. 

Zur  Unterhaltung  der  Gensdarmerie   • 

17708 

17708 

Irl5 

2. 

Auf  Straf-  und  Besserungshauser    .    . 

11410 

11960 

0,78 

Zusammen  G, 

29118 

29668 

1,93 

H, 

Aufwand  au f  Landstrassen  und  \  er- 
b'mdungswege. 

1. 

Zuschüsse  zn  den  Chausseebnu-Kassen 

16700 

20000 

1,30 

2. 

Unterstützung  der  Gemeinden  bei  Wege- 

bauten 

2100 

2100 

0,14 

Zusammen  //. 

18800 

22100 

1^ 

/. 

Aufwand  auf  gemeinnützige  Anstalten. 

1. 

Auf  die  Gesundheitspflege 

10575 

11681 

0^77 

2. 

Durch  das  Hetmathsgesetz  verursachter 

^ 

Aufwand    •    •    .    •    • 

6500 

7880 

0,51 
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mmm 


Pro- 

sent- 

Anthsil 

End- 
miiiiai». 


Ausgabe  der  Kammer  -  Zentral  -  Kasse 
nach  dem  Rechnungsdurchschnitt  von 
1841/4;  Ausgabe  des  Hlr  1848/50  ge- 
nehmigten Etats  der  Landschaftskasse 
und  der  vereinigten  Kassen  nach  dem 
Etat  rar  1851/53. 


Geldbetrag   in   Thlr. 
Kour.  nach 

dem   Darch- 


•clikiti  der 
Kamnei^ 
käs«»  von 
lMl/4  dts 
LandschaAs« 
Btats  von 
1848/50. 


dem  bewil- 
ligte» Ge- 

neraleUi 
f&r 

1851/63. 


3. 
4. 

5. 


1. 

2. 
3. 
4. 
6. 
6. 


L. 
M. 


Auf  Armenanstalten  u.  Unterstützungen 
Beiträge  zum  Institute  des  Frauen- Ver- 
eins und  an  die  Industrie-Schulen 
Zu  andern wohlAihrtspoltzeilichen Zwe- 
cken . «... 


Zusammen  /• 


aufwand  auf  Kirchen^  Schulen  ttnd 

Bildung  s  ans  talten, 
Leistungen    zu    Kirchen-    und  Schul- 

Zwecken  (z«  v.  E.  II.  6  u.  7) 
Auf  Anstalten  für  Wissenschaft  u.  Kuns 
Zum  Unterhalt  der  Universität  Jena 

Auf  die  Forstschule 

Auf  Gewerkeuschuipn 

Auf  den  Juden-Kultus 


Zusammen  K. 

Geleits  -  Entschädigung  an  Grossh 

Kammer 

Insgemein  und  Extraordinair, 
Allgemeiner  Beservefonds  .... 


Hauptsumme 


483 

600 

47 

252 

2556 

3500 

20161 

23913 

46617 

54221 

12115 

11946 

20000 

20000 

— . 

500 

1166 

1120 

118 

— 

0,04 
0,01 
0,23 


1/56 


3,54 
0,78 
1,30 
0,03 
0,07 


1,5350841  1,534251 1 100,00 


b*  Einzelne  Auss^ben. 

1.  Die  Zivilliste  ist,  bei  Gelegenheit  der  Abtretung  des 
Kammervermögens  an  den  Staat,  zum  Betrage  von  250000 
Thaler  oder  16,30  %  aller  Ausgaben  festgestellt.  Von  den 
deshalb  Staltgehabten  ausführlichen  Verhandlungen  sind  na- 
mentlich das  Ministerialdekret  vom  11.  März,  die  Erklärung 
des  Landtages  darauf  vom  3.  April  und  die  Grossh.  Zustim- 
mung vom  6.  April  1848  (Schrift.  Wech.  Nr.  212)  zu  ver- 
gleichen. 

2.  Die  Taggelder  der  Landtagsabgeordneten  sind,  im  Jahre 
1849  durch  Uebereinkunft  zwischen  Regierung  und  Ständen, 
zu  3  Thaler  festgesetzt;  für  den  Vice-Präsidenten  zu  4,  den 
Präsidenten  zu  5  Thlr.     Zu  Abgeordneten  erwählte   Staats- 
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diener  haben   ihre  Dienst- Ersatzmänner  aus  eigenen  Uitteln 
zu  honoriren.  Schriften  Wechsel  von  1849/50  S.  10,  37,  50,  114. 

3.  Der  Aufwand  auf  die  Sicuitsschuld,  ist  im  neusten  Etat 
306103  Thh\  oder  19,95  %  aller  Ausgaben.  Die  einzelnen 
Bestandtheile  ergeben  sich  aus  der  Ausgabetafel. 

4.  Die  Verwendungen  für  den  Hochbau  stehen  (nach  dem 
neusten  Etat  mit  40000  Thlr.,  wovon  1151  für  Jlft/»/ärgebäude) 
unter  den  Ausgaben,  welche  der  Grundbesitz  des  Staats  ver- 
anlasst und  dazu  gehört  die  Ausgabe  für  das  Zivilbau-Perso- 
nal auf  dem  Etat  des  III.  Minist.-Departements  mit  4592  Thlr. 
Die  Gebäude  des  Staats  sind  zu  677144  Tlialer  versichert 
und  ihre  Brand versicherungs  -  Beiträge  belaufen  sich  auf 
1896  Thaler.  —  Dem  Wegebau  ist  ein  besonderer  Titel  ge- 
widmet, jedoch  gehören  streng  genommen  auch  die  unter 
C  III.  aufgeführten  Domanial  -  Baulasten  (4000  Thlr.)  dahin. 
Nach  dem  Regulativ  vom  10.  April  1821  giebt  es  dreiKlasten 
von  Strassen:  Kunststrassen,  nicht chaussirte  Handels-,  Militär- 
und  Poststrassen,  Verbindungs-  Dorf-  und  Nachbarwege,  z.  v. 
auch  den  Nachtrag  vom  5.  Februar  1836.  Eine  Verordnung 
vom  19.  Harz  1842  bestimmt  über  den  Bau  und  Unterhalt 
der  Strassen  II.  und  III.  blasse;  ein  Gesetz  vom  31.  August 
1844  über  die  Verpflichtung  der  Kammer-,  Ritler-  und  Frei- 
Guter  zum  Wegebau.  Die  letzlbestandenen  Natural-Chaussee- 
bau-Frohnden  sind  schon  unter  dem  27.  April  1817  aufgeho- 
ben. Die  Erhebung  des  Chausseegeldes  erfolgt  nach  dem 
GesetzQ  vom  28.  Oktober  1840.  Weshalb  bei  der  Neugestal- 
tung der  Staats- Verwaltung  und  des  Kassenwesens  die  Chaus- 
seebauverwaltung ihre  getrennte  Wirthschaft  behalten  hat, 
ist  mir  nicht  erklärlich.  Die  Einnahme  derselben  von  den 
Chausseen  läuft  nicht  durch  die  Haupt-Staatsrechnung;  sie  be- 
trug früher  jährhch  62  bis  63000  Thaler  und  machte  damals 
einen Zuschuss  von  14  bis  15000  Thaler  erforderlich,  im  Jahre 
1849  war  die  Chausseegeld-Einnahme  (vorzüglich  durch  die 
Konkurrenz  der  Eisenbahn)  auf  48825  Thlr.  gefallen^  der  Za- 
schuss  der  Staatskasse  dagegen  auf  21114  Thaler  gestiegen. 
Dieser  Uebelstand  dauert  fort  und  leider  ist  aus  den  Stände- 
Verhandlungen  nicht  einmal  zu  ersehen,  ob  der  Unterhalt 
zweckmässig  und  wohlfeil  ist;  selbst  die  Länge  der  Chaussecii 
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ist  nicht  angegeben  und  man  findet  nur  gelegentlich  die 
Nachricht,  dass  bereits  etwa  1,150000  aus  Staatsmitteln  auf 
den  Chausseebau  verwendet  sind« 

5.  Der  Etat  des  Grosshcrzogthums  Sachsen  enthält  fdr 
Oesandschaflen  keine  Auigabey  als  fast  einziges  Beispiel  unter 
Deutschlands  Mitlelstaaten. 

6.  Die  Aus(fabo  für  das  GrufHkAlösungswesen  beträgt  nach 
dem  neusten  Voranschlag  4371  Thaler.  Schon  am  11.  May 
1821  erging  ein  Gesetz  über  Ablösbarkeit  der  Hand  -"  und 
Spann  -  Frohnen ;  dann  wurde  eine  Instruktion  wegen  des  Ver- 
fahrens bei  Ablösung  von  gutsherrlichen  Berechtigungen  der 
Kammer  erlassen  (Burkhard,  Handb.  der  Verwaltung  Anlage  I) 
und  dabei  blieb  es  bis  1848.  Ein  Gesetz  vom  18.  May  1848 
über  die  Ablösung  gutsherrlicher  Rechte,  mit  Ausführungsver- 
ordnung vom  24^  Juny,  erhielt  Nachträge  am  1.  März  1850 
und  1851  (Schrf  Wech.  S.  397,  440,481>  Auch  sonstige  Ge- 
setze zur  Entfesselung  des  Grundeigenthums  sind  in  neuster 
Zeit  erlassen,  z.  B.  über  die  Zusammenlegung  der  Grundstücke 
vom  25.  August  1848;  über  die  Aufhebung  des  Jagdrechts 
auf  fremdem  Grund  und  Boden  und  die  Ausübung  der  Jagd 
vom  6.  Januar  1849;  über  den  Schutz  des  landwirthschaftli- 
chen  Eigenthums  vom  1.  May  1850;  über  die  Aufhebung  des 
Lehn  Verbandes  vom  29.  April  1851.  — 

7.  Die  Ausgabe  Tür  den  Regierungs-Kommissär  bei  der 
Thüringenschen  Eisenbahn  beträgt  500  Thir.  Dieser  Schienen- 
weg bildet  das  höchst  wichtige  Mittelglied  zwischen  den  öst- 
lichen und  westlichen  Bahnen  Mitteldeutschlands;  er  beginnt 
an  der  Magdeburg-Leipziger  Eisenbahn  bei  Halle  und  mündet 
bei  Gerstungen  in  die  Friedrich  -  Wilhelm  -  Nordbahn ,  welche 
gewissermassen  seine  Fortsetzung  bis  Kassel  bildet  und  seine 
Verbindung  mit  der  Main  -  Weserbahn  vermittelt.  Die  am 
25.  September  1849  auf  ganzer  Länge  eröffnete  Thtiringensche 
Eisenbahn  ist  25,14Heilen  lang  und  besitzt  ausserdem  11,11  Mei- 
len zweites  Geleise.  Ihr  Anlage  -  Kapital  von  13,500000  Thlr. 
(1  Meile  durchschnittlich  536950)  besteht  aus  9,000000  Thlr. 
Stammaktien  (wovon  die  Staat$kasse  des  Grossherzgth.  Sachsen 
900000  übernommen  hat)  Und  4»/,  Mill.  Thlr.  durch  33/4  und 
4 Vs  prozenlige  Prioritätsobligationen  und  Anleihen.    Nach  der 

B«40BiViatKS-8uatUk.  89 
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vorläufigen  Abrechnong  war  im  Jahre  1850  die  Gesammteih^ 
nähme  749400  Tbir..  wovon  425453  öder  56,77%  Tdr  765561 
beförderte  Personen  und  323947  oder  43,23  %  für  1,480502 
ZCnr.  Giiler.  Im  Jahre  1849  erforderten  die  Ausgaben  47,1  % 
der  Roheinnabme  und  von  dem  Ueberscbuss  empfingen  die 
Stammaktien  in  Prtt^o/handen  (6,750000)  nur  2  %•  Ha  die 
von  den  preussiscben ,  grossh.  sächsischen  und  herzoglich 
sachsen-gothaiscben  Regierungen  übernommenen  Stammaktien 
erst  dann  eine  Rente  empFangen,  wenn  die  Privataktien  3  % 
ertragen  haben,  so  ist  erst  von  der  Vollendung  der  Main- 
Weser  und  Kassel-Hamm  Bahnen,  so  wio  von  der  Anlage  der 
s.  g*  Werra- Eisenbahn  (Lüchtenfels- Eisenach,  den  verlrags- 
mässig  feststehenden  Endpunkten)  und  der  hannoverschen 
Södbahn,  eine  völlige  Ausgleichung  der  Einnahmen  zu  hoffen, 
aber  auch  mit  Bestimmtheit  zu  erwarten.  Die  im  Weimar- 
sehen  Regierungsblatt  befindlichen  Bestimmungen  über  das 
Eisenbahnwesen  (und  Telegrafen)  werden  nachfolgend  ange- 
deutet: 

1841  Dezember  20. ,  Ver(rag  zwischen  Preuäseu,  Karhessen^  Sachsen- 
Weimar  and  Sachsen-Koburg-Gotba  wegen  Herstellung  einer  Eisen- 
balui  von  HaUe  nach  Kassel. 

1842  Febr.  %.y  Gesetz  über  die  Verpflichtung  zur  Abtretung  von  Grund- 
stücken und  zur  Aufgabe  damit  zusammenhangender  Rechte  bei  der 
Anlage  von  Eisenbahnen;  —  nebst  Zusatz  vom  9.  August  1844. 

1844  April  19.)  Vertrag  zwischen  Prenssen,  Sachsen-Weimar  und  Kobnrg- 
Gotha  wegen  Ausführung  der  Thüringischen  Eisenbahn. 

1844  September  10.,  Konzessions-  und  Best&tigungs- Urkunde  für  die 
Thüringische  £isenbahn-€reseUschalt. 

1846  Dezember  ZI,,  Uebereinkunft  zwischen  Bayern ,  Sachsen- Weimar, 
Sachsen -Meiningen  und  Sachsen -Koburg- Gotha,  wegen  HersteUiing 
einer  Eisenlmhn- Verbindung  von  der  obern  Maingegend  bis  zur  We- 
sergegend. 

1846  Sept.  25.,  Gesetz  über  den  Fund  im  Bereiche  der  Thüringiscken 
Eisenlmhn. 

1846  November  13.,  Gesetz  über  die  Bestrafung  der  Besch&d^er  TOn 
Eisenbabn-Anlagen. 

1847  Jan.  15.,  Bahnpolizei-Reglement  für  die  Thüringische  Eisenbahn. 

(Beide  ausgedehnt  auf  die  Friedrich -Wilhelms -Nordbahn   dorck 
Verordnung  vom  16«  März  1850.) 
1847  AprU  20.,   Bekanntmachung  über   die   Passkarten  -  Einrichtung  auf 
Eisenbahnen. 
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1847  May  11«,  BekannUnaehung  wegen  Bef5rdeniiig  der  Batafitteii  mä 
der  Eisenbalin. 

1847  Oktober  19.,  Fernerer  Vertrug  fiber  die  Werra-Eisenbahn. 

1848  Febr.  8. ,  Genehinigungs  -  Urkunde  zu  dem  Plane  der  thüringischen 
Bisenbahngesellschaft,  20000  StQck  Prioritftts-Obllgationen  ^.uni  Nenn- 
werthe  von  4,O00O00Thlr.  Behuf  vollständiger  Herstellung  der  Eisen- 
bahn mit  Doppel-Geleise;  auszugeben. 

1848  May  5. ,    Uebereinkunft   zwischen  der  grosshemoglich  Siichsisohcn 
und  der   kurfürstlich   Hessischen   Staatsregierung,    sowie  mit   der 
Thüringischen  und  Friedrich-Wilhelm-Nordbahn-Gesellschaft  in  Be- 
zug auf  den  Bau  und  Betrieb  der  beiden  Eisenbahnen. 
1848  Oktober  17.,  Konzcssions-tJrkunde  der  Friedrich- Wilhelm-Nordbahn- 
Gesellschaft  zum  Bau  und  Betriebe  des  im  Grodsherzogthüm  Sachsen 
liegenden  Theils  dieser  Bahn. 
1848  August  $.,  Vertrag  mit  Preussen  wegen  Herstellung  und  Benutzong 
einer  elektro-magnetischeu   Je/^^a/en -Verbindung  zwischen  Berlin 
.    und  Frankfurt  a.  M. 
1850  Januar  16.  ^  Gesetz   über  die  Bestrafung  der  Vergehen   gegen  die 

Telegrafen  •  Anstaltenr 
1860  Oktober  14.,  Bestimmung  über  die  Benutzung  der  Staats-Telegrafht. 
(Die  Preuss.  Bestimmungen)  (s.  v.  Staats- Vertrag  vom  8.  Aug.  1848.) 
8.    Die  Amgaben  auf  die  Rechtspflege  büflnden  sich  auf 
dem  Etat  der  lI.^Ministerial-Ablheil.  und  zwar  für  1851/3  mit 
zusammen  etwa  175000  Thaler  oder  11,51  %  aller  Ausgaben. 
Die  einzelnen  Verwendungen  sind  in  der  Ausgabe-Tafel  nach-  ^ 
gewiesen,  -r-    Die  Gesei%gehtmg  im  Gebiete  der  Rechtspflege, 
schon  früher  sehr  fruchtbar  hat  seit  1848   eine  fast  gänzliche 
Umgestaltung  erfahrcD.     Unter   dem   6.  Oktober  1848  erging 
ein  provisorisches   Gesetz  über  dio  Hinrichtung  des  Strafver- 
fahrens bei  politischen  und  Pressvergehen,  welches  am  14.  No- 
vember die  Zustimmung  des  Landtags  erhielt.    Dasgesammte 
Strafrecht  ist  durch  die  Gesetze  vom  '20.  März  1850  geordnet; 
die  Patrimoniatgerichtsbarkeit  wurde  durch  Gesetz  vom  9.  März 
1850  aufgehoben;  der  privilegh^ie  Gerichtsstand  mittelst  Ge- 
setzes vom  14.  März  1850*,  ein  Gesetz  über  dio  ZuHänd^ikeii 
der  Gerichte  und  den  instanzenzug  erging  unter  dem  15.  März 
1850;  ein  Gesetz  über  das  Verfahren  bei  bürgerlichen  Rechts- 
Streitigkeiten   über    Gegenstände   unter    S    Thaler   werth  am 
18.  März  1850.    Ein  Gesetz  vom  27.  April  1850  enthält  Be- 
stimmungen über  die  EntiiAnng  st€UUsb^gerKcher  Rechte  "Wegen 
begangener  Verbrechen;  eine  Verordnung  vom  25.  Juny  1850 

89* 
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über  das  Ihlersuchtmgs-Verfahren  bei  Einzelrichtern ;  eine  Be- 
kanntmachung vom  21.  Juny  1850  begränzt  die  JusHsämler. 
—  Die  FürstentbUmer  Schicanburg  haben  wegen  gemeinschaft- 
licher Rechtspflege  mit  der  grossherzoglichen  Regierang  Ver- 
träge abgeschlossen  (23.  März  und  27.  May  1850)  und  das 
dem  sächsischen  Grossherzogthum  und  Herzogthfimer,  so  wie 
den  fürstlich  Reossischen  Landen  gemeinsame  Ober-Appetta- 
tionsgerieht  iu  Jena  (prov.  Ordnung  vom  8.  Oktober  1816, 
mit  Nachtrag  vom  25.  Juny  1842)  ist  im  Jahre  1850  auch  für 
die  anhaltschen  Herzogthümer  Dessau  und  Köthen  (21.  Sep- 
tember 1850),  so  wie  für  die  FürstenthUmer  Schwarzburg 
(22.  April  1850),  höchster  Gerichtshof  geworden. 

9.  Der  Aufwand  für  Warfegelder  und  Pensionen  ist  nadi 
dem  neusten  Etat  106493  Thir.  oder  6,94  %  aller  Ausgabea 
Das  Hauplgesetz  über  diesen  Gegenstand  ist  vom  6.  April  1821 
mit  NäCitltrag  vo;n  29.  April  1850  hinsichtlich  der  Hintcriasse- 
nen    vcretOTläbencr  Staatsdiener.     Es  giebt  eine  Anzahl  von 
Pensions-  un^<i^>ltwen- Anstallen    für  einzelne  Zweige  des 
ö/fenliichen  DiensU^f'^j}'''  grösstentheils  besondere  Fonds  un- 
abhängig von  der  Staatskä««?^'^®''^®"  •  ^'  ^-  ^"''  **''*  Schul- 
lehrer (Statut  vom  1.  OklobeTlSltCJ"'"  ^"^  Gesundheits- 
Personal  (Statut  vom  23.  Februar  183^)%«^ 
^       *0.  Für  das  Landes  -  Mililär  sind    imV«^*'  '^'"    *^^*^- 
i^OZeo  Thaler  ausgeworfen  geweseT     'IttX*''^''^  """"* 
jedoch   in  der  LaSdiags-SiLra  '   14  l.'lh^L''*'  ^"»'^ 
Zustimmung   der  Resierunir  J„  ?  T         ''«'"•"»OOO  ThIr. 
bewilligt  w'urden  X^i:  ZtZlT'  '3''''   ™ 
außerordentlichen  Etat)    was  „u,   8  «o  ...  ""''  ^ 
«nd  auf  den  Kopf  der  Bevölkerul  ?    k  '  u^""'  ^"^«^ 
beträgt.    Verbesserte  Einreh  uTge'n    J^rz"  T''f  'T 
gen  des  Beschlusses  der  deutschp„  r  "T"«''^''  «ber  die  1 
Vermehrung  des  T^ppenbitt"  iTzTr^^^'^Tk 
Bevölkerung,  haben  auch  im  GroTh  ?-1k       a     [  '"'"''''^^T 
cl.e  Streitmacht  von  SOOOOTh/r Ti   ff''  ^«^'«Sabenl 
in  den  40iger  Jahren,  auf  144000  Thl       T  ""^  «»«««Th]L 
1«4V7  und  in  1848^0  solar  a!f^t  .'"K^'r  ^'«'^bschnU? 

feiert.     Die  einJnen   iTjl'^^T  T''  ^'"^•'  ««- 
1851/3  sind:  ^t^etiungen   des   Voranschlags    ftjr 
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Amh. 


Gegenstand.  Thlr.  Ko'vr. 

I.  Militär-Kommando     .......       3133  2»08 

%  Offizier-Korps 24694        16,43 

(3  Ball.   Kommand.»    12  Hauplleute, 

13  Pr.  und  14  Unt  Lieutenants.) 

3.  Unteroffiziere  (293  und  48  Trommler 

und  Hornisten) 39552        26,31 

4.  Garnison-Bestand  der  Gemeinen     .    •     28760        19,13 
(12  Komp.  von  je  40,  also  480  Mann 

im  beständigen  Dienst;  1  Mann  an 
Löhnung,  Brodgeld  und  Menagezu- 
schuss  jährlich  42  Thir.  24  Gr.;  tut; 
Ersatz-Montirungsstücke  16  Thlr.  25  Gr. ; 
Reparatur  der  eisernen  Montirungs* 
stücke  15  Gr.) 

5.  Für  die  Rekruten -Einübung.    .    .    .      14701  9,78 
(jährlich  auf  2V2  Monat  900  Mann) 

6.  Für  einmonatliche  Uebungen ....       9325  6,21 
(ausser  dem  Garnisonbestande  und  den 

Chargen    auf  1    Monat    einzuberufen 
1320  Mann.) 

7.  Kasernen-Kosten 

8.  Trommeln  u.  musikalische  Instrumente 

9.  Lazareth-Kosten 

0.  Waffen 

1.  Hauptwache,    Montirungs  -  Kammern, 
Schiessplätze 1200 

2.  Munition 

3.  Reserve -Infanterie -Bataillon  .    •    •    . 

4.  Aerzte,  Chirurgen,  Büchsenmacher     « 

5.  Audileure,  Kasse-Verwaltungs-Beamte 

6.  Schreiberei,  Porto 

7.  Unterricht  der  Soldatenkinder    .    .    .  ' 

8.  Unterstützung  alter  Krieger  .    •    •    . 

9.  Militär -Diäten 

20.  Husaren  (zum  Polizeidienst  12  Mann  u. 

5  überzählig;  1  Mann  116  ThIr.  28  Gr.}       3783  2,52 


4500 

3,00 

500 

0,33 

2000 

1,34 

1500 

1.00 

1200 

0,81 

1000 

0,67 

6436 

4,28 

3567 

2,37 

2295 

1,53 

500 

0,33 

250 

0,17 

300 

0,20 

900 

0.60 
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Anth. 


Gegenstand.  W/r.  Kour. 

ti.  Allstedter  Scblosssoldaten 151  0,10 

2t.  Insgemein 1213  0,81 


Zusammen    .    150260       100,— 
Die  wichtigsten   Besiimmtmgen  über   die    Wehrverfassung 
sind  : 

1823  Jany  ^4.  Begolativ  über  die  Verbindlichkeit  zum  Kriegsdienste ; 
1848  Sept.  8.  Nachtrag  za  demselben;  1848  Novbr.  14.  Zustim- 
mung des  Landtags  zu  vorstehendem  Nachtrag. 

1837  April  7.  Verordnung  aber  den  Dienst  des  Militärs  zur  Uatemtatzung 
der  Zivilbehörde. 

1847  July  16.  Ministerial  -  Bekanntmachung,  dass  die  Etappen -Konven- 
tion mit  Preussen  mit  einigen  Abänderungen  bis  zum  1.  Oktober 
1856  erneuert  sei. 

1848  April  4.    Gesetz ,  die  Volksbewaflhung  betreffend. 

1849  Juny  19.  Gesetz^  wodurch  die  VermÖgens-KonUskation  und  firand- 
marknngen  Militärdienstpflichtiger  aufgehoben  werden. 

1850  Febr.  12.  Gesetz,  wodurch  in  Gemasshelt  der -Grundrechte  des 
deutschen  Volks  die  Steil  -  Vertretung  beim  Militärdienste  aufgeho- 
ben wird. 

1850  Decbr.  20.  Gesetz  ftber  die  Vertheilung  und  Vergeltung  der  Mi- 
litär-Lasten;  —  nebst  AusfQhrungs- Verordnung  vom  11.  Febr.  1851« 

11.  Der  Unterhalt  der  Sh^af-  und  Besserungs-Hänser  und 
zwar  des  Zodithauses  zu  Weimar  mit  65,  des  Arbeitshauses 
in  Bisenach  mit  95,  der  Zwangsarbeitsanstalt  daselbst  mit  50, 
zusammen  also  mit  210  Köpfen,  erfordert  einen  Zuschuss  von 
11960  Thlr.,  was  auf  1  Kopf  durchschnittlich  56,95  Thlr.  bringt. 

12.  Auf  die  OestmMeitspflege  werden  11870  Thlr.  ver- 
wendet, nämlich:  Tür  die  Land > Krankenhäuser  zu  Jena  seit 
1822  und  tSisenach  seit  1837;  für  die  Irrenanstalt  zu  Jena 
seit  1804  (Gesetz  vom  23.  Februar  1820,  ersetzt  durch  Ge- 
setz vom  29.  May  1847  mit  Ausf.  Verdg.  vom  24.  September), 
in  welcher,  laut  Verdg.  vom  21.  Dezember  1847,  die  jähr- 
lichen Kosten  dritter  Klasse  Tür  einen  männl.  Irren  80  Thlr. 
ftir  eine  Kranke  weibl.  Geschl.  72  Thlr.  sind;  für  die  Heb- 
ammen-Anstalt in  Jena  seit  1778  (Bekanntm.  vom  3.  Dezem- 
ber 1818  und  7.  März  1834);  Tür  das  1781  gestiftete  klinische 
Institut  zu  Jena;  für  das  Landes  -  Hosphal  zu  Bkmkenhayn, 
eine   nachahmenswerthe  Anstalt    (Statut   vom  2.   September 
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1840);  für  Provinzial-Accoucheurs,  Amtsphysiker,  Thierärzte 
u.  s.  w. 

13.  Für  Kirchen,  Schulen  und  BUdungM- Anstalten  finden 
sich  (ausser  den  Kosten  des  Kirchenraths ,  Verordnung  vom 
25.  September  1849,  und  der  kathol.  Kirchen-Kommiss. ,  Ge- 
setz vom  7.  Oktober  1823,  auf  dem  Etat  des  iL  Hinisll.  Dept.) 
im  neusten  Voranschlag  beispielsweise  folgende  Unter-Ansätze 
der  in  der  Ausgabe  -  Tafel  verzefchnelen  Summen: 

a.  Zur  Verbesserung  des  Einkommens  der  gering  dotirten 
Pfarrstellcn  5061  Thir.  Schon  seit  1821  war  eine  fort- 
laufende Bewilligung  geschehen,  um  die  Pfarreien  bis 
auf  mindestens  300  ThIr.  zu  bringen,  und  die  desfallsige 
geringe  Summe  ist  vom  Landtage  in  den  Jahren  1838 
und  1847  etwas  erhöht  worden.  Wie  unzureichend  je- 
doch dieselbe  war,  oder  wie  wenig  man  bemüht  gewe- 
sen war,  auch  sonstige  Hülfsquellen  zu  eröflhen.  erhellt 
daraus,  dass  im  Jahre  1850  es  noch  39  Pfarrsteilen  mit 
weniger  als  300  Thlr.  Einnahme  gab. 

b.  Das  Schullehrer- Seminar  in  Weimar  seit  1788  bedarf  jähr- 
lich für  74  Schüler  mit  4  Lehrern  2245  Thlr. ,  wovon  ein 
germger  Theil  aus  sonstigen  Mitteln  erfolgt;  das  Seminar 
in  Eisenach  seit  1817  mit  33  Schülern  und  2  Lehrern 
1455  Thlr.,  wovon  etwas  aus  sonstigen  Quelleii  (Verordg. 
üJ>er  die  Aufnahme  vom  31.  März  1826).  Im  Jahre  1851 
ist  die  Trennung  der  Vor-  und  der  Berufs-Bildung  durch 
Errichtung  einer  Sekundärschule  in  Weimar,  mit  2410 
Thlr.  Dotation,  5  Lehrern  und  150  Schülern  in  3  Klassen, 
geschehen ;  die  Seminare  werden  dadurch  auf  bezie- 
hungsweise 50  und  25  Schüler  beschränkt.  Auch  eine 
Neugestaltung  und  Erweiterung  des  Real-Gymnasiums  in 
Eisenach  (1849:  95  Schüler)  ist  dahin  bewirkt,  dass  diese 
Anstalt  künftig  8  ordentliche  und  5  Hülfislehrer  mit  120 
Schülern  haben  wird  und  dann  5640  Thlr.  bedarf,  wo- 
von 2100  durch  Schulgeld  und  von  der  Stadt  bestritten 
werden. 

c.  Die  beiden  Landschulkassen  in  Weimar  und  Eisenach,  seit 
1785  zur  Unterstützung  der  Schullehrer  bestehend,  be- 
dürfen, zu  der  immer  dringender  gewordenen  Gründung 
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neuer  und  Verbesserung  bestehender  Volksschulen,  jetzt 
eines  Slaatszuschusses  von  800  Thir.  Sie  haben  eine 
Anzahl  eigener  Einnahmen,  z.  B.  durch  Abgaben  von 
freudigen  Ereignissen,  Boss-  und  Dispensations- Gelder. 
Die  Zahl  der  Volksschulen  iro  Grossherzoglhum  war  im 
Jahre  1646:  494  mit  554  Lehrer  und  37048  Schülern; 
also  kommt  i  Schule  auf  75  Köpfe,  1  Schüler  auf  2,14 
Kinder  unter  14'  Jahr  und  1  Lehrer  auf  67  Schüler.  — 
Eine  Schulordnung  für  das  Füi*stenthum  Weimar  ist  von 
1733,  für  Eisenach  von  1770;  das  Patent  vom  28.  Febmar 
1817  ordnete  die  Verbesserung  des  Landschulwesens  an; 
eine  Qrdnung  wegen  der  Sommerschulen  erging  unter 
dem  28.  Juny  1818,  eine  Dienstinstruklion  (iir  die  Land- 
schullehrer am  28.  März  1822,  Bestimmungen  über  das 
schulpflichtige  Alter  (vollendete  6.  Jahr)  am  3-  Oktober 
1826  und  5.  May  1829;  ein  Pensions-Statut  Tür  die  Hin- 
terbliebenen am  1.  Oktober  1841;  ein  Gesetz  über  die 
Haftpflicht  der  Gemeinden  für  die  Bezüge  der  Geistlichen 
und  Schullehrer  am  1.  Juny  1848,  über  die  Verbindlich- 
keit zur  Heitzung  der  Schulsluben  unter  dem  3.  Novem- 
ber 1848.  Ein  neues  (sehr  bemerkenswerthes)  Sckulgeset» 
ist  am  l.May  1851  erlassen  (Schriften Wechsel  von  1850/1 
S.90,  159,  177,  235,  416,  473,  498);  es  gewährt  z.  B.ein, 
mit  der  Dienstzeit  steigendes  Einkommen  von  mindestens 
108  ThIr. 

d.  Die  Universität  Jena  eröffnet  1558,  mit  370  bis  400  Stu- 
dierenden, durch  Stillungen  des  Sachsen -Ernestinischen 
Gesammthauses  mit  einem  bedeutenden  eigenen  Vermögen 
versehen,  empfängt  aus  der  Weimarschen  Staatskasse 
jährlich  20000  ThIr.  Ihr  neustes  Statut  ist  vom  19.  Ok- 
tober 1829,  ein  Regulativ  über  die  akademische  Gerichts- 
barkeit vom  1.  Juny  1821,  die  jetzt  in  Kraft  befindlichen 
Gesetze    für  die  Studirenden  vom  17.  November  1843. 

e.  Die  seit  1830  in  Eisenach  bestehende  Forstschule  empfangt 
einen  Zuschuss  von  500  ThIr.  Sie  steht  mit  der  1821 
errichteten  Forst-  Abschätzungs-Kommission  in  Verbindung 
(Reskript  vom  4.  July  1829,  Vorschriften  vom  16.  Febr.  1830). 


-    1417    - 

f.  Den  freien  GetoerkeckuleH  zu  Weimar  seit  1S29  Eisenacb 
und  Kaltennordheim  seit  1634,  wird  ein  Slaatszuschuss 
von  1120  Thir.  gegeben;  z.  v.  die  Bekanntmachung  vom 
6.  Oktober  1846  und  die  Statuten  über  Begründung  einer 
Fortbildungsschule  für  Handwerkslehrlinge  vom  16.  Sep- 
tember 1845. 

D.    Staatsschoid  des  Grosshenogthuu  SaobMn. 

Da  zu  einem  geregelten  Staatshaushalte  nothwendig  die 
grösste  Ordnung  im  Schulden wesen  gehört,  so  gingen  die 
Bemühungen  der  grossh.  Regierung  schon  seit  dem  Jahre  1817 
dahin,  die  getrennten  Schulden  der  einzelnen  Kreise  nebst 
den  Schulden  der  neu  hinzugekommenen  Landeslheilo  zu 
einem  Gesanrntischitldentcesen  zu  vereinigen  und  gleiche  Grund- 
sätze für  die  Tilgung  einzuführen.  Die  desfallsigen  Maassregeln 
ergeben  sich  aas  dem  nachfolgenden  Auszüge  der  betreffenden 
Qeset%e  und  Verordnungen, 

Um  die  von  den  Franzosen  dem  Lande  auferlegte  Kriegskontribation 
anftnbringen^  wo  die  Regierung  genOthigt  geM^esen^  von  allen  steuerbaren 
Orandataeken  12  ganse  Steuertermine  zu  erheben  (1806  Novbr.  t6.)>  so- 
dann die  steuerfl*eien  Grundstücke  mit  einer  Abgabe  zu  belegen  (1806 
NoTbr.  29.)  I  Mich  zu  ft^iwUligen  Beitnigen  auftuflordem.  Da  jedoch  die 
dadurch  erlangten  Geldmittel  nicht  zureichten  und  alle  Versuche  Geld 
auswfirts  aufEunehmen  ohne  Eriblg  geblieben  waren,  so  wurde  unter  dem 
14.  Novbr.  1807  ein  i^aityaolehen  von  180000  Thlr.  ausgeschrieben  und 
auf  die  einzelnen  Landestheile  vertheilt.  Unter  dem  16.  Harz  1808  er- 
folgte ein  Regulativ  wegen  Tilgung  der  auf  die  Weimarische  Landschaft 
geftillenen  Kriegskontributionsschulden,  welche  d.  Z.  auf  838028  Thlr.  sich 
beliefsn.  Zur  Verzinsung  und  allmähligen  Tilgung  wurden  jährlich  32000 
Thlr.  angewiesen.  Die  Rückzahlung  sollte  binnen  16  Jahren  bewirkt 
werden.  Aus  einem  Regulativ  zur  Tilgung  der  auf  die  Jenaische  Land' 
Schaft  gefiAllenen  Kriegs- Kontribntions-Schulden  vom  16.  M&rz  1808  geht 
hervor,  dass  ihr  Antheil  66000  Thlr.  betrug,  welche  durch  j&hrllche  8000 
Thlr.  verzinst  und  getilgt  werden  sollten.  Zur  An/brIngung  der  erforder- 
lichen Gelder  wurde  eine  Kriegssteuer  aufgelegt.  — 
1821  April  17.,  Gesetz  über  die  Bedeutung  des  Kammer-Vermögens. 
1821  May  14. ,  Gesetz  über  die  Verwahmng  und  Andeihung  der  gerichU 
Rehen  Depositen  (g.  5  nur  an  die  Kreiskasse  einzusenden  fslls  keine 
sonstige  sichere  Unterbringung  thnnlich  ist,  2  ^j^  Zinsen). 
1827  August  1«,  Gesetz  die  auf  das  Grossh.  Sachsen-Weimar-Elsenach 
übernommenen  vormals  königUch  Sächsische  Staatsschuld  betref- 
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fynAj  in  Folge  des  vät  Preossen  beaclilMseiien  Vertrages  vo»  1.  lUy 
1826. 

1830  M&rz  l,,  Bekaimtmachung  des  Lnodscfaafts-Kolle^iuius ,  die  Scheine 
auf  den  Inhaber  betreffend.  In  Fol^e  einer  BeschlussnHhme  auf  dem 
Landtage  von  1829  ist  die  Ausgabe  von  4  ^/q  Zinsentragenden  auf 
den  Inhaber  lautenden  Obligationen,  welche  in  einer  durch  das  Loos 
zu  bestimmenden  Reihe  wider  eingelösst  werden,  beschlossen  worden, 
um  damit  deiyenigen  Theil  der  gesammten  LandschaAK  Schuld,  wel- 
cher noch  mit  Verschreibungen  verbrieft  ist,  die  den  Darleher  mit 
dem  Namen  bezeichnen^  abzulösen.  Die  neuen  Papiere  auf  den  In- 
haber sind  in  StUcken  von  1000,  500,  200,  100,  50  und  25  Thaler 
im  Konv,  20  Fl.-Foas  ausgefertigt;  werden  längstens  binnen  41 
Jahren  surOckbezahU,  bis  dahin  iyi>er  mit  4  \  verzinst.  — 

1881  Januar  14.,  Gesetz  wodurch  das  Gesetz  vom  1.  Miirz  1830  wegßn 
der  landachafU.  Obligationen  auf  den  Inhaber  ^  auch  auf  die  Ober- 
nommene  königl«  sfichs.  Staatsschuldpapiere  ausgedehnt  wird.  Zu- 
gleich ergiebt  sich  aus  jenem  Gesetze ,  dass  die  beabsichtigte  Umwand- 
lung geschehen  ist.  — 

1683  April  19.,  Gesetz,  zur  Sicherstellung  des  Eigenthums  an  den  «af 
den  Inhaber  lautenden  Staatsschuldurknnden  des  Grossherzogthmis« 

1996  Uärz  23.,  Bekanntmachung  des  Landschafts-KoUegiums  in  Weimcu', 
die  Rückzahlung  der  4  ^/^  Obligationen  auf  den  Inhaber  betr/MTend« 

1)  Die  gesammte  am  1.  Oktober  1830  verbrielle  Anleihe  in  so  weit 
sie  bereits  nicht  durch  Verloosung  zur&ckgexahit  ist,  wird  fUr  rück- 
zahlbar am  1.  Oktober  1836  erklärt.  — 

2)  Jedoch  wird  den  Inhaber  der  einzelnen  Obligationen  die  Wahl 
fi'ei  gestellt  ob  sie  den  Betrag  baar  in  EmpCsiig  nehmen  oder  gm^JBL 
3  Vi  \  Zinsen  stehen  lassen  wollen. 

1839  April  26. ,  Gesetz  über  die  Verjährung  zum  Besten  derjenigen,  wel- 
chen Staatsschttl4en-Urkunden,  auf  den  Inhaber,  abhanden  j^ekommen ; 
nebst  ])fachtragg;esetz  vom  13.  Aug.  1847^  die  Wiederinkucssetzn^g 
von  StaatsobUgationen  betreffend. 

1939  April  StB* ,  BckannUnachnng  des  landschaftlichen  Koll^iums  die  EIb- 
lÜhroDg  kleinerer  landschaftlicher  Obligationen  auf  den  Inhahtt 
betrelGend,  3  ^  Zinsen;  in  Beträgen  von  66Vs9  33>/8  <uid  16^ /j| 
XhaJer  Preuasisch  Kourant  (mit  Litra  C,  B  und  A  bezeichnet)  .ua- 
Tei;lQOsbar  bi;i'4Uich  geschehener  Tilgung  der  3'/i  ^/o  Obligi^onan- 

1842  Januar  28.,  Erleichterung  des  Umsatzes  der  3^/0  Staats-Schuld- 
sckeine^  durch  die  Bestimmung  das  diesel^n  bei  den  Kreissteuer^ 
Einnehmer  gegen  baares  Geld  wngewechselt  werden  können.  «--> 

IMHa  Blärs  26. ,  ^ßekanntmachang  des  landschftl.  KQ^eginnvi  w^tn  ütn- 
Wandlung  «ines  Theils  ,4er  8l|iatsol4fgationen  auf  den  InMb^  Iau- 
tenden  .ObtJgaÜODen  (der  .Beat  der  Schuldirerachreibunggen  Mi  JS»99^^ 
soll  in  3^8  \  verlooabare  Obligationen  oinf  ,de^  lohojl^er  ver^Y^ndelt 
werden,  in  Stücken  von  200  und  100  Thlr.) 
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184t  Aii|:iiB(  ft7.,  (RegierungsUAtt  von  1848  Nr.  t>  «Mets  wMordi  lür 
600060  TUr.  Koar.  Grossb.  Sachs.  Kassenawmeisungmi  geffohnffim 
werden;  unter  Gewfihnichaft  der  BaupClandseliaftBkaese 360000 StQck 
von  Thlr.  1,  48000  StQck  von  5  Thlr«;  sollen  bei  allen  öffenüicben 
Kassen  zum  vollen  Nennwerthe  angenommen  und  ausgegeben  werden; 
können  jederzeit  bei  der  Hanptlandschaftskasse  gegen  klingendes 
Kour.  umgetanscbt  werden;  die  Wiedereinziehung  der  Kassenanwei- 
sungen bleibt  ferneren .  im  Einvernehmen  mit  den  LandsCAnden  zu 
{fassender  EntSchliessung  vorbehalten. 

1848  Februar  4,  Ninteterial-Bekanntmachung  denselben  Gegenstand  bttr , 
woraus  namentlich  hervorgeht,  dass  nach  einem  Vertrage  mitSach- 
sen-Koburg-Gotha,  die  Grossh.  Sftchs.  und  die  von  jener  Regierung 
ausgegebenen  Rthlr«  400000  Kcissenamveisungen,  in  den  beidersei" 
Hgen  öffentlichen  Kassen  angenommen  werden  sollen.  — 

1848  April  27.  Beschreibung  der  aassugebenden  6  lUhir.  K&esmanwei' 
sungen, 

1848  April  28.  Gesetz  ,flber  die  Zwangzahlungeii  in  Grossh.  Kassenan* 
Weisungen  an  die  Staatskassen.  — 

Der  Gesammtbetrag  der  landschaftlichen  fundirien  Schuld 
war  am  Schlüsse  des  Jahrs: 

1820:     1,990216  TUr., 
1830:^   3,452792      „ 
1847:     3,531359      » 
dazu  an  Kassenanweisungen :     600000     ^ 
„     ji  Schulden  des  Kam- 
mer-Fiskus    .    .    .1,311066     „ 
und 172009      « 


Zusammen  5,614424     ^ 
oder  auf  1  Kopf  der  Bevölkerung  durchschnittlich  21,80  Thlr. 
und  das   Verhältniss   zur  Roheinnahme  war  wie  1  zu  3,65. 
Dagegen  waren  Aktiva  vorhanden;  beim  landschafllichen Fis- 
kus 1265  Thlr.,  beim  Kammer-Fiskus  753600  Thlr. 

Die  Jahre  1848  und  1849  führten  auch  im  Grossh.  Sachsen 
eine  Schuldenvermehrung  herbei,  obgleich  ein  Theil  der  Be- 
dürfnisse schon  auf  Rechnung  des  Missjahrs  1847  kommt. 

Der  Landtag  bewilligte  mehrere  Kredite'^  so  behuf  Be- 
schaffung des  der  Thüring.  Eisenbahndirektion  zugesicherten 
Darlehens  und  behuf  Einlösung  der  Kassenscheine  400000  Thlr* 
(Erkl.  Schrft.  vom  16.  April  1848);  femer  theil  weise  zu  ausser- 
gewöbnlichen  laufenden  Bedürfnissen,    theils  aber  auch  zur 
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Vermögensverbesserung,  zu  Vorschüssen  u.  s.  w.),  150000  Thir. 
(Erklär.  Schrift  vom  11.  November  1848)  und  200000  Thlr. 
(Erklär.  Schrift  vom  12.  July  1849).  Demgemäss  stellte  die 
vereinigte  Staatsschuld  m  Jahre  1851  sich  ^ie  folgt  (Schrft. 
Wech.  von  1850/1  Seite  287;. 
Sie  besteht: 
1«    aus  der  liquiden  Staatsschuld  im  Gesammtbetrage  von 

6,578560  Thlr. 
2.  aus  der  illiquiden  Staatsschuld  an  5f485  Thlr,  Rest  der 
mit  Verbot   belegten    fuldaischen   Stiftungsfonds,    nach 
Kürzung  der  hieran  bereits  abgezahlten  6822  Thlr.  Konv* 
oder  7012  Thlr*  Landesw. 

Die  unter  1  aufgeführte  liquide  Staatsschuld  zerfallt  ia 
drei  Unterabtheilungen : ' 

a.  in  die  mit  Zinsen  und  Tilgungsfonds  fundirte  Staatsschuld 
im  Gesammtbetrage  von  3,252592  Thlr. 

b.  in  die  lediglich  mit  einem  Zinsenfonds  ausgestattete  Schuld, 
im  Gesammtbetrage  von  2,725968  Rthlr.  und 

c.  in  den  Gesaramtbetrag  der  im  Jahre  1848  eroittirten 
Grossh.  Sachs.  Kassenanweisungen  in  Abschnitlen  zu 
5  Tblrn.  und  1  Thlr.  an  600000  Thlr.  — 

Von  der  nach  dem  Vorenthaltenen  6,638045  Thlr.  Kour. 
betragenden  Gesammtschuld  kommen  auf  1  Kopf  der  Bevöl- 
kerung durchschnittlich  25,42  Thlr.  und  ihr  Verhältnis«  zur 
Roheinnahme  ist  wie  1  zu  4,32.  — 


-  löl  - 


13—15.    Die  Herzogthttmer  Sachsen*). 


«Wi 


Die  gegen  das  Ende  des  iSten  Jahrhunderts  gestiftete 
emesHmicke  Lmie,  des  Hauses  Sachsen  verlor  im  Kampfe  Tür 
die  Reformation  im  Jahre  1547  die  Kurwürde  samt  dem  gross- 
ten  Theile  ihrer  Lande.  Was  den  Söhnen  des  letzten  Kur- 
fürsten Johann  Friedrich  (f  1554)  noch  gerettet  und  1553 
durch  den  Anfall  von  Koburg  vermehrt  war,  sollte  gemein- 
schaftlich regiert  werden.  Diese  Vorschrift  wurde  abeif  so 
wenig  befolgt,  dass  noch  während  der  zweiten  Hälfte  des 
17 ten  Jahrhunderts  die  Zersplitterung  fortdauerte,  obgleich 
damals  schon  in  dei>  altfiirstlichen  Häusern  gemeinschaftliche 
Regierung  oder  Theilung  etwas  Seltenes  geworden  war.  Die 
emestinische  Linie  hatte  «frei  Hauptzweige  gebildet,  den  wei- 
marschen  und  gothaschen  und  der  Stifter  des  Letzteren  Her- 
zog Em$t  (f  1675),  wegen  seiner  ausgezeichneten  Verdienste 
der  Fromme  genannt^  verlangte  von  seinen  sieben  Söhnen 
eine  gemeinschaftliche  Regierung.    Dennoch  theilten  dieselben 


^)  R&cksicMen,  welcke  die  Beschniiikiuig  der  BogenzM  erfordem^ 
macken  es  mir  sor  Pflicht,  hinsiehüich  der  nocli  fibrlgen  kleinem  SCaatoo 
DeatscUaid«  die  Ibisherige  Farm  der  DanteUang  su  veiiaMen.  Abgeee- 
hen  TOD  den  yergeUielMii  ZeitaalWande,  welcher  dorch  die  Uoiarbeitaiig 
▼erorsaeht  ist,  halte  ich  diese  Abkürzung  desshalb  für  einen  Verkut 
weil  Sachkundige  ond  Geschallsniänner  gerade  auf  die  EinzeiheHenj  wel- 
che in  sonstigen  Schriften  nicht  yorkoninien,  besondem  Werth  legen.  Ans 
diesen  Gründen  entspreche  ich  nur  höchst  ungern  den  der  Verlagstand- 
Inng  wegen  des  Preises  des  Buchs  geäusserten  Wfinschen  um  RauoMr- 
spamiss)  kann  jedoch  verridtom,  dasa  die  SorgftUi  der  Behandlung 
d«runt«r  idcht  g«Utteil  hat. 
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1680  und  obgleich  diese  sieben  Unterlinien  des  gothaschen 
Hauses  sich  bis  1710  auf  vier  verminderten  (Gotha-Altenburg, 
Saalfeld,  oder  seit  1735  Koburg  -  Saalfeld ,  Meiningen,  Hild- 
burghausen), wurde  die  Einführung  des  Vorzuges  der  Erst- 
geburt nur  für  jeden  einzelnen  Zweig  möglich.  Durch  den 
Tod  des  kinderlosen  Herzogs  Friedrich  IV.  (11.  Februar  1825) 
gelangte  Gotha -Allenburg  zur  Theilung  (Hauptvertrag  vom 
12.  November  1826  zu  finden  z.  B.  in  den  Koburger  und  AI- 
tenburger  Gesetzsammlungen)  und  nunmehr  bildeten  sich  die 
noch  jetzt  bestehenden  H^rzoglhümer :  Koburg- Gotha,  Hei- 
ningen-Hildburghausen und  Altenburg.  So  stark  indess  ist 
die  Gewohnheit  der  örtlichen  oder  provinziellen  Absonderung 
auch  in  diesem  Theile  Deutschlands  geworden,  dass  die  Ver- 
suche gemeinsamer  Gesetzgebung  bis  jetzt  nur  geringen  Er- 
folg gehabt  haben;  die  Bemühungen  aber  insbesondere  der 
Regierung  von  Koburg- Gotha ,  behuf  Herstellung  einer  enge- 
ren Gemeinschaft  beider  Ländchen,  bisher  an  dtv  Abneigung 
der  Landstände  gegen  irgend  ein  Opfer  gescheitert  sind.  — 
Die  jetzt  gültigen  Verfasstmgs^ Gesetze  sind:  für  das  Herzog- 
thum  Gotha  das  Siaatsgrundgeeeti  vom  26.  März  1849,  die 
Wahlordnung  von  demselben  Tage  (25  Abgeordnete),  die  Ge- 
schäflsordnung  v*  d.  Tg.  (Taggeld  für  Auswärtige  2Vt,  für  in 
Gotha  Wohnende  2  Thlr.) ;  die  Vereinbarung  über  den  Staats- 
haushalt V.  d.  Tg  (Kammer-  und  Domänen- Vermögen ,  unter 
Vorbehalt  des  Rückfalls,  wenn  das  jetzt  regierende  Haus  zu 
regieren  aufhörte,  zum  Staatsgut  erklärt;  dagegen  eine  beim 
jedesmaligen  Regierungsantritt  mit  den  Ständen  zu  vereinba- 
rende Zivilliste  auf  das  Domanium  gelegt);  ein  Gesetz  über 
das  Verfahren  bei  Verfassungs  -  Verletzungen  v.  d.  Tg. ;  über 
den  Staatsdienst  v.  d.  Tg.  Für  das  Hei*zogthum  Kohurg :  das 
Hausgeseis  vom  1.  April  1802  (G.  S.  von  1834);  die  Verfaa^ 
sungS'Urkunde  vom  8.  August  1821,  soweit  sie  nicht  durc^ 
die  nachfolgenden  Gesetze  abgeändert  ist;  das  Gesetz ,  wo- 
durch  die  Oeffenilichkeil  der  Landtagssitzungen  ausgesprochen 
wird,  vom  1.  November  1845;  das  Gesetz  über  die  Verani- 
wi^rHiehkeü  der  Slaaubeamten  vom  23.  Dezember  1846^  über 
den  Beitrag  der  Domäne  zu  den  StaaUlasten  vom  29.  DezeiQ- 
ber  1846;   das  Gesetz  über  den   ständischm  Aussekuss   vom 
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6.  July  1847  (alles  freiwillige  Gaben  des  vortrefflichen  Her- 
zogs Ernst);  das  Gesetz  über  die  Siändetersammlung  und  die 
Wahl  der  Abgeordneten  (18)  vom  22.  April  1848.  —  Für  das 
Herzogthum  Meiningen-Hildburghausen:  Grundgesetz  vom  23.  Au- 
gust 1829;  Gesetz  über  das  Finamtcesen  vom  27.  April  1831, 
wiederhergestellt  durch  Gesetz  vom  13.  März  1848;  Wahlge^ 
setz  vom  3.  Juny  1848  (25  Abgdt.);  Gesetz  vom  23.  May 
1849,  wodurch  das  Domänenvermögen  für  Staatsgut  erklärt  und 
eine  (für  jede  Regierungsdauer  zu  vereinbarende)  Zivilliste 
von  175000  11.,  ferner  25000  fl.  für  den  verheiratheten  Erb- 
prinzen und  11000  fl.  für  Baukosten,  ausser  Schlössern  mit 
Zubehör ,  festgestellt  wird.  —  Für  das  Herzogthum  Alfenburg : 
ddiS  Grundgesetz  vom  29.  April  1831,  soweit  nicht  dessen  Ab- 
änderung durch  die  nacbbezeichnelen  Gesetze  geschehen  ist; 
das  Gesetz  vom  16.  September  1850,  wodurch  3jährige  fS- 
nanzperioden  festgesetzt  werden ;  über  die  landständische  Ini- 
iiative  vom  21.  Oktober  1848  und  16.  Scptömbcr  1850;  über 
die  Sicherslellung  der  Abgeordneten  gegen  persönliche  Haft 
vom  23.  November  1848;  über  die  landständische  Interpella" 
tions-Befngniss  vom  7.  April  1849;  über  die  Wahlen  der  land- 
schaftlichen Abgeordneten  (30)  vom  3.  August  1850. 

Sonstige .  wichtigere  Gesetze  der  sächsische  Berzogthümer 
aus  neuster  Zeit  sind : 

1.  In  Gotha:  über  die  Aufliebung  der  Lehnsherrlichkeit 
und  sonstiger  Lasten  vom  20.  Oktober  1848;  Einrichtung  der 
obern  Finanz  -  Verwaltung  vom  21.  April  1849,  der  Bezirks- 
Finanz  -  VerwaUnng  vom  30.  Juny  ISIM);  Jagd -Gesetz  vom 
17.  August  1849;  Gestaltung  des  Ministeriums  und  Geheimen«- 
Raihs  vom  4.  Dezember  1849;  Strafgesetzbuch  vom  12.  July 
1850;  Einkommen-  und  Klassen- Steuer  vom  31.  August  1860; 
Innungs  -  Verfassung  vom  24.  September  1849  und  82.  Sep- 
tember 1850. 

2.  Koburg:  Ablösung  der  Grundlaslen  vom  25.  Januar 
1849,  sonstige  Grundenllastung  vom  21.  Dezember  1850;  Auf- 
hebung der  Patrimonial-Gerichtsbarkeit  vom  7.  Februar  1849; 
Einkommensteuergesetz  vom  8.  Februar  1849,  ersetzt  durch 
das  Einkommen-  und  Klassensteuergeselz  vom  3.  Dezember 
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'  1850;  über  Bewässerung  und  Entwässerung  vom  12,  Februar 
1S4S;   GestaUung  des  Hinisleriums  und   Geheinienralhs   vom 

4.  Dezember  1849;  Straffieselzbuch  vom  29.  November  1830, 

3.  Jlfeinift^M:  Gesetz  über  das  Gemeindewesen  vom  11 
und  31,  März  1848;  Ablösungs  -  Gesetz  vom  6.  Juny  1648 
Gestaltung  des  Staalsministeriums  vom  14.  September  1846 
Aufhebung  derPatrimonial-Gerichlsbarkeit  vom  20.  März  1849. 
Landes-Kreditanstalt  vom  Zb,  August  1849;  Bekrulirungsgesetz 
vom  7,  November  1649;  wegen  Wahl  der  Friedensrichter  vom 

5.  iUarz  1850;  wegen  der  Slaalsschuldpapiere  auf  Inhaber 
vom  9.  April  1850;  über  Bewässerung  und  Entwässerung  vom 
4.  May  1850;  behuf  Aufhebung  und  Ablösung  von  Grund- 
lasten vom  5.  May  1850. 

4.  AUenburg:  Gesetz  wegen  Einführung  freier  Gerichts- 
tage vom  9.  Dezember  1848;  zur  Bildung  des  Finanz-Kolle- 
giums vom  24.  Dezember  1848  und  26.  Dezember  1850;  we- 
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gen  Ablösung  des  Lehneeides  vom  17.  Januar  1849  mit  V.  V. 
vom  30.  July  1849  und  Gesetze  über  den  Lehnsverband  vom 
4.  August  1850  und  1.  April  1851;  Holz-  und  Feld.- Schutz- 
Gesetz  vom  19.  Januar  1849;  zur  Erweiterung  der  Ablösbar- 
keit  vom  16.  Februar  und  12.  Juny  1849;  Aufhebung  der 
Patrimonial-Gerichtsbarkeit  vom  17.  März  1849;  Gnmd-  und 
Viehsleucr-Erweilerung  vom  16.  April  1849;  Zehnlablösun^* 
Gesetz  vom  6.  August  1849  ;  über  Schwurgerichte  vom  24.  März 
1849,  5.  Januar  und  16.  September  1850;  Gewerbe-  und  Per- 
sonal-Sleuergeselz  vom  2.  April  1850;  Jagd> Polizeigesetz  vom 
3.  August  1850;  über  Abschätzung  des  Grundeigenthums  vom 
16.  September  1850;  über  Entschädigung  für  den  Wegfall  von 
Grundsteuer -Befreiungen  vom  20.  Januar  1851. 

Die  Tür  den  Staat shaushalt  in  Betracht  kommenden  wich- 
tigsten Verhältnisse  der  Sächsiscfien  Herwgthümer  sind  in  nach-^ 
gesetzter  Tafel  vergleichend  zusammengestellt. 


1« 


standtheUe 
nähme.   . 

indirekte 
Abgftben. 


Jahres- 
Betra^  der 

StaaU- 
Ausgahen 

in 
TIdr.Konr. 


Davon  Ausgabe  auf  die 


regierende 
Familie. 


bereitmacht. 


Staats- 
schuld, 


Kapital" 
Betrag 

der 
Staats- 
Schuld. 
Thir.  Kour. 


Darimter 
anver- 
zinslichea 
Papier- 
geld. 


176540 
17,61% 

Hn4  swart 
ZoUgefiUe 

110000, 
Salssleaer 

84449, 
MaU«ckrolstr. 

StOOO. 


977007 
Przt..Anth. 


BUIderLan« 

4#a-Kaase 

tMOOl  I.  der 

Kammtr-K 

17S594  I.  = 

MStss  ;friiir. 

Prst.-Aotk 


128774fl.od. 
73585  Thlf. 
=  %A»%% 

olmlicli  t 

Zoll«*flllU  «. 

Maiachsteaer 

*«•  4er  ZoU- 

TtreiaakaMe 

7S1S5  I. 

SaUttener 

lOSM.Bierstr. 

44801, Karten. 

na4  Kaleader- 

8tempel51ti. 


Re4«B0  FlaMs-8uiialik. 


100000 
11131 
und  14507 


125639 
12,84 


29714 
(30000  o. 
22000  0.) 

Ilr08«/o 


70961 
7,26  % 

wovon  ffir  die 

Bfirgerwekren 

881,  Ar  das 

Btappenwesen 

600. 


24497 

(42870  fl.) 

9,130/0 


143226 
14,65«/o 

wovon  sttf 
Ttifong 
8868t. 


46878 

Land.  Kasse 

(82032  fl.) 

17,47  «/^ 


2.200000 

auf  1  Kopf  im 
Darckecknilt 

20,95  Thlr. 
iS20: 

1,582000 
1830: 

1,628000 
Ende  i3^7: 

2,183000 

1,885884  fl- 
oder  Thlr. 

1,077648 
auf  1  Kopf 
24,08  Thlr. 
1820: 

1,143000 

Ende  1847: 

757000 


400000 

Geaeia  voai 

80..8epieRi> 

ber  1847. 


350000  fl. 
oder  Thlr. 
200000 

Getet«  Toa 

tt.  Januar 

1849. 


90 


\ 
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a 
a 

s 


Stau«« 


F/4. 

gehult 

in  geogr 

[]MeUeB 

und 

Prsl.- 

Antheil 

an 

DtnUeh- 

land. 


Bewohner- 
zahl,  deren 
Frzt-Anth. 
an  der  Be- 

völkeranjc 
Deatschlds. 

and  anf 
i  1  n^eile. 


Jahres- 
Betrag  der 

StaaU- 
Emncikmen 

in 
Thlr.  Kour. 


Domlatn, 
HolitiU«  Ul- 
li ahmen, 
Monopole, 
Staaugt- 
werbe> 
Zinsen. 


Einzelne  Be^ 
der  Ein. 


direkte 
Steuern. 


14. 


Herzogthmn  Sach- 
sen -  JUemingen' 
Hildburghttusen » 

1840     •    . 

1843     .    • 

1846     .    . 

1849     .    . 


45,75 

o 

o 


15. 


Herzogthum  Sach- 
aen-Jltenburg 

1840     . 

1843     . 

1846     . 

1849     . 


152640 
156715 
160290 
163100 
P.A.0;39«/o 
auf  l  HM. 

8565 
Jahreszn- 
nahme 
0,76  <»/c 


HAuptetat 

vom  1«  April 

1850/3 

822285 

(1,4390000.) 

Przt.-Antheil 


24 


t» 


122717 
125342 
128819 
131629 
Przt  -  Anth. 

0.31  ^/o 
auf  1  []  M. 

5484 
Jahreszu- 
nahme 
0,87  Vo 


Etat  für  das 
Kalender- 
jahr 1850: 
654550 
verlungert 
für  1851. 
Przt»-Anth. 

Dreijährige 
Finanzab- 
schnitte. 

Für  1852 
veran- 
schlagt : 
654816Thlr. 


361714 
(633000  fl.) 
43,99  \ 

n.B.  geacbloM. 
Dom.  Gät.  nnd 

Sckifereien 
4971t  fl.,  aua 

cinselnen 

Grdatck.Sie«» 

aaa  Salinen 

.6456,  Biaan- 

werken  1S775, 

Stcinbrttchen 

6496,  gulakrl. 

Reckten 

189586,  aus 

den  Forsten 

S48866  fl.. 

Post  tOOO  fl., 

280941 

31,92% 

z.  B.  Aktiv- 

sinsen  1954, 

ständige  Ge- 

fille   81459, 

LehngeUer 

19600,  Forsten 

und  Jagden 

136000  Tom 

aonaligeni 

Grandbesits 

91188,  Pest- 

regal  7500, 

Flossregal 

11100. 


136000 

(238000  fl.) 

16,54  •/, 

daroa  Gramdstr. 

189190  fl    G«. 

werb«  und  Nak« 

rang-Stenorm 

55649  fl. 


167000 
26,51 

nimltch  Grand- 
und  Tickateuer 

15  Terasinc 
185000,  Kaof- 
groschen-Ab- 
(abe  1800»  Kol- 
laUrnl-Geldor 
5900,  Geweirbe- 
stenar  15  Tar- 
mine 9MI00. 
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standiheile 
nähme. 


indirekte 
Ab^ben. 


Jahres- 
Betrag  der 

Staats- 
Ausgaben 

in 
Thlr.Kour. 


309714 

(542000  fl.) 

37,66  »/o 

s.  B.    Z6IU 

223000  fl. 

Braantweinitr. 

70000  fl.. 
Biersir.  70000, 
RObensucker- 
•teuer  3500, 

SalHregie 

53000,  Straf. 

«MC«14  29000, 

WaMersoll 

10000  fl. 


208421 
61,83 

nlmlicli  ans 

4er  Z^ollver.- 
Kaaae :  Zollge- 

Ülle  106S00, 
Veber(«-Abcb. 
1600,  Maiach- 

alaatr  31500, 

Rübenzucker- 

ateiter  750; 
emaeitige  Eia- 
aaliMeni  Brau 
mala-  u.Bntig- 

ateuer  22637, 

Salsabgabe 

22500,  Pfeiach 

ateuer  20000, 
Karteaatarapel 
2584,  Neben- 

•insahme  50« 


817714 
(1,431000 

fl) 
Przt.-Aii(h. 


664550 
Przt-Anth. 
Fflr  1852 
veran- 
schlagt: 
684820  Th. 


Davon  Ausgabe  aaf  die 


regierende 
Familie. 


Streitmacht 


Staats- 
schuld. 


Kapital' 
Betrag 

der 
Staats- 
schuld. 
Thlr.  Kour. 


Darunter 
unver- 
zinsliches 
Papier- 
geld. 


120571 
(2110000.) 

14,74  7o 


115000 
17,30  % 

(ud4  swar 

B7000  fttrdaa 

kcrzogl.HauH 

nad  ffof, 

ISOOOfftr 

öffentliche 

Zwecke, 

15000  aufdie 
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16.    Herzogthümer  Aiüialt. 


Die  den  deutschen  Fürsten  des  Mittelalters  anklebende 
Theilungssuchtj  deren  Nachwehen  unser  Vaterland  noch  jetzt 
eoipfindet,  zerriss  auch  die  unier  Joachim  Em$i  1570  wieder* 
vereinigten  anhaUschen  Lande,  im  Jahce  1603  in  vier  Tbeile 
(Dessau,  Bernburg,  Zerbst,  Köthen).  Die  Linie  Dessau  hat 
jetzt  den  seit  1817  regierenden  Herzog  Leopold  Friedrich  zum 
Haupte,  in  Bernburg  regiert  seit  1834  der  kinderlose  Herzog 
Alexander  Karl]  die  Linie  Zerbst  ist  im  Jahre  1793  ausgestor- 
ben, worauf  die  drei  andern  Zweige  das  Land  1797  theilten; 
die  zu  Köthen  bestandene  Linie  erlosch  im  November  1847 
und  (in  Gemässheit  der  Haus-  und  Familien  -  Verträge  vom 
22.  Juny  1665  und  16..  20.,  26.  July  1847)  ergrilT  durch 
Patent  vom  23.  November  1847  der  Herzog  von  Dessau,  in 
seinem  und  des  Herzoge  von  Bernburg  Namen,  Bt^itz  von 
diesem  Lande;  welches  seitdem  wenigstens  schon  in  einiger 
Gemeinsamkeit  mit  Dessau,  verwaltet  wird. 

Verfassungsgeseize  sind  fiir :  Ankali-Bernburg:  ein  Patent 
vom  30.  Oktober  1811,  die  Vollfährigkeit  der  Mitglieder  der 
regierenden  Familie  betreffend;  ein  Patent  vom  24. März  1834 
über  den  Regieiungsantritt  des  Herzogs  Alexander  Karl,  nebst 
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zugehörigen  Bestimmungen  über  den  Wirkungskreis  des  ge- 
heimen Konferen.'iraths  vom  30.  März  1834;  ein  Landesvef'' 
fasiungsgesetz ,  durch  Revision  mit  dem  Landtage  festgestellt 
und  dann  unter  dem  28.  Februar  1850  verkündet  (Zivillisle 
§.  92);  ein  Wahlgesetz  von  demselben  Tage  (für  je  3000  Seelen 
1  Abgeordneter^  also  jetzt  17);  eine  Landtags-Gc«cAä/?Äorilftii«flr 
v.4.  Oklbr.  1849^  ein  Zwil-Staatsdiener-Gesefz  v.  13.  Febr.  1851 
ein  Geselz  V.  13,  Febr.  1851  über  Dienstvergehen  der  Richter -^  ein 
Gesetz  von  demselben  Tafi;ü  die  Dienstvergehen  der  nicht  richter- 
liehen  Beamten  betreffend.  Sonstige  tcichtige  Gesetze  aus  neuster 
Zeit  sind:  über  die  Neugestaltung  der  Behörden  vom  7.  Januar 
1849,  2.  August  1849,  18.  März  1850;  über  Authebung  des 
befreiten  Gerichtsstandes  vom  3.  September  1849;  über  Auf- 
hebung der  Zwang-  und  Bannrechte  und  Ablösung  der  Grund- 
lasten vom  23.  September  1849;  Feldpolizei  *  Ordnung  vom 
2U  Oktober  1849;  wegen  Aufhebung  des  Brachzwangs  und 
der  Frühjahrshülung  vom  6.  Dezember  1849;  Aufliebung  der 
Patrimonial- Gerichtsbarkeit,  Neugestaltung  der  Gerichte  vom 
3.*  Februar  1850;  Gemeinde-  und  Kreis-Ordnung  vom  28.  Fe- 
bruar 1850  mit  Einführungsgeselz  vom  14.  März  1850;  wegen 
Schaffung  von  300000  Thir.  Kour.  Kassenanweisungen  vom 
18.  März  1850;  über  Bildung  einer  Staatsschulden -Tilgungs- 
Kommission  vom  18.  März  1850;  über  den  Anschluss  des 
Bernburgischen  Kontingents  an  die  Preussische  Armee  vom 
16.  May  1849/24.  April  1850  nebst  einer  Anzahl  darauf  be- 
züglicher Verordnungen;  über  das  Verfahren  mit  Geschwomen 
in  üntersuchungssachen  vom  28.  März,  mit  Abänderungen  vom 
29.  July  1850;  über  Neugestaltung  der  Forslbehörden  vom 
7.  Juny,  der  Bergbau-  und  Hütten-Verwaltung  vom  22.  Juny 
1850;  Uebertragung  der  Leitung  der  Geschäfte  zur  Entfesse- 
lung des  Grundeigenthums  an  die  preussischen  Behörden  vom 
6.,  7.  und  24.  Oktober  1850;  Annahme  des  preuss.  Scheide- 
münz-Gesetzes  vom  19.  November  1850  und  des  preuss.  Maasses 
und  Gewichts  vom  9.  Dezember  1850;  Militärpflicht-  und 
Pensions -Gesetze  vom  15.  und  16.  Dezember  1850;  Gesetz 
über  Benutzung  der  Fossilien  vom  16.  Januar  1851. 

Anhalt 'Käthen:    Haus-  und  Familien -Gesetz  vom  24.  July 
1811;  VerfassfungS'Urkunde  vom  28.  Oktober  1848  mit  Abän- 
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derungen  vom  18.  November  1849  und  25,  März  1850  und 
einem  Nachtrage  (Bergbau  und  Gewä8Sci*^Benutzung  betreffend) 
vom  10.  März  1849;  Wahlgesetz  Tür  die  vereinigten  und  die 
Sonder-Landlage  von  Köthen  und  Dessau  vom  24.  Februar 
1849  (22  Abgeordnete  in  Köthen  und  eine  gleiche  Anzahl  in 
Dessau;  3  Thir.  Taggelder);  Geschäfis- Ordnung  für  den  ver- 
einigten und  die  Sonder- Landtage  vom  1.  März  1849.^  An- 
haW-Dessau:  Verfassungs-Urkundo  vom  29.  Oktober  1848  mit 
Abänderungen  vom  18.  November  1849  und  25.  März  1850; 
Wahlgesetz  und  Geschäfls-Ordnung  wie  Köthen;  Zivil^Siaais^ 
diener-Geselz  vom  10.  April  1850  Nr  206.  Auch  di(i  sonstige 
Gesetzgebung  für  Anhalt- Dessau  und  Köthen  hat  in  neuster 
Zeit  eine  erfreuliche,  höchst  nützliche  Entwicklung  erhalten. 
Dahin  sind  zu  rechnen  das  SeparalionsrGesetz  vom  26.  März 
1860  Nr.  800;  über  das  Verfahren  in  Separationssachen  vom 
26.  März  1850  und  16.  April  1851,  Nr.  302  und  326;  das 
verbesserte  Zehntablösungsgesetz  vom  26.  März  1850  Nr.  302; 
über  die  Ablösung  der  Naturaldienste  vom  26.  März   1850, 
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Nr.  303;  zur  Abänderung  des  Statuts  der  Landesbank  (vom 
20.  September  1847),  vom  28.  März  1850;  Schulgesetz  vom 
22.  April  1850  Nr.  307;  über  die  Bildung  von  Handels-  und 
Gewerbs  -  Kommissionen  vom  27.  April  1850  Nr.  308;  Berg- 
baugeselz  vom  26.  May  1850,  Nr.  310;  Strafgesetzbuch, 
Strafprozessordnung,  Gebührentaxe  vom  28.  May  1850  Nr.  314; 
über  Aufhebung  der  Patrimonial-Gerichtsbarkeit,  des  AusnaHme- 
Gerichlsstandcs,  Gestaltung  der  Gerichtsbehörden  vom  26.  July 

1850  Nr.  315;  über  die  Staatsanwaltschaft  vom  26.  July  1850 
Nr.  316;  über  Abänderungen  in  der  Landesordnung  und  Pro- 
zess-Ordnung  vom  21.  July  1850;  Slaatsvertrag  wegen  An- 
schlusses an  das  Gesammi-Ober-Appell.-Gericht  zu  Jena  vom 
16y21.  September  1850  Nr.  319;  Gesindeordnung  vom  19.  April 

1851  Nr.  327;  über  Verwaltung  der  Sportel-  und  Stempel- 
Kassen  der  Gerichte  vom  18.  April  1851  Nr.  330.  —  Die 
Lage  des  Staatshaushalts  und  die  SteueiTerhältnisse  der  Her- 
zogthümer  Anhalt  ergeben  sich  aus  nachstehender  vergleichen- 
der Tafel. 
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17.    Die  Herzo^httmer  Sdileswig- Holstein - 

liauenbnrg. 


Als  die  Linie  des  schauenburgischen  Grafcnslamms,  welche 
BoisteiD  beherrschte  mit  Adolph  VIIL  1459  ausstarb,  war  die 
Verbindung  des  Herzoglhums  Schleswig  (welches  jene  Grafen 
schon  1326  eine  Zeillang  und  dann  seit  1386  als  dänisches 
Lehen  besessen  halten)  mit  Holstein,  durch  die  Versicherung 
des  König  Walderoar  vom  25.  August  1326:  ^dass  Schleswig 
^mit  Dänemark  nicht  wieder  vereinigt  werden  solle;"  — 
(Eichhorn,  deutsche  Staats-  nnd  Rechls-Geschichte,  5.  Aus- 
gabe Göttingen  1844  Bd.  III  §.  416  Nr«  10)  bei*eils  staatsrecht- 
lich gesichert.  Gi*af  ChrisHan  von  Oldenburg,  in  Dänemark 
Nachfolger  seines  Oheims  Adolph  VIII.,  wurde  1460  durch 
freie  Wahl  der  Schleswig  -  holsteinschen  Stände  zum  Herzog 
von  Schleswig  und  Grafen  von  Holstein  und  Stormann  er- 
nannt-, wogegen  derselbe  in  einer  Urkunde  von  neuem  zu* 
sicherte:  »dass  Holstein  und  Schleswig  immenoährend  unge^ 
jßeiU  zusammenbleiben  sollten»  und  dass  die  Stände,  durdi 
„deren  guten  Willen,  nichi  als  König  von  Dänemark,  er  die 
uRegierung  erlangt  habe,  sich  selbst  unter  seinen  Erben  einen 
„Herrn  wählen  dürften.'' 

Unter  den  Nachfolgern  Christian*s  trat  bald  das  System 
der  Landestheilung  nach  verschiedenen  Linien  ein ;  aber  bei 
der  Mehrherrschaft  blieb  immer  die  gemeinschaftliche  Regieniiig. 
Im  vorigen  Jahrhundert  wurden  die  verschiedenen  Landes- 
theile  allmählig  wieder  unter  Einem  Landesherrn   vereinigt. 


/ 
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unter  Chrislian  VII.  war  diese  Ansammlung  vollendet,  und 
durch  die  in  den  verschiedenen  Linien  des  oldenburgischen 
Stammes,  (im  Gotlorfischen  Hause  im  Jahre  1608,  in  der  jün- 
geren königl.  Linie  im  Jahre  1633,  in  der  älteren  königlichen 
Linie  im  Jahre  1650,)  errichleten  Primogeniturstatute  sind 
künftige  Landestheilungen  verhindert.  Seit  der  ersten  Hälflo 
des  vorigen  Jahrhunderts  ist  man  in  vielfacher  Beziehung'  be- 
müht gewesen,  das  staatsrechtliche  Verhältniss  der  Union 
zwischen  dem  Königreich  und  den  Herzogthümern  zu  ver- 
wischen und  an  seine  Stelle  eine  wirkliche  Slaatseinheit  zu 
setzen;  und  in  jener  Zeit  allgemeinen  Mangels  an  politischem 
Leben  ist  es  gelungen,  in  den  Finanzen,  im  Heerwesen 
und  in  vielen  andern  Beziehungen  eine  Vermischung  beider 
Staaten  einzufiihren,  die  eben  so  sehr  den  Wünschen 
als  den  Rechten  der  Herzogthümer  widerspricht,  welche  da- 
durch zu  einem  Opfer  fremdartiger  Strebungen  gemacht  wer- 
,  den.  Aber  das  staatsrechtliche  Verhältniss  selbst  ist  dadurch 
nicht  aufgehoben,  könnte  selbst  durch  den  einseitigen  Willen 
der  Landesherren  nicht  aufgehoben  worden;  wie  es  denn 
auch  von  Allen  bis  auf  den  jetzt  regierenden  Herzog  herab 
anerkannt  ist;  aber  es  würde  gelten,  selbst  wenn  es  von 
ihnen  nicht  anerkannt  wäre. 

Als  ein  solcher  Versuch  gegen  die  Rechte  der  Herzog* 
thümer  ist  z.  B.  das  Patent  vom  9.  September  1806  zu  be* 
trachten ,  mittelst  welchen ,  nach  erfolgter  Auflösung  des  deut- 
schen Reichsverbandes,  Christian  YIL  «sein  Herzogthum  Hol- 
stein mit  dem  gesammtcu/  Staalskörper  der  dänischen 
«Monarchie,  als  ein  in  jeder  Beziehung  völlig  ungetrennter 
«Theil  derselben,  verband.'' 

Durch  die  Aufnahme  Holsteins  als  souveränes  Herzogthum 
in  den  deutschen  Bund  wurden  allerdings  die  Folgen  dieses 
Versuchs  unschädlich  gemacht;  als  jedoch  Prälaten  und  Ritter- 
schaft Holsteins  den  Bundestag  um  Schutz  ihrer  in  anei*kann- 
ter  Wirksamkeit  bestehenden  landständischen  Verfassung  an* 
sprachen,  erfolgte  am  27.  November  1823  ein  abweisender 
Bescheid.  Das  Gutachten  des  Bundestags- Gesandten  von  Wan- 
genkeim,  welches  dem  Protokolle  vom  10.  July  1823  beige* 
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druckt  ist,  weist,  im  Gegensalze  zu  dieser  Entscheidung^  die 
Rechte  der  Reklamanten  mit  Entschiedenheit  und  Klarheit  nach. 

Ein  Patent  des  König  -  Herzogs  vom  28.  May  1831  ver- 
hiess  den  Herzogthümern  Schleswig  und  Holstein  „berathendc 
^Provinzialslände^  und  nachdem  durch  Reskript  vom  6.  März 
1832  erfahrene  Männer  aus  den  Herzogthümern  zur  Begut- 
achtung nach  Kopenhagen  berufen  waren,  wurden  die  Ver- 
ordnungen vom  15.  iMay  1834  (mit  Erläuterungen  vom  19. 
März  1840  und  31.  May  1844)  erlassen;  welche  (getrennt  für 
jedes  Hei'zogthura)  ausführliche  Bestimmungen  über  das  Wahl-- 
verfahren  und  die  Ge»chäftsbehandlnng  enthalten  (Taggeld 
4  Bankthaler).  Sie  sind  beispielsweise  in  Bülau,  europäischen 
Verfassungen,  Band  IV.  Seite  243  fF.  Leipzig  1847,  abgedruckt. 

Sehr  bald  schon  begann  in  diesen  Versammlungen  der 
Kampf,  zwischen  den  dänischen  Einheitsbestrebungen  und  dem 
Widerstände  der  Vertreter  der  Herzogthümer ;  begreiflich  am 
stärksten  in  der  Schleswigschen  Versammlung.  Ein  entschei- 
dendes Ereigniss  hierbei  war  der  »offene  Königliche  Brief  in 
»Betreff  der  Erbfolge  in  den  Heiv.ogthümern  Schleswig-Hol- 
»slein-Lauenburg'^  vom  8.  July  1846  (z.  v.  Bekanntmachung 
vom  18.  September  1846).  Dieser  offene  Angriff  auf  unbe- 
streitbare und  früher  auch  dänischerseils  nicht  bestrittene 
Rechte  der  Herzogthümer,  veranlasste  nicht  nur  entschiedene 
Protestationen  in  den  zunächst  beth^iligten  Landen  (z.  B.  die 
Adresse  der  Schleswigschen  Stände  vom  2.  November  1846); 
sondern  war  aucK  der  erste  Anstoss  zu  einer  Aufregung  für 
die  Sache  Schleswig-Holsteins  durch  ganz  Deutschland,  welche 
nachhaltiger  gewesen  ist  und  kräftiger  gewirkt  hat  als  irgend 
ein  sonstiges-  nationales  GeRihl.  Christian  VHI.  erkannte  das 
Misslingen  dieses  Plans  und  die  Gefahr,  welche  seinem  Lieb- 
lingsgedanken (die  Trennung  des  Königreichs  und  der  Her- 
zogthümer nach  dem  Aussterben  seines  Stamms  zu  ver* 
hindern)  daraus  erwachsen  war.  Er  suchte  nach  einem  an- 
dern Bande  und  glaubte  nunmehr  dasselbe  in  einer  Gesammi- 
t>$rfatsung  für  alle  ihm  untergebenen  Länder  zu  finden.  Da 
ereilte  ihn  am  20.  Januar  1848  der  Tod  und  obgleich  sein 
Sohn  und  Nachfolger  Frederik  VH.,  mittelst  Reskripts  vom 
28.  Januar  Abgeordnete   nach   Kopenhagen  berief,   um  das 
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.Versöhnungswerk  zu  versuchen;  so  vereitelte  doch  die  Rich- 
tung, welche  ein  dem  Könige  (durch  einen  Aufstand  in  der 
Residenz)  aufgedrungenes  Ministerium  einschlug,  jede  Hoffnung 
aqf  gütliche  Erledigung. 

Die  Herzogthümer  konnten  nun  auf  den  guten  Willen 
und  unparteiisches  Handeln  ihres  Herzogs  nicht  mehr  rechnen, 
sie  musslen  selbst  für  sich  sorgen  und  thatcn  dieses  mit  um 
so  grösserer  Aussicht  auf  Erfolg,  weil  von  Seiten  des  deut- 
schen Bundes  sowohl  als  namentlich  auch  Preussens  ihnen 
die  bestimmtesten  Zusicherungen  der  Hülfe  cr|.heilt  wurden. 
Wie  diese  Unterstützung  erfolgte  und  endete,  ist  bekannt. 
Die  Siatthalterschafi  y  4n  Beziehung  auf  den  König -Herzog 
stets  die  Formen  wahrend,  soweit  solches  irgend  thnnitch  war, 
stand  und  fiel  mit  Ehren;  die  Haltung  der  Bewohner  des 
Landes  bat  selbst  den  erbittertsten  Gegnern  Achtung  abge« 
rungen,  für  die  Herzen  ihrer  Stammgenossen  aber  ist  ihre 
Niederlage  ein  neuer  Grund  zur  thätigsten  Theilnahmc.  Das 
kommende  Geschlecht  wird  über  die  Männer  und  Frauen  von 
Schleswig -Holstein  nur  ein  Urtheil  haben,  das  der  Bewunde- 
rung. Statthalterschaft  und  Landesversammlnng  vereinbarten 
das  SiaaU' Grundgesetz  vom  15.  September  1848  und  das 
Wahlgesetz  vom  20.  Oktober  1848.  welche,  in  Schleswig 
längst  factisch  unterbrochen,  jetzt  auch  in  Holstein  ausser 
Kraft  sind,  ohne  dass  etwas  Anderes  an  ihre  Stelle  trat  — 
Dies  ist  Alles  was  an  diesem  Orte  über  die  Verhältnisse  von 
Schleswig-Holstein  zu  sagen  ist.  Zahlreiche  Schriflen  (leider 
grösstentheils  mit  Parteifärbung)  haben  die  Angelegenheiten 
der  Herzogthümer  theils  aufgeklärt,  iheils  verdunkelt.  Die 
Schriften  der  Deutschen  sind  bekannt;  die  bedeutendste 
Schrift  der  dänischen  Partei  ist:  Wegener,  Aktenmässigo 
Beiträge  zur  Geschichte  Danemarks  im  19.  Jahrhundert,  Kopen- 
hagen 1851.  — 

Das  Uerzogthnm  Lauenburg,  welches,  kraft  Erbverbrüde- 
rung von  1389,  seit  1689  einen  Theil  Hannovers  gebildet 
halte,  wurde  von  dessen  Regierung  theil  weise  an  Preussen 
abgetreten  (Art.  4  des  Vertrages  zu  Wien  vom  29.  May  1815 
zwischen  Hannover  und  Preussen,  abgeändert  durch  Staats- 
verlrag  vom  23.  September  1815),  von  diesem  aber  an  Däne- 
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mark  überlassen  (Art.  3  des  Vortrages  vom  4.  Juny  1815). 
Die  Abtretung  geschah,  wie  auch  in  dem  hannoverschen 
Patente  vom  16.Jaly  1816  gesagt  ist,  unter  der  ausdrttckKchen 
Bedingung,  dass  säramtliche  Rechte  und  Privilegien  des  Lan- 
des aufrecht  erhalten  würden;  namentlich  der  zwischen  Re- 
gierung und  Landständen  abgeschlossene  Rezess  vom  15.  Sep- 
tember 1702,  mit  nochmaliger  Königlicher  Bestätigung  vom 
21.  Juny  1765.  Die  dänische  Regierung  hat  dem  entsprechende 
Anerkenntnisse  und  Zusicherungen  ertheilt  im  Patent  vom 
6«  Dezember  1815  und  in  der  Versicherungs-Äklo  vom  28. 
July  1816.  Darin  heisst  es  zwar  Lauenburg  ist  ^an  uns  und 
^unsere  Erben  zum  dänischen  Throne''  für  immer  tradirt;  da- 
mit kann  aber  selbstverständlich  keine  Abtretung  an  das  üfö- 
nigreich  Dänemark  gemeint  seyn,  weil  dadurch  nicht  nur  die 
gewährleistete  Erbfolgeordnung  (Lorenzen,  Flugschrift  S.  5  ft 
bez«  Schlesw.  -  Holstein  zum  deutschen  Bunde)  (Confirmatio 
privilegiorum  vom  16.  May  1620  bei  Spangenberg,  Sammlung 
hannoverscher  Verordnungen  IV.  2  Seite  215  und  die  Haus- 
gesetze des  Hauses  Hannover)  vernichtet  seyn  würde,  sondern 
ein  souveräner  deutscher  Bundesstaat,  wie  Lauenburg  in  der 
Bundesakle  bezeichnet  wird,  niemals  eine  Staafseinheü  mit 
einem  fremden  Reiche  bilden  kann.  Beiläufig  bemerkt  sind 
sämmtliche  Gebietsabtretungen  in  der  Wiener  Kongressakte 
in  denselben  Formen  und  Worten  geschehen,  auch  enthält 
der  Lauenburger  Huldigungseid  vom  3«  Januar  1814  die  aus- 
drückliche Anerkennung  des  Vorzuges  des  Ifaiiit^stammes, 
welcher  bekanntlich,  hinsichtlich  des  bei  Hannover  verbUe- 
benen  Theils  des  Herzogthums  im  Jahre  1837  praktisches 
Anerkenntniss  gefunden  hat. 

Die  allhergebrachte  landständische  Verfassung  des  Her- 
zogthums Lauenburg  erlitt  eine  Abänderung  durch  die  auf 
Antrag  der  Ritter-  und  Landschaft  im  Jahre  1845  erfolgte 
Aufnahme  der  bürgerlichen  Gutsbesitzer  in  die  landschaftliche 
Union  (Reskript  des  König-Herzogs  vom  11.  July  1845in  Ravit 
Jahrbüchern  1845  Seite  646);  eine  neue  Landes-Konvenis-OnJU 
ntmg  (ebendaselbst  Jahrg.  1846  S.  508)  wurde  unter  dem 
20.  Februar  1846  beschlossen. 


—    1489    - 

Ein,  zwischen  der  vom  deotschen  Bunde  eingesetzten 
Regierung  und  den  Landständen  vereinbartes  Orundgeteiz  ist 
unter  dem  14.  Hay  1849,  ein  desgl.  Wahlgesei»  unter  dem 
iZ.  Juny  1849  verkündet.  Beide  sind  am  8.  März  1851  vom 
Könige  von  Däneroaric  als  Herzog  von  Lauenburg  ausser 
Krall  gesetzt»  nachdem  derselbe  durch  Proklamafion  vom 
8.  Januar  1891  die  fortdauernde  Gültigkeit  der  früheren  ver- 
tragsmässigen  Verpflichtungen  ausdrücklich  anerkannt  hatte. 

Die  nachsiehenden  Tafeln  ergeben  den  Zustand  des  Staats- 
haushalts, der  Abgaben  und  Schulden  der  Herzogthümer 
Schleswig-  Holstein-Lauenburg. 
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30680 

4^ 

15^ 
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3. 
a. 


b. 


iL 
2. 


III. 


IV 


GegensUiid 

'der 

<E  t  n  n  a  If  m  e. 


»   t   ■    • 


Pacht-Abgaben. 
Zeitpauhr. 

aa.  aus  Schleswig 

bb.  aus  Holstein   .    .    «    .    . 

Zusammen  a. 
Erbpacht, 
aa.  ans  Schleswig    .... 

bb.  aus  Holstein 

Zusammen  b. 
Zusammen  3. 

Hauptsumme  I. 

Einnahme  vom  Forst-  und  Jagd- 
wesen. 
Schleswig'scher  Distrikt  .     .    . 
Holsteinischer  Distrikt     .     .     . 

Zusammen  II. 

Einnahme  vom  Salzwerk  zu  Ol- 
desloe ♦    •    ,    , 

Einnahme    vom    Kalkberg    zu 
Segeberg      ,    .    . 


SUAtshftu«- 

halts.Reeh- 

Dun|  von 

1845 

ymä  gtneh- 

mifler  Vor- 

aiuehlamfür 

1850. 

umgerechnet  nuf 
Thlr.  Kour.lTklr.  Ko«r. 


Gewin- 
nungs- 
kosten. 


Gewin» 
Bunfs-i 
kosten 
Prosente 
4er  Roll- 
ein-« 
Bnhme. 


r 


67705 

554SS 
39806 


ProBent- 

Antbeil 

derRoh- 

ein- 

nnhm« 

an  der 

Bad- 

•amne 

V.    1850. 


107511 
96725 

31463 

34484 
78998 
68735 

110461 

1032191 


217972 

199944 


23922 


0,77 
1,53 

2,30 


10,981 


4,46 


1,014856 
979329 


914981     9,01 


21,84 


91631 
131808 


51441 
48706 


5644 
36,95 


B. 
I. 

1. 
a. 


Hauptsumme  ji, 

Steuern  und  Abgeben, 

Direkte  Steuern. 

Stehende  direkte  Steuern. 

Kontribution  mit  dem  herkömm- 
liehen   Betrage  und   dem   be- 
stehenden Haasstabe, 
aa.  Schleswig 


; 


223439 
166480 


21860 


7800 


100147 
1J0992 


44.82 
66,67 


3,71 
0,49 

0,17 


1,238295 
1,175469 


191645 


15,481 


26,n 


... 


•    . 


bb.  Hobtein 


240674 
238760 
303504 

300812 


5,33 
6,71 


Zusammen  a. 


544178 
539572 


I 


91* 


I  n, 


04 
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ht, 


Gtgenstond 

4er 

tf  t  n  n  a  ^  nt  f. 


li«lt«.Rocli. 

BORg  Tom 

1846 

mifttr  Vor» 

m$ueklm§  für 

1890, 


Gewin« 
nungs- 
kosten. 


aagereehael  naf 
Thlr.  Kowr.lThlr.  Kot. 


Gewia- 

aongs- 

koatem 

ProsMil« 

4er  Eoh- 

ein* 
aahme. 


Pr«s«at. 

AatkeÜ 

derB^h» 

eia- 

am  4er 
Xa4. 

mi««e 
V.  1850. 


I». 


C. 


e. 


f. 


Landfiteuer,  nach  Haassgabe  der 
Verordnung  vom  15.  Dez.  1802 
und  den  später  erlassenen  Ver- 
fügungen, 
aa«  Schleswig  .«••.• 


hb.  Holstein 


Zusammen  b. 


Magazin-,  Korn-  und  Fourage- 
Lieferung,  nach  dem  herkömm- 
lichen Maasstabe  und  unter  Ver- 
pflichtung, die  nicht  in  natura 

gelieferten    Q"^''^'^^®''    ^®'"~ 
nächst  in  Oelde  nach  den  von 
der  Regierung  fBstzusetzenden 
Preisen  zu  entrichten, 
aa«  Schleswig 


bb.  Holstein. 


Zusammen  c« 


Hanssteuer,  nach  Maassgabe  der 
Verordnung  vom  15.Dez.  1802 
und  den  später  erlassenen  Ver- 
fügungen, 
aa,  Schleswig  ...••. 


bb«  Holstein 


Zusammen  d. 


Kopfsteuer  (Aufgehoben  durch 
Verordg.  vom  26.  März  1848) 
aa.  ScUeswJg  .•••.. 


bb.  Holstein 


Zusammen  e. 


Einkommensteuer^  nach  Maass- 
gabe d.  Verordg.  V.  7.  July  1840 
aa.  Schleswig 


bb.  Holstein. 


Zusammen  f. 


139913 
{  139320 
)  162456 
5     160080 


i 


302369 
299400 


79268 
82400 
21606 
20320 


100875 
102720 


9  40809 

i  42800 

i  75347 

1  81600 


116156 
124400 

162528 
121492 


i    izt 


284020 


^4000 
136000 


smooo. 


0^95 
1^ 


2,77 


1445    - 


^ 


6egeii8t«iid 

der 

€  t  n  n  0  ^  m  t. 


SUftishaa«- 

halU-Reeb- 

nong  Ton 

1845 
und  ftmeh" 
mi$ter  Vor" 
mHsehimgfÜr 

vmger«cbaet  auf 
Thlr,  Kour.lThlr.  Ko«r. 


Gewin- 
nungs- 
kosten. 


Gewia* 

nuBgi- 

kosten 

ProB«Bte 

der  Roh- 

ein* 
nähme. 


Prosent- 

Antkeil 

derRoh- 

ein- 

nabae 

nn  der 

Bnd. 

•amnie 

V.   1850. 


S* 


c. 


II. 

1. 


Bangsteuer,  nach  Verordnung 
vom  81.  Januar  1764  und  den 
spfiter  erlassenen  Verfügungen 
und  Gesetzen  (JX,  224-31.) 

aa*  Schleswig 

bb.  Holstein 


3503 
1600 
6234 
2400 


Zusammen  g. 

Gagen  und  Accidensien  Steuer 
(IX.  244—46  aufgehoben  seit 
dem  1.  Januar  1845.) 
aa.  Schleswig  ...... 


bb.  Holstein 


Znsammen  h. 


Zusammen  1. 


9737 
4000 


83 
691 


i 


i         774 


1,358109 
1,210092 


Direkte  Steuern,  welche  repartlrt 
werden. 
Stfindestener  ....... 

Chausseeabgaben  y  nach  Maass- 
gabe der  Wegeordnung  vonb 
1.  März  1842  und  den  Paten- 
ten vom  17.  Februar  1843     . 

Beitrag  an  das  Taubstummen-In- 
stitut in  Schleswig  (Patent  vom 
17.  Dezbr.  1821.  Z.  v.  Aus- 
gaben IX.  60 

Zusammen  2. 

Hauptsumme  I. 

Indirekte  Steuern. 

Einnahme  vom  Stempelpapier 
(Nach  AblEUg  der  Provisionen 
imd  sonstiger  kleiner  ^^isgaben) 
Verordnung  vom  31.  Oktober 
1804  und  den  spater  erlassenen 
Verfltgungen,  z.  B.  vom  30.  De- 
zember 1842  n.  2.  Septbr.  1848 


.      37881 


42102 
47200 


40567 


1 


120550 

47200 


1,478659 
1,317292 


28,33 


1,05 


1,05 


29,38 


—    1446    — 


GegensUnd 

der 

€  t  n  n  a  ^  m  e. 


StaAtshaus- 
halU-Rech- 

nuDg  von     Gewin- 

migter  Vor-     kOSten. 
aHtehlagfür 
1860. 

umgerechnet  auf 
Tlilr.  Kour.lThlr.  Ko«r 


Gewin» 

nungs- 

koiten 

Proseute 

der  Roh- 

oin- 
nahme. 


Prosent- 
AntheU 
der  Roh- 
ein- 
nähme 
an    der 
End- 
summe 
V,  1850. 


2. 


8. 


a. 


b. 


a. 


b. 


5. 


a. 


b. 


aa.  aus  Schleswig    .    .    .    • 
bb.  aus  Holstein    .    .    ...    ,  k 

Zasammen  1.  > 
Einnahme  vom  Spielkartenstem-  { 
pel  (auch  Zoll  n.  Sporteln  nach  \ 
Blaassgabe  des  Patents  vom  9. 
Jnny  1847  n.  5.  Oktober  1848) 

4  ^-Kollateral-Erbschaftssteuer, 
nach  Maassgabe  der  Verordnung 
vom  12.  Sept.  1792 IX.  334  und 
den  spater  erlassenen  Verfü- 
gungen z.  B.  vom  1  i  Sept.  1841 
(Esmarch  II,  818.  340.) 
in  Schleswig     ..,.,.. 


^0000 
SOOOO 


126039 
120000 


6356 
5240 


in  Holstein 


18989 
37600 
25300 
72000 


Zasammen  3« 

Vi®/o-®^"«r  von  Erbschaften 
und  EigenthumsöbertrRgungen, 
nach  Maassgabe  der  Verord- 
nung vom  8.  Februar  1810,  24. 
April  1811,  28.  AprU  1812  (IX. 
362—92)  und  den  später  er- 
lassenen Verfaj!;ungen  z.B.  v.  24. 
Sept.  1839  (Esmarch  U.  842.) 
in  Schleswig    ...... 


44289 
i09600 


in  Holstein 


Zusammen  4. 

'/i^/o  Steuer  von  Auktionen 
nach  Maassgabe  der  Verordnung 
vom  28.  April  1812  und  den 
später  erlassenen  Verfügungen, 
z.  B.  V.  9.  Januar  1827  (IX.  392) 
In  Schleswig 


24703 

vergl.  3, 
89741 
\  tergl»  3, 

>       64444 
l  vergL  3. 


in  Holstein 


fvergL  4. 
)  vergl,  3» 
^  I  vergl.  4. 
)  vergl,  3. 


Zusammen  5 


I  vergl.  4. 


Zusammen 


"•t 


vergl.  3. 

240128 
23i8W 


1919 


113 


1,53 


1,78 


0,89 
1,78 


2,67 


0,12 


5,24 
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e 

9 

'S 


Gegenstand. 

der 

<5  i  n  n  a  If  m  t. 


8U»(shftus<- 

halU-Eech- 

Dung  von 

1845 

und  genek' 

migter  Vor- 

on$chUi§für 

1850. 

umgereohn«!  auf 
Thir.  Koar.|ThIr.  Kour. 


Gewin* 
nungs- 
kosten. 


Gewin- 

nangs- 

kosUa 

Pros«n(e 

der  Roh- 

•in- 
B»bme. 


Proteat- 

Antheil 

der  Roh- 

eia- 

mehme 

AB  der 

Bnd- 

samme 

V.   1850. 


III. 
1. 


2. 


IV. 

V. 
1 


b. 


c. 


2. 


3. 


Staats-Moiiopole. 

Von  dein  Zahlenlotto  (aufgeho- 
ben durch  Gesetz  vom  20.  Dez.  , 
1850  von  Anfang  1852  an). 


i 


Von  der  Klassenlotterie  .    .    • 

Zasammen  111. 

Oepartenents-'u.  Gerichtssportelnj 

Einnahme  vom  Zollwesen. 

ZoUeinnahmen. 

a.  Einfuhrzoll. 

aa.  Schleswig  .    •    •    «    • 
bb.  Holstein 


i      9äZ00 


303250     242546 

80000 

9320(n      80482 


Zusammen  a. 


401450 

80000 
39320 
36^00 


449728 
352760 
558429 
671920 


Ausfuhrzoll, 
aa.  in  Schleswig 

bb,  in  Holstein 


1,008157 

1,02^680 

31031 
130W 
77801 
4^360 


Zusammen  b. 


Transitzoll, 
aa.  in  Schleswig 

bb«  in  Holstein 


108832 
57400 

870 
400 

21740 
41120 


Znsammen  c 
Zasammen  1 


22610 
4f520 


Lastgelder, 
a.  in  Schleswig 


b.  in  Holstein 


Zusammen  2. 


139599 
123600 

26448 
14160 

17888 
9320 


Sportein. 
a.  in  Schleswig 


b.  in  Holstein 


44336 

23480 

39017 
28920 
52221 

554S0 


Zusammen  8 


f 


91237 
84400 


823028 


79,99 
« 

81,96 


1,78 


80,46 


1,78 
0^81 


7,87 
14)99 

22,86 

0,29 
0,99 

1,28 

0,01 
0,92 

0,93 

26,07 

0,32 
0,20 

0,52 

0,64 
1.24 

1,88 
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B 

a 

mmm 

< 


6. 


VL 


VII. 


vm. 

IX. 
X. 

1« 


der 

tf  t  n  n  a  I)  m  e. 


Staatthaos- 

lialts.Reeh- 

nunc  Ton 

1845 

und  gemek» 

mifier  Vor^ 

an$ekUgfUr 

1860, 

amgerechaei  auf 
Thlr.  Koar.fTMr.  Kour 


Gcwin- 
nungfl- 
kosten. 


Gewia- 

■«■«"- 

koataa 

ProxanU 
4er  Roh- 

aia- 
aalime. 


lieuchtfeuergeld. 
a.  In  Schleswig 


•  f 


b.  In  Holstein 


Zusammen  4« 


12890 
9960 
8107 
W20 


Prosaal. 

Aalhafl 

dar  Roh- 

aitt. 

nahma 

aa  der 
Bnd- 

iuaiaie 
V.    1850. 

W 


20997 
14S80 


Deposits» 

a.  in  Schleswig 

b.  in  Holstein  . 


1114 


S&nsammen  5* 


1114 


Verschiedene  Einnahmen. 

a.  in  Schleswig 

b.  In  Holstein 

Zusammen  6. 
Znsammen  V. 

Einnahme  vom  Schleswig -Hol- 
stein Kanal 

nach  JHaassgabe  der  Verordnung 
vom  24.  Januar  1844  u.  den  spä- 
ter erlassenen  Verordnungen. 

Einnahme  vom  Postwesen  (1845 
die  Hälfte  der  Gesammt- Ein- 
nahme des  dänischen  Staats, 
weil  der  Antheil  der  Herzog- 
thamei^  aus  der  Rechnung  nicht 
zu  entnehmen  ist.)     .... 

Einnahmen  von  Aktiven  •    .    . 

Chaussee-  und  Fähr-Gelder  . 
Sonstige  verschiedene  Einnahmen 
Quarantaine  Einnahme     .    .    , 


2520 

4360 

11335 

il480 


13856 


1,311189 

1,262200 


(      74705 
^       44400 


340491 


25,97 


32287 


375956 

2.52920 

21876 

41600\ 

.     969 
9881 


43,22 


284382 


75,64 


1745 


\  180,08 


0,22 
0,11 
0,33 


0,09 
0,26 


0,35 


28,15 


0,99 


5,64 
0,49 
0,93 

0,02 
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5 


6eg«Mto«4 

4«r 

€innütfmt. 


StMtabftvfl. 
li«lta.B«cli- 

■Vag  TOB 

IM 

mi§ter  Vor' 
•n$eMmmhtr 


«aif«reelia«t  ftaf 
Thir.  Kovr.lThlr.  K»ar 


mammm 

Oewin- 
nangs- 
kosten. 


Gewia- 

mug«- 

k«st«a 

Pros«Bt« 

dtr  Eok- 

tia- 
aaliai«. 


Prostat* 
AatkeU 
«•rBah. 
•ia- 
aall ai« 
•a   4er 
Ba4- 
•amai« 
V.   18M. 


2. 


RekognUion  von  Handelsreisen- 
den« nach  Maassgabe  der  Ver- 
ordnnng  vom  24.  Okt.  1837  und 
den  spSter  erlassenen  Verfft- 
gangen   • 

Andere  verschiedene  Einnahmen 


Zusammen  X 

Zusammen  B. 

Sesammtsnmme 


11746 

9320 
27910 
3240 
und  2920 


f 


0,21 


40625 
16468 


! 


3,961962 
3,307996 


6,200267 

4,483465 


983965 


1,176610 


0,37 


78,78 


100,— 


AnmeFknngen  %u  voMtehender  Tafel« 

Zu  IL  Der  FldchengehaÜ  $ämmtUcher  Hohungen  in  bei- 
den Herzogtbümern  wird  von  Gudme  (Schleswig-Holstein,  Kiel 
1633)  zu  50183  Tonnen  von  je  3Q0  Q  R.  oder  zu  126080 
preuss.  Morg.  angegeben.  (Bei  der  Forstreguli  rung  im  Jahre  1850 
sind  49228  Tonnen  Forst-  und  11 620  Tonnen  Moorland- ermittelt 
—  100  Reviere  mit  374  Gebägen.)  Davon  sind  S/aa^^forsten  in 
Schleswig  22685,  in  Holstein  18498;  Pnt^aAolzungen  aber 
etwa  9000  Tonnen.  Die  wichtigste  von  den  noch  jetzt  in 
Kraft  befindlichen  Verordnungen  ist  die  Forst-  und  Jagd- Ord- 
nung vom  2.  July  1784,  welche  jedoch  in  einzelnen  Theilen 
abgeändert  ist,  z.  B.  durch  das  Patent  vom  15.  Juny  1785, 
die  Verordnung  vom  12.  Juny  1844,  die  VerRigung  vom  13. 
September  1848;  eine  Neugestaltung  des  Forstwesens  ist  durch 
Verordnung  vom  17.  August  1848  erfolgt,  nebst  Instruktion 
vom  18.  Dezember  1848;  das  Jagdreckt  ist  durch  Gesetz  vom 
17.  April  1848  auf  fremdem  Boden  aufgehoben. 

Zu  IIL  Das  Sabwerk  zu  Oldesloe  wurde  erst  im  Jahre 
1797  für  60000  ThIr.  Schleswig -Holstein.  Kour.  dem  Staate 
erworben  und    dann  in  kräftigen  Betrieb  gesetzt*     Der  ur- 
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spiüngKche  Sategebalt  ist  gering,  denn  man  reebnet  im 
Durchschnitt  auf  2  Pfd.  Wasser  nur  IVaLoth  Salzgehalt,  durch 
Crradiren  wird  die  Soole  so  weit  verstäricl,  dass  1  Pfd.  9  bis 
10  Loth  Salz  enthält.  Die  Salzerzeugung  betrug  durchschnitt- 
lich in  Tonnen  oder  Säcken  von  je  250  Pfd.,  von  1800/6: 
7811,  1807/16:  7358,  1817/23.  5781,  jetzt  7500  bis  850O, 
wovon  1  Tonne  zu  6  Mk.  8  Schilling  Kour.  verkauft  wird, 
was  für  1  Zollpfd.  0,32  Silbergr.  bringt.  Die  Verordnungen 
vora  31.  Januar  1788,  13.  Juny  1789  und  3.  May  1792  ent- 
halten Bestimmungen  zur  Sicherung  des  Absatzes  von  minde- 
stens 10000  Tonnen  jährlich,  durch  deren  Vertheilung  auf  die 
einzelnen  Bezirke. 

Zu  IV.  Die  Erzeugnisse  des  Segeberger  s.  g,  Kalkberges 
bestehen  in  4000  bis  5000  Tonnen  Gypskalk  zu  3%  Mark 
die  Tonne,  in  50  Tonnen  Düngergyps  zu  2V2  Mark,  und  in 
50  bis  80  Scheffelpfd.  Kalksteinen  zu  V/^  Mk.  Das  Lager 
dieses  Gypses  ist  von  ausserordentlich  grosser  Mächtigkeit  und 
steht  mit  dem  Gypsberge  bei  Lüneburg  im  Zusammenhange. 

Zu  B.  L  i.  o.  Die  Kontribution  ist  sehr  alt,  denn  ihr 
Steuerfuss  ist  der  Pflug  und  die  Pflugsteuer  kommt  schon  im 
12.  Jahrhundert  vor.  Nach  der  renovirten  Landesmatrikel  Tür 
die  Fürstenlhümer  Schleswig  und  Holstein  vom  26.  May  1552 
und  der  Uebersicht  der  Pflugzahl  (Sammlung  IX.  499  und  517) 
sind  5229^  Pflüge  vorhanden ,  welche  wie  folgt  sich  vertheilen : 
a.  Schleswig: 
1.  Städte      .    .     .     , 710% 


331 
256 
363 
232 
328 


2.  Kooge,  Güter,  Klöster  . 

3.  Erster  Angeler  Distrikt  . 

4.  Zweiter  Angeler  Distrikt 

^.  Schwanseer  Distrikt   .    . 

6.  Dänisch- Wohlder  Distrikt        

2220  «A 
b.  Holstein: 

1.  Städte 363 

2.  Güter  und  Klöster     .....  465»/, 

3.  Kieler  Distrikt 361 

4.  Oldenburger  Distrikt .....  641 

5.  Itzehoer  Distrikt    ....>.  667 

6.  Preetzer  Distrikt    ....    .    .  511 

3008Va 
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Die  Höhe  des  von  jedem  Pfluge  gezahlten  Beitrages  bat 
in  früheren  Zeiten  nach  dem  jedesmaligen  Bedarfe  sich  ge* 
richtet,  so  war  sie  während  des  dreissigjährigen  Krieges 
1  Thlr.  monatlich,  1679  aber  IVa  Thaler  jeden  Monat.  Eine 
Verordnung  vom  4.  November  1682  schrieb  eine  ausserordent- 
liche Kontribution  von  3  Thlr.  monatlich  von  jedem  Pfluge  in 
Schleswig  und  4  Thlr.  in  Holstein  aus  (IX.  488)  unter  dem 
10.  November  1688  (IX.  488—90)  wurde  verfügt,  dass  dieser 
Kontributions- Anschlag  bis  auf  weitere  Verordnung  gelten  solle 
und  im  Jahre  1690  Februar  28.  erschien  auf  ständisches  An- 
dringen ein  Reskript ,  wodurch  die  einstweilige  Festsetzung 
dieser  (später  ordentliche  Kontribution  genannten)  Abgabe  der- 
gestalt geschah  (IX.  491),  dass  künftig  von  jedem  Pflug  monatlich 
im  Schleswigschen  iVöi  im  Holsteinschen  ly«  Thlr.  erhoben 
werden  solle.  Dabei  ist  es  indess  keineswegs  geblieben,  viel- 
mehr wird  jetzt  die  Kontribution  nach  so  ungleichen  Sätzen 
erhoben,  dass  ich  auf  deren  Angabe  verzichten  muss.  Der 
FlächengehaU  eines  Pfluges  ist  so  ausserordentlich  verschieden, 
dass  im  kleinsten  Distrikte  darüber  keine  Gleichförmigkeit 
herrscht;  als  einziger  Maassstab,  welchen  man  erkennen  kann, 
ist  die  Güte  des  Bodens  zu  betrachten.  Eine  Verordnung 
vom  31.  Dezember  1800  bestimmt,  dass  Fourage-  und  son- 
stige ausserordentliche  Lieferungen  nach  Pflugzahl  vertheiii 
werden  sollen  und  dabei  sind  in  den  neueren  Kogen,  welche 
nicht  zur  Pflugzahl  angesetzt  waren,  auf  1  Pflug  24  Morgen 
48  Demath  (ein  gleichfalls  verschiedenartiges  Landmass)  ge- 
rechnet; auch  sollen  in  zweifelhaften  Fällen  100  Tonnen  Lan- 
des auf  1  Pflug  gehen.  Die  Steuertonne,  welche  bei  der 
Grund-  und  Benutzungs- Steuer  als  Maassstab  gilt,  hält  260 
D  R.  (auch  beim  Ansätze  der  Grundstücke  in  den  Herzog- 
thümern  zur  Bankhaft  angewendet)  und  entspricht  2,138 
preuss.  Morgen,  wonach  also  1  Pflug  213,80  preuss.  Morgen 
seyn  würde;  im  sonstigen  Verkehre  rechnet  man  gewöhnlich 
auf  1  Tonne  Landes  auf  der  Geest  240,  Holzland  300,  Moor- 
land 320  p  R. 

Zu  b.  und  d.  Die  Landsteuer  (IX.  399  bis  444)  ist  eine 
unter  dem  15.  Dezember  1802  eingeführte  Steuer  vomEigen- 
thum  und  von  der  Benutzung  liegender  Gründe  und  Gebäude 
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und  durch  eine  Verordnung  von  dcnoselben  Tage  würde  die 
Bewohnung  und  Benutzung  säromdicher  in  Städten  und  Flecken 
belegenen  Gebäude  einer  nach  Q  Ellen  bestimmten  HoMts- 
Steuer  unterworfen  (IX.  399).  —  Behuf  der  Landsteuer  soll- 
ten alle  Grundstücke  vermessen  und  eine  Matrikel  errichtet 
werden,  jedoch  ist  es  dazu  nicht  gekommen.  Ursprünglich 
war  der  Ertrag  der  Landsleuer  223989  Rthlr.  (Schleswig  107479. 
Holstein  116510),  der  Haussteuer  80048  (in  Schleswig  27112, 
Holstein  52936);  sie  wurde  in  den  nächsten  Jahren  mehrfach 
erhöht,  jedoch  durch  Verordnung  vom  9.  Jnly  1813  (IX.  425) 
neu  bestimmt  und  dabei  ermässigt.  Dennoch  scheint  sie,  viel- 
leicht wegep  der  unzuverlässigen  Vertheilungs-Grundlage,  zum 
Bedrucke  gereicht  zu  haben,  denn  sie  ist  sehr  häufig  theil- 
weise  erlassen  worden.  Als  Mittelsatz  sind  40  Reichsbank- 
schilling von  je  100  Reichsbkthlr.  Taxationswerth  der  Grund- 
stücke anzunehmen ,  was  0,42  Vo  entspricht.  Die  im  Anfange 
gleichfalls  erhöhte  Haussteuer  ist  später  auch  wieder  ermässigt^ 

Zu  c.  Das  anscheinend  im  Jahre  1683  zum  ersten  Mal  ge- 
forderte Magazinkom,  wurde  durch  Patent  vom  3.  Oklbr.  1763 
zur  ständigen  Abgabe  gemacht  und  beträgt  von  jedem  Pfluge  eine 
Tonne  Rocken  und  eine  Tonne  Hafer,  daneben  von  jedem  Geest- 
pfluge 1  Va  Fuder  Heu  und  1  %  Fuder  Stroh ,  von  jedem  Marsch- 
pfluge 2  Fuder  Heu  und  2  Fuder  Stroh  (1  Fdr.  Heu  zu  600, 
Stroh  zu  480  dänischen  Pfd.  gerechnet).  Was  davon  nicht 
in  Natura  gefordert  wird,  muss  mit  regierungsseitig  festge- 
setzten Reluitionspreisen  bezahlt  werden.  Für  1849  z.  B. 
waren  diese  Preise  für  1  Tonne  Rocken  7  Mk.  8  Schlg.,  Hafer 
4  Mk.  8  Schlg.,  100  Pfd.  Heu  1  Mk.  12  Schlg.,  100 Pfd.  Stroh 
1  Mk.  1  Schlg. 

Zu  f.  Schon  durch  Gesetz  vom  31  July  1848  wurde  eine 
Abgabe  vom  reinen  Einkommen  von  1  bis  4  Przt.  jährlich  an- 
geordnet, dessen  Bestimmungen  jedoch  durch  ein  Gesetz  vom 
7.  July  1849  ersetzt  wurden,  welches  die  4 prozentige  Abgabe 
als  Regel  feststellt.  Zu  vergL  die  bezügliche  Instruktion  und 
die  Verordnung  vom  4.  November  1849, 

Zu  2.  b.  Abgabe,  iheils  zur  Bestreitung  der  Kosten  des 
Chaussee 'Neuhaus ,  theils  zur  Deckung  des  Ausfalls,  welcher 
durch   Einstellung   der  Chausseegelderhebung    entstanden  ist 
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(Verfdgung  vom  15.  July  1848)  bestimmt.  Der  Bedarf  wird 
jährlich  nach  dem  Maassstabe  der  Grund-  und  Benutzungs- 
Steuer  verlheilt. 

Zu  V.  Die  Grundlage  der  jetzigen  Zolleinrichdingen  bil- 
det die  ZoUveiordnung  vom  1.  May  1838,  durch  welche  ein 
sehr  wesentlicher  Schritt  zur  Abhülfe  der  bis  dahin  bestande- 
nen grossen  Mängel  geschah.  Die  seitdem  ergangenen  Voi^ 
Schriften  sind  im  Nachstehenden  angedeutet  (Bsmarch,  Ver- 
ordnungs-Sammiung  1846  II.  224  und  485). 

1839  Febr.  20.  Patente  in  Betreff  des  Zollvereins  and  Zollkartels  mii 
dem  FOrstenthum  Lübeck^  verlängert  bis  zum  1.  Janaar  1850|  dann 
auf  noch  ein  Jahr  and  ferner  bis  auf  Weiteres» 

1840  Oktbr.  6.  Verordnung  wegen  Verbindung  der  HeriogthOmer  Hol* 
stein  und  Lauenburg  zu  einem  Transttzolkerettu 

1840  Oktbr.  6»  Vertrag  mit  den  ft-eien  Städten  LObeck  und  Hamburg 
fiber  Regelung  der  Transitverhaltnisse.  — 

1840  Dezbr.  26.  Patent  wegen  des  Anschlusses  mehrerer  OebietstheQe 
der  freien  Stadt  Hamburg  an  das  Zollsystem  des  Hersogthama  Hol- 
steins, mehrfkch  verlfingert,  1850  auf  unbestimmte  Zeit 

1841  Januar  2.  Vereinbarung  mit  Meklenburg-Schwerin,  wegen  dea  Transit, 

1842  April  11.  Nfibere  Bestimmungen  wodurch  die  Zollverordnung  und 
die  Instruktionen  idfgeändert  werden«  — 

1842  April  14.  Patent  in  Betreff  verschiedener  Erleichterungen  dea 
Handels.  — 

1843  July  31.  Patent  über  den  Ansehluss  mehrerer  GebletstheUe  der 
Areien  Stadt  Lübeck  (durch  Vertrag  vom  18.  May  1843)  an  das 
Zollsystem  des  Herzogthiun  Holstein,  verlängert  1860  auf  unbestimmte 
Zeitdauer. 

1843  Dezbn  13.  Königl.  Patent  in  Betreff  der  ZollbegOnstigungen,  welche 
Altana  und  Wandsbeck  sustehen. 

1843  Desbr.  13.    Instruktion  der  Beamten  der  Fabrikkontrolle  zn  Altona« 

1844  Mars  13.  Patent  womit  eine  neue  Ausgabe  der  Zolherordnung 
vom  1.  May  1838  nebst  den  seit  den  eingetretenen  Veränderungen, 
sowie  der  Tarife  flir  Zoll«  und SchifTubgaben ,  Thara  und Packhaus- 
miethe,  gemacht  wird.  — 

1844  März  27*  Erweiterung  des  Patente  vom  14.  April  1842  $.  8  wo- 
durch dem  direkten  [Handel  auf  andere  Weltiheile  von  den  soll- 
Pflichtigen  Hätbn  aus  Begünstigungen  sugestanden  worden  sind. 
1844  Sept.  10.  Instruktion  für  die  FabrikkontroUe  in  Wandsbeck.  — 
1846  Januar  22,  Patent  wodurch  der  Durchgangszoü  auf  der  Eieett- 
bahn  zwischen  eiückstadt  und  Altona  erm&asigt  wird;  —  nebst  zu- 
gehöriger Bekanntmachung  und  Waarenverzeichniss  vom  31.  Januar 
1846. 
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1845  Man  1.  Bekanntmachang  in  Betreff  der  Vergütung  des  2k)üs  fßr 
Rohmaterialien. 

1845  Haj  10.  Verzeichniss  der  Zollstädte  in  dem  Herzogthnm  Sclües- 
wig-Holatein-Lanenburg  und  dem  FÜrstentlium  LfilMck. 

1846  Januar  28.  Patent  wodurch  fQr  das  Herzogthum  Holstein  ein  Grenz^ 
zoUdistrikt  angeordnet  wird. 

1846  Febr.  18.  Patent,  wodurch  der  Transithandel  durch  das  Herzog- 
""thom  Schleswig  erleichtert  wird,  nebst  beigefQgter  Bekanntmachung 
vom  20.  Febr.  die  Durchgangszollf^eien  Waaren  enthaltend. 

1846  Dezbr.  22«  Bekanntmachung  6ber  den  Transit  auf  der  Berlin-Ham- 
burger Chausee  und  die  Waaren-Durchfhhr  durch  das  beiderstadtische 
Crebiet  und  die  Stadt  Hamburg.  — 

Die  ßoA-  und  Reinemnahme  des  Zolltoesens  in  den  Her- 
zog^ütnem  war  wie  folgt: 

473355  Reichsbanklhaler 
651084 
598113 
803706 
992128 
1,310584 


1824 
1830 
1834 
1838 
1839 
1844 
1847 
1848 
1849 
1850 
Zu  VI. 


628750  — 

830722  — 

796158  — 

1,011271  — 

1,321783  — 

1,776139  — 


n 


n 


—  —  1,461266  Kourant  Mark 

—  —  1,410338         „  „ 

—  -  1,709457 

—  —  1,946466         „  „ 
Der  Schlesfcig '' Holsteimche  Kanal,  von  1777  bis 

1784  angelegt,  mit  10 Vs  Fuss  Wassertiefe  und  54  Fuss  Breite 
am  Boden  ist  von  seiner  östlichen  Mündung  (der  Kieler  Föhrde) 
bis  Rendsburg  9340  Buthen  von  16  Fuss  Hamburger  Maass 
lang,  vereinigt  sich  dann  mit  der  Eider,  welche  von  Rends* 
bürg  bis  Tönning  10  Meilen  (von  1620  Ruthen)  lang  ist,  wo- 
durch eine  Wassersirasse  von  etwa  16  Meilen  Lange  gebildet 
wird.  Die  von  2  bis  4  Pferden  gezogenen  Schiffe  bedürfen 
1  bis  IVa  Stunde  um  1  Meile  Entfernung  zurück  zu  legen. 
Die  Kanalanlage  soll  2,512000  Thir.  gekostet  haben.  Der 
Rohertrag  derselben  war  in  Mark  Kour.:  1847:  265659,  1848: 
70312:  1849:  71388,  1850:  83841.  Die  Zahl  der  den  Kanal 
durchgangenen  Schiffe  war:  1846:  4322,  1847:  4473,  1848: 
^049,  1850:  2344.  Die  wichtigsten  Beiümmungen  für  den 
Kanal  und  dessen  Benut^iung  sind:  Patent  wegen  Eröffnung 
des  Kanals  vom  4.  May  1785^,  Schleusen-  und  Brückengeld- 
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Ordnung  vona  28.  Oktober  1829,  Fahrlordnungen  vom  19. 
Juny  1840.  24.  Januar  1844  und  6.  April  1850;  Regulativ  für 
das  Bugsirwesen  auf  der  Eider  vom  2.  März  1844,  Bugsirtaxe 
vom  10.  Februar  1845-,  Zolltarif  vom  13.  April  1850,  seit 
1.  May  in  Kraft. 

Zu  VIL  Die  mit  dem  Königreiche  Dänemark  gemeinsame 
Postanstalt  ist  erst  seit  1848  in  den  Hcrzoglhümern  getrennt 
verwaltet.  Seit  1711  ist  die  Briefpost  durph  Ankauf  in  eigene 
Regie  genommen,  Fahrposten  auf  Königliche  Rechnung  be- 
standen schon  früher;  die  älteste  Postordnung  ist  vom  26.  De- 
zember 1694.  Sonstige  das  Postwesen  betreffende  Bestimmun- 
gen enthalten  folgende  Verordnungen: 
1818  Febr.  7*    Zirkular  im  Betreff  der  Unverletzbarkeit  des  Briefsiegels 

CVIII.  263.) 
1818  März  14.    Plakat  wegen  der  unbestellt  gebliebenen  Postgegeustfinden 

cvni.  J51 ) 

1818  8ept«  29.  Bestimmung,  dass  flüssige  Waare  nicht  als  Postgut  an- 
zusehen sei  9  dagegen  alle  Verschlage  mit  trockenen  Sachen  unter 
40  Pfd.  Gewicht  mit  den  Posten  versandt  werden  tnüssten  (VIU.  187.) 

1821  Oktbr.  5.  Verordnung  ttber  die  Posikontrolle  und  Erleichterung  der 
Postversendungen  (VIII.  196.) 

ißl«  iLnTfo^'^r  ^^'  )  P'Ä^tat.  «nd  Verfügungen  wegen  veränderter 
JÄHuar  o.  r    Bestimmungen  ttber  die  Portofreiheü  CVUL  84, 

„     November  9.        l    q^   g^^  ^j^ 

1839  März  16.  Plakat  wegen  Erstattung  der  mit  den  Brief)[>osten  ver- 
sandten aber  verloren  gegangenen  Briefen. 

1840  April  4.    Instruktion  fttr  die  Kondukteure  bei  den  Personenposten. 

1840  April'  10.  Plakat  wegen  Versendung  der  Zeitungen  mit  den  Posten, 
nebst  Nachträgen  vom  6.  Maj  1842  und  27.  März  1848. 

1841  Dezbr.  18.  Zirkular  in  Betreff  des  Rechnungswesens  der  Post- 
komptoire. 

1842  Julj  4.  Patent  wodurch  das  Verbot  der  Versendungen  von  Pa- 
keten unter  40  Pfd.  Gewicht,  sowie  von  Geldern  mit  anderer  Gele- 
genheit, als  mit  den  ordentlich  fahrenden  Posten  (Verordnung  vom 
7.  November  1781  $«  8) ;  modifizirt  wird. 

1843  Aug.  17.  Plakat  wegen  Beförderung  der  Extraposten  a.  s.  w.  auf 
den  Chausseen. 

1844  Dezbr.  28.  Köm'gl.  Genehmigung,  dass  auf  der  Altona-Kieler  j^t^m- 
hdhn  mit  den  Personenzügen  KoUi  bis  zu  30  Pfd.  Gewicht  befOrdert 
werden  könnten;  nebst  FrachtOirif. 

1846  Mär^  18.  Patent ,  wodurch  ein  Vertrag  vom  17.  Aug.  1845  wegen 
üebemahme  des  Postwesens  m  Fürstenthum  Lübeck  vom  1.  April 
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184«  Ml  Mf  10  Jahre  bekaiml  genacht  wird.  (Jüae  Mhere  Ver- 
elDbamiif  Qber  das  Poslwesen  ist  von  1.  Oktober  1777.) 

1846  Jaly  29.  ROoigL  BeaolotiOD  Qber  die  Verhältnisse  der  Rendsbnrger 
NenmOiisterer  Eisenhahn  zum  Postwesen. 

1846  Jaly  31.  Bekanotmachaiig  der  Bentkanmer  betreffend  die  ia  6«- 
nassheit  der  Verordnoog  vom  17.  Dezenber  1846  eintretendes  Be- 
freiungen der  Miethsfithrleute  von  der  Entriditnng  einer  Abgabe  aa 
das  Postwesen  fOr  die  von  ihnen  beschalllen  Landesfuhren,  Gemeinde- 
und  Domanialfnhren. 

1846  Sept.  12.  Zirkular  der  General-Post-Direktion  wegen  BefOrdenuf 
von  postpfliehtigen  Sachen  durch  Fuhrleute. 

1848  May  12.  Instruktion  fOr  den  Pöstmspektar  der  HerzogthOmer  Schles- 
wig-Holstein* 

1848  May  19.  Verfßgung,  betreffend  die  Aulhebung  des  BesUUgtldei 
I6r  Briefe. 

1848  Juny  29.  Yerf&gung ,  betrefl'end  die  Aufhebung  der  bisheriges  Be- 
rechnung und  Bezahlung  des  BHef^rtos  in  Reichsbankgeld^ 

1848  Dexbr«  29«  Zirkular  an  sasiintllche  Postanstalten,  betreffend  die  nit 
dem  I.Januar  1849  eintretenden  neuen  Einrichtungen  im  Postteesau 

1848  Desbr.  80.  Bekanntnuiehung,  betreffend  die  mit  den  1.  Januar  1849 
eintretenden  veränderten  Posttaxen, 
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bß 


9J 

■3 


§clile«i¥*-IIol«teiii 

Bezeiehnnng 

der 

31  u  0  0  a  b  r. 


Geldbetrag  nach  der 

Bechnnng  für  1845. 

(Gesaromtausgabe 

d.  Königs.  Dftoemark) 

Antheil  derHer- 

zogthOmer 

in 

ReichMbklh.  iTb.Kour. 


Budget  der  Her- 
asogthOmer 

fttr  daa 

Jabr   1850 

in 

Mark.    |Th*  Koar, 


Pro- 

B«Bt- 

Antbeil 
ander 
Sad- 


I. 

H.a. 

n.b. 
in. 

IV. 

V. 

VI. 


1. 

2. 
3. 


4. 


Vif.  8* 
1. 

%. 
3. 

4. 

a. 

b. 
c, 

d. 


5. 


6. 

7. 
8. 


ZivUllate i 

Apanagen  der  künigl.  u. } 
fürstlichen  Personen   . 

ZurVollendung  d.  Schlos- 
ses Christianburg  . 

Geheime  Staatsrat!  .    .  ^ 

Provinzial-Slnnde      .    .  ) 

Auswärtige  Angelegen-  h 
beiCen   •.•«.. 

Statthalterschaft  mit  den 
Departements  u.  ihren 
BQreans 

Statthalterschaft    .    .    . 

Departenients-Cheft  .    . 

Beamten  in  den  verschie- 
denen Bureaus   .    .    . 

Gemeinschafll.  Bttreau- 
ausgaben   


Zusammen  VI. 

Scblesw.-Holslein  Kanzlei 

Kollegium    und    dessen 
Komptoire 

Statthalterschaft   .    .    . 

Regierung    und    dessen 
Komptoire      •    ..    .    . 

Justiz-  und  Polizeiwesen. 

Schleswig-Holstein-Lau- 
enburg-Oberapp.-Ger« 

Oberdikasterien     «    .    . 

Verschied.  Justiz-  u.  Poli- 
zei-Beamten u.OfScialen 

Sklaverei  in  Rendsburg 


Zusammen  4. 

Zuschuss  nir  dieGeistlich 
keit,  die  Kirchen  und  das 
Volksschulwesen    •    . 

Zuschuss  fOr  Arme,  Hos- 
pitaler n.  mildeStiftungen 

Medizinal-Kolleglum .    • 

Ansserordentl.  Ausgabe 
fOr   die    Geistlichkeit, 
das  Justiz-^  Polizei-  u,  1 
Bfedlzinalwesen  .    .    •  | 

B«d«At  FiBaas-SUtitUlc. 


(686200) 

343100 

(520719) 

260359 

(50000) 
C9500) 
4750 
(3520) 
1760 
(283640) 
141820 


V.  VII.  2. 
V.  VII.  2 

V.  VII.  1. 

V»  Vll.  3. 


^^^^,n.\    Der  Botr»!  bi  nicbt 
2590121  .  feMfeieut. 


197015!   158862 


3594 
1332 


V.  X.  1. 


107310   li0700 


18000 
45000 

118336 

101944 


— 

— 

35008 
22260 

26489 
16843 

38075 

28810 

32930 
48622 

24917 
36791 

12469 
5835 

9435 
4415 

99856 

75558 

18214 

13782 

17580 
7863 

13301 
5950 

11012 

8882^ 

283280 


V.VI.4. 
V.V1.1.U.2 

V.VI.8. 


V.  VUl.  1. 
V.  Vlll.  2. 

V.  Vlll.  3. 
V.  Vlll.  5. 


63545 


44280 


7200 
18000 

47834 

40778 


118312 


V.  IX.  1. 

V.  IX.  2. 
.  V.  X.  6.  a. 
hr.  Vm.  6. 
\    IX.  3. 


0,90 


0,63 

0,10 
0,26 

0,68 

0,59 


1,68 


92 
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Geldbetrag 

nach  derl 

• 

Rechnung  für  1845 

Budget  der  Her-  | 

Pro- 
B«at- 

.  bß 

a 

Bezeichnung 

(Gesammtnusgabe 

zogthG 

imer        1 

.    P 

j^_ 

d.  Königr.  Dänemark) 

fürdas           1 

AallieU 

• 

1 

der 

Antheil  der  Her- 

Jahr 

1850 

.0 
•    < 

31  u  0  0  a  b  r. 

zogthümer 
in 

in 

•UM«*. 

lleichsbkth.l 

Th.  Kour.l 

Mark.    |Th.Koar.| 

9. 

Wegewesen      .... 

460765 

341080 

V.  X.  3. 

— 

— 

10. 

Zuschu«»   für   wissen- 

schaftliche Anstalten  • 

88768 

67168 

V.  IX.  4. 

— 

11. 

Tanbstummen-Iustilat  in 

'»^ 

/ 

Schleswig 

19005 

14380 

V.  IX.  6. 

— 

— 

Zusammen  VJl* 

808404 

6l  1693 

— 

• — 



Vll.  b. 

Dänische  Kanzlei  *    .     . 

(392014) 

VIU. 

Departement  der  Justiz 

• 

1. 

Snhleswig-Hotstcin-Lau- 

enburgischesOberappel- 
lations-Gericht   .    •    . 

V.  Vll  4  a. 

« 

64924 

25969 

0,37 

2. 

Oberdikasterieu    .    .    . 

V.  Vll.  4.  b. 

94873 

37949 

0,54 

3. 

Verschiedene   Justizbe- 

^mw 

amten  und  Officialen  . 

V.  VII.  4.  0 

— 

25696 

10276 

0,15 

4. 

Von  der  Staatskasse  ab- 
zuhaltende   Krimiual- 

kosten 

— 

— 

15000 

6000 

0,09 

ö. 

Beiträge  der  Staatskasse 
zu  den  Strafanstalten  in 
Glückstadt  u.  zum  Un- 
terhalt der  Karren-Ge- 

fangenen in  Hendsburg . 

V.  Vll.  4.  d. 

— 

14906 

5962 

0,09 

6. 

Ausserordentl.  n.  onvor^ 

^^m 
^ 

hergesehene  Ausgaben . 

V.  Vll.  8. 

— 

3000 

1200 

0,02 

Zusammen  VIU 

-i- 

218399 

87358 

1,26 

IX. 

Departement   der  geist- 
lichen und  Unterrichts- 
Angelegenheiten. 

1. 

Aasgaben  für  die  Geist- 
lichkeit, die  Kirchen  u. 

' 

Volksschulen.    .    .    . 

V,  Vll.  5. 

— 

44519 

17808 

0,26 

2. 

Ausgaben  für  Arme,  Hos- 

pitäler u.  milde  Stiftungen 

V.  Vll.  6. 

— 

34013 

13605 

0,20 

3. 

Ausserordentl.  Ausgaben 
für  das  Kirchen-  und 

Schulwesen   .    .    •    . 

V.  Vll.  8. 

— 

35263 

14105 

0,20 

4. 

Ausgaben  f.  wissenschaft- 

liche Anstalten  .    .    « 

V.  Vll.  10. 

— 

246138 

98455 

1,42 

5. 

Taubstummen-Institut  in 

\  _ 

Schleswig 

V.  Vll.  11. 

— 

30000 

12000 

0,17 

Zusammen  IX. 

mmam 

389933 

155973 

a,25 

X. 

Departement  des  Innern. 

1. 

Kosten  der  Landes- Ver- 

sammlung  

V.  IV. 

— 

128300 

51320 

0,74 

2. 

Beamte. 

a. 

Schleswig-  Holsteinische 

Regierung.    .    •    •   ,. 

^^^ 

— 

76618 

30607 

0,44 
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• 

Geldbetrag  nach  der 

mmmss 

• 

■^            t    fl 

Hechnung  für  1845 

Budget  der  Her- 

•jK 

e 

Bezeicbnong 

( Gesam  mtausgabe 

zogthilmer 

Pro- 

s 

4ar 

dwKönigr.Däneroark). 

für  das 

Aaihetl 

i 

wr 

Antheil  der  Her- 

Jahr  1850 

ander 
Bad. 

•umme. 

< 

?l  u  0  0  a  b  r. 

zogthUmer 
in 

in 

Reichsbkth.|Th.Konr. 

Mark. 

Th.Kour. 

b. 

Beamte  beim  Eisenbahn- 

* 

wesen  ...... 

— 

— 

6137 

2455 

0,04 

c* 

Oberbeamte 

V.  XIII.  2. 

— 

101498 

40599 

0,68 

d. 

BaasvDgte 

— 

— 

14858 

5943 

0,09 

e. 

Andere  Administrafiv- 

Beamte  auf  dem  Lande 

— 

» 

2765 

1106 

0,02 

f. 

Städtische  Beamte     .    . 

— 

— 

15900 

6360 

0,09 

S* 

Polizeimeister  in  denStfid- 
ten  und  UnterofAcialeu 

auf  dem  Lande  •    .    . 

— 

— 

17589 

7036 

0,10 

Zusammen  2. 

— 

— 

235265 

94106 

1,86 

8 

Wej;ewesen.    .    ,    .    . 

V.  vn.  9. 

.^ 

747455 

298982 

4,29 

4. 

Hafen-Arbeiten     .    .     . 

— 

— 

26708 

10683 

0,15 

5. 

Gesundheitspolizei. 

a. 

Medizinalwesen    •    .    . 

V.  VII.  7. 

— . 

15612 

6257 

0,09 

b. 

Quarantainewesen    •    . 

V.  XII. 

— 

1030 

412 

O.Ol 

Zusammen  5. 

— 

— . 

16672 

6669 

0,10 

6. 

Gest&twesen     .    •    .    • 

V.  XIV. 

— 

.. 

-» 

— 

7. 

BefOrdernngsausgaben   . 

V.  Xlll.  6. 

— 

3Q000 

12000 

0,17 

a 

Yerschiedene  Ausgaben. 

— 

— 

30000 

12000 

0,17 

Zusammen  X. 

— 

— 

1,214400 

4857C0 

6,98 

XL 

Generalzollkammer   und 
Kommerzkollegium. 

1. 

Kollegium    und    dessen 
Komptoire 

(70360) 

35180 

26619 

— 

— 

— > 

2. 

ZoUwesen  indenHerzog- 
thümer  und  der  schles- 

• 

wig-holstein- Kanal  •    . 

492659 

372779 

V.  XX.- 7. 

— 

— 

3. 

Zoll  -  Konsumtionswesen 

in  Dänemark  .... 

(829084) 

— 

..-. 

.    — 

— 

4. 

Handels  -  Konsulat -Aus- 

gaben      

(13606) 

— 

— 

— 

— 

»     6 

Dänische  Besitzungen  auf 
Guinea^  dänisch-ostindi- 

sche Besitzungen      .    . 

6803 

6147 

— 

— 

— 

6. 

König].    Porzellanmbrik 

nnd  Industriefonds  .    • 
Zusammen  XL 

(28655) 

— 

— 

— 

634642 

404545 

..^. 

.— 

XII. 

Quarantainewesen     .    . 

(21562) 

10781 

8157 

V.  X.  5.  b. 

— 

— 

XDI. 

Rentekammer 

- 

1. 

Kollegium    nnd    dessen 

(86933) 

» 

«                   fr 

Komptoire  .,••.• 

43466 

32889 

— 

— 

— 

»2 
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mssss 

Geldbetrag  nach  der 

i 

■k            •    ■ 

Bechnung  ffir  1815 

Budget  der  Her- 

BeieichHODg 

(Gesammtausgabe 

zogthOmer 

Pro- 

i»m 

d.  KÖnigr.Dttnemark) 

für  das 

Antheil 

^ 

m9W 

Antheil  der  Her- 

Jahr  1850 

ander 

** 

< 

31  tt  0  0  a  b  c. 

zogthümer 

in 

Reichsbkth.jTh  Kour. 

in 
Mark.     Th.  Konr. 

sanaie. 

2. 

Oberbeamten     .... 

(84428) 

^ 

32078 

24272 

V.  X.  2.C 

— . 

.—. 

3. 

Hebongsbeamteu   .    .    . 

(73160) 

25521 

19311 

V.  XX.  2. 

^ 

-» 

4. 

Landweseosbeamteu  .    . 

(CG 14) 

4302 

3255 

V.  XX.  3. 

— . 

— . 

6. 

Bfotrikuliraog  .... 

(20700) 

10350 

7831 

— 

— 

— 

6. 

Wegewesen  Im  Königr. 

(286Z54) 

(V.  VII.  9.  u. 

7. 

Unterstatzang  zur  FDr- 
denmg  des  Flachsbaues 
und  der  Fischerei^  sowie 
snm  Anbauen  von  Färbe- 

X.  3.) 

(4880) 

pllansen 

2440 

1846 

V.  X.  7. 

— 

^_ 

8. 

PHünien  für  die  Fischerei 
unter  Island    •    .    .    • 

(2545) 

0. 

Jnstizkasse  -  Ausgaben, 
sowie  auch    Kriminal- 

(17630) 

• 

kosten 

8815 

6S70 

•,_ 

— 

... 

10. 

Steinbruch  oufBomhoIoi 

(1000) 

11. 

Verschiedene    Ausgaben 

(21192) 

5479 

4146 

— 

— . 

._ 

12. 

KönigL  Gebäude  .    .    . 

(193652) 

r 

42460 

32128 

V.XX.5.U. 

_ 

mmm. 

18. 

Ausgaben  fQr  Island 

(12966) 

6.  d. 

Zusammen  XIII. 

174911 

132349 

■  — 

— 

— 

XIV. 

Direktion  des  GestQtwe- 
wesens. 

1. 

Veterinfirschule    •    .    . 

(12440) 

■ 

6220 

4706 

(  V.  X.6. 
13999] 

%. 

Frederiksborger  Stuterei 

(15000) 

8. 

Zur  Forderung  d.  Pferde- 

(37000) 

sucht     

18500 

Zusammen  XIV. 

24720 

18705 

— 

— 

XV. 

Staatssekretariat  f.  Gna- 

densaehen    

(250840) 
1254)0 

94901 

V.  XX.  1 1. 

— 



XVI 

General-Post-Direktion  . 

(751673) 

V.  XX.  8. 

.1. 

^^^ 

375836 

284382 

XVll. 

Direktion  fQr  die  Staats- 
schuld  und  den  sinkenden 
Fonds    

(48692) 

24346 

18422 

— 

— 

.. 
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Bezeichnung 

der 

Sl  u  0  g  a  b  f. 


Geldbetrag  nach  der 

Rechnung  für  1815 

(Gesammtausgabe 

d.Königr.Dtuieniark). 

Antheil  der  Her- 

zogthnmer 

in 

Reichsbktb.  jTh.Koiir. 


Budget  der  Her- 
zogÜiQiner 

für  das 

Jahr  1850 

in 

Mark.    |Th.Koiir. 


Pro- 

B«at- 

Aalheil 

ander 

Ead- 

•amm«« 


XVlll. 


XIX. 

1. 


2. 
3. 
4. 


5. 


6. 

7. 

8. 

9. 

10. 


XX. 

a. 
b. 

2, 
3. 
4. 
5* 


Direktion  fllr  die  Univer- 
sität und   die  gelelirten 

Schulen 

Finanz-Deputation. 
Kollegium    und    dessen 
Komptoire 


(22484)        — 


Münzen   . 
Pensionen 


Vergiftung  an  die  allge- 
meine Witt^enkasse 
für  den  beim  Ableben  von 
Beamten  restirendenEin- 

schnss    

Beitrag  der  Finanzkasse 
KU  Wittwenpcnsionen 
in  den  Herzogth.   u.   in 
den  Kolonien  .... 
Beförderung  kgl.  Dienst- 
sachen mit  d.  Fahrpost  « 
Honorare  f.imStaatsdienste 
ausgeführte  Arbeiten     • 
Zur  Forderung  der  >Yis- 
senschaft  und  Künste  . 
VerKchied.  wissenschafll. 

Arbeiten 

Zruschuss  für    verschie- 
dene unter  die  übrigenDe- 
partements  nicht  gehö- 
rige Institute  und  Staats- 
Einrichtungen      .    .     . 


Zusammen  XIX. 

Departement  d.  Finanzen 

Finanzbeamte. 

die   Schleswig-Holstein- 

sche  Hauptkasse      .    . 

die  Münze  in  Altona  .    . 


(46461) 
23231 
(10736) 
5368 
(1,196826) 
598413 


17578 

4062 

452799 


v.XX.  La. 
v.XX.  1.  b. 
V.  XX.  10. 


(6478) 

3239 

2451 

(25256) 

12628 

9555 

\25177) 

12588 

9525 

(32174) 

16087 

12173 

(39798) 

19899 

15057 

(28656) 

14328 

10841 

(122106) 

2162 

1636 

707943 


V.  XIX.  1. 
v.XIX.  2. 


535677 


23888 
9442 


9555 
8778 


V.  Xlll.  3. 
V.  Xlll.  4. 


Zusammen  l. 
Steuerhebnngsbeamten  . 
Land  Wesensbeamten  .  . 
Bnubeamte  ..... 
Beamte  u.  Offtzialen  bei  d.  I 
LandesschlOfsern«    •    •|v.X111.9. 


33330 

55036 

8186 

3811 

6284 


13333 

22014 

3274 

1524 


0,14 
0,05 


0,19 
0,32 
0,05 
0,02 


25141  0,04 
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Geldbetrag  nach  der 

1 

"^"^^ 

• 

a^              ■     V 

Rechnung  für  1845 

^Budget  der  Her- 

a 

BezeiehDUBg 

(Gesammtausgabe 

zogthömer 

Pro- 

der 

d.KOuigr.Dänemark). 

für  das 

Aatheil 

J 

**w» 

Authetl  der  Her- 

Jahr  1850 

»nder 

1 

31  u  0  0  a  b  r. 

zogthümer 
in 

in 

Bb4. 

Reichsbkih.|Th.Kour. 

Mark.    1 

Th.Konr. 

6. 

Ausgaben  fQrdieVerwal- 
tuiig  der   Domänen,  für 
die  Landesschlösser  und 
andere  Staatsgebäude. 

• 

K- 

a. 

Ausgaben  des  Forstwe- 

sens   

— 

— 

277476 

110990 

1,60 

b. 

Ausgaben  fOr  die  einzel- 

nen Domänen  .    «    .    . 

— 

— 

84660 

88864 

0,49 

c. 

far  Bauten  und  Repara- 
turen   nebst     sonstigen 
Ausgaben  bei  den  Do- 

mänen PachtstQcken     • 

— 

— 

97262 

88906 

0,56 

d. 

für  Bauten  und  Repara- 
turen bei  den  Landes- 
scUÖssern    und   andern 

Staatsgebäuden    .    «    . 
Zusammen  6, 

V.  XUI.  9. 

— 

310O0 

12400 

0,18 

— 

— 

490398 

196159 

2,83 

7. 

Ausgaben   für  Verwal- 

tung des  Zollwesens    . 

V.  XI.  2. 

— 

967425 

386970 

5,56 

a 

Ausgaben  fßr    Verwal- 

tung des  Postwesens    . 

V.  XVI. 

— 

580178 

232071 

3,34 

9. 

Ausgabea  fitr  das  Fähr- 

wesen    .«...• 

—^ 

— 

5442 

2177 

0,03 

10. 

Ausgaben   lür  das  Pen- 

sionswesen •    •    •    •     • 

v.XIX.  3. 

_ 

562000 
48000 

224800 
19200 

3,22 

11. 

Unterstützungen    •    «    . 

V.  XV. 

r 

0,28 

12. 

Ausgaben  auf  das  Slaats- 

schuldenwesen      .    .     . 

v.  XXI. 

— 

383958 

153583 

t,20 

13. 

Verschiedene  und  verän- 
derliche   Ausgaben  bei 
der  Finanz  -  und  Steuer- 

Verwaltimg     .... 

V.  XXII. 

— 

85000 

14000 

0,20 

14. 

Ausserorden tiiche    Aus- 

gaben    .•.••« 
Zusammen  XX. 

— 

— 

211500 

84600 

1,22 

.. 

— 

3,390548 

1;356219 

19,50 

XXI. 

Verzinsung    uud   Abbe- 
zahlung  d.  Staatsschuld 

1. 

Zur  Tilgung    .... 

(2,060930) 
1,030465 

779718 

2. 

Zur  Verzinsung  .    .    . 
Zusammen  XXL 

(4,017703) 
2,008852 

1,520032 

fv.  XX.  12. 

*"^ 

^MMMB 

3,039317 

2,299750 

* 

-> 

— 

XXII. 

Unvorhergesehene  u.  un- 
bestimmte Ausgaben     . 

(832482) 

« 

416241 

314966 

r.  XX.  18. 

— 
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Bezeichnung 

der 

31  u  0  g  a  b  e. 


Geldbetrag  nach  der 

UechnuDg  für  1845 

(Gesammtausgabe 

d.Köiiigr.Dänemark). 

Anlheil  der  Her- 

zogthttmer 

in 

RclcJisbkth.lTh.Kour. 


Budget  der  Her- 
zogthUmer 

für  das 

Jahr  1850 

in 

Mark.    [Th.Kour. 


Pro- 

xenU 

Anihtü 

ander 

Bad- 

■umlnt.' 


XXlii. 
A. 
1. 


B. 
1 

3. 


Departement  der  Militär  - 
Verwaltnng  mit  Zubehör 
Admiralitats  -  und  Kom- 
missariats-Kollegiuro. 
Seemilitäretat  mit  allem 
Mas  dahin  gehOrt    •    . 

Ausgaben  der  besondern 
Fonds  des  Seeetats  .    . 

Auftchlammungswesen  u. 
zwar  Zuschuss  aus  der 
Finanzkasse  (diese  An- 
stalt besitzt  noch  beson- 
dere sonstige  Einnahmen, 
welche  zum  Theil  eben- 
ftüls  verwandt  werden) 

Befestigungsarbeiten  auf 
der  Kopenhagener  Rhede 

Zusammen  A. 

General-  Kommissariats- 
Kollegium  und  zwar: 
Landmilitilr    mit    allem 
was  dahin  gehört     •    . 

Aus  den  besondern  Fonds 
^es  Landmilitär  .  •  . 
Kriegshospitalkasse  •    . 

Znsammen  B. 
Znsammen  XKIII« 


(1,010000) 
510000 

(93046) 


(26060) 
13025 

(1000) 


385900^ 


V.  XXIV. 
B. 


9855) 


A. 

1. 
2. 
3. 
4. 


523025 


(3,205789) 
1,652894 

(18361) 

(67769) 

33879 


395755         — 


1,212856 


25635 


V.  XXIV. 
A. 


1,636773    1,2384911        —       j       —      (     - 


2,159798 


XXIV.    Departement  des  Kriegs 
Wesens  (ist  im   Budget 
nur  für  Januar  bis  März 
berechnet     und    wurde 
hier  auf  12  Monate  um- 
gerechnet). 
Landmilitäretat 
Geldverpflegung  d.  Armee 
Nnturalverpfleg.  d.Armee 
3.  {Quartier-  u.  Fnhrgelder  f     vytii  r 
*- "  Material  der  Armee  (incL  v.äaiii.d. 
450000  Mark  fOr  die  He-  \ 
serve      ••,.••< 


1,634246 


l 


5,413440 
1,223408 


3,946612 


2,165376 
489363 


31,12 
7,03 


1^78645]  22,69 
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1 

1- 

BezekhDung 

der 

31  u  0  g  a  b  e. 

Geldbetrag  nach  der 

BeuhnungfHr  1845 

(Gesammtausgabe 

d.K5nigr.Danemark). 

Antheil  der  Her- 

zogthümer 

in 

Keicbsbkih.  |  Th.Konr  • 

Budget  der  Her- 
zogthnmer 

ftirdas 

Jahr  1850 

in 

Mark.    [Th.Kour. 

Pro- 

Benl- 

Antbeil 

«■der 

•  Bnd- 

s«mine. 

5. 
6. 

7. 

8. 
9. 

Neu-u.  Heparatur-Bauten  \ 
Garntsons*  n.  Lazaretb-'^ 

Anstalten 

Pensionen    und    Unter* ' 
Stützungen      .... 
Christianspflegehaiis  .    . 
Unvorhergesehene   Aus- 
gaben      1 

1 
v.XXiU.B. 

• 

200000 

* 

189276 

90000 
45000 

200000 

< 

80000 

75710 

36000 
18000 

80000 

1,15 
1,09 

0.52 
0,26 

1,15 

B. 

Zusammeu  A. 

Seeetat    ••••.. 
Zusammen  XXIV. 

Uebrige  GeM'innungskos- 
ten,  welche   ausser   XI 
2  und  XVI  nicht  anf- 
geAUirt  sind    •     .    .     . 

v.xxm  A. 

11,307736  4,523094 
320000     128000 

65,01 
1,84 

685157 

518435 

11,627736 

(flclioii  mit 

4,651094 

«■fgefUhrt.) 

66,85 

Hauptsumme 

9;839303 

7,415081 

1 17,393858 

1 6,9575411 100,- 

Anmerkangeii  zu  vorstehender  Tafel« 

Die  Aufnahme  eines  früheren  Jahrs  schien  erforderlich, 
um  StoflF  zu  Vergleichungen  darzubieten,  jedoch  hat  dabei 
nicht  vermieden  wei'den  können,  durch  Berechnung  die  An- 
theilsumme  der  Heraogthümer  zu  suchen,  wenn  solche  nicht 
schon  feststand.  Der  Gesammtbetrag  der  Ausgabe  des  König- 
reichs und  der  Hei'zogthümer  ist  durch  die  eingeklammerten 
Zahlen  angegeben,  auch  sind  für  diese  Gesammtausgaben  die 
Abschlüsse  gemacht .  so  dass  eine  vollständige  üebersicht  bei- 
der Rechnungen  erreicht  wird. 

Zu  IL  a.  Zahlungen  an  die  Mitglieder  der  herzoglichen 
Häuser  Schleswig  -  Holstein  -  Sondorburg,  sowohl  Glücksburg 
als  Augustenburg. 

Zu  VI.  Sowohl  ein  jedes  der  beiden  Mitglieder  der  SCall- 
halterschaft  als  die  fiinf  Departements -Chefs  empfingen  9000 
Mark  Kour.,  die  Bureau- Chefs  von  ?250  J)is  3750  Mark,  die 


—    14«5    — 

Expedienten ,  Revisoren  u.  &  w.  von  750  bis  2000  Mark,  Schrei- 
ber 600  bis  800  Mark. 

Zu  VIII.  1.  Ein  Präsident  und  acht  Rälhe;  Lauenburgs 
Beilrag  ist  3500  bis  3600  Rsbkthlr.  —  2.  Jedes  der  beiden 
Obergerichle  hat  einen  Direktor  und  6  Rälhe  mit  1600  bis 
2000  Rsbkthlr.  Gehalt.  —  5.  Die  Sh^afanstalten  in  Olilckstadt 
haben  noch  jetzt  ihren  eigenen,  von  der  Haupt -Staatskasse 
unabhängigen  Haushalt,  indem,  auf  Grund  einer  Verrügung 
vom  19.  Dezember  1837,  jährlich  28000  Rsbkthlr.  über  die 
einzelnen  Gemeinden  besonders  verlheilt  werden.  Mit  dieser 
Summe,  mit  Kapitalzinsen,  der  Einnahme  aus  dem  Glück- 
stadter  Lombard,  dem  Ertrage  der  Arbeiten  der  Züchtlinge 
und  mit  den  Vcrpflegungsgeldern  flir  die  Züchtlinge  aus 
Lauenburg  und  dem  oldenburgischen  Fürstentfaum  Eutin,  be* 
stritten  die  Strafanstalten  ihre  Ausgaben,  worunter  namentlich 
Zinsen  und  Abtrag  einer  im  Jahre  1849  noch  100000  Mark 
betragenden  Schuld  (z.  v.  Patent  vom  23.  Dezember  1843). 
Zuschüsse  der  Staatskasse  wurden  nur  für  ausserge  wohn  liehe 
Ausgaben  in  Anspruch  genommen.  Leider  enthalten  die  fi* 
nanziellen  Vorlagen  über  die  Verwaltung  dieser  Anstalten  gar 
keine  Auskunft,  was  um  so  mehr  zu  bedauern  ist,  weil  die- 
selben schon  sehr  früh  Tur  Deutschland  verbesserte  Einrich- 
tungen bekommen  halten.  Nur  in  den  Ravitschen  Jahi*büchern 
und  in  Falcks  Staatsbürgerlichem  Magazin  finden  sich  über 
diese  Anstalten,  so  wie  zur  Statistik  der  Rechtspflege  über- 
haupt einzelne  Nachrichten,  wogegen  die,  auf  Veranlassung 
einer  Preisfrage,  im  Jahre  1846  erschienenen  Schriften  über 
Anlegung  von  Zwangsarbeitsanstalten  in  den  HerzogthÜmem 
(Rau  Archiv  Bd.  YIll  Anzeige),  gelegentlich  über  die  Glück- 
sladter  Strafanstalten  Einiges  mittheilen.  So  beispielsweise, 
dass  dieselben  im  Jahre  1845:  238675  Detentionstage  hatten, 
was- einer  durchschnittlichen  Zahl  von  654  Züchtlingen  ent- 
spricht, dass  die  Besoldungen  nur  5727  Thlr.  Kour.  erforder- 
ten und  der  Unterhalt  jedes  Züchtlings  jährlich  im  Durchschnitt 
44  Thaler  kostete. 

Zu  IX,  1.  Nur  verhältnissmässig  geringe  Zuschüsse  zu 
den  Ausgaben  für  das  Kirchen-  und  Schulwesen,  welche  vor- 
zugsweise   aus  eigenen   Fonds  bestritten,   oder  von  den  zu* 


-    1466    — 

nächst  Betheiligten  getragen  werden.  Die  finanzielte  Stellung 
der  Lehrer  war  im  Allgemeinen  schon  früher  als  anderswo 
Gegenstand  der  Füi'sorge  der  Staatsverwallung  (z.  v.  die  zwi- 
schen 1800  und  1808  erlassenen  Schulordnungen  —  und  die 
allgemeine  Schulordnung  vom  24.  August  1814).  Bemerkens- 
werth  ist,  dass  das  von  Bell  und  Lancaster  vorgeschlagene 
Verfahren  des  toechselseUigen  Unterrichts  schon  seit  1819, 
sowohl  im  Königreiche  als  in  den  Herzogthümern ,  nach  vor- 
gängiger kommissarischer  Prüfung  und  Versuchen,  angenom- 
men wurde  und  jetzt  in  der  Mehrzahl  der  Schulen  eingePührt 
ist  (z.  v.  Reskript  vom  29.  May  1824  und  Zirkular  vom  8.  Au- 
gust 1839,  auch  das  seit  1838  in  holst.  Oldenburg  erschei- 
nende Schleswig  -  Holsteinsche  Schtüblatt  und  die  im  Jahre 
1846  von  Paulsen  herausgegebenen  Schul-Statistiken  für  Schles- 
wig und  für  Holstein;  auch  Ravit  Jahrbücher).  In  Eckern- 
forde  besteht  eine  Kommission  zur  Förderung  der  wechsel- 
seitigen Schuleinrichtung.  —  Das  Schullehrer  ^^  Seminar  zu  Se- 
geberg  (früher  in  Kiel  ein  Seminar  seit  1780)  besitzt  etwa 
75000  Mark  Kapitalvermögen  und  hat  von  den  Zinsen  dessel- 
ben, so  wie  durch  die  Kalenderabgabe,  die  Abgabe  der  Schul- 
buchhandlung,  einen  Staatszuschuss  von  5325  Mark  u.  s.  w., 
eine  Gesammteinnahme  von  etwa  14000  Mark,  mit  gleicher 
Ausgabe  (Eröffnungs  -  Bekanntmachung  vom  24.  September 
1839^  Regulativ  vom  16.  Januar  1844).  Das  Kapital-Vermö- 
gen des  SchuUehr er -^  Semmars  in  Tandem  beträgt  30000  Mk. 
Kour.,  seine  Gesammteinnahme  liOOOMark,  wovon  4687  aus 
der  Staatskasse  (Sliflungsurkunde  vom  17.  November  1786 
und  Regulativ  vom  12.  Dezember  1829).  Im  Durchschnitt 
war  die  Zahl  der  aus  diesen  Seminaren  Entlassenen  jährlich 
60  bis  70  Zöglinge. 

Zu  IX.  4.  Unter  den  Ausgaben  für  wissenschaftliche 
Anstalten  steht  die  Universität  in  Kiel  obenan  mit  137460  Mark, 
wozu  an  eigenen  Einnahmen  des  akademischen  Fiskus  10881, 
der  Bibliothek  und  Stiftungen  10273  kommen.  Dieser  Ge- 
sammteinnahme von  158614  Mark  entspricht  eine  gleiche  Aus- 
gabe, wovon  auf  Gehalte  etwa  120000,  auf  die  Bibliothek 
für  Bücherankäufe  3200  Mk.  kommen.  Nach  dem  Normal- 
reglement vom  15.  Dezember  1845  sollte  der  Etat  aller  Ein- 


—    1467    - 

nahmen  und  Ausgaben  jährlich  84000  Rsbkthtr.  betragen.  Die 
Zahl  der  Fakullätslehrer  war  bis  i848:  47,  der  Studironden 
an  200  (Sliftungsbrief  vom  29.  September  1665,  Instruktion 
für  den  Kurator  vom  13.  J»my  1820,  Reglement  für  das  aka- 
demische Konsistorium  vom  31.  July  1801,  Tür  den  Quästor 
vom  17.  September  1783>  den  Syndikus  29.  August  1788, 
für  die  Bibiiotheks-Verv?aItung  vom  -18.  November  1826.  über 
die  Erlangung  akademischer  Würden  vom  9,  August  1800).  — 
Die  Gelehrtenschulen  (Regulativ  vom  28.  Januar  1848)  in  Schles- 
wig, Flensburg,  Hadersleben,  Husum,  Altena,  Glücksladl,  Mel- 
dorf, Ploen,  Kiel  und  Rendsburg  erforderten  einen  Zuschuss 
von  108677  Hark  aus  der  Staatskasse;  ihre  Gesammteinnahme 
ist  etwa  130000  Mark  und  sie  mögen  fast  500000  Mark  Ka- 
pitalvermögen besitzen  —  Das  im  Jahre  1799  eröffnete  Taub- 
slununen '  Institut  in  Schleswig  mit  80  bis  100  Zöglingen  em- 
pfangt 30000  Mk.  aus  der  Staatskasse  nur  als  Vorschnss,  in- 
d^m  die  Kosten  desselben  alle  drei  Jahre  festgestellt  und 
dann  als  besondere  Steuer  auf  das  Land  vertheilt  werden; 
sein  Jahresbedarf  ist  26  bis  27000  Mark,  auch  stehen  einige 
Legate  mit  demselben  in  Verbindung. 

Zu  X  3.  Die  Gesammtausgabe  auf  das  Wegev)esen  ist 
747455  Mark,  wovon  auf  die  Beamten  33000,  zur  Einlösung 
und  Erbauung  neuer  Strassen  377000  (40  bis  50000  Rsbkthlr. 
für  1  Meile),  behuf  des  Unterhalts  der  vollendeten  Staatsstras- 
sen 218000  (der  eigentliche  Unterhalt  scheint  durchschnittlich 
für  1  Meile  Länge  etwa  1 600  Rsbkthlr.  zu  erfordern) ;  für  Ne- 
benlandstrassen  und  Nebenwegen  91000  Mk.  u.  s.  w.  Die 
wesentlichsten  Bestimmungen  über  das  Wegewesen  finden  sich 
in  nachbezeichnelen  Verordnungen : 

1839  Novbr.  12.  Verordnungen  Ober  den  TrAcht-Verkehr  und  den  Weg- 
f;eldtarif  auf  den  Chausseen  des  Hzths.  Holstein. 

1842  März  1.  Wege^Verordnung  für  die  HerzogCh.  Sehleswig-Holstein, 
nebst  angehängter  Uebersicht  der  HaupUandstrassen  und  deren 
1  Lange;  auch  des  Chausseegeldtarifs  und  einer  Anweisung  zur  Le- 
gung  dauerhaften  Steinpflasters  (fOr  jede  zu  chaussirende  Meile  wird 
ein  Beitrag  von  15000  Rsbkthlr.  oder  9375  Thlr.  S.  H.  Kour.  zur 
Hälfte  von  jedem  Herzogthum  aufgebracht). 

1812  AprU  9.  Regulativ  fOr  die  Verwaltung  der  Kunststrassen  in 
dem  Hzth.  Schleswig- Holstein -Laneid>arg. 
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IBA2  Oktbr.  18.    Dimstreglement  tfk  den  ChaoMee-AaAelier. 

184!l  Novbr«  19.     Aus  einem  Hescript  des  General  -  Zollkanuner  -  und 

Kommerz-Kollegiums  geht  hervor,  dass  eine  Meile  =:  24000  däni* 

sehe  Fuss  oder  1613' /t  holsteln.  Ruthe  ist. 

1843  Febr.  17.  Gesetz  wegen  Vertheibtng  des  zo-  den  Kosten  des 
Kunststrassenbaus  anfkubriiigenden  Beitrags  (in  den- Landdistrikten 
nach  dem  Steuerwerth  der  Grundstückb  und  dem  Brandkassenwerth 
der  zur  Haussteuer  angesetzten  Gebäude ;  in  den  Stfidten  nach  dem 
Brandkassenwerth  der  H&user  und  dem  Betrage,  wofQr  die  städti- 
schen Grundstücke  zur  Bankhaft  angesetzt  sind). 

1844  Jan.  19.   Tarif  für  die  Erhebung  des  Wegegelds  auf  den  Chausseen, 

Ende  1847  waren  in  den  Herzogthümern  an  80  Meilen 
Chausseen  vollendet,  seitdem  sind  ferner  eingelöst  und  gebaut 
etwa  10  bis  12  Meilen. 

Zu  X.  5.  Unter  den  ^Ausgaben  für  die  Gesundheitspßege 
sind  2200  Rsbthlr.  Tür  die  Hebammen^  und  Gebähranstalt  in 
Kiel  (Instruktion  vom  26.  März  1844,  Gesammtausgabe  4500 
Bsbthlr.)  und  für  die  Quarantäne  ^  Kommissionen  in  Tönning, 
Hoyer,  Bredstedt,  Wyck  und  Husum  540  Rsbthlr.  (Patent  über 
die  Errichtung  einer  eigenen  Direktion  der  Quarantäne  -  An- 
stalten vom  19.  Otober  1804.) 

Zu  X.  6.  Die  Tür  das  Gestütwesen  erforderlichen  Kosten 
werden  durch  die  Pachteinnahme  von  den  Hengsten  ungefähr 
gedeckt,  in  einzelnen  Jahren  war  Zuschuss  erforderlich.  Die 
Gesammtausgabe  für  die  vorhandenen  7  Landbeschäler  war 
1848:  1775  Rsbkthlr. 

Zu  XX,  6.  a.  Die  ausgaben  auf  das  Forstwesen  verthei- 
len  sich  in  Mark  Kour.  wie  folgt:  1.  Besoldungen  72041,  Diä- 
ten, Vergütungen,  Porto  20654,  Bauunterhalt  30000,  Kultur- 
und  Forstverbesserungs  -  Arbeiten  39874  ,  Aufhauungs  -  und 
Transport-Kosten  68232,  Sonstige  13750,  Werth  der  Deputate 
für  die  Foi'slbeamten  32923.  Diese  Ausgaben  zum  Ueber- 
schusse  von  138720  Mk.  gerechnet,  ergeben  als  BoAertrag 
der  Forsten  416200  Mk.  (166480  Thir.  Kour.) 

Zu  XX.  7.  Die  Gesammtsumme  der  Ausgaben  des  Zolh 
Wesens,  in  Schleswig  288343,  in  Holstein  679082  Mk.  ite- 
tragend,  zerfällt  in  nachstehende  Titel: 

1.  Ausgaben,  welche  von  den  ZoIUntraden  vorweg  abgehalten  werden : 

a.  Verwultungskosten  bei  den  einzelnen  Zollftmtern     .    .  '•    578420 

b.  OberzoUlnspektorate  und  Grenzzollinspektorate    .    •    .    .      28250 
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e.  Kreazsollweflen: 

aa.  an  der  Weatkdste 52140 

bfe.  an  der  Os(ka«te    •    » 26828 

d.  Gensdartnerie  « •  76^05 

e.  andere  allgemeine  VerwaUungskosteu  beim  Zollwesen  .    •  51205 

f.  I^euchtfeaeransgaben     .    •    .    • «   .    .    •  6872 

g.  das  Tonnen-  and  Barkenwesen 19777 

2.  Aasgaben  fQr  die  Eider  and  den  Schleswig  •  Holsteinischen 
Kanal,  welche  von  den  Kanal  -  Einnahmen  vorweg  abgehal- 
ten werden 126228 

3.  Der  Industriefonds »•••.••  — 

4.  Das  Lootsenwesen 1000 

5.  VnterstQtzungsfonds  fOr  Zollbeamte    ..•••.•..  10100 

967425 

Zu  XX  8.     Einzelheiten  von  den  Ausgaben  für  die  Ver- 
waltung des  Posiwesens: 
A,  VerrvaUungskosten : 

1.  Zentral  -  Verwaltung  .    •    .    •    • 6950 

2.  Lokal- Verwaltung:  * 

a«  Gehalte  der  bestallten  und  auf  Zeit  angestellten  Be- 
amten ♦    .    .    • «  110618 

b.  Komptotrkosten       .    .    *    • «  62609 

c.  Miethzhis  f(\r  Hüuser  und  andere  Räumlichkeiten  .    •  3260 

d.  Anschaflbng  und  Reparatur  von  Inventarienstttcken  •  9000 

e.  Porto- Vergütung  an  auswärtige  Post  -  Verwaltungen  63800 

f.  Besoldung  und  Bekleidung  der   auf  Zelt  angestellten 
Unterofficialen  •    « •  21941 

g.  Landposten •    •    .    •    .  1500 

h,  Prozentantheil  der  Beamten  an  der  Einnahme  •    .    •  6200 

i.  Transportkosten    •    *    • •    •    •  270000 

k.  Papier-  und  Druckkosten      ..«•.••.»  8000 

1.  Verschiedene  und  zufällige  Ausgaben 11100 

Zusammen  2:    568028 
B«  Lasten »    .       5200 

Zosammeit    580178 

Zu  XX,  10  und  11.  Für  Pensionen,  Wartegelder  und  Un- 
terstützungen finden  sich  im  Etai  für  1850:  610000  Mark  oder 
3,50  %  aller  Ausgaben,  was  unverhältnissniässig  viel  seyn 
würde,  wenn  nicht  die  obwaltenden  Verhältnisse  diese  Ver- 
wendungen vollständig  gerechtfertigt  hätten.  Die  wirkliche 
Ausgabe  hierfiir  war  1848:   24S383  Rsbkthlr.  oder  458400 
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Mark,    1849:    491780  Hark,    1850   der  Anschlag  v^'te  oben 

610000  Mark. 

Zu  XX.  12.  Das  Staatsschuldentcesen' Qrtorderi  einen  Auf- 
wand von  1 1 4934  Rsblclhlr.  oder  202417  Mark  im  Jahre  1848; 
von  189754  Mark  im  Jahre  1849;  von  383958  Mark  im  Jahre 
1850.  —  Hierbei  f}tcft<  berücksichtigt  ist  die  dem  Königreiche 
Dänemark  und  den  Herzogtbümern  Schleswig-Holstein  gemein- 
schaftliche Schuld ,  welche  nach  der  Rechnungsübersicht  für 
1847  am  1.  Januar  1847  die  Summe  von  106,314520  Rsbkthlr. 
oder  201,111632  Mark,  oder  80,444653  Thir.  preuss.  Kour. 
betrug*,  indem  noch  unentschieden  ist,  welchen  Theil  die  Her- 
zogthümer  davon  2u  übernehmen  haben  werden.  Jene  Aus- 
gabesummen enthalten  Renten,  Zinsen  vop  Kautionen,  Depo- 
siten, Kapitalien  einiger  Anstalten  und  sodann  die  Zinsen  der 
von  Jen  Herzogihümem  genuichlen  Anleihen.  Dieses  sind  Fol- 
gende: eine  gezwungene  Anleihe  von  4,500000  Mark  S.  H. 
Kour,  gegen  4Vo  Zinsen,  Jaut  Gesetzes  vom  2.  May  1849; 
eine  gezwungene  Anleihe  von  4,000000  Mark  Kour.  zu  4% 
und  eine  als  Anleihe  eingezahlte  Kriegssteuer,  laut  Gesetzes 
vom  10.  April- 1850;  eine  nach  Maassgabe  des  Vermögens 
(1  Vo  nach  Abzug  der  Schulden)  aufzubringende  Anleihe  zu 
4Vo,  laut  Gesetzes  vom  4.  Oktober  1850  und  nach  einem 
ferneren  Gesetze  von  demselben  Tage  eine  Zwanganleihe, 
welche  nach  Maassgabe  (und  zum  Jahresbetrage  mit  etwa 
200000  ThIr.  Kour.)  der  Ansätze  zur  Einkommensteuer  aufzu- 
bringen war;  ausserdem  freiwillige  Darlehne  in  den  Herzog- 
thümerrv  und  aus  dem  übrigen  Deutschland  gemacht.  Der 
Geldbetrag  der  Ein:Sahlufigen  ftir  diese  Anleihen  ist  bis  jetzt 
öffentlich  nicht  bekannt  geworden.  Daneben  sind  an  unver-- 
zinslichem  Papiergeld  ausgegeben:  auf  Grund  des  Gesetzes 
vom  31.  July  1848:  3,750000  Mk.  S.  H.  Kour.  und  vermöge 
Bekanntmachung  des  Finanz -Departements  vom  11.  Oktober 
1850:  1,250000  Mark,  zusammen  5,000000  Mark  S.  H.  Kour. 
oder  2,000000  Tbaler  preuss.  Kour.,  welche  auch  dänischer 
Seits  bereits  anerkannt  sind  mittelst  Königl.  Reskripts  vom 
16.  März  1851,  jedoch  gegen  andere  Anweisungen  umgewech- 
selt werden  sollen  (Bekanntmachung  vom  24.  März  1851). 
Es  ^scheint  biemacb,  ab  ob  die  Herzogthttmer  (abgesehen  von 
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den  erhöhten  Steuern  und  Kriegs- Na turallasten)  Tür  Verthei- 
digung  ihrer  Rechle  binnen  3  Jahren  die  öflFentliche  Schuld 
um  mindestens  7,260000  Thir.  preuss.  Kour.  vermehrt  haben; 
—  auch  bekanntlich  ein  vergebh'ch  gebrachtes  Opfer, 

Zu  XXIV.  A.    Der  Bedarf  des  Depaiiemenfs  des  Kriegt" 
Wesens  war  nach  der  Staalsrechnung  von 

1848:     4J24464  Rsbkthlr.,  wovon  169138  auf  den  S^eetat 


■» 


319953 
862362 


kommen. 


320000 


oder      8,937100  Mark  Kour., 

1849  :  18,180780 

1850:  11,307744 
(Anschlag)    320000 

und  3,292687 
fiir  Vermehrung  des  Heers.  Diese  Vermehrung  scheint  indess, 
in  Folge  der  eingetretenen  Ereignisse,  vollständig  nicht  durch* 
geführt  zu  seyn.  Um  die  unbeschreiblichen  Opfer ,  welche 
das  kleine  Land  gebracht  hat,  auch  in  anderer  Beziehung 
darzulegen,  genügt  ein  Ueberblick  auf  die  Ist-' Stärke  der 
Schleswig "  HolsUinschen  Armee  a#/»  31,  De%ember  1850, 


Offi- 
ziere. 

Unter- 
offiziere. 

Spiel- 
lente. 

Strei' 
tende. 

Nieht" 
Steitende, 

Zuaam- 
tntn. 

1. 

Fussvolk 

661 

2571 

785 

29198 

1203 

34318 

2. 

Reiterei 

61 

196 

35 

1704 

— 

2996 

3. 

Artillerie 

78 

242 

262  Bomb 

38 

t. 

3434 

— 

4054 

4. 

Ingenieure 

14 

47 

41  Bomb 

.h 

321 

21 

446 

Zusammen    814     3359  860      34657       1224      41814 

Mithin  war  die  Ist-Stärke  41000  Mann  mit  814  Offizieren. 
Der  Pferdebestand  war  folgender: 

1.  Fussvolk    .    .    .      250  Reitpferde,      457  Zugpferde, 

2.  Reiterei     ...    1940         „  36  „ 

3.  Artillerie    ...      565         „  1700  ^ 

4.  Ingenieurkorps  16         ^ 20  ^ 

Zusammen    2771  Reitpferde,    2213  Zugpferde. 
Der  Bestand  der  bei   den  Feld  trappen  in  Gebrauch  be- 
findlichen Gewehre  und  Büchsen  war  folgender: 
4920  glatte  Infanterie  -  Gewehre  mit  Paient-Schwanzschrau- 

ben,  preuss.  Modell, 
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7761  glatte  Infanterie- Gewehre  ohne  Patent-Schwanzschrau- 
ben, preuss.  Modell^ 

3856     „  ^  n         n      Paten  l-Schwanzschran- 

ben,  dänisches  Modell, 

1321  Spitzkngelgewehre ,  dänisches  Modell, 

9980  n  Suhler  ^ 

763  Spitzkugelbnchsen ,  dänisches       r> 

9065  n  Lütticher        ,, 

Nach  Abzug  der  Besatzungstruppen  konnten  damals  32861 
Mann  ausrücken.  —  Der  dänische  Zuschnitt  hat  dieses  Armee- 
korps auf  nachbezeichneten  Kontingenis^Etat  für  Holstein  her- 
abgebracht (Juny  1851):  1.  Für  das  Fussvolk  in  4  Bataillonen: 
8  Stabsoffiziere,  16  Hauplleute,  24  Ober- und  24  Unter-Lieu- 
tenants, 160  Unteroffiziere,  256  Unterkorporale,  64  Spielleute, 
2304  Musketiere  und  Jäger,  zusammen  2856  Köpfe;  —  2.  für 
das  JDroj'oiicf-Regiment :  2  Stabsoffiziere,  4  Rittmeister,  60ber- 
und  8  Unter-Lieutenants,  48  Unteroffiziere,  32  Unterkorporale, 
12  Trompeter,  448 Dragoner,  zusammen  560 Köpfe;  —  3.  für 
die  i47*/t/fert>-Abtheilung  in  2  Batterien  r  4  Hauptleute,  2  Ober-, 
2  Unter -Lieutenants»  26  Unteroffiziere,  48  Oberkonsiabler, 
6  Trompeter,  240  Konstabier,  128  Fahrer,  zusammen  456 
Köpfe.  Die  Kopßahl  des  ganzen  KonHngenfs  in  etatmässiger 
Friedensstärke  ist  hiernach  3872,  jedoch  soll  nur  die  Halfle 
dei*selben  beibehalten  werden. 
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i8.  Grossherzo^hum  Lützemburg  und  Herzog- 

thum  Limburg. 


Die  Wiener  Kongressäkle  vom  9.  Juny  1815  im  Art.  65  ff. 
und  ein  derselben  angehängter  Vertrag  der  vier  Gross- 
raächle  mit  dem  Könige  der  Niederlande  vom  31.  May  1815 
(Martens  Recueil,  suppl.  VI.  327),  schufen  das  Königreich  der 
Niederlande;  zu  welchem  auch  diejenigen  Landestheile  ver- 
schiedener  Art  geschlagen  wurden ,  welche  das  jetzige  Ltitzem- 
burg  (1354  zum  Herzogthuro  erhoben,  stels  in  deutschen 
Händen,  nur  vom  1.  Oktober  1795  bis  zu  Ende  des  Jahrs 
1813  als  Departement  des  Forßts  ein  Theil  Frankreichs)  und 
Limburg  bilden.  Lützemburg  (W.  K.  A.  Art.  67  —  71)  durch 
einen  Theil  des  Herzoglhum  Bouillon  (a.  a.  O.  Art.  69)  ver- 
grössert,  wurde,  als  Entschädigung  für  die  an  Preussen  und 
Herzoglh.  Nassau  abgetretenen  Nassauschen  Stammlande,  dem 
neuen  König  bewilligt,  jedoch  zum  Grossherzogthum  und 
Theil  des  deutschen  Bundes  gemacht.  Der  Frankfurter  Ter- 
ritorialrezess  vom  20.  July  1819  enthält  in  den  Art.  35  bis  38 
nähere  Bestimmungen  über  die  Bundesfestung  Lützemburg. 

Die  deutsche  Bundes  -  Eigenschaft  dieses  Landes  verhin- 
derte nicht,  dass  dasselbe  schon  unter  dem  22.  April  1815 
zum  integrirenden  Theile  des  Köfligr.  der  Niederlande  erklärt 
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und  eine  entsprechende  Beslimnoiung  auch  in  das  Ginindgesetz 
dieses  Königreichs  von  1815  aufgenommen  wurde.  Dabei 
blieb  es  bis  1839,  ohne  dass  wie  es  scheint  der  Bundestag 
darin  etwas  Bedenkliches  gefunden  hat. 

Unter  dem  %i.  Februar  1819  erschien  ein  Reglement 
über  die  Bildung  der  Stände  des  Grossherzogthums  und  am 
30.  May  1825  ein  Königl.  Bcschluss  mit  dem. Reglement  zur 
Bildung  der  Stände.  Welches  Maass  freier  Bewegung  diesen 
Ständen  gestattet  wurde,  ist  sogar  aus  den  wenigen  zur  Oef- 
fentlichkeit  gelangten  Aktenstücken  zu  beurtheilen,  z.  B*  aus 
dem  Verbal  -  Prozess  der  Sitzung  vom  6.  July  1821  (Verwal- 
tungs-Memorial Nr.  31)  die  Abgaben- Verhältnisse  des  Gross- 
herzogthums betr.  —  Am  25.  September  1830  begann  die 
Revolution,  aus  welcher  das  Königreich  Belgien  entsprossen 
ist,  sie  breitete  sich  auch  über  Lützemburg  aus,  wo  nur  die 
Festung  bei  den  Niederlanden  blieb  und  am  18.  November 
1830  erklärte  der  belgische  National-Kongress  die  Unabhängige 
keit  Belgiens  ^unter  Vorbehalt  der  Beziehungen  Lützemburgs 
^zum  deutschen  Bunde." 

Der  König  der  Niederlande  wendete  sich  an  die  Gross- 
mächte, welche  den  Pariser  Frieden  und  die  Wiener  Kon- 
gressakte unterzeichnet  hatten  und  der  erste  Voi*schlag  ihrer 
KotifereM  in  London  vom  20.  Januar  1831  wollte  dasGrossb. 
Lützemburg  ungeschmälert  dem  Könige  der  Niederlande  er- 
halten wissen.  Ein  zweiter  Vorschlag  derselben  Konferenz 
vom  21.  May  1831  wünscht  Belgien  den  Besitz  von  Lützem* 
bürg  zu  sichern  und  die  bekannten  18  Artikel  im  Protokoll 
vom  26.  Juny  1831  (von  Belgien  angenommen,  von  den  Nie- 
derlanden verworfen)  wirkten  in  dieser  Richtung.  Nochmals 
änderte  die  Konferenz  ihre  Ansicht,  und  erliess  unter  dem 
15.  Oktober  1831  die  bekannten  24  Artikel,  welche  am 
15.  November  in  einen  Definitivvertrag  verwandelt  wurden« 
Diese  24  Artikel  theilten  das  Grossherzogth.  Lützemburg  mittelst 
einer  sehr  willkürlich  gezogenen  Linie;  Oesterreich  ratifizirte 
dieselben  am  21.  März  1832  „ vorbehaltlich  jedoch  der  Rechte 
„des  deutschen  Bundes ;''  —  Preussen  am  7.  Januar  1832 
ohne  diesen  Vorbehalt.  Belgien  nahm  den  Vertrag  an,  der 
König  der  Niedei*lande    verweigerte  seine  Zustimmung,  bis 
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gezwungen  durch  britisches  Embargo  und  französische  Hülfe- 
truppen,  er  in  dem  Vertrag  vom  31.  May  1833  zur  Einstellung 
der  Feindseligkeilen  gegen  Belgien  sich  verpflichtete.  Die  Kon- 
ferenz begann  jetzt  eine  abermalige  Vermilllung,  welche  je- 
doch gleichfalls  so  wenig  Glück  hatte,  dass  sie  seit  dem  30. 
September  1833  die  Ordnung  dieser  Angelegenheit  den  Be- 
iheiligten selbst  tiberliess. 

Die  Regierung  des  Königreichs  der  Niederlande  halle  in 
dea  Jahren  1830  und  1831  (z.  v.  das  Verwaltungs- Memorial 
des  Grossh.  Lülzemburgs  aus  jener  Zeit)  zu  spät  den  Versuch 
gemacht,  durch  Bewilligung  einer  dem  deutschen  Bundes- 
lande gebührenden  selbstständigen  Stellung  und  getrennten 
Verwaltung,  die  Zuneigung  der  Bewohner  des  Grossherzog- 
thums  zu  gewinnen.  Die  Erledigung  dieser  Frage  verzögerte 
sich  noch  Jahre  lang,  denn  erst  ein  Staalsverlrag  vom  19. 
April  1839  (mit  Nachträgen  vom  5.  November  1842  und  7 
August  1843)  stellte  die  gegenseitigen  Verhältnisse  zwischen 
den  Niederlanden  und  Belgien  fest.  Der  dem  Könige  der 
Niederlande  verbliebene  Theil  von  Lützemburg  wurde  am 
11.  Juny  1839  wieder  in  Besitz  genommen  und  durch  Erlass 
vom  27.  November"  1839  verkündete  man  in  demselben  nach- 
träglich sämmtliche  seit  1830  vom  deutschen  Bundestage  er« 
lassene  Verfügungen. 

Der  deutsche  Bund  hatte  durch  Beschlüsse  vom  18.  August 
1836,  11.  May,  5.  und  16.  September  1839,  die  Abtretung 
eines  Theils  von  Lützemburg  an  Belgien  und  dafür  die  Ein- 
verleibung des  neugebildeten  Herzogthums  Limburg  (nördlicher 
und  östlicher  Theil  der  bisherigen  niederländischen  Provinz 
gl.  N.)  in  den  Bund;  genehmigt  (z.  v.  die  Mittheilung  des 
niederländisch-lützemburgischen  Gesandten  an  den  Bundes- 
tag in  der  Sitzung  am  16.  August  1839).  Dass  aber,  wegen 
der  Bedingungen,  welche  der  Bundestag  sich  hatte  gefallen 
lassen,  jener  Vorbehalt  der  Eigenschaft  eines  Bundeslandes 
für  Limburg,  durchaus  wirkungslos  ist,  dürfte  keinem  Zweifel 
unterliegen.  Das  s.  g.  Herzogthum  Limburg  ist  dadurch  weder 
in  Völker  *  noch  in  staatsrechtlicher  Hinsicht  ein  für  sich  be- 
stehender Staat  geworden  (z.  v.  die  Darstellung  in  der  Denk- 
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Schrift  über  die  Verhüllnisse  des  Herzoglhums  Limburg,  Frank- 
furt am  Main  1848);  eine  Eigenschaft,  welche  nicht  nur  Vor- 
bedingung der  Mitgliedschaft  des  dculschcn  Bundes  ist,  sondern 
aucli  daraus  nothwendig  folgen  müsstc,  dass  Limburg  Deutsch- 
land gegenüber  lediglich  Ersatzslück  für  den  verlorenen  Theil 
von  Lützemburg  wurde.  Die  niederländische  Regierung  war 
mithin  vollkommen  in  ihrem  Rechte  als  sie  in  dem  revidirten 
Grundgesetz  für  das  Königreich  der  Niederlande  vom  4.  Sep- 
tember 1840,  die  gesammten  Ansprüche  Limburgs  als  deut- 
sches Bundesland  in  den  wirkungslosen  Satz  zusammendrängte : 

„Mit  Vorbehalt  der  Beziehungen    des  Herzogthums   zum 
„deutschen  Bunde," 

auch  durch  Verordnung  vom  24.  Sepleraber  1840  bestimmte, 
dass  jenes  Grundgesetz  im  Ilerzogthum  Limburg  dieselbe 
Kraft  haben  solle  als  in  den  übrigen  Theilen  des  Königreichs« 
Das  Tür  das  Königreich  der  Niederlande,  zur  Abänderung  des 
L  Hauptstücks  des  Grundgesetzes,  unter  dem  7.  September 
1848  erlassene  Gesetz  (Staalsblad  Nr.  42)  hält  das  Verhältniss 
Limburgs  wie  es  seit  1839  bestanden,  aufrecht.  Nun  könnte 
zwar  allerdings  darüber  gestritten  werden,  ob  ein  solcher 
grundgesetzlicher  allgemeiner  Vorbehalt  der  Rechte  des  deut- 
schen Bundes  nicht  noch  wirkungsloser  ist,  als  der  Vorbehalt 
des  Verirßges:  „ohne  die  Anwendung  der  Bundesgesetzc  auf 
„das  Herzogthum  zu  beeinträchtigen."  Allein  nach  Lage  der 
.Sache  möchte  die  Verfolgung  dieses  Anspruchs  wenig  prak- 
tische Erfolge  darbieten  und  scheint  deshalb  die  gänzliche 
Lösung  eines  so  unklaren  Verhältnisses  für  beide  Theile  wün- 
schenswerth. 

Die  Beziehungen  des  verkleinerten  Grossherzogthums 
LiU%einburg  zum  deutschen  Bunde  sind  bestimmter  festgestellt, 
auch  schon  durch  die  landständische  Verfassung  vom  12.  Ok- 
tober 1841,  noch  mehr  aber  in  der  Verfassung  des  Gross- 
herzogthums vom  9.  July  1848  gesichert  (z.  v.  die  miF Kommen- 
tar versehene  Ausgabe  in  deutscher  und  französischer  Sprache, 
Lützemburg  1848  bei  Bück).  Fei*nere  die  Verfassung  betre£fende 
Gesetze  u.  s.  w.  sind;  das  Wahlgesetz  vom  23.  July  1848, 
Verordnungs-Blait  Nn  64;  die  Verordnung  über  die  Eidesleis- 
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iung  der  Beamten  auf  die  Verfassung  vom  12.  August  i848; 
das  Protokoll  über  die  Eidesleistung  Grossherzog  Wilhelm  III. 
auf  die  Verfassung  vom  lö.  April  1849;  die  Proklamation  des 
Grossherzogs  vom  5.  Februar  1850,  wodurch  Prinz  Heinrich 
zum  Statthalter  des  Grossherzogthums  ernannt  wird. 

Ucber  den  Staatshaushalt  und  das  Abgahenwesen  -des 
Grossherzogthums  Lützemburg  und  des  Ilerzogthums  Limburg 
erlheilen  die  nachstehenden  Tafeln  die  erforderiiche  Auskunft. 
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Omni  Lüttem- 
bürg. 


fferzogtham 
Limburg    ,  , 


257968 
Hecla- 


40,195 
220561 


Ende1S39: 

169730 
Ende  IB43 

179904 
Ende  1840: 

180140 
Ende  1849 

189783 

0,44  %  aur 
'  []  Melle 
4072,  JAb. 
reszn  nähme 

1.18% 

Anl.JanoEU 

1S40: 

196719 

1846: 

203047 

Ende 

1840: 

205202 

Prit,-Aaai. 

0,48  %  auf 

1  UM,  6105 

natiiiie : 
0,43  % 


1,190479 

TUr. 

Przi.-Jnlh. 


207960  Thir.  oder 

Z3,ti20/a  n.KWiw: 

Grnndslcuer 

1581 58  Tbir. 

Dergu'erksabgabe 

S4,  Hobiliarsleaer 

42840,    Siraf^H- 

der214jPeiislons- 

abxQge  0694. 


C149367  B.) 

oder 
8464 1    Thlr. 


Uta  D...iDbw  (I.     %^ica 


(645468  1.) 

309098  TUT. 
25,97 


E[iiiJ<li«M    d«T  ilicui 
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30122 

-  Thlr.  t'/,s 

Anibell 

*,«  */o 

■   nller    Aiis- 

gnben. 


39M0O 
Thlr.  (wei 
total  'f,{<3ea 
Etatsatzes 

ZontAieer 
annimmt, 
welcher 

1850: 
tO,&S8000 
Fl.  belrdgO 
oder  31,9! 
o/o  aller 
AHsgalien, 


BIUnEft^'^    '  1><W 


Der  jin- 
theil  Iilai' 

burga  HD 

den  nle- 
derlAod. 
StaalsauB- 

gnbta 
nicht  EU  __ 

■tltteln.       Um     jedoch 
mindeste»    annühenid 

stellen,  l*t  die  den  Ein- 
nahmen etwa  entspre- 
chende     Summe     von 
1,150000   Thlr.   Kanr. 
angeDomnien.      Einzelheiten   tlber 
die  Ansgaben  mn^sen  bis  cur  Dar- 
ttellung   der    Niederlande  verscho- 
ben werden.     Die    uns  der  nilge' 
meinen     SUintskaiiae     bestritleneo 
Kosten   der   Verwaltung   der   Pro- 
beläufen   sich     Hilf   51     bis 

62Mb  Fl.  oder  29  bis  30000  Thlr 
tnhrllch.  Für  provimielle  Bedürf- 
msst  ttesteht  etn  besonderer  Haiu- 
dessen  EinnahiDe  im  Jahre 
1849:  77611  FL  Oder  fast  44000 
Thlr.  war,  wfihrend  die  Ausgaben 
16448  PI,  beln«gen. 


Ob  eine  SlaaUsctuld  vorhao- 
den  Ist  oder  nicht,  dUifle 
mlndeslens  zweifelhaft  aeyn. 
Betrachtet  man  Limburg  al* 
Krsati  för  den  abgetreleoeD 
Theil  Ton  LQtiembarg,  eo 
scheint  dessen  TheUnahue  an 
[ler  nlederlfindlschen  Sohnld 
Bedenken  iii  unterliegen;  wih- 
ohne  Zweifel  seinen 
Anlhell  (ragen  muas, 
man  annimmt,  daM  ea  «eine 
P.lgenscbart  einer  niedi 
dischen  ProviBsnicht  verloren 
hat.  Der  KapiUlbetrag  der 
niederländischen  Staatsschuld 
a  840,000000  Tbaler. 
Blne  kleine  rein  provinzielle 
Schuld  ist  die  im  Jahre  1913, 
behuf  der  Wegeaolage  TOn 
Hastricht  nach  Aachen,  ge- 
machte Anleihe  von  300000  Fl- 
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Lau« 
fende 
Num- 
mer. 


liUtBembitri^» 

BezeichBung 

der 

X  n  n  a  1f  m  t. 


L      Direkte  Steuern. 

1.  Grundsteuer  (mit  Einschluss  der  Fonds  derNon.- 

Valeurs)      .    ♦.   #.  •     .    .,...* 

2,  Personal- Steuer  .    .    .    .    / 

3»      Patent  -  Steuer 

4,  Abg;abe  von  Bergwerken.    .«..•«•. 

5,  Zusatz-Cents  zur  Grund-  und  Personalsteuer  zum 

Yortheil  der  Gemeinden 

6.  Mobiliars  teuer   (ausser  4^/o  zum  Besten  der  Ge- 

meinden)       ♦...». 

7.  Erstattung  von  Beitreibungskosten     .    .    *    .    « 

Zusammen  /. 

//.      Emtragsgebühr^  Domminiai'  und  Hoheits-Ein- 
nahmen, 

1.  Stempel       .    .    .    « 

2.  Eintrag -Gebühr 

3«      Gerichtsschreiberei -Gebühren    •••.••« 

4.  Hypotheken  -  Gebühren 

5.  Erbschaftssteuer      •».•••••••. 

6.  Zusatz  -  Cents 

7.  Straffeebühren ,  Geldbusen,  Abzüge  von  5%  fü^; 

die  Verwaltung  von  Einnahmen  der  Gemeinden 
oder  Anstalten     .    .    ♦ 

8.  Dom anial  -  Renten 

9*      Bliethe  von  Staatsgebäuden  und  Grundstücken 

10.      Pachtgelder  der  Jagden,  Fischereien  in  schiffbaren 

Gewässern  und  von  Ueberfahrten  ^er  Flüssen 

11«      Pacht -Ertrag  der  Chaussee  -  Einnahmen    .     .    . 

12.  Erstattete  Kosten  für  die  Aufsicht  über  die  Ge- 

meinde-Waldungen .    ♦    . 

13.  Verschiedene  Einnahmen  der  Domänen   (nament- 

lich dnrch  Holzverkäufe) 

14.  Ertrag  des  Post -Kegais * 

Zusammen  IL 

IIL  Indirekte  Abgaben  und  Zölle. 

1.  Wein-Accise.    . ♦    .    .    .     . 

2.  Branntwein  -  Accise  4    ......    ^    .,    , 

3.  Bier -Accise  ...*♦»    ^ \ 

4.  Salz -Accise    .     •    .    ♦ 

6»  Neben  -  Einnahme  bei  der  Accise 

6.  Zoll -Ertrag ] 

7,  Schiffifahrts  -  Abgaben \ 

I  Zusammen  Ijtl, 


Geldbetrag 

nach  dem 

Durchschnitt 

von  1843/7 
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obgleich  seit 

Fran- 


220000 
93000 
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75 


2500 
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54200 
156000 
5300 
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21200 
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Geldbetrag 
im  Jahre 

1848 

Geldbetrag 

im  Jahre 

1849 

Geldbetrag  im.Ja|re 
1850 

Prosent- 
Antbell 

1          1 

derland«,  smr  Erleichterung  der  Vergleichung , 
dem  1.  Januar  1849  die  HechnnngsmUnze 
ken  lind. 

Rlhlr.  Kour. 

an  der 
Endaiumme. 

220000 

93000 

35000 

200 

220567 

92997 

34998 

198 

279103 
96 

158158 
54 

17,89 
0,00 

18900 

18934 

- 

— 

— 

2500 

mimm 

2500 

75600 
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42840 
214 

4,85 
0,03 

369600 

370194 
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201266 
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150000  ' 
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50000 

52996 
160000 
3497 
14997 
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•   56794 

164524 

3875 

17672 

28870 

55660 

32183 
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2096 
10014 
16360 
31541 

3,64 

10,55 

0,23 

1,13 

^,85 
3,57 

8200 

und   10450 
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100 

8194 

und  13995 

1195 

595 

6473 

und   175 

1172 

1134 

3668 

und   99 

664 
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0,42 
0,01 
0,08 
0,08 

2500 
26000 

249^ 
24716 

2977 
29895 

1687 
16941 

0,19 
1,92 

>20000 

19996 

4404 

2496 

0,28 
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86150 
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36359 

15932 
35678 

9028 
20217 

1,02 
2,29 

395850 

395265 

425236 

240966 

27,26 

20000 

28000 

25000 

170000 
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260000 

4000 

9998 

34998 

25000 

169996 

496 

200000 

1498 

7040 

860^4 

21499 

168115 

652 

250425 

3780 

3989 

20402 

12183 

95265 

369 

141907 

2142 

0,45 
2,31 
1,38 

10,78 
0,04 

16,05 
0,24 

607500 

1    441986 

1    487515 

^   276257  1 
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(S  t  n  n  a  ^  m  t. 

Geldbefrag 

nach  dem 

Durchschnitt 

von  1843/7 

Gulden  nie* 

obgleich  seit 

FraB- 

IV. 
!• 
%. 
3. 

V. 
1. 

B. 

Fer^cAtedlm«  gewöhnliche  Eimwhmeru 

Von  den  Gei&ngnissen  und  dem  Bettler  -  Depdt  « 

Pension!  -  AbzQge «    •    .    « 

Sonstige  verschiedene  Einnahmen 

Znsnnmen  /K 

JlussergewöhnHche  Einnahmen, 

Ueberschfisse  fkrOherer  ftechnnngen 

Zusatz  -  Cents  für  den  Primär  -  Unterrieht  •    •    « 

Kaufpreis  IQr  yeränssertes  Staats  -  Eigenthnm     « 

Ackerbau  -  Fonds •    • 

1775 
15000 
2440t 

41207 

289618 

800 
8977 

Zusammen  T. 
Hauptsumme 

294390 

1^70261 

Bemerkiinipeiu 

Regelmässige  Verwallungsberichte,    welche  veröffentlicht 
werden,  reichhaltig,  vortrefflich,  höchst  nachahroenswcrth. 

Ein  Gesetz  vom  26.  November  1849  erhöhl,  vom  !•  Januar 
1850  an,  die  Gnmdsieuer  xsm  20%,  Hauplsumme  und  Zu- 
schläge, überweist  jedoch  von  dem  Gesammtbetrage  7%  den 
betreffenden  Gemeinden.  Zugleich  sind  Personal-  und  Patent- 
Steuer  aufgehoben  und  durch  eine  s.  g.  MobiUarsleuer  (Ein- 
kommensteuer) ersetzt,  welche  1  Vo  der  Diensteinnahmen  und 
2  %  alles  sonstigen  Einkommens  beträgt«  —  Gesetze  über  das 
Grundsleuer-JiTa/a^/er  sind  vom  12.  Dezember  1849  und  O.März 
1850.  Gesetz  über  die  Abgabe  von  Bergwerken  vom  14.  Ok- 
tober 1842,  abgeändert  durch  Gesetz  vom  26.  Dezember  1848  ^ 
(fixe  Gebühr).  —  Stempel-  und  Eintrag  -  Gebühr :  Gesetz  vom 
31.  May  1824  und  Verordnung  vom  23.  September  1841. 
Gesetze  über  den  Verkauf  der  DomamalgiUer  sind  unter  dem 
27.  Dezember  1822,  18.  Juny  1844,  20.  Oktober  1847  (Gru- 
newald) erlassen. 
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Geldbetrag 

im  Jahre 

1848 


Geldbetrag 

im  Jahre 

1849 


Geldbe^pig  im  Jahre 
1850 


derland«,  mir  Erlelehterang  der  VergleichoDg^ 
dem  I.  Janaar  1849  die  HeehnungsmQnze 
ken  sind. 


Rthlr«  Kour. 


Prosent- 

Anlheil 

an  der 

Endaumme. 


4300 
15000 
29326 


5292 
14997 
43772 


7144 
11812 
25407 


4048 

6694 

14397 


0,46 
0,75 
1,63 


48626 


100000 

800 

und  224000 

4600 


64061 


8506 

6596 

198 

und  152599 


I 


44363 

100170 
147150 


Z-J, 


25139 


56763 


83885 


2,84 


6,43 
9>45 


329400 


167899  I    247320 


140148  I   15,88 


1,650976 


1,439406 


I 


1,559610 


883776  I  100)00 


I 


Die  Neugestaltung  der  Forsftertoaltung  ist  durch  Verord- 
nung vom  1.  July  1840,  die  Eintheilung  in  4  Forstbezirke 
durch  VerRigung  vom  8.  März  1842,  geschehen.  Forstgeselz 
vom  14.  November  1849  (sollle  nur  bis  zum  1.  März  1851 
gelten).  Die  Beau&ichtigung  der  Qemeindehohungen  (1820  an 
100000  Bonniers  gross)  ist  sehr  genau. 

Die  Strassen  I.  und  II.  Klasse  werden  durch  Verpachtung 
benutzt;  eine  Verordi^ung  vom  16.  September  1842  betrifft 
das  Chausseegeld;  ein  Gesetz  vom  13.  Januar  1843  die  Ver- 
gehen beim  Strassen wosen ;  ein  Gesetz  vom  12.  July  1844 
(Art.  2  abgeändert  7.  März  1849)  betrifft  die  Vizinalwege. 

Bestimmungen  über  das  Postwesen: 
1842  Aag.  20.  Verordnnog  in  Betreff  der  Einrichtung  der  Post-Verwal- 
tang  im  Grosaherzogtliani«  (Getrennt  vom  Königreiche ,  umfassend 
den  Dienst  der  Brie(]p08ten ,  der  reitenden  Posten ,  der  Messagerier 
und  andern  Transportmittel;  an  der  Spitse  unmittelbar  unter  dem 
Heglerungskollegium  steht  ein  Postdirektor.) 
1842  Aug.  26,  BekannimachuBgj  dass  kfinflig  der  von  Gemeinden  su 
leistende  Beitrag  xu  den  Kosten  der  Posten ,  Landbrieflrager  und 
Fnsshoten  (Gesets  vom  IL  Frimaire  YII.  Jahr)  unmitteihar  in  die 
Staatskasse  abzuliefern  sey. 
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1843  Jannar  3.  Bekanntmachung  in  Betreff  der  Organtsation  der  Post- 
y  er  Wallung«  ^ 

1815  Juny  23.  Gesetz,  wodurch  ein  neuer  Briefjposttarif  eingeführt 
wird.  Der  Tarif  ist  in  Franken  verwandelt  (1  Frcs.  =:  0,4726  fl.> 
durch  Gesetz  vom  26.  Dezbr.  1848. 

1816  July  29.  Verordnung  Über  den  Dienst  der  Fahrpost,  zur  Ergan* 
zung  der  früheren  Bestimmungen  (die  Vergütung  richtet  sich  nach 
der  Verordnung  vom  1  Prairail  Jahr  VII). 

1846  Aug.  21.  Verfügung,  wodurch  die  Auszahlung  der  durch  Art  12 
des  Gesetzes  vom  19  Frimaire  Jahr  VII  vorgesehene  Pferde- Ver- 
gütung an  den  Postmeister  vorgeschrieben  wird. 

Die  noch   in  Kraft  befindlichen  Verordnungen  über  dio 
verschiedenen  Arten  der  Accise  sind  nachstehend  verzeichnet : 

1842  Oktober  16.    Gesetz  in  Betreff  der  Branntwembrermereien: 

1.  die  Gesetze  vom  18«  Julj  1833  nnd  27.  Blay  1837  bleiben  im 
Uebrigen  in  Kraft; 

2.  die  Fabrikationssteuer  von  Branntwein  aus  mehligen  Stoffen 
wird  von  19  auf  17  cents  für  jeden  Arbeitstag  herabgesetzt; 

8.  die  landwirthschaftlichen  Brennereien  bezahlen  14  cents  für  je- 
den Arbeitstag; 
4.  die  Abgabe  von  der  Branntwein  -  Bereitung  ans  Früchten,   so- 
wie  von  Wein  und   Obstwein   ist   nach  dem  Hektolitter   be- 
stimmt 

1846  Dezbr.  16.  Gesetz,  wodurch  über  die  Stener-Orhebang  von  Mm' 
dischen  Weinen  nfihere  Bestimmungen  ertheilt  werden;  anter  Auf- 
hebung des  Gesetzes  vom  12.  May  1819  (1.  Steuerklasse^  Weine 
von  Wormeldingen  86  es.  vom  Hektol.,.  2.  Klasse  alle  ttbrigeo 
Weine  65  es. ;  Brutto  -  Erndte  mit  15  %  Abzug  für  AbfUl  und 
Hefen;  der  5ten  und  6ten  Preuss.  Steuerklasse  entsprechend). 

1848  Dezbr.  26.  Gesetz,  wodurch  die  Accise  vom  Bier  in  Frcs.  ver- 
wandelt wird  (2  Frcs.  für  96  cents). 

1848  Dezbr.  26.  Desgl.  von  inländischem  Wein  (1.  Klasse  1  Frcs. 
80  CS.  für  86  cents;  2.  Klasse  K  Frcs.  35  es.  für  65  cents). 

1848  Dezbr.  26.  Gesetz,  wodurch  die  Accise  von  inländischem  Branni' 
wein  in  Franken  verwandelt  wird. 

1851  März  17.  Neues  Brauerei-Gesetz,  (Schliesst  sich  der  indirekten 
Besteuerung  in  Pfeussen  an  und  setzt  fest  ^  dass  für  50  Kilogr. 
2  Frcs.  43  es.  zu  entrichten  sind.) 

1839  Aug.  9.  Grossherzoglicher  Beschluss ,  wodurch  eine  Sdlzregie  für 
Hechnung  der  Staatskasse  eingeführt  wird.  Verkauf  ans  den  Nie- 
derlagen nur  in  Säcken  von  100  Pfd.  Niedl.  und  darüber,,  sowie 
gegen  haare  Zahlung;  der  Einzel  -  Verkauf  bleibt  f^igegeben  and 
soll  in  demselben  das  Vi  Niedl.  Pfd.  3'/s  Sons  kosten. 
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1848  Janaar  3.  Herabsetznng  des  Salzpreises  in  den  Staatsmag^azfnen 
von  81  aar  26  Frcs.  60  es.  für  den  Sack  voo  100  Kilogr.;  im 
Einsei -Verkauf  Herabsetzung  von  17' /a  Centime  anf  15  cents.  für 
das  Vi  Kilogr. 

1844  Janaar  16.  Regierangs- Beschluss  über  den  Vei'kanf  von  Viehsalz 
znm  Preise  von  14  Frcs,  für  100  Kilogr.  auf  der  Niederlage  za 
Lötzemburg;  herabgesetzt  durch  Begierungs-Beschluss  vom  10,  De- 
zember 1844  auf  13  Frcs.  25  es.  fßr  100  Kilogr, 

Bestimmungen  über  Zollwesen  und  Schifffahri: 
1842  Februar  8.     Vertrag  Ober  den  Anschluss  des  Grosaherzogthums 

Lützemburg  an  den  deutschen  Zoll-  und  Handels  -  Verein. 
1842  Febr.  24.    Verordnung  (ber   eine   Neugestaltung  der    Verwaltimg 

der  Ein  - ,  Aus  -  und  Durchgangs  -  Abgaben« 
1842  Blarz  14.    Verordnung  i)ber  den  Tarif  der  Schifffahitsabgaben  am 

Bhein  und  an  der  Mosel ,  mit  den  ZoU-Vereins-Staaten  verabredet» 

1845  Juny  4«  Vereinbarung  über  die  Vereinigung  der  Lützembnrgischen 
und  Preuss.  üfo^eZ- Strom -Strecken  zu  einem  gemeinschaftlichen 
BIosel-ZoU-Erhebnngs- Gebiete  in  Gemiisshelt  des  Art.  12  des  2tolK 
Vereinigungs -Vertrags  vom  8.  Febr.  1842  (Verordnungsblatt  von 
1846  Nr.  25)  ;  Aenderungen  des  Tarifii  in  der  Bekanntmachung  vom 
5.  Dezember  1846, 

1847  July  22.  Bekanntmachung  der  Fortdauer  des  Vertrags  mit  dem 
Zoll- Verein  mit  einigen  Veränderungen  bis  sum  letzten  Desbr.  1853^ 

1847  Juny  10.  Verordnung,  welche  die  Vertrags  -  F(^anciert<n^eii 
enthält. 
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der  Jahre 

1843/47 
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Ziviiüste •    • 

Regietungs  -  Kollegium  (General  -  Verwaltung) 
Ober^Gericht ,  Bezirksgerichte j   Friedensge^ 

richte.  Allgemeine  Aufgabe  an f  die  Rechts» 

pflege 

Rechnung skammer  und  Generalkasse  •  •  . 
Abgaben  •  Verwaltung, 

Verwaltung  der  direkten  Steuern  und  der 
Aooise  .•...••     ,••«•• 

Verwaltung  der  EintraggebQhr  und  der  Do- 
mänen     ••«...•• 

Verwaltung  der  Katasters 

Zoll-Verwaltung ' 

Sals-Regie    ...,..,.•.    .    * 

Zusammen  V. 

BaU'VermaUung   (Gesele   vom  6«  April  1843) 

Forst^Verwaltung •    •    • 

PosUVerwaltunq      •" 

Distrikts-Konnmssariate ,  Medizinal-  Vernnd' 
ttmgy  Gewähr  der  Gold»  und  Silberarbei' 
teny  Maasse  und  Gewichte       .    •    .    •    • 

Ackerbau^  Handel  und  Geweibe      •    •    •    . 

Kultus 

OeffentUcher    Unterricht ,    Wissenschaft  und 

Künste    ....••« 

Armenpflege,  Gefängnisse,  Gensdarmerie^ 

Armenpflege,  V^oUtlultigkeitsanstalten      .    • 

GefSngnisse  •••• 

Gensdarmerie  (Verfügungen  vom  29.  Januar 
und  29.  Dezember  1840)      •    .    .    .    >    > 

Zusammen  XIIL 

BundeS'Kontmgent  und  NaHonaUMiHz. 
Besoldungen  y    Heisekosten ,    Fourage,    Ver- 
gütung • ••••••• 

Sonstige  Kostm  des  Kontingents      •    .    .    • 
.     Miiitar-Obergericht 

Zusammra  XVI. 

Landstände     ••• ••• 

Lützemburg  Staatskanzlei  im  Haag  .  «  « 
Lützemburg  Gesandschaft  zu  Frankfurt  a\M. 

und  Beitrag  zu  den  Bundeskassen  •  •  • 
Pensionen  und  Wartegehalte  (Gesetz  vom  7. 

July  1843) 

Sonstige  verschiedene  Ausgaben 

HAuptsoiiimo 


160000 
47980 


85949 
18428 


68229 

83168 
25020 
14372 
68992 


199781 

852955 
25110 
29998 


11161 

7010 

128287 

88967 

10600 
20516 

40372 


71388 


164769 

96431 

1910 


263110 

2010 
16701 

186l3 

52200 
39943 


I955959I 


1487    — 


m 


Geldbetrag 
Im  Jahre 

1848 
NtederL  ü. 


160000 
60600 


91846 
18376 


82600 

86626 
17000 
16606 
66080 


tvffn 

489376 
22600 
83760 


13914 

3700 

oiHl  4600 

130486 

66900 

20900 
19968 

86677 


776&6 


123312 
46260 

1886 


170447 

8660 
18941 

18318 

66000 
28071 


1,660617 


Geldbetrag 
Im  Jahre 

1849 
Niederl.  11. 


47260 
76626 


90712 
14803 


73230 

34881 
12768 
16606 
66076 


203660 

864483 
19897 
36401 


11857 
4386 

124306 

47864 

21066 
18667 


89612 

221772 
878 


222160 

7660 
8289 

28067 

66700 
30662 


1^42396» 


Geldbetrag  fm  Jahre 
1860 


Niederl.  II. 


47260 
66467 


91056 
16066 


71986 

31678 
14176 
26436 
66330 


202603 

326616 

6443 

40470 


14740 

8992 

124381 

72030 

20682 
20938 


41620 

180189 
307 


180496 

7660 
8289 

27963 

62370 
80433 


Thlr.  Kour. 


26776 
37092 


61698 
8637 


40792 

19661 

8032 

14413 

31920 


114808 

186082 

3084 

22933 


8368 

6096 

70482 

40817 

11663 
11866 


23628 

102ltf7 
174 


102281 

4284 

4697 

16840 

85343 
17246 


Prozent- 

Antheil 

au  der 

Endsanne. 


3,44 
4,77 


6,63 
1^10 


5,24 

2,53 
1,03 
1,86 
4,11 

14,76 

23,79 
0,40 

a,?6 


1,08 
0,66 

9,06 

6,26 

1,60 
1,62 

18,13 

0,02 

18,16 

0,66 
0,60 

2,04 

4,64 
242 


1,872724  I    777874 


100,00  I 
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Bemerk  an  gren« 

Eine  Vergleichung  der  jetzigen  Verhältnisse  mit  Früheren, 
kann  über  das  Jahr  1830  nicht  zurückgehen,  bleibt  aber  selbst 
vor  1840  immer  misslich.  Theils  ^aren  die  Beslandtheile  des 
Grossherzoglhums  vei'schiedcn,  theils  beschränkten  die  selbsl- 
ständigen  Budgets  sich  auf  diejenigen  Ausgaben  und  Einnah- 
men, welche  noch  jetzt  in  allen  Thcilen  des  Königreichs  der 
Niederlande  als  provinziell  behandelt  werden.  Die  sonstigen 
Ausgaben  und  Einnahmen  wurden  bei  der  allgemeinen  Staats- 
kasse veiTcchnet. 

Die  Zivillisle  ist  im  Art.  43  des  Grund  -  Gesetzes  vom 
9.  July  1848  zu  100000  Franken  festgesetzt;  kann  jedoch 
bei  jeder  Regierungsveränderung  gesetzlich  verändert  werden. 

Mittelst  Grossh.  Beschlusses  vom  23.  July  1848  wurden 
5  Generalvertcaliungen  Tür  ^die  oberste  Leitung  der  Angelegen- 
heiten niedergesetzt;  eine  Verordnung  vom  3.  May  1849  be- 
trifil  den  Eid  der  Beamten  auf  die  Verfassung;  ein  Gesetz 
Über  die  Kumulation  der  Dienststellen  und  Gehalte  ist  vom 
18.  Januar  1850. 

Gesetz   über  die  Einrichtung  der  Justiz  -  Vef*toaltung  vom . 
12.  July   1848  (Ober-Gerichtshof»   welcher  auch  zum  Kassa- 
tionshofe sich  gestaltet);  Verordnung  vom  4.  Januar  1840  die 
Rechtspflege  betreffend  (2  Bezirksgerichte,  Friedensgerichte.} 

Reglement  vom  4.  May/ 3/1,  July  1842  über  die  Verwal- 
tung der  Finanzen^  Verordnung  über  die  Rechnungshanuner 
vom  4.  Januar  1840,  mit  Erläuterung  vom  11»  April  1842 
Gesetzentwurf  über  Einriclitung  der  Rechnungskammer  vom 
25.  September  1848. 

Eine  Vergleichung  der  Einnahmen  und  Ausgaben  der 
Abgabenverwaltung  ergiebt  als  Gewinnungskosten ,  für  die: 

Direkte  Stetiem  und  Accise 17,18  % 

Eintragsgebühr,  Domanial-  und   Hoheits- Ein- 
nahmen   >    .    . V    .    •      8,15  Vo 

Zoll- Verwaltung    .    - 10,16  % 

Salz-Regie    .    .    .    •    ^ 33;51  % 

Die  Gesundheitspflege  ist  durch  Verordnung  vom  12.  Ok- 
tober 1841  geordnet-,  ein  Reglement  für  die  Kantonärzte  ist 
vom  AT.  Februar  1850. 
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Besondere  Fonds  für  die  Landwirthschafl ,  niiltelst  Ge- 
setzes vora  4.  July  1843  durch  eine  Abgabe  vom  Vieh  ge- 
bildet; Feldhüter  durch  Gesetz  vom  12.  July  1844,  Reglements 
über  Thierreredelung  vom  23,  Februar  1829,  7.  Januar  und 
19.  März  1850. 

Metrisches  Maass--  und  Getcichis ^System  durch  Gesetz 
vom  21.  August  1816;  wegen  jährlicher  Untersuchung,  Ver- 
ordnung vom  30.  März  1827;  Handelskammer  errichtet  durch 
Grossh.  Beschluss  vom  1.  Oktober  1841. 

Die  Besoldungen  des  Klerus  sind  von  107778  Fl.  oder 
228102  Franken  im  Jahre  1840,  auf  130000  Fl.  oder  257132 
F-ranken  gestiegen ;  für  den  öffentlichen  Unterricht  gab  die 
Staatskasse  im  Jahre  1840  nur  10205  Fl.  oder  21598  Fran- 
ken aus,  jetzt  ist  seine  Dotation  72000  Fl.  oder  152381  Frk. 
—  Päbstliches  Breve  vom  2.  Juny  1840  (verkündet  13.  July 
1840)  wodurch  das  Grossh.  vom  Bisthum  Namur  getrennt  und 
in  ein  besonderes  apostolisches  Vikariat  umgewandelt  wird.  — 
Gesetz  vom  14.  Februar  1849  über  die  Diensteinnahme  der 
Geistlichkeit, 

Bestimmungen  über  das  Unterricht stoesen: 
1843  July  26.     Gesetz   Ober  den  Primär » Unterricht.  —     Eine  darauf 

gegründete  Inspektion  fflr  die  Schtilinspektoren  ist  von  1.  Oktbr.  1844. 
1845  Dezbr.  18.    Reglement  für  die  Narmalschule  des  Grossherzogthanis 

mtzemburg. 
1845  Dezbr.  18.    Ordniings -Reglement  (iber  die  Haltung  der  Schulen. 

1848  July  23.  Gesetz  ilber  den  höheren  und  mittleren  Unterricht}  — 
nebst  Abänderung  der  Artikel  2,  17  und  47,  durch  Gesetz  vom 
6.  Febr.  1849  j  —  Allgemeines  Reglement  der  Staatsanstalten  fAr 
den  höheren  und  mittleren  Unterricht  in  YoUziehung  vorstehender 
Gesetze  ist  vom  24.  Januar  1850. 

1849  März  S.  Gesetz  über  die  Prüfling  derjenigen  9  welche  ihre  akade* 
mische  Studien  beendigt  haben. 

Bestimmungen  über  die  Wehrveifassung : 

1845  Juny  22.  Gesetz  über  das  MUizwesen  (tun  die  bestehenden  Vor- 
schriften in  Uebereinstimmung  mit  den  Gesetzen  des  deutschen  Bun- 
des zu  bringen;  Friedensdienstzeit  8  Jahre). 

1846  Novbr.  25.  Verordnung  wodurch  eine  neue  Organisation  des  Lttt- 
zemburger  Bundeskontingents ,  in  Folge  Beschlusses  der  Bondes- 
Versammlung  vom  33.  July  1846  verordnet  wird, 

1848  Novbr.  14*    Gesetz  über  die  Einrichtung  eines  Remionsrathes  in 
Militärsachen. 
Bedent  FlMis-Stitiftik.  ^4 
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1849  Febroftr  24.    BeschluM,  enthaltend  die  Vertheilung  der  AnzaU  ron 

Lieaten«  welche  fltr  die  Miliz-Aushebuiig  von  1849  in  stellen  sind, 

anf  die  Gemeinden,   woraus  hervorgeht,    dass  die  Anzahl  der  aaf 

^    ordentliche  Weise  von  der  HUiz- Aushebung  von  1849  sn  stellenden 

Leute  auf  218  festgesetzt  Ist. 

1849  Febr.  20.  Grossherzogl.  Beschluss,  wodurch  dem  Lfitsemburger 
Bundeskontingent  eine  neue  Einrichtung  gegeben  wird«  CVerord- 
nungsblatt  Nr.  38) 

Demgemäss  besteht  der  Friedens^Eiai  aus  2  Jäger-Balaii- 
Ionen  von  je  4  Feldkompagnien  und  einer  Reservekompagnie, 
also  10  Kompagnien  mit  33  Offizieren  und  6  Nichtstreilern 
mit  Offizierrangp  ferner  2103  Unteroffiziere  und  Soldaten. 
Davon  kommen  auf  das  aktive  Kontingent  83  Offiziere  (wovon 
6  Nichlstreiter)  mit  1575  Unteroffizieren  und  Gemeinen,  welche 
199538  Franken  kosten  sollen,  also  1  Kopf  33,51  Thlr.;  auf 
die  Reserve  kommen  6,  Offiziere  mit  528  Unteroffizieren  und 
Gemeinen  deren  Unterhall  22897  Frk.  erfordern  soll,  also  auf 
1  Kopf  11,62  Thir.  Von  der  222435  Frk.  betragenden  Ge- 
sammtetalsumme  kommen  auf  1  Kopf  der  obigen  Gesammt-^ 
zahl  im  Durchschnitt  28,11  ThIr  —  Nach  dem  Knegs^Eiai 
soll  noch  eine  Ersatz-  oder  Depot-Kompagnie  hinzukommen, 
von  267  Köpfen  wovon  5  Offiziere.  Nach  dem  Voranschlage 
ftir  1850  ist  das  Erforderniss  180496  Fl.  oder  382000  Frkn., 
d.  L  13,15  Vo  aller  Ausgaben.  Der  Sold  eines  Scharfschützen 
ist  täglich  0,47  Franken  oder  3,81  SIbrgr.,  eines  Rekruten 
0,43  Franken  oder  3,49  Sbgr.;  ein  Unterlieutenant  bat  1500 
Franken  Gehalt. 

Eine  eigentliche  Staatsschuld  ist  nicht  vorhanden.  Son- 
stige Verpflichtungen  der  Staatskasse  entspringen  aus  den  ge- 
setzlichen Bestimmungen  über  die  Hinterlegung  der  Amtsbürg- 
schaflen  (Rundschreiben  vom  28.  Oktober  1826  und  Verord- 
nung vom  29. Oklbr.  1842);  wovon  jedoch  seit  dem  I.Januar 
1843  keine  Zinsen  mehr  bezahlt  werden.  Auch  ist  durch 
Gesetz  vom  7.  Januar  1850  bewilligt,  «riir  die  Kosten  einer 
Eisenbahnanlage  durch  das  Grossherzogtbum,  im  Anschluss  an 
die  Eisenbahn  von  Brüssel  nach  Arlon,  bis  zur  Höhe  von  3% 
jähriicher  Zinsen  die  Gewähr  zu  übernehmen.  Die  Beträge 
dieser  Verpflichtungen  sind  nicht  bekannt. 
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19.    Fiirstentbum  I^ippe. 


,  Eins  der  ältesten  Grafen-  und  Herren-Geschlechler  Deutsch» 
lands  trägt  den  lippischen  Fürstenhut  und  schon  vor  700  Jah- 
ren war  der  grösste  Theil  der  jetzigen  Lande  in  seinem  Be- 
sitz. Graf  Simon  VI.  (von  1563  bis  1614)  ist  der  Stammvater 
aller  jetzt  noch  vorhandenen  Linien:  der  Fürstlichen,  der 
beiden  Gräflichen  von  Biesterfeld  und  Weissenfeid,  so  wie 
derjenigen,  welche  die  Grafschaft  Schaumburg  erwarb  (z.  v. 
Schaumburg  -  Lippe).  Dieses  Fürstengeschlecht  hat  tüchtige 
Männer  unter  seinen  Mitgliedern  gezählt,  allein  der  bemerkens- 
wertheste  aller  Regierungsabschnitte  war  die  Zeit  von  1802 
bis  1820,  wo  die  Fürstin  Pauline  (geborene  Prinzessin  von 
Anhalt-Bemburg)  die  Vormundschaft  führte;  denn  diese  ge- 
hört zu  den  ausgezeichnetsten  Frauen,  welche  jemals  auf  die 
Schicksale  eines  Landes  Einfluss  gehabt  haben.  Auch  ihr 
ältester  Sohn  Paul  Alexander  Leopold  ist  am  1.  Januar  1851 
gestorben ,  seit  welcher  Zeit  Fürst  Leopold  die  Zügel  der  Re- 
gierung ergrifFen  hat  —  Ein  Schatten  in  der  Geschichte 
dieses  Staats  sind  die  fast  ununterbrochenen  Streitigkeiten  der 
Regenten  mit  den  Landständen.  Von  1802  bis  1819  stritt  man 
über  die  Berechtigung  der  alten  Stände  im  Allgemeinen,  dann 
über  die  Gültigkeit  einer  verliehenen  landständischen  Verfes- 
sungsurkunde  vom  8.  Juny  1819;  siebenzehn  Jahre  später 
einigte  man  sich  zu  dem  Verfassungsgesetze  vom  6.JuIyl836 
(z.  v.  Statut  für  die  ritterschafitliche  Korporation  vom  17.  Ok- 
tober 1837),   um   über  dessen  Anwendung  fast  auf  jedem 

Landtage  bin   und  her  zu  streiten  (z.  v.  beispielsweise  den 

94* 
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fürstlichen  Erlass  vom  15.  Februar  1843);  dann  wurden  ein 
neues  Wahlgesetz  (vom  1(5.  Januar  1849)  und  in  Folge  dessen 
gleichzeitig  die  dadurch  in  der  Verfassung  nöthig  gewordenen 
Veränderungen  vereinbart,  die'  vorbehallene  Einigung  über 
eine  neue  Verfassungsurkunde  aber  misslang,  weil  die  allge- 
meinen politischen  Verhältnisse  anders  geworden  waren  und 
dennoch  der  Landtag  bei  seinen  darüber  hinaus  gehenden 
Forderungen  beharrlc;  endlich  begann  die  Regierung  des 
Fürsten  Leopold  11.  ohne  Anerkennung  irgend  eines  Verfas- 
sungsrechts. 

Zwei  eigenthümliche  Verhältnisse  sind  noch  zu  erwähnen. 
Die  seit  1445  bestandene  Oesammtherr schaß  der  Herzoge  von 
Geve  und  Grafen  zur  Mark,  dann  der  Könise  von  Prenssen 
einerseits  und  des  Lippischen  Hauses  andererseits  über  JUpp- 
siadl\  welche  erst  ein  Vertrag  vom  17.  May  1850  dahin  be- 
endigte, dass  Preussen  gegen  Zahlung  von  jährlich  9120  Thlr. 
in  alleinigen  Besitz  kam.  Die  früher  zu  Schwalenberg  gehörig 
gewesenen  Aemter  Stoppelberg  und  Oldenburg,  längst  unter 
preussischer  Hoheit,  sollen  der  herrschafdichen  Kasse  zu 
Detmold  noch  Einnahmen  gewähren ,  jedoch  finde  ich  darüber 
in  den  ständischen  Aktenstücken  keine  Nachricht. 

Ein  zweiter  Gesammtbesitz  besteht  noch  hinsichliich  des 
Amts  Blomberg,  (ohne  die  Stadt),  welches,  —  obgleich  im 
Paragialbesitze  des  fui^tlichen  Hauses  Schaumburg-Lippe,  auf 
Grund  eines  Austregal  -  Erkenntnisses  des  Ober-Hofgerichts  zu 
Manheim  (Patent  vom  \Z.  März  1839,  Gesetzsammlung  des 
Fürstenthums  Lippe  VIII.  436)  —  der^ouveränilät  der  Fürsten 
zur  Lippe  unterworfen  ist. 
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ISO.    Filrstenthiim  Schanmburg- Lippe. 


Von  dem  ipächtigen  Geschlechle  der  Schaucnburgischen 
Grafen,  deren  ein  Zweig  seit  1106  in  Holstein  herrschte,  starb 
die  in  dem  Stammlande  an  der  Weser  verbliebene  Linie  1640 
mit  Otto  VI.  aus.  Während  die  Lehenslücke  seines  Landes 
von  Hessen  -  Kassel,  Minden,  Brannschweig  und  Paderborn 
eingezogen  wurden ,  übertrug  die  Willwe  des  letzten  Besitzers 
den  Albdialrest  (unter  Vorbehalt  lebenslänglicher  Nutzniessung) 
ihrem  Bruder  Graf  Philipp  von  der  Lippe,  aus  einer  jüngeren 
Linie  dieses  Hauses.  Um  den  Schutz  des  damals  mächtigen 
Hessen-Kassel  zu  erlangen,  wurde  das  ganze  Besilzthum  dem- 
selben zu  Lohen  aufgetragen;  jedoch  behielt  die  Landgräfin 
Amalia  Elisabeth  von  Hessen  die  Hälfte  der  Gi-afschaft  für 
ihren  Sohn  und  vereinigte  damit  die  im  westphälischen  Frie- 
densschlüsse ihr  zufallenden  Aemter,  welche  die  Schauenbur- 
ger  Grafen  vom  Stifte  Minden  zu  Lehen  getragen  hatten.  Die 
Nachkommen  des  Grafen  Philipp  sind  noch  Beherrscher  jenes 
Landes,  welches  im  Jahre  1807  dem  Rheinbunde  beilrat  (Be- 
kanntmachung vom  19.  May),  im  Jahre  1813  seine  Unab- 
hängigkeit rettete  (z.  v.  die  merkwürdige  Bekanntmachung  der 
Regierung  vom  14.  Dezember  1813)  und  im  Jahre  1815  Mit- 
glied des  deutschen  Bundes  wurde. 

Zu  diesem  Lande  gehörte  bis  1812  der  damals  an  das 
Fttrstenlhum  Lippe  verkaufte  Marktflecken  Alverdissen;  auch 
ist,  wie  bereits  erwähnt,  das  Amt  Blomberg  (mit  Ausschluss 
der  Stadt  gl.  N.  und  mit  Vorbehalt  der  Hoheit  des  Fürslen- 
thums  Lippe),    im   Besitze    der    Fürstlich    Schaumburgschen 
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Familie.  Der  jetzige  Fürst  Georg  Wilhelm,  geboren  1784, 
folgte  schon  im  Jahre  1787  seinem  Vater  Philipp  Ernst  fgeb. 
1723)  in  der  Regierung  und  fühcl  dieselbe  seit  1807.  Obgleich 
streng  am  Althergebrachten  festhaltend  und  deshalb  auch 
manchen  nützlichen  Verbesserungen  nicht  förderlich,  liefert 
seine  lange  Selbslregicrung  dennoch  vielfache  Beweise  der 
strengsten  Gewissenhaftigkeit,  der  Ehrenhaftigkeit  und  eines 
ungewöhnlichen  Wohlwollens. 

.  Leider  waren  gegenseitige  Rechte  und  Pflichten  auch  hier 
im  Verlaufe  der  Zeit  so  sehr  verdunkelt,  dass  erst  im  Jahre 
1791  (Vergleichsurkunden  vom  3.  September,  in  den  Landes- 
verordnungen Bd.  IV  Seite  39)  ein  Rechtsstreit  beendigt  wurde, 
der  Eingesessenen  der  Grafschaft  wider  die  Landesherrschafi, 
wegen  verschiedener  Gegenslände  der  Verfassung,  Verwal- 
tung und  namentlich  des  Abgabenwesens.  Dieser  Landesver- 
gleich bildet  die  Grundlage  der  Verordnimg  über  die  Ver- 
hälmisie  der  Landsiände  vom  15.  Januar  1816.  Der  Landtag 
ist  demgemäss  mehrfach  versammelt  gewesen  und  namentlich 
vom  Jahre  1818  findet  sich  eine  Darstellung  seiner  Verhand- 
lungen im  Band  IV.  Seite  364  der  Landesverordnungen,  woraus 
z«  B.  erhellt,  dass  damals  der  Passivstand  der  Landessteuer- 
Kasse  106601  Thlr.  war,  wogegen  106747  Thir.  zum  Theil 
unsichere  Aktiv-Forderungen  vorhanden  waren.  Damals  über- 
nahm der  Fürst  ansehnliche  Lasten  und  Schulden.  Die  WH- 
terbildung  des  ständischen  Instituts  erfolgte  durch  Verordnung 
vom  17.  März  1848  und  dann  wurde  mittelst  Wählgeselaes 
vom  6.  Dezember  1848  eine  Versammlung  behuf  Yereinbarung 
der  Verfassung  berufen.  Man  wurde  jedoch  nicht  einig;  ein 
in  der  letzten  Sitzung  derselben  am  14.  Septen^ber  1849  ge- 
wählter Ausschuss  erlangte  die  Anerkennung  der  Regierung 
nicht  (z.  Y.  Erlass  des  Regierungspräsidenten  vom  30.  Januar 
1850),  wurde  sogar  mit  Strafen  verfolgt  und  so  ist  es  ge- 
kommen, dass  im  Fürstenthum  Schaumburg-Lippe  jetzt  eigent- 
lich gar  keine  Landesverfassung  in  Benutzung  ist. 
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2i.    Fiirstenthum  Waldeck. 


In  den  Landslrichen  vom  Miltclihcin  bis  zur  Weser  und 
nach  dem  Thüringer  Walde  zu,  halten  im  frühen  MiUelalter 
die  überwiegende  Macht  einiger  Geschlechter,  die  ansehnlichen 
Besitzungen  der  geistlichen  Gebieter,  verbunden  mit  der  un- 
seligen Sitte  des  Thpilens;  das  Besitzthum  des  Herrenstandes 
in  eine  Menge  kleiner  Land  -  Stückchen  zei*spliltert.  Diese 
schwachen  Landesherrn  suchten  in  der  Regel  sich  eine  Stütze 
und  deshalb  trugen  auch  die  Grafen  von  Waldeck  schon  in 
den  Jahren  1431  und  1438  ihr  Land  dem  damals  mächtigen 
hessischen  Geschlechte  zu  Lehen  auf. 

Die  Grafschaft  Pymioni,  ein  angeblich  padorbornsches 
Lehen,  kam  in  Folge  eines  Erb  Vertrages  von  dem  letzten 
Grafen  von  Gleichen  1625  in  die  Hände  der  Waldecker  Gra- 
fen,  von  denen  Friedrich  Auton  Ulrich  j  gel),  1676,  Stamm- 
vater der  noch  jetzt  regierenden  Linie  ist  (z.  v.  die  vortreff- 
liche Geschichte  und  Beschreibung  des  Fürstenth.  Waldeck 
von  CurtzCy  Arolsen  1850  Speyer).  Auch  der  Y\mi  Friedrich 
zu  Waldeck  und  Pyrmont  trat  dem  Rheinbunde  bei,  benutzte 
jedoch  die  durch  Auflösung  des  deutschen  Reichs  erlangte 
Gewalt  nicht  zu  Gewallslreichen,  wie  solches  damals  Gewohn- 
heit war^  sondern  bestätigte  die  althergebrachte  Verfassung 
durch  eine  ausdrückliche  Erklärung  vom  15.  Oktober  1807. 
Fürst  Georg  Heinrich  (1813  bis  1845)  sliess  mit  seinen  Ver- 
besserungsplänen, z.  B.  dem  Landesverfassungs-  und  Ver- 
waltungs-Gesetz  vom  14.  Januar  1814,  auf  den  Wiederstand 
der  alten  Stände  und  sogar  der  verbündeten  Mächte*  Er  be- 
rief deshalb  im  März  1816   die  Landstände  zusammen  und 
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v^einbarte  mit  denselben  die  Landewei^fassung  vom  19.  April 
1^16.  Die  Mängel  dieser  Urkunde  wurden  bei  deren  Anwen- 
dung vielfach  gefühlt,  jedoch  war  der  kräftigen,  umsichtigen 
Regierung  der  vorlrelTlichen  Vormünderin-Regentin  Emtna  (seit 
15.  May  1845,  eine  geborne  Prinzessin  von  Anhalt -Bernburg- 
Schaumburg),  die  Abhülfe  dieses,  so  wie  mancher  sonstiger 
Mängel,  vorbehalten.  Im  Wege  der  Vereinbarung  mit  den 
Vertretern  des  Landes  kamen  zu  Stande:    das  Staafsgrnndge' 
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setz' für  Waldeck  und  Pyrraont  vom  23.  May  1849;  ein  Wahl- 
geseh  von  demselben  Tage;  rfn  Verfassangsgeselz  über  den 
StaatshaushaU  des  Fürstenihums  Pyrmont  vom  21.  July  1849  ; 
ein  Gesetz  über  die  Verantwortlichkeit  wegen  Verfasstings-Ver^ 
letzungen  vom  4.  Juny  1850. 

Die  nachstehende  Tafel  enlhäll  über  den  StqatshamhalC 
der  Fürstenthümer  Uppe,   Schaumburg  und  Waldeck,   was  der 
Raum  mitzutheilcn  gestaUel. 
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40000 


9,64  Vc 


pp.  20000 
4,82% 


20379 
9.09  <»/o 


152205 
davon  aus 
d.  Kammer- 

kasse 

58000  und 

93750; 

aus  der 

Landstr.-K. 

455. 

67,94  «/o 


pp.  800000 

1847: 

Kammer- 

kas.<ie 

200000, 

Landeskass. 

90000, 

Wegbau- 

kasse^ 

28000. 

Auf  1  Kopf 

2,86  Thlr. 


pp.2,750000 
Ende  18i7: 
Lotteriean- 

lehn  von 
1,500000  u. 
Landstr.-K 
13000;  1849 
Januar  25.: 

1,250000 
Auf  1  Kopf 
95,17  Thlr. 
Die  4<^/oigen 
Pap.  stehen 
etwas.  100. 


Darunter 
unver- 
zinsliches 
Papier- 
geld. 


Nichts. 


Nichts. 
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"iSl"" 

«ur  1  D'M. 

l^naont 

1 

Tou  Gmt 

i.n. 

2686 

4lt2t. 

und  Boden 

Abnahme 

Verftw- 

]                       S8314, 

0,03  »,0 

iDDgBSembn 

bleibt  ein 

20000, 

TheU  des 

HuDdeateaer 

Staalshaus- 

f                         SM; 

balra  des 

g                    In  PyrmoM 

Famen  tb. 

M%9. 

Pjrmonl  ge- 

manrfiTgldr. 

sondert  und 

7116,  Natu- 

Gesets we- 

dkraberbe- 

ralien 

gen  AnAtet- 

stimmt  dss 

221 17,  For- 

limg ein,. 

Gescuvora 

sten  66T83, 

e?nnl- 

ai.  July 

Zinsen 

nteaer- 

IB4B. 

8292.,  »u- 
«amman 
Waldeek 

lamsB.  — 

Pynnont, 
Pachtgelder 
USai,  For- 
sten 636«. 

Katuters 

14.  Jan; 
1840.  - 

HesnlUtedea 
KaUsier« 

in 

Beg.-Bl>« 

von  6.  Mar 

1S61. 
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standtheile 
nähme. 

Indirekte 

Jahres- 
Betrag  der 

Staats- 
Ausgaben 

in 
Thlr.Kour. 

Davon  Ausgabe  auf  die 

regierende                        Staats- 
„     .,        Streitmacht. 

Kapital" 
Betrag 

der 
Staats- 
Schuld 

Darunter 
unver- 
zinsliches 
Papier- 

Abgaben. 

Familie. 

Schuld. 

in 
Thir.  Konr. 

geld. 

809!U 

837690 

62026 

86826 

69652 

1,560000 

Nichts. 

25,4ao/o 

Prst.-Anth. 

18,36  7o 

10,90O/o 

20,62% 

auf  1  Kopf 

wovon  in 

Anlage  T. 

19  Offiziere, 

^         »     ^^ 

26,79  Thlr. 

WaldeclL 

zum 

70  Unter- 

Ende 1847: 

71500 

Staato- 

offiziere  und 

Kammer- 

f 

und  zwar: 

gmndge- 

GeAreite, 

schuld  : 

aus  der 

setz  vom 

20  Spiel- 

■ 

930000, 

Zollver- 

23.  May 

leote,  236 

Landes- 

einskasse 

1849« 

FUsilire, 

schuld: 

68000, 

6  Nicht- 

517000. 

Stempel- 

streitende; 

steuer 

Friedens- 

3000, 

etat.  — 

Wege- 

1 FOsilir 

gelder 

tftglich  21/2 

IWO;  — 

Sibgr.  I^Sh- 

in  Pyrmont 

nunglSlgr., 

aus  der 

\. 

Brodgeld, 

* 

Zollver- 

Quart-Geld 

eins-Kasse 

'k  Sibrgr. 

■ 

0424« 

1  ünter- 

Lieut.  264 

ThIr.Gehalt. 
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22.    Die  Ftirstenthiimer  Schwarzburg-Sonders- 

haiisen  und  Rndolstadt. 


Das  alte  Geschlecht  der  Schwarzburger  Grafen  zählt  un- 
ter seinen  Voraltem  einen  deutschen  König  (Günther,  gewählt 
30.  Januar  1349)  und  manche  andere  wackere  Männer,  denn 
sie  erwarben  sich  den  Titel  der  „Viergrafen  des  Reichs**  und 
empfingen  auf  dem  Reichstage  zu  Augsburg  1530  die  Berech- 
tigung, sich  „V?ohlgeboren"  zu  nennen.  Nach  dem  Ableben 
Günther  XL.  1552  bildeten  sich  durch  seine  Söhne  die  bei- 
den noch  besteh^den  Ztceige;  seit  1573  (mit  Albrecht  VII.) 
war  Rudoistadt  der  Hauptsilz  der  einen  Linie;  seit  1716  sind/ 
durch  das  Aussterben  des  Zweiges  Arnstadt ,  die  Sondershau- 
ser  Lande  vereinigt. 

Fürst  Günther  Fnedrich  Karl  L  von  Sondershausen,  wel- 
cher 1794  zur  Regierung  gekommen  war,  wurde  im  70.  Jahre 
seines  Allers  (4.  November  1830)  durch  die  Zeitereignisse  be- 
wogen ,  dem  Fürstenlhume  eine  ständische  Ve^iassung  zu  ver- 
leihen (Reg.  Bekannlm.  vom  19.  Febr.  1831),  welche  jedoch 
keine  praktische  Wirksamkeit  bekam.  Nachdem  der  alte  Fürst 
freiwillig  zurückgetreten  war  (Abdankungs-Urkunde  vom  3.  Sep- 
tember f835),  beschäftigte  sein  Sohn  und  Nachfolger,  Gün- 
ther Friedrieh  Karl  IL,  sich  mit  Ordnung  der  namentlich 
finanziell  ziemlich  verwickelten  öffentlichen  Angelegenheiten. 
Die  Verkündung  des  mehrfach  7<ugesagtcn  Landesgrundgesetzes 
erfolgte  erst  unter  dem  24.  September  1841  und  nachdem 
noch  einige  Anstände  durch  die  Nachgiebigkeit  des  Fürsten 
beseitigt  waren,  haben  Regierung  und  Stände  einträchtig  Tür 
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die  Verbessentng  der  Geselzgebung  gewirkt.  Die  getrennte 
FinanzverwaUung  aber  blieb  und  erst  im  §.  68  des  Vetfas- 
sungsgeseUes  vora  20.  Dezember  1849  ist  die  unwiederrufliche 
Ueberlassung  der  Verwaltung  und  Nutzung  des  Kamnrierguls 
an  den  Slaat,  gegen  eine  zu  vereinbarende  Zivilliste^  ausge- 
sprochen. 

WahlgeseH  und  Geschäftsordnung  sind  am  21.  May  1850 
verkündet,  und  mit  dem  1.  July  1850  ist  die  KasseHverem- 
gung  nebst  einer  Zivilliste  von  120000  Thir.  (wovon  jedoch 
auf  den  Fürslen  selbst  nur  60000  ThIr.  fallen)  in  Kraft  gelre- 
len.  —  Ein  Oeselz  über  die  Neugestaltung  der  Staats  -  Ver^ 
waltung  ist  vom  17.  März  1850;  in  Beziehung  auf  die  Rechts- 
pflege sind  unter  dem  25.  Mäi^z;  1./3.,  4.,  5.,  6.  April  1850 
Gesetze  ergangen ;  die  Entfesselung  des  Grundeigenthums 
betreffen  die  Gesetze  vom  8.;  9.,  22.  und  26.  April  1850;  die 
Gemeinde  -  Ordnung  ist  vom  15.,  die  Bezirks  -  Ordnung  vom 
16.  April  1850;  eine  Dienstanweisung  Tür  die  Staatshauptkasse 
erging  am  15.  May,  für  die  Bezirkskassen  am  24.  Juny,  für 
die  Forstmeister  am  20.  August  1850;  das  Ministerium  wurde 
durch  Verordnung  vom  16.  August  1850  eingerichtet. 

Eine  Beschreibung  des  Sondershauser  Landes  ist  mir  nicht 
bekannt,  jedoch  enthält  die  Darstellung  von  Arnstadt  von 
Hatham,  Sondershausen  1841,  manches  Allgemeine; 

In  Rudolstadt  regierte,  nach  dem  Ableben  des  Fürsten 
Ludwig  Friedrich,  seit  dem  28.  April  1807  unter  Vormund- 
schaft, seit  deni  6.  November  1814  aber  selbstsländig,  Fürst 
Friedrich  Günther. 

Eine  am  8.  Januar  1816  verheissene  landschaftliche  ^Ver- 
fassung  wurde  unter  dem  21.  April  1821  ins  Leben  geführt 
und  die  seitdem  Statt  gehabten  Verhandlungen  der  Stände 
und  ständischen  Ausschüsse  bieten  ein  (in  den  Landtagsab* 
schieden  öfiFentlich  niedergelegtes)  erfreuliches  Bild  dar  von 
den  Erfolgen  eines  einträchtigen  Zusammenwirkens  von  Re- 
gierung und  Landesvertretung.  Eine  neue  Landesverfassung 
ist  zwar  l^earbeitet  (Prot,  der  134.  Sitzung  vom  20.  Oktober 
1849  und  der  157.  iSitzurtg  vom  28.  März  1850),  jedoch  mit 
dem  Landtage  noch  nicht  vereinbart.  Seit  dem  S.  May  1848 
(nach  Schloss  des  ausserordentlichen  Landtags)  ist  ein  Land- 
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tagsabschied  nicht  wieder  erlassen,  weil  der  am  17.  Oktober 
1848  zQsammengetretene  ordentliche  Landtag  nicht  geschlos- 
sen, sondern  am  %9.  März  1850  nur  vertagt  Ut 

Auch  das  im  Entwürfe  vorgelegte  ZiviUistege$eti  (Ben 
läge  IV.  zur  157.  Sitzung  des  Landtags ,  Seite  869  der  gedr. 
Protokolle,  ferner  Prot,  der  64.  bis  67.  Sitzung  16.  Febr.  §. 
1849,  Seite  S85  bis  438  und  die  von  Sondershausen  gegen 
die  Abtretung  der  Domänen  an  den  Staat  erhobene  Protesta- 
lion  im  Prot,  der  134.  Sitzung  vom  20.  Oktober  1849,  Seite 
803)  ist  noch  nicht  zum  Abschluss  gekommen.  Dagegen  wurde 
die  VerwaUung  durch  eine  Reihe  von  Gesetzen  und  Verord- 
nungen umgestaltet,  wohin  namentlich  gehören  das  Penstons- 
gesetz vom  16.  März  1849;  die  Gemeindeordnung  vom  S.April 
1850;  die  (den  thüringschen  Staaten  gemeinsame)  Strafgesetz- 
buch,   Strafprozessordnung  und   Gebührentaxe,    auch   Hoh- 


a 

B 


i 


S(»At« 


a. 


ekgH- 
9«halt 

In  ff«ogr. 

[]  HeUea 

vnd 

Prat.. 

▲atheil 

AB 

land. 


Beivokner- 
Zahl,  deren 
Przt.-Aulhl. 
an  der  Be- 
vOlkernng 
Dentschlds. 

and  auf 
l  0  Meile. 


Fargtenaam 
Sehwarzborg- 
SoMkfshaasen 

1843  . 
184«  . 
1849     . 


15,44 


09 


Jahres - 
Betrag  der 

StaatB- 
Einnahmm 

in 
Thir.  Kour. 


Einxeliie  Se- 
der Efo- 


Domtnen , 

HolMite-Bia* 

aaluneB, 

Monopol« , 

8to»tifew«rl>o, 

ZlnMii. 


direkte 


57257 

57900 
58682 
60002] 

Przt«-ADÜi. 
OJ40/0 

auf  1  HM 

3886 
Jahretzu- 
Dahnie 
0,53  o/e 


Voranscblag 

fttr  1848— AI 

uaUr  B«rAek* 

•ichligung  des 

Pi«*niMetm«s 

vom  17.  May 

18M  jpp.i 
tOOOOOThlr.— 
KmmmerkMBt' 
Eut  nir  1.  Ok- 
ioker  1847   bit 

1850: 

t85000  Thlr. 

Wegen  Neuge- 

■taltang  «lor 

SUftleverwnl- 

tung  «Irtcken 

diese  Summen 

den  gegenwlr- 

tigen  Zustand 

de«  SiaaUhans. 

halt«  genau 

nicht  an«  j  allein 

ein  gemein- 

samer  Voran- 

•chlag  fehlt 

■och« 


285000  and 

14000  (fia- 

kaltoehe 

Rechte) 

0d.61,65oyo 
ntalich 

TOnGfiiad- 
eigenthum 

84000  y 
griuidh«rr- 
lichen  Rech- 
ten 26000, 
Regalien 
200O9  aas 
den  Forsten 

153000, 
Jagd  700, 
aua  Natura- 
lien 19000 
0«  «■  w.  I 


pp.51000Th. 
oder  10,72% 

nuilich 
GroBriateacr- 
vom  kimcn- 
boiiCMMpAlch- 

tigen 

elgenthi 

40000  TUr^ 

Gfdalr«  tom 

kontrihatiikii- 

f^eienOrnnd- 

•if»Cli.  6% 

des  RelnM'- 

trag^s;  voa 

der  BinkAMi- 

»enaCetier  4 

Sfmpla  {et- 

April  IMO.) 
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and  Feld-Schutzgesclz  vom  26.  April  1850;  die  Verordnungen 
wegen  Bildung  der  obersten  Verwaltung  und  der  uniern  Ver- 
waltung vom  26.  April  1850;  wegen  Einrichtung  der  Rechts- 
pflege vom  1.  May  1850  (z.  v.  die  Staats  vertrage  vom  9.  April 
1850  mit  Weimar  und  Sondershausen),  vom  31.  May  und 
85.  Juny  1850;  über  den  Zivilstaatsdienst  vom  1.  May  1850. 
—  Für  den  Staatshaushalt  wichtig  ist  das  Gesetz  vom  2.  Ja- 
nuar 1850,  die  Besteuerung  des  steuerfreien  GrundbesUies  und 
der  Besoldungen  betreffend  (z.  v.  Prot,  der  134.  Sitzung  vom 
20.  Oktober  1849,  Seite  797).  —  Eine  lobenswerthe  Quelle 
ist  die  Zugabe  zu  der  Karte  der  Oberherrschaft  des  Fürsten- 
thum  Sohwarzbui^-Rudolstadt  von  Graf,  Rudolstadt  1846. 

Staatshaushalt  und  Äbgabenu>esen  der  FUrstenthümer 
Scbwarzburg  finden  in  der  folgenden  Tafel  eine  entsprechende 
Darstellung. 


standtheüe 
nahae« 

indirekte 
Abgaben. 


Jahres- 
Betrag  der 

Staats- 
ausgaben 

Thlr.Kour. 


Davon  Ausgabe  auf  die 


regierende 
Familie. 


Streitmacht. 


Staats- 
.Schuld. 


128000  oder 

»6,89  % 

und  xwar: 

ZOile  48000, 

üeber- 
gangsabga- 

ben  500, 

Branntwein- 

Hteaerl6500 

Rttben- 

znckerstr« 
200,  Salz- 
regiet2600^ 
Braumals- 
ateaerl2000 
von  Handel 
u.  Gewerbe 
6600,ChaQ8- 

aeegelder 
14500/ 
Stempel 
6300  Thlr. 

n«  0»  w« 


Landes- 
kasse pp.: 
200000Th. 
Kammer- 
kasse 
285000Th. 
sosammen 

etwa 
485000Th 
1.  V.  je- 
doch die 
Bemer- 
kung bei 
der  Ein- 
nahme. 


120000  Th. 

=24,740/0 
nach  Ge- 
setz vom 
18.  März 
1850,  wo- 
durch die 
Yerwaltg. 
und  Be- 
raitzung 
des  Kam- 
merguts an 
den  Staat 
Qbergiog. 


28297 
und  für  Pen- 
sionen noch 
5563  Thlr. 
zusammen 

88850 
od.  6,08% 
Dienstthuer 
163>  Gross- 
beurlaubte 
305,Hekru- 
tea  100. 


schuld 

42000, 

Landes^ 

schuld  zu 

4  %  PP* 
15aiU)  also 
zusammen 
57320  Thlr. 
od.  11,837« 


Kapital-' 
Betrag 

der 
Staats- 
schuld. 
Thlr.  Kour. 


Darunler 
unver- 
zinsliches 
Papiei^ 
geld. 


Nickis. 
Am  1.  Blay  1851 
fammersokuld: 

unverzinsliche  Packt- 
kautionen  60757 

verzinsliche 
dergleleh.  17812 

verzinsliche 
Dienerkau- 
tionen   •    16564 

Darlehen .  734580 

zusammen  8387139k. 
Am  1.  Junj  1851 
//omleMchuld:  - 
Dienerkau- 
tionen   »  13565 
Darlehen    369178 

zusammen  882743  Th, 
also  Gesammtbetrag 

alier  Schulden 

1^1456  Thlr.  oder 

auf  1  Kopf  d«  B» 

20|86TkIr. 
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u 

9 

FU' 

Bewohner- 

Einzelne  Be- 

B 

mm 

eken- 
gekaü 

zahl,  deren 

Jahres- 

der  Ein. 

fi 

Pr2t.-Anth. 

Betrag  der 

DonKiiAfl 

^ 

BtAAt. 

[]  Meilen 

an   der  Be- 

Staats- 

UobeiUein- 

'S 

^v^^v* 

und 
Prst— 

völkern  ng 

Einnahmen 

n«hmen. 

direkte 

a 

Antbeil 

Deutschlds. 

in 

MottOfoie, 
StaaUge- 

Steuern. 

i 

en 

Denttcb- 

Und. 

und  Auf 
1  n^eile. 

Thlr.  Kour. 

werbe, 
Zineen. 

n. 

Fürstenth.  Schwarz- 

Etat  der 

398253  fl. 

55398  fl. 

b. 

burg-Rndoistadt  . 

15,57 

Kammer- 
kasse  für 

nämlich : 
Forster- 

nämlich 
Grundsteuer 

1840     .    . 

5> 

66864 

1847  (Stand. 

-träge 

23280 

CO 

Prot,  der 

198924 

und  27118: 

1843     .    . 

o 

68891 

64.  Sitzung 
am  16.  Feb- 

(Ausgabe 
64330),  von 

kQnftig^  nadi 
dem  Gesetze 

1849     .    « 

>    69648 

ruar  1849) 

Grundiasten 

vom  2.  Jan. 

Przt.-Anth. 

398253  fl. 

28014, 

1850: 

0,18  o/o 

oder  227573 

Pachtgelder 

Grundsteoer, 

Auf  1  []M. 

Thir.  Kour. 

61058 

Besoldungs- 

4473 

Landes- 

Feudalge- 

steuer und 

Jahresza- 

kasse-Hech- 

fälle  75132, 

Hausgenos- 

nähme 

nung  von 

Entschädi- 

sensteuer 

■ 

0,46«/o 

1847  (Std. 

Prot.  149. 

Sitzg.  am 

19.  März 

1850.) 

246640  fl. 

oder  140366 

Thlr. 

gung  aus 

der  I^ndes- 

kasse 

14224. 

=  61,85^/0 

=  8,o(ro/, 

» 

Zusammen 

<t 

367939  Th. 

t 
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standtheile 
nähme. 

Indirekte 
Abgaben. 


Jahres- 
Betrag  der 

Staats- 
AtLsgaben 

in 
Thlr.Kour. 


Davon  Ausgabe  auf  die 


regierende 
FamUie. 


144086  11. 
nnd  zwar: 
Ein-,  Aus- 
gangs- und 

Ausglei- 
chungs  »Ab- 
gaben 8514, 
zur  Erfül- 
lung des  An- 
thelis  an 
vorerwähn- 
ten Abgaben 
T67Ö7, 
Brannt- 
weinsteuer 
6037,  zur 
Erfüllung 
des  Antheils 
a.  d.  Brannt- 
weinsteuer 
12326,Bran- 
nialzsteuer 

21225, 
Wein-  und 
Tabaksstr. 
18,Salzregie 
23062,  Erb- 
schaftsab- 
gaben 555^ 
Hausirgldr. 
40,  Schenk- 
gelder und 
Konzes- 
sionssdns 
1357.  — 
=5  22,38  ^ 


Streitmache. 


Staats- 
Schuld. 


Kapital' 
Betrag 

der 
Staats- 
Schuld 
in 
Thir.  Kour. 


Kammer- 
kasse 

398263, 

Landes- 
kasse 

246976  fl. 


Angeboten 
und  ange- 
nommen 
100000  fl. 
und  43000 
für  Apa- 
nagen und 
Witthü- 
mer,  ssu- 
sammen 
143000  fl. 
=  81714 
Thlr.  oder 
22,19  0/^ 

(Landtags- 

Prot.  62. 

Sitzg.  vom 

14.  Febr« 

1849 
S.378); 
jedoch  ist 
man  über 
die  sonsti- 
gen Bedin- 
gungen 
noch  nicht 
einig  ge- 
worden. 


49193  fl. 
und  Pensio- 
nen, oder 
7,64  0/^ 
aller  Aus- 
gaben. 


Darunter 
unver- 
zinsliches 
Papier- 
geld. 


Auf  die 
KanwitT- 

schuld 

33277    fl. 

AutLandes- 

schulden 
3523  fl.;  da- 
gegen 1851 

etwa 

67000   fl. 

oder 

10,40  o/o 
a.    A. 


KowncT' 

schuld  1847: 

896741, 

Landes- 

schuld  1847: 

mit  den 

Strassen- 
bauschulden 
643000  fl.; 
beide  Ende 

1850: 
1,672989  fl. 

und  ietwa 

175000  fl. 
Kassenbil- 

lets  == 

1,056994Th. 

oder  auf  1 

KopfderBe- 

völkerung 

15,16  Thlr. 


200000 
Thlr.  oder 
350000  fl. 

(Gesetz 
V.  lO.Dez. 

1848), 
welche  je- 
doch wie 
es  scheint  I 
noch  nicht 
voilstün- 
dig  aus- 
gegeben 
sind;  die 
ersteAus- 
gabel848 

war 
176000  fl. 
Wurden 
eingezo- 
gen und 
bis  Ende 

1861 

gegen 
neue  Kas- 
senbilletts 

umge- 
tauscht* 


Rtdtnt  PiBini-Suiiftik. 


95 
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2B.    Die  Fürstenthiuner  Reu&s. 


Die  altberübmten  Voigte  von  Plauen  nahmen  erst  am 
Ende  des  13.  Jahrhunderts  den  Beinamen  der  Reusse  an  (z.  v. 
Frilzsche,  das  Voiglland,  Plauen  1840,  Seile  20).  Keines  der 
noch  souveränen  deutschen  Fürsteng^chlechter  •  hat  durch 
Theilungen  der  Hausmacht  so  sehr  geschadet  als  die  Reussen; 
keine  der  regierenden  Familien  hat,  als  Folge  dieser  Zersplit- 
terungen, grössere  Glücks-  und  Machtwechsel  erlebt.  Die 
drei  Söhne  Henrich  des  Friedsamen  sind  1564  Stifter  der  noch 
bestehenden  Linien  geworden,  deren  es,  nach  dem  1616  er. 
folgten  Aussterben  der  Mittleren,  noch  zwei  giebt,  nämlich 
die  Aelierey  welche  das  Fürstenthum  Greiz  besitzt  und  die 
Jüngere.  Letztere  hatte  abermals  die  Zweige:  ffera  (erlo- 
schen 1802),  Lobenstem  und  Schlei:^  gebildet,  wovon  Loben- 
stein sich  1711  wieder  in  Lobenstein  und  £6er«(ior/^  abtheilte. 
Nachdem  jedoch  im  Jahre  1824  jener  Nebenzweig  ausgestor- 
ben war  und  der  letzte  Fürst  von  Löbenstein-Ebersdorf,  Hein- 
rich LXXIL,  unter  dem  1.  Oktober  1848  der  Regierung  ent- 
sagt hatte,  giebt  es  jetzt  nur  noch  zwei  Fürstenihümer  Reuss. 

Greiz  wird  von  der  allem  Linie  beherrscht,  deren  Haupt 
jetzt  Fürst  Heinrich  XX.  ist,  welcher  seinen  Bruder  Hein- 
rich XIX.  (seit  29.  Januar  1817  Heinrich  XIII. ,  der  seit  1800 
regierte,  folgend)  am  31.  Oktober  1836  beerbte.  Schon  un- 
ter dem  15.  März  1809  war  ein  Landesgt*undgeselz  erlassen, 
dessen  Inhalt  zwar  den  damaligen  Ansichten  von  Landesver- 
tretung entsprechen  möchte  (Landlag  alle  8  Jahre  jährlich 
Deputationstage),  den  Anforderungen  von  1848  aber  nicht  ge* 
nügle.     Nur  zögernd  und  stückweise  gab  die  Regierung  das 
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Althergebrachte  auf,  indem  sie  neue  Einrichtungen  zusagte 
(Verordnungen  und  Proklamationen  vom  18.  und  19.  März, 
5.  und  25.  April,  31.  May  und  26.  September  1848).  Auch 
der  mit  Erlass  vom  4.  Juny  1849  vorgelegte  Entwurf  einer 
Verfassungsurkunde  enthält  deutliche  Spuren  von  dem  Bestre- 
ben am  Bestehenden  möglichst  wenig  zu  ändern;  wie  denn 
z.  B.  die  Trennung  der  Einnahmen  des  Kammerguts  und  der 
Landeskasse  aufrecht  erhalten  wurde.  Ungeachtet  verändere 
ter  Zeitverhältnisse  ist  man  doch  über  diesen  Entwurf  noch 
nicht  einig  geworden,  jedoch  erklärte  der  Fürst  in  einem 
Erlass  vom  9,  Februar  1850  sich  bereit,  die  Nutzniessung  des 
Kammerve rmögens  gegen  eine  Zivilliste  abzutreten,  über  wel- 
che dann  eine  eorläufige  Vereinigung  zu  Stande  kam. 

Schleiz,  Lobensietn^  Ebe$^sdorfj  Saalburg,  Gera  sind  die 
Landestheile  der  jungem  Linie  der  Füi*sten  Reuss,  deren  Ren 
geni  jetzt  Heinrich  LXIL  ist,  welcher  seinem  Vater  Hein- 
rich XLII.  am  17.  April  1818  in  der  Regierung  folgte.  Früher 
war  der  landsiändische  Körper  der  Besitzungen  jüngerer  Linie 
ein  gemeinschaftlicher  gewesen,  seit  1780  aber  scheinen  nur 
in  den  einzelnen  Zweigfürstenthümern  landständische  Ver- 
sammlungen Statt  gefunden  zu  haben.  An  die  Stelle  dieser 
Einrichtungen  trat  das  Siaaisgrundgeseiz  vom  30.  November 
1849  nebst  angehängtem  Wahlgesetze,  in  dessen  §.  64  die 
Abtretung  der  Verwaltung  des  innerhalb  des  Landes  belege- 
nen Domanial-,  Haus-  und  Faroilienguts  an  den  Staat,  gegen 
eine  zu  vereinbarende  Zivillisle,  festgesetzt  ist.  Weiter  scheint 
bis  jetzt  die  Ordnung  dieser  Angelegenheiten  nicht  gediehen 
zu  seyn,  denn  die  Feststellung  der  Zivilliste,  so  wie  die  Neu- 
gestaltung der  Steuer-  und  Domänen-Verwaltung,  namentlich 
die  Vereinigung  der  4  Steuerkassen  in  Gera,  Schleiz,  Ebers- 
dorf und  Saalburg,  der  3  Chausseebaukassen  und  des  ge- 
meinschaftlichen Rentamts  in  Gera,  ist  bis  zur  weiteren  Ver- 
handlung mit  dem  ersten  konstitutionellen  Landtage  ausgesetzt, 
dessen  Zusammenberufung  seit  Verkündung  des  Staatsgrund- 
gesetzes erwartet  wird. 

In  Beziehung  auf  den  Staatshaushalt  und  das  Abgabenwe- 
sen  der  Fürstenthümer  Reuss  können  nachstehende  in  Tafel- 
form gebrachte  Mittbeilungen  gemacht  werden. 

95* 
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Reu3i -Schleiz    . 
(Lobenslein-Ebera- 
dorf  -  SHolburg  - 
Gcra,jltngere  Li- 
nie) 

1840  .  . 
1843  .  . 
1846  .  . 
1849    .    . 


77016 

7796S 

Prtt.-AoÜil. 

0,1 9  "/o 

auf  1  UM. 

3095 

znnahnie 
0,60  %. 


Nach  deni 
Berichte  dei 
Floanzans- 

YOtti  2i.  Oli- 
lober   1849 
liberdle  vor- 
gelegten 
Etats  a. s.w. 

Landesliaa' 
seo  1SIS70 
Tlilr.G«wln- 

puDgBkasteD 
waiulie  bei 
I.  einEelueii 
lassen  ver- 
rechnetwer- 

GJOOOTliir., 
Rohelnah- 
me  des  Do- 
Qunliun  pp. 
12A000TUr. 


Etwa 
lieOOOThlr 

oder 
34,Oa  «/o 

aller 
SinnabmeD, 


4248, 

5,«9  •;, 
JlerRLM*- 
men.     Nene 
Ornndsteoa^ 
Veraolagvig 


dnrck  C 
vomSOJHn 
1850. 
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stitndtheile 
nähme. 

Indirekte 
Abgaben. 


Jahres- 
Betrag  der 

Staats- 
Ausgaben 

in 
TUr.Koor. 


Davon  Ausgabe  anf  die 


regierende 
Familie. 


Streitmacht. 


Staats- 
schuld. 


Kapiial' 
Betrag 

der 
Staats- 
sohuld 
in 
Thlr.Kour. 


Darunter 
unver- 
zinsliches 
Papier- 
geld. 


der  FQrst- 
Jcasse,  je- 
Zahluqgen 
men.) 


48t92 
32, 52<>/o 
z«  B.  aus 
der  Zoll- 
V.-K.  für 
Zölle37591, 
Braumalz- 
8Ceuer2493, 
Salsregie 
6732,  Stem- 
pel 143. 


10671  IThlr. 

nämlich ; 
Zollgefäile 
und  Brannt- 
weinsteuer 

74479, 
Braumalz- 

stener 

14776, 
Salzabgabe 

16456; 

zusammen 

31,04  % 

aller 

Einnahmen. 


90002 
64169 


144171 
Przt.-An- 

theU. 


346692 
Thir.,  wo- 
von aut 
die  Lan- 
deskasse 
166592 
und  pp. 
64000Thlr. 
Gewin- 
nungs- 
kosten auf 
das  Doma 
nium  etwa 
125000 
Thlr. 
kommen. 


37500 

und 

6158 
Witthum 
29,58  o/o 
CEntwurf 
einer  Ver- 
einbarung) 


.  Vorge- 
schlagen 
100000 

Thlr. 

(Std.Aktot. 

von  1849, 

S.  175) 

oder 
28,93  <^U 

aller 
Ausgaben. 


17667 


Thlr. 

G.K.  13263 
L.K.     1741 


12,24  0/^. 


88373  Thlr. 

fOr 
788  Mann, 
also  auf 
1  Kopf 
durch- 
schnittlich 

ftist 
50  Thlr. 
kommen* 
11,10\ 


15004 


Dom. 
805000 
L.K.    72000 


Nichts. 


10,40«/, 


0' 


Nicht 

zu 

ermitteln. 


877000 
auf  1  Kopf 
10,39  Thlr, 


Steuer-  und 
Wegbau- 
Kasse  :  in 
6era226688, 
Schleiz 
211438, 
Lobenstein 
96301,  zu- 
sammen 
534427  Thlr. 
(Anl.  B«  zum 
Berichte  des 
Finanz-Aus- 
schusses V. 
15.  Novem- 
ber 1849.) 
Domslnen- 
Schuld  nicht 

bekannt. 
Papiergeld 
800000  Thlr. 
Zusammen 
auf  1  Kopf 
10,70  Thlr. 


300000 

Thlr. 
vermöge 
Gesetzes 

vom 
17.  März 

1849» 
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24.    Ijandgrafschaft  Hessen  -  Homburg. 


Eins  der  kriegerischen  deutschen  Fürstengeschlechter 
regiert  dieses  Land;  abgezweigt  von  Hessen-Darmstadt  1596, 
welches  erst  seit  dem  Anfange  des  18.  Jahrhunderts  allmah- 
lig  die  Landeshoheit  über  Homburg  aufgab.  Noch  nicht  hun- 
dert Jahre  später  warf  die  Abneigung  des  französischen 
Protektors  gegen  den  deutschen  Mann,  welcher  damals  Hom- 
burg besass,  dieses  Ländchen  wieder  unter  die  Mediatisirten 
(Rheinbundakte  vom  12.  July  1806  Art.  24).  Dem  Grossher- 
zogthum  Hessen  wurde  es  beigelegt  und  erst  die  Wiener 
Kongress-Akte  vom  9.  Juny  1815  setzte  den  Landgrafen  wider 
in  seine  Rechte  und  Besitzungen  ein,  weiche  durch  das  Ober^ 
Amt  Meisenheim  am  linken  Rheinufer  zur  Belohnung  (ur  die 
Aufopferung  des  Fürstenhauses  vermehrt  wurden  (Art.  48,  49 
d.  W.  K.  A.  und  Frankfurter  Territorial-Rezess  vom  20.  July 
1819  Art.  26,  29,  30).  Am  7.  July  1817  erfolgte  die  Auf- 
nahme des  Landgrafen  in  den  deutschen  Bund,  als  erster 
Fall  der  Vermehrung  der  Zahl  der  Bundesglieder;  das  Stimm- 
recht in  der  16  Kurie  bestimmte  sogar  erst  ein  Bundesbe- 
schluss  vom  17.  May  1838. 

Als  nach  fast  siebenzigjähriger  Regierung  im  Jahre  1820 
Landgraf  Friedrich  V.  Ludwig  verstarb,  folgte  ihm  Fried- 
rich VI.  Joseph  Ludwig,  der  älteste  von  acht  kräftigen  Söhnen, 
welche  fast  alle  mit  Auszeichnung  vor  dem  Feinde  gedient 
hatten.  Schon  neun  Jahre  später  (2.  April  1829)  kam  der 
zweite  Bruder  Ludwig  Wilhelm  und  am  19.  Januar  1839  der 
fünfte  Bruder,    Philipp   August  FiHedrioh  zur  Regierung.    Er 
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verhiess  unier  dem  8.  May  1841  nnd  4.  Febraar  1845  eine 
landsländische  Verfassung,  erlebte  jedoch  deren  Einführung 
nicht,  indem  er  am  15.  Dezbr.  1846  aus  dem  Leben  abbe- 
rufen wurde.  Sein  Nachfolger  war  der  8ech3te  Bruder  Oustav 
Adolph  Friednch,  dessen  einziger  Sohn  (Friedrich  geb.  1830) 
am  4.  Januar  1848  starb,  so  dass  nach  seinem  eigenen  Tode 
am  8.  September  1848  der  lelztlebende  der  acht  Brüder 
Ferdinand  Heinrich  Friedrich  (geb.  1783)  zur  Regierung  ge- 
langte. Bemerkenswerlhos  Geschick  einer  regierenden  Familie, 
welche  ausstirbt,  ungeachtet  acht  Söhne  vorhanden  waren, 
von   denen  binnen  30  Jahren  5  zur  Herrschaft  gelangt  sind. 

Schon  Landgraf  Gustav  hatte  unter  dem  6.  März  1848 
eine  landständische  Verfassung  und  sonstige  Aenderungen  zu- 
gesichert. Sein  Nachfolger  hielt  auch  unter  veränderten  Ver- 
hältnissen an  diesem  Versprechen  fest,  denn  am  3.  Januar  1850 
liess  Landgraf  Ferdinand  die  Verfasstmgiurhunde,  das  Wahl- 
geieiz  und  die  Geschäftsordnung,  aus  der  Vereinbarung  mit 
einer  Vei^sammlung  von  Landesdepulirten  hervorgegangen 
(z.  v,  Land  tags -Abschied  vom  28.  Dezbr.  1849),  verkünden. 
Auch  eine  Menge  guter  Gesetze  und  nützlicher  Einrichtungen 
sind  aus  neuster  Zeit,  z.  B.  über  die  Bem^ksräihe  vom  O.Ok- 
tober 1849,  das  Siaatsdienergesetz  vom  26.  Oktober  1849,  das 
Gesetz  über  Einrichtung  des  Gemeindetoesens  vom  0.  Oktober 
1849,  (nebst  Vollzug-Verordnung  vom  7.  und  21. Dezbr.  1849 
und  Instruktionen  vom  12.  Februar  1850);  ein  Gesetz  vom 
19.  Oktober  1849  über  das  Staatsbürgerrecht  (z.  v.  Bekanntm. 
vom  19.  März  1850);  eine  Verordnung  über  das  Volksschule 
tcesen  vom  19.  Februar  1850,  ein  Gesetz  über  die  Einführung 
von  Gßschwomengerichten  vom  15.  Okt.  1850,  ein  Gesetz  über 
die  Ablösung  der  Zehnten  und  Grundrenten  vom  25.  May  1849 
(nebst  Vollzug- Verordn.  vom  21.  Dezbr.  1849,  26.  März  und 
2.  July  1850)  ein  Jagd-  und  fV^cAcrei-Gesetz  vom  8.  Oktober 
1849  (mit  Ausf-Vcrordn.  von  demselben  Tage)  u.  s.  w. 

üeber  die  Verhältnisse  des  Staatshaushalts  und  Abgaben-- 
Wesens  giebt  die  nachstehende  Tafel  eine  vergleichende  Dar- 
stellung. 
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s 

2 


Stent* 


ru- 
cken' 
gekAÜ 

ia  ffeofT. 

n  McUra 

nnd 

Frat.- 

Aatlica 

Deotaeh- 
land. 


Bewohner- 
Zahl,  dereo 
Przt.-Anlhl. 
an  der  Be- 
völkerung 
Deutschlds. 

und  auf 
l  n  Meile. 


m 


Jalires- 
Betrag  der 

Staa(A- 
Etnnahtnen 

in 
Thlr.  Kour. 


Einxelae  Se- 
der Ebi- 


Pominen , 

Hoheit« -Ein- 

BAhmea , 

Monopol« , 

ZiiiMa« 


direkte 
Steaem. 


24,  Laodgraiacbaft 

Hessen-Homburg 
1840  .  . 
1843  •  . 
1846  .  . 
1849     .    . 


Ck9 

e 


23689 
24373 
24433 
24203 
Przt.-Anth* 

0,05  ö/o 
auf  1  []M. 

4841 
Jahreszu- 
nahme 
0,24  OA 


166985  Thlr. 
Przt.-Anth. 
(290473  fl.) 
Voranschlag 
für  1851/2. 
Eine  Staats- 
kasse mit  7 
Unterkassen 
in  den  neu- 
sten  Jahren 
bedeutender 
Einnahme- 
nutngel^yeeX' 
eher  durch 
Crsparungen 
und  sorgsa- 
mere Ver- 
waltung be- 
seitigt ist. 
Das  Gleich- 
gewicht 
wurde  voll- 
ständig her- 
gestellt nnd 

sogar  ein 

Ueberschuss 

vorhanden 

seyuj  wenn 

nicht  im 
Jahre  1850 
durch  rechts- 
kräfligesEr- 

kenntniss 
das  KJoster- 
gutWinniu- 
gen(imK.P« 
Fürstenth. 
Halberstadt 
belegen)  dem 
Domanium 
verloren  ge- 
gangen wäre 


45203  Thlr. 

27,23% 
(79106  fl.) 

>.  B.  reu  G«. 
büuileB  IfM, 
F«ldfüUrn450 

1SSS3,  Zeiu 
pachteB  49ttS, 

Brk|pachteB 
58tS,    Laade« 

mialgetUIo 
IttO,    BrumA- 

7inaeii  431  , 
Jagd  u.Piache- 
rci  ff40,  Schi. 

ferei  ItO: 
Rente  dealand- 
griflicIieBHaa- 
aea  ronGroaa- 

herso|ttkBBi 

Heaaen  t5000: 

Poetrente  600, 

Waaacrregal 

tl6,  BefSrate- 

rungabeitrigen 

3648;  «oe  den 

Regal   der 

GlQckaapiele 
t4000  fl.  {Stm- 
tuten  der  ano- 
nymen Geaell- 
achaft  der  ver- 
einigten Pach- 
tungen d.  Kur- 
hauaea  und  der 
MineralqnelleB 

XU  Homborg 

landeaherrl. 

beatitigt 

t6.Des.l846— 

biasuiBl.  Apr. 

1S71;    AktfcB 

Bum  Betrage 
von  1  Mill.  fl. 
auagegeben  in 

Stocken  von 

500  fl. jede ; 

Betriebakapi- 

tal  800000  fl.} 

jihrliclie  Aua- 

gabe  tt5  bia 

t30000  fl., 

reine    Divi- 
dende jlhrlicli 

etwa  t5  bia 
400/0.) 


33603  Thlr. 

20,24  «/. 

(58805  fl.) 
davoQ  Grund 
undGehäode- 
Steuer  42000 
fl.  (Verord- 
nnngen  we- 
gen Veriaes- 
snng  n.  Ka- 

tasirining 
des  Grundei- 
genthuma  t. 
11  Okt.  1821, 
4.  März  1822, 
3.  May  1850; 
—  wegen  der 

Gebaude- 
steuer  tob 
27.Aiig.  1835 
u.  25.  M&n 
1839;  Ober 
EinfQhroBg 
einer  aosser- 
ordentl.  Ein- 
kommenstr. 
vom  5.  Ok- 
tober 1849). 
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stitndikeile 
Bahme. 


indirekte 
Abgaben. 


Jahres- 
Betrag  der 

Staats- 
Atisgaben 

in 
Thlr.Kour. 


Davon  Ausgabe  auf  die 


reglerende 
Familie. 


Streitmacht. 


Staats- 
Schuld. 


Kapital" 
Betrag 

der 
Staats- 
Schuld. 
Thir.  Kour 


34607  ThIr. 

20,85  *>/o 

(60562  11.) 

K.  B.   ZOlle 

80500, 

Stempel 

14285, 

Eintraggeb. 

9650^  Amts- 

gebOhren 
2£l5^  Taxen 
975,  KoUa- 
teralabgabe 
(5«/o)9a5, 
Ohanssee- 
gelder3400, 
Acctse  von 
Getränken 
Schlacht- 
vieh^ Hehl 

n.  s.  w. 

34108  II. 
Im  Zollver- 
ein wird  das 
Amt  Hom- 
burg vom 
Grossher- 

zogthum 
Hessen^  das 

Ober-Amt 
Meisenheim 
von  Preos- 
sen  heratis- 

bezahlt« 


167231  Th 
Przt«-Anth 
(29265511.) 
Nach   dem 
Etat  für 
1850/iwar 
die  Aus- 
gabe der 
General- 
kasse 
105636  11 , 
der  Hom- 
hurger 
Rente!- 
Kasse 
44654  der 
Meisenhei- 
merüentei- 

Kasse 

45864,  der 

Schulden- 

tilgongs- 

Kasse 

125Ö30, 

derHilitfir- 

kasse 

29644  fl. 


37714  Th. 

22,55  \ 

(66000  II. 

vor  der 

Fixirung 
einerZivil- 

liste  über 
lOOOOOll) 


V 


17682  Thlr. 
10,57  0/^ 

(80943  fl.) 
Zwei  Kom- 
pagnien Jä- 
ger von  486 
Nann^  wo- 
von einDrit- 
theilKriegs- 
reserve  und 

Ersatz- 
mannschart. 
Doch  sind 
davon  im 
bestfindigen 
Dienst  nur 
etwaSO— 90 
Mann.    Auf 
l  Kopf  jener 
Gesammt- 
starke  kom- 
men durch- 
schnittlich 
36,23  Thlr, 
eine  Summe 
|der  Ctering- 
heit  nur 
durch  die 
kleine  Zahl 
der  steten 
Dienstthuer 
erklärlich 
ist. 


50117  Thlr. 

29,97% 
(87704  fl.) 
Verordnung 

über  Ein- 
richtung der 
Schnldentil- 
gungskasse 

V.  16.  Feb- 
ruar   1829) 
Edikt  we- 
gen Herab- 
setzung der 
Zinsen  auf 

A\  vom 

10.  Februar 

1829. 


790356  Th 
(l,349500fl. 
33624  « 


Darunter 
unver- 
zinsliches 
Papier- 
geld. 


I,383l24fl.) 

auf  l  Kopf 

der  BevUl- 
kerung 

32,65  Thlr.; 
Verhfiltuiss 

zur  Staats- 
einnahme 
wie  l  zu 

4,76.  Kapi- 
talschuld 

am  1.  Feb- 
ruar 1848 

1,518226  fl. 
also  Ab- 
nahme 
135102  fl. 


Nicht 
vorhan- 
den \  die 
33624  fl. 
sind  un- 
verzins- 
ÜcheKau- 
t  Ionen  u. 

dergl. 
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26.    Fttrstenthum  Liechtenstein. 


Von  Heinrich  von  Liechtenstein  an,  welcher  durch  den 
Sieg  über  die  Ungarn  an  derLeitha  11246  Oesterreich  schützte, 
bis  zu  Wenzel  Fürsten  Liechtenstein,  der  unter  Maria  Theresia 
die  österreichische  Artillerie  zur  Besten  der  Welt  erhob,  hat 
das  Liechten5(teiner  Geschlecht  fest  an  Oesterreich  gehalten. 
In  den  Jahren  1618  und  1623  empfing  es  die  reichsHirstlicbe 
Würde  und  nachdem  es  1699  die  schwäbischen  unmittelbaren 
Graf-  und  Herrschaften  Vadutz  und  Schellenberg  (von  Vorarl- 
berg und  der  Schweiz  umschlossen)  an  sich  gebracht  halte, 
erhob  Kaiser  Karl  VL  dieselben  1719  unter  dem  Namen 
Liechtenstein  zu  einem  Reichsfürstenthume. 

Der  jetzige  Fürst  Alois  Joseph  folgte  seinem  am  20.  April 
1836  verstorbenen  Vater  Johann  Joseph  (seit  1805)  in  der 
Regierung.  Letzterer  war  der  Sohn  des  Stifters  der  souve- 
ränen (sog.  franzischen)  Linie  Franz  Josephs. 

Im  August  1806  sagte  der  Fürst,  da  Kaiser  Franz  die 
deutsche  Kaiserkrone  am  6.  de^elben  Monates^  und  Jahres 
niedergelegt  hatte,  sich  vom  deutschen  Reichsverbande  los 
(Winkopf,  die  Rheinische  Confederat.-Acle  S.  34  und  von 
Heyer  Staatsakten  L  104),  nachdem  er  bereits  am  12.  .July 
1806,  ohne  sein  Wissen  und  Verlangen  Theilhaber  der  Rhein- 
bundsakte geworden  war;  durch  die  Wiener  Kongressakte 
vom  9.  Juny  1815  wurde  das  Fürstenthum  Theil  des  deut- 
schen Bundes* 

Am  28.  Januar  1819  zeigte  der  Gesandte  der  16.  Stimme 
an ,  dass  der  Fürst  von  Liechtenstein ,  um  der  Bestimmung 
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des  Art.  13  der  Bundesakte  zu  entsprechen,  seinem  Lande 
unter  dem  9.  November  1818  eine  bmdständische  Yerfaawtg 
verlieben  babe  (allg.  Zeitung  vom  9.  und  10.  Febr.  1819  und 
Pölitz,  Europäische  Staatsverfassungen).  Diese  ähnelte  in  ihren 
Grundzügen  den  alten  österreichischen  Provinzialverfassungen, 
wie  denn  überhaupt  die  deutsch-österreichischen  bttrgerlichen 
und  peinlichen  Gesetze  und  Gerichtsordnung,  so  wie  die  po- 
lizeilichen Bestimmungen  Ocsterreich's ,  im  Fürstcnthume 
Liechtenstein  eingeführt  sind.  —  (Erklärung  des  Abgesandten 
für  die  16.  Stimme,  auf  Veranlassung  des  Bundestagsbeschlus- 
ses vom  18.  Januar  1821  wegen  Sammlung  der  in  den  Ein- 
zelstaaten geltenden  Gesetze.) 

Bei  dem  seither  beobachteten  gleichmässigen  Vorfahren 
wurde  auch  den  im  Kaiserthume  Oesterreich  im  Jahre  1848 
eingetretenen  Umgestaltungen  von  Seite  des  jetzt  regierenden 
Fürsten  von  Liechtenstein  dadurch  Rechnung  getragen,  dass 
durch  den  Erlass  vom  19.  März  1848  ein  fortwährendes  An- 
schliessen  an  die  Regierungsgrundsätze  des  Kaiserthums  Oester- 
reich und  sohin  Reformen  im  Geiste  jener  Beschlüsse  zuge- 
standet wurden,  welche  von  dem  Kaiser  von  Oesterreich  zu' 
jener  Zeit  ausgegangen  waren. 

Demgemäss  wurde  die  Ertheilung  eines  Verfassungsge- 
setzes nach  konstitutionellen  Grundsätzen  ausgesprochen  und 
die  freie  Wahl  der  Volksvertreter  zugesichert,  dem  hiernach 
zusammengesetzten  Landtage  aber  die  Bewilligung  allen  neu 
einzuführenden  Steuern  und  die  Beralhung  aller  neu  zu  er- 
lassenden Gesetze  eingeräumt. 

Ferner  hat  der  Fürst  die  Aufhebung  monopoHsirender 
PrwUegien  mit  Berücksichtigung  des  öfifentlichen  Wohles  aus- 
gesprochen und  nicht  minder  alle  den  Besitz  belastender  Na- 
turaULeistungen ,  namentlich  Frohnen,  Zehenten,  geistliche 
wie  weltliche  gegen  billig  zu  ermittelnde  Entschädigung  ab- 
lösbar,  andere  Lasten  als:  Mühkwang,  den  sog.  Novalzehent 
u.  s.  w.  aber  unentgeltlich  aufgehoben. 

Gleichzeitig  wurden  manche  Gefälle,  die  früher  den 
Renten  des  Fürsten  zugeflossen  sind,  zu  Staatseinkommen  er- 
klärt und  dem  Lande  überwiesen,  und  endlich  im  Geiste  des 
schon  oben  erwähnten  Zugeständnisses  eine  gänzliche  Revision 
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der  Gesetze  im  Vereine  mit  dem  hierzu  berufenen  Landtage 
in  Aussiebt  gestellt.  Dass  mit  weiterer  Ausbildung  im  Sinne 
dieser  Zusicherungen  und  der  seit  1849  eingetretenen  öster- 
reichischen Gesetzgebung  innegehalten  worden  ist,  liegt  einer- 
seits in  Berücksichtigung  der  materiellen  Interessen  des  Für- 
thums,  andererseits  glaubte  man  die  definitive  Ausbildung 
der  deutschen  Staatenverhältnisse  abwarten  zu  müssen. 

Der  Flächeninhalt  des  Fürstenthums  ist  2%  geogr.  QM., 
seine  Bevölkerung  wird  nach  neuerer  Zählung  auf  beiläufig 
7000  Seelen  angenommen. 

Bei  den  Verhältnissen  des  Fürstenthums  trat  häufig  der 
Fall  ein,  dass  zur  Bestreitung  der  Bundeszwecke. und  des 
Staatshaushaltes  aus  den  Privatrenten  des  Fürsten  dem  Lande 
Vorschüsse  geleistet  wurden ,  so  dass  davon  bis  zu  Ende  des 
Jahres  1847  beiläufig  36000  fl.  ausständig  blieben.  Auch 
sind  seit  1848  keine  Einkünfte  irgend  einer  Art  aus  dem 
Lande  in  die  Kasse  des  Fürsten  geflossen ,  vielmehr  aus  die- 
ser nebst  Bestreitung  der  Frankfurter  Verlretungskosten  noch 
andere  nicht  unbedeutende  Vorschüsse  geleistet  worden. 

Das  aus  55  Mann  Scharlschtttzen  bestehende  Bundes- 
Friedens'Kontingent  war  im  März  1849  auf  kurze  Zeit  mit  dem 
Hohenzollern'schen  vereinigt  in  Sigmaringen ,  um  nach  Holstein 
gesandt  zu  werden. 

Staatsschulden  sind  ausser  jenen  des  Landes  an  den  Für- 
sten nicht  vorhanden. 

Die  Mediatbesitzungen  des  regierenden  Fürsten  von  Liech- 
tenstein im  österreichischen,  preussischen  und  sächsischen 
Staate  sollen  zusammen  (vor  Aufhebung  der  Patrimonial-Ver- 
hältnisse)  104  D  Meilen  mit  beiläufig  450000  Einwohnern  ent- 
halten haben.  Von  diesen  Gütern  besteht  der  dem  Fürsten 
eigenthümlich  angehörige  Grundbesitz  (nach  n.  oe«  Jochen,  das 
Joch  zu  1600  G  K.  gerechnet)  in  beiläufig  210000  Joch  an 
Wäldern  und   65000  Joch  an  iandwirthschaftlichen  Gründen. 

Das  Baar '  Erträgniss  davon  hat  im  Jahre  1847  etwa 
1,400000  fl.  in  Konv.  M.  betragen. 
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26.    Die  freien  Städte  des  deutschen  Bundes. 


An  siebenzig  freie  Siädle  zählte  einst  das  deutsche  Reich. 
Die  Nachbaren  haben  einen  Theil  derselben  zu  sich  genom- 
men; ein  anderer  Theil  ist  einheimischen  Fürsten  zugespro- 
chen und  so  kam  es,  dass  selbst  von  den  51  Freistädten  der 
rheinischen  und  schwäbischen  Bank,  im  Jahre  1803  nur  noch 
sechs  übrig  geblieben  waren.  Auch  von  diesen  ist  Augsburg 
und  Nürnberg,  landsässig  geworden;  die  drei  Hansestädte 
aber  und  die  Kaiserstadt  verdanken  ihre  Unabhängigkeit  mehr 
der  gegenseitigen  Eifersucht  der  stärkeren  monarchischen 
Genossen,  als  dem  guten  Rechte ;  was  ebenso  sehr  den  übrigen 
Reichsunmittelbaren  zur  Seite  stand.  Aus  gleichem  Grunde 
wird  auch  ferner  die  jetzige  Stellung  der  letzten  freien  Städte 
besser  gesichert  seyn  durch  die  Blüthe  ihres  Erwerbes  und 
ihres  Verkehrs,  sowie  durch  ihren  Reichthum;  als  durch  ihre 
Rechtsansprüche. 

UawmbuTg,  am  rechten  Ufer  der  Elbe,  14  Meilen  ober- 
halb ihrer  Einmündung  in  die  Nordsee  belegen,  soll  von  Karl 
dem  Grossen  im  Jahre  808  gegründet  seyn.  dessen  kaiserliche 
Vögte  indess  in  den  nächsten  Jahrhunderten  mehrfach  den 
benachbarten  Fürsten  weichen  mussten,  bis  Kaiser  Otto  IV. 
\2ib  ihm  die  Gerechtsame  einer  ReichsstacU  verlieh.  Schon 
wenige  Jahre  später  (1224)  verliessauch  der  Reichsvogt  Ham- 
burg, ein  städtischer  Senat  trat  an  dessen  Stelle  und  es  war 
nun  eine  freie  Stadt  Um  die  Freiheit  zu  erhalten,  suchte 
man  Genossen  unter  seines  Gleichen  und  so  kam  dör  Schulz- 
vertrag zwischen  Hamburg  und  Lübeck   im  Jahre  1241   zu 
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Stande,  der  mächtigen  Auwe  erster  Anfang.    Blutige  tmiere 
Zwiste  unter  den  Regierenden  und  Regierten,  unter  den  AU- 
und  Neu-Gläubigen  waren  in  den  nächsten  Jahrhunderten  der 
Entwicklung   des   Wohlstandes   mehr    hinderlich  als   äussere 
Feinde.    Erst  die  Gesetze  von  1710  und  1712  (neuer  Abdruck 
der  vier  Haupt- Grundgesetze  u.  s.  w. ,  Hamburg  1823  und 
1825)  bahnten  den  ümeren  Frieden  an,  der  Gottorper  Vertrag 
(1768j  sicherte  die  Unabhängigkeit  Hamburgs  und  verschaffte 
dadurch  (1770)  ihm    Sitz   und   Stimme    auf  dem  Heichsiage. 
Durch  den  amerikanischen  Befreiungskampf  und  den  franzö- 
sischen Revolutionskrieg  wurde  Hamburg  ein  Weltkandelsplah' 
Seine  ausserordentliche  Wichtigkeit  reizte  die  Raubsucht;  von 
1803  an  war  es  den  ErprcMStmgen  der  Franzosen  ausgesetzt  (z.  v. 
z.  B.  Bartels  Abhandlungen  über  Gegenstände  ^der  hamburgi- 
schen Verfassung,  Hamburg  1835,  worin  die  Kosten  der  fran- 
zösischen Besetzung  vom  19.  November  1806  bis  31.  Oktober 
1807^  zu   44,381311  Franken  nachgevnesen  sind)  —  und  am 
13.  Dezember  1810  wurde  es  dem  grossen   Kaiserreiche  als 
Hauptstadt  des  Departements  der  Elbmundungen ,  einverleibt. 
Erst  am  14.  May  1814  schlug  die  Stunde  der  Befreiung  Ham- 
burgs vom   fremden  Joche   und    es   nahm  an  dem   Kampfe 
gegen   den  Unterdrücker  kräftigen  Antheil,  obgleich  Handel 
und  Schifflfahrt  gänzlich  damiederlagen ,    die  Bank    beraubt 
war  und  der  ausserdem  durch  die  Franzosen  bewirkte  Ver- 
lust auf  89,000000  Thaler  berechnet  worden  ist.    Allein  das 
Jahr  1813  kostete   Hamburg  an  85,000000  Franken.  —    Die 
deutsche  Bundesakte  vom  8.  Juny  1815  machte  Hamburg  veied^ 
zum  europäischen  Staate  ond  verlieh,  innerhalb  des  Bundes, 
ihm,  gleich  den  übrigen  freien  Städten,   1  eigene  Stimme  im 
Plenum  und  1   Gesammtstimme  mit  den  übrigen  RepubNken 
in  gewöhnlicher  Bundesversammlung. 

Seitdem  hat,  unter  dem  Einflüsse  eines  mehr  als  dreissig- 
jährigen  Friedenszustandes  ^  begünstigt  durch  seine  Lage  und 
die  Möglichkeit  freier  Bewegung ;  gestützt  durch  das  Vertrauen 
der  ganzen  Handelswelt ;  gefordert  durch  den  Unternehmung^* 
geist  und  die  Redlichkeit  seines  Kaufroannstandes ;  —  Ham- 
burg sich  so  ausserordentlich  entwidcelt:  dass  es  jetzt  fiir 
den  Handel  ^er  der  wichtigsten  Plätze  der  Weit  ist.    Eine 
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harte  Prüfung  seiner  Kraft  war  die  Feuersbrunsf  vom  5.  bis 
8.  May  1842,  denn  der  Gesammtwerth  ihrer  Verluste  vfWd 
zu  90,000000  Thb*.  berechnet;  allein  Hamburgs  Bürgergmt 
bat  von  jeher  unter  den  schwersten  Leiden  am  tüchtigsten 
sich  bewährt  und  auch  aus  diesem  Unglück  ist  es  mit  Ehren 
hervorgegangen. 

Die   Verfassung  des  Freistaats  ist  sogar  jetzt  noch   ein 
Abbild  ihrer  stückweisen  Entstehung  im  Verlaufe  vieler  Jahr- 
hunderte.   Mit  ihrer  unleugbar   sehr  nöthigen    Verbesserung 
hat  man  sich  namentlich  seit  1848  (Anfang  in  der  Bekannt- 
machung des  Raths  vom  15.  September  wegen  Niedersetzung 
von    Kommissionen    zur    Vorbereitung    einer   konstituirenden 
Versammlung)  sehr  viel  beschäftigt;  allein  der  günstigste  Augen- 
blick wurde  versäumt    So  schwebt  jetzt  die  Hamburger,  wie 
manche  andere  Verfassungsfrage,  zwischen  Himmel  und  Erde 
und  es  verlohnt  sich  de^alb  nicht  an  diesem  Orte  das  Be- 
stehende zu  schildern.    (Wegen  der  Raihs^  und  BUrger^Kon- 
vente  von  1814—18  ist  das  Register  vom  Bd.  V.  der  Verord- 
nungen zu  vergleichen,  wegen  der  spätem  Jahre  die  Register 
der  einzelnen  Jahrgänge ;  ausserdem  die  Sammlung  der  Rath- 
und Bürgerschlüsse   von  Lohmann  1801 — 1835,  4  Bde.  und 
die  vor  jedem  Konvente  veröffentlichten   ^ Anträge  eines  ehr- 
baren Rathes   an  erbgesessene  Bürgerschaft^).  —  Dass  auch 
in  fast  keinem  Verwaliungszweige  (mit  Ausnahme  des  Staats- 
haushalts und  der  Handels-  und  Zoll -Einrichtungen)  Verbes- 
serungen bewirkt  sind,  ist  Folge  der  Verfassungs-Ungewissheit. 
Zu  vergleichen  sind   die:    Sammlung  der    Verordnungen   der 
freien  Hansestadt  Hamburg    seit  1814,  bis  jetzt  21  Bände, 
wovon  Band  XXI  die  Verordnungen  von  1849  und  1850  ent- 
hält, nßbst  Hauptregister  über  die  früheren  Bände.    Die  son- 
^  stige  Literatur  über  Hamburg  ist  ausserordentlich  reichhaltig 
und  enthält  einzelne  Schriften,  welche  als  Muster  dienen  kön- 
nen, z.  B.  Neddermeyer,    zur   Statistik   und   Topografie   der 
freien  und  Hansestadt  Hamburg  und  deren  Gebiets,  Hamburg 
1847  (die  statistischen  Zahlen  sind  nicht  immer  neu,   auch 
fehlen  einige  Zweige  der  Statistik  gänzlich) ;  Wesiphalen,  Ham- 
burgs Verfassung  und  Verwaltung,  zweite  Auflage,  Z  Bände, 
Hamburg  1846  (hinsicbüich  der  statistischem  Angaben  aber 
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das  Jahr  1841  der  ersten  Auflage  leider  seilen  hinauagebettd); 
vor  Allen  aber  die  vortrefflichen  bandeisstatistischen  Schriften 
vom  Dr.  SoHbeer,  der  durch  diese  Arbeiten  seiner  Vater- 
stadt wohl  mehr  Vorlheile  verschaSIt  bat  als  irgend  ein  an« 
derer  jetzt  lebender  Hamburger.  — 

GemeinschaftUch  mit  Lübeck  besitzt  Hamburg  das  Amt 
Bergedarff  von  ihnen  1420  erobert,  mit  dem  Städtchen  gl.  N., 
den  Vierlanden  (Curslack,  Alte-Gammo,  Neue-Gamme,  Kirch- 
wärder)  und  dem  Dorfe  Gersthacht,  — 


Bw^etmem,  welches  an  beiden  Ufern  der  Weser,  10  Meilen 
vor  deren  Ausfluss  in  die  Nordsee  liegt,  muss  schon  zu  Ende 
des  achten  Jahrhunderts  ein  fär  jene  Zeit  wichtiger  Ort  ge- 
wesen seyn,  weil  Karl  der  Grosse  dort  768  ein  Bisthum  grün- 
dete, aus  welchem  858  ein  Brzbisthum  wurde«  Im  Jahre  934 
erhielt  die  Stadt  einen  Rath  und  Privilegien,  jedoch  wurde 
die  kaiserliche  Vogtei  dem  Erzbischof  übertragen ,  dessen  be- 
ständiger Sitz  Bremen  seit  1223  wurde.  Es  trat  1284  zur 
Hansa,  war  jedoch  Jahrhunderte  hindurch  in  so  viele  innere 
und  äussere  Fehden  verwickelt,  dass  es  deshalb  mehrfach  von 
dem  mächtigen  Handelsbunde  ausgeschlossen,  auch  in  die  Acht 
gethan  wurde.  Vornehmlich  Bremens  SlreitipktUen  mit  den 
Erzbischöfen  ziehen  sich  durch  das  ganze  Hittelatter  hin  und 
enden  erst  mit  dem  Westphälischen  Frieden  1648.  Dann  be- 
gannen die  Angriffe  der  im  Besitze  des  Herzogthums  Bremen 
befindlichen  Schweden  auf  die  Unabhängigkeit  der  Stadt  und 
die  junge  Reichsfreikeit  von  1731,  wurde  erst  1741  gesichert, 
als  Hannover  Schwedens  Nachfolger  geworden  war.  —  Nach- 
dem Bremen  das  Jahr  1803,  sogar  mit  Gebietsvergrösserung, 
überlebt  hatte,  machte  von  1810  bis  1813  (November  6.)  Na- 
poleon diese  ^gute  Stadt^  zum  Hauptorte  des  französisdien 
Departements  der  Wesermündungen;  durch  die  Bundesakle 
ist  es  dann  wider  eine  freie  Stadt  geworden,  (zu  vergl.  Duntze, 
Geschichte  der  freien  Stadt  Bremen,  Bremen  3  Bde.  1845—9). — 
Bremen  hat  durch  Vertrag  mit  Hannover  vom  ll.-Januar  1827 
ein  Gebiet  von  357  hannov.  Morgen  Grösse  am  rechten  Geesie- 
und  Weser -Ufer  für  772Q0  Thlr.  Gold  erworben  (ProLlame 
vom  S4.  May  und  17.  September  1827),  auf  welchem  der  Ort 
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Bremerhafe»  angelegt  ist;  der  im  Jahre  1851  schon  die  be- 
deutendsten Wasserbauwerke  Buropa's  besass  (z.B.  eine  Schleuse 
von  76  Fuss  Breite  zwischen  den  Thüren,  welche  bei  mittel 
hohem  Wasser  von  Schifien  bis  25  Fuss  Tiefgang  passirt  wer- 
den kann)  und  in  weichem  jährlich  an  740  grössere  Schiffe 
von  zusammen  70000  Lasten  verkehren.  Dies  ist  eine  in  Eu- 
ropa ttnerhört  rasche  Entwicklung,  deren  Ursache,  ausser  der 
günstigen  Belegenheit  des  Hafens,  in  dem  der  Bremer  Kauf- 
mannschaft eigenthümlichen  Unternehmungsgeiste  zu  suchen 
ist;  welcher,  mit  seltener  Beharrlichkeit  und  strenger  Gewis- 
senhaftigkeit gepaart,  dem  Bremer  Verkehre  eine  Ausdehnung 
verschafft  hat,  wie  kein  Handelsplatz  von  ähnlicher  Grösse 
besitzt.. 

Bremen  hat  unter  dem  21.  März  1849  eine  neue  verein- 
barte Verfassung  erhalten,  welcher  am  30.  März  eine  Anzahl 
Ausführungsgesetzo  folgten,  namentlich:  den  Senat  betreffend; 
über  die  WM  in  die  Bürgerschaft  und  den  Austritt  aus  der- 
selben; über  die  Deputationen  \  über  die  Erledigung  von  Jfa- 
numgseerschiedenk^ten  zwischen  dem  Senat  und  der  Bürger- 
schaft; über  die  richterliche  Behörden;  über  die  Handelskam^ 
mer;  über  die  Gewerbekammer,  — 

Auch  eine  Reihe  Verwattungs-Bestimmungen  folgte,  z.  B. 
das  neue  Wehrpflichtigkeitsfi,eseiz  vom  6.  April;  die  revidirte 
Verordnung  über  die  Beförderung  von  Sckijfspassagieren,  vom 
9.  April;  die  Verordnung  über  das  vorstädOsche  Bürgerrecht 
vom  23.  April;  das  Gesetz  über  die  Kammer  ftir  LanduHrth" 
Schaft  vom  25.  April;  die  Verordnung  über  die  veränderte 
Einrichtung  der  Bürgenoehr  der  Stadt  vom  21.  May,  die  Ver- 
ordnung über,  die  bürgerlichen  Verhältnisse  der  Juden  vom  25. 
Juny;  die  Abänderungen  und  Zusätze  zur  Gerichtsordnung  von 
1820  vom  25.  Juny;  die  Verordnung  die  Unv^let^tichkeii  der 
Wohnung  betreffend  vom  25.  Juny;  die  Jagdordnung  vom  13. 
August  und  das  Gesetz  über  die  Entschädigungspflicht  der  Ge- 
meinden bei  Tumulten  vom  10.  Dezember  1849;  die  Gesetze 
über  Geschfoot'nengrichte,  Staatsverbrechen  und  die  Presse  votn 
7.  Febiuar  1851.  — 

Die  Hierarischen  Hülfsmittel  sind  für  Bremen  nur  spärlich 
vorhanden.    Die  (ohnehin  erst  seit  wenigen  Jahren  geschaffene) 
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amtliche  Statistik,  besohäftigte  sich  bis  jetzt  ausschiiesalich  mit 
dem  Handel.  Die  Bürger f^Konvents-Werhrndinngen  werden  ge- 
druckt und  die  Verordnungen  sind  gesammelt,  von  1751  bis 
1810  Bremen  1690,  seit  1813  jährlich;  von  1849  an  besteht 
ein  Gesetzblatt.  Ausser  dem  Slaaiskalender  und  dem  Adrt$$-0 
buche,  welche  wenig  Ausbeule  liefern,  weiss  ich  als  gute  Quelle 
nur  die  verdienstliche  Schrift  von  Heineken,  Die  freie  Hansestadt 
Bremen  und  ihr  Gebiet,  2  Bde.,  Bremen  1836/7,  zu  bezeich- 
nen. — 

MAlbeeJkg  3Va  Meile  oberhalb  der  Ostsee  an  der  Trave 
belegen  und  durch  deren  Nebenfluss  dieStecknitz  (MölnerSee, 
Delvenau  bis  Lauenburg  9V4  Meilen  lang)  mit  der  Elbe  in 
Wasserverbindung,  wurde  im  Jahre  1143  gegründet;  nach- 
dem das  schon  100  Jahre  länger  bestandene  Altlübek  zerstört 
war.  Zur  fr  den  Stadt  des  deutschen  Reichs  \^W  erhoben, 
behauptete  nicht  nur  Lübeck  sich  in  schweren  Kämpfen,  son- 
dern es  gelang  ihm  auch,  seine  Handelsherrschaft  ge|;eii  Ost 
und  West  weithin  auszubreiten.  Haupt  der  mächtigen  JETonsa 
deutscher  Kaufleute,  leitete  Lübeck  deren  Angelegenheiten 
mit  bestem  Erfolge  und  die  schwierigen  Verhältnisse,  unter 
welchen  solches  geschah,  bOdeten  ein  muthiges,  kräftiges 
und  einsichtiges  Volk.  Jahrhunderte  hielt  der  Bund  zusam- 
men und  als  er  dann  durch  eigene  Lässigkeit  und  die  An- 
feindungen mächtiger  gewordener  Nachbarn  zerfiel,  behaup- 
tete sich  Lübeck  allein  noch ,  unter  vielfachen  innern  Zwisten, 
mühsam  bis  zur  Mitte  des  17.  Jahrhunderts.  Vom  dreissig- 
jährigen  Kriege  wenig  berührt,  litt  die  Stadt  bedeutend  durch 
die  1657  wieder  ausgebrochene  Fehde  zwischen  Dänemark 
und  Schweden,  dann  in  dem  Reichskriege  gegen  Frankreidi 
und  Schweden  1674.  Erdrückend  war  die  dadurch  ange- 
häufte Schuldenlast,  entmuthigend  und  schwächend  daneben 
innere  Zwietracht,  welche  Letztere  der  Kassa -Reless  vom 
26.  July  1665  und  der  Bürger-Rezess  vom  9.  Januar  1669  im 
Wesentlichen  beseitigte.  Allein  der  überwiegende  Einfluss 
Lübecks  auf  den  Handel  kam  nicht  wieder;  selbst  an  der 
Ostsee  erwuchsen  Nebenbuhler  zu  gerährdender  Mitbewer- 
bung,   welche  in  neuster  Zeit  das  Hansahaupt  überflügelt 
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haben ;  vorzüglich  deshalb,  weil  manche  alte  Einrichlung  in 
Lübeck  der  Enttoicklung  des  bürgerlichen  und  gewerblichen 
Lebens  tdcht  förderlich  seyn  konnte. 

Nachdem  durch  äen  Rezess  vom  25.  Februar  1803  die 
Selbstständigkeil  der  Stadt,  sogar  mit  vergrössertem  Gebiete, 
gewährleistet  war,  brachte  der  Kampf  zwischen  Preussen  und 
Fi'ankreich,  in  welchen  Lübeck  sehr  wider  Willen  verwickelt 
war  (November  1806),  die  freie  Stadt  in  die  Hände  der  Fran- 
zosen, welche  ihr  für  11,000000  Franken  Verluste  zufügten 
und  am  31.  Dezember  1810  dem  Kaiserreiche  einverleibten. 
Erst  im  März  1813  stellten  Russen  die  alte  Verfassung  wieder 
her  und  obgleich  in  dem  Kampfe  der  folgenden  Monate  noch- 
mals bedrängt,  retlele  doch  Lübeck  seine  Unabhängigkeit 
und  fand  eine  Ruhestätte  im  deutschen  Bunde.  Erinnerufigen 
seiner  früheren  Macht  sind  Trcwemünde,  welches  1329  erwor- 
ben und  Bergedorf  nebst  den  YierUmden^  welche  (gemeinsam 
mit  Hamburg)  1420  erobert  wurden. 

Die   alterthümliche   Verfassung  Lübecks-  hat  bis  auf  die 
neuste  Zeit  allen  Verbesserungsversuchen  widerstanden.    Erst 
im  Jahre  1843  entschloss  man  sich  zu  prüfen,    ioie  gebessert 
werden  könne  und  damit  war  man  zu  Anfang  des  Jahrs  1848 
fertig.     Als  nun  der  Anstoss  heftiger  wurde,    übereilte  man 
sich,   indem  man  die  Vorarbeiten  fast  ohne  Aenderung  an- 
nahm.   Daraus  gingen  nachbezeichnete  Gesetze  hervor: 
1848  April  8.     Verfassungsurkunde  für  die  freie  und  Hanse- 
Stadt  Lübeck,    nebst  vier   Anhängen,    worunter  eme 
Wahlordnung  und  eine  Geschäftsordnung. 
1848  April  8.    Fernere  Verordnung  über  Gewinnung  des  Bür" 

ger^  und  Einwohner-  Rechts. 
t848  Sept.  23.    Gesetz,    wodurch   der   unterschied  zwischen 
Bürgern  und  Einwohnern  aufgehoben  wird;  nebst  Nach- 
trag vom  30.  Dezember  1848. 
1848  Oktober  21.    Abänderung  einzelner  Bestimmungen  der 
Geschäftsordnung  für  die  Versammlungen   der  Bürger- 
schaft. 
1848  Dezember  30.      Abänderung  mehrerer  Bestimmungen 
der  Verfassungsurkunde,  in  Folge  des  Beschlusses,  für 
alle  Bürger  gleiche  Wahlberechtigung  einzufuhren. 

98» 
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1848  Dezember  30.     Gjeselz  über  das   Verfahren  bei  da* 
Wahl  von  Mitgliedern  der  Bürgerschaft.  ■ 

Hinterher  fand  sich,  dass  Manches  vergessen  war,  Vieles 
anders  seyn  sollte,  und  so  kommt  es,  dass  Bath  und  Bür- 
gerschaft über  wichtige  Punkte,  z.  B.  Senatsgesdiäftsgang 
und  Bechtspflege,  noch  jetzt  nicht  einig  ist. 

In  Lübeck  ist  für  die  Kunde  des  Staats  in  neuster  Zeit 
fleissig  gearbeitet.  Schon  Behrens ,  Topografie  und  Statistik, 
Lübeck,  Th.  L  1829,  Th.  II.  1839,  so  wie  dessen:  Topogra- 
fisch-statistische  Tabellen  von  1843;  ferner  die  kleine  Schrift 
von  Deecke,  die  freie  und  Hanse -Stadt  Lübeck,  1846;  dann 
Veecke  Geschichte  der  Stadt  Lübeck,  sind  schätzenswerthe 
Schriften.  Auch  das  Lübecksche  Addressbuch  enthält  einige, 
die  Lübeckischen  (dann  Neuen  Lüb.)  Blätter  eine  Menge  werlb- 
voller  Beiträge.  Die  Arbeiten  aber  des  Vereins  für  Lübeckische 
Statistik  verdienen  für  die  kurze  Zeit  seines  Wirkens  die  Toll- 
ste Anerkennung.  Die  Verof*dnungssdimm\{iT\g  umfasst  aa(A 
die  für  das  Gemeingebiet  Bergedorf  erlassenen  Bestimmungen. 


I^ankfurt  am  Main,  5  Meilen  oberhalb  sei^^er  Aus- 
mündung  in  den  Bhein,  scheint  die  älteste  der  vier  freien 
Städte  zu  seyn.  Schon  im  Jahre  794  hielt  Kaiser  Karl  der 
Grosse  daselbst  ein  Concil  und  das  838  mit  Mauern  um^e* 
bene  Frankfurt  wurde  843  die  Hauptstadt  des  ostfränkischen 
Beichs.  Die  Wahl  Friedrich  L  1152  machte  es  zur  Königs- 
wahlstadt  (Schwäbisches  Landrecht  Art.  30  und  goldene  Bulle 
von  1356),  im  Jahre  1245  wurde  es  unmittelbare  Reichsstadt, 
obgleich  später  noch  ihm  die  Freiheit  angefochten  wurde 
(Eichhorn  a.  a.  O.  IIL  431).  Viele  wichtige  Versammlungen 
sah  Frankfurt  im  Mittelalter  schon  in  seinen  Mauern.  Bünd- 
nisse wurden  geschlossen,  Krieg  und  Frieden  verhandelt, 
Glaubensstreitigkeiten  geschlichtet  und  seltener  Als  in  den 
übrigen  Städten  störten  innere  Zwiste  die  Entwickelung  der 
Bevölkerung.  Erst  im  Anfange  des  siebenzehnten  Jahrhun- 
derts (1612  bis  1614,  Lebküchler,  Fettmilch  und  Genossen) 
rief  die  gränzenlosc  Unordnung  in  der  Verwaltung,  verbunden 
mit  Finanzzerrültung,  einen  Sturm  der  Bürgerschaft  uHder  dem 
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Raik  hervor,  welcher  zwar  mit  Hmrichlung  der  Bürgerftlhrer 
endete^  jedoch  auch  die  wesentlichsten  Mängel  beseitigte 
{Kirdmer,  Ansichten  von  Frankfurt  a.  H.,  Frankfurt,  2  Bde. 
1818  —  I.  139  und  Lange,  Geschichte  der  freien  Stadt  Frank- 
furt, Darmstadt  1837,  Seite  296).  Der  dreissigjährige  Krieg 
war  Tür  Frankfurt  unmittelbar  weniger  nachtheilig,  als  Air 
den  grössten  Theil  des  übrigen  Deutschland,  obgleich  sein 
Handel  sehr  litt  und  manches  Opfer  zur  Abwendung  der  Ge- 
fahr gebracht  werden  mussle.  Grössere  Verluste  litt  die 
Stadt  durch  Ludwig  XIY.  Eroberungskriege,  und  in  den  Jah- 
ren 1688/9  wendeten  nur  ihre  kfäftigen  Vertheidigungs  -  An- 
stalten die  Plünderung  ab,  während  ein  Theil  der  Dörfer  in 
Flammen  aufging.  Neue  Streitigkeiten  der  Bürgerschaft  mit 
dem  Rathe  (von  1705  bis  1732)  Tührlen  zu  einer  Verbessenmg 
der  Vet'fassungs^  und  VerwaUungs-'Evirichlnngen  durch  kaiser- 
liclie  Entscheidung  und  nun  trat  bis  zum  Schlüsse  des  acht- 
zehnten Jahrhunderts  eine  Tür  Frankfurt  sehr  günstige  Zeit 
ein;  denn  die  Besetzung  der  Stadt  durch  die  Franzosen  (vom 
2.  Januar  1759  bis  Endo  1762)  brachte  keine  erhebliche  Ver- 
luste. Schon  1711  war  die  erste  Kaiserkrönung  an  Karl  VI. 
daselbst  vollzogen  und  dann  folgten  noch  sechs  Wahlen  und 
Krönungen,  welche,  im  Verein  mit  den  kräftigen  Erwerbsbe- 
strebungen der  Bürgerschaft,  Frankfurts  Wohlstand  die  jetzige 
feste  Grundlage  verliehen.  Selbst  der  französische  Reoolu» 
Üanskrieg,  so  gross  auch  die  Lasten  und  Verluste  der  Stadt 
durch  Besetzung  von  Freund  und  Feind  waren  (1792  bis 
1800),  hemmte  diese  Entwicklung  nicht;  während  der  Reichs*^ 
deputations-Hauptschluss  (zu  Regensburg  25.  Februat*  1803, 
Art  27)  für  Stadt  und  Gebiet  die  ReichsunmittelbarkeU  auf« 
recht  erhielt.  Dies  verhinderte  jedoch  Napoleon  nicht,  im 
Jahre  1806  Frankfurt  dem  Rheinbunde  einzuverleiben,  des- 
sen Bundesstadt  es  wurde,  bald  aber,  als  Residenz  des  Für- 
sten Primas,  auch  den  letzten  Schein  von  Unabhängigkeit  ein- 
büsste  (Fürstliches  Organisat.  Pat  vom  10.  Oktober  1806  und 
Reskript  vom  11.  Dezember,  Statut  der  Bürgerrechte  vom 
10.  Februar  1808,  Verfassung  für  das  Grossherzogthum  Berg 
vom  16.  August  1810,  Verordnung  über  die  Gleichberechti- 
gung aller  Bewohner  vom  7.  Februar  1811).    Durch  die  Ftm- 
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desakU  vom  8.  Juny  1815  souveränea  Mitglied  des  deotschett 
Bundes. geworden  und  in  Art.  IX  derselben  zum  Sitz  der  Bon- 
desversammluDg  bestimmt  (z.  v.  von  Meyer  Staatsakten  U. 
33  ß.),  empfand  Frankfurt  die  Wirkungen  der  Maassregeki 
und  Ereignisse,  welche  Deutschland  berührten,  am  uomitiel^ 
barsten.  Auch  die  erste  deutsche  ReichwersatmUw^g  wurde 
von  der  alten  Hauptstadt  Deutschlands  in  ihren  Mauern  (vom 

18.  May  1848  bis  31.  May  1849)  beherbergt;  sie  war  der 
nächste  Zeuge  der  Macht,  der  Fehler  und  des  Untergangs  der 
Vertreter  des  deutschen  Volks. 

Nach  der  Befreiung  von  der  Fremdherrschaft,  war  die 
Neugestaltung  der  Verfassung  und  Verwaltung  eine  der  ersten 
Sorgen.  Einstweilen  wurde  unter  dem  14.  Dezember  1815 
eine  Verordnung  über  die  künftige  Verfassung  erlassen;  das« 
versuchte  man  ganz  neue  Einrichtungen  zu  schaffen  und  dis 
dieses  misslang,  brachte  man  die  s.  g.  KonsiUuti0n$»Ergäm' 
zungS'Miie  vom  19.  July  1816  zu  Stande;  welcher  unter  dem 
3.  Juny  1823  (ßir  Niederrad  2A,  May  1842)  ein  Geseta  weges 
Vertretung  der  Landbewohner  bei  den  ihr  Interesse  betreffen- 
den Gegenständen  im'  gesetzgebenden  Körper ,  folgte.  Damit 
war  bis  1848  die  Verfassungsfrage  auf  das  Gebiet  derBespre* 
chung  verwiesen;  das  Gesetz  aber  vom  15. August  1848  schnf 
einen    Verfassungsausschuss    und    ein     ferneres   Gesetz    vom 

19.  Oktober  1848  eine  konsUiuirende  Versammlung.  Am 
29.  März  1849  erstattete  der  Verfassungsausschuss  an  ^ 
verfassunggebende  Versammlung  seinen  Bericht  und  sofort 
erhob  aich  in  der  Presse  und  unter  der  Bürgerschaft  rnnm- 
lebhafte  Verhandlung  dafiir  und  dagegen.  Erst  nach  adU 
Monaten  war  die  Berathung  zuni  Schlüsse  gediehen  und  die 
Verfassung  wie  sie  von  der  Versammlung  festgestellt  war, 
wurde  am  6./10.  Dezember  1849  dem  grossen  Bathe  mitfee- 
theilt.  Dieser  entwickelte  in  einem  ausftihrlichen  Erlasse  vom 
31.  Dezember  seine  Bedenken  gegen  deren  Annahme,  ver- 
weigerte deshalb  aucb  die  (im  §.  3  des  Gesetzes  vom  19.  Ok- 
tober 1848  vorgeschriebene)  Abstimmung  darüber  in  der  Bür- 
gerschaft vornehmen^  zu  lassen ;  berief  vielm^r  das  bisherige 
Organ  derselben,  die  gesetzgebende  VersammJung,  weldie 
am  21.  Januar  1850z«sammeRtrat.  Auch  diese  beschäftigte  sidi 
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eifrig  biH  der  Verfassnngsfrage  (z.  v.  die  MiUheilangen  ms 
den  l^rolokoHen  der  gesetegebenden  Versammlung,  Band  XL 
ferner  die  Vorlage  der  gemisohten  Kommission  zur  Begutach- 
tung der  Verfassungsrevision  vom  Id»  Juny  1850  und  das 
unter  dem  17.  September  1850  von  der  Stadtkandei  ver- 
öffentlichle  Druckheft);  jedoch  führten  diese  Bemühungen  eben* 
sowenig  zu  einem  Ergebniss;  aus  welchen  Ursachen  gehört 
hierher  nicht.  Allein  doppelt  zu  wünschen  ist  eine  baldige 
Einigung  der  betheiligten  Gewalten  über  die  Verfassung,  weil 
auch  fast  alle  wichtigen  und  dringenden  Verwaltungsänderun- 
gen  davon  abhängig  sind.  Einstweilen  ist  Einiges  geschehen, 
z.  B.  die  staatsbürgerliche  und  bürgerliche  Gleichstellung  aller 
Staatsan|i;ehörigen ,  durch  Gesetz  vom  20.  Februar  1849;  did 
Pressfreiheit  ist  durch  Gesetz  vom  4.^  das  Vereinigungs-Reeht 
am  27;,  das  Gesetz  über  Familiensliftungen  unter  dem  28.  März 
1848  verkündet;  ein  Gesetz  zUm  Schutz  der  persönlichen 
Freiheit  erging  am  20.  Febitiar  1849;  eine  Reihe  von  Gesetzen 
zur  Verbesserung  der  Rechtspflege  sind  erlassen,  jedoch  ist 
die  Strafrechtspflege  noch  unerledigt.  —  Eine  ungewisse  Zu- 
kunft, Schroffheit  der  Parteyen,  schwebende  Fragen  und 
haltlose  Einrichtungen,  untergraben  endlich  das  kräftigsCe 
Gemeinwesen;  möchte  für  Frankfurt  diese  Erfahrung  eine 
Warnung  seyn !  — 

Eine  so  reiche  Liferutur  behandelt  die  Verhältnisse  Frank- 
furts, dass,  selbst  abgesehen  von  dem  vorzugsweise  für  Rei- 
sende bestimmten  Schriften,  hier  nur  eine  Auswahl  angezeigt 
werden  kann.  Das  Staats-  und  Adresshandbuch,  obgleich 
wenig  Sachdiusheuie  gewährend  und  die  Gesetz*  und  Statu- 
ten-Sammlung, werden  billig  zuerst  genannt.  Sodann  die 
vortrofliichen  Mittheilungen  des  geografischen  Vereins  und  na- 
mentlich seines  statislischen  KomtUee\  die  musterhaften  Ar- 
beiten seiner  Mitglieder,  vorzüglich  des  Professor  Kriegk  (Be- 
schreibung der  Umgegend  von  Frankfurt  a.  M.,  Frkft.  1839, 
wovon  eine  neue  Auflage  sehr  zu  wünschen)  und  von  Fatit- 
rich  Mekiinger  (Statistische  Uebersicht  der  Mainsdiifffahrt; 
Frankfurts  gemeinnützige  Anstalten;  Zur  Statistik  Frankfurts^ 
1848);  ferner  Räeensteins  Sdhriften  und  ein«  Menge  lesenswer- 
tber  Aufsätze,  seit  einer  Reihe  von  /ahren,  in  der  Frankfurter 
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gemeinntilngefi  Chronik ;  auch  die  Darsielluag  über  Staat  und 
Stadt  Frankfurt  in  der  Gegenwart,  Heft  64  und  55. 

nftchenffehalt  and  Bevftlkerunss-TerliMtiilMie 

der  freien  9tädte* 

1.  Hamburg^  Stadt  und  alleiniges  Gebiet,  nebst  dazu  ge- 
hörigen Gewässern  13,624313  hamb.  D  R.  (von  je  «56  QF. 
31084  harabgr.  □  F.  =  1  pr.  Morgen);  oder  (mit  der  Hälfte 
des  Gemeinamis  Bergedorf)  etwa  7  n  M.  davon  die  eigisniHche 
Stadt  45,200000  n F.  oder  1454  pr.  Morg.  oder  etwa  Vis  DM. 
(Länge  aller  Strassen  etwas  über  5  geogr.  Meilen-,  ) —  davon 
femer  die  Vorstadt  Si.  Georg  32,747280  Q  F.  oder  1053  pr. 
Morgen  oder  V«  D  M.;  davon  ferner  die  Voi-sladt  St.  Pauli 
19,300000  Q  F.  oder  620  pr.  Morgen;  odr  Vss  D  M.  davon 
ferner  der  Vorort  Grasbrook  etwa  7.800000  Q  F.  oder  251 
preuss.  Morgen  oder  Vss  DM,  —  Gix)sse  des  Binnenhafens 
1,130000  D  F.,  der  Aussenhäfen  1,337000  D  F.,  des  Ober- 
hafens 80000  D  F.,  der  6  Holzhäfen  3,690000  Q  F.,  zu- 
sammen Hafenfläche  6,237000  D  F.  oder  200  preuss.  Morgen; 
der  Fleete  und  Hasenmoore  (Schifffahrls-  und  offene  ünralh- 
kanäle  in  der  Stadt)  1,700000  D  F.  oder  53  preuss.  Moi^. — 
Die  Ab:iug^Siele  (eine  der  Merkwürdigkeiten  Hamburgs,  binnen 
18  Monaten  mit  411200  Thir.  Kour.  von  Herrn  Lindley  gebaut) 
sind  41766  F.  oder  1,  6  geogr.  Meilen  lang;  —  die  Wasserver- 
sorgungs '  Behälter  (Anlage  der  Herrn  Lindley  und  Mylne) 
haben  600000  D  F.  Fläche,  die  Böhrenleitungen  sind  an 
7  geografiscbe  Meilen  lang  (z.  v.  Acht  Reisebriefe  aus  Deutsch- 
lands erstem  Seehafen,  Hamburg  1846,  S.  6  und  9.). 

Die  Bevölkerung  betrug 

in  Stadt  und       im  Land- 
Vorstädten        '    gebiet 
1811:    .106983     —     30136 

1826:     122861     —    Nicht  bekannt 
1834:  *  130385     —     27706 

1838,  "^165275^ 

1840:     136956     _    N.  b. 

1846:  ""^188054^  '     . 

Die  Zunahme  war  also  seit  1834   im  jährlichen  Durch- 
schnitt 1,59  Vo  und  auf  1  D  Meile  wohnen  durcfischniulich 
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iD  Stadt  and  Vorstädten  86716d,  im  Gebiete  M70  Personen. 
Die  Zahl  der  Häu$er  viar  im  Jahre  1840  in  der 

Stadi  St.  Georg  St.  Pauli 
Häuser  .  .  —  875S  —  1516  —  1155 
Säle  .  .  •  —  13054  —  733  —  1135 
Buden  .  .  —  3612  —  833  —  411 
Keller  .  .  —  2122  —  145  —  267 
mitbin  kamen  von  der  damaligen  Bevölkerung  der  Stadt  und 
Vorstädte  auf  1  Haus  oder  Bude  durchschnittlich  9,16  Köpfe. 

2.  Der  Flächengehalt  des  gesammten  Gebiets  der  freien 
Stadt  BremeHy  die  Stadt  mit  eingeschlossen,  beträgt  ungefähr 
101500  D  Morgen  jeder  zu  120  Ruthen  bremer  Maass,  also 
4,634  Meilen  oder  sehr  nahe  an  4V8  D  Meilen  (die  geogra- 
fische  Meile  ist  =  25643  bremer  Fuss,  die  O  Meile  21003Va 
D  Morsen  oder  2,628400  Q  Ruthen).  Von  diesem  Inhalte 
nimmt  der  Weserstrom  ungefähr  1500  D  Morgen  ein,  so  dass, 
die  kleineren  Flüsse  und  Wasserstriche  nicht  gerechnet,  der 
Landinbalt  etwa  100000  Morgen  ausmacht.  Htervon  kommen 
ungefähr  70700  Q  Morg[en  auf  das  rechte,  29300  auf  das 
lin£e  Weserufer.  —  Die  Zahl  der  Bewohner  ist  nur  sehr 
spärlich  ermittelt.    Sie  war 

in  Stadt  und  Vorstadt         im  Gebiet 
1823      ...     40647         —         15342 
1834  p.  p  47268         —         17402 

1842      ...       —         72820        — 
Für  1851   veranschlagt  man   die  Bevölkerung  zu  80000, 
neuere  Zählungen  haben  nicht  Statt  gefunden. 

Die  Zahl  der  bewohnten  Häuser  war  in  Stadt  und  Vor- 
städten 1834  etwa  6800,  mithin  kamen  auf  1  Haus  im  Durch- 
schnitt 9,51  Bewohner.  Die  Bevölkerungsiiunakme  scheint  im 
Jahresdurchschnitt  1,58  %  gewesen  zu  seyn  und  auf  1  DM. 
wohnen  in  Stadt  und  Land  15714  Menschen. 

3.  Der  Flächengehalt  des  Freistaats  Lübeck  ist  zu  13,249648 
lüb.  p  B.  ermittelt,  was  5,21  geogr.  Q  M.  entsprechen  soll, 
wozu  indess  noch  0,83  Q  H.  für  die  Hälfte  des  gemeinschafU 
liehen  Amts  Bergedorf  kommen.  Die  Gesammtfläche  ist  also 
6,04  D  H.  und  davon  fallen  auf  die  Stadt  innerhalb  der 
Wälle  53771,  mit  den  Wällen  u.  s.  w.  aber  87757  QR-;  die 
Länge  der  Strassen  ist  etwa  2V3  Meilen.     Die  Zahl  der  Be^ 

u>ohner  war: 

in  der  Stadt      im  GMet 

1815  November  1.  —  24143  —  12821 

1828         —  —        —  —  14358 

1840         —  —        —  _  16187 

1842  (Behrens)  —  25500  —  16187 

1845  September  1.  —  25339  —  16801 

„     Familien  —      60T6  —      3207 
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alm  auf  1  ramilie    —      4,IT    ~       5,M  Köpfe 
Zunahme  seil  iai5  in  labresdorchschmlt  0,11  %  —  1,21  v^. 

Aaf  1  O  M.  wohnen  durchschnittlich  in  der  Stadt  mit 
den  Wälleni  745265^  auf  dem  Lande  3246,  in  der  Stadt  inner- 
halb den  Wällen  aber  1.198418  Personen.  Häuser  und  Bu- 
den in  derStadt  etwa  4700  also  in  1  Hause  oder  Bade  durch- 
schnittlich 1,29  Familie  und  5,39  Köpfe. 

4.  Die  Stadt  Frankfurt  bedeckt  eindn  Flächenranm  von 
686Vs  frankf.  Felätnorgen  (nach  der  neusten  Vermessunji;  von 
A.  Ravenstein,  innerhalb  der  alten  Begrenzung,  welche  die 
jetzt  auf  den  Wällen  stehenden  Gebäude  mithin  mehi  umiaaat» 
13,176461  paris.  D  F.,  1  Feldmorgen  =  19191,3  paris.  Q  F.); 
Sachsenhansen  (Vorstadt  am  linken  Mainufer,  erworben  1390) 
54 Vt;  beide  mit  Gemarkung  und  Wald  (15060  Feldmorgen), 
jedoch  ohne  Wege  und  Gewässer  30351;  die  acht  Ortschaften 
mit  Gemarkung  und  Wald  unter  Frankfurter  Hoheit  17619; 
zusammen  47970  frankfurter  Feldmorgen  oder  1,875  geogr. 
O  .M.    Die  Zahl  der  Bewohner  war  in 

Frankfliri,  Sack-  . 

senhauscn,  ff  Öfen    wi^^^,^   &...A 
und  Gartenhäusern  ^orffchaffen 

1823 41458         —  — 

1838 —         68936        — 

1840  Dezember 56939        —        9305 

Familien    9126        —  — 

1843 56280         —         9551 

Familien    9701        —         — 

1846 58440         —         9800 

Familien  10459       —         — 

1849 59316         —       10038 

Familien   ^8938        —        1869 
(ohne  das  fremde  Militär  und  die  nur  zeitlich  anwesenden  Fremden) 
also   auf  1  Familie  durchschnittlich    6,23  —  5^37  Köpfe. 
Zunahme  seit  1840  im  Jahresdurch- 
schnitt    0,44  o/o  0,87  •/• 

auf  1  D  Meile  durchschnittlich  .    .    98860     14153  Köpfe. 

(Wald  nicht  mitgerechnet)     (mii  dem  WaUL) 

In  der  eigentlichen  Stadt,  nach  deren  vormaliger  Begren- 
zung, aoch  ohne  Saehsenhausen  und  Gemarkung,  wonnen 
etwa  48989  Menschen  was  im  obigen  Verhällniss  (686»/«  Feld- 
morgen)  auf  1  D  Meile  1,944373. Bewohner  ergeben  würde. 

Die  Zahl  der  Wohnkäwer  war  1847  in 
Frankfurt      .    •    2980  \  mit  10862  Wohnungen;  —  in  einem 
Saehsenhausen .      504  |  Hause   durchschnittlich   2^16   Familie 
Stadtgärten  643  )  oder  14,37  Köpfe. 

Dor&chafleft     .    1147  —  also  in  tinem  Ikiaae  durchschnitt- 
lich 1,63  FamSien^  oder  8,75  Köpfe. 
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BeiBierknii8:eii« 

Nach  Beseitigung  der  Fremdherrschaft  beanlragle  der 
Senat  Verbesserung  der  öfFenllichen  Finjanzverwahungen  und 
daraus  gingen  die  Rath-  und  Büi^erschlüsse  vom  15.  Septem- 
ber und  20.  Oktober  1814  hervor.  Nach  Inhalt  derselben 
sollte  jährlich,  sowohl  das  allgemeine  Budget,  als  die  Jahres- 
rechnung über  die  Einnahme  und  Ausgabe  der  Kämmerei 
«(Kammerei- Ordnung  vom  5.  AprH  1563,  revidiri  1611)  und 
die  jährliche  Rechnung  der  Schuldenverwaltungs-Deputatioi, 
den  bürgerlichen  Kollegien  und~  erbgesessener  Bürgerschaft 
(wozu  nur  diejenigen  Bürger  gehören ,  welche  innerhalb  der 
Stadt  Ringmauern,  eigenthümlich  ein  Grundeigenthum ,  be- 
sitzen, weiches  jährlich  mindestens  1000  Thir.  Spezies  fireim 
.Geldes  aufbringt,  oder  im  Gebiete  mindestens  2000  Thlr.  — 
R.  XL  B.  S.  vom  11.  Oktober  18^2  —  jedoch  sind  auch  d»- 
von  noch  verschiedene  Ausnahmen)  zur  Genehmigung  vorge- 
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legt  werden.  Altein  schon  am  M.  Angtm  Wit  wurde,  auf 
Antrag  des  Ratbs,  von  der  Bürgerschaft  beschlossen:  die  Mit- 
wirkung erbgesessener  Btirgersdiafl  dabei  aufzubeben,  weil  die 
dann  unvermeidHche  OeSentlichkeit  dem  allgemeinen  Wohl  der 
Stadt  höchst  nachtheilig  werden  könne.  Die  PrUfong  und  Kon- 
trolle des  Staatshaushalts  blieb  also  auf  die  drei  bürgerlichen 
Kollegien  (Oberalten,  Sechsziger,  Hundertachtziger)  beschrankt, 
jedoch  legte  aus  freiem  Antriebe  der  Ralh  seit  Oktober  1832 
eine  allgemeine  Uebersicht  des  Staatshaushalts  vor  (z.  v.  An- 
lage zur  L  Proposition  am  3.  July  1837),  welche  im  Verlaufe 
der  Zeit,  namenUicb  seit  der  Feuersbrunst  von  1842,  Erwei- 
terungen und  Verbesserungen  erfahren  hat  Diese  geschahen 
jedoch  keinesweges  nach  eioem  umfassenden  Plane  und  da 
auch  die  Anträge  des  Senats  vom  28.  Oktober  1847,  wegen 
verbessernder  Einrichtungen  der  Finanz  Verwaltung,  zu  keiner 
Uebereinkunft  führten,  die  Voi'schläge  seit  1848  aber,  wegen 
ihres  unvermeidlichen  Zusammenhanges  mit  den  Verfassungs- 
frs^en  gleich  diesen  noch  ungelöst  geblieben  sind ;  so  gieU 
es  allerdings  jetzt,  noch  manche  anerkcumie  Mängel  in  Form 
und  Wesen  zu  beseitigen.  Dahin  gehören  beispielsweise:  die 
grosso  Schwierigkeit,  eine  vollständige  und  klare  Uebersicht 
zu  erlangen;  die  Menge  der  namentlich  in  den  letzten  Jahren 
entstandenen  Nebenrechnungen  und  Nebenkassen;  die  nicht 
systematische  Trennung  in  ordentliche  und  ausserordentliche 
Etats ;  die  nicht  allenthalben  zweckmässige  innere  Anordnung 
und  Einrichtung  der  Rechnung^abtheiiungen ;  mangelnde  Ein- 
zelheiten mancher  wichtiger  Posten;  Dürftigkeit  der  Belege 
und  Erläuterungen;  ungenügende  Rechnungsablage  u.  s.  w. 
AUgememe  FinamvertDaliungs  ^  Behörden  sind  also  seit  1814: 
die  Kommission  zur  Forroirung  des  Entwurfs  zum  allgemeinen 
Rechnungswesen  y  die  Kämmerei  und  die  Schulden-Administra-. 
tion- Deputation ;  spe^ielk:  die  mit  Erhebung  der  durch  Rath-  und 
Bürgerschluss  behebten  Kontribution  für  die  Stadt  und  deren 
Gebiet  (sofern  selbige  nicht  unmittelbar  der  Kämmerei  oder 
den  Land -Behörden  obliegt),  Beauftragte:  die  Steuer -Depu- 
tation, die  Zoll-  und  Acdse-Depalation ,  die  Stempel- Deputar 
tion,  das  Zehnten -Amt,  die  Müqz- Deputation  und  die,  Post*- 
Verwaltungs  -  Deputation. 
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Die  Angabe  der  Einnabmen  und  Ausgaben  .faß  ftHtf^ermr 
Zeit  findet  im  Geheimniss»  welches  sie  ,urogßb  und  xß.  d<|pr 
verschiedenen  Art  der  Berechnung,  .weil  früher  2,  B.  die  Ge- 
winnungskosten grösslentheils  vorabgeselzt  wurden^  JPlind/ir* 
Risse*  Die  alteren  nachfolgenden  Zahlen  sind  flesbajb  wr 
antiähernd  vergleichbar  mit  den  Neuern  (in  l^ark  KpufanJt  r^ 
ohne  die  vorübergehenden  E.  u.  A.  z.  B.  durch  Anleiben): 


Evmahnum 

AMg^bm 

(Rein) 

il 

Durchschnitt  von  1819  bis  1821 

4^00000 

4,2f0000 

1828 

4,505000 

4,460€M)^ 

1829 

4,450000 

4^380000 

1830 

4,364000 

4v500000 

1831 

4;»00000 

4,400000 

1832 

4,300000 
(Roh) 

4,400060 

1833 

0 

4,567000 

4,626000 

1834 

4,738000 

4,740000 

1836 

4,500000 

4,^03000 

1836 

(   mir  \ 

4,804000 

'   1837 

\    nicht  [ 

4^66000 

1838 

(  bekannt  ) 

4,749000 

1839 

4,864000 

4,885000 

1840 

5,112000 

5,297000  ; 

1841 

5,245000 

5,493000 

1842 

5,332000 

5,837500 

1843 

5,674500 

5,160000 

1844 

5,712000 

5,503000 

1845 

5,827000 

5.996000 

1846 

5,673300 

6,184600 

1847 

6,117742 

6,163041 

1848 

5,172677 

0,031904 

1849 

6,276080 

6,137942 

1850 

7,250901 

7,681103 

1851 

5,544436 

5,850897 

(nach  einer  Zeilungsnachricht,   da  Einzelheiten  dieses  Vorao- 
Schlags  noch  nicht  veröffentlicht  sind.) 
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Das  seit  1830  eingetretene  Defizit  onlstand   durch   die 
Herabsetzung  des  Zolls  auf  eingebende  Güter  von  IVt  auf 
VsVo;  es  wurde  durch  Hülfssteuern ,   deren  BewilUgung  von 
Jahr  ZQ  Jahr  geschah,    gedeckt.     Auf  gleiche  Weise  sucht 
man  beim  Anfange  eines  jeden  Jahrs  mindestens  200000  Mk. 
Kour.  Kassen voh*ath  zu  haben,  um  die  Ausgaben  zu  bestrei- 
ten,  welche  rechlszeilig  aus  den  (ihren  bedeulencbten  Be- 
trägen nach  erst  später  eingehenden)  Steuern  nicht  würden 
bezahlt  werden  können.  —  Um  über  die  Höhe  der  Etat-Sum- 
men ein  richtiges  Urtheil  zu  falten,    darf  man  sowohl   bei 
Hamburg  als  bei  den  übrigen  freien  Städten  nicht  üben^eben, 
dass  unter  den  Ausgaben  manche  Posten  sich  befinden,  wet- 
che  in  grösseren   oder  monarcKischen  Staaten  als  Gemeinde- 
labten  betrachtet  werden;    ferner  dass  die  Ausgaben  für  die 
Z^^afverwaltung,  der  Natur  der  Sache  nach,  in  einem  klei- 
nen Staate  verhältnissmässig  weit  höher  sind   als  in  einem 
Grossen;  auch  dass  die  Lage  und  eigenthümliche  Stellung  der 
bedeutenden  Handelsstädte,   welche  zugleich  das  Haupt  von 
Staaten  bilden,    eine  Menge  Ausgaben  noth wendig  machen, 
die  Bifmeiistaaten  gar  nicht  kennen.  *  Allerdings   bietet  das 
letztere  Verhältnias  auch  zugleich  reichere  Hülfsquellen  dar, 
wie  denn  schwerlich  eine  Binnenstadt  in  einem  monarchischen 
Staate  die  Folgen  der  Feuersbrunst  von  1842  so  überwunden 
hätte  wie  Hamburg.  —  Ein  grosser  Theil  der  Staatseinnahmen 
Ist  nur  geringen  Schwankungen  unterworfen,    namentlich  die 
Einnahmen  aus  dem  Staalsvermögen ,   den  Domänen,   Rega* 
üen;   sodann  der  Ertrag  der  direkten  Abgaben,    namentlich 
die  Grundsteuer  für  Stadt   und  Vorstädte   (deren  ganzer  Er- 
trag jetzt  zur  Verzinsung  und  Tilgung   der   Feuw  -  Kassen- 
Staats-Anleihe  angewiesen  ist),  die  Brandsteuer  und  die  Ent- 
festigungssteuer.     Dagegen  erleiden  die  sechs  wichtigsten  tu- 
direkten  Abgaben  (Accise,  Stempel,  Zoll,  Thorsperre,  Abgabe 
von  Eigenihumsveränderungen  und  Kollateralsteuer)  erhebliche 
Schwankungen.  —  Früher  wurden  bestimmte  Abgaben  behuf 
bestimmter  Ausgaben  bewilligt ;   jetzt  geschieht  die  Bewilli- 
gung des  Erfordernisses  immer  (mit  Ausnahme  der  Entfesti- 
gungs-  und  Feoer- Kassen -Anleihe*  Steuern)  im  Allgemeinen, 
niemab  aber  definitiv,  80.ndern  immer  nur  auf  bestimmte 
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Jahre.  Dies  hal  zor  Folge  gehabt,  dass  zwar  noch  viefc  alte 
Steuern  vorhanden  sind ,  jedoch  der  Trieb  rege  geblieben  ist, 
dieselben  den  jedesmaligen  Verhältnissen  entsprechend  ans- 
zubilden. 

Zu  L  Die  Oruncbnieihe  vermehrt  sich  zwar  noch  fort- 
während,* ilurch  neue  Ausweisungen,  durch  Verkäufe  von 
Staatseigenthum  unter  Vorbehalt  einer  derartigen  Abgabe  (z.  v. 
die  Verhandlung  auf  den  Raths-  und  Bürger-Konventen  vom 
18.  Jony  und  15«  Oktober  1835),  durch.  Parzellirung  oder 
durch  Eriiöhung  bestehender  Grundmiethen,  verringert  sich 
jedoch  auch  durch  Ablösungen ,  nach  Maassgabe  des  Gesetzes 
vom  2b.  Juny  1849. 

Die  Einnahme  von  Rekognitionen  begreift  nachbezeichnete 
Posten :  für  die  Entwässerung  des  Hammerbrooks  1733  Krt.  Ilk.; 
Tür  13  Backfreiheiten  in  der  Vorstadt  St.  Pauli  400;  fiir  die 
Erlaubniss  fremde  Lotterieloose  zu  verkaufen  528;  fiir  vier 
Liegeplätze  in  den  Kanälen  700;  für  die  Uoberlassung  der 
Gassenreinigung  in  St..  Pauli  600;  für  einen  Platz  auf  der 
Binnen-Alster  von  dem  Fischer -Amt  100;  von  den  beiden 
Dampfmühlen  in  der  Stadt  120;  von  den  vier  Schutenfiihrem 
auf  der  Alstcr  240;  von  der  Smithschen  und  Bieberschen 
Wasserkunst  60 ;  von  den  drei  Windmühlenbesitzern  126;  von 
den  beiden  Badeanstalten  von  Donner  und  Johns  245;  ftir 
verschiedene  Vergünstigungen,  z.  B.  Anlegung  von  Sielen. 
Stegen,  Winden ,  Wasserläufen,  Balkons,  Fenstern,  Thüren, 
Ausgängen  und  dergleichen  mehr  1285  KrtMrk. 

Einzelheiten  der  Emnakme  van  Waldein,  Jagd  und  FUche- 
rei  sind:  Grundabgaben  aus  den  s.  g.  Waiddörfern  3400  bis 
3700;  durch  Holzverkäufe  in  4  Forstrevieren  10  bis  11000; 
Jagdnutzung  nur  noch  29  Mk.,  nachdem  durch  Raths-  und 
Btirgerschluss  vom  3.  August  1849  das  Jagdregal  aufgehoben 
ist;  Fischereipacht  1000  bis  1200  Mark. 

Ueber  die  vormals  der  Hanse  zugehörigen,  jetzt  im  ge- 
meinsamen Bigenthum  der  deutschen  freien  Seestädte  befind- 
lichen Gebäude :  den  Siahlhof  in  London  und  das  Otsterünger 
Haus  in  Antwerpen,  ist  Sartorius  Geschichte  des  Hanseati- 
schen Bundes  II.  Seite  609  ff  und  &62  nachzulesen.  —  Die 
Errichtung  des  Lombard  geschab  unter  dem  14.  August  IMa, 
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seine  neuste  Ordnung  ist  vom  2.  May/ 19.  Juny  1833.  Ziris- 
fuss,  bei  Summen  bis  zu  24  M\l  KU,  von  jeder  Mark  monat- 
lich 1  Pfenning  y  bei  grösseren  Summen  Vs  Vo  den  Monat. 

Das  Hamburger  Positcesen  hat  sich  aus  dem  Bolenwesen 
de^  kaufmännischen  Gesellschaften  entwickelt,   welches,  seit 
Einrichtung  eines  gemeinschaftlichen  Vorstandes  für  alle  Zweigö 
der  Kaufmannschaft  und  für  die  Börse,   so  wie  seit  der  all- 
gemeinen Botenordnung  von  1607 ,    eine  regelmässigere  und 
für  jene  Zeit  ziemlich  befriedigende  Gestallung  annahm.   Zwar 
wurde  das  Briefpostwesen,  durch  die  Reichsposten  (1615),  so 
wie  durch  die  von  mehreren  Staaten  —  Dänemark  (Vergleich 
vom  28.  April  1836),  Schweden,  Preussen,  Hannover,  Braun- 
schweig und  Meklenburg  —    in   Hamburg  errichteten  Post* 
komploire  sehr  beeinträchtigt;    es  blieb  jedoch  dessenunge- 
achtet für  die  Aelterleute  jener  kaufmännischen  Gesellschaften 
eine  ergiebige  Einnahmequelle.    Mittelst  Beschlusses  des  Raths 
und   der  Bürgerschaft   vom   20.   Dezember  1821   wurde   ein 
fo9lregal  geschaffen  und ,   unter  Entschädigung  der  bis  dahin 
Privat- Berechtigten,  das  Postwesen  in  eigene  Verwaltung  ge- 
nommen ,  was  jedoch  in  den  Postberechtigungen  der  fremden 
Staaten    nichts  änderte.     Die  Einrichtungen,    namentlich  die 
Bestimmung  des  Ueberschusses  der  Einnahmen  zu  einem  Fonds 
behuf  Sicherung  der  Postentscbädigungs- Leibrenten,   gescha- 
hen  durch  Bcschluss   vom  28.  Dezember  1821  \    neuere  des- 
fallsige  Vorschriften  sind   vom  21.  Dezember  1832,    12.  April 
1838,  23.  Dezember  1840.    Ein  Ralli-  und  Bürgerschluss  vom 
28.  Oktober  1847   bestimmte  die  Ueberweisung  der  Einnah- 
men und  des  Vermögens   (welches,    nach  Abzug  der  Kosten 
des  Neubaus  der  Postgebäude,    laut  Senatsvorlage  vom  Sep- 
tember 1850:  537000  Mk.  Bk.  Nennwerth-Kapiial  in  3V#igen 
Hambgr.  Siaalspapieren  beträgt  und  17  bis  18000  Mark  Zin- 
sen abwirft)  der  Stadtpostanstalt  an  die  Staatskasse,  weshalb 
es  im  Budget  für  1848  zum  erstenmal  vorkommt. 

,  Die  mrkUche.EUmahme  (vor  Abzug  der  Gehalte,  BUreau-' 
kosten  u.  s.w.)  war  im  Durchschnitt  der  Jahre  1841/5;  144200 
Mk.  Krt./  wozu  seitdem  die  Miethzinso  der  Hannoverschen 
und  Taxisschen  Posten  mit  11900  und  die  Kapitalzinsen  mit 
17000  Mk.  gekommen  sind.    Im  Voranschlog  für  1850  stehen 

97* 
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die  Einnahmen  mit  161500  Mk.  Kt.,  die  Aadgaben  mit  66M0 
Mk.,  oder  42,46  Vo  des  Rohertrages,  wonach  der  Ueberschttt 
92600  Hk.  wäre;  welcher  jedoch  im  Voranschläge  zu  93000 
angenommen  ist. 

Zu  II  A.  Nach  vielfachen  Versuchen  und  Abänderurtgen 
hinsichtlich  der  Siempelgeset^gebtnig ,  ist  man  zu  der  revidifteh 
Stempel  Verordnung  vom  13./2t.  Dezember  f  849  gelangt,  welche 
mit  Ausnahme  des  Amts  Ritzebüttel  und  des  Gemeingebicti 
im  ganzen  Staate  gilt.  An  die  Stelle  des  Zeitungsstempels  ist 
durch  Gesetz  vom  13719.  Dezember  1849  eine  Abgabe  von 
Inseraten  getreten,  welches  mittelst  Gesetzes  vom  19.  DezetsH- 
ber  1850  von  1  auf  iVs  Schilling  Tür  die  Pötitzeile  ertfÖhC 
wurde,  (gilt  ^auch  im  Amte  Ritzebuttel).  Die  JSihfiaibiie  vbni 
Stempel  war  im  Jahre:  1841:  746000,  1842:  tl^ÖdO',  IS^Si 
720000,  1844:  767000,  1845:  802000,  1846:  801400,  1847: 
866214,  1848:  810000^  1S49 :  624110,  1850  (V.  A.)  6«M0« 
Mk.  Kt  Da  die  Ausgabe  der  Stempelverwatlung  SOfOÖ'ttl 
beträgt,  so  sind  die  Gewinnungskosten  4^70  %  der  Rbheiii^ 
nähme. 

Zolleinnahmen:  Ris  zum  Jahre  1814  bestanden  vierEöfle: 
d(^r  Herren-,  Rürger-,  Schauenburger-,  Admiralitäts - ,  CoiW 
voy-Zoll.  Eine  Verordnung  vom  20.  Juny  1814  bestimmte, 
^dass  von  allen  zu  Hamburg  seewärts  aus*  und  eingebenden 
„Waaren  und  von  den  seewärts  gekommenen,  ausserhalb  der 
,)Stadt  auf  der  Elbe  gelöschten,  hernach  zu  Wasser  odpr  sei 
,,Lande  auf  Hamburg  kommenden  Waaren,  der  Zott  foÜ 
f)lVt  Vo  Kour.  vom  Rankowerthe  nach  den  laufenden  harn- 
„burger  Rörsenpreisen  und  von  den  landwärts  ein-  und  äü9^ 
„gehenden  Waaren  mit  ViVo  desgleichen;  zu  entrichten  sei.'* 
Abgesehen  von  mehrfachen  minder  wichtigen  Abänderungen, 
grossentheils  durch  das  fortwährende  Andringen  der  Bürgeir- 
schaft  auf  Herabsetzung  der  Zölle  veranlasst,  kam  es  unter 
dem  29.  Oktober  1823  zu  einem  Additament  zur  Zollordnung, 
welches  namentlich  den  Zoll  von  allen  ausgehenden  Vf Baren 
auf  Vs  Vo  Kour.  vom  Rankowerlh  herabsetzte.  Noch  wibh«^ 
tiger  war  die  in  der  revidirten  Zollordnung  vom  5.MänB  1S3A 
geschehene  Herabsetzung  des  EinfuhrioMs  von  1'/«  auf  %  V^ 
Kour.   vom  Bankowertb    und  die  in   der  Zollordnong  vom 
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M«  Febraar  1835  entbaltenen  Vorschriften  über  das  I\ra$mio. 
Der  Ertrag  der  Zelle  war  von  1829  bis  1823  im  Jahresdurch* 
sobniU  etwa  1,230000  Mk.  Kour.;  von  1824  bis  1828  ein- 
schliesslich jährlich  1,023000  Mk.  (wovon  der  Seeeinfuhrzoll 
m  1%%  vom  W.  772000  Mark  geliefert  hat),  DerEinnahme- 
AusfaU  durch  die  1823  geschehene  Herabsetzung  des  Aus- 
gangszolls  soll  elwa  200000  Mk. ;  der  Ausfall  am  Einfuhrzoll 
seit  1830  etwa  445000  Mk.  betragen  haben.  Die  Zolleinnahme 
hob  sich  indess  sehr  bald  wieder  und  hat  dann  680  bis 
700000  Mk.  betragen.  (Näheres  in  meiner  Statistik  des  Kö- 
nigreichs Hannover  II.  29  ff.).  Seit  1841  sind  folgende  j^A- 
ekmahmen  gewesen;  846000,  1842:  873000,  1843:  985500* 
1844:  960000,1845:  1,048000,1846:  997700,1847:  1,064798, 
1848:  1,010000,  1849:  932090,  1850  (V.  A.)  950000.  Das 
jetzt  geltende  Gesetz  ist  die  am  14.  Januar  1850  veröffent- 

Kohte  revidirte  Zollverordnung. Die  s.  g.  Walddörfer 

HmAwr%B  (Grossen  Haesdorf  mit  Schwalenbeck  und  Beymoor, 
WohJdorf,  Ohlstedt,  Volksdorf^  Farmsen  nebst  Kupferdarom, 
Lehmbrook  und  der  Berne),  welche  im  Herzogthum  Holstein 
belegen  sind;  wurden  durch  Vertrag  vom  5.  September  1840 
dem  Zollverein  des  Herzogthuros  Holstein  und  Oldenburg. 
Fürstenthums  Lübeck  angeschlossen.  Diese  Uebereinkunft  ist 
demnächst  von  Jahr  zu  Jahr  verlängert,  unter  dem  19.  De- 
zember 1850  aber  bis  auf  Weiteres.  Nach  dem  neusten 
Etat  beträgt  die  Ausgabe  für  das  Zollwesen  82400  Mk«,  mit- 
bki  sind  die  Gewinmmgekosien  8,67  %. 

Die  frühsten  Spuren  der  Acdee-Abgabc  finden  sich  im 
Bezess  von  1&48  hinsichtlich  des  Biers;  sie  bezog  sich  aber 
bis  zur  Zeit  der  Fremdherrschaft  nur  auf  Bier,  Getreide,  Vieh, 
W^Q  und  Kornbranntwein,  so  wie  vorübergehend  auf  Holz, 
Tor(  Kohlen  und  Salz.  Die  erste  Konsumtions-Accise-Verord- 
wog  nach  jetzigem  Systeme  ist  vom  9yl0.  März  1815;  sie 
wurde  seitdem  vielfach  abgeändert  und  ergänzt.  Die  gegen- 
wärtig in  Kraft  befindliche  Verordnung  ist  vom  18.  Dezember 
1846,  der  nensAe  Tarif  aber  vom  27.  Dezember  1848.  Die 
Accise  wird  von  allen  im  Tarif  benannten  Gegenständen  ent- 
richtet, insofern  solche  innerhalb  der  Acciselinie  zum  Verbrauch 
erzeugt  oder  eingefiihrt  werden;  sie  wirkt  also  im  letzteren 
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Falle  gleich  einer  Eingangs-Abgabe.  Die  Roh'-EiHnahme  davon 
war  1841;  1,069000,  1842:  1,043000,  1843:  1,300500,  1844: 
1,432000,  1845:  1,408000,  1846:  1,277800,  1847!  1,136939. 
1848:  1,130000,  1849:  1,132885,  1850  (V.  A.)  1,150000  Hk- 
Die  Gewinnungskosten  der  Accise  beiragen  10,25  %,  da  nach 
dem  neusten  Etat  die  Ausgabe  auf  117800  Hk.  gestellt  ist 

Die  Thorsperre.' Abgabe  gehört  zu  den  sieben  s.  g.  kom- 
binirten  Abgaben,  welche  indess  in  keinem  sonstigen  Zusam- 
menhange stehen,  als  dass  sie  durch  R.  und  B.  S.  vom 
17.  May  1814  wieder  in  Kraft  getreten  und  seitdem  immer 
zusammen  verlängert  sind;  zuerst  auf  1,  dann  auf 2,  seit  1817 
aber  immer  auf  3  Jahre.  Dieses  sind  die  Abgabe  von  öffenh 
fichen  Vergnügungen  Cseit  7.  April  1796,  zuletzt  19.  Dezember 
1849);  von  EigenihumS'-Verändei'Ui^en  der  Immobißen  (seit 
19.  März  1778,  zuletzt  21.  Dezember  1849,  2  %  der  Kauf- 
summe); die  Zehnten- Abgebe  d.  i.  Abschoss  und  Nachsteuer 
(schon  im  Stadirecht  von  1292  erwähnt,  aufgehoben  lO.Juny 
1823  in  Beziehung  auf  alle  Staaten,  welche  Gegenseitigkeit 
gewähren);  Kottateral"  und  Erbschafts^Steuer  (seit  13.  Augost 
1624,  jetzt  erhoben  in  Gemässheit  der  Gesetze  vom  19.  De- 
zember 1771,  10.  Dezember  1807,  28.  Januar  und  4.  März 
1830  und  13/28.  Dezember  1849;  2%,  5  und  7%  %);  Ab- 
gäbe  von  den  in  öffentlicher  Auküon  verkauften  Waaren  and 
Fabrikaten  (seit  9.  Februar  1730^  Bestimmungen  im  Gesetz 
vom  4.  May  1814;  y«  Vo  des  Verkaufewerths  und  der  vierte 
Theil  der  Auktions- Makler -Kourtage);  die  Stempel  -  Jbgabm 
(bereits  erwähnt) ;  die  Abgabe  wegen  der  Thorsperre.  Letztere} 
durch  R.  und  B.  S.  vom  2.  August  1798  an  die  Stelle  der 
mit  Sonnenunlergang  Statt  gehabten  Thorschliessung  tretend 
und  allmählig  auf  sämmtliche  Thore  ausgedehnt;  ist  so  unbe- 
liebt und  so  verkehrstörend,  dass  häufige  Versuche  ZQ  ihrer 
Beseitigung  gemacht  wurden.  Sie  trägt  indess  zu  viel  ein 
(235  bis  260000  Mk.  Kour.  jährlich)  um  jetzt  entbehrt  werden 
zu  können  und  ist  zuletzt  unter  dem  19.  Dezember  1849  be- 
willigt Ihre  Gewinnungskosten  betragen  14,10  Vo  der  Roh- 
einnahme. 

Die  Erhebung   eines  Chaussee --  und  WegeSMes  an  den 

neu  zu  erbauenden  dazu  geeigneten  Wegen  (wozu  der  halbe 
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Ertrag  der  Entfestignngs- Steuer  bestimmt  wurde)  ist  durch 
R.  Qod  B,  SchL  vom  18.  Jauy  1829  beliebt  und  dann  dessen 
Aowendui)g  auf  die  einzelnen  Strecken  durch  besondere  Be* 
kaiuiimaobungen  verfügit.  Um  den  Wegebau  rascher  zu  Tör- 
dern  wurden  ausserordentliche  Bewilligungen  und  jauch  An- 
leihen gemacht  und  so  gab  es  denn  (nach  Ncddermeyers 
Statistik  S.  257)  im  Jahre  1847  schon  Kunststrassen  von 
312966  Puss  oder  12,02  geogr.  Meilen  Länge,  welche  (da  nur 
VQn  etwa  y«  ihrer  Länge  Chausseegeld  erhoben  wird),  33756 
Mark  eintrugen,  also  eine  Durcbschnittsmeile  3376  Thh*.  Kour. 
Eine  Verordnung  über  die  ^fhebung  ist  vom  15.  Dezember 
1839,  mit  Inslruktiou  von  demselben  Tage;  eine  VeriiJgung 
iibef  diQ  Eirbaltung  der  Chausseen .  vom  6.  May  1834;  über 
die  Wegepolizei  vom  25.  May  1831.  Erst  in  der  Rechnung 
von  1843  erscheint,  zufolge  R.  u.  B.  S.v.  16.  Juny  1842,  das 
Cbauss^egeld  aU  wirkliche  Staatseinnahme  mit  38500  Mk. ; 
früher  stand  es  unter  den  transitirenden  Einnahmen. 

Ein  Bawngeld  (Abgabe  von  kleinen  Flussfahrzeugen,  welche 
beladen  die  Bäume  oder  4Iafonbegrenzungen  eingehend  pas« 
siren),  wurde  durch  die  R.  u,  B.  S.  vom  23.  November  1843 
und  10.  Dezember  1846  festgestellt. 

Zu  B  direkte  Sl^em.  Die  (irimct^/etier  -  Verordnung  vom 
22.  May  1817,  welche  an  die  Stelle  der  französischen  Grunde 
abgäbe  getreten  war,  wurde  in  dem  R.  und  B.  Konvente  vom 
13.  Dezember  1832  durchgängig  umgestaltet  und  das  danach 
erlassene  Gesetz  vom  17.  Dezember  hat  unter  dem  13.  No«* 
vember  1834  und  23.  Dezember  1839  Abänderungen  erlitten. 
Zufolge  Rath  und  Bürgerschlusses  vom  2.  July  1842  ward, 
behqfs  Herbeischaifung  der  Mittel  zur  Verzinsung  und  Tilgung 
der  für  den  Ersatz  des  (durch  den  Maybrand  1842  veranlass, 
ten)  Feuerkassen  Schadens  zu  machenden  Anleihe,  bis  zur 
Tilgung  jener  Anleihe,  die  Grundsteuer  von  den  zur  Zeit  jenes 
Brandes  iu  der  General-Feuer- Kasse  versicherten  Grundstücken 
in  der  Stadt  und  der  Vorstadt  St.  Georg  um  ein  Viertheil» 
und  von  den  übrigen  Grundstücken  (in  St.  Pauli,  dem  Land- 
gebiet und  den  auf  neu  ausgewiesenen  Plätzen  zu  erbauenden) 
um  die  Hälfte  und  beziehungsweise  (in  den  Distrikten  nahe 
vor  den  Tboren)    um   den  ganzen  bisherigen  Ansatz  ^hifht\ 


dann  d^r  gance  EvCrag  der3dbw  asar  D^akong  der  V&nim^ 
sung  und  Tilgung  jener  Anleihe  angewiesen.  «^  Der  Eriraf. 
der  Grundsteuer,  hat  dadurch  von  823000  UsA  kn  Jahre  fSÜ 
auf  1,400000  Hk.  im  Jahre  1S48  und  1,4)0»MO  Mk.  1849,  ^ch 
gehoben^ ihre  Gewinnungskosten  beU-agan  0^2  %  (Beitrag 
des  Peuerkassen-Staats- Anleihe-Konto  fiir  Erbebang  der.Grte«!-* 
Steuer).  Die  sonstigen  hierher  gehörigen  R.  und  B.  Schi,  aiiid 
vom  6.  und  24.  Juny  1844.  v 

Naph  Maassgabe  der  mehrfach,  nameniUek  im  Jahre  i8M, 
erhobenen  Steuern  vom  Erwerb  und  Einkomonen  und  zwlf^ 
zum  doppelten  Belauf  derjenigen  damaligen  Steuer^  Ansätae. 
welche  dich  auf  das  Vermögen,  das  Einkommen  and  'den 
Erwerb  beziehen,  ward,  behufs  theJlweiser  Deck«ig  des 
(durch  Ueberweisung  des  gesanunten  Ertrags  der  Grandateuer 
zur  Verzinsung  und  Tilgung  ,der  Feuer-*  Kassen« Anleitie  von 
1842)  entstandenen  Ausfalls  in  der  ordentlichen  Staats -Bin* 
nähme,  durch  die  Rath*  und  Börgerschltisae  vom  Ift.  Jmy 
und  1.  Dezember  1842  (vprgängig  auf  tmt  Jabre)  emb  all- 
gemeine Brandäieuer  beliebt  und  die  desGatUsige  Verordnung 
am  7.  Dezember  desselben  Jahrs  veröffentKdit«  Das  fet^l  i« 
Kraft  befindliche  Brandsteuergesetz  vom  8.  November  1847 
hat  Nachträge  unter  dem  18.  März  1850  erhalten.  Es  idi  eine 
Abgabe  vom  Vermögen,  ankommen  und  Erwerbe,  wobei 
die  Betechfwng  des  Ansahes  der  Stewrpftidhti§m  dergestalt  ge* 
schiebt,  <lass  für  diejenigen,  welche  Ivr  MOOO  Hk.Bk.  Werdi 
oder  mehr  Vermögen  besitzen ,  die$e$  als  GrancHlage  ange- 
nommen nnd  die  Nutzung  davon 

1.  für  die  Handels-,  Bankier-,  Rhederei-,  Fabrik-,  KrK- 
merei-  und  ähnlichen  Geschäfte  mit  ^  %  Kour.  ntm 
Bimkdcapital  angenommen; 

2.  f&r  alle  Cebrigen  mit  4%  desgL  berechnel  wird. 

Yön  dieser  Nutzung  wird  die  Steuer  mit  4Vs%  berakh. 
Diejenigen  aber,  vtrelche  weniger  als  B0W9  Mk.  Bk*  an  Ver- 
mögenswerlh  besitzen,  haben  in  7  Abstufui^fen  Vt  bis  <*% 
von  ihrem  Einkommen  oder  Erwerb  zu  entrichten;  90^  10t» 
oder  weniger  Einkommen  ist  frei. 

Der  Ertrag  der  Brmdsieuer  war  1843/1i  jährlich  514000  Mk., 
1846/S:  680000  Mk.,    1849:  6192»6,    1860:   (V.  A.)  «50000i 
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Dirne  Steuer  «rittiigt  eine  noch  grössere  Wichtigkeit  dadorch« 
4as8  'nicht  nor  voröbei^etiende  ausserordentliche  Abgaben 
(9&  B.  vom  1%|.  September  ISSrO)  nach  dem  Maassstabe  der- 
selben -efhoben ,  sondern  adch  die  Zwangbeiträge  zu  Anleihen 
danach  bemessen  werden.  —  Ein  ferneres  Hülfsmitlcl  zur 
Deckung  der  Schäden  der  Hayfeuersbrunst  ist  durch  atM^er- 
ördmiHcke  Ztriaigem  nach  Maassgabe  der  vom  versicherten 
Werlh  der  Gebäude  zu  entrichtenden  ordentlichen  Feuerkcu" 
9m «-  (Anlage  erlangt.  Die  erste  desfallsige  Ordnung  ist  vom 
M.  Jui^y  1844;  spätere  Vorschriften  sind  unter  dem  13.  De- 
zember 1844,  5.  Dezember  1845^  14.  Dezember  1846,  27.  De- 
zember 1848,    d.  Dezember  1849  und  27.  November   18M 

«rganga»- 

Die  am  M.  Dezember  181^  zunächst  zur  Beseitigung  der 
vormaligen  Festungswerke  bewilligte  Enifesiigungi^ Steuer  ist 
später  theil  weise  zu  sonstigen  Ausgaben  verwendet  und  des- 
baUi  eifaöht  (R.  u.  B.  Schi,  vom  28.  Januar  18S0}.  Sie  ist 
eitle  Vtcrmögen  - ,  Erwerb«  und  Aufwand -Steuer,  welche  jetzt 
zn  den  ordentlichen  Bmnahmen  gerechnet  werden  muss.  Die 
neu^e  Vorschrift  über  ihre  Erhebung  ist  vom  18.  März  1850. 

Zu  den  direkten  Abgaben  wird  auch  das  Wachigebt  oder 
die  Büftgetmiliiär  ^  Steuer  (Ifieth^bgabe  nach  dem  Reglement 
vom  10.  September  1814,  während  das  neuste  Gesetz  vom 
29,  Jony  1849  die  Brandsteuer  ads  Haassstab  annimmt)  ge- 
rechnet, und  dann  betrug  die  Gesammt-Eumahme  an  direläen 
Stmmrm  z.  Bw  im  Jahre  1847 :  2,898296  Mk.  Kt.  oder  35 Jl  V» 
aller  Einnahmen  und  auf  1  Kopf  der  Bevölkerung  des  ganzen 
Staate  (obgleich  das  Gebiet  nur  zu  einigen  Theilen  beiträgt) 
im  Burchschnitt  15 1/3  Mk. 

Zu  HL  2.  Beispiele  der  Einnahme  von  verwaUeien  oder 
cerpacbMm  Diensten:  Procuratores  judiciales  6:  1200  Mk^ 
40  Konimesser  zu  100  Mk.,  (t  Litzen1)r(ider  9^,  Leichen wa- 
gen^Päobtei^  2500^13  s.  g.  reitende  Diener  (R.  u.  B.  Schi  vom 
22.  May  1817  und  8.  Dezember  1825,  deren  Dienst  betref- 
fend) 1950  Mk. 

Zu  4.  Nachdem  dorch  Rath*  und  Bnrgerschluas  von 
25,  Juny  1849  die  Konzessionen  für  die  Zeitungen  aufgehoben 
sind,  konnte  fiir  1850  der  Ertrag  der  sonstigen  Konzessions« 
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gdder  aur  su  MO  Mk.  KU  veranschlagi  ^eixte^ .  D#r  Ab- 
schlag  fiir  die  in  die  Stelle  gelretene  Inseral  i^  .^>gabe  i$i 
57900  Mk.  (z.  V*  oben  Stempel). 

Zn  5.  Der  ^oAertrag  jeder  Lotterie  (von  19500  Looseo 
zu  80  Mark)  ist  im  Durchschnitt  80644  Mk.;  die  Ausgabe  53064 
oder  65.81^  %;  der  Ueberschuss  also  27560  Mk.  In  jedem 
Jahre  werden  zwei  Lotterien  gezogen.  Bestimmungen  zur 
Verhinderung  des  unerIacA)ten  Spiels  in  fremden  Kla^senloUe*» 
rien  oder  Lotto  sind  z.  B.  vom  16.  März  183d^  10.  Oktober 
1836 ,  23.  August  1843  und  12.  April  1850. 

Zu  10  vnd  /f.  Durch  Rath-  und  Bürgerschluss  vom 
25,  May  1840  wurde  die  Anwendung'  des  Expropriationsge- 
setzes (vom  80.  Dezember  1839)  auf  eine  Eisenbahn  von  Hcun- 
hurg  über .  Btrgedorf  bis  an  die  Elbe  gestattet,  die  Konzession 
unterm  1.  Juny  1840  crtheilt  und  ein  Bahnpolizei  -  Re^ement 
am  25.  April  1842  veröffentlicht.  Die  Eröffnung  dieser  (mit 
2,152000  Thir.  Kour  Kostenaufwand  erbauten)  2  Meilen  lan- 
gen Privatbahn  geschah  am  16.  May  1842;  durch  R.  u.  B.  S. 
vom  3t.  July  1845  wurden  von  dem  Staate  5160  Aktien  zo 
300  Mk.  Bk.,  also  1,548000  Hk.  übernommen  und  eine  des- 
follsige  Anleihe  gemacht  (z.  v.  Senatsvorschläse  IL  und  IV. 
vom  31.  July  1845).  —  Ein  Vertrag  zwischen  den  Regierun- 
gen vonPreussen,  Lauenburg,  Meklenburg-Schwerin,  Lübeck 
und  Hamburg  vom  8.  November  1841  begründete  die  An- 
lage einer  Eisenbahn  von  Bertin  nach  Hamburg  am  rechten 
Eibufer,  wobei  Hamburg  mit  einem  Staatsantheile  von  iVt  Mil- 
lionen Thaler  pr.  K^our.  (in  Stannmaktien  von  200  Thb*.  Utl.  A) 
zutrat  (R.  u.  B.  Schi,  vom  1.  Juny  1843)  Diese  Bahn  wurde 
auf  ganzer  Lange  am  15.  Dezember  1846  eröffnet,  ihi*e  Ei- 
^ntnnmer  haben  den  Betrieb  auf  der  Bergedorf  -  Hamburger 
lisedsabn  gepachtet.  Sie  ist  30  Meilen  lang  und  hat  14,000000 
ThIr.  gekostet.  Ein  auf  sie  theilweise  angewendetes  revidirtea 
Enteignungsgesetz  ist  vom  26.  April  1844 ;  ein  Polizeir^Iement 
vom  25.  März  1850.  Im  Jahre  1850  war  von  der  Berlin-Ham- 
burg Eisenbahn  die  Gesammtsumme  der  Einnahmm  1,252584 
Thlr.  Kour.,  der  Ausgaben  532258  ThIr.;  also  Gewinnungs- 
kosten 42,50  Vir.  Zinsen  und  Dividende  auf  das  Stammkapi- 
tal 4%o/^;  Kapital  des  Reservefonds  Ende  1850:  54072  Thlr. 
Der  Pachtantheil  der  Hamburg  -  Bergedorf  Bahnstrecke  (45  V« 
von  der  p.  r  Roh-Einnahme)  nebst  sonstigen  kleinen  Einnah- 
men war  83827  Mk.  Bko. In  der  Rechnung  von  1847 

zuerst  findet  sich  eine  Zinseneinnahme  von  der  Berlin -Ham- 
burg Bahn  mit  200000  Mk..  aus  den  100000  Mk.,  welche, 
von  den  Zinsen  der  bis  zum  August  1846  bezahlten  Ein- 
schüsse» für  das  Jahr  1847  aufbewahrt  worden,  so  wie  aus 
den  für  die  7500  Aktien  zu  20Ö  Thlr.  vom  1.  August  1846 
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bis  1«  April  1847  eingegangetten  Smonadicfaen  Zinsen  2u  4  Vo, 
welche  gieichfalls  100000  Mk.  betragen.  In  der  Rechnong 
für  1S48  findet  sich  gar  keine,  filf  1849  nur  4633  Mk.  Bhi-^ 
nähme  als  erster  Antheü  am  Betriebsertrage  i  im  Jahre  1850 
war  abermals  für  die  Litt  6.  Aktien  kein  Ertragsanlb^il  ent* 
slaaden.  Der  erste  dem  Hamburger  Staate  zu  Gnte  kom- 
mende Koupon  der  Bergedorf  er  Eisenbahn^  welcher  am  !•  May 
1847  fällig  war,  wm^de  im  Jahre  1848  cingelösi,  wodarcm 
eine  Zinscneinnahme  von  4Vo  Banko  von  1,548000  Mk.  Bk. 
mit  61920  Bk.  Mk.  oder  77400  Mk.  Kt.  entstand.  Eine  gleiche 
Einnahme  steht  in  der  Rechnung  von  1849  für  de»  Koupon 
von  May  1848;  der  Ertrag  des  Koupons  May  1849  kommt 
mit  demselben  Betrage  in  der  Rechnung  von  1850  vor. 

Zu  IV.  Erst  im  Voranschlage  Air  1848  wurden  die  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  aus  Vorstädten  und  Landhernckaften, 
wovon  bis  dahin  nur  der  Ueb^rschuss  oder  Mangel  in  Rech- 
nung kam,  von  den  Stadt *Präturen  getrennt.  Eine  Zusam- 
menstellung (Anlage  Nr.  47)  ergiebt  als; 

Einnahme    Ausgabe 

1.  der  L^ndheri^scbafl  der  Geestlande    14600        27105 

(ausserdem  an  80000  Mk.  allge- 
meiner Steuern  und  Abgaben) 

2.  Landherrschafl  der  Marschlande    .      8374        23933 

3.  de^  Patronats  der  Vorstadt  St.  Pauli      4980  9650 

4.  des  Patronats  der  Vorstadt  St.  Georg      3950         4909 

Zusammen  81814  65687 
Die  allgemeinen  Steuern  -und  Abgaben  sind  hierin  nur 
theihveise  enthalten.  —  Eine  Anzahl  von  auf  den  Einnahme 
etai  sehr  einflussreichen  Aemderunqen  mussten  in  Folge  des 
Maybraades  184%  eintreten.  Sie  sind  einzeln  bereits  im  Vorr 
enthaltenen  angedeutet  und  zagen  sich  in  Zahlen  zusammen- 
gestellt folgen  dergestalt : 

Aufgegeben  wurde  eine  Vermögenssteuer  (Antrag  vom 
23.  November  1843,  Hl.  Anlage  A.  9)  mit  jährlich  71000  Mk. 
Neu  bewilUgt: 

1.  Brandsteuer     •.•...••....      700000 

2.  erhöhte  Butter  -  Accise  (Antrag  vom  16.  Jony 

1842,  11.  S.  15) 65000 

3.  Verwandlung  des  Zollansatzes  von  Konrant  in 

Banko  (daselbst  S.  14,  15) 180000 

4.  Verschiedene  kleine  Bewilligungen  in  Zoll  nnd 
Accise   (Antrag  vom  83.  November  1843,  III. 

S.26— 28) 50000 

945000 
Der  demnäcbstige  wirkliche  Ertrag  wich  von  diesen  An- 
schlägen etwas  ab. 
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A. 

Or4eBÜielie  Ausgabe.  ' 

. 

# 

' 

I» 

Honorar  4t8  Senats,  der 
bßrgerlicbeii  KoUegieo 
und  Honorare  und  Ge- 
halte fOr  die  Gerichte. 

> 

\ 

m 

' 

1. 

Senat,  nItBinschlnss  der 
Verwendung  belTodea- 

■ 

fftllen  ••.«••• 

' «. 

810004 

817000 

126800 

4»13 

%* 

BPrgerliehe  Kollegen  n. 
Verordnete  lObl.  Kam- 
merei  mit  Einschloss 
der  Verwendung  bei 

. 

Todesf&Ilen  .    .    •    « 

-^ 

74650 

*  72000 

28800 

0,94 

a 

Ober-Appeliationsfericht 

— 

26745 

28000 

9200 

0^ 

4. 

Niedergericht .    .    «    . 

— . 

81750 

34000 

18600 

0,44 

& 

Mandaligerichl    .    •    . 

•^ 

24650 

24S00 

9720 

oCfi 

6. 

8(adt-Prfituren    .    .    • 

— . 

20527 

26000 

10400 

(2150) 

1 

t 

7. 

Vomundsöhafts  -  Depu- 

* 

tation  

■^ 

9620 
(550) 

,9700 

38ao 

.   <MS 

Zusammen  I. 

567000 
(20000) 

505955 
(2700) 

506000 

2024001    6^ 

IL 

Piplomatitfdie  Kosten  . 

▼.  I. 

50772 

^  44000 

tTOOol    tr67 

(18000) 

m. 

Gehalte  der  Beamten  und 
OiAcianten  u.  sonstige 
Kosten  der  jRmmz-  u. 
Steuer^Verwaliung  , 

y 

t. 

Baupt-Finann-Verwal^ 

. 

twg 

— 

84500 

85350 

14140 

0^ 

1 

Direkte  Stenen  •    •    . 

-*' 

37008 
(6000) 

29000 

iiooq 

0^ 

8. 

bidirekte  Steuern    •    • 

'^- 

26455S 
(1600) 

265450 

106180 

a^« 

4. 

V^rsdiiedene  Gehalte  • 
ZoaamnMB  III. 

"•" 

84000 
(1650) 

88875 

35850 

1,U 

348000 

420075 

«m75 

167870 

M 

(10000) 

(9150) 

- 

IV. 

OeffbntUdMLehr-Ansuat 

mid  BlbHothek  •    .    . 

65000 

66857 

84000 

88600 

%j» 

V. 

lUmftr-l&tlit    .... 

622000 

651288 

599600 

287440 

=  7,7» 

•                    T 

(43000) 

(24000) 

1519    — 


06KftmBIUi5 

der 

31  u  0  0  ft  b  f. 


Aasgabe- 


jakrs  184t 

ia 
Koar.  Mark 

CRttvktliad» 
von  18410 


AiUigAb«; 


dMFlBMlZ- 

jakM  1847 

m 
Kour.  Mark 

(ROiekaaBd» 
▼•n  1847,) 


VI. 

vn. 
1. 

8. 

-  4; 

6. 


Bar£er-Hnit«r 


.  ..i 


66000 


rni 

X. 

XI. 


1. 

8. 


XII. 


XllL 


1. 


Polisei- Verwaltung  and 

Strafknstaltön. 
Polizei  ••.••• 

Nacktwaehe    .    •    .    . 

Medizinal-Anstalten .    • 

Sluofitn  und  ^imkaus . 

Kurhaus   und   GefÜng- 

nisae  ..,..« 

Werk-  und  Armenliau^ 


Znaammeu  VlI, 

Baa-t>eputaiiott   .    •    . 

Wegebau 

fikbiinkhrt  und  Hafen*- 
.  Deputation   •    .    •    . 

Slaata-ZuBchüsse  zu  den 
WMm  Stlflmgen. 

Walaenhaus    •    •    .    • 
Allgemeines    Kranken- 
haus     • 

Allgemeine  Armen-Anr 
sUüt 

Znsamuietf  XI. 

Gassen-Erleuohtnng  und 
Reinigung    .     .    .    . 

Pensionen  und  Entschä- 
digungen. 

der  Bftrgerkapitaine  «. 
dim  Witisreii     .    . 


75474 
(760) 


1570tt 
(9800) 

1263t9 
(650) 
14250 
14784 

73016 
(6000) 
78000 
(16000) 


416000 
(37000) 
367000 
(§3000) 


456000 
(30000) 


463431 

(32450) 

858600 

(132000) 

40000 

(3700) 

461250 
(8900) 


10000 
223000 

33471$ 
(12300) 


Ausgabe -Voran- 
schng  mm  Fmanz- 

jahrs  1850 
nackaNMe.  «kibegr. 


in 
mark  Kour. 


in 
Th«Kour. 


124100 


.152240 

120000 

14250 
14000 

69000 

6S000 


49640  ^  1,62 


60896 

48000 

.5700 
5600 

27600 
27200 


i.lb«U 
«A4«r 


1,98 

1,56 

049 
0,18 

o;9o 

0^9 


487490 

174996 

875088 

150tt8 

44000 

17600 

461800 

184520 

1000 

4M 

183000 

7320o| 

309500 

1238001 

6,70 

4|68 
0,58 

6,00 


2^ 
408 


l|  dsaXUiHIra  .    .    • 


464000 
(15000) 

"^188000 
(27000; 


567718 
(12306) 

V 

10891$ 
(83500) 
y.  a.  XI  V.6. 


8421 

(8ooy 

6994^ 


493500 

197400 

150000 

1  '  1 

60000 

• 

3150, 

'"liliQ 

52400 

20960 

T» 


1,95 


( 


(MM 
OHW 


V 
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Bezekhniug 
31  u  0  0  a  b  f. 


Ausgrabe- 

Uesoltat 

desFinans- 

Jahrs  1842 

in 
Kourllark 

CmftcktUna« 


Ausgabe- 

Bastllat 

desFijMiiz* 

Jahrs   1847 

in 
Konr.lbrk 

CEAckattad« 


8. 


XIV. 

1. 

2. 
3. 

4. 
6. 


6. 
7. 

8. 


▼OB  1841.)  I  voa  1847.) 


Verschiedener  ZIf  ilper- 
8onen>  Gratifikationen, 
Entschidifuogen  .    . 


12485 


Ausgabe  -  Vomn-. 
schlag  dm  Fiaaox- 

jahrs  1850 
HQckstiinde  einbegr. 

in  in 

MarkKonr.  Th.Kour, 


aa4«r 


84630 


1385ft 


0.4« 


XV. 

1. 
2. 
3, 


4. 

5. 
6. 

XVI. 


Zusammen  XIU. 

Diverse   kleinere  Aus- 
gaben. 
Konunerz-Deputation    . 

Domkapitel 

Feuer- Versicherung  der 
Staats-Gebaude     •    . 

Forst-Deputation .    •    • 

Druck  und  Buchbinder- 
lohn, ScRreibmaterial 
u.  s.  w.  •    •    •    •    • 

Gassen-Heinigung    •    • 
Scaatsbeitrag  zum  Bör- 
senbau    •    •     .    .    • 
Unterhalt  der  Pacht-Gü- 
ter auf  den  Elb-lnseln 

Zusammen  XIV. 


Staatsschuld. 

Zinsen  der  Staatsschuld 

Amortisation    .    .    .    . 

Ziehung  der  Hamburgi- 
schen Staats-Prämien- 
Anleihe     .     .    .    .    • 

Zinsen  der  Privat-An- 
leihe  Hir  die  Staats- 
Wasserkunst     .    .     . 

Abtrag  der  Anleihe  von 

Zinsen  temporärer  An- 
leiben ....    »    . 

Zusammen  XV. 

Landpräturen  u.  Patro- 

uate  der  Vorstädte  . 


V.  XIV. 


V.  XU. 


75851 
C300) 


18000 

(7000) 

7710 

9355 

(500) 

7788 

(2100) 


42186 

(20000) 

16500 

10375 

3470 
(1100) 


90180 


25000 

6600 

34600 

8900 


36072 


10000 


13800 
3560 


1,18 


0^ 


ft640  0,0) 


45000 
3000 

10375 
4800 


18000 
1200 
4150 
1920 


161000 
(41000) 
V.  a.  Xil.  u. 
Xlll. 


Zusammen  A. 


115384 
(30700) 


1,011668 
269724 


286390 

14375 

50000 


138175 


991000 
194000 


267500 


33000 


55270 


396400 
77600 


107000  3»48 


13200 


7500 


0,45 
0,U 

0^ 

9ß$ 


l,7f 


12,90 
2,52 


3000 


1,275000 
V.  I. 


1,632157 

28891 
(11150) 


1,493000 
64700 


597200 
25880 


a^ 


0.10 


19^ 
0.8& 


4,985000 
(316000)1 


5,522584 
(814600) 


5^17303 


2,2069211  71^ 
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a 

0 


Bezekbannp 

der 

%  n  9  H  a  b  t. 


Ansgabe- 
Hesoltiit 
de«  Finanz- 
jahrs  1842 

in 
Kour.  Mark 

CROckatinde 
von  1841.) 


Aasgabe- 

Resnltat 

desFiDAnz- 

jahrs   1847 

in 
KoimBüirk 

CROcktUnde 
von  1847.) 


Ansgabe  -  Yorftn- 
schlag  des  Finanz- 
jahrs  1850 
RacksCande  einbegr, 


in 
Hark  Kour. 


B. 
1. 

2. 


Ausserordentliche  Aus  - 
gaben. 

Ansserordentiiciie  Aus- 
gaben   « 

Anschlag  fDr  unvorher- 
gesehene Ausgaben     • 

Ausserordeuüicjie  Unter- 
stützung wegen  Theu- 
rung  von  Lebensmitteln 

Ffir  Abgeordnete  zum 
Heichstuge  und  konsti- 
tuireude  Versammlung 


C. 
1. 

2. 
3. 
4. 
5. 


Zusammen  B. 

Gewinnungskosten  d.  Post 
und  Lotterie  (v.  Rin- 
nahme)    •     .    •    •    . 


143566 
C78000) 

55731 
(10000) 

38557 


-  I  - 


70300 


75000 


7000 


208000 
(33500) 


in 
Th.Kour. 


Pr«. 

MAt- 

AstlieU 
«Ader 
B«d. 


28120 


30000 


2800 


0,91 


0,98 


0,09 


237854 
(88000) 


152300 


60920 


6. 


Hauptsumme  von  A.  u.  B. 


Vorübergehende  Aus- 
gaben. 

Feuer-Kassen-Staats-An- 
leihe      

Feuerbrunst-Ausgaben   • 

Schulden  -  Administra- 
tions-Deputation    .     • 
Feuersbrunst  -  Ausgaben 

Ausgabe  der  Bau-Depu- 
tation (der  Kinnahme 
gleich) 

Desgl.  der  Schifffahrt  o. 
Hafen-Deputation    .     . 


Zusammen  C. 


Hauptsumme,  einschliessl. 
der  Rückstände  .    •    . 


(Nicht  7A\  ermitteln.)        174500         69800 

^ —  ' 


5493000 
(349500) 


5,542500 


223000 
(72000) 

223000 
(72000) 


391000 
(108000) 

65000 


5.760438 
(402600) 


1,98 


2,27 


6,163038 


1.496800 
(345000) 


16586 


5,844103 


1,837000 


2,337641 


734800 


76,08 


23,92 


902000 
(352000) 


1,613386  I  1,837000 


734800 


23/92 


7,091500 


I  7,776424  |  7, 


681103  |3/>724fl  100,00 


—  lößß  — 

B  e  m  e  V  iL  a  n  f  e  n« 

Zu  A*  L  3  6is  7,  Rechtspflege,  An  den  Einrieb toDgen 
die  Rechtspflege  hat  in  Hamburg  auch  die  neuste  Zeit  bis 
jetzt  nur  unbedeutende  Aenderungen  bewirkt  (z.  B.  die  einst- 
weilige Abänderung  des  Art*  15  der  Verordnung  über  die 
Gestaltung  der  Justizbehörden  vom  99.  Dezember  1815  durch 
Bekanntmachung  vom  223.  Februar  1850)^  obgleich  in  mehr- 
facher Hinsicht  Verbesserungen  wünschenswerlh  sind.  Allein 
die  Abstellung  der  Mängel  in  diesem  wie  in  den  Zweigen  der 
eigentlichen  Verwaltung,  ist  vom  Zustandekommen  einer  Ver- 
fassungsreförm  abhängig,  welche  zu  schaffen  bisher  nicht 
gelang.  Unter  diesen  Umständen  beschränke  ich  mich  auf 
eine  Nennung  der  einzelnen  Behörden  für  die  Rechtspflege.  — 
Gerichte  erster  Instam  sind:  Handelsgericht  (eröflfhet  21.  Fe- 
bruar 1816,  zwei  Juristen  als  Vorsitzer  und  10  kaufmänniscfae 
Rb)hter  in  zwei  Abtheilungen);  Amts -Patrone  (zur  Entschei- 
dung der  Streitigkeiten  in  Zunftangelegenheiten);  Amtsgericht 
(nach  §.  170  des  Generalreglements  fär  die  hamburger  Aemter 
und  Brüderschafien  vom  6  April  1835,  zweite  Instanz  in 
Zuaftsachen) ;  Kriegsgerichie  (des  BUrgermilitärs  und  der  Gai^ 
nison,  z.  v.  unten  Wehrstand);  Vormundschafts  -  Deputation : 
zwei  Stadtprätaren;  zwei  Vorstadt -Patronagen;  zwei  Land- 
herrschaflen;  das  Niedergeridit ;  der  Amtmann  in  Ritzebütlel; 
das  Amtsgericht  daselbst.  Gerichte  zweiter  Instanz:  das  Re- 
stitutions- Verfahren  bei  denselben  Gerichten;  Obergericht, 
Senat,  Amtsgericht,  I.^ndgerichl  in  Ritzebüttel  (aus  sämmllichen 
Eingesessenen  bestehend ,  Westphalen  a.  a.  O.  IL  431).  Ge- 
richte dritter  Instanz:  Obergerichl,  vereinigte  Kammern  des 
Handelsgerichts  und  Ober^Appellatians-Cfericht  (Gerichtsordnung 
vom  10.  August  1831  mit  Nachträgen  vom  21,  April  and 
28.  Oktober  1837).  Ueber  die  Ergebnisse  einiger  Theile  der 
Rcchupflege  erfolgen  regelmässige  Veröffentlichungen.  Die 
Kosten  der  Rechtspflege  betragen  zusammen  94000  Mk.  oder 
i^2  Vo  aller  Ausgaben. 

Zu  IL  Unter  den  (ttplomafischen  Kosten  befinden  sich  Tur 
die  Stelle  in  Wien  9000,  Berlin  3000,  Konstantinopel  2500, 
Paris  6900,  London  9350  und  2200  Mk.  Kour.         ' 

Zu  IIL    Nachdem  die  Gewinnungskosten!  so  wie  die  Ein- 
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richtung  der  FincmzrerwaUung  bereits  ap^e^jeben  worden,  bebe 
ich  hier  nur  einige  Gehällsüize  hervor,  Haup^verwaHui^:  Prä- 
ses 9000,  Milgfieder  1500  bis  5000;  gteupc-P.iepiitaUoo:-  Ein- 
nehmer 1500  bis!4000,  Kontrolleiirp  1^500  und  4Q0Q,  ^ai;k; 
Stempelkoniloir :  Gcballe  25680,;  Thor^perre  :  GeMjte. 26683; 
Zollverwaltung:  Akluar  5600,  bispektor  4000,  Kassirer  2400^ 
Kontrolleure  2250,  Zollschreiber  1900,  10  Zoll verwaUer  1780p; 
5  Gehiilfen  5800 ,  6  Gehülfen  des  handeUsiaii9tischen  B^üt^au 
(K.  und  B.  Sohl,  vom  27.  November  1847  und  vom  Dtjzem- 
ber  1850)  7700  Mk.;  Accise-VerwaUung,  Inspektor  4000,  Ober- 
einnehmer 4000,  Konlroleure  1500  und  1800,  Spezialeinneb-^ 
mer  1800  bis  2200,  Verifikaloron  1000  bis  1700-,  oberste  Ver- 
waltung :  Senalsschreiberei  5  Personen  20600,  Kanzlei  und  Be- 
dienung des  Sehais  30500,  Archiv  zwei  Personen  3000  und  600, 
17  Angestellte  des  Rathhauses  7260,  Wedde  (für  einzelae, Zweige 
der  polizeilichen  Verwaltung ,  z*  B.  die  Aufsicht  über  Verehe^ 
lichungen,  öffentliche  Ausrufe,  Maass  und  Gewicht,  Verord- 
nung vom  15.  Dezember  1845).  3  Beamte  6750  Mark  Krt. 
Die  Gehalte  der  Bürgermeister  und  Senatsmitglieder  sind  ein- 
zeln nicht  angegeben. 

Zu  IV.  Oeffentliche  Lehranstalt  und  Bibliothek.  Di§  Grund- 
lage des  Hamburger  Schulwesens  im  Allgemeinen  und  nament- 
lich der  Volksschule  ist  noch  immer  die  Kirchenordnung  von 
1529,  denn  die  spätere  Gesetzgebung  bezieht  sich  nur  auf 
einzelne  Anstalten.  Die  Einrichtungen  sind  deshalb  aner- 
kanntermassen  (Vorläse  IV  vom  6.  August  1846)  theils  un- 
zweckmässig, theils  ungenügend,  auch  hat  der  Senat  im  Jahre 
1847  umfassende  Vorlagen  zur  Abhülfe  dieser  Mängel  gemacht 
(Anträge  vom  1.  July  und  25.  November),  über  welche  er 
mit  der  Bürgerschaft  verhandelte,  ohne  dass  eine  Einigung 
zu  Stande  kam.  Der  Raih  hielt  nämlich  an  def*  Ansicht  fest, 
dass  der  öffentliche  Unterricht  nicht  mehr  zur  Staatss^chQ 
gemacht  werden  dürfe  als  bisher  (nur  die  Realschule  des 
Johanneums  und  einige  Kirchschulen  sind  als  Staatsanstalten 
zu  betrachten),  dass  man  also  auf  Verbesserung  djes  Privat- 
scbulwesens  sich  beschränken  und  namentlich  den  Einfluss 
der  Geistlichkeit  auf  den  Unterricht,  sowie  die  konfessionelle 
Trennung  der  Schüler  aufrecht  erhalten  müsse.    Die  Mehrheit 
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der  Bürgerschaft  war  entgegengesetzter  Ansicht  and  hielt  na- 
mentlich Staatssschulen  und  Aufiiebung  der  Trennung  nach 
dem  Glaubensbekenntnis»,  für  nöthig.  —  Hit  dem  im  Jahre 
1612  errichteten  akademischen  Gymnasium  (revidirte  Gesetze 
vom  dl.  Juny  1837,  Anträge  und  Beschlösse  über  Bauten»  Un« 
terstützung  und  Dotation  vom  15.  Mäi*z;  27.  Juny  1838  und 
11.  May  1843),  steht  die  Stadtbibliothek  (revid.  Gesetze  und 
Reglern,  vom  1.  März  1844),  der  botanische  Garten  und  die 
Sternwarte  in  Verbindung.  Das  Johanneum  entstand  als  Ge- 
lehrteschule am  24.  May  1529  nach  Vertreibung  der  Hönche 
aus  dem  St.  Johanniskloster  und  siedelte  im  Jahre  1840  in  ein 
neues  Schulgebäude  über  (z.  v.  R.  und  B.  Schi,  wegen  Er- 
richtung desselben  vom  1.  Dezember  1836  und  wegen  der 
deshalb  zu  machenden  Anleihe,  welche  unter  dem  6.  Juny  1889 
auf  480000  Hark  Bk.  erweitert  wurde).  Nach  dem  R.  und 
B.  Schi,  vom  22.  Oktober  1801  wurden  jahrlich  30000  Hk. 
Kour.  dafür  verwendet,  woneben  das  Schulgeld  den  Lehrern 
verblieb,  bis  auf  einen  Theil,  aus  welchem  ein  Schulfonds 
(1846  schon  etwas  über  100000  Mk.  Bk.  Kapital)  gebildet 
werden  sollte  zu  Pensionen  und  ausserordentlichen  Ausgaben 
bestimmt.  Im  Jahre  1834  wurde  die  Realschule  des  Johan- 
neums  errichtet,  welche  übrigens  mit  der  Gelehrtenschule  nur 
unter  derselben  obern  Verwaltung  und  in  finanzieller  Gemein- 
schaft^ steht  (R.  und  B.  Schi,  vom  27^  April  1837).  Der 
Voranschlag  für  1850  enthält  zum  erstenmal  als  Anlage  (in 
Folge  R.  u.  B.  Schi,  vom  16.  April  1849)  ein  Budget  über  die 
öffentlichen  Lehranstalten.  Danach  ist  die  Einnahme  der  Ge* 
lehrtenschule  des  Johanneums  aus  eigenthilmlichen  Quellen 
11221,  der  Realschule  26289  HL,  des  Schulfonds  2218  und 
da  der  Slaatszuschuss  48000  Hk.  beträgt-,  so  beläuft  sich  die 
Gesammteinnahme  auf  87728 Hk.;  wovon  die  Gelehrtenschule 
(mit  16  Lehrern  und  125  Schülern)  46167,  die  Realschule 
(mit  15  zumTheil  mit  der  vorigen  gemeinschaftlichen  Lehrern 
und  365  Schülern)  38380  Hk.  erfordert»  auf  Pensionen  aber 
2412  Hk.  kommen.  —  Der  Etatsalz  für  Lehranstalten  und 
Bibliothek  beträgt  84000  Hk.,  wie  aber  die  noch  bleibenden 
36000  Hk.  auf  Gymnasien  (5  Professoren  und  18  SchUler;< 
Bibliothek  n.  s.  w.  sich  vertheilen,    ist  aus  der  gedmdcten 
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Vorlage  nvchl*  zt2  ersehen.  Im  Jahre  1B47  vrav  der  Skxais-* 
^Mchuss  des  Gymnasiums  23894,  der  Siadtbibliotkek  4088, 
des  botanischen  Gartens  30Q0,  des  Museums  2000,  der  Slern-^ 
warte  2000  Hk.  Eine  sorgfältige  Arbeit  zur  Statistik  der  Lehr- 
anstalten Hamburgs  enthält  Neddermeyers  Statistik  Sehe  871 
bis  43ö.  — 

Zu  F.  Uiliiär-Eiat  (Jacobi,  das  zehnte  Armeekoips,  Han- 
nover 1847,  Westphalen  a.  a.  0.  II.  354  ffi,  Neddermeyer 
a.  a.  0»  &  721).  Zufolge  eines  unter  dem  6.  Januar  1834 
abgeschlossenen  Vertrages  bilden  die  Truppen  des  Grossh. 
Oldenburg  und  der  drei  freien  Hansestädte  (aus  welchen  die 

3.  Brigade  der  2.  Division  des  10.  Bundes -Armeekorps  be- 
sieht) auch  schon  in  Friedenszciten  eine  Brigade  unter  einem 
gemeinschaftlichen  Befehlshaber.  Ausserdem  sind  maassgebend : 
die  Schlussakte  zur  Regelung  der  inncrn  Verhältnisse  des 
10.  Bundes-Armeekorps  vom  27.  Juny  1834;  desgleichen  der 
2.  Division  desselben  vom  14.  Oktober  1834;  die  zwischen 
Lübek,  Bremen  und  Hamburg  in  Folge  dieser  Verträge  ab- 
geschlossene üebereinkunft  (z.  v.  Verordnungs  -  Sammlung 
Bd.  XII.  S.  257,  Xin  S.  45,  99,  171,  257).  Die  Brigade-Ver- 
einbarung (XIII  S.  219  und  252)  hat  später  Abänderungen 
und  Zusätze  erfahren,  welche  Band  XV.  190;  XVII.  318, 
393,  404;  XVIII.  131;  XIX.  246,  der  Verordnungs-Sammlung 
sich  finden.  Sie  wurde  von  sechs  zu  sechs  Jahren  erneuert, 
ist  jedoch   im   Jahre  1850  gekündigt   (R.  und  B.  Schi,  vom 

4.  November)  und  hat  demgemäss  mit  dem  1.  May  1851  auf- 
gehört. Was  ferner  geschehen  wird  in  dieser  Zeit  allgemeiner 
Auflösung  steht  dahin;  für  den  vorliegenden  Zweck  muss  die 
Darstellung  auf  das  frühere  Verhältniss  beginindet  werden; 
um  so  mehr,  weil  auch  der  Voranschlag  für  1850  (der  für 
1851  ist  leider  jetzt  August  1851  noch  nicht  veröffentlicht) 
auf  demselben  beruht.  —  Eine  noch  güllige  Verordnung  über 
die  bürgerliche  Kriegspfiicht  vom  6./14.  September  1821,  hat 
durch  Verhandlungen  uud  Beschlüsse  vom  26.  Oktober,  8.  No- 
vember und  10.  Dezember  1838,  XV,  120,297,  814;  1^  No- 
vember 1840;  XVI.  224;  7.  Oktober  1841,  XVI.  544;  7.  Ja- 
nuar 1846,  XIX.  183;  22.  Januar  1847,  XX.  8.  und  21. 
Jaauar  1850,  XXI.  501;  Abänderungen  erfohren.    Sonstige 
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auf  das  Bandeskontingent  bezügliche  Bestimmungen  finden 
sich  in  den  Artikeln  der  Wittwenkassen  von  1745  und  1766, 
der  MiKtärinvalidenkasse  vom  21.  Januar  1825,  IX.  5;  revi- 
dirt  15.  May  1843,  XVII.  362;  in  den  Krieg$ariikeln  vom  5.  De- 
zember 1814  und  Juny  1815,  III.  232  und  254;  in  den  Be- 
Schlüssen  über  die  Erhaltung  des  Kontingents  vom  14.  April 
1881 ,  XI.  353,  6.  Juny  1839,  XV.  401 ;  SteUverfreiungs -Yerein 
vom  7.  Februar  1835,  XIV.  59;  GehalUreg\emeni  vom  17.  De- 
zember 1829,  XI.  107;  über  Einquartierung  und  Verpßegung 
vom  28.  März,  23.  Apill  und  16.  August  1849.  —    Nadi  der 

Brigade-Konvention  iiellt  Hamburg: 

Kopfzahl  des  Kontmoent* 

durch  die 
einfach  Reserve 

verstärkt 
Fussvolk   1,    beziehungsweise 

2  Bataillone   ...        1020      —      1360 
Reitereil,  bez. 2 Schwadronen         185      —       247    - 

Zusammen  1205  —  1607 
Die  ausserdem  auf  Hamburg  fallenden  93  Mann  Artillerie 
übernahm  Oldenburg  gegen  die  unten  verzeichnete  jährliche 
Zahlung.  Die'^  Ausgabe  für  das  Bundesmilitär  im  ordenüichem 
Etat  war:  1841:  600000,  1842:  665000,  1843,  630000,  1844, 
554000,  1845:  553000,  1846:  604300,  1847:  575238,  1848: 
553700,  1849:  647433,  1850:  593600  Mk.  Kt.;  wozu  aber 
noch  52383  Mk.  für  MiUtär- Pensionen  kommen,  Nr.  XIIL  2. 
Dann  berechnet  die  ordentliche  Ausgabe  für  1850  sich  auf 
645983  ML,  oder  8,41  %  aller  Ausgaben ,  228  Thir.  preuss. 
Kour.  auf  1  Kopf  des  Kontingents  und  1,37  ThIr.  auf  1  Kopf 
der  Bevölkerung. 

Die  einzelnen  Abtheilungen  der  Ausgabe  nach  der  Rech- 
nung von  1847  und  dem  Voranschlag  filr  1850  sind: 

i847  1850  ^Siü 

per  MoBtt     per  Jahr        ni»Mt. 


1)  Sold  und  Zulage: 

a.  Fussvolk  (1850:  Gar- 
nisonstab 5,  Stab  8, 
Fussvolk  801  und  Ve- 
teranen 7  Mann) .    .        -        12764    153168    23,70 
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b.  Reiterei  (1850: 155  M.) 

c.  Schützen  (1850:  6iM.) 

Zusamaien  1. 
2)  rnvaliden-Beitrag  .  .  • 
8)  Verpflegung,  üni^hak 
des  Inventartnms  der  Ka* 
sernen,  Feuerung,  Be- 
leuchtung, Wäsche  etc. 
(1850:  1000  Portionen 
per  Tag  k  5  Schlg.)   .    . 

4)  Hospital  und  Medizinal- 
wesen.  

5)  Kosten  der  Exerzierzeit 

6)  Train  desFussvolks  and 
der  Reiterei      .... 

7)  Fourage  (1850:  174  Ra- 
tionen Hafer,  8  Pfd.  per 
Tag  k  50  Thaler  per 
3600  Pfd.,  152  Rationen 
Heu  8  Pfd..  152  Rationen 
Stroh  6  Pfd.  k  15  Mark 
die  1000  Pfd.  22  Rationen 
rauhe  Fourage  werden 
in  Geld  vergütet)  .    .    . 

8)  Bekleidung  u.  Armatur  etc. 


1847  1850 

f%r  Mo«ai     fn  Xtbr 

—  3119   ST428 

—  784    9408 


•a  der 
I«. 


5,79 
1,46 


198649  16667  200004  80,95 
3000   —     6000   0,98 


147642  —  122812  19,00 

9847  —  13437  2.08 

—  —  30562  4,78 

-  328  3936  0,61 


41672    —  34508   5,38 


a.  Fussvolk 

46924 

—      57802 

8.96 

b.  Jäger  Detaschement   . 

3707 

—        5063 

0,78 

c.  Reiterei.    .    .    .    .    . 

14137 

—      12373 

1,9» 

d.  Musik    ...... 

1366 

—          719 

0,1t 

Zusammen  8. 

66134 

—      75957 

1 1,T6 

9)  Verschiedene  Ausgaben : 

a.  Hufbeschlag      (1850: 

t 

« 

1*47  Pferde  k  1  Mark 

1/0  Schlg.      .... 

3204 

—         2866 

0,45 
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41597 


b.  Zulage  Tür  1 5  und  20- 
jährige  Dienstzeit .    . 

c.  Verpflegung  der  Dra- 
goner auf  dem  Lande 

d.  WafiFenreparatur  .    . 

e.  Riemer  Arbeit .    •    . 
f»  Remonte  der  Kaval- 

lene    •••••• 

g.  Entschädigung  an  Ol- 
denburg     

b.  Feuerung  u.  Licht  elc. 
für  die  Wachen  der 
Garnison 17646 

i.  Bewafihungs-Kommis- 
sion 

k.  Zuschuss  von  löblicher 
Kammer  zur  Pensions- 
Kasse  für  Witlwen  u. 
Waisen  des  hambur- 
gischen Militärs     .    .        ^ 

K  Sonstige  verschiedene    . 
Ausgaben      ....    17586 


1847  1850 

per  BffoBftl     p«r  i«te 

2100 


2017  — 

9742  — 

1537  — 

1351  - 


Zusammen  9.  102615 


9000 
1800 
2000 


7935  — 


—        17220 


Ajitkeil 
B»4. 


0,32 

1,39 
0,28 
0,31 


^  _  4200       0,65 


41610       6,44 


14811       2^29 


8000       1,24 


—  3000       0.47 


2,66 


—      106607    16,50 


Gesammtsumme     569559  —      593823    91,89 

(angenommen  zu  593600) 
10)  Militär-Pensionen    .    ,    .     59945.        —        52383      8,11 

Hauplsumme     629504  —     646206  100.— 

Einzelheiten  über  die  Kosten  der  Bekletdunsf,  Ausnisltmg, 
Bewaffnung  inMk.  Kt.:  Mantel  für  1  Mann  zu  Fuss  16.2,  Jacke 
8«  10,  Tuchhose  8. 1.  leinene  Oherhose  2.  8,  Mütze  2.  3,  Hemd 
2.2,  Unterhose  1.8,  Socken  P.  0. 14,  Halsbinde  0.14,  Stiefel 
P.  6.0,  woll.  Handschuhe  P.  0. 11;  —  Hose  für  einen  Reiter 
17.3,  Stalihose  5.6,  Stallmütze  2.5,  Mantel  24.14,  Stallstiefel 
P.  6.0,  Vorschübe  5.0,  Sohlen  und  Absätze  1.12,  Haisbinde 
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0.15,  Hemd  2.Jt,  lederne  Handschuhe  P.  1.8,  wollene  Socken 
0.14,  Pati^tasche  3.0,  Säbelkoppel  4.  Id,  Mantelsack  9.3, 
Stiefelsack  von  Leder  2.4,  Brotbeutel  0.8,  Sattelbock  8.!», 
Eisentasche  9.0,  Ledertasche  4.0,  Stalldecke  7.12,  Trense 
4.8,  Kartätsche  1.6,  Striegel  1.4,  Fonragierctrick  0.8,  Fress- 
beutel 2.0,  Kochgeschirrüberzug  0. 6 ,  Schilling.  —  Ausser 
dem  Bundeskonlingent  und  zwar  als  ersfe  Waffe,  mit  mehr 
militärischem  Karakter  als  ähnliche  Einrichtungen  im  übrigen 
Deutschland;  besteht  ddis ßUrgermilitär.  Seine  Gestaltung  be- 
ruht noch  immer  auf  dem  R.  und  B.  Schi,  vom  10.  Septem- 
ber 1814.  und  dem  am  selben  Tage  erlassenen  Reglement  und 
Dienstreglement;  jedoch  sind  einzelne  abändernde  Bestimmun- 
gen unter  dem  3./17.  November  1815,  8.  Juny  1826,  11.  De- 
zember 1834,  1.  Dezember  1836,  12.  April,  21.  Juny  und 
27.  Oktober  1837,  12.  Dezember  1839,  6.  Dezember  1848  und 
24.  Juny  1850  ergangen.  Der  Entwurf  einer  Neugestaltung 
des  Bürgermilitärs  ist  im  August  1851  der  Bürgerschaft  vor- 
gelegt; er  will  die  Mannzahl,  durch  Beschränkung  des  Zeit* 
raums  der  Dienstpflicht  und  Abschaffung  der  drei  Freikorps 
(Artillerie,  Reiterei,  Jäger),  fast  um  die  Hälfte  verringern.  Auch 
seine  sonstige  Bestimmungen  scheinen  geeignet,  um  aus  dem 
jetzt  militärisch  eingerichteten  bewaffneten  Bürgerkorps  eine 
Art  von  Bürgerwehr  zu  machen,  wie  man  noch  in  einigen 
andern  deutschen  Staaten  im  kränkelnden,  nicht  lebensfähigen 
Zustande  antrifft.  ^  Ende  1841  war  der  Bestand  des  Bürger- 
militärs: Generalstab  17,  Artillerie  402,  Fussvolk  7904,  Jäger 
343,  Reiter  180,  zusammen  8846  Köpfe.  Ausserdem  1  Ba- 
taillon von  3  Kompagnien  des  Amts  Ritzebüttel.  Der  Aue- 
gabe-Eiat  des  Bürgermilitärs  war  1841:  73000,  1842:  66000, 
1843:  69000,  1844:  72000,  1845:  74000,  1846:  73900,  1847: 
76224,  1848:  74000,  1849:  121944,  1850:  124100  Mk.  Kt. 

Auch  das  seit  1671  bestehende,  jetzt  nach  der  Verord- 
nung vom  13.  April  1836  (R.  u.  B.  Schi,  vom  13.  November 
1834)  eingerichtete  Korps  der  Nachtwache,  ist  ganz  militärisch 
geordnet,  uniformirt  und  bewaffnet.  Es  besteht  aus  etwa 
550  Mann,  welche  geworben  werden  und  nach  dem  Etat  Tür 
1850:  120257  Mk.  Kour.  erfordern.  Man  beabsichtigt  eine 
Nacht -Polizei -Mannschaft  daraus  zu  machen. 
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Zu  VII.  3.  GeiundheUspflege :  Die  Ausgaben  fbr  die  Ge- 
sundheitspflege kommen  unter  verschiedenen  Abtb#ilungen  der 
Staatsrechnupg  vor,  theils  als  dem  Staate  allein  zur  Last  fal- 
lend, theils  als  Zuschüsse.  Der  hier  vorliegende  Ansatz  von 
14250  bezieht  sich  auf  das  Bedürfniss  der  obern  Verwaltung, 
nämlich  des,  durch  R:  u.  B.  Schi,  vom  19.  Februar  1818  ein- 
gerichteten Gesundheits-Ralhs.  Sonstige  Verfügungen  hinsicht- 
lich des  Gesundheitswesens  sind  vom  13.  Juny  1831;  eine 
Instruktion  für  die  Medizinalpersonen  auf  dem  Gebiete  wurde 
1835  erlassen. 

Zu  YIL  4  —  6.    Von   den  Strafansialten  hat  das  Zucht- 
und  Spinn-Haus,  welches  seit  dem  Maybrande  1842  ein  zwek- 
mässigeres  Lokal  empfing,     mit   1026  Sträflingen  und  etwa 
30000  Pflegetagen    27800  Mk.   nölhig,    wovon    aus   eigenen 
Mitteln  nur  4300  Mk.  beigetragen  werden.     Weshalb  nur  ein 
Theil  des  Staatszuschusses  in  die  Staatsrechnung  gebracht  ist 
und  nicht  vielmehr  hier  und  bei  andern  Anstalten  der  wirk- 
liche Etat  derselben  durch  die  Staatsrechnung  läuft,  ist  nicht 
abzusehen.      Sieben    vereinigle   Gefangenanstalten    (Kurhaus, 
Strafarbeitshaus,    Werk-    und   Armenhaus,     Detentionshaus, 
Grossneumarkts-  und  Pferdemarkts -Wache  und  Winserbaum) 
sollen  für  etwa  135000  bis   140000  Pflegetage  69000   Mark 
bedqrfen.    Das  Werk-  und  Armen-Haus,  mit  durchschnittlich 
650  Bewohnern ,  erfordert  zu  seinen  Ausgaben  87000  Mark.  — 
Die  Verwaltung,    sowie  die  Einrichtungen  der  Strafanstalten 
Hamburgs  sind  ohne  Zweifel  mancher  Verbesserungen  bedürf- 
tig,  jedoch  dürfte  sehr  rathsam  seyn,    dieselben   nicht  bei 
Verbesserem  nach  der  Art  des  Herrn  Appert  in  die  Kur  zu 
geben. 

Zu  VIIL  Bau 'Deputation,  errichtet  unter  dem  15.  Sep- 
tember 1814,  umgestaltet  oder  verändert  durch  Bestimmun- 
gen vom  17,  und  18./ 30.  Dezember  1840  und  1./^-  Dezem- 
ber 1842.  Die  Baudeputation  hatte  für  1850  in  Stadt  und 
Vorstädten  für  nothwendige  Ausgaben  518393  Mk.  und  für 
minder  nothwendige  Ausgaben  2,204557  Mk.  verlangt;  die 
Budgelkommission  hat  Letztere  gar  nicht  berücksichtigt  und 
Jene  bis  auf  375083  Mk.  ermfesigt.     Die  ordentlichen  Etat- 
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summen  der  Bau  -  Deputation  waren  1841 :    4S5O00 ,    1842 : 

959000,  1845:  472000,    1846:  525SO0,  1847:  490610,  1848: 
423000,    1849:  408840  Mk. 

Zu  IX.  Für  den  Wegebau  sind  44000  Mark  begehrt  und 
zwar  fast  nur  behuf  des  Unterhahs,  während  die  Einnahme 
vom  Chausseegeld  nur  zu  30000  Mk.  veranschlagt  ist;  allein 
die  Länge  ^der  vorhandenen  Kunslstrassen  ist  312966  Fuss 
oder  12,02  geogr.  Meilen  und  nur  auf  etwas  mehr  als  Va  da- 
von wird  Chausseegeld  erhoben  (Neddermeyer  a.  a.  0.  S.  256  ff.) 

Zu  X,  Schifffahrt i'  und  Hafen^De/miation.  Dieser  durch 
R.  u.  B.  Schi,  vom  15.  ^September  1814  errichteten,  für  Ham- 
burg besonders  wichtigen  Behörde,  sind  untergeordnet:  der 
Wasserbau  auf  der  Elbe,  die  Erhaltung  der  Elbe  und  der 
Kanäle  in  fahrbarem  Stande,  der  Unterhalt  der  Häfen,  dio 
Erhaltung  der  dem  Staate  gehörenden  Schiffe  nebst  zugebö* 
rigen  Arsenalen,  die  Stack-  und  Hafen -Werke,  die  Signale 
zu  Kuxhaven  und  Neuwerk;  alle  daselbst  dem  Handel  und 
der  Schifffahrt  dienenden  Gebäude;  das  Lootscn-  und  Ton- 
nenwesen ,  die  Aufsicht  über  die  Deiche  des  Hambnrgischen 
Gebiets  und  der  Vierlande,  sowie  die  Ritzcbüttler  Quarantäne- 
Anstalten.  Die  Deputation  ist  des  rascheren  Geschäftsbetrie- 
bes wegen  in  drei  Sektionen  getheilt ;  in  sachlicher  Beziehung 
aber  zerfällt  deren  Wirksamkeit  in  die  Hauptzweige: 

1.  Bauwesen  mit  dem  Wasserbaudirektor  an  den  Spitze.    Zu 
dieser  Abtheilung  werden  gerechnet: 

a.  Sämmlliche  Stack-,  Ufer-  und  Hafen -Werke  im  Amte 
RitzebUttel  mit  der  Insel  Neuwerk;  Ausgabe- Anschlag 
für  1850:  70746  Mk. 

b.  Die  Düpe  (oder  Tiefe,  d.  h.  Reinhaltung  u.  s.  w.)  des 
Hafens  zu  Kuxhafen  (Hafenreglement  vom  13.  Okto- 
ber 1826). 

c.  Die  Signal-Gebäude,  nämlich:  zwei  Leuchtthürme  und 
vier  Baaken  auf  Neuwerk,  der  Leuchtthurm  zu  Kux- 
haven (erbaut  1802  und  1803)  und  zwei  Baaken  am 
Festlande  (Bekanntm.  wegen  des  Lampe'nfeuers  zu 
Kuxhaven  vom  27.  April  1815;  wegen  des  Leucht- 
thurms  zu  Neu  werk  Dezember  1814). 
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d.  Skmmüidie  Strom-,  Korreklions*  und  Dfer-Werke  an 
der  Elbe,  sofero  deren  Anlage  und  Dnierhalt  der 
Stadt  obliegt;  Ausgabe-Anacblag  1§S0:  40170  Mk« 

e.  Die  Hafenwerke  und  Anlagen  in  Hamborg  (Ausgabe- 
Bedarf  für  1850:  68551  Mk.). 

t  Die  Düpe  des  Hafens,  der  Kanäle  und  der  Elbe  za 
Hamburg.  (Beschluss  wegen  Anschaffung  eines  Dampf- 
baggers  vom  16.  Dezember  1844.)  Die  Ausgabe  fiir 
die  Düpe  war  für  1850  zu  156428  Mk.  veranschlagt. 

g.  Die  zu  diesem  Theile  des  Dienstes  gehörigen  Maga- 
zin-Gebäude. 

h.  Die  Au&icht  auf  die  Deiche  (die  Gesammilange  der 
hohen  Elb  -  und  der  See  -  Deiche  ist  auf  hambui^er 
Gebiet  isy«  Meile;  die  Staatskasse  hat  nur  ausnahms- 
weise Deichlasten  zu  tragen,  welche  gewöhnlich  recht 
drückend  sind). 

2.  Zu  dem  Marinenwesen ,  dessen  erster  Beamter  der  Kom- 
mandeur und  Lools- Inspektor  ist,  gehören: 

a.  Das  Lootsen  -  Wesen ;  Ausgabe  -  Anschlag  für  1850 : 
47710  Hk.  (Revidirte  Pilotageordnung  vom  18.  Fe- 
bruar 1750;  Instr.  für  die  Hamburger  Elblootsen  vom 
6.  Februar  1764;  Kuxha vener  Lootsenordnung  vom 
20.  Dezember  1833,  mit  Abändg.  vom  24.  Juny  1844; 
Instr.  für  die  Ritzebüttler  Lootsen  vom  Dezember  1838; 
Bekanntm.  über  die  neue  Station  der  Loots  -  Galliote 
vom  9.  März  1835.) 

b.  Die  vier  Feuer  -  oder  Signal  -  Schiffe  (stationirt  seit 
1816,  1827,  1839  und  1844;  zwei  vor  der  Eibmün- 
dung, eins  beim  Schulauer  Sande,  eins  vor  dem  Luhe- 
fluss).  Die  Beleuchtung  durch  Leuchtschiffe  und  Leucht- 
thürme  kostet.  Hambui^  jährlich  43590  Mk. 

c  Die  Erleuchtung  auf  den  drei  Leuchtthürmen  auf  der 
Bosch ,  zu  Kuxha  ven  und  auf  Neu  werk ,  sammt  dem 
dazu  gehörigen  Personal. 

d.  Das  Tonnenwesen  auf  der  ganzen  Elbe  bis  zum  Bun- 
tenhause  oberhalb  Hamburg,  woflir  jährlich  19470  Mk. 
verausgabt  werden   (z.  v.  z.  B.  Nachricht  wegen  der 
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neuen  Seetonnen   vom  6.  Dexember  IBM  und  Be- 
kannimaohung  vom  15»  July  1860). 
,  e.  Das  Liegen  der  Schiffe  in  den  Hafen  und  deren  Be- 
aufsichtigung.   (Vorschriften  darüber  enthalten  z.  B. 
die  Verordnung  vom  t5.  Februar  1815  mit  Zusälzen- 
Verordg.  Bd.  XL  S.  167 ;  wegen  Einrichtung  der  Holz- 
häfen vom  16.  November  1815  und  17.  Februar  1831; 
wegen  des  neuen  Hafens  vom  30.  April  1840;  wegen 
des  Niederhafons  vom  1^6.  Oktober  und  M.  Dezem* 
ber  1837 ;  wegen  der  Alster  vom  2.  Februar  1849). 
f.  Die  beiden  Stadt  -  Magazine  zu  Kuxhaven. 
.  g.  Die  Aufeicht  auf  das.  Landen  und  Einschifien  an  den 
LandungsbrUcken. 
Die  Schifffahrts*  und  Hafen* Deputation  wählt  fSerner  den 
Wasserschout  und  dessen  Gehülfen,   so  wie  den  Dispacheur. 
Zum  Geschäftskreise  des  Wmserschout  gehört  (neustes  Regle- 
ment vom  28.  Dezember  1849):    die  Annahme  des  sämml- 
lichen  von  Hamburg  aus  zur  See  fahrenden  Schif&volks,   die 
gütliche  Beilegung   der   Streitigkeiten  zwischen   Schiffer   und 
Schiffsvolk,  die  Aufrechterhaltung  der  Verordnungen  flir  Schif- 
fer und  Schiffisvolk,   z.  B.  auch  hinsichtlich  der  Leichterschif- 
fer,   Ever-  und  Jollenführer;   die  Strafvollziehung  innerhalb 
dieses   Kreises   u.  s.  w.   —   Der  Dispacheur  hat  sammtliche 
Haverieangclegenheiten  zu  besorgen  und  dabei  sind  bis  jetzt 
R.  u.  B.  Schi,  vom  9.  März  1815  und  Verfügung  vom  17.  März 
1815  maassgebend.  ~  Auch  die  iVart^o/ton«- Schule,   welche 
aus  der  Staatskasse  4500  Mk.  empfangt,    ist  der  Schifff.  und 
Haf.  Dep.   untergeben   (gestiftet  1785  von  der  Gesellsch.  zur 
Beförd.  der  Künste  und  nützlichen  Gewerbe;  Reglement  vom 
6.  November   1826   und  Bekanntm.  vom  7.  März  1842  und 
28.  März  1846).  —   Die  Gesammtausgabe  für  die  Schifffahrts- 
und Hafen-Deputation  war  nach  den  Etats  von  1841:  605000, 
1842:  551000,  1843:  412500,  1844:  472500,    1845:  854500, 
1846:  692100,  1847:  470159,    1848:  470000,    1849:  470412. 
1850:    461300  Mk.  Kt.     Die  Art,    wie  diese  Behörde,   oder 
eigentlich  deren  Bau -Abtheilung,  ihre  Gelder  verwendet  und 
überhaupt  die  in  neuerer  Zeit  von  ihr   gemachten   Wasser- 
bauten, sind  häufig  Gegenstand  biUerer  Kritik  geworden.    So 
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iHriditig  69  fiun  auch  für  Hamburgs  Zukunft  ist,  dass  seine 
Anstalten  für  den  Verkehr  und  namentlich  fiir  die  Schifflahrt 
zweckentsprechend  angelegt  und  erhalten  werden,  kann  ich 
doch  hier  auf  diese  Frage  näher  nicht  eingehen.  Dem  da» 
für  siel)  interessircnden  Leser  dieses  Buchs  nenne  ich  indess 
einige  Quellen«  aus  deren  Zusammenhalt  die  Wahrheit  so 
ziemlich  sich  wird  ermitteln  lassen.  Ausser  den  betreffenden 
Abschnitten  meiner  Statistik  des  Königr.  Hannover  und  der 
mehr  gedachten  Schrift  von  Westphalen,  ausser  den  in  den 
R.  u.  B.  Verhandlungen  enthaltenen  Aktenstücken  and  den 
zahllosen  Anfeätzen  in  den  Hamburger  Zeitungen,  namentKdi 
den  Vaterstädtischen  Blättern,  sind  nachbezeichnete  Druck- 
sachen diesen  Verhältnissen  insbesondere  gewidmet:  Mentz 
Promemoria  zur  Verbesserung  des  Hafens,  Hamburg  1840; 
Betrachtungen  hierüber  von  Sloman,  Hbg.  1841;  Ueber  das 
Projekt  einer  Eindeichung  von  einem  Bewohner  der  Altstadt 
1840;  Ueber  die  Eindeichung  von  einem  Bewohner  der  Nen^ 
Stadt  1840;  Acht  Reisebriefe  aus  Deutschlands  erstem  See- 
hafen, geschrieben  im  Juny  1846  (vom  Verfasser  dieser  Fi- 
nanz -  Statistik) ,  Hambg.  Perthes,  Besser  und  Mauke.  Unsere 
Finanz-Zustände  und  die  Verfassung,  Januar  1847;  (Verthei- 
digung  hiergegen  aus  der  Feder  des  Wasserbaudirektors,  in 
der  Schrift).  Die  von  Hamburg  ausgefiihrten  Verbesserungen 
des  Hafens;  Unsere  Seehäfen,  Hamburg  November  1847  (ge- 
gen die  Verwaltung);  die  lichtvollen  Berichte  des  higemear 
William  Lindley,  namentlich  über  seine  Anlagen  auf  dem 
Hanunerbrook ,  1840/7,  auch  die  Flugschrift:  Die  Bewährung 
des  Lindleyschen  Hammerbrook  -  Planes ,  May  1846. 

Zu  XL  Milde  Stiftungen.  Auch  hinsichtlich  dieser  Anstal- 
ten ist  zu  tadeln,  dass  sib  nur  in  der  Ausgabe  der  Staats- 
rechnung erscheinen  und  zwar  auch  dort  nur  mit  dem  ihnen 
gewährten  Zuschüsse.  Sie  sind  entweder  S^oofianstalten  und 
dann  müsste  ihr  Etat  (Einnahmen  und  Ausgaben)  zum  voUen 
Betrage  in  die  Zentralkassenrechnung  aufgenommen  werden, 
oder  sie  sind  der  Gemeinde  angehörig  und  dann  würden  sie 
gänzlich  auszuscheiden  seyn.  Die  jetzige  Halbheit  bei  diesen 
und  ähnlichen  Posten  führt  zu  Täuschungen  und  uniänglicber 
Kontrolle.    Wie  z.  B.  ist  auch  nur  die  oberflächlichste  Prü- 


fung  mogticky  wenn  in  djen  über  Waisenbaas,  Krankeabaos 
u.  8.  w.  der  Bürgerecbaft  vorgelegten  Budget-Entwürfen  oder 
Rechnungsnachweisen  alle  Angaben  hinsichtlich  der  Zahl  und 
Beschaffenheit  der  Verbraucher  i  über  die  Art  der  Verwen* 
düng,  über  Preise  u.  s.  w.  mangeln.  —  Nach  den  Mittheilun- 
gen  von  Westphalen  a.  a.  0.  S.  6S6  zu  urtheiien,  wird  die 
WaUenanHalt  etwa  600  Kinder  eu  erhalten  haben,  wovon 
ungefähr  180  auf  dem  Lande  ausgethan  sind.  Ihr  Ausgab<?* 
bedarf  ist  nach  dem  Voranschlage  für  I8&0:  95283  Mk.  Kt.; 
thi*e  eigenen  Einnahmen  (worunter  jedoch  von  der  Staats- 
schuld 17721  Mk.)  belaufen  sich  auf  83U9  Mk.  Im  Jahre 
1841  waren,  bei  einem  Bestände  von  593  Kindern,  107896 
Mk.  Kt.  erforderlich,  mitbin  kamen  auf  1  Kopf  durchschnitt- 
lich 182  Mk.  (Stiftungs-Akte  vom  24.  September  1604 ;  Klau- 
cke,  Bericht  über  den  Zustand  des  Hamburger  Waisenhauses 
1839).  —  Das  allgemeine  Krankenhaus  wurde,  durch  R.  u.  B* 
Schi,  vom  1.  Oktober  1818  und  10.  April  1823,  wieder  er- 
baut und  neu  eingerichtet,  erhielt  ein  Polizei  -  Reglement  un- 
ter dein  15.  Oktober  1823;  eine  Erweiterung  behuf  einer 
demnächst  zu  eirichtenden  abgesonderten  Heilanstalt  für  6e- 
müthskranke  erfolgte  durch  R.  u.  B.  Schi,  vom  15.  Oktober 
1835;  z.  v.  Bekanntmachung  vom  Dezember  1831  wegen  der 
Aufnahme  und  die  im  Jahre  1880  erschienene  Beschreibung 
der  Anstalt.  Auch  mag  man  die  Flugschrift  des  Herrn  Ap- 
pert,  über  die  Gefangnisse  und  Hospitäler  Hamburgs,  lesen, 
wenn  man  damit  die  (gleichfalls  1850  erschienene)  Berieb ti- 
gung:  Di*ei  Fragen  in  Bezug  auf  Herrn  Appert,  vergleicheQ 
will;  indessen  ist  allerdings  der  Bau  eines  Irrenhauses  höchst 
wünschenswerth.  Der  Ausgabebedaif  des  allgemeinen  Kranken- 
hauses ist  für  1850  zu  353000  Mk.  angegeben,  die  eigene 
Einnahme  zu  138000  Mk.  Ein  Nachweis  für  1845  (Vaterstädt- 
sche  Blätter  von  1846  Nr.  97)  giebt  die  Ausgabe  zu  346606  Mk., 
die  Zahl  der  Aufgenommenen  zu  6415,  der  Entlassenen  zu 
5663,  der  Gestorbenen  zu  756  an. 

Die  Koste»  de?  Ärrnenpflegß  nehmen  auch  in  Hamburg  auf 
beunruhigende  Vfeke  zu.  Bis  1842  konnte  man  bei  Beschrän- 
kung d^  Staats»tiscIm$seM  auf  202000  Mk.  bleiben;  1846  war 
er  schon  auf  266000  Mk*  gestiegen,   1847  betrog  er  347000, 
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1848:  411000  Mir.,  1840  (ohne  30000  Mc.  ftir  die  vom 
Werkhause  übemommeiMMi  Kostkinder)  430000  Mk.  Nach 
dem  Voranschläge  Air  1850  ist  das  gesanmte  Geldbedürfniss 
der  allgemeinen  Armenansialt  444760  Mk«,  wovon  durch 
freiwillige  Gaben  alier  Art  etwa  50000  Mark  gedeckt 
werden.  Für  die  Stadt  scheint  noch  jetzt  die  revidirte  Armen- 
Ordnung  vom  1^0.  May  1791,  nebst  Zusätzen  vom  08.  April 
1797  maassgebend  zu  seyn. 

Zu  XII.  Die  Gassenerleuchtung  begann  in  Hamburg  m 
Jahre  1673;  an  die  Steile  des  Oels  trat  das  Gas  durch  R.  u^ 
B.  SchL  vom  20.  Februar  1843 ;  der  desfailsige  Vertrag  mit 
einer  dortigen  Gesellschaft  wurde  unter  dem  28.  März  1844 
auf  30  Jahre  abgeschlossen  und  am  16.  Dezember  1844  davon 
der  Bürfi;crschafl  Miltheilung  gemacht.  Durch  allmählige  Aus- 
dehnung auf  alle  Theile  der  Stadt  und  die  Vorstädte,  ist  bis 
1850  die  Zahl  der  Hanröllaternen  auf  etwa  700  verringert, 
deren  Speisung  42000  Pfd.  zu  30  Mk.  erfordert,  ausserdem 
Rüböl-Verbrauch  3000  Pfd.  zu  36  Mk.  Ga^Laternen  sind  in 
Strassen-  und  Staatsgebäuden  etwa  3800  vorhanden,  welche 
46,500000  Kubikfuss  Gas,  (wovon  46.100000  zu  2  Mk.  13  Schlg. 
und  400000  zu  4  Mk.  13  Schlg.)  verzehren.  Die  (abermals 
von  der  Ausgabe  vorabgezogene  und  deshalb  in  der  Staats- 
rechnung nicht  erscheinende)  eigene  Einnahme  der  Erleuch- 
tungsanstalt beträgt  6850  Mk. 

Zu  XIIL  Der  Bedarf  ftir  Pemianeny  OnadetsbewUügm^m 
und  Enischädigungen  ist  für  1850  zu  00180  Mk..oder  1,18  •/. 
aller  Ausgaben,  berechnet;  er  betrug  1845:  79000,  1846s 
76800,  1847:  76151,  1848:  92650,  1849:  89288  Mk.  Die 
Zahl  der  eigentlichen  Zivilpensionäre  ist  nur  8,  also  verhält- 
nissmässig  sehr  germg;  allein,  ausser  einer  Menge  von  Wtitr 
wen-  und  Waisen  -  Kassen  iur  einzelne  Staatadienerklasseo 
oder  Geschäftszweige  (z.  B«  den  Rath,  die  Geistlichkeit,  die 
Lehrer,  Makler,  Kornmesser,  Kornirägor,  Schiffskapitäse) ;  b^** 
steht,  durch  R.  und  B.  Schi,  vom  28.  November  18da  eine 
Pensions «  Kasse  tbr  die  Wittwen  und  Waisen  der  Beauleii ; 
welche  durch  die  Verordnungen  vom  10.  Oktober  1834  nm4 
28.  Dezember  1836  Erwekerongea  erfuhr. 
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Zu  XIV.  Von  den  verschiedenen  kleineren  Ansgaben' 
sind  1^5000  Mk.  für  die  Kommerz^DepuiaHon  hervor  zu  heben, 
eine  seit  1674  bestehende  Behörde,  welche  aus  sieben  durch 
die  versamnneite  Kaufmannschaft  gewäMte  Kaufleute,  gebildet 
wird.  Beigeordnet  sind  -  der  Deputation  ein ,  von  ihr  zu  er- 
nennender Protokollist  und  Bibliothekar  und  seit  1840  ein 
zweiler  Bibliothekar.  Der  Wirkungskreis  dieser  Behörde  um- 
fasst  alle  den  Handel  betreifende  Angelegenheiten,  wie  denn 
z.  B.  unter  ihrem  Voi*sitz  die  Versaromtungen  des  Ehrbaren 
Kaufmanns  abgehalten,  unter  ihrer  Leitung  die  Geld-  und 
Wechsel  -  Kurse  nolirt,  der  grosse  Preiskourant  angefertigt; 
von  ihr  die  vier  Schilfslaxatoren  und  die  Besichtiger  der  Aus- 
wanderer-Schiffe  (r^evidirle  Verordnung  vom  3.  Juny  1850) 
ernannt  werden.  Eine  im  Jahre  1735  gestiftete  Kornmer»'' 
Bibliothek  von  etwa  30000  Bänden  steht  unter  ihrer  Aufsicht. 
Diese  Büchersammlung,  über  welche  1812  ein  gedruckter  Ka- 
talog angefertigt  wurde,  ist  im  neuen  Börsengebäude  aufge- 
stellt; sie  wird  in  ihren  Fächern  an  Reichhaltigkeit  wohl  kaum 
übertroffen  und  die  Benutzung  derselben  ist  ebenso  sehr  durch 
die  dankenswerthesten  Bestimmungen ,  als  durch  die  Gefällig- 
keit ihrer  Verwalter,  erleichtert. 

Zu  XV.  Die  Staatsschuld  erforderte  seit  1841  folgende 
Verwendungen:  1841:  1,266000,  1842:  1,275000,  1843: 
1,273000,  1844:  1,294000,  1845:  1,327400,  1846:  1,448100, 
1847:  1,631957,  1848:  1,429041,  1849:  1,533960'  1850: 
1,493000  Mk.  Kt.  Schon  durch  R.  und  B.  Schi,  vom  22.  Fe- 
bruar 1798  ward,  behuf  Tilgung  der  in  jenem  iahre  gemach- 
ten französischen  Koniributions- Anleihe,  eine  Schulden  -  Ver- 
waltungs-Deputation (aus  Mitgliedeiti  des  Raths  und  des 
Sechsziger- Kollegiums)  ernannt,  deren  Dauer  im  Jahre  1807, 
bei  Gelegenheit  der  16,000000  Franken  Schuld  iiir  Abkanf 
des  französischen  Beschlags  auf  englische  Waaren  verlängert 
wurde.  Die  Grundzuge  des  Verfahrens  bei  der  SckuldwtUgung 
sind,  in  den  Vorsdilägen  der  Reorganisations- Kommission  vom 
Jahre  1814,  dahin  angedeutet:  „dass  die  früher  kündbar  ge- 
^wesene  Staatsschuld  zwar  für  unkündbar  erklärt  -  werde,  je^ 
„doch  die  Zinsen  onverkärzl  zu  entricbten,  auch  die  Knnahme- 
^öberschtieBe  behaf  der  I%iog  za  verwenden  seyea.     Bio 
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^ZinsenzahluDg  beginne  von  dem  Rückstande  vom  1.  August 
^1811  und  werde  allmahlig  fortgesetzt.  Eine  eigene  Schul- 
nden-Administrations- Deputation,  aus  Mitgliedern  des  Ratbs 
nund  der  Burgei^chafl,  wurde  errichtet.^  Durch  Rath-  und 
Bürgerscbluss  vom  22.  August  1816  wurden  über  die  Schul- 
den Verminderung  und  die  Errichtung  einer  Schulden-'TlIgtmgs^ 
Ka$se  Bestimmungen  getroffen ;  auch  eine  Verfugung  wegen 
Le^Omalum  der  Inhaber  vonStadlobligationenist  voml7.  Juny 
1816.  Im  Jahre  1814  war  der  KapitcMetrag  der  Hambui^er 
Schuld : 


• 

odei* 

oder 

Mk  Bko. 

Mk.  Kour. 

Thlr.  Kour. 

33,500000    — 

41,875000 

—  16,750000 

und  (Zinsenrücksland)    • 

4,000000 

—     1,600000 

auch  Renten  102000,  ka- 

pitalisirt  mit  4  %  .    . 

2,550000 

—     1,020000 

Zusammen  48,425000    —  19,370000 
oder  auf  1  Kopf  der  damaligen  Bevölkerung  etwa  138VsThlr. 
preuss.  Kour. 

Bis  zum  Jahre  1823  waren,  neben  den  laufenden,  auch 
schon  sämmtliche  rückständige  Zinsen  bezahlt  und  bis  1829 
ein  Kapital  zum  Zinsenbelaufe  von  160000  Mk.  Kt.  abgetra- 
gen. Obgleich  durch  R.  u.  B.  Schi,  vom  28.  Januar  18S0 
beliebt  wurde»  von  dem  Zinsenbelauf  getilgter  Obligationen 
einstweilen  bis  Ende  1838  jährlich  100000  Mk.  Kt  einzube- 
halten, wogegen  der  Erlös  aus  verkauftem  Staatseigentham 
zur  Schuldentilgung  verwendet  wurde,  war  dodi  im  Jahre 
1838  das  Kapital  der  Staatsschuld  bis  auf  30,769000  Mk.  Kt 
oder  12,307600  Thlr.  Kt,  d.  i.  auf  1  Kopf  der  damaligen  Be- 
völkerung 77  Thlr.  abgetragen.  Es  bestand:  aus  der  ur- 
sprünglich kündbaren  Schuld  mit  etwa  17,500000  Mk.  Bk., 
sonstigen  Schuldkapitalien  7,500000  Mk.  Bk.  und  18000  Mk.  Ku 
nicht  kapitalisirter  Renten ;  hatte  mithin  binnen  22  Jahren  um 
ein  Drittheil  abgenommen.  Schon  im  Jahre  1835  (18.  Jony 
und  15.  Oktober)  hatte  der  Rath  fernere  Anträge  zur  Ord- 
nung des  Staatsschuldenwesens  an  die  Bürgerschaft  gebracht, 
welche  namentlich  die  definitive  Bestätigung  der  Unkündbar- 
keit von  Seiten  der  Gläubiger ,   daqn  die  Hereb^etziiog  des . 
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Zinsfusses  auf  4%,  Abänderungen  in  der  Art  der  Tilgung 
u.  s.  w.  bezweckten.  Da  jedoch  die  Bürgerschaft  die  gesetz- 
liche Feslstellun);  der  Unkündbarkeit  wiederholend  ablehnte, 
so  blieben  auch  die  übrigen  von  ihr  genehmigten  Antrage 
des  Senats  unausgeführt;  mittelst  B.  u.  B.  Schi,  vom  16.  Juny 
1842  aber  wurde  die  Kündigung  bis  zum  gänzlichen  Abtrag 
der  Feuerkassen-Anleihe  unstattnehmig  erklärt.  Sonstige  hier* 
her  gehörige  Bestimmungen  sind  das  Mandat  gegen  die  fdfu- 
schende  Nachahmung  von  Staatspapieren  vom  7.  Oktober  1844, 
das  Regulativ  wegen  Zahlung  der  Zinsen  und  Renten  der  öf- 
fentlichen Schuld  vom  Dezember  1844  und  das  Gesetz  we- 
gen Nichtigkeiiß  -  Erklärung  abhanden  gekommener  Staats- 
schuld-Dokumente auf  den  Inhaber  vom  6/1  j^.  August  1846. 
Neue  kleinere  Anleihen  zu  Bauten,  z.  B.  des  Schulhaases^ 
Börse,  Schlachthauses,  Hafenanlagen,  waren  bis  1848  ge- 
macht, als  der  llaybrand  von  1842  dem  Staate  eine  neue 
schwere  Schuldenlast  aufbürdete.  Das  Nennwerth  -  Kapital 
der  Feuerka$ien '  Siaalsanleihe  von  1842  zu  34,400000  Mk.  Bk. 
ist  (zweites  Wort  an  meine  Mitbürger  über  Geldbewilligungen, 
Bremen,  Februar  1847)  wie  folgt  begeben: 

Mk.  Bk.  23,000000  zu    93     %    •    .    Mk.  Bk.  21,390000 


n 

n 

2J60000 

n      ^^V«  Vo      •      •        w        99 

2,718^00 

r^ 

rt 

600000 

T)      99      %     .     .       „       ^ 

594000 

« 

1» 

7/)00000 

^     97     <»yo    .    .      .„      9» 

6,790000 

« 

n 

802000 

„100      %     .     .       „       „ 

802000 

« 

« 

238000 

waren  beim  Abschlüsse 
der  Rath-  und  Bürger- 

• 

Deputation  noch  unbe- 
geben  und  sind  zu  93  % 
in  Rechnung   gebracht. 

• 

■* 

Um   diese    Aufmachung 
den      spätem     Kursen 
mehr  anzupassen,    sind 

'r 

sie  hier  zu  86  %  berech- 
net mit    y, 

• 
221340 

Mk.  Bk.  34,400000  Nominal  -  Kapital     lie  -     . 

forte Mk.Bk.  32,515940. 

BhI«m  risMi-sutiftik.  99 
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Davon  der  Betrag  sämmtlicber  Feuerkas- 
sen-Schaden-Taxen des  Brandes  vom  May 
18«  Kt.Mark  37,890767  1  k  125  o/o      .    .    .    30,312613  „11 

In  der  General -Rechnung  Air  den  Bau- 
plan,  die  Exproprialion  u.  s.  w.  in  Einnahme   ___^ 


zu  stellender  Betrag Mk.  Bk.     2,203326  „  5 

In  Stücken  von  2000  und  1000  Mk.  Bk.  zu  3Va  Vo  halb- 
jähriger Zinszahlung;  Tilgung  durch  Verloosung,  sobald  der 
Preis  auf  oder  über  pari  steht;  Sicherung,  ausser  den  allge- 
meinen Staatsmitteln,  die  durch  R.  u.  B.  Schi,  vom  2.  July 
1842  bewilliglen  Abgaben.  —   In  einer  Vorlage  vom  31.  July 

1845  beantragte  der  Senat  eine  fernere  Anleihe  von  9  Millio- 
nen Mk.  Bk.  zu  40/0  Kt.  auf  Seiten  des  Gläubigers  unkünd- 
bar, behuf  Bestreitung:  der  aussergewöhnlichen  Ausgaben 
für  Eisenbahn-Verbindungen,  HäfenyVerbesserungen,  Eibfahr- 
wasser, Staatswasserkunst,  Entwässerung  des  Hamroerbrooks, 
Kasernirung  des  Militärs,  Strafanstalten,  Irrenhaus,  Rathhaus- 
bau  u.  s.  w.  Auch  der  R.  u.  B.  Schi,  vom  18.  Juny  1846 
betrifft  diese  Angelegenheit  und  dann  wurden,  auf  Grund  des 
Gesetzes  vom  31.  May  1845,  am  1.  July  1846  96000  Stück 
Obligationen  von  je  100  Mk.  Bko.  einer  Sy^  Voigen  Staais- 
Prd'mieft-ilit/eiAe  ausgegeben,  also  zusammen  9,600000  Mk.  Bk., 
verlheilt  in  1920  Serien  von  50  Obligationen,  welche  binnen 
48  Jahren,  nämlich  von  1847  bis  1894,  durch  jährliche  Ver- 
loosung  (Serien  am  1.  July,  Nummern  am  1.  September,  Aus- 
zahlung am  1.  November  jeden  Jahres)  zurück  bezahlt  wer- 
den. Die  Zahl  der  Gewinne  ist  der  der  Loose  gleich  96000, 
zum  Gesammt  -  Betrage  von   22,395600  Mk.  Bko.     Im   Jahre 

1846  wurde  nur  die  Hälfte  der  Obligationen  ausgegeben,  die 
Uebrig^n  stellte  man,  zu  allmähliger  Ausgabe  nach  Bedarf, 
einstweilen  zurück.  Dieser  aussergewöhnliche  Bedarf  trat  aber, 
in  Folge  der  Ereignisse  vom  März  1848,  in  den  Jahren  1848 
bis  1851  weit  rascher  ein,  als  man  gehoflt  hatte,  und  der 
ganze  Rest  der  einbehaltenen  Loose  (von  denen  ohnehin  ein 
Theil  bereits  ausgeloost  war,  während  er  sich  noch  im  Staats- 
besitze befand)  ist  jetzt  schon  begeben.  Dies  geschah  in  der 
Weise,  dass  die  Brandsteuerpflichtigen  genöthigt  wurden,  nach 
Maassgabe  ihrer  Steuersätze,  eine  oder  mehrere  ObUgatiooen 
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der  Slaals  -  Prämienanleihe  zum  Parikurse  zu  übernehmen, 
und  dies  ist  Gegenstand  der  R.  u.  B.  Schi,  vom  7.  September 
1848,  12.  July  1849,  27.  September  1849  (bis  Ende  1849 
12247  Obhgat.),  13.  Juny  1850,  2.  May  1851- 

Ende  Dezember  1847  toar  das  Kapital  der  Staatsschuld 
Hamburgs  (in  Mark  Banko): 

1.  Nach  Anlage  Litt.  C.  zur  Abrechnung  für  1847, 

Seite  120  der  Vorlagen   . 26,175707 

,  2.  Nach  Anlage  Litt.  D.  daselbst  Rest  der  Feuer- 
kassen-Staatsanleihe  von  1842      .....    33,207000 

3.  Nach  Anlage  Litt.  E.  daselbst,  von  der  Siaals- 
Prämien-Anleihe  von  1846 :  47325  Stück  ObHg.     4,732500 

4.  P{ach   Anlage  Nr.  45  zum    Voranschlage   für 

1848,  Seit^ 320,  SVoige Börsenbau-Anleihe,  Rest        227200 

5.  Nach  Anlage  46  daselbst,  Rest  der  4Voigen 
Privalanleihe  für  die  Staats -Wasserkunst  .    .        660000 

6.  Leibrenten  von  1773  (836  Mk.  Kt.)  und  von 
1776  (1614  Mk.  Kt.),  auf  Anlage  44  daselbst 
verzeichnet,  mit  4%  kapitalisirl  in  Bko.  Mk.  49770 

7.  Kornzinsbriefe  (10039  Mk.  Kt.)  desgl.  desgl.  .        203910 

Zusammen  65,256087 
oder  32,628044  Tbaler  Kour.  Das  ergiebt  im  Durchschnitt 
auf  1  Köpf  der  damaligen  Bevölkerung  172  Thlr.  Aktiv-Ka- 
pitalien sind  die  bereits  erwähnten  3,000000  und  1,548000 
Mk.  Bko.  Nennwerth  in  Eiselibahnaktien ,  falls  keine  Veräus- 
serung  davon  Statt  gefunden  hat.  Aus  dem  Rechenschafts* 
berichte  der  Schulden-Administ.-Depulation  ergiebt  sich,  dass 
bis  Ende  1849  überhaupt  13,595384  Mk.  Bko.  abgetragen 
waren. 

Nach  den  Anlagen  48  bis  50  zum  Voranschlage  für  1850 
(der  Voranschlag  für  1851  wurde  leider  erst  am  80.  July 
1851  dem  Sechsziger  -  Kollegium  vorgelegt  und  deshalb  in 
seinen  Einzelheiten  noch  nicht  bekannt)  ist  für  Ende  1850 
der  Kapitalbeirag  der  Staatsschuld,  unter  Zurechnung  des 
seitdem  ausgegebenen  Rests  der  Prämien  -  Anleihe  >  ^ie  folgt 
annähernd  zu  berechnen: 

99* 


/ 


vm 


•  •     • 


Bk  Mk. 

1.  Nach  Anlage  Nr.  48  des  Spezial  -  Budget  für 

1850  pp "  .    .    .     .    25.727870 

2.  Feuerkassen-Sialaits-Anleiho  von  1842,   Ende 

1850  pp 31,807000 

3.  Staatsprämien-Anleibe  von  1846:  92000  Ob- 

.  ligaüonen  (laut  Anlage  49) 9,200000 

4.  Börsenbau-Anleihe  ungefähr  noch    ....         205000 

5.  Privat  •  Anleihe    für    die    Staatswasserkunst 

desgl 660000 

6.  Leibrenten   von   1773   (550  M.  K.)   und   von 
1776   (1600  H.  K.)   mit  4  kapitalisirt  in  Bko. 

Mk 43672 

7.  Komzinsbriefe  (10050)  desgl 212265 

67,855807 
oder  33,927903  Tbaler  Kour.,  was  auf  1  Kopf  der  jetzigen 
Bevölkerung  174  Thir.  bringt  und  ein  Yerhältniss  zur  Jahres- 
einnähme  wie  11,51  zu  1  ergiebt.  Das  ist  zwar  eine  sehr 
bedeutende  Schuldenlast,  allein  sie  ist  nicht  leichtsinnig  ge- 
macht und  ein  Theil  derselben  schafft  durch  die  Art  der 
Verwendung  unberechenbare  Vortheile.  Hamburgs  Kredit 
ist  gross,  aber  seine  Zahlfahigkeit  und  deren  Ausdehnungs- 
kraft  bei  freier  Bewegung  ist  noch  ungleich  bedeutender. 


• 
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2.  Bremen.    Staats-Einnahmen. 


^F^H 

Betrag  der 

Betrag  der 

Betrag  d< 

nähme  na 

Voransc 

*r  Ein- 

ae-s 

8 

Bczeiehnnng 

Einnahme 
nach  dem 

Einimhme 
nach  der 

ch  dem 
ihlaire 

Pro- 
aeat- 

4» 

der 

Voran- 

Rechnung 

für  1850         1 

Anthetl 

5 

^^ 

schlage 

von 

in 

mm  Wr 

Bad- 

^ 

V  t  1t  n  Q  1)  m  f . 

für  1845 

ja 

1849 
in 

BiUr.OoUL 

Rtb.  Kow. 

■amme. 

Rtblr.  6«U. 

auiif.  Gold. 

(Rlb.5  6oU« 

W/aprJtH.) 

^. 

Ordentliche  Einnahmen. 

^ 

r. 

EinkODunieii  yon  Grund- 
stöcken, Eigenthnin  ii. 
Hechten. 

1. 

Grandzinsen«  Stfittegelder 

' 

nad  Heierzinaen     •    • 

4343 

4300 

4730 

0,55 

2. 

P»cbt  fOr  die  Fahren  •  . 

1899 

1899 

2089 

o,u 

3. 

Miethe  fOrHftaser,Plfttze, 

• 

liOferplätze,    Buden, 
Theer  und  Terpentin- 

lager  ...... 

10679 

10200 

11220 

1,30 

4. 

Pacht  fOr  den  Krahu  u. 

die  Wuppen .... 

2455 

4000 

4400 

0,51 

5. 

Pacht  Ithr  die  Stadtwage 

935 

820 

902 

0,10 

6. 

Wagegeld  von  der  Heu- 

wage 

881 

800 

880 

0,10 

7. 

Hafengeld-Einnahme .    • 

1225 

1150 

1265 

0,15 

a 

Abgaben  Kuc  die  Wagen 

* 

auf  der  Schlachte  .    . 

120 

120 

132 

0,01 

9. 

Einnahme  vom  Erwerb  der 

» 

« 

ZOfihtlinge    ..... 

635 

600 

660 

0,08 

10. 

Vom  Stahlhofe  zu  Lon- 

don   

3576 

3600 

3960 

0^46 

11. 

Vom  Osterachen  Hause  zu 

Antwerpen     .... 

1026 

1000 

1100 

0,13 

12. 

Pacht  von  den  Apotheken 

1170 

1170 

1287 

0,15 

13. 

Von  den  Post  -  Anstal- 

ten   

27548 

26350 

(tO,64o/, 
Gew.-Ko«t«n.} 

28985 

3^5 

14. 

Vom  Gericht  Borgfeld  . 

814 

550 

605 

0,07 

15. 

Pacht  fQr  Lfindereien    . 

11829 

12000 

13200 

1,52 

16. 

Einnahme  von  der  Bilr- 

ger-Viehweide  .    .    . 

1013 

1100 

1210 

0,14 

17. 

Pacht  fOr  Fischereien   . 

93 

93 

102 

0,01 

18. 

Einnahme  vom  Bremer- 

hafen    

60442 

23100 

25410 

2,93 

Zusammen  I. 

73519 

130683 

92852 

102137 

11,80 

II. 

Direkte  Abgaben. 

1. 

Grund-  und  Erbesteuer 

in  der  Stadt  u*  Vorstadt 

58077 

60000 

66000 

7,62 

% 

Grund-  und  Erbesteuer 

1 

* 

vom  Lande    .    .    •    • 

14259 

15500 

17050 

1,97 
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«R 


r 

I 


3. 

4. 

5. 
6. 


7. 

9. 


la 


m. 
1. 

2. 
8. 
4. 
5. 
6* 

7. 


8. 

e. 

10. 

ih 

12« 

id« 


14. 


15. 


Bczekhninig 

4er 


Betmg  der 
Eümahme 
nach  dem 
Voran- 
schläge 
für  1845 

in 
Rthlr.  Gold. 


Betrag  der 
EiDnahme 
nach  der 
Rec)inaog 

von 

1849 

RUür.  Gold. 


Betrag  der  Ein- 
nahme nach  dem 
Voranschlaj^e 
far  1850 
in 

Rthlr.  Gold    iRih.  Kour. 
CBLIhA  Gold  rs5i/,  pr.Krt.)  | 


Pro- 

SCBt- 

Asiknl 
•■dor 


IM. 


Schntzgeld  vom  Lande. 

Orond-  und  Erhesteaer 
von  Vegesack    .    «    . 

Steuer  znr  Besoldung  des 
Beamten  daselhst  .    . 

Beiträge  acur  Gassenrei- 
nigung und  Gassen-Er- 
leuchtung Ton  der  Alt-, 
Neu-  und  Vorstadt    . 

Grund-  und  Erbesteuer 
Ton  Bremerhafen   «    . 

Binkommensteuer .    .     . 

Flaggengeld  (Verordngn. 
V.  31.  Dez.  1847  und 
5.  September  1849.)   . 

W^ftsteuer      .    .^    . 

Zusammen  II. 

Indirekte  und  vermischte 
Abgaben. 

Konsnmtions- Abgabe    « 

Aecise  und  Weserzoll  . 

Abgabe  von  Muschelkalk 

Auflage  auf  Equipagen  . 

Auflage  auf  Pfbrde   . 

Auflage  auf  Lustfuhr- 
werke   

Auflage  auf  Klubs  oder  ge- 
schlossene Gesellschaf- 
ten «•••«., 

Auflage  auf  Billarde  und 
Kegelbahnen «    .    .    « 

Auflage  auf  öflenüiche 
Bälle 

Auflage  auf  Hunde   .    « 

Stempel  auf  Spielkarten 

Auflage  auf  die  wöchent- 
lichen Nachrichten  .     . 

Abgabe  von  Erbschaften, 
Legaten  u.  Schenkungen 
von  Todeswegen    .     . 

Abgabe   von  dem  Kauf, 
Verkauf  und  Tausch  von 
Immobilien     .... 

Abgabe  von  dem  öffent- 
lichen nicht  exekutiven 
Verkauf  von  HobOlen 


77250 


1138 

1664 

500 


25436 

1540 
41068 


6524 


150206 


160894 

139826 

114 

300 

2914 

1137 


132 

532 

145 

1095 

860 

650 
16196 
12073 

249 


1200 

2000 

500 


25000 

1500 
45000 


7000 
2000 


159700 


162000 

150000 

200 

300 

2900 


1320 

2200 

650 


27500 

1^50 
49500 


7700 
2200 


175670 


178200 

165000 

220 

330 

3190 


0,25 
0.06 


3,18 

0,19 
5,72 


0.89 
0,25 


1200 

1320 

120 

132 

500 

550 

120 

1000 

900 

132 

1100 

990 

650 

715 

18000 

19800 

12000 

13200 

200 

220 

2(^28 


20,57 

19J0S 

0,03 

Ofii 

0,37 

0/15 


OrOl 

0,07 

0,01 
0,13 
0,11 

0.08 


2,M 


1,52 


0,03 
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53 

•s 


16. 


17. 

18. 
19. 
20. 

21. 

23. 
24. 


IV. 

1. 
2. 


V. 

1. 
2. 


3. 
4 
5. 

6. 


Bezeiehning 

der 

<S  i  n  n  a  t)  m  f . 


Betrag 

Einnahme 

nach  dem 
Voran- 
schläge 

für  1845 


in 
Btklr.  Gotd 


der]  Betrag  der 

Einnahme 

nach  der 

Rechnung 

von 

1849 


in 
Rthlr.  Gold. 


Betrag  der  Ein- 

naiiiBe  nach  dem 

Voranschlage 

für  1860 

in 

Rtlilr.  Gold  |Rth.  Rour., 
(Rtli.5  Gold  r  5i/,pr.Krt.) 


Pro- 
aenl- 

Antheil 

•»der 

Rad. 

■umme. 


Abgabe  vom  öiTentlichen 

Verkauf  von  Waaren, 

Schiffen  u.  s«  w.  .  * 
Abgabe  von  Wechsel-  u. 

Aaaignations-Protesten 
Stempelpapicr  .... 
Stempel  auf  Wechsel  • 
Stempel  auf  See  -  Asse- 

knranz-Polizen  .  .  . 
VonLegaten  an  d.  Hnckel- 

riede  u.  die  Stadtmauer 
Auflage  auf  Nachtigallen 
Stempel   der   Feuerver- 

sicherungs-Polizen .  . 
Abgabe  von  Zeitiings-In- 

seraten 


Zusammen  III. 

Zoll-,  Weg-,  Brttcken- 

und  Kanal-Gelder. 
Zoll-  nnd  Weggelder   . 
Kanalgeld  •    .    «    .    « 


VI. 
1. 

2. 
3. 

4; 


Zusammen  IV. 

RekognUionsgelder,Spor- 
teln  und  Geldstrafen« 

Jährliche  Hekognitions- 
gelder   ...... 

Von  Krilgern  a.  Schenk- 
wirthen  in  der  Stadt  u* 
auf  dem  Lande  .    •     . 

Gerichts-Sporteln .    .    . 

Andere  Sportein    .    •    . 

Geldstrafen 

Ausfertigungen  ans  den 
Zivilstands  -Registern 


Zusammen  V. 

Bürger-  und  Schutzbfir- 
ger-Gelder    •    .    .    . 

Für  Erwerbung  des  Bür- 
gerrechts «    .    .    .    . 

Feuereimer-Gelder    •    • 

Schutzbürger-Gelder .    . 

Equipirungs-Gelder  .    ♦ 


Zusammen  VI, 


344926 


12766 


2015 

250 

4699 

22068 

8223 

52 
18 

4036 

31 


378604 


11853 
1025 


12878 


991 


2270 

12078 

6407 

877 

471 


24490 


22994 


39871 

628 

463 

1475 


2000 

200 

5000 

22000 

8000 

50 
25 

4000 

2500 


2200 

220 

5500 

24200 

6800 

55 

28 

4400 


0,25 

0,03 
0,64 
2,79 

1,02 

0,00 
0,00 

0,S1 


27501    0,82 


393865 


r. 


11415 
1000 


12415 


900 


2250 

12100 

6410 

1000 

500 


433252 


12556 
IIQO 


50,02 


1,45 
0,13 


13666 


990 


2475 

13310 

7051 

1100 


1,58 


0,11 


0,29 
1,54 
0,81 
0,13 


550     0,07 


23160 


35000 
600 
300 

10000 


25476 


2,95 


38500  4,44 

660!  0.08 

330|  0,04 

llOOOl  1,27 


30900  I       42437  |       46900  |     ö0490|    6,83 
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s 


VUl. 


IX. 
1. 


1* 
2. 
3. 
4. 

7. 


Väefdibmig 


itr 


<f  t  n  n  a  I)  m  e. 


Betrag  der 
Einnahme 
nach  dem 
Voran- 
schläge 
für  1846 

in 
Rthlf .  OoU 


Betrag  der 
Einnahme 
nach  der 
Rechnung 

VOTl 

1849 

in 
RlUr.  OoU. 


Betrag  der  Ein- 
nahme nach  dem 
Voransdilage 

mr  1850 

'     in 

Rthlr.  GoM  |ath.  Kour. 
(Blb.5  6oU  =  5i/,pr.Krl.) 


T 


Thorsperre  .    .    .    *    . 

Lotterie  CPacht  wegen  der 
konzessionirten  Braan- 
schweiglschen  Landes- 
Lotterie) 

Eisenbahn. 

Einnahme  vom  Betrieb  der 
Eisenbahn 

Einnahme  Ton  Bahnhof 


Zusammen  IX 


Haupt*Snmme  A. 

AusserordontUche  Ein- 
nahmen. 

Xassenbestaaii  •    .    •    . 

Rflckstftnde 

Eingehende  Vorscbfispe. 

Ausserordentliche  Zinsen 

Ansserordentliclie  Rekog- 
nitionsgelder .... 

Ertrag  reransserterStaats. 
guter    ..•/.. 

Vngewisae  ^d  zuDUllge 
Einnahmen    •    .    •    . 

Haupt-Summe  B.  | 

Hauptsumme  A.  und  B.  f 


20000 


4500 


4500 


56826 


4500 


53000 
2000 


Pro- 

BCBl- 

Antktil 

Bad- 

■«■■0. 


4950 


58300 
2200 


0^ 


6,78 
0.16 


—       I        56826  I       55000  |      60500|    6.^ 


688339 


610 
8100 

323 

2000 


3199 


799028 


14500 
3725 
1763 
7203 


7045 


787392   866131 


22200 
1647 
2000 
5000 


4324 


24420 
1812 
2200 
5500 


4756 


100.- 


14232  I   24236  \       35171  |   38688| 
602571  I   823264  j  822563  |  904dl9| 


Bemerknnffeii« 

Beispiele  von  Endsummen  der  Staatseinnahmen  und  Ans^ 
eaben,  nach  Voranschlägen  und  Rechnungs -Ergebnissen,  sind 
(in  Thlr.  Ldr.) : 

Jahr  Einnahmen  Ausgaben 

1832 522956     ....     559465 

1836 569770     ....     593039 

1837 536077     ....     580206 

1838 573843     ....     597006 


1577    - 


1844  ordentlich   ,    . 

ESnnahmen 

:    576546 

•     • 

Ausgäben 
564409 

ausserordentlich 

41746 

•    • 

105415 

618292 

•    • 

669824 

1845  ordentlich   .    . 

.     588340 

•     • 

588648 

ausserordentlich 

.       14232 

•    •    < 

102992 

602572 

•    • 

691640 

1846  ordentlich     .    . 

.  1608630 

,    • 

616452 

ausserordentlich 

.  (  .73375 

•    •    « 

68789 

682005 

•     • 

685241 

ordentlich   .    . 

.  1785966 

•    • 

863176 

1849  Voranschlag    . 
ausserordentlich 

.  f    25769 

•    •     »    • 

165742 

Rechnung  mehr  .    . 
ordentlich  •    . 

811735 
.       99838 
.  l  787392 

•  •     • 
weniger 

•  ♦    •    • 

1,028918 

57262 

786003 

1850  Voranschlag    . 
ausserordentlich 

.  (    35172 

•     •    •    • 

174236 

822564 

•    •    •    • 

964329 

Rechnung  mehr  .    « 
1851  Voranschlag  bei( 

141443 
le    887100 

weniger 
•    •    •    • 

75872 
925666 

Hiernach  könnte  es  scheinen,  dass  der  Freistaat  Bremen 
stets  mit  einem  Einnahmemangel  zu  kämpfen  gehabt  hätte. 
Dem  ist  jedoch  nicht  so ,  denn  fast  in  jedem  Jahre  sind  die 
Einnahmen  bedeutend  über  den  Voranschlag  hinausgegangen, 
die  Ausgaben  hingegen  unter  demselben  geblieben.  Es  ist 
nichts  als  eine  allerdings  ziemlich  vereinzelt  dastehende  Vor- 
anschlagungs  -  Gewohnheit,  welche  tndess  mindestens  den 
Vorzug  hat  vor  unangenehmen  üeberraschungen  mehr  zu 
sichern  als  das  sonst  fast  allgemein  gebräuchliche  entgegen- 
gesetzte Verfahren.  Da  jedoch  jährlich  ein  Ausgabeüberschuss 
bleibt  der  nicht  verschwinden  wird,  so  scheint  die  Vermehrung 
der  ordentlichen  Einnahmen  ratbsam.  Weshalb  übrigens  Ein« 
nahmen  und  Ausgaben  seit  1832  so  bedeutend  gewachsen 
sind,  wird  aus  dem  Nachfolgenden  sich  ergeben.  —  Steuer-- 
ausschreiben ,  welche  zu  Anfang  jedes  Kalenderjahres  erschei- 
nen,  erleichtern  durch  ihre  Vollständigkeit   das  Studium  des 
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Bremeoschen  Abgaben wesens  sehr;  aus  ihnen  und  der  Ver- 
ordnungssamminng  würde  eine  Geschichte  des  Abgaben  wesens 
leicht  zu  schreiben  seyn,  wenn  hier  Raum  dafür  wäre.  Be- 
merkenswerth  ferner  ist  die  grosse  Stetigkeit  hinsichth'ch  der 
Abgaben,  denn  z«  B.  das  Steuerausschfcibcn  vom  1.  Januar 
1814  enthält  nur  eine  Abgabe  (Personensteuer),  welche  seit- 
dem ausgefallen  ist  und  im  Steuerausschreiben  für  1850  finden 
sich  nur  vier  neue  Abgaben  (Str.  zur  Ga^en- Reinigung  und 
Erleuchtung,  auf  Nachtigallen,  auf  Hunde,  von  Zeitungsinse- 
raten). Das  hat  jedoch,  wie  wir  sehen  werden,  die  Fortbil- 
dung der  einzelnen  Steuern  nicht  ausgeschlossen.  Die  Ein- 
theilung,  sowohl  der  Einnahmen  als  Ausgaben,  in  ordetUUcke 
und  ausserordentliche  ist  zwar  ganz  in  der  Ordnung,  jedoch 
dürften  einzelne  Posten  mit  Unrecht  als  ausserordentlich  be- 
zeichnet seyn ;  z.  B.  die  Ausgabe  Tür  den  Tilgungsfonds,  weil 
die  Schuldenülffung  jetzt  ebenso  sehr  eine  regelmässige  NoUi* 
wendigkeit  ist,  als  die  Verzinsung. 

Zu  /.  Die  Einnahmen  von  Staatseigenthuro  und  Rechten 
bilden  fast  12  Vo  ^Her  Einnahmen;  der  durch  die  Verord- 
nungen vom  18.  July  1819,  2S.  Januar  1826  und  8.Ju]y  1850 
gestattete  Abkauf  der  Grundabgaben  hat,  bei  der  verhält- 
nissmässigen  Unbedeutenheit  ihr4$  Betrages,  auf  diese  Ein- 
nahmeabtheilung  wenig  Einfluss  geübt.  — 

Die  vom  Staate  Bremen  selbst  verwaltete  Postanstali  ge- 
währt eine  AoAeinnahme  von  26  bis  27000  Thaler  und  der 
Amertrag  erfordert  20  bis  21  %  Gewinnungskosten.  Aach 
Postämter  Preussens  (Bekanntmachung  vom  27.  Dezember  182S), 
Hannovers  und  des  Fürsten  von  Thurn  und  Taxis  befinden 
sich  in  Bremen.  Die  Verordnungssammlung  enthält  sehr  wenig 
über  die  Posten;  fast  nur  Bestimmungen  über  das  s.  g.  Or- 
donnanz-Fuhrwesen (Reihefuhren  der  Bürger  anstatt  der  Extra- 
posten) namentlich  vom   17.  August  1814   und  2.  July  1838. 

In  Bremerhaven  (durch  Vertrag  vom  11.  Januar  1827  von 
Hannover  als  Wiesengrund  erworben  und  jetzt  der  bedeu« 
tendste  Hafen  der  Wc^er  mit  etwa  4500  Bewohnern)  wurden 
durch  Verordnung  vom  1.  September  1836  verschiedene  Ab- 
gaben eingeführt.  Die  Quellen,  aus  denen  die  Einnhame  der 
Staatskasse  fliesst,  sind  sehr  verschiedenartig,  z.  B.  Hafen-, 
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Last-,  Liege -^  Schleusen-,  Krahn-,  Kfelliohter-,  Trossen* 
Abgaben  (Bekanntmachung  vom  31.  Dezember  1838) ;  ftir  Be- 
nutzung der  Kochhauser  (Gebührentaxe  und  Regulativ  vom 
9.  und  18.  Dezember  1842);  Grund-  und  Erbenzins - Rekog- 
nitions-Gelder;  Weinkaufgelder;  Land-,  Häuser-,  Fähr-^ 
Pacht  u.  s.  w. 

Zu  IL  Die  Grund'  und  Erbe -Steuer  wird  von  allen 
Gebäuden  und  Grundstücken  des  ganzen  Staats  mit  2  von 
1000  desWerths  entrichtet;  Bestimmungen  über  dieselbe  sind 
vom  2.  August  1830  und  1.  Januar  1844.  Die  Btirgerschart 
hat  am  28.  Dezember  1850,  entgegen  den  Anträgen  des 
Senats,  die  Herabsetzung  dieser  Abgabe  auf  ly,  von  1000, 
sowie  der  Gassenreinigungs  -  und  Erleuchlungs  -  Steuer  von 
1  auf  %  von  1000  beschlossen.  Die  Vermessung  und  Boni- 
tirung  betreffen  die  Verordnungen  vom  2.  September  und 
12.  Oktober  1850.  D\e  Schossahgabe  stammt  aus  dem  18.  Jahr- 
hundert und  hat  mit  Recht  einen  grossen  Ruf  bekommen,  als 
praktische  Durohruhrung  der  Theorie  von  gerechter  Besteuerung 
ohne  gehässige  Kontrollen ;  was  anscheinend  nur  ausführbar 
ist  mit  Hülfe  des  tüchtigen  ächten  Bürgersinns,  durch  welchen 
Bremens  Bewohner  von  jeher  sich  ausgezeichnet  haben.  Der 
Schoss  ist  eine  reine  Vermögensabgabe,  der  in  der  Regel 
jedes  Vermögen ,  welches  1000  Thir,  und  darüber  beträgt, 
nach  einem  prozentweise  festgesetzten  Maassstabe  unterworfen 
ist.  Dieser  Maassstab  ist  jedoch  in  sofern  ein  verschiedener, 
als  derselbe  bei  einem  Vermögen  von  1000  bis  3000  Thlr. 
jederzeit  um  ein  Drittfaeil  niedriger  abgenommen  wird,  als  bei 
.einem  Vermögen  von  3000  Thlr.  und  darüber;  so  dass  der 
Schoss,  wenn  z.  B.  V4  Vo  bewilligt  werden ,  für  jene  Schosser, 
welche  nur  ein  Vermögen  von  1000  bis  3000  Thlr.  zu  ver- 
schossen haben,  auf  VeVo  herabsinkt,  wenn  auch  keine  aus- 
drückliche Bestimmung  desfalls  getroffen  wurde«  —  Koüekien 
dagegen  sind  eine  Abgabe,  wobei  theils  auf  das  Vermögen, 
theils  auf  das  Gewerbe  Rücksicht  genommen  wird,  und  die 
von  denjenigen  zu  entrichten  ist,  deren  Vermögen  den  Betrag 
von  1000  Thlr.  nicht  erreicht.  Der  höchste  Ansatz  dieser 
nach  monatlichen  Beträgen  berechneten  Abgaben  bleibt  stets 
unter  dem  niedrigsten  Salze  des  zu  erbebenden  Schosses.  — 
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Es  steht  indessen  ledern,  dessen  VermögeTi  die  Somme  von 
1000  Thlr-  nicht  erreicht,  frei,  sich  der  Entrichtung  von  Kol- 
lekten durch  Zahlung  des  Schosses  zu  entziehen.  Jeder 
Slaatsbürser  hat  sein  Vermögen,  auf  seinen  geleisteten  Bürger- 
oder Huldigungs-Eid  also  nach  eigenem  Gewissen,  selbst  ab- 
iuschätjsen  und  danach  seinen  gesetzliehen  Beitrag  im  Geheimem 
zu  entrichten  (Gesetz  vom  23.  Oktober  1848).  Die  Einruhrung 
eines  Einkommenschosses  (einer  Steuer  von  der  jährlichen  Ein- 
nahme) wurde  unter  dem  29.  Dezember  1847  besdiloasen; 
verbesserte  Gesetze  sind  vom  7.  May  1849  und  24.  Juny  1850; 
z.  V.  z.  B.  auch  Bekanntmachung  vom  16.  April  1851. 

Danach  wird  diese  Abgabe  neben  dem  Vermögensschosse 
erhoben,  auch  auf  gleiche  Weise  festgestoHt  und  eingezahlt; 
vom  Aemertrage  des  letztabgelaufenen  Kalenderjahres  niti 
1  %»  welcher  Beitrag  bei  einer  Einnahme  von  500  bis  400 
Thir.  auf  2%  Thir..  von  400  bis  250  Thir.  auf  1  Thlr.  im 
Ganzen  herabsinkt;  wer  weniger  als  250  Thlr.  reines  Einkom- 
men hat,  ist  frei. 

Die  Wehrsieuer,  welche  anstatt  persönlichen  Wehrdien- 
stes zu  eiitrichten  ist,  kam  1850  zuerst  zur  Hebung. 

Zu  IIL  Die  wichtigsten  von  den  indirekten  Abgaben  sind : 
Die  ConsumOon  ist  eine  althergebrachte  Abgabe  von  Ver- 
brauchsgegenständen,  als  Esswaaren,  Getränken,  Feuerung. 
Fourage  .  Baumaterialien  ,  deren  Sleuerpflichtigkeit  entweder 
beim  Einbringen  in  den  Steuerbezirk,  oder  beim  Verbrauch 
der  in  demselben  befindlichen  Pflichtigen  Gegenstände  eintritt; 
wird  jetzt  nach  dem  Gesetze  vom  26  Juny  1834,  mit  Nach- 
trägen vom  25.  Dezember  1848,  1.  Jannar  und  18. Juny  1849 
und  22.  März  1850  erhoben. 

Weserzoll,  auf  Grund  der  Weserschifffahrlsakte  vom 
10.  September  1823,  des  Schlussprotokolls  der  Bevisions-Kom- 
mission  vom  21.  Dezember  1825  und  16.  August  1839. 

Eftitpaoen  -  Abgabe ,  25  Thlr.  jährlich  mit  Ausnahme  der 
HiethsKutscber;  Auflage  auf  Pferde\  zum  Vergnügen  oder 
Nutzen,  5  Thlr.  vom  Stock;  Lustfuhrtoerke  ausser  den  Sfieths- 
kutschen  jährlich  5  Thlr.;  Abgabe  von  Erbschaften  u.  s«  w. 
(Gesetz  vom  31.  May  1824  und  Steuerverordnung  vom  31.  De- 
zember 1849)  in  Seitenlinien  4  und  beziehungsweise  8  •/•; 
Abgabe  von  Veräusserungen  von  Immobilien,  1  %  des  Werths. 

Stempel^  Abgaben  (Steuerverordnung  vom  31.  Dezember 
1849)  und  zwar  gewönnlicher  Papierstempel,  verhältnissmäm- 
ger  Papierstempel  (für  Wechsel,  Assignationen,  Yersichemngs- 
Polizen;;  Stempel  auf  Spielkarten  und  von  einem  Anzeigeblatt. 
Die  Abgabe  von  Zeitungs-Inseraten  ist  in  die  Stelle  der  (niheren 
Abgabe  von  politischen  Blättern  getreten. 
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Die  Grundlage  einer  (vom  1.  September  1824  begonnenen) . 
vereinfachten  Zollerhebung  bildet  die  Verordnung  vom  16.  Au- 
gust 1824,  welche  einen  Zoll  von  Vi  Vo  des  Werths  der 
eingehenden  und  Va  Vo  d.  W  der  ausgehenden  Waaren,  auf 
Bürgereid  deklarirt;  an  die  Stelle  der  bis  dahin  Statt  gehab- 
ten ein  und  ausgehenden  Rechte,  Accise,  Convöge-,  Tonnen-, 
Schlacht-,  Fass-,  Boden-  und  des  von  dör  Accisekammer 
erhobenen  Weg -Geldes,  setzte.  Abänderungen  und  Zusätze 
erfolgten  unter  dem  12.  Juny  1826,  31.  Dezember  1827, 
26.  Januar  1829  und  30.  Dezember  1830;  ein  neues  Gesetz 
vom  2.  Januar  1837  stellte  den  Eingangzoll  auf  Va  %»  den 
Ausgangzoll  auf  Va  %  des  Werlhs.  Später  sind  för  einzelne 
Artikel  Erleichterungen  eingetreten  und  auch  der  Durchgangs- 
zolt  ist  durch  vci^scliiedene  Verordnungen  (z.  B.  vom  23.  De- 
zember 1850)  auf  einen  kaum  nennenswerlhen  Betrag  herab- 
gesetzt. Die  Zolleinnahme  ist  angegeben  in  Thir.  Ldr.  fiir 
1836ZU  130000,  1837:  110000,  1845:  149739,  1846:  140659, 
1847:  170185  (eingehende  Rechte  99291,  ausgehende  Rechte 
59472,  Speditionsabgaben  11421);  die  Erhebungskosten  be- 
tragen 4V3  bis  4V4  %. 

Zu  IV,  Die  Wegaelder  werden  nach  einer  Taxe  vom 
29. Dezember  1828  erhoben;  sie  sind  sehr  massig  und  decken 
die  Unterhaltskosten  um  so  weniger,  weil  wie  allenthalben 
die  Eisenbahn  einen  Theil  des  Verkehrs  an  sich  gezogen  hat. 
Ihre  erste  Einführung  geschah  durch  Gesetz  voni  30.  May 
1814;   eine  Wegepolizei-Ordnung  ist  vom  20.  Januar  1817, 

Zu  VIL  Die  Thorsperrabgfwe ,  welche  1814  wieder  her- 
gestellt wurde,  ist  erst  seit  1.  Januar  1849  aufgehoben* 

Zu  VIIL  Bekanntmachung  der  Vereinbarung  mit  der 
Braunschweiger  LoWme-Direktion  vom  17.  März  1834. 

Zu  IX.  Nachdem  schon  am  14.  Juny  1843  ein  Eigen- 
thums-Enteignungs-Gesetz  erlassen  war,  schloss  Bremen  unter 
dem  14.  April  1845  {bekanntgemacht  6.  Dezember  1847)  einen 
Vertrag  mit  Hannover  über  Anlage  einer  Eis'enbahn  zwischen 
Hannover  und  Bremei^  auf  Staatskosten.  Die  Einzelheiten 
und  Erfolge  dieses  Unternehmens  sind  bereits  oben  Seite  817 
if.  bei  Hannover  ausruhHich  dargelegt,  weshalb  hier  nur  noch 
einige  bezügliche  Vj^rordnungen  angegeben  werden:,  über 
Frachtgüter-Versendung  vom  10.  DezeniDer  1847  und  28,.  Ja- 
nuar 1848;  Bahnordnur^g  vom  10.  Oktober  1849;  über  Be- 
strafung von  Vergehen  vom  26.  November  1849;  Eisenbahn- 
passkarten betreffend  vom  17.  Dezember  1849;  Betriebsord- 
nung vom  26.  November  1849;  Gesetz  tSfoer  die  Bestrafung 
von  Verbrechen  gegen  die  Sicherheit  des  Betriebes  der  Tele- 
grafen, 
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Staats  •  Ausgaben  von  Bremen. 
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der  Strassen  ii  s.w.  in 

der  SUidt      .... 

16093 

10500 

11550 

1^ 

3. 

der  Thore  und  Befriedi- 

gungen der  Stadt  .    • 

65 

200 

220 

0,08 

4. 

der  Strassen,    Brücken 
u.  s.  w.  in  der  Vor- 

stadt    

1714 

5000 

5500 

0,64 

5. 

der  dffentlichen  Brunnen 

1620 

2500 

2750 

Ot32 

6. 

der  öffentiidien  Spazier- 

gänge   

2340 

2750 

3025 

0,35 

7. 

der  Wasserbrticken,  der 
Wesernfer    innerhalb 
der   Stadt,    der  Eis- 
brecher,  des  oberlAn- 

dischen  Hafbns      •    . 

2659 

1675 

1843 

0,21 

8. 

der  Schlachte,  Holzpfbr- 
te,   Wicheinburg  and 

Sicherheitshafen     .    . 

1237 

5140 

5654 

0,65 

9. 

desHafbns  suVegesack 

1394 

1660 

1815 

0,21 

10. 

des  Hafens  zu  Bremer- 

^ 

1 

hafen  .!  .    .    .    .    . 

22724 

22000 

24200 

%^ 

11. 

der  Weserufer  u,Schlach- 
ten  oberhalb  und  un- 

, 

terhalb  der  Stadt  .    . 

55687 

60370 

66407 

7,68 

n. 

der  Tonnen  und  Baken 

8521 

13485 

14833 

1,72 

13. 

der  lieuchtschüb  ^ilof* 

und  die  „Weser^  .    . 

6244 

8000 

8800 

1,61 

14. 

der  Oüent)icheii  Grund- 

stücke     ..... 

245. 

700 

770 

0,09 

16. 

des  Stadtwerders     .    . 

'     849 

1200 

1320 

0,16 

10. 

des  Uüffiisugs  aal. der 
untern  Weser  •    •    . 

1 

347 

500 

560 

0,66 

17. 

der  B&rger  Viehweide  . 

980 

2400 

2640 

0,80 

18. 

Ausgaben  für  den  Stadt- 

• 

' 

Weinkeller  .    .    .    . 

—    - 

5000 

5500 

0,64 

1 

.  Zusanimen  X. 

137715 

133186 

156370 

172007 

19,90 

:xi. 
'xn. 

iCkAJOssee-  und  Wegbau 
BflfeäulEbsteh  .'  «'  ;    • 

7350 
15562 

8073 
-   26389 

8580 
27620 

9488 
30382 

1,09 
8,61 

xni. 

Ausgabe  fOr  das  Gebiet 

1^18 

t987 

91525 

2777 

0,31 

XIV, 

Vermischte  Ausgaben: 

1. 

Kosten  der  Bürger- Ver- 

- 

annmlniigen     •    •    • 

*                           - 

4495 

■ 

6100 

V 

6616 

<^6S 

-    1M8    - 


a 

BeteMnug 

aer 

* 

%  tt  0  g  0  b  tf 

Betrag  der 
AittgAbe 
nach  dem 
Voran- 
schläge 
fttrl845 

TMr.GoM. 

... 

Betrag  der 

Ausgabe 

nach  der 

Rechnung 

fQr    . 

1849 

in 
TUr.  6«yld. 

Betrag  der  Aus- 
gabe nach  dem  * 
Voranschläge 
für  1850 
in 

nir.  fioM.jThb.  Koiir. 

Pro* 

aont- 

Aatboil 

■npiait. 

2. 

Kosten  de^  Fefer  des  18* 
Oktobers 

6o«stige  Tenaisolite  Ana« 
gaben 

Zosammen  XI V. 

Unvorhergesehene  Aas- 
gaben ....    •    . 

■aoptsanone  Jl, 

r 

ausserordentliche  Atis- 

gaben, 

Rückstände 

Oelfentllche  Bauten  und 

Anlagen  ....    * 
Gratifikationen      .    .    . 
Vermischte  Ausgaben    • 
SchttldentUgaogsfonds    • 
Reservefonds    .... 

Zusammen  Ä. 

Hauptsumme  A.  u.  B, 

1    •■^" 

170 
6380 

600 
10972 

550 
12069 

.0,07 
1,39 

XV. 

11247 
200 

1114& 
M 

16572 
200 

18229 
ft20 

0,03 

1. 

2. 

3. 
4. 
5. 
6, 

688648 

3500 

14674 

3310 

43727 

37780 

779848 

5524 

351 

2885 

54242 

91501 

786003 

^0 

4370 

2785 
75823 

85758 

864603 

6050 

4807 

3064 

83405 

94334 

100,— 

102991  1     154503  |  174236 

1916601     — 

691639 

1    934351 

1  960239 

1^056263 

1- 

BemerkuiiKen« 

Zu  I.  Das  den  Senai  )[)eireffeDde  oeosle  Gesetz  ist  vom 
!2.  April  1849  (16  Mitglieder,  wovon  die  8  vom  gelehrten 
Stande  2100,  die  Uebrigen  1200  Thir.  empfangen);  das  AicA- 
ierkoUegwm  betreffen,  ein  Gesetz  vom  2.  April  und  ebe  Be- 
kanntmachung vom  16.  jlfay  1849  (12  llitgUeder  mit  je  2900 
Thlr.  Honorar);  defioiiiv^  Ober-Appellalions - GericlUs^ Ordnung 
u«  8«  w.  vom  29.  August  1831,  mit  Abänderungen  vom  23  Ok- 
tober 1837  und  13.  Pezember  1848;  Gerichtsordnung  vom 
9.  November  1820  neb$t  Zusätzen  yom  25.  J^oy  1849  und 
7,  Februar  1851 ;  j]^ov.  GesQt?  über  die  Gts(^u>omengerichte 
vom  7.  Februar  1851;  prov.  Strafgesetz  wegen  Vcrbrafiien 
gegen  den  Staat  vom  7.  Februar  1851. 

lUdtBf  FiBiM-SUitiftik.  1 00 
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Zu  IL  Eine  Pensioru"  und  Tfi/^^enanstalt  ftir  bflrger- 
liehe  Beamte  wurde  durch  Verordnung  vom  4.  August  18f9 
errichtet;  erneuert  und  abgeändert  unter  dem  6.  Dezember 
18S4,  14.  Juny  1830  und  ZU  Dezember  1835. 

Zu  III.  Die  Ausgaben  für  die  Bürgenoehr  Tortheilen 
sich  auf:  Sold  und  Salair  mit  2600  Tfalr.,  Büreaukostea  7eo 
Thlr.,  Schiessbedarf  700,  Equipirung  der  weniger  Vermö- 
genden 4]nd  Bewaffnung  aller  (etwa  3000)  Wehrmänner.  Das 
neuste  Bürgerwehrgesetz  ist  vom  21.  May  1849,  mit  Beschrän- 
kungen vom  25.  Juny  1851  und  Disziplinargesetz  vom  3.  Juny 
1850. 

Zu  IV»  Die  Ausgabe  für  das  besoldete  Militär  (ohne  des- 
sen Pensionen)  betrug  nach  den  Etats  für  1832:  59160,  1836: 
79155,  1837:  73727,  1845:  79963,  1849:  164358  (für  1113 
Mann),  1850:  68712  Thir.  Letzteres  für  450  Mann  Slrätende 
und  57  IL  Nichtstreitende  und  zwar  zwei  Kompagnien  Fuss- 
volk  und  Vs  Schwadron  Reiter  (Jacobi,  Das  zehnte  Armee- 
korps d.  d.  Bd.  Seite  419).  Auf  1  Kopf  dieses  Friedenskon- 
tingents kommen  also  durchschnittlich  1 35  Thlr.  Gold.  Hit 
den  Pensionen  bildet  diese  Ausgabe  9,48%  aller  Ausgaben. 
Einzelne  Bekleidungs-  und  Bewaffnungs  -  Kosten ,  z.  B;  für 
1  Fiiietier  sind :  Mantel  6  thlr.  43  Grote ,  Waffenrock  5.  60, 
Kasemenrock  2.  6Vs,  Jacke  3.  54,  zwei  Tuchhosen  zu  2.  53, 
drei  Hemden  zu  50,  Halsbinde  22,  wollene  Handschuhe  9, 
1  P.  Süefel  2.  36,  1  P.  Schuhe  1.  30,  Mütze  54,  Helm  3.  24, 
Lederzeug  8.  51,  Gewehr  17.  36,  Jtiemen,  Regenpfroff,  Schrau- 
benzieher, Krätzer  49  Grote,  zusammen  61  Thlr.  10 Va  Grote 
Gold.  Verpflegung  täglich  %  Pfd.  Fleisch  und  IVs  Pfd.  Brod 
oder  anstatt  dessen  6  Grote  oder  jährlich  30  Thlr.  5  Grote; 
Sold  jährlich  30  Thlr.  Gesetzgebung :  Kriegsartikel  vom  12.  Juny 
1815;  wegen  Eintritts  Freiwilliger  vom  16.  März  1839;  Stell- 
vertretungs-Verein vom  24.  May  1841;  Disziplin  vom2f.JaDy 
1841;  neues  Wehrpflichtigkeits- Gesetz  vom  6«  April  1849. 

Zu  K  Der  Aufwand  auf  die  Staatsschuld  betrug  im  Jahre 
1832:  170545  Thlr.  oder  30,5%  aller  Ausgaben;  1845:  135684 
(Zinsen  97904,  Tilgung  37780),  oder  19,62%  aller  Ausgaben; 
1849 :  314301  (Z.  230004,  Tg.  84297) ;  1850 :  316485  (Z.  230727. 

Tg.  85758)  oder  32,96  %  aller  Ausgaben.  Z.  v.  unten  Staatsschuld 
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Zu  VII.  Einzelne  BestimmuDgen  zur  Verbesserung  des 
Schulwesens  enthalten  die  Yerfilgungen  vom  23.  September 
1817,  30.  Dezember  1822,  15.  Oktober  1823  und  16.  July 
1827.  Im  Jahre  1833  erfolgte  eine  durchgreifende  Neugestal- 
tung des  öffentlichen  Unterrichts  für  die  Jugend  männlichen 
Geschlechts  aus  den  bemittelten  Ständen  (Vorschule»  Handels- 
und  höhere  Bürgerschule,  Gelehrtenschule).  Dann  sind  nur 
Qoch  einige  Verordnungen  aus  dem  Januar  1844,  über  allge- 
meine Scbulpflicbtigkeit,  Schul^eldererhebung  und  Landschu- 
len und  vom  21.  März  1851  über  Lehrer  -  Prüfungen  zu  er- 
wähnen. Wenn  man  den  Verhandlungen  in  der  Bürgerschaft 
seit  1848  vollen  Glauben  schenken  darf,  befinden  die  Schul- 
einrichtungen Bremens  sich  in  einem  keinesweges  erfreulichen 
Zustande.  Dennoch  hat  man  über  die  Art  ihrer  Verbesserung 
nicht  einig  werden  können,  weil  der  politische  Parteihader 
auch  in  dieser  Angelegenheit  Nahrung  gesucht  hat  Die  An- 
sätze im  Staatsbudget  sind  nur  Zuschüsse,  während  richtiger 
alle  Einnahmen  und  Ausgaben  dieser  Anstalten  durch  die 
Staatsrechnnng  laufen  sollten,  damit  man  eine  zur  Beurthei- 
jung  ihres  Werlhs  und  ihrer  Leistungen  geeignete  Uebersicht 
erlangen  könnte*  Die  Freischulen,  mit  1 1  Lenrem  und  7  Leh- 
rerinnen, kosten  7830  Thir. ;  die  Zahl  der  Schüler  ergiebt 
sich  nicht. 

Zu  X  Der  Aufwand  auf  Bremerhaven  zerrällt  in  folgende 
Theile:  Binnenhaven  9  —  10000  Thlr.,  Aussenhaven  5500  bis 
6000,  Steinböschung  und  Pfahlhoofd  400,  Erd winden  200, 
Schleuse  600,  Weser-  und  Geeste- Ufer  600,  Grundstücke, 
Grenzen,  Wege  1750,  Prahmfahre  85,  Nachtwache  und  Er- 
leuchtung 1500,  Gebäudeunterhalt  2500,  Löhnungen  1215, 
Arotsgehalle  1500,  Amtskosten  700,  Gehalte  der  Hafenbeamte 
3750,  Grundsteuer  an  die  Krone  Hannover  155  Thlr.  u.  s.  w. 

Die  VjjiTidAime'GeiDinnungs  Kosten  werden  etwa  45000  Thlr. 
oder  4,69%  aller  Ausgaben  betragen,  eine  verhältnissmässig 
sehr  geringe  Summe. 

Schuldenwesen. 

Am  8.  März  1816  wurde  eine  Schuldentilgungsanstalt  (De- 

Sutation  aus  Rath  und  Bürgerschaft)  beschlossen,  aus  deren 
ekanntmachung  vom  26.  März  hervorgeht ,  dass  von  ihrer 
Wirksamkeit  nur  die  von  milden  Stiflunffen  gemachten  An- 
leihen, sämmtliche  Leibrenten,  namentlicn  die  Tontinen  von 
1767,  1772  und  1805,  sowie  die  noch  unberichtigte  Hälfte 
der  gezwungenen  Anleihe  vom  14.  Februar  1814  —  ausge- 
nommen waren.  Ende  Jahres  1820  war  der  KapUalbetrag 
der  fondirten  Staatsschuld  2,655450  Thlr.,  oder  auf  den  Kopf 

100* 
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der  damaligen  Bevölkerang  im  Durchschnitt  54  Tblr.  Kaur. 
Im  Jahre  1824  schritt  man  zu  einer  ferneren  Verbesserung 
durch  Umschreibung  der  in  nicht  mehr  gangbaren  Münzsor- 
ten ausgestellten  Staatsschuldscheine  in  Pistolen  zu  5  Thir, 
und  durch  Herabsetzung  der  Zinsen  auf  4o/o  (Gesetze  vom 
17.  May)*  Noch  weiter  gin^  man  im  Jahre  1SS4  (Bekannt- 
machung vom  3.  Februar),  indem  alle  Anleihen  des  Staats 
—  mit  alleiniger  Ausnahme  der  3  Tontinen  und  der  zu  3>/t  % 
gemachten  Spezialanleihen  —  gekündigt  wurden ,  insofern  die 
Gläubiger  die  Herabsetzung  auf  SVs  Vo  sich  nicht  eefallen  las- 
sen wollten.  Am  Schlüsse  des  Jahrs  1830  war  aer  KapUai- 
befrag  der  Staatsschuld  2,913000  Thlr.  Ldr.  oder  in  Tblr. 
Konr.  auf  1  Kopf  der  damaligen  Bewohnerzahl  52;  Ende  1844 
etwa  2,650000  Thlr.  Die  Anlage  der  Eisenbalm  erforderte 
ausserordentliche  Geldmittel,  weshalb  unter  dem  28.  Juny 
1845  eine  Anleihe  von  2,000000  Thlr.  zu  3V2  %  ausgeschrie- 
ben wurde,  welcher  am  1.  May  1847  die  Aufforderong  zu 
einer  4y3% igen  Anleihe  von  1,000000  Thlr.  folgte,  die  dnrdi 
Baths-  und  Bürgerschluss  vom  3.  Dezember  1847  während 
20  Jahren  mit  1%  %  jährlich  zur  Tilgung  dotirt  wurde.  Vom 
1.  April  1816  bis  Ende  1847  sind  an  Staatsschuldschanen 
eingelöst  1,651597  Thlr.  Nennwerth  mit  1.578050  Thlr.  und 
die  KapüaUumme  der  Schuld  betrug  Ende  1847  etwa  5,726000 
Thh*.  oder  auf  1  Kopf  der  damaligen  Einwohnerzahl  etwa 
81,75  Tblr«  Kour.  Noch  zwei  Raths-  und  Bürger  -  Schlüsse 
sind  zu  erwähnen:  vom  23.  April  1847,  die  regelmässige 
Tilgung  durch  pari  Einlösung  mittelst  Ausloosung  (S.  92)  und 
vom  21.  Dezember  1847,  die  Dotation  der  3  V«  Vo  igen  Eisen- 
bahnschuld von  2,737800  Thlr.  mit  1  %  Tilgungsrente  wäh- 
rend 20  Jahren  von  1848  an,  betreffend.  —  Im  Laufe  des 
Jahrs  1848  wurden,  zur  Bestreitung  der  damaligen  ausseror- 
dentlichen Bedürfnisse,  fernere  4%  ige  Anleihen  zum  Betrage 
von  500000  Thlr.  gemacht,  wodurch,  nach  Absatz  der  Tilgung, 
Ende  1849  der  Kapitalbeirag  auf  6,139183  Thlr-  Ldr.  sü* 
erhöhte.  Mitte  1851  wird  die  Kapitalschuld  auf  etwa  6,050000 
Thlr.  Gold  oder  6,655000  Thlr.  Kour.  sich  stellen;  d.  i.  auf 
den  Kopf  der  Bewohnerzahl  im  Durchschnitt  etwa  83,20  Thlr. 
Kour.  und  ein  Verhältniss  zur  Staatseinnahme  wie  1  :  7,35. 
Die  günstigen  Erwerbsverhältnisse  Bremens,  welche,  im  Tei^ 
ein  mit  grosser  Betriebsamkeit  und  Spameigun^,  schien  Be- 
wohnern eine  unsemein  starke  Steuerfähigkeit  verschaffen, 
lassen  anscheinend  die  ziemlich  hohen  Abgaben  ohne  Be- 
schwerde tragen.  Gute  Ordnung  im  Haushalt  und  strenge 
Erfüllung  der  Verbindlichkeiten  haben  Bremens  Kredit  zu  ei- 
ner seltenen  Höhe  erhoben. 
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3«  LtliOcL    Staats-Einnahmen* 


I 


Bezdehmg 
tf  t  n  n  a  ^  m  c. 


Roh-Ein- 

naJune 
nach  den 
FinanzeUt 
far  1844 

in 

labischen 

KonrJIark. 


Roh-Ein- 

nahme 

nach  dem 

Finanzetat 

fQr  1847 

in 

ifibischeii 

Koar.lIark. 


Bok-Biiuifthme  Bftcb  dem 
Fiaua«tM  fikr  1861  in 
Iftbisehea 

Ko«r.  Mark. 
(Dit  «in«- 
klammerteB    TUr.Kour 
Zahlt»  siad    1  Mark  = 

dieiadarBw-    itfilbfr. 

nahnaantkal- 

teaea  Oawta- 

BUBgakaatea.) 


Pra. 

•aat- 
Aatheil 

aadar 

Bad- 
amaaia« 


1. 

a. 


c 


3. 


4. 


5. 


5. 


7. 

8. 

9. 

10. 


Steuern  und  Abgaben* 
Direkte  Steuern. 
Einkommensteuer  inStedt 

und  Gebiet  .... 
MlUtfirsteuer  in  Stadt  u. 

Gelilftt 

Sclintzfeld  und  Beitrag 
Yom  Waclitgeld  .    • 


11. 
lt. 

13. 
14. 


Zusammen  1. 
Konaomtiona-Accise. 


BfaUgeld 


•    «    •    •    • 


Zoll-  und  SchiflSi-Ab- 
gaben.    «    •    •    .    » 


Stempel-Abgabe 


•    .    • 


Terkanfs- Abgabe  von 

Immobilien  9  MobiÜen 

und  Waaren    .    .    . 

ErbaoiuiftB- Steuer  und 

Decem 

Thorsperre  (Pacht).  • 
Bftrgergeld  ...» 
Posten  (für  1844  u«1847 
nach  Abxog  der  Kosten 
fQr  Fuhren  und  Beiter ; 
1861  einschliesal«  der 
Neben-Intraden    »    \ 

Lotterie 

Latelgeld  verschiedener 
Korporationm  .    •    . 

Dienst-Verlehnnngen   • 

Bekognitions-Ctelder  o. 
sonstige  kleine  Abga- 
ben (Abgaben  durch 
die  Wette  und  dnrch 
daa  Landgericht) ,    « 


107850 
0^270 

8528 


105400 
68600 

4140 


177654 
147200 

28485 

174000 
23900 


9000 


8305 
5500 


18800 


12000 


18460 


2600 


178140 
147400 

28084 

108600 

34887 


9000 

10000 

8305 

10000 


20900 


109305 
64996 

C7tOO  = 

3830 


178130 
144600 

(•0400  = 
14,11  t/U) 

29092 
C4W«=: 
1M«%) 

140900 

CS7«00=: 

41570 
(1170 :: 

Mi«/o) 

10000 

7000 

8305 

15000 


14780 


47000 

(14000  = 
•9,80  «/o) 


211 
13750 


2611     2784 


43722 
25998 

1532 


71262 
57840 

11637 

56860 
16628 


4000 

2800 
3322 
6000 


18800 


84 
5500 


1114 


11,06 

6;58 

0,39 


18,03 
14,68 

2,94 

14,25 
4/11 


0,71 
0,84 

1;52 


4,76 


0,02 
1,38 


0,28 
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S3 


BoECichniig 
tf  t  n  n  a  ^  m  c. 


Roh-Bln- 

nähme 

nach  dm 

Finaozetat 

fOr  1844 

in 

IQbiscbeii 

KoarJIIark. 


Boh-Ein- 

nahme 

Bacndefli 

Finaozetat 

rar  1847 

in 

Iftbiscben 

Koar.Mark. 


FiMBMtel  Ar  1051  im 
1 


Koar.  Mark. 

(Di*  tiage- 

kUauiertan 

ZaU«maui4 

Ü0ni4«rSlB- 

•mliM*  «aUiaU 

!••••  6«wia- 

■■■tafcartam») 


Tkir. 
1  Mark  = 
IfSUgr. 


15. 
16. 

17. 

18. 


n. 
1. 

2. 


4. 

5. 

6. 

7. 
8. 


9. 


liegate  xa  Wegen  und 

Stegen    .    •    «    •    . 

ChaoMee-Gelder.    .    . 

Abgabe  yom  Vermessen 

IL  Kielbolen  der  Schiffe 

ZofSUige  Kinnahmen   • 

Zusammen  I. 

Ertrag  von  Stadtgfitem 
und  sonstigem  stadti- 
schem Elgenthom. 

Miethe  von  Hfiosemund 
LagerpUUzen    •    .    . 

Natzong  der  Wftlle 
(dorchVerpachtungder 
Grasnntznng  n*  s.  w.) 

Grondhaaer  und  Zehn- 
tenkom 

Pacht  der  Fischerei  und 
des  Rohrschneidens  . 

Padit-Kanon  nnd  son- 
stigen Abgaben  ▼.  Län- 
dereien     

Zinsen  belegter  Kapi- 
talien.     

Rekognition  von  den  vier 
Stadt-Apotheken   .    . 

Hebungen  aus  Trave- 
mOnde  (die  MQiCär- 
steuer  mit  1300  Mark 
eingeschloss.;  ob  auch 
die  Pacht  ▼.  d.  GlOcks- 
spielen  ist  nicht  er- 
kennbar)*   .    «    «    • 


AntheQ  an  dem  Ertrage 
aus  dem  mit  Hamburg 
gemeinscIuiftL   Amte^ 
Bergedorf  u.  den  Yier- 
landen     
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Roh-Ein- 
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nach  dem 
Finaiizetat 
fOr  1844 

in 

Ifibiachen 

Koiir.MMrk. 


Roh  -  Eio- 

uahme 

nachdem 

Finanzetat 

fQr  1847 

in 

ifibischen 

Kour.Mark. 


Bob-Binathme  aacb  i^m 
Finamsetot  Iftr  ISftl  in 
lObiachaa 

Kour.  Mark. 
(Die  eiage- 
klanaiertea    TbIr.Koar 
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11 
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3. 
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7. 


Antheil  an  dem  Ertrage 
der  den  Hansest&dten 
gemeinsamen  Häaeer 
in  London  und  Ant- 
werpen  .    •    •    •    . 

Antheil  an  der  LQne- 
borger  Saline  •    .    • 

Ertrag  sfimmtl.  Stadt- 
fbrsten  (angereehnet  d. 
Deputat  a  Jürmen-Lie- 
fernngen)    •    .    •    . 


Torftaioore. 


Zusammen  II* 


HaaptBumme 

Vemehiedene  eigene  Ein* 
nahmen. 

Vom  Stadtgericht  und 
Sieherheita^Polizei  in 
der  Stadt     .    .    .    • 

Landgericht  und  Polisei 
in  den  Landbesirken 

FinauJE-Deputation  «    . 

Von  den  Stadtwaagen 

ZnschuM  der  Wands- 
beckerChanaaee-Kom- 
mtasion 

Ertrag  des  Gaaaen-Keh- 
rigt 

Aus  den  Ueberschfiasen 
des  St.  Johannis  Jung- 
franen-Klosters     .    . 
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(Der  Beu- 
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(31818) 

(DerBeia^Br- 
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Btal  ■.«80780 
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pp.  400 
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2600 
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20 
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400 
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1200 
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0558 

3823 

1,41 
0,08 

7,74 


0,82 


30,93 


98,32 


0,26 

0,12 
0,00 
0,17 


0,04 
0,12 


0,97 


Zusammen  III. 
Also  Gesammtsomme  I 


10103  I   10603  I   16661  |   6664|  1,68 
943961  I  901677  |  988642  |  395417 1 100,00 
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B  e  m  e  r  k  u  üflf  e  n» 

Die  Voranschläge  über  den  Staatshaushalt  des  Freistaats 
Lübeck  scheinen  regelmässig  und  ausführlich  erst  seit  1885 
veröffentlicht  zu  Werden;  dann  ist  von  1840/3  damit  eiofle- 
halten  und  erst  in  ällerneuster  Zeit  kann  man  genauer  in  den 
Zustand  der  Finanzen  blicken.  Ueber  diö  Rechnungsergeb- 
ni^e  giebt  es  nur  einzelne  Nachweise ,  was  indess  weniger 
schadet,  weil  die  Voranschläge  immer  auf  die  Erfkhi-ungen 
der  Vergangenheit  begründet  sind.  Dagegen  ist  sehr  zu  tadeln, 
dass  selbst  in  den  neusten  Voriagen,  die  Geiüimungsküsten 
entweder  Vor  der  Linie  abgesetzt,  oder  gar  nicht  angegeben 
sind;  ich  habe  dieses,  so  weit  thunlich,  zu  verbessern  ge- 
sucht. Ein  noch  üb^lärer  Umstand  ist  das  Vorhandensein  von 
einer  Menge  Nebenkassen^  deren  Einnahmen  nur  wenn  sie 
Zuschüsse  empfangen  und  deren  Ausgaben  gar  nicht  durch 
die  Staatsrechnung  laufen ;  obgleich  ihr  Gegenstand  oft  Staats-^ 
angelegenheit  ist,  auch  sogar  mehrere  besondere  Abgaben 
iur  dieselben  erhoben  werden»  Dahin  gehören:  die  kirch- 
lichen und  Schulfonds,  die  allgemeine.  Armenanstalt,  das  Wai- 
senhaus, das  krenbaus;  die  Kasse  für  Nachtwache,  Lösoh- 
anstalten  und  Städtbeleuchtung;  die  Btirgerwehr- Kasse;  die 
Leihhauskasse;  die  s.  g.  Sklavehkasse  (falls  solche  noch  be- 
steht). Vielleicht  dienen  einige  davon  nur  GvmeMmwttkfya^ 
welche  dann  auszuscheiden  Wären.  —  Alle  diese  Abgäben 
und  Lasten  zusammengenommen  bilden  eine  verhältöissaiisetg 
bedeutende  Summe«  — 

Die  Verfassungsurkunde  vom  8.  April  1848  enthält  in  den 
§§.  51  —  53  und  73  Bestimmungen  über  die  gegenseitigen 
Rechte  des  Senats  und  der  Bürgerschaft  hinsichtticb  des 
Staatshaushalts.  Einstweilen  besteht  noch  das  (durch  haihs- 
und  Bürgerschluss  Vom  Z.  uhd  24.  iläy  1813  angeordnete}- 
Finanzdepcertemtni ,  aus  6  Senatoren  und  i%  büi^erlichM  De- 
puiirten  zusammengesetzt,  welches  für  die  einzelnen  Geschäfte 
in  Sektionen  zerrällt.  Ferner  eine  RechnungS''Rttvi9ioii»^Deptt- 
tation  seit  1816,  mit  2  Senatoren  und  4  bürgeriichen  Dopa- 
tirten ;  sodann  Deputationen  für  die  einzelnen  Steuerto ,  füt  die 


I 


—  law  - 

Forel-,  Baa-,  Mühlen  -  Verwaliang ,  Alle  aus  Ifitgliedem  des 
Senats-  und  börgeriicheh  Depatirten  tosatnmengesetzt  Da 
scheint  Vereinfachung  nicht  nur  möglich ,  sondern  auch  wün- 
sdienswerth.  Ausserdem  besteht  flir  dös  Oemeinamt  Bergedorf 
eine  besondet^  Verwaltung.  «^  Nach  den  Voranschlägen  sind 

und  Ausgabe  in  Mark  Itib.  K.  wie  folgt  gewesen : 


Einnahme 

Ausgabe 

Durchschnitt 

von 

1819/Sl 

—    741330    — 

732961 

n 

» 

1829/31 

—     753432    — 

753432 

1» 

» 

1835/39 

—    747723    — 

712498 

n 

n 

1844/4T 

—    812308     — 

801556 

» 

1» 

1848 

—    807727    — 

814677 

n 

w 

1849 

_    807056    — 

843494 

V 

» 

1850 

—     831431     — 

804926 

4ft 

Vk 

1851 

—    859040    — 

880074 

Die  Stetigkeit  der  Einnahmen  und  Ausgaben  dieser  17  Jahre 
ist  pur  durch  die  seit  1843  vermehrte  Ausgabe  für  das  Militär 
und  für  die  Anleihen  der  neusten  Zeit,  gestört;  zu  deren 
Deckung  die  Miliiärsteuer  eingeführt  und  ausserordentliche 
Einkommensteuern  erhoben  wurden.  Ein  bedeutender  Ein-'* 
nahmeausfall  geeohab  durch  die  am  1.  Juny  1845  eingetre- 
tene Befreiung  der  Speditionsgüter  vom  EingangszolL 

Zu  L  1  Durch  Gesetz  vom  16.  November  1814  wurde 
zum  Abtrag  der  laufenden  Zinsen  der  freiwilligen  Anl^he,  so 
wie  zur  Ausrüstung  und  Unterhalt  der  Garnison,  eine  iKreifa 
Abgabe  nach  denk  Maassstab  ordentlicher  Kontribution  einge-* 
führt;  unter  dem  26.  Juny  1816  aber  erging  ein  Gesetz  wegen 
Entriditung  eines  Sehöse  eom  Einkommen ,  dessen  Wiederholung 
vom  2.  April  1817  noch  jetzt  die  Grundlage  bildet  Der  fir- 
ir4$g  dieser  fortschreiienden  Einkommensteuer  ist  eigenthüm* 
licherweise  seit  1835  so  gut  wie  stelig  gewesen,  denn  1836 
bindite  ae  rein  98756  Und  ist  ftir  1851  zu  104605  Marie  ver- 
anschlagt. —  Das  MilUärstemrfg^sexz  vom  8.  Juny  1848  hat 
unter  dem  19.  August  1843,  8.  September  1845  und  19.  De- 
zember 1849  Nachträge  und  Brw^erungen  erfohren;  der 
Ertrag  dieser  Ab^be  vom  Einkommen  ist  gogar  von  66276  llk. 
im  Jahre  1844  auf  62495  Mk.  zuri&ok  gegangen« 


-    1594    — 

Zu  L  2.  Die  KemumIhns-AecUe  entetand  durch  Verord- 
mmg  vom  25.  März.  1813  aas  der  städtischen  Oktroi ;,  wurde 
durch  Gesetz  vom  12.  Februar  1814  (mit  Nachträgen  vom 
19*  July  1815  und  9.  April  1817}  nea  geregelt  and  abermals 
umgestaltet  durch  das  Gesetz  vom  91. Februar  1818,  welches 
unter  dem  28.  Juny  1843  und  4,  April  1849  kleine  Aeuderao- 
gen  erfuhr.  Die  Reineinnahme  stieg  von  1835  bis  1847  von 
127000  auf  127800  Mark,  ist  aber  jetzt  auf  124200  Mark 
gefallen. 

Zu  L  4.  Alle  hiosichtlich  des  ZoUwesens  gültigen  Be- 
stimmungen wurden  dmrch  ein  Gesetz  vom  24.  May  1845  er- 
setet,  welches  den  Durchgangs-  und  Ausgangs-Zoll,  gänzlich 
aufhob  und  einen  Eingangzoll  nach  dem  Fakturawerthe  der 
eingefiihrten  Waaren  anordnete;  welcher  Vs  V«  beträgt.  In 
den  Einnahmeetats  finden  sich  als  Zoll^rlriM;:  von  1835/39: 
148000,  1844/45:  141000,  1846/47:  76100,  1851:  103000  BIL 
als  reiner  Ueberschuss.  Darin  stecken:  die  Abgabe  von 
Waaren  mit  77000;  Abgaben  von  Schiffen  (Verordnung  vom 
SO.  Januar  1850  wegen  der  Schiffsabgaben)  und  zwar:  l.La^- 
geld  saooo ;  2.  Lootsengeld  11800;  3.  Austiefungs-Abgabe  7000; 
4.  Hessgebühren  1900;  5.  Ballast-Lieferung  2700;  O.BaumgeM 
vom  Ober-Wasserbaum  1800;  7.  Abgabe  von  der  St  Peterb. 
Ladebrücke  45,  Zusammen  58245;  Dammgeld  2500;  verschie- 
dene Einnahmen  155;  Antheil  an  dem  Ertrage  des  holsteini- 
schen Zollvereins  (Vertrag  vom  18.  May  1843  mit  Däneniack 
und  Oldenburg  ül>er  den  Anschluss  der  Lübeckschen  einge- 
schlossenen Dörfer  an  das  gemeinschaftliche  Zollsystem  des 
Herzoglhums  Holstein  und  Fürgtenthum  Lübeck  mit  (Zollver- 
Ordnung  vom  19.  July  1843  und  Tarifen  für  die  Ein-  und 
Ausfuhr-Zölle;  —  nebst  vielen  Nachträgen;  <—  verlängert  am 
16.  Deaember  1850  bis  auf  Weiteres)  3000«  —  Hiervon  geben 
37900  Mk.  Gewinnungskosten  ab.  — 

Zu  L  6.  Allgemeines  Stmnpelge$et»  vom  6..  Februar  1841, 
mit  Nachtrag  vom  23.  März  1850. 

Zu  L  6.    Gesetz  über  die,  bei  Veräu$$erwigeu  eos  bmmo 
Mieii,  SchiffiBn  und  dergK,  wie  auch  von  Waaren-  und  Mo- 
bilien  -  Auktionen  o.  s.  w.,    zu   erhebenden  Abgaben,   vom 
27.  Dezember  1845;  nebst  Erinnerung  vom  27.  März  1849. 
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Zu  L  7.  Bmeuerte  Verordnung  wegen  der  ^n  EHh 
Schäften  und  Vermächtnissen  zu  erbebenden  Abgabe  vom 
30.  August  1845. 

Zu  L  8,  Verfügungen  wegen  der  Thanperre  vom  28. 
April  1828,  10.  April  1858,  20.  May  1840  und  16.  Sept.  iU$. 

Zu  L  iO.  Das  fost^  und  Botemtesem  war,  bi»  zum  Ein- 
tritt der  Fremdherrschaft,  (mit  Ausnahme  der  auf  Hamburg 
fahrenden  Stadtpost)  keine  Staatsanstalt,  sondern  stand  unter 
Leitung  des  bürgerlichen  Kollegiums  der  s.  g*  Schonenfahrer^ 
Eine  Vereinbarung  vom  7.  May  1814  überliess  die  Posten  dem 
Staate ,  welcher  zu  deren  Verwaltung  für  Rechnung  der  Staats- 
kasse eine  Deputation  bestellte,  bestehend  aus  %  Senatoren 
und  4  bürgerlichen  DeputirCen  die  das  Schonenfahrer  -  Kolle- 
gium aus  seinejr  Mitte  ernannte.  Die  Angestellten  wurden  aus 
und  von  den  Schonenfafarem  gewählt.  Das  Postwesen  scheint 
unter  dem  Einflüsse  dieser  Einrichtungen  sich  nicht  gehörig 
entwickelt  zu  haben,  auch  findet  man  (ausser  einer  Menge 
Bestimmungen  über  das  Reihefuhrwesen)  keine  Spur  gesetz* 
geberischer  Thätigkeit.  Erst  durch  Beschluss  der  Bürgerschaft 
vom  18.  März  1850  wurden  einige  der  ärgsten  Mängel  besei- 
tigt und  nun  wird  man  wohl  weiter  vorwärts  schreiten.  Un- 
begreiflich würde  die  lange  Dauer  dieser  Verhältnisse  m  einer 
bedeutenden  Handelsstadt  seyn,  wenn  sie  nicht  mit  der  gesamm- 
ten  Alterthümlichkeit  des  Sykems  der  Verwaltung  dieses  Frei- 
staats im  genausten  Zusammenhange  gestanden  hätten.  Auch 
scheint  das  Uebel  weniger  fühlbar  geworden  ta  seyn  doroh 
das  Vorhandensein  eines  Fürstlich  Thum  und  Taxiuoken  Post- 
amts (Vertrag  vom  21.  September  1819/8.  Januar  1820.) 

Zu  L  U.  Im  Jahre  1814  (Bekanntmachung  vom  %.  May) 
Hessen  Rath  und  Bürgerschaft  eine  Stadt^Latierie,  unter  öffent- 
licher Gewähr  des  Staats  und  Aufeicht  des  Finanzdepartements, 
zu.  Diese  Klassenlotterie  dauert  fort  und  deishalb  sind  nur 
noch  die  preussischen  und  kobui^er  Lotterien  erlaubt  (Be- 
kanntmachung vom  26.  November  1839). 

Zu  L  iß.  Die  gesammten  Landfahrverbindungen  stehen 
unter  Verwaltung  der  Ti^efraii-Deputation  (2  Senatoren  und 
8  Bürger)  und  fiir  neue  Wegebauten  ist  eine  SVs  Voig^  An- 
leihe von  450000  Hk.  gemacht,  wovon  noch  281100  ML  ab- 


—    1Ö96    — 

mtragen  sind*  Die  GaummHäng^  der  obaossirten  Stredcen 
wird  etwa  10500  laufende  Ruthen  oder  6,59  geogr.  Heilen 
betragen,  wonach  jede  Meile  im  Durchschnitt  1498,18  Thtr. 
Kour.  Einnahme  liefern  und  2039,42  Thir.  Kour.  Aufwand  er- 
fordern würde.  Die  Chausseeordnung  ist  vom  18.  August  1832, 
der  neuste  allgemeine  Tarif  vom  6.  August  1844. 

Zu  IL  Nach  Behrens  Statistik  umfasst  das  Onmddgenr 
tham  des  Freistaats  7,989394  Q  Ruthen,  wovon  auf  Baustellen 
und  Gärten  215460  p  Rm  auf  Ackerland  4,117522.  Wiesen 
622058,  Moor  68008,  Weiden  und  unbebaute  FlSchen  237830, 
Gewässer  1,320394  Knicke,  Busch  und  Wege  436072,  Bd- 
Zungen  972050  Q  R.  kommea 

Die  Waldungen  bedecken  im  Lübecker  Gebiete  22013 
Sche&l  v(m  je  60  Q  R.,  oder  fast  Vio  der  ganzen  Boden* 
flächej  wovon  etwa  ^Vi2  init  Laubholz,  Vis  mit  Nadelhob 
bestanden  ist.  Von  diesen,  sämmtlich  geschlossenen  und  ein- 
gehegten Forsten  kommen  auf -das  siäMicheFigenthvm  10200 
Scheffdl  oder  73,59  %,  deren  jährlidier  Holzertrag  etwa 
2250  Faden  von  147  Kub.  Fss.  lüb*  ist  Das  St.  Mhannis 
Jungfrauen  Kloster,  welches  einen  Theil  seiner  Ueberschüsse 
an  die  Staatskasse  abliefert  (III.  7.),  besitzt  4153  Scheffel 
Waldgrund.  Die  Stadimoare,  welche  bei  der  Regulirung  tind 
Vericoppelnng  aller  Forsten  und  Feldmarken  den  einzelnen 
Forstrevieren  zugetheilt  sind,  enthalten  etwa  1133  Scheffel« 
Ihr  Ertrag  wird  durch  unentffeldliche  Abgiften,  namentlich 
an  die  Armenanstalt  seschmätert:  Von  der  Roheinnah$ne  der 
Forsten  zu  80214  Mark  kommen  auf  1  Scheffel  Fläche  4,95 
Mark,  oder  auf  1  preuss,  Morgen  3,88  Thlr.,  vom  Aetfierirage 
beziehungsweise  3,32  Mark  und  2,60  Thlr. 

Der  Ertrag  des  mit  Hamburg  gemeinsolMpUchen  GdrieiM, 
Amt  Bergedorf  und  Viertande ,  ist ,  nach  Absatz  der  im  Ge* 
biete  ausgegebenen  Verwaltungs-  und  Erhebungskosten  etwa 
63  bis  65000  Mark;  wovon  noch  1717  BIk.  besondere  lübecker 
Verwaltungskosten  abgehen.  Diese  Einnahmen  fliessen  tbeik 
ans  verpachteten  Domanialgütern ,  theils  aosdemSchoss,  dem 
Kopigelde,  Äccise,  Stempel  und  einer  ausserordentlichen  Menge 
(z.  v«  Bebrens  Statistik  L  265  und  II.  331 ,  auch  Verordnung 
vom  15.  Februar  1833)  von  kleineren  grundschutzherr  •  una 
sutsherrlichen  Abgaben;  deren  Aufhebung  und  Ablösbarkdt 
durdi  Verordnung  vom  23/25.  Sept.  1860  ausgespiochen  ist.» 


1991    - 


Staat!  «AosgaliMi  tw  LftbeoL 


r 


BtfdttuBg 

der 

31  n  0  0  a  b  t. 


Administratioiis-Aas- 
gaben« 

KiHnpetenz  des  Senate 


1. 
2. 


8. 


4« 


5. 


7. 
8« 
9. 

10. 

11. 


12« 


13. 


14. 


Gehalte  der  hohen  Be- 
amten (Sindioi  u.  Se^ 
kretüre)  .    •    .    .    . 

0ehalte  der  OfBzianton, 
welche  keioeni  besyninii- 
ten  Departement  ange- 
hören     

Feaemng  undBrleoch- 
tung  im  Kathhaafle, 
BeiniguDg  desselben 
u.  8.  w 

Vertretung  Lfibecks  im 
Auslände  und  diplo- 
matische Sendungen  . 

Mlrage  su  Ausgaben 
des  deutschen  Bundes 

Unbestimmte  Ausgaben 

Stadtkanzlei  .... 

Bürgerschaft  und  BOr- 
ger-Ausschnss  •    .    • 

nnanz-DeparteOMBl    . 

Beitrag  zur  Sustenta- 
tionskasse  des  Ober- 
appellations  -  Gerichte 
der  vier  freien  St&dte 

Stedtgericht  nndSlcher- 
heitspolizd  i.  d.  Stadt 


Landgericht  und  Polizei 
in  den  Landbezirken 
Eigene  Einnahme  (nach 
dem  Voranschlag  fibr 
1851)  ...... 

Wette-Departement  •    • 


Ausgabe 

nach  dem 

Finanzetat 

für 

1844 

in 

Iftbischen 

Kour.Mark 


62000 


18400 


11263 


idoo 


26025 

V.  6. 

3000 
8900 


Ausgabe 

nach  dem 

Finanzetat 

ft^ 

1847 

in 

lOblschen 

HarkKour. 


Auslebe 

nmh  dem  Finanzetat 

fttr  1851 


64500 


23400 


11620 


In 

l&bisohen 

Kour.Mark 


imm 


in 
Rtii»  Krt« 

0  M.  = 

itauhfp^) 


■tat- 

Midtr 
Bnd*. 


64500 


23250 


9620 


1800 


23875 

V.  5. 
8000 
9850 


11222 


2000 


24000 

6000 

3000 

10500 

6500 
10550 


11622 
(Davon  pfi.  50  Eigene  Einnahme.) 


10286 
14737 


11466 


11734 
17787 


15037 

(einschliesslich  2600  Mk.  für  Straf* 
gelder,  PSsse  u.  s.  w.  nach  der  An- 
nahme des  Voranschlags  fOr  16^1.) 


15»  I  Sanitftrs-PDlizei  . 


5650 


pp.  1201 
3636 
1976 


5400 


pp«  1203 
3630 
1970 


5960 


1203 
3410 
1970 


25860 


9300 


3848 


800 


9600 

2400 
1200 

2600 
4220 


4694 
7115 


2860 


481 
1864 

788 


6,34 


2,29 


0,94 


0,20 


2,36 

Qfi9 
0,29 
1,03 

0,64 
1.04 


1,15 
1,76 


0,58 


0,12 
0,34 
0,19 


1568    *- 


ePB 


i 


^ 


16. 


17. 


TL 


in. 

h 


8. 


BiMithMUig 

91  tt  II  g  «  k  e. 


A 

nach  den 

FinaBietat 

fttr 

1844 

in 

Ifibiacken 

KMr.Mark 


V. 


1. 


BQreankosten  der  Depi»- 
tnClon  ZOT  Terwaltang 
d.  LQbeckM^en  Stnata- 
anleOie  Ton  1850.    . 

Komoienskollegiam  nnd 
Gehalte  der  für  Hand- 
]un|;  oBd  fikäilAihrt 
AnfestellteD     •    •    . 

Eigene  E^nahme  von 
den  Stadtwaagen  •  > 
(nach  dem  Yoraaachlag 

.  fttr  1851  angenommen) 

/     Zoaammen  I. 

Yerschiedene  Leiatongen 
von  städtischen  Grond- 
atücken  u.  dgl,    .    • 

Militär-Departement 

Pensionen« 

Soatentations-Beitrag  n. 
Corien-Miethe  an  das 
ehemalige  Domkapitel 

Pensionen  an  versehie- 
dene  Personen  .    .    . 

Pensionen  des  ehemali- 
gen Stadtmilitärs  nnd 
der  Invaliden  ans  den 
Jahren  1813^  1814  n. 
1815 


Ausgabe 

nach  dem 

Ftnaasetat 

lOr 

1847 

in 

Ubisohen 

Koar.Mark 


4700 
pp.  1650 


4900 
pp«  1650 


1500 


6350 
1650 


eoo 


2540 
660 


0) 
0. 


186820 

194457 

211424 

84570 

5250 
184800 

10500 
170000 

7650 
133500 

3060 
53400 

15702 

14094 

12880 

5152 

2970 

1270 

«770 

1108 

• 

2100 

1080 

1300 

620 

20,1 


0.1 
13^1 


14 


Zusammen  IV« 

Zaschnss  aar  Unterhal- 
tung von  Kirchen  und 
Schulen  in  der  Stadt 
und  in  den  Landbe- 
zirken. 

Zuschnss  SU  den  erhal- 
ten der  Geistlichen  in 
Stadt-  und  Landgebiet 
(einschliesslich  des  Bei- 
trags des  St.  Johannis- 
Jungfrauen  -  Klosters 
1844:  3000;  1847: 
3500;  1851:  9558)   . 

Zuschnss  an  die  Stadt- 
achulen    •    •    •    • 


20772 


9131 
21828 


16444 


16950 


67801  ^ 


8831 
22378 


11690 
21968 


46761  1|1^ 
8787   V^ 


ISflO    ~ 


ff 


BeEdebnvBg 

31   tt   0   0   t  ll   C. 


3. 
4. 


VL 

VII. 
1. 
a. 

b. 


8. 


VIU. 
1. 


DL 


Ziuchoas  an  die  Land- 
schalen  •    •    •    .    • 

desgleieben  an  die  Stadt- 
BiblioUiek 


•    •    • 


Zasanunen  Y. 

Verwendung  lOr  milde 
Zwecke 

Oeffiuiüiclie  Arbeiten.- 

B&udepntation. 

Gehalte  ond  allgemeine 
Koeten     •    .    •    •    . 

Fflr  Landbanten .    •    . 

Für  Waaeerbaaten  .    . 

Zusammen  1« 

Wegebau  .  •  .  ..  .. 
Zoschuss  der  Wands- 
becker Chaussee-Kom- 
mission     

Gassen-Reinignng  (incl. 
der  Pacht  1200  Mk.)  . 

Zosamnen  VlI. 


Zinsen  und  Amortisa- 
tion der  Staatssdiuld. 

Zur  Tilgung  der  Staats- 
schuld      

Zur  Verzinsung  der 
Staatssdinld.    •    .    • 


Zusammen  VIEL 

Unvorhergesehene  Aus- 
gaben.   .    «    •    •    . 
Gewinnungskosten  . .  » 

Hauptsumme 


Aufgabe 

nach  dem 

Finanzetat 

fQr 

1844 

in 

Iftbtschen 

Kour.  Marie 


1479 
600 


83038 


46158 


Ausgabe 

nach  dem 

Finanzetat 

für 

1847 

in 

ISMsdien 

BiarkKour. 


1429 
700 


Ausgabe 

nach  dem  PinaBzetat 

für  1851 


in 

Ittbischen 

Kour.Mark 


83338^ 


37300 


90440 
29800 


400 
2059 


94460 
84950 


400 
1919 


12Z699 


p|i.  50192 
ppa73000 


131729 


PfU  49999 
pp.173000 


228192 


19875 
101855 


222999 


99688 


In 
iCth^Krt 
O  M.  = 
11  «ikg».> 


1429 
700 


85787 


88400 


16200 
37740 
77600 


131540 
88200 


400 


1793 
166933 


286090 


119680 


572 

280 


14315 


15860 


6480 
15096 
31040 


AalktU 
tadtr 
BaA- 


0,14 
0;07 


3,52 


8,78 


1,60 
3,71 
7.68 


52616 
18280 

160 

_717 
66773 


12,94 
8,26 

m 

0,04 

0,18 
T6,42 


114436 


47872 


28,15 


11,78 


943951  I      916455  |  1,016414  |   406566|  100,00 


Zu  I.  U  bis  i3',  z.  V.  Behrens  äatistik  85  bis  149  und 
;>Die  freie  Stadt  Lübeck«"  S.  109—115.  Die  Rechispßegt  be- 
darf und  empfangt  nächsteas  eine  Nützliche  Umgestaltung» 
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woza  Vorlagen  des  Senats  bereite  die  Einleitang  getroffen  ha- 
ben.    Die  jetzigen  Bestimmungen   für  das  Oberappettaüons- 
Qmichi  der  4  freien  Städte  zu  Lübeck  finden  sich  im   Ver- 
trage vom  30.  July  1819,  in  der  Gerichts-Ordnung  vom  13.  Au- 
gast 1881,  nebst  Stempel-  und  Gebühren -Taxe,  auch  Pro- 
kuratur  <- Ordnung.     Nachträge  und  Abänderungen  sind  vom 
11.  Oktober  1837,  29.  November  1848,  3.  July  und  15.  Au- 
gust 1850.     Für  jeden  Monat  und  am  Schlosse  jeden  Jahrs 
yfird  das  Geschäftsergebniss  veröffentlioht,  und  ergiebi  sich 
daraus,    dass  beiq[>ielsweise  im  Geschäftsjahre  vom  22.  July 
1849 — SO:  207  Sachen  anhängig  gewesen  sind,    wovon  im 
Laufe  des  Jahrs  106  gänzlich   erledigt  und  99   an   dessen 
Schluss  noch  anhängig  geblieben  sind.    Obgleidi  nun  in  ei- 
nem solchen  Rechenschaftsberichte  ftir  die  richtige  Beortfaei- 
lung  der  Art  des  Geschäftsbetriebes  keiaesweges  hinreichende 
Anhaltspunkte  liegen ,  lässt  sich  doch  aus  andern  Erscheinen- 
gen  abnehmen,    dass  Einriditungen  oder  ungenügende  Ar- 
beitskräfte der  wünschenswerthen  Rascbheit  der  Geschäftser- 
ledigung hinderlich  sind.  —  Der  Ertrag  der  0.  A.  G.  SporUim 
war  bis  1848  jährlich  etwa  5  bis  6000  Mark,   die  Gesanunt- 
ausgabe  etwa  70000  Mark,  wovon  auf  die  BesoldongOB  des 
Prwidenten  10000,  der  6  Käthe  42000,  des  Sekretärs  3600, 
der  zwei  Kanzlisten  3200,    der  zwei  Boten  1050  Mark  kom- 
men.    Zu  den  gemeinschaftlidien  Ausgaben  ist  der  Vertrags- 
massige  BeUrag  Hamburgs  ^V72 ,  Bremens  ^Vt«  ,  Lübecks  >V7t, 
Frankfurts  "A«. 

Zu  UL  Das  MiHiärwesen  (Jacobi,  das  zehnte  Arme^orps 
Seile  396  ff)  zerfällt  in  zwei  gesonderte  VerwalUingeo.  Die 
Bewcfmmgs^Deputaiion  ist  an  die  Spitze  der  gesamaiten  Bür- 
gerwehr (1  aktives  Bataillon  von  800,  ein  Reserve  -  Bataillon 
von  400  Mann)  und  der  Landwehr  (Bewohner  des  Gebiets 
in  5  Bataillonen  von  zusammen  etwa  2000  Mann) ;  den  Ober- 
befehl über  Beide  hat  der  Chef  des  aktiven  Bürgerwehr -Ba- 
taillons; Dienstkleidung  auf  eigene  Kosten.  Die  betreffenden 
Verordnungen  sind  unter  dem  25.  Februar  1815,  25.  Okto- 
ber 1829,  7.  Dezember  1847,  91.  November  und  12.  Dezem- 
ber 1848  ergangen.  —  Unter  dem  MiSiär-Dtparfement  siAen 
sämmtUdie  Angelegenheiten  des  Bundeskonting^nts.    Hinsicht- 
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lieh  dieses  wurden  (auf  Veranlassung  der  Frankfinler  Schhiss^ 
akte  über  das  X.  Armeekorps  vom  25.  Juny  1835  und  deren 
ergänzender  Bestimmungen  zu  Hannover  ans  15.  May  1841 
vereinbarl)  Verträge  mit  Oldenburg  am  d.  Januar  1834,  be- 
kannt gemacht  unter  dem  18.  November  1885;  ferner  ein 
hanseatischer  und  ein  iübeck-bretmer  Militär- Vertrag  1841 
abgeschlossen  (bekannt  gemacht  11.  November  1843).  Lü- 
beck hatte  danach  zu  stellen  : 

einfaches     durch  die  Ee* 

Kon-       aerve  verstärk- 

Hfuj^*      tes  Kantingeni, 

Bataillon    ......    ^    ,    .       V«  Vt 

Schwadron    •    •    f    •    .    •    «^  •       Vi  'A 

Pionniere  .    , 4  — 

Reiter 58  77 

Fpssvolk f    .    .    f,     316  426 

Zusammen  Streitende     .    ,    .    .     378  503 

Die  Ausgabe  für  da$  Milüär  war  nach  den  Finanzetabs 
Tür  1835:  122000,  1836:  120000,  1837:  115000,  1838: 
117780,  1839:  120000;  —  1844  (nachdem  strengere  Vor- 
schriften vom  Bundeslage  erfolgt  waren)  184800,  1845 :  181500,  * 
1846:  172400,  18^7:  170000,  1848:  169000,  1849:  188000, 
1850:  177900,  1851:  133500  Mark.  Die  bedeutenden  Aus- 
gabeschwankungen der  neusten  Zeit  entspringen  aus  deni 
veränderten  Systeme.  Nachdem  nämlich  der  Senat  den  Be- 
schluss  wegen  Erhöhung  der  Streitmacht  auf  2  %  der  wirkr 
liehen  Bevölkerung  bereitwilligst  vollzogen  hatte,  hielt  er  an 
diesem  Theile  des  Nachlasses  der  deutschen  Reichsversamm- 
lung so  beharrlich  fest,  dass  erst  bei  der  letzten  Budgetbe- 
ralhung  die  Bürgerschaft  mit  ihren  Herabsetzungsanträgea 
durchdringen  konnte.  Eine  sonstige  wichtige  Aenderung  war 
die  Kündigung  der  Brigade  -  Konvention  mit  Oldenburg,  wel- 
che demgemäss  am  30.  April  1851  aufhörte,  wovon  die  Auf- 
lösung der  Dragonerabtheilung  die  Folge  war*  Auch  die 
Stellvertretung  im  Militärdienste  wurde  durch  Rath-  und  Bür- 
gerschluss  vom  12.  April  1851  wieder  eingeführt.  Die  (wie 
es  scheint  noch  gültigen)  Kriegsartikel  sind  vom  17.  Septem- 
ber  1814;  das  Gesetz  über  die  Kriegsdiens^fiicht  vom  20.  April 
1831   hat  Nachträge  unter  dem  10.  May  1834,   26.  Januar 
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1842,  23.  März  1844,  3i.  Januar  und  22.  September  1849 
erhalten.  —  Nach  dem  Vtrpßegnng$elat  für  Lübeck  und  Bre- 
men empfängt  (irt  Gulden  von  100  Cents,  1  fl.  =  "A  Thir. 
Gold,  10  fl.  =  14  Mk.  Kour)  jährlich:  der  Bataillonschef 
3180,  1  Unterlieutenant  720,  1  Feldwebel  240,  1  Soldat  des 
Fussvolks  48  fl.,  1  Reiter  60  fl.  —  Wenn  man  die  Kopfzahl 
des  einfachen  Kontingents  mit  378  Streitenden  zum  Grunde 
legt,  so  kommen  von  der  Etatsumme  Tür  1851  auf  1  Kopf 
durchschnittlich  353  Mark  oder  141  Thlr«;  ferner  auf  1  Kopf 
der  Bevölkerung  V/s  ThIr.;  der  Aufwand  aber  für  das  Mili- 
tär begreift  (mit  den  Pensionen  IV.  3)  13,26%  aller  Ausgaben. 

Zu  IV.  Die  Ausgabe  tfür  Petisionen  ist  nicht  nur  sehr  be- 
scheiden, denn  sie  beträgt  1,67%  aller  Ausgaben,  sondern 
hat  audi  von  27065  im  Jahre  1835  auf  16950  Mark  sich  ver- 
ringert Dies  mag  einestheils  daher  kommen,  dass  gar  kein 
Pensionsgesetz  vorhanden  scheint,  theils  davon,  dass  sonstige 
Fonds  Aushülfe  leisten. 

Zu  F.    Fast  ebensowenig  enthält  die  Verordnungssamro- 
lung  über  Kirche  und  Klerus,    wovon   nur  das  Regulativ  für 
die  römisch-katholische  Gemeinde   vom   14.  July  1841  und 
für  die  jüdische  Gemeinde  vom  28.  Januar  1848  hervorzuhe- 
ben sind.   Mit  einer  evangelisch-lutherischen  Kirchengemeinde- 
Ordnung  ist  man  jetzt  beschäftigt.  —   Für  den  Unterricht  ist, 
was  die  finanzielle  Seite  betrifft,  durch  eine  Menge  besonde- 
rer Fonds  gut  gesorgt;  auch  besteht  eine  Unterstutzung^asse 
für  dienstunfähig  gewordene  Lehrer  und  Lehreiinnen  (Ver- 
ordnung vom  10.  November  1847  mit  Nachtrag  vom  29.  De- 
zember 1847).     Zu  Weihnachten  1846  wurden  die  54  Schu- 
len der  eigentlichen  Stadt  von  2405  Knaben  und  2203  Mad- 
chen besucht.    Verordnungen  zur  Sicherung  des  regelmässigen 
Unterrichts  schulfähiger  Kinder  sind  vom  29.  März  1843  uoi 
12.  Oktober  1844. 

Zu  VIIL  Staatsschuld^  deinen  Verzinsung  und  Abtrag- 
Der  Aufwand  für  die  Staatsschuld  betrug  in  den  Jahren 
1835  —  37  jährlich  225275  Mark;  von  da  ab  finden  sich  in 
den  Etats  folgende  Summen:  1838:  195109  (wovon  zur  Til- 
gung 40000),  1839:  191885  (z.  T.  40000),  1844:  223191 
(z.  T.  50000),    1845:  822353,   1846:  223969,  1847:  »i99^l 
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1848:    222226,    1849:    221312   (z.  T.  59000),   1851:   286090 
(wovon  zur  Tilgung   etwa  60000)  Mark.    Letztere  Summe  ist 
28,15  Vo  aller  Ausgaben.  —     Die  Geschichte  der  Lübecker 
Staatsschuld  ist  für  den   ferner  Stehenden  in  ein  Dunkel  ge- 
hüllt, was  selbst  die  einheimischen  Statistiker  wie  es  scheint 
nicht  durchdringen  konnten.    Aus  Hach's:    „Worten  der  HoflF- 
„nung    zur   Prüfung»  und   Beherzigung   für    mein   heimisches 
T^Lübeck/  ergiebt  sich  jedoch,   dass   im  Anfange  des  Ifiufenr 
den  Jahrhunderts  der  dortige  Geldhaushalt  sehr  verwirrt  und 
zerrüttet   war.     In  den   Jahren   1806,    1807,  1808  und  1809 
wurden  vier  s.  g.  konfribuHonsmässige  Anleihen»  im  Jahre  1810 
freiwillige  Anlehne  durch  Darlehnswechsel ,   wofür  sämmtliche 
Kontribulionspflichtige    die    Gewähr    übernahmen    (Bekannt- 
machung vom  7»  July  1828),  gemacht:  fernere  Schulden  ent- 
standen   unter  französischer  Herrschaft   von   1811—13.    Im 
Jahre  1814  (Bekanntmachung  vom  16.  November)   erkannte 
die  Stadt   alle   von  der  Stadtkasse  früher  gemachte  Anleihen 
an,  hob  jedoch   die  Kündigungsbefugniss  der  Gläubiger  auf; 
versprach   die   vor   1811    verfallenen  Zinsen   zu  kapitalistren, 
verweigerte  aber  Zinsen  für  die  Zeildauer  der  Fremdherrschaft. 
Die  freiwilligen  Darlehen  sollten  mit  2  Vo,  die  Gezwungenen 
mit  1  Vo  verzinst  werden.    Später  wurden  für  die  freitciUigen 
Darlehen   die   obligationsmässigen   Zinsen    zwar    nachbezahlt 
(Bekanntmachung  vom  29.  Angust  1825  und  31.  März  1826), 
jedoch  deren  Unkündbarkeit  beibehalten,   was  bei  dem  ge- 
ringen Zinsfusse  für  die  Gläubiger  drückend  war.    Noch  mehr 
Verlust  litten  die  gezwungenen  Darleihen,   indem  ein  Raths- 
und  Bürgerschluss  vom  24.  August  1825  deren  vertragsmässigen 
Zinsen  von  4  auf  1  Vo  herabsetzte,  wobei  es  auch  geblieben 
ist.  —    Im  Jahre   1820   war  der  Kapiialbetrag  der  fundirten 
Staatsschuld  9,457900  Mark .   oder  auf  1  Kopf  der  damaligen 
Bevölkerung  102  Thir. ;  im  Jahre   1830  aber  9,374100  Mark, 
was  auf  1  Kopf  durchschnittlich   95  ThIr.  und  ein  Verhältniss 
zxir  Staatseinnahme  wie   1   zu  9,22  ergiebt.    Seit  dem  Jahre 
1837  begannen  die  Kapital-Abträge  (Bekanntmachungen  vom 
17.  und  18.  April  1837  und  25.' May  1840)  durch  Ausloosung, 
sowohl  der  freiwilligen  als  der  kontributionsmässigen  Schulden, 
mit  Ausnahme  jedoch  der  im  Besitze  einheimischer  Kirchen 
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und  milder  Stiflungen  befindlichen  Schuldscheine;  auch  wurde 
die  Umschreibung  von  Namen  -  Obligationen  auf  den  Inhaber 
und  von  Obligationen  der  konlributionsmässigen  Anleihe  ge^en 
3Voi§e  Schulddokumenlc  freiwillige  Anleihen  (in  deren  besitze 
die  Tilgungskasse  bereits  war,  jedoch  nur  gegen  Va  Kapital- 
abzug)  gestattet.  Auf  diese  Weise  wurde  bis  Anfangs  1844 
so  viel  Kapital  beseitigt ,  dass  damals  der  Gesammibeirag  der 
Schuld  pur  noch  5,881041  Mark  war,  obgleich  man  inzwischen 
(grösstentheils  zu  Wege-  und  Wasserbauten,  z.  v.  Bekanntm.  vom 
22.  April  1839)  659000  Mark  neu  angeliehen  hatte,  zu  3Vt  Vo-  Von 
jenem  Kapital  waren  2,418380  Mark  im  Besitze  einheimiseher 
Kirchen  und  milder  Stiftungen,  also  unkündbar,  welche  73000  Mk. 
Rente  davon  bezogen.  Ende  1847  scheint  der  Kapitalbetrag 
der  Schuld  etwa  5,810000  Mark  gewesen  zu  seyn,  was  auf 
1  Kopf  der  Bevölkerung  55  Thaler  bringt.  —  Im  Dezember 
1849  wurde,  zur  Betheiligung  des  Staats  an  der  Eisenbahm 
von  Lübeck  nach  Buchen  (Vertrag  mit  Holstein  vom  23  Juny 
1847,  Polizei-Reglement  vom  18.  März  1850;  Länge  6,3  Mei- 
len; Anlagekapital  2,558000  Thir.  pr.  Kour.  in  12790  Aktien 
zu  200  Thlr. ;  im  Bau  seit  Anfang  1850)  und  behuf  Ausiiefung 
des  Traveflus$e$  (Einfahrt  vor  Travemünde  bis  auf  18,  von 
Travemünde  bis  Lübeck  auf  14  Fuss  Tiefe,  mit  510000  ThIr. 
Kostenaufwand)  eine  neue  AnleUie,  die  s.  g.  4 Vi  Voige  An- 
leihe von  1850,  durch  Vermittlung  der  König!.  Seehandlung  in 
Berlin  gemacht  Sie  besteht  ans  3,200000  ThIr.  Nennkapital 
in  Obligat  von  1000,  500,  200  und  100  ThIr.;  durch  halb- 
jährige Yerloosungen  al  pari  zu  tilgen,  wozu  ausser  den  Zinsen 
der  zurückgekauften  Schuldpapiere,  jähriich  16000  Tbir.  Kour. 
bestimmt  sind.  —  Der  KapitcUbetrag  der  geiommten  Schuld 
wird  mithin  ietzl  13,333398  Mark  oder  5.333359  ThIr.  seyn, 
d.  i.  auf  1  Kopf  der  Einwohner  im  Durchschnitt  121  Thtr. 
und    ein  Verhältniss  zur  Staatseinnahme   wie  1  zu  13,11  er- 

fcebend.  —  Die  einzelnen  Theile  derselben  sind  im  Finanzetat 
ür  1851  wie  folgt  angegeben:  1)  freiwillige  und  unablöslicb 
belegte  Gelder  4,025904:  2)  ausserordentliche  Anleihe  292650; 
3)  sezwungene  Anleihe  220894;  4)  Wegebau-Anleihe  281100; 
5)  Austiefungs  -  Anleihe  142600;  6)  Interims-Anleihe  370250; 
7)  Staats -Anleihe  von  1850:  8,000000.  —  Die  Obligationen 
der  letzten  Schuld  stehen  97  bis  98.  —  Hierher  gehörige 
Bestimmungen  enthalten:  die  Verfügung  vom  17.  Dezember 
1849  wegen  Belegung  von  Mündelgeldern;  das  Gesetz  über 
die  Nichtigkeits  -  Erklärung  lübecker  Staatsschuldscheinc  vom 
29,  May  1850;  die  Bekanntmachung  vom  11.  Juny  1850  wegen 
Bezeichnung  der  Obligationen  mit  dem  Namen  der  Inhaber. 
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4.  Frankflirt  am  lain. 

Einnahmen 

des  Freistaats  Frankfurt  a.  H.  in  den  Jahren  1845/7  durchschnitUich» 
1846  und  1851  vergleichend  zusammengestellt. 


BüiB«km«- 

s^s 

• 

Dureh- 

Einnahmt 

Einnahme 

» 

BeMiehiOBg 

■chaitt 

naeh  der  Rech- 

nach dem  Voran- 

Pr«- 

■aal— 

3 

4a» 

E«ek- 

nung 

schlag 

AatkaU 

1 

< 

ll0^-<Stnnai)mr, 

Bung«» 

4ar  Jahr« 

1844/7 

fl.  rhaia. 

von  1846 
in 

fl.  rhein.  Th.Koor. 

fOr  das  Jahr 

1851 

in 

0.  i^ln.|ThJürt 

aaiar 

I. 

Btehnei-Kasse» 

• 

A. 

eeflUle  voDstödtiflcbem 
GraDd-Eigenthum. 

1. 

Ertrag  der  verkauften 

Naturalien  .... 

66903 

97157 

55518 

t. 

Ertrai;  der  Miethzinsen 

88788 

39601 

22629i 

3. 

Ertrag  der  atiindigeB 

1 

Resten 

12907 

13238 

75661 

4. 

Ertrag  der  Standamts- 

\     55500 

81714 

8,71 

gelder 

6737 

6914 

8951/ 

1 

5. 

Ertrag  der  Inscriptio- 

1 

nen  a.  Insgemein  (?) 

1189 

8028 

173l| 

6« 

Ertrag  der  Laademien 

1 

\ 

tt.  verliehenen  Beaten 

8478 

2809 

16051 

7- 

Ertrag  des  verluiulten 
Scheit-  u.  Stammhol- 
zes, Wellen,  Reisig 

1 
1 

Q.  s.  w*.    •     •    .    . 

81908 

66378 

8793a 

8. 

Ertragd.  Hoigverkanfe 

\ 

Im  Magazin    •    .    . 

6812 

2864 

16371 

9. 

Ertrag  der  Waldzettcl 

462 

480 

2741 

10. 

Ertrag  d*  Frevelbussen 

673 

849 

4851 

11. 

Ertrag  des  Paohtilnses 

\     60000 

84286 

4,00 

von  Jagden     .    .    . 

1120 

1100 

629/ 

12. 

Ertrag  des  Pachtsinses 

1 

V.  Aeckern  u.  Wiesen 

2056 

2244 

12821 

13* 

Verschiedenes    .    .    • 

649 

267 

147] 

\ 

14. 

Anweisgeld   .... 
Zusammen  A. 

918 

1810 

749/                           1 

229647 

238230 

136132 

115500 

66000 

7,71 

B, 

Regierung^  -  Ptpüzei" 
JuriadiküotU'  Gefälle  j 
Strafen,  Stempel^Kon- 
Zessionen  und  ddmo- 
diationen. 

1. 

W&hrscbaft»gldr.  (beim 
Kauf  und  Verkauf  von 
Häusern  und  Grund- 

stacken)    .... 

23568 

23473 

18413 

19000 

10857 

I,«« 

1006    ~ 


SP 


3. 

4. 
5. 

6. 


7. 

8. 

9. 
10. 
11. 


12. 
13. 

14. 
15. 

16. 

17. 

18« 

19. 

20. 


BezelehnoBg 


Durch- 

■ehnitt 

Back  den 

B«ch. 

BODgUn 

der  Jahre 
1845/7 

IB 

fl.  rheia. 


Einnahme 
nach  der  Rech- 
nung 
von  1846 


in 


fl.  rhein 


Th.Konr. 


Einmüime 
nach  dem  Voran- 
schlag 
ffir  das  Jahr 
1851 
in 
fl.  rhein.  |Th.Krt 


Pr«. 

BCBl- 

Aatted 
aader 
E>4- 


a 

2. 
a. 
b. 
3. 


BOrgergeld  od.  Anzuga- 
geld  (Beim  Bfirger- 
werden) 

Handwerkageld .    .    . 

Maklergeld   .... 

Ballettengelder  (Quar- 
tier-Vorstände)    .    . 

Admodiation  (Verpach- 
tungen desUnterkaofe 
V.  Butter,  Vieh  u-s.w. 

Vergantungsgebahren . 

Aichgebfihren     •    .    . 

MQniamt 

Gymnasium  .    .    «    . 

Inscriptions-,  Kontes- 
«ions-,  Dispensations- 
Rekognitions  -Gebtth- 
ren 

Depositen-GebQhren    • 

Gerichts-  undAmtage- 
bOhren 

Strafgelder    .... 

Ertrag  des  Zeitungs- 
stempels    .... 

Brtragdes  Kartenstem- 
pels     ', 

Ertrag  des  Urkunden- 
und  TaxensCempels  . 

Ertrag  des  Polizeistem-  i 
pels    ..»...( 

Ertrag  des  Permissioos-i 
stempeis ' 

Ertrag  des  Exhibitions- 
und  Protokoll-Stem- 
peb 


Zusammen  B. 

Accise"  und  Konsum- 
Uonsabgaben, 

Von  Fleisch  (vom  Me(z- 
gerhandwerk) .    .    . 

Von  Salz. 

Regie  .•«.«. 

Accise 

Von  MeU 


17804 

546 

2843 

16088 

530 

2837 

9193 

303 

1621 

3330 

3330 

1903 

9770 
13839 
1660 
4903 
9433 

9486 
13080 
1353 
1684 
9654 

5421 

7474 

773 

962 

5518 

22432 

1276 

20243 
1844 

11568 
1054 

3109 
2656 

2867 
8014 

1638 
1722 

13820 

14297 

8118 

1160 

1198 

685 

23418 

22420 

12811 

21091 

22736 

12992 

17466 

16924 

9671 

194123 


75000 

19411 
12747 
70999 


22000 

500 

1500 


9500 
12000 
1500 
2000 
9000 


24000 
1700 

1600 
1000 


700 
21000 


12572 
2d6 
857 


542^ 
6857 
857 
1143 
5143 


13714 
975 

914 
571 


400 
12000 


4000   2286 


13500 


17000 


7714 


9714 


186968 


75000 

19796 
12875 
67171 


106810 


42857 

11312 

7357 

38383 


161500 


92286 


1.47 
0,03 
0.10 


o,iS 

0^ 
0,10 
0.13 
0,60 


1.6Ö 
0.fl 

0.11 

0,07 


0,05 

0.29 
0^ 

ia77 
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c 


BezelcbBHBg 

der 


Bionahme- 

D«rcli- 

achaitl 

nach  den 

Rech- 

AungeB 

der  Jahre 

1845/7 

ia 

11.  rhei«. 


Einnahme 
nach  der  Rech- 
nung 
von  1846 
in 


fl.  rhein. 


Th.Kour. 


Einnahme 

nach  dorn  Voran- 

achlag 

itlr  das  Jahr 

1851 

in 

I.  rheIn.|Th«Krt.| 


Pro- 
BeBt- 
▲Blhtil 
Bad«r 
Bad- 

•BBI««. 


4. 
5. 


6. 
7. 


9. 
10. 

ii: 


D. 

1. 

2. 
3. 
4. 


5. 


E. 


1. 


Von  Malz  .    .    .    •    . 

Von  Getrauken  (Wein, 
Branntwein,  Aepfel- 
wein).    •    •    .    •    . 

Von  Brennholz  (Hols- 
amt)   

Von  Brennholz  (Holz- 
auflage an  den  Thoren 
und  Forston)   .     .    . 

Abgabe  an  den  Land- 
thoren  (fi)r  Fleisch, 
Mehl,  Brod,  Kuchen, 
Getränke  ,  Gerste, 
Hafer,  Heu,  Stroh 
u>  s»  ^™ « I      •  .  •     •     • 

Abgaben  bei  der  Was- 
ser- und  Landbestat- 
terei  

Einnahme  von  Warten, 
Forsthäuser  u.  Höfen 

Brnnntweinkesselgeld 
ausserhalb  der  Stadt 

Zusammen  C, 

Handelsabgaben* 

Eingangs-,  Ausgangs-  u. 
Durchgangs-Abgaben 

Ertrag  der  stadtischen 
Landbestätterei    .    . 

Ertrag  der  städtischen 
Wasserbestatterei    . 

Ertrag  der  städtischen 
GUter  und  Mehl  wage 
u.  s.  w;.  (Gesetz  vom 
9.  Januar  1838)  .    . 

Ertrag  des  Wechsel- 
stempels    .... 


Zusammen  />. 

Stadtbeleuchhmgs  und 
Weggelds  -  Einnahm 
men, 

Lateniengeld .    .     .    . 

Chausseegelder  •    •    . 


Zusammen  E* 


37179 

• 

38004 

21717 

77468 

56671 

82383 

21406 

19893 

11368 

3941 

8711 

2121 

15120 

14299 

8171 

36021 

33932 

19390 

2014 

2807 

1604 

190 

238 

133 

371489 


359854 
19287 


29054 


9050 
90503 


366800 
19219 


25185 


7017 

88581 


196796 

205290 

IL7309 

209600 

316200 

180686 

10982 

13030 

7446 

14391 

19000 

10857 

4010 

8000 

4571 

50618 

50000 

28571 

507748  506802 


24525 
30971 


24354 
32182 


289601 


13917 

18389 


406230 


24500 
22500 


232131 


14000 
12857 


13,69 

2L09 
0,87 
1,27 

0,53 
3,34 


27,10 


1.64 
1,49 


554961  565361  32806]   47000|  26857|  3,13 
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"■ 

SiBBahoie- 

■™^ 

• 

Darck« 

Einnahme 

Einnahme 

r 

Bezeiduiaig 

■ekailt 
■Mk  des 

nacli  der  Recli- 

nach  dem  Voran- 

Pr«. 

1 

der 

Rech- 

nung 

schlag 

1 
< 

S0i)-^tfinnal)iitc« 

■Mgea 

der  Jehre 

1845/7 

Ton  1846 
in 

für  das  Jahr 
1851 

B«d. 

11.  rhein 

TlLKonr. 

in 
11.  rhein.  Th.Krt 

F.  Staaisfteuemder  OrU 

• 

Schäften, 

10909 

11127 

6358 

7000 

4000 

O/H 

a 

Yenohiedene  EiniMÜi- 
men  (surfickbezaUte 

Gelder) 

8068 

6922 

8956 

7000 

4000 

0^ 

Zosammeii  /. 

1^77480 

1,350977 

771987 

949520 

542583 

€SM 

IL 

Schuldenlilgungakasse 

A. 

Einkommen*  und  Wohn- 
nnd  Miethsteaer,  Ad- 
ditlOMlaccise,  Extra- 
KriegsanfUigen^  An- 
tiieQ  am  PerniMions- 
atempel,  Lotterie  ond 
Zinsen  von  Aktir-Ka- 

pitalien 

ppSOOOOO 

pp500000 

285714 

421000 

240571 

t8.09 

a 

Eiaenlialinen  .    •    .    •• 
Zusammen  //. 

— 

— 

— 

120000 

68571 

8,00 

ppSOOOOO 

ppMOOOO 

285714 

541000 

309142 

36,09 

/// 

Pfandamiskasse* 

▼.  n. 

(1840  Tor- 

aaeckUg 

7500.) 

▼.  n. 

8500 

4857 

<V57 

Haoptonmme 

1,877480 

1,850977 

1,057701 

1 1,4990201 

856582 

|100,~ 

Bis  zum  Anfange  des  Jahrs  1847  bedeckte  (wie  mir  scheiol 
ohne  gerechtfertigten  Grund)  den  Staatshaushalt  des  Freistaats 
Frankfurt  in  seinen  Einzelheiten  ein  Schleier  des  Geheimnisses, 
welcher  nur  gelegentlich  und  unfreiwillig  gelüftet  worden  ist. 
Dann  (am  23.  Januar  1847)  wurde  im  gesetzgebenden  Körper 
die  jährliche  Veröffentlichung  des  ilti^^obe-Budget,  durchge- 
setzt, welche  in  Nr.  6  der  Miltheilungen  aus  den  Piotokollen  der 
gesetzgebenden  Versammlung  von  1846/47  erfolgte.  Erst  am 
13.  Januar  1849  beschloss  man  auch  die  Einnahmen  zu  ver. 
öffentlichen,  dies  geschah  jedoch  seitdem  amtlich  theib  in 
nicht  ganz  zweckmässiger  Anordnung,  theils  nur  summarisch 
in  zehn  Hauptabtheilungen;  weshalb  neben  dem  Voranschlag 
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ftir  1849  die  systematische  .Einzelbearbeitung  in  Nr.  18  der 
Zeitschrift  „Freistädler**  Vom  14.  May  1849,  (die  Rechnungs- 
ergebnisse der  Kalenderjahre  von  i 843/47  umfassend)  die 
wichtigste  Quelle  ist.  —  Bestimmungen  über  das  Abgaben^ 
icesen  im  Allgemeinen  enthalten  die  Gesetze  vom  16.  März  1820 
über  Steuern  und  Abgaben,  deren  Entrichtung  und  Dauer; 
vom  14.  August  1832,  das  Steuerwesen  auf  den  Land-Ort- 
schaften betreffend,  nebst  Nachträgen  vom  16  July  1839  und 
3.  November  1842;  vom  21.  April  1840,  wodurch  der  Unter- 
schied zwischen  ordentlichen  und  ausserordentlichen  Abgaben 
festgestellt  wird.  Die  den  Staatshaushalt  betreffenden  Vor* 
Schriften  der  s.  g.  Konstitutions-Ei^änzungs-Akte  vom  19.  July 
1816  finden  sich  in  Art.  4  b,  17,  26  A,  48  und  49. 

Zu  A  ist  die  Bemerkung  zu  machen,  dass,  nach  den  in 
der  konstituirenden  Versammlung  Statt  gehabten  Verhandlun- 
gen zu  urtheilen,  der  Begriff  und  Umfang  des  StaaU^  und 
des  Stadt  -  Eigenihnms  ebenso  wenig  feststehen,  als  der  An- 
theil  der  städtischen  Gemeinde  an  den  Ausgaben  der  Staats^' 
kasse.  Die  darunter  befindliche  Einnahme  von  den  Fönten 
und  Jagden  (Nr.  7  bis  14)  betrug  im  Jahre  1846:  75482  fl., 
wonach  die  Gewinnungskosten  derselben  auf  50,28  %  zu  be- 
rechnen sind.    (Forstrügeordnung  vom  18.  Februar  1851) 

Zu  B.  Diese  Gefälle  sind  grösstentheils  schon  altherge- 
bracht, wie  denn  z.  B.  die  Wähi-schaflsgebühr  durch  Verord- 
nung vom  29.  Dezember  181B  wieder  eingeführt,  unter  dem 
15.  July  1B17  bestätigt  und  unter  dem  16.  März  1820  (mit 
Abänderung  vom  26.Juny  1834)  neu  geregelt  wurde.  —  Die 
verschiedenen  Arten  des  Stempels  Nr.  13  bis  17  und  D  5  er- 
tragen zusammengenommen  im  Jahre  1846:  166066  fl.,  die 
darauf  sich  beziehenden  Verordnungen  sind  vom  15.  July  1817 
und  12.  November  1844  (Wechselstempel),  16.  Dezbr.  1834. 
21.  März  1837,  9.  April  1839.  —  Unter  dieser  Einnahme-Ab- 
theilung und  zwar  unter  Nr.  9  Konzessions-  u.  s.  w.  Ge- 
bühren, scheinen  die  10000  fl.  Konv.  Mzn.  oder  12000  fl- 
rhein.  sich  zu  befinden,  welche  die  Fürstlich  Thurn-  und 
Taxissche  PostoenoaUung  laut  Vertrags  vom  31.  Dezember 
1821  für  die  Benutzung  des  Postregals  zahlt.  Sonstige  Ueber- 
einkünfte  zwischen  dem  Freistaat  Frankfurt  und  dem  Fürsten 
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von  Tburn  und  Taxis  sind  gleichfalls  vom  81«  Dezbr.  I8df, 
über  den  Sitz  der  General-Posi-Direktion  and  deren  Verbalu 
nisses  in  der  Stadt;  dann  vom  23.  März/ 13.  Juny  1849. 
wegen  Aufhebung  des  privilegirten  Gerichtsstandes  der  Postr 
Verwaltung.  — 

Die  Einnahmeposten  4  und  6  enthalten  Pachtgelder  tm 
verschiedene  Berechtigungen  z.  B.  das  Marktmeisleramt. 

Zu  C.  Das  neuste  ilcci#«gesetz  ist  vom  24.  Dezbr.  1850 
mit  AusführungsverrUgungon  des  Rechnei-  und  Renten -Amts 
vom  27.  Dezbr.  Die  Erhebungskosien  der  Abgaben  unter  C 
betragen  etwa  10%.  Ihr  Rohertrag  (sowohl  der  V«,  welche  in 
die  Rechnei-Kasse  als  der  Vs»  welche  in  die  Schuldentilgungs- 
kasse fliessen,  Gesetz  vom  22  Oktober  1844)  ist  im  Jahre  1846 
etwa  324596  fl.  gewesen.  Nach  den  Gegenständen,  welche  die 
Accise^ Einnahme  in  dem  Jahre  1851  liefern  sollen,  ergicbl 
sich  folgende  Uebersicht.  — 

Mehl ,    .     .    .    .    fl.    33000 

Brod ^       6000 

Fleisch r,     75000 

Rauchfleisch ^       4000 

Bier  und  Malz ^     45000 

Obstwein „      15000 

Branntwein  und  Essig  •    .    «    .    ^     18000 

Wein „      33000 

Heu,  Stroh,  Hafer,  Gerste    .    .    «     17800 

Holz  und  Holzkohlen    .    •    •    •    ^    |  ^^qqq 

Steinkohlen  und  Brennstoff  .    .    »     17000 

Salz-Regie „     18000 

„   Accise «      22300 

Von  den  Höfen    ....,.„         000 
Branntwein-Kesselgeld  ....    ,,         290 

fl.  336290 
ab,  Rückvergütungen  und  Va  Ab- 
lieferung an   die  Schnldentil- 

gungskasse ^  131000 

fl.  205290 
Der  Sabdebit  ist  durch  Verordnung  vom  19.  August  1824 
vom  Staate  übernommen,  es  wird  theils  von  Nauheim,  theils 
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von  don  Neckarsalinen  bezogen:  Ankaufspreis  etwa  1  Krzr. 
vom  Pfd. ,  Verkaufepreis  3  Krzr. ,  worin  Accise  1  Krzr. ;  Ver- 
brauch in  Stadt  und  Gebiet  etwa  i, 300000  Pfd.,  also  auf 
1  Kopf  durchschnittlich  17  Pfd.  — 

Zu  P-  Frankfurt  schloss  durch  den  Vertrag  vom  2.  Ja- 
nuar 1836  (verlängert  unter  dem  8.  May  1841  bis  Ende  1853) 
dem  Zolherem  sich  an.  Die  dem  zur  Folge  erlassenen  Be- 
stimmungen enthalten:  die  Mess-  und  Konlirungs- Ordnung 
vom  23.  Februar  1836,  das  Packhofreglement  vom  8.  August 
1836,  das  Zollkreditregulativ  vom  17,  Januar  1837,  die  Ver- 
fiigung  über  die  Messkostenabgaben  vom  28.  Febmar  1837; 
das  Zollgesetz,  die  Zollordnung  und  das  Zollstrafgesetz  vom 
15.  May  1838;  das  Regulativ  für  die  Niederlage  unversteuer- 
ter Waaren  vom  23.  Dezember  1841.  —  Auch  an  den  Rhein- 
und  JI!fatii*4$(TA^/aArto- Verträgen  nimmt  Frankfurt  Theil  und 
darauf  beziehen  sich  die  Verordnung  vom  12.  Jnly  1831.  nebst 
Nachtrag  vom  3.  April  1832,  über  den  Freihafen  und  die 
Bekanntmachung  wegen  gegenseitiger  Aufhebung  dieser  Was- 
serzölle unter  den  Zollvereinsstaaten  vom  31.  März  1836.  Der 
Aemertrag  des  Frankfurter  Antheils  an  den  Einnahmen  des 
Zollvereins  {^y$  fl.  für  jeden  Kopf  der  städtischen  und  1  fl. 
der  ländlichen  Bevölkerung,  nach  Separatartikel  8  zum  Ver- 
trag vom  2.  Januar  1836)  ist  von  125048  Thlr.  im  Jahre  ^1836 
auf  212567  Thlr.  im  Jahre  1845  gestiegen.  Für  die  drei 
neusten  Jahre  von  denen  Abrechnung  bereits  vorliegt,  stellt 
der  Beirag  der  in  Frankfurt  für  den  Zollverein  erhobenen 
Gelder  und  der  Antheil  des  Freistaate  daran,  sich  wie  folgt: 

i84T       iiS48       18  i9 
Thlr.       Thlr.        Thlr. 


Roheinnahme  auf  Eingangszoll 
und  Nebeneinnahmen  (Spalte  17  der 
bezüglichen  Abrechnung).    .    .    . 

Roheinnahme  von  Durchgangs-, 
Ausgangszoll  etc.  (Spalte  15  der  be- 
züglichen Abrechnung),    .    .    .  20164 


835173     713904     799464 


12286       16699 


Davon  ab: 
Verwaltungskosten 


Ueberhaupt  855347  726190  816163 


42895   40951   40239 
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U4r 

ia48 

iS49 

TUr. 

Tkir. 

TUr. 

(welche  in  der  Frankfurter  Staats* 

rechnuDg  nicht  vorkommen) 

Bleiben 

812452 

685239 

775924 

Atersum  und  Nachschuss  an  die 

freie  Stadt  Frankfurt 

216824 

172133 

178974 

Bleiben  heraaszozahleti 

Die  Herauszahlungen  sind  in  den 

provisor.  Abrechnungen  Spalte  35 

angegeben  zu 


595628     513106     596950 


595640     518128     590M3 


Die  Differenzen  von  12  22  12 

rühren   von  aussergewöhnlichen  Einnahmen  u.  s.  w.  her,  die 
oben  unberücksichtigt  geblieben  sind.  — 

Einige  Nebeneinnahmen  vom  ZoUwesen,  welche  Frankfurt 
allein  zufliessen,  werden  nicht  in  die  Staalsrecbnung  aufge- 
nommen, sondern  besonders  angesammelt  und  im  Fall  ein- 
tretenden Bedürfnisses  behuf  aussergewöfanlicher  Ausgaben 
dieses  Dicnsizweiges  verwendet. 

Zu  E,  Laiemengeid,  eine  alte  direkte  Haus-Abgabe ,  fego- 
lirt  durch  Verordnung  vom  28.  August  1804  als  s.  g.  Extra* 
Kriegsauflage  und  damals  um  50  %  erhöht,  bestätigt  durch 
die  Verordnungen  vom  16.  März  1820  und  23.  April  1840. 
Das  gemeinschaftlich  damit  erhobene  Bmnnengeld  (Verordnung 
vom  29.  Dezbr.  1831)  ist  eine  etädüsche  Abgabe,  wie  auch 
die  Wasserieitungs- Schuld  eine  städtische  Schuld  ist  Jedoch 
empfängt  nach  Senatsbeschluss  vom  18.  Februar  1840,  die 
Wasserleitung  einen  jährlichen  Zuschuss  von  4400  fl.  —  üeber 
das  Chansseegeld  sind  ergangen:  das  Gesetz  vom  12.  Januar 
1838  mit  Tarif;  das  Strafregulativ  vom  12.  Januar  1838;  das 
Gesetz  über  die  Befreiungen  vom  17.  November  1846;  das 
Gesetz  über  die  Radfelgenbreite  vom  17.  November  1846. 
Die  Zahl  der  im  Jahre  1846  eröffneten  Heilen  Chaussee-Läfige 
war  7,9,  mithin  kam  auf  eine  Durchschnittsmeile  von  der 
Roheinnahme  4073  fl.,  von  der  Ausgabe  3918  fl.  und  Letztere 
betrug  96,19  %  der  Ersteren,  jedoch  ist  (einschliesslich  der 
Feldwege)  ein  Zuschuss  von  3074  fl.  erforderlich. 
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Zu  V.  Die  direkten  SiaaUiieuem  der  OrUdurften  wurden 
zuerst  durch  ein  Gesetz  vom  10.  November  1825  gänzlich 
umgestaltet;  ihre  jetzige  Form  aber  empfingen  sie  durch  die 
Gesetze  vom  14.  August  1832  und  16.  July  1839.  Deroge- 
roass  wird  entrichtet:  eine  Grundsteuer  mit  6  Kreuzer  in 
Simplo  von  jedem  Frankfurter  Morgen  Ackerland,  Wiesen  u.  s.  w.; 
eine  Gefällsteuer  von  je  100  fl.  Gerällsteuerkapital  6  Kreuzer 
in  Simplo;  eine  Gebäudesteuer  mit  3  Krzr.  in  Simplo  von  je 
100  fl.  Kapitalwerth;  eine  Klassensteuer  d.  h.  Abgabe  von 
Personen  unter  Berücksichtigung  des  Erwerbes.  Der  Ertrag 
etnef  Simplum  ist  etwa  3350  fl.  — 

Zu  Q.  Die  Reineinnahme  des  Mün%amU  war  im  Jahre 
1845:  3160,  1846:  1685  fl.,  die  Roheinnahme  1847:  9864  fl. 
—  Die  eigene  Einnahme  des  Gymnasiums  war  1845:  9187, 
1846  t  9654,  1847:  9458  fl. 

Zu  IL  8cktUden6tgungskasse.  Diese  bezieht  selbständig  zu 
ihren  Verwendungen:  die  Ebikammenüeuer  mit  etwa  100000  fl., 
von  ungefähr  13000  Steuerzahlern,  welche  durch  Verordnung 
vom  15.  July  1817  als  ausserordentliche  Auflage  eingeführt,  1841 
auf  die  Hälfte  herabgesetzt,  jetzt  nach  Vorschrift  des  Gesetzes 
vom  30.  Dezember  1847  erhoben  wird,  indem  über  einen  ver- 
änderten Gesetzentwarf  noch  keine  Einigung  zwischen  Senat 
und  gesetzgebenden  Körper  zu  Stande  gekommen  ist.  Diese 
Einkommensteuer  scheint  ihrem  Zwecke  nur  höchst  unvollkom- 
men zu  entsprechen,  denn  es  darf  wohl  ohne  Widerspruch 
behauptet  werden,  dass  unter  den  13000  Steuerpflichtigen  sich 
350  mit  8000  fl.  und  darüber  Reineinnahme  befinden,  welche 
2  Vo  und  zusammengenommen  allein  schon  einen  dem  jetzigen 
Ertrage  der  Steuer  fast  gleichkommenden  Beitrag  liefeAi 
miissten.  Die  Zahl  der  kleinen  nor  15^  30  Kreuzer  bis  2  fl. 
30  kr.  (von  100  bis  600  fl.  Einkommen)  jährlich  beitragenden 
Pflichtigen  soll  an  7000  seyn ;  ihre  Gesammteinzahlungen  aber 
sollen  den  Betr^i;  von  einigen  tausend  Gulden  nicht  über- 
steigen und  dennoch  zum  Theil  nur  mit  Mühe  und  Zeitverlust 
zu  erlangen  seyn.  Dadurch  wird  die  Zweckmässigkeit  der 
jeMgen  Einrichtung  der  Einkommensteuer  noch  zweifelhafter. 
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Die  IFoAft-  und  MieAsttuer  10500  Steuerzahler  mit 
82000  fl.,  auf  Gruad  der  Gesetze  vom  23.  April  1840  and 
23.  Dezember  1841;  die  Einnahme  von  Lotteneregal,  hinsichi- 
lieh  welcher  ich  gesetzliche  Bestimmungen  nicht  aufgefunden 
habe,  soll  in  neuster  Zeit,  von  den  zwei  in  jedem  Jahre  ge- 
zogenen Lotterien  zusammengenommen,  131000  FL  betragen 
haben,  d.  h.  der  zur  Staatsrechnung  gekommene  üdferst^uss 
einer  Roh-i$o//einnahme  von  1,557650  FL  .Ferner  an  Äddi-- 
tionaUAccUe  (Gesetz  vom  22.  Oktober  1844)  und  Extrakriegs- 
Auflagen  (von  Steinkohlen,  Lohkucheo ,  Torf,  Braunkohlen. 
Holzkohlen,  Brennholz,  Pferden)  103000  fl.,  Antheil  am  Per^ 
miisionS'Stempel  5000  (1.;  Zinsen  von  Aktivkapitalien  600O  fi.; 
Ertrag  der  Eisenbaluten  120000  fl.  Ueber  Letztere  noch  einige 
Worte.  Schon  unter  dem  10.  Januar  1837  wurde  ein  Gesetz 
über  die  zwangsweise  Abtretung  von  unbeweglichem  Prival- 
eigenthum  zu  öffentlichen  Zwecken  erlassen,  dessen  Anwen- 
dtmg  auf  die  Taunusbahn  unter  dem  a  Hay  1638 ,  auf  die 
Main -Neckar-  und  Frankfurt -Offenbacher -Bahn  unter  dem 

I.  August  1843,  auf  die   Frankfurt  -  Hanauerbahn  unter  dem 

II.  März  1845,  auf  die  Main  -  Weserbahn  unter  dem  15.  De* 
zember  1846,  verTiigt  wurde;  ein  neues  Gesetz  über  die  Ent- 
eignung erging  am  22.  Juny  1847.  Die  Jntheile  des  Sksais 
Frankfurt  an  den  sein  Gebiet  durchschneidenden  Etsenbahnen 
sind: 


Lange  in    BaukapiUd 


feo 


1)  an  der  Main-Neckarbahn 
(Staatsvertrag  mit  dem 
Grossherzogthum  Hessen 
und  Baden  vom  25.  Febr. 
1843,  eröffh.  August  1846) 

Rohertrag  1  Meile  n  im 
Durchschnitt  des  Jahrs 
1849:  44093  0.,  Betriebs- 
ausgaben desgl.  23866  fl.) 

2)  an  der  Frankfurt- Offen- 
bacher-Bahn  (Staats  ver- 
trag mit  dem  Grossherzog« 


tu 
fl.  rkein. 


Jufl  M. 

tUtrch-' 
sehnütiieh. 


1,00        4,401413         4,401413 


lieh  4tt 

■caea  |ro»~ 

••■  BiMa- 

bakabrack« 

akcr  4ea 

MaiaJ 
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Lange  in    B€mkt^^aal 


thum  Hessen  vom  12.  De- 
zeniber  1 842 ,  eröfibet 
16.  April  1848)  .  .  .  . 
Robeinnahme  1849  im 
Durchschnitt  Vi  Heile 
22613  a.,  Ausgabe  16064fl. 
3)  an  der  Hain- Weser-Bahn 
(Staatsvertrag  mit  Kurhea- 
sen  und  Grossherzogthum 
Hessen  vom  6.  Febr.  1845. 
eröffnet  theilweiso  im 
Laufe  des  Jahrs  1850)    . 


€71» 


m 
fl,  rhein. 


Juf  1  M. 

durch' 
schmtihcK 


0.50 


757254        1,514508 


1,00 


1,475451 

(SAd«  Iwy  1860) 


1,475451 


Wahrscheinliche  Einnahme  für        2,50      6,634118       7.391372 
1  Längemeile  im  Durchschnitt  der  nächsten  Jahre  1 5000  fl. 

Diese  Angal^en  haben  grossherzoglich  hessischen  amt- 
lichen Mittheilungen  entnommen  werden  müssen,  weil  der 
Frankfurter  Senat  damit  wie  es  scheint  noch  im  Rückstände 
ist.  Da  sie  nur  bis  Mitte  des  Jahrs  1850  reichen,  wird  jetzt 
die  Summe  der  Verwendungen  «noch  gewachsen  seyn.  Zur 
Erbauung  der  das  Frankfurter  Gebiet  durchziehende  Schienen- 
wege wurden  3  besondere  Staatsanleihen  gemacht.  (Siehe 
weiter  unten). 

Zu  IIL  Pfandofniskasse,  mit  einer  Roheinnahme  (nach 
Abzug  der  Zinsen -Zahlungen)  von  1845:  6693,  1846:  7404, 
1847:  8689  fl.  Die  Bestimmungen  über  den  Geschäftsbetrieb 
sind  schon  sehr  alt;  ihr  durch  Erübrigungen  entstandenes  be- 
deutendes Vermögen  wurde  in  den  Jahren  1810  —  14  für  lau- 
fende Staatsausgaben  verwendet.  Da  nach  dem  Voranschlag 
für  1851  der  Rohertrag  zu  8500,  die  Ausgaben  zu  8072  fl. 
angenommen  sind,  so  liefert  die  Pfandamtskasse  428  fl.  *Ueber- 
schuss.  Ihr  jetziges  Betriebskapital  wird  10  bis  12000  fl.  seyn, 
die  von  ihr  genommenen  Zinsen  berechnen  sich  auf  6Vs  Vo* 
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AugabeB  des  Frostaats  Fraokfiirt 

in  (Ion  Jahren  1846  (Rechnangsergebniss)  und  18&1  (Voranschlag^ 

vergleichend  zosammengeslellt. 


• 

Ausgabe 

Ausgabe- 

f 

Beieiehttug 

nach  der  Hechnung  von 

Voranschlag  llür 

p»^ 

j._ 

1846 

1851 

A^>^ 

% 

CM 

in  Ü.  rheitt. 

in 

•mim 

< 

Slittaobcti. 

iiii,,i 

V 

Salarien. 

Aemter- 
bedarf. 

Zoaam- 
men. 

i.  rli«la.    Tk.  Kit. 

l 

Reehtm^Kasse. 

M 

A. 

Obere  Staatsbehörden 
und  Kanzleten« 

1. 

SeMU 

91100 

— 

91100 

90500 

61714 

6^1 

2. 

Geheima  Senats-Depa-^ 
tation  lar   Verwett- 
dung nach  Aoseea  (ad 

• 

erogation  ad  exteros) 

— 

7500 

7500 

7500 

4286 

0,46 

8. 

Stadtkanalel  .... 

7000 

1937 

8937 

8937 

6107 

0,Sb 

4. 

Stadtarchiv   •    .    •    . 

1600 

815 

2415 

2415 

1880 

0J5 

5. 

Geeandtachaften  •    .    . 

18M 

— 

1856 
537$ 

1856 

1060 

0.12 

6. 

Bundeskoeten .    .    •    . 

-~ 

5375 

6375 

8072 

0^ 

7. 

BOrgermeiitenunt  . 

8864 

— 

3264 

8264 

1866 

0.20 

8. 

Geaetagebende    Ver- 

sammlung  .    •    .    . 

— 

8750 

8760 

8760 

2143 

0,23 

9. 1  Stindige  BOrgerreprft- 

1    sentation      .... 

7500 

250 

7750 

7750 

4429 

0^ 

10.  'Stfndige  Stadt -Reeh- 

ntingA-IleTUloBS-Kol- 

legium  der  Nenner 

(«  fl.  900)  .    .    . 

WSl 

300 

9332 

9332 

6832 

0.68 

Zusammen  A. 

121352 

19927 

141279 

140679 

80888 

a,72 

B. 

Justizbeharden. 

1. 

Ober  -  Appellationege- 

rteht  an  LQbeck  .    . 

— 

12000 

12000 

12000 

6857 

a74 

2. 

Appellationsgericht .    . 

4485 

950 

6485 

10885 

6192 

•,67 

8. 

Peinlich  VerhOramt     . 

4400 

1270 

5670 

6670 

8240 

0.35 

4. 

Stadtgericht  1.  Abthei- 

1 

lung    .    .i 
,,          2.  Abthei-  \ 

7600 

1751 

9351 

6747 

8855 

0,42 

lung    •    . ] 

6824 

8042 

0,83 

6. 

HypothekenbachfOh- 

mng  •    «    .    1    «    • 

3200 

250 

3450 

2500 

1429 

0J6 

6. 

Kumtelamt    .    .    .    • 

1700 

103 

1803 

V.  B.  4. 

— . 

^ 

7. 

Fiskalat    •    •    •    .    • 

700 

100 

800 

800 

467 

0.05 

8. 

Stadtamt  «    «    .    •    • 

10200 

744 

10944 

10144 

6797 

0^ 

9. 

Lan^jqatlsamt    .    •    . 

4400 

450 

4850 

6250 

8000 

0^ 

Zusammen  B» 

86685 

17618 

64303 

69270 

83869 

8,67 

a 
1. 

Vermattunaeamter. 
LattdTerratonfmnt  . 

1541 

6424 

0965 

7486 

4277 

0,46 

% 

Bfadtkimmurd  .   •    • 

6760 

16880 

21180 

18980 

106461 

M6 
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Badeluiug 


3ltt0goken. 


Ausj^abe 

nach  der  Rechimn^  ron 

1846 

in  6.  rhein. 


Salarien. 


Aemtar- 1  SSuBam- 
bedarfl      neii. 


AoBgabe- 
Voranaclilag  lOr 

1851 
in 


i.  rh«M.  iTk.  KrI. 


mam 


Pm- 

ABik«a 


d. 

4. 


5. 
a. 
b. 
c. 


e. 
f. 

C- 
k. 

l 


D. 
1. 

a. 
b. 


a. 

b. 
c. 


Fdrstant  .    •    »    .    . 

Rechnet  und  RenteBamt 
fmit  inkorporirten 
Aemtern)     .    •    .    « 

Baa-Ant  and  ferner 

FOr  die  gewObnIichen 

BedflrftÜM«  «  .  • 
Fflr  die  aomergewöhn- 

lichen  Bed&rfliiBse  • 
Für  die  Watserleiiung 

und  öffentl.  Bronnen 

(Unterbalt)  .  .  .  . 
Für  den  Leiopflid  am 

Mainafer.  .  .^  •  . 
AemterbedttrAiisn  .  • 
Latemenf eld «  .  .  . 
Chaussee-Deputation  . 
Ffir  Unterhalt  d.  Ghana- 

Seen 

Fdr  den  Unterhalt  der 

Feldwege  .  •  •  . 
Bau  -  Anita-Eisenbahn- 

Sektion   •    .    .-  «    . 


Zusammen  C, 

MUUar  und  PoUzei. 
MiHtär. 

Kriegszengamt  .    •    « 
Au^bungs  -  Kommis- 
ston     


Zusammen  1. 

PöUzei 

Polizeigericht  und  Poli- 
zeiamt    .... 

Polizeiamts  -Feldsektion 

Thürme  n.  Thnrmwfich- 
ter 

Stadtnachtwächter  (eln- 
schliessL  HOmerwfich- 
ter  j    «    •    4    •    •    • 

Thoi«€hliesser(?)     .    * 

Sanitfttsamt    «    <    .    . 


Znsammen  2. 


Zusammen  J9. 
E«itst  riMMa*8UtitUk, 


13758 


68354 
7654 


1400 
4138 


102595 


24209 

87067 

40977 

109331 
7654 

81600 

31600 

3450 

3450 

4400 

4400 

1300 
26500 
31000 

1300 
26500 
32400 

4138 

26818 

26818 

4300 

4300 

t 

— 

8855» 


22030 


106680  60960 
7654  4374 
400   229 


33100 
11050 


5000 

2300 
26500 
40169 

4198 

27208 
4300 
2550 


18914 
6314 


2857 

1814 
15143 
22954 

2399 

15547 
2475 
1457 


215358 


252888 
600 


317953 


252888 
600 


336126  192072 


223449 
600 


127685 
343 


26759 
1100 


253488 

253488 

224049 

128028 

59608 
9073 

86367 
10173 

86379 
10640 

49360 
6080 

— 

634 

634 

862 

— 

8232 
1636 
4630 

9196 
1636 
4400 

5255 

935 

2514 

634   — 


8232 
1636 
4630 


M9 

6,62 
0,50 

2,05 
0,69 

0^1 

0,14 
1.34 
2,49 
0,26 

1,69 

0,27 

0,16 


20,83 

13,85 
0,04 


13,89 


5,34 
0,68 

0,04 


0,57 
0,10 
0,26 


42991 


42991 


686811  U1672|  112885|  64506|  6^99 


3221691  365160)  336934 1192534|  20,88 

10» 
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r 
I 


JB. 
1. 
%. 

3. 
4. 

6. 

6. 

7. 

8. 


JkniABWDg 

der 

Sluegabcn. 


Ausgabe 

DMk  dar  Bedünuig  von 

1846 

io  II.  rhein. 


Salarien. 


9. 
11. 


F. 

1. 


Q. 

H. 

1. 
% 

3. 


Mjtnhen  und  Schul- 
wesen (and  .Studien) 

Latherlflches  KonsUto- 
rhm  •«•••• 

refonnirtes  desgl.  .    • 

Yereinte  evang.  desgl. 

gemischte  KirdieB  und 
SchaikODunissiOD  •    . 

katholische  Kirchen  and 
Scholkomraission  .    . 

kathol,  JBistham  Linbarg 

lutherische  Landprediger 
and  Landschullehrer 

Kirchen  und  Schulwesen 

(u.8tudien  abzOgLllOO 

fl«  fOrWohnungsmiethe 

an  S  StadtpDarren  als 

nichtmehr  erforderlich) 

Stadtbibliothek    .    .     . 

Dotation  der  luther.  Kir- 
chen (alsewigeRente) 

desgL  der  katholischen 
Kirchen  (desgL)  .    . 

Zusammen  E, 

Armenweaen  und  Un- 
terstützungen, 
Arme  u-UnterstOtzungen 
Rodrashospital  (fär  Un- 
reine)«   •    •    •    ♦    ' 


1954 
600 


1400 


7424 


Aemter- 1  Zosam- 
bedarf.  |    men. 


Ausgabe- 

Voransdüag  fOr 

1851 

in 

i.  rb«ilb  iTb.  Kh, 


P««- 


AB  dar 


*  23963 
1743 

28500 

16300 


81884 


300 


Zusammen  F. 

Diverse  anvorhergese- 
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Zu  A.  Auob  fiir  die  Verwaliung  des  Staats  bildet  die 
Konstitutions-Ergänzuogsakte  vom  19.  July  1816  noch  immer 
die  Grandlage  /  da  es  bisher  nicht  hat  gelingen  wollen  zwischen 
Senat  und  Bürgerschaft  über  die  Abstellung  von  Organisalions- 
mangeln  sich  zu  einigen,  obgleich  deren  Vorhandensein  von 
beiden  Theilen  anerkannt  wird.  Das  neuste  Gesetz  über  das 
Polizeiwesen,  namentlich  die  Errichtung  der  Gendarmerie,  ist 
vom  15.  Dezbr.  1835;  eine  Zivildiensi^Pragmatik  vom  6.  Ok- 
tober 1829;  eine  Verordnung  über  die  Zivil -Tftfftueit-^awfln- 
und  Sterbe-Kasse  vom  29.  July  1817.  Die  oberste  Verwaltung 
des  Staats  (Nr  1,  3,  4,  7)  kostet  nach  der  Rechnung  von  1846 
105716  fl.  oder  7,52  %  aller  Ausgaben,  die  s.  g.  auswärtigen 
Verhältnisse  (2,  5,  6)  erfordern  14731  fl.  oder  1,05  %;  die 
Vertretung  der  Bürgerschaft  (8,  9,  10)  20832  fl.  oder  1,48%, 

Zu  B.  Die  Gerichtsordnung  für  das  gemeinschaftliche 
Ober- Appellations-Gericht  in  Lübeck  vom  26.  Oktober  1831 
hat  unter  dem  26.  September  1837  einige  Abänderungen  er- 
litten. Die  verschiedenen  das  Stadtamt  betreffenden  Verord- 
nungen sind  vom  13.  Dezbr.  183  t  und  10.  März  1840.  — 
Seit  Anfang  1848  sind  hinsichtlich  der  bürgerlichen  Rechts- 
pflege viele  wesentliche  Verbesserungen  gemacht,  z.  B.  am 
23.  Hay  1848  wegen  der  Zeugen- Vernehmungen,  am  8.  Juny 
1848  und  1.  May  1849  über  die  Förmlichkeiten  bei  der  Eides- 
leistung, am  31.  Oktober  1848  wegen  der  persönlichen  Haft» 
am  7.  November  1848  mit  V.  V.  von  demselben  Tage  über 
das  Verfahren  in  bürgerlichen  Rechtssachen ;  am  7.  November 
1848  wegen  der  Gebühren  der  Sachwalter;  am  20.  Februar 
1849,  zum  Schutz  der  persönlichen  Freiheit.  —  Die  Straf- 
rechtspfiege  ist  noch  nicht  verbessert,  obgleich  alle  Vorberei- 
tungen dazu  längst  getroffen  sind,  weil  sie  mit  der  Verfas- 
sungsfrage im  engsten  Zusammenhange  steht.  — 

Zu  C.  Die  mit  dem  Staatshaushalte  in  unmittelbaren 
Beziehungen  stehenden  Stadtkämroerei ,  Forstamt,  Rechnei- 
und  Rentenamt,  erfordern  einen  Aufwand  von  1 68428 fl.  oder 
11,98  o/o  aller  Ausgaben;  der  Unterhalt  der  öffentlichen  Bau- 
werke in  der  Stadt  (5,  5  a,  b,  c)  bedurfte  in  demselben  Jahre 

1846:  47104  fl.  oder  3,35  %  aller  Ausgaben. 

102* 
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Zu  Di  Die  FrMentformalion  des  BundeAanimgemis  der 
Treien  Stadt  Frankfurt  macht  nach  dem  Bedarfetat  für  1849 
nachbezeichnete  Ausgaben  erforderlich  (nach  dem  Senatsbe- 
schlusa  vom  16.  Juny  1846  Tiir  910  Köpfe) 

GeMe^      p. 
Gegenstand  der  Ausgabe.  traa  in      ^^^ 

1}  An  Sold  und  Zulagen  einschliesslich  des 
Brods  (täglich  942  Portionen  &  ly^Pfd. 

zu  3V4  Krzr.) 153265      63,1t 

910  Köpfe  Bundeskontingent,  10  Köpfe 
Gamisonsstab  und  Kriegszeugamt»  39 
Veteranen,  18  Invaliden. 

2)  Montur  und  zwar  für: 

a.  891  M.  Bundeskontingent  .  fl.  33003 

b.  39  Veteranen ^     1111 

a    18  Invaliden ^      300      34414     14.18 

3)  Pensionen  (5  Hauplleute,  1  Ordnanz  und 

2  Hauplmanns-Witlwcn) 8145  3,86 

4)  Hospital-Ausgaben 7500  3,09 

5)  Kasernen-Ausgaben 6000  2,47 

6)  Armatur  und  Munilions- Ausgaben      •    .  4000  1,65 

7)  Werb-  und  Handgeld 20000  8,23 

8)  Schreibmaterialien  und  Drucksachen     .  1200  0,49 

9)  Beleuchtungs-Malerial       2500  1,03 

10)  Extra- Ausgaben 1500       0,62 

11)  Steinkohlen-Feuerung 4300       1,77 

fl.  242824    100,— 

Dies  sind  17,28  %  aller  Ausgaben  und  auf  1  Kopf  des 
Kontingents  kommen  davon  durchschnittlich  266,84  fl.,  auf 
1  Kopf  der  Bevölkerung  des  Staats  aber  3,50  fl. 

Für  den  Bedarf  der  Leitung  der  Stadtwehr  (mit  zweitem 
Aufgebot  und  Freikorps  5278  Köpfe  stark)  werden  im  Voran- 
schlag fiir  1849 :  4974  fl.  gefordert. 

Die  Bedingungen  bei  der  durch  freiwillige  Werbung  er- 
folgenden Ergänzung  des  UnienmilUärs  sind  z.B.:  Maass  min- 
destens 5  Fuss  8  Zoll  Frkfkr.,  Alter  nicht  über  34  Jahr,  Kapi- 


I 
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tulaiionszeii  6V4  Jahr,  Handgeld  150  fl.  u.  s.  w.  Der  Gemeine 
empfangt  täglich  an  Sold,  Kasemirung  und  Menage  - Zolage 
16  Krzr.  und  eine  Brodportion  von  IVf  Pfd. 

Von  den  Amgabm  für  die  PdKaei  bebe  ich  nach  dem 
Etat  Tür  1849  hervor:  Für  Arrestaten  tfOOOfl.,  für  das  Feuer- 
amt 6100  (daneben  besondere  Brand versicherungs-  und  Sprit- 
zenkassen), Tür  das  Arbeitshaus  5000  fl.,  flir  die  Gensdar- 
merie  (54  Mann)  23774  fl.,  (&r  die  Strassenreinigung  2000  fl. 
Die  s-  g.  Polizei-Amts-Feld-Sektion  bedurfte  8865  fl.  —  Die 
Ausgaben  Tür  polizeilidie  Zwecke  sind  in  einzelnen  Zweigen 
mit  Rücksicht  auf  die  geograflsche  Lage  und  die  besondem 
Verhältnisse  Frankfurts  als  Bundeshauptstadt,  bemessen;  was 
wohl  einen  Anspruch  auf  Unterstützung  vonseiten  der  Bundes- 
gewalt rechtfertigen  dürfte.  Dies  muss  aber  um  so  Wünschens- 
werther erscheinen,  weil  man  nicht  in  Abrede  stellen  kann, 
dass  einige  polizeiliche  Dienstzweig6  hinter  den  Ansprüchen, 
welche  man  an  sie  macht,  zurückbleiben. 

Zu  E.    Nachdem  bereits  die  Konstitutions  -  Ergänzungs- 
Akte  vom  19.  July  1816  über  Kirche  wutKlenu  einige  Grund- 
züge erlassen  hatte,,  sind  nachbezeichnete  Bestimmungen  ge- 
folgt : 
1820  Januar  27.    Verordnung  über  die  Bildung  eines  kirch- 
lichen Voretandes  der  evangelisch-/tiMerMc&eii  Gemeinde. 
1820  Februar  8.     Verordnung  über  die   Bildung  und   den 
Geschäftsgang  eines  evangelisch -reformir/en  Kaneiiio* 
riums. 
1822  Oktober  22.    Verordnung  wegen  Bildung  eines  kirch- 
lichen Vortlandee  der  kaihoKichen  Gemeinde. 
1824  September  1.    Verordnung  zur  Feststellung  der  privat** 

bürgerlichen  Rechte  der  Israeliten. 
1830  März  2.    Gesetz  übpr  die  Verhältnisse  der  Ober-Bkei- 

nUchen  Ktrchenprovinz. 
1830  Februar  2.    Urkunde  über  die  Dotation  für  den  evan- 
gelisch -  lutherischen  Religions  -  Kultus. 
1830  Februar  2.    Urkunde   über  die  Dotation  für  das  Kir. 
chen-  und  Schulwesen  der  kathoKschm  Gemeinde« 
Der  Geldbedarf  der  einzelnen  Anstalten  (zum  Theil  nur 
Zuschüsse)  ergiebt  sich  aus  der  Tafel ;  in  Beziehung  jedoch 
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auf  Nr.  S  hebe  ich  die  Ausgaben  ßr  tiinge  SchuUm$ialiem 
hervor. 

Zunächst  ist  dabei  zu  betBerken,  dass  wenn,  unler  An- 
rechnung des  eingehenden  Schulgeldes,  die  im  Budget  in 
Aussicht  genommenen  Zuschüsse  zur  Deckung  der  Kosten 
nicht  hinreichen»  der  Staat  das  Fehlende  ergänzt ,  was  fast 
jedes  Jahr  durch  Nachbewilligungen  geschieht  und  häufig  die 
ursprünglich  bewilligten  Zuschüsse  weit  übersteigt« 

Das  Gymnasium,  mit  S  Klassen-  und  10  Fach -Lehrern 
und  250  Schüler,  erfordert  etwa  24000  fl,  jährlich;  die  Hbrp- 
gen  evangdiscken  Schulen,  deren  Einnahmen  nicht  in  der 
Staatsrechnung  erscheinen,  empfangen  etwa  5000  fl.  Zuschuss 
(Senatsbeschluss  vom  11.  Juny  1833);  die  katkoüscken  Schu-^ 
len  desgleichen  4252  fl.  (Senatsbeschluss  vom  23.  Juny  1846); 
die  vormalige  Ravensteinsche  gymnasiische  Anstalt^  seit  1846 
Verein  Tür  körperliche  Ausbildung  der  Jugend  (Aktien-Geseil- 
schaft), 1500  fl.;  Kleinkinderschulen  250  fl.  u.  s.  w.  Eine 
Verordnung  (ur  die  deutschen  Stadtschulen  vom  1.  März  1810 
wurde  in  neuer  Fassung  als  Anlage  I.  zum  Gesetz  vom  23.  De- 
zember 1817  veröffentlicht;  eine  Verordnung  über  die  öf- 
fentlichen Unterrichtsanstalten,  deren  Organisation,  Kuratel 
und  Fonds  erging  unler  dem  1.  Februar  1812;  die  Konstito- 
tions  -  Ergänzungsakte  enthält  Bestimmungen  über  das  Unter- 
riditswesen;  eine  Urkunde  über  die  Dotation  für  das  Schul- 
wesen der  beiden  evangelisch  -  protesU  Gemeinden  ist  vom 
2.  Februar  1830.  —  Ohne  dadurch  den  Männern,  welche 
Frankfurts  öffentliche  Unterrichtsanstalten  leiten,  einen  Vor- 
wurf machen  zu  können  oder  zu  wollen,  darf 'nicht  ver- 
schwiegen werden,  dass  die  Mehrzahl  derselben  mancher 
Verbesserung  fähig  ist.  Es  scheint,  als  ob  der  Hauptsitz  des 
Uobels  in  der  Gestaltung  der  obersten  Leitung  des  Schulwe» 
sens  zu  suchen  ist,  welche  aller  Kraft  und  jeder  nachhaltigen 
Wirkung  entbehren  mmss,  weil  sie  von  anderweit  viel  be- 
schäftigten Männern  ab  ein  iVe6endienst  betrieben  wird.  Ohne 
eine  eigene  obere  Schulverwaltung,  theilweiso  aus  Schulmän- 
nern bestehend,  wird  es  schwerlich  besser  werden. 

Zu  F.  Armenwesen  und  Unterstützungen.  Frankfurt  bt, 
gleich  fast  allen  vormaligen  Reichsstädten,   durch  die  grosse 
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Wohlthättgkeii  und  den  Gemeiosinii  seiner  Bewohner,  reich 
an  Stiftungen  za  derartigen  Zwecken  (z.  v.  Frankfnrts  ge- 
meinnützige Anstalten  von  H.  Meidinger,  1845).  Allein  aach 
die  Staatskasse  verwendet  dafür  jährlich  &5  bis  60000  fl.  oder 
4,t7Vo  aller  Ausgaben. 

Zu  H.  Die  Fenrianen  belaufen  sich  j^zt  auf  etwa  44000  fl. 
jährlich  oder  3,13  Vo  aller  Ausgaben. 

Zu  IL  Der  Bedarf  der  Sckulden-TUgung8'Ka$se,  welcher 
nach  der  Rechnung  von  1846  nur  289391  fl.  betrug,  ist  im 
Voranschlag  für  1851:  490394  fl.  oder  30,40%  aller  Staats- 
ausgaben. Darin  sind  jedoch  für  die  Bisenbahn-^Anlehen  über 
20%00  fl.  jährlicher  Zinsen  einbegriffen,  während  die  jähr- 
liehe Einnahme  der  Eisenbahnen  nur  mit  120000  fl.  veran- 
schlagt ist;  —  mithin  wäre  der  jährliche  Verbst  jeM  noch 
über  80000  fl. 

Die  Ereignisse  zu  Bnde  des  18.  und  im  Anfange  des 
19.  Jahrhunderts  hatten  auch  Frankfurt  in  eine  nicht  unbe- 
deutende Schuldenlast  verwickelt.  Am  1.  Dezember  1801, 
10.  Juny  1806,  10.  July  1813  und  20.  Juny  1814  hatten  An- 
leihen, zum  Theil  zwangsweise,  aufgenommen  werden  müs- 
sen, mit  deren  Abtrag  jedoch  sofort  nach  hergestelltem  Frie- 
den begonnen  wurde.  Um  die  wünschenswertbe  Gleicbmäs- 
sigkeit  hinsichtlich  der  Behandlung  dieser  Schulden  und  zu- 
gleich eine  Ziusenherabsetzung auf  4%  zu  bewirken,  madiie 
man  unter  dem  30.  Uärz  1822  ein  4  Voigts  Anlehen  von 
3,508100  fl.  im  24  fl.  Fuss,  mittelst  welchen  die  drei  letzt- 
gedachten Schuldposten  getilgt  worden.  Es  scheint  hiernach, 
dass  damals  die  Gesammisumme  der  Siaaissekulden,  deren  Ver- 
theilung  zwischen  Staat  und  Gemeinde  in  der  Verordnung 
vom  27.  Februar  1813  Statt  gefunden  hatte  (z.  v.  neue  Re- 
gulirung  durch  Gesetz  vom  16.  März  1820  und  Bekanntma^ 
chung  vom  11.  April  1822),  etwa  S%  Millionen  Gulden  be- 
trug. Zum  Abtrag  des  Rests  dieser  und  einer  daneben  ent- 
standenen schwebenden  Schuld,  so  wie  zu  Grunderwerbun- 
gen, wurde  am  9.  März  1839  ein  ZV2  %iges  Anlehen  beschlos- 
sen ,  dessen  Scbuldurkunden  auf  den  Inhaber  ausgestellt  sind. 
Sein  Betrag  ergiebt  sich  aus  der  betreffenden  Bekanntmachung 
vom  19.  Itärz  1839  nicht,  scheint  jedoch  nahe  an  8Vs  Mit- 
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Konen  Gnlden  betragen  zo  haben,   wovon  Ende  1847  nodi 
6 J 18000  fl.  vorhanden  waren.     Danebem  waren  zwei  andere 
Arten  von  Schulden  entstanden,   die  s.  g.  Redineischald  und 
die  Anleihen  behuf  des  Eisenbahn banes.     Die  500  fl.  unver- 
zinsliche Rcchneiickeme  wurden  zuerst  auf  Grund  eines  Ge- 
setzes vom  25.  Februar  18M  ausgegeben  und  zwar  damals 
zur  Gesammtsumme  von  1,500000  fl.,   ^um  dem  Mangel  an 
^umlaufendem  baaren  Gelde  abzuhelfen  und  gegen  Nieder- 
,)legung  einer  entsprechenden  Summe  von  ungemiinztera  Gold 
9,und  Silber  oder  nicht  Kurs  habenden  Münzen;    auch  unter 
^Beschränkung  ihrer  Gültigkeit  auf  eine  bestimmte  Zeit  und 
»unter  Verfügung  ihrer  Annahme  bei  allen  Zahlungen  gleich 
^baares  Geld.^  —   Dieses  Hulfsmittel  ist  seitdem  fortgesetzt 
benutzt  worden  und  die  Ereignisse  der  neusten  Zeit  haben 
zur  bedeutenden  Vermehrung  dieser  Rechneischeine  gcfiihrt, 
so  dass  davon  jetzt  (August  1851)  iur  4,000000  fl.  im  Umlauf 
sind.    Diese  Rechneischeine  können  als  eine  eigentliche  StaaiM' 
schuld  nichi  betrachtet  werden .    weil  sie  nur  gegen  Hinterle- 
gung von  Faustpfändern  gleichen  oder  höheren  Werlhs,    die 
sofort  versilbert  werden  können ,  ausgegeben  sind.    Ihre  Aus- 
gabe ist  nichts  als  ein  gewöhnliches  Bankgeschäft  des  Dar- 
leihens auf  Depots  und  jder  Ausgabe  von  Noten.     Von  den 
Rechneischeinen    bildet   'A   Million   das  Betriebskat)ilal    der 
Münzanstalt.  —   Ausserdem   besieht  eine  ältere   verzinsliche 
Rechneischuld ,  welche  Ende  1847:  508000  fl.  betrug.    Diese 
aus  dem  16.^   17.  und  18.  Jahrhundert  stammenden  Schuld- 
verschreibungen stehen  nodi  im  schweren  Zinsfusse  (20  fl.  Puss, 
ja  selbst  18  fl.  Fuss),    werden  aber  nunmehr  nur  im  22  fl. 
Fuss  bezahlt.  — 

Die  Anleihen  isum  Eisenbahnbau  wurden  wie  folgt,  ge- 
macht : 
1843  Septbr.  5.  Gesetz  wegen  Aufnahme  von  2,000000  fl. 
behuf  d^r  Kosten  des  Antheils  von  Frankfurt  an  der 
Main-Nedcar-  und  Frankfort -Ofienbacher-'Bsenbahn 
(Part.  Obligationen  von  1000,  500,  300  und  100  fl. 
auf  den  Inhaber,  3%;  Tilgung  durch  Verloosung,  wel- 
che zuerst  ein  Jahr,  nach  gänzKcber  BröSnung  der 
Eisenbahn  Statt  findet;   zur  Verzinsung  und  Tilgung 
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n  jährlich  lAindestens  4Vo   des  Kapitalbetrags  za  ver- 

if  wenden).     Davon  ist  1  Mill.  am  0.  Januar  1844,    die 

^  die  MilL  erst  22.  July  1851  begeben. 

r  1846  Febr.  10.     Gesetz  über  die  Aufnahme  von  5  Mill  fl« 

i  zur  Brbanung  der  Siaats-Ebenbahnen  (Part  Obh'^atio- 

^  nen  vom  12.  May  zq  1000,  500,  800  und  100  fl.,  auf 

s  den  Inhaber;  Sy^Vt  Zinsen;  Ite  Verloosung  nicht  vor 

f  5  Jahren  vom  Tage  der  Ausfertigung  der  Obligationen). 

«  1848  Novbr.  14.    Gesetz,   wodurch  ein  neues  Anlehen  zur 

[^  Vollendung  der  Staats « Bisenbahnen  von  2Vt  Mill.  fl. 

verfügt  wird   (SVsVt  Zinsen;    Part.  Obligationen  auf 
den  Inhaber  von  1000,  500,  300  und  100  fl. ;  Verloo- 

£  sung  wie  bei  den  Obligationen  vom  12.  May  1846). 

0  Diese  Eisenbahn  «Anleihen  sind  unzweifelhaft  S/oo/sschul- 

Ei  den,   auch  unter  Zuziehung  von  Abgeordneten  des  T^andge- 

i  biets  gemacht,  während  hinsichtlich  der  Mieren  Schulden  die 

^  Frage  über  die  Mitverpflichtung  der  Ortschaften  keineswegs 

t  unbedingt  zu  bejahen   seyn  dürfte.     Am  raihsamsten   wird 

i!  seyn ,   die  wahi'scheinllch  unlösbare  Scheidung   von  Staats- 

r  und  Stadt- Rechten  und  Pflichten  auf  sich  beruhen  zu  lassen. 

Der  KapUal  -  Betrag   der  Staatsschuld  war  hiernach  wie 
folgt:  • 

r  -  Ende  1847.       Mute  1851. 

1.  Best  der  Anleihe  vom  9.  März 

1839 6,718000      pp.  5J21000 

2.  Rest  älterer  verzinslicher  Rech- 

neischulden 508000  pp.      503000 

3.  Eisenbahn-Anlehen   v.  5.  Sep- 
tember 1843 1,000000  2,000000 

4.  Desgl.   vom  10.  Februar  1846  5,000000  5,000000 

5.  Desgl.  vom  14.  Novemb.  1848  —  2,500000 

13,226000  15,724000 

Auf  1  Kopf  der  Bevölkerung  kamen  im  Jahre  1847:  190, 
im  Jahre  1851  aber  218  fl.;  das  Verhällniss  der  Jahres -Ein- 
nahme zur  Schuld  war  wie  1  zu  10,49. 

Die  Obligationen  der  Anleihe  vom  14.  November  1848 
sind  noch  nicht  veräussert,    weil  die  Gelegenheit  dazu  nicht 
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